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£iuleituiig.

f^in zentralistischer Zug geht heute, trotz aller Kückfälle

und (iegenbewc^ungen, durch die ganze Volkswirtschaft.

Die drei Fragen, welche in den letzten Jahren im Vorder-

irrund des social vvirtachaftlichen Lebeuö des Schweizer Volkes
ge4»tandeD haben, sind Fragen der Zentralisation.

Die 1898 bestimmte VerstAatlichung der fttnf
Raupt ei senbahnlinien steht im Stadium der Durch-
ffthiHDg und wird mit dem 1. Mai 1909 endgllltig vollzogen

sein« Das von den eidgendssischen Räten fast einstimmig
angeDommene Forrersche Gesetz Uber die Kranken-
und Unfallzwangsversicherung, welches einen mächtigen
Schritt im Sinne einer Erweitf nmi^: der StnatHkompetenzen
and einer zunehmenden Ab!i.in;^ifj;lct'it der Einzel- von der

Gemeiüwirtschaft bedeutete, ist am 20, Mai 1900, vielleicht

noch mehr seiner Unvollkommenheiten, als seines Prinzi})es

wegen, vom Volke verworfen worden. Die dritte Frage ist

diederZentralisation des Banknotenwesens; obgleich

sie Ytel froher als die beiden anderen aufgeworfen worden ist^

und sowohl die Öffentliche Meinung als die gesetzgebenden
Omne su wiederholten Malen beschäftigt hat, harrt sie immer
noä ihrer L<)sung.

Sie hat das Erscheinen einer schon nicht unbedeutenden
Zahl von Schriften hervorgerufen. Die meisten aber sind

polemisch nnj^ehaucht und r-fitbohren Her erforderlieh wi.s.sen-

schaftlichen Unparteilichkeit und Strenge. Diejenigen, denen
ein reeller Wert nicht abgesprochen werden darf, vertreten einen

nach unserer Euiptindung verfehlten Standpunkt, oder tragen

wenigstens, da sie vor zehn, zwanzig, dreifsig Jahren vcrfafst

worden sind, einer Reihe von heute mitspielenden Momenten
naturgemJlb keine Rechnung und liefern von der Geschichte
der Frage ein immer unvollständigeres Bild ; oder sie behandeln,
wie das 1900 ^chienene kleine Buch Yon A. Sayous^,

> 06 U cr^ation en Suisse d une banque centrale d'^miaaion.

Psrii.
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welches sich überdies an das fraosösiache Publikum wendet,

die technische Seite dos Gegenstandes nicht. Zudem ist

diesen letzte Budi In dpr ebenso irrtümlichen wie festen

Überzeu^rung gesciinebeii worrl n, dafs der (lanials auf der

Tagesordnung der cidgenö^aläcll('n Räte stehende Zcntralbank-

entwurf vom Volke angenoinmea werden und eine endgültige

Regelung der Angelegenheit mit sich bringen wurde. Der
betreffende Entwurf ist aber im Juni 1901 schon im Schofse

der Bundesyeraammlung durchgefallen. Dies Ereignis bedeutet

einen Absclinitt in der Geschichte des sehweiserischen Bank-
notenwesens. Eine neue Periode filngt an, wo nach einer

anderen Lösung gesucht werden muls.
In Anbetracht dieser Tatsachen scheint es uns angebracht,

ein Gesamtbild der Frage und ihrer Aussichten su geben. Und
Bwar werden wir:

1. die Geschichte der Zentralbankfrage kura wieder
aufnehmen, um sie bis auf die G^enwart zu führen und
dabei die Ursachen feststellen, an welchen die Gründung
einois 7f?itr;tl<'n Noteninstitutes immer wieder gescheitert ist,

2. im .Studium der heutigen KotPnl)ank- und Geld-
marktverhältnisse die Antwort auf die Frage
suchen, ob die gegenwHrtifrcn Zustände wirklich uuhaltbar

sind und einer Zentralisation bedürfen.

3. vorausgesetzt dafs diese Frage bejaht wird, untersuchen,

in welcher Richtung eine Reform wünschens-
wert und ni()glich wäre.

Bei der Bearbeitung dieser Schrift lial>eu wir hauptsUchlich

amtliche Dokumente benutzt, nämlich all' die die Frage be>

treffenden Berichte des Finansdepartenients,derBot*
Schäften des Bundesrates, die Kommissionsprotokolle
und stenographischen Bulletins der Bundesrersamm-
lung etc, . . ., dann wohl am meisten die Zeitschrift für
schweizerische Statistik und die Berichte des
schweizerischen Handels- und Industrievereins...
Näheres über unsere Quellen werden wir überdies im Laufe
unserer Darlegung angeben.

Was unsere» Auffassung von der Natur des Problems und
die Metliode ani)etrifft, so werden wir den Umstand, dais wir

mit einer praktischen Angelegenlieit zu tun haben, nicht aus

d«n Augen verlieren. Von gewisser Seite sind mehrfach, nicht

ohne Bitterkeit, auf diejenigen Aubpielungeu gemacht worden,
welche, nur störend und hemmend wirkend, in eine rein öko-

nomische, banktechnische und als soldie au behandelnde Frajge

politische, fiskalische und soziale Rücksichten durchaus hinein-

mischen wollen. Dem gegenüber müssen wir von vornherein

den Standpunkt behaupten, dafs, so sehr eine solche Absondern üg
in der theoretischen Wissenschaft mdgiich und ntttalich sein
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XXI 7. 3

mig, sie, sobald es sich um das wirkliche lieben handelt^

"rerwerfUch ist. Das Volksleben bildet ein Ganzes ^ worin
die wirtschaftliche Tätigkeit eine wichtige, aber eben deswegen
nicht absolut selbstHndige, sondern eine mit den höheren
Staatsaielen in Einklang zu bringende Rolle spielt Die Frage
der Zentralisation ries scliweizerischen Notenwesens können
wir daher nicht vom reinen kaufmännischen Standpunkt be-

trachten. Sie ist nur in Zusammenhang^ mit den anderen
Elementen des nationalen Lebens, welche in gegenseitiger

Abhängigkeit und in Zusammenhang mit ihr stehen, zu be-
urteilen und zu lösen.



Erster Teil.

GeschicJbite der üauknotenfrage«

Die kleine Schweis zählt 85 Zettelbanken, unter denen
keine über die anderen eine Kontrolle und einen leitenden

Einflufs ausübt. Sie ist damit heutsatage in £uropa das Land,
wo die Zentralisation im Bankwesen am wenigsten entwickelt ist.

Und doch ist in der Selnveiz der Gedanke einer Zentral-

bank ebenso alt, könnte man sagen, als das eigentliche Bank-
wesen selbst. Im Jahre 1835, ein Jahr nämlich nach der
Gründung der Kanton albank von Bern, des ältesten

schweizerischen Bankinstituta , berührte schon eine anonyme
BroBchllre die Idee einer „allgemeinen aohweizerischen National-
bank'' ^. Der Ver&seer bemerkte aber, dazu fehlte eleich ,die
erste Bedingung, ein allgemeiner schweizerisoher MQnidßiCB*t
und er fügte hinzu: „Ferner ist der Handel in der Schweiz
nicht vorzüglich auf einem Platze konzentriert, wie der Handel
anderer Länder in ihrer Hauptstadt". Wenn dieses letzte,

s^phr kliip: hervorgehobene Moment seine damalige Geltung
nicht so ganz verloren hat, so wurde bereits 1848 das zuerst

erwähnte Hindernis b<\s*>itigt. Die neue Verfassunj^ brachte
ein einheitliches Müiiz\\ < st n , so dal's es Herrn Erneät Pictet

aus Genf (18G3) und Burkiiard-Bischofif aus Basel (18(34) möglich
wurde, unter Henrorheben der Übelstflnde der domaugen
Zersplitterung, eine Zentralisation des Notenwesens zu ver-

langen.

Es bestanden in der Tat keinerlei dasselbe betreffende eid-

genössische Gesetzesbestimmungen. Allerlei Banken,Hypotheken-
ebensog:ut als Handelsbanken und Banken mit g:emi8chtera

System setzten Noten in Umlauf. Kaum hatten einige kanto-

nale Gesetze der Emission eine Maximalgrenze gesetzt oder
eine Stenor auferlegt. Nirgends war im Konivursfalle dem
Noteninliaber ein Vorzugsrecht gesichert. Abgesehen von den

^ „Über Baaken und deren Anwendung in der Schweiz." Zflrich
im, S. 29.
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in ihren Statuten von vielen Banken aufgenommenen Vor-
schrifiten betreffend Metalldeckung und Verhältnis des Emis-
sionsbetrages zum Kapital, war das Notenwesen meistens einer

OlHgen Freiheit tiberlassen. Da die Einlösung der Noten
ungenügend garantiert war, da sie ferner an Form, Gröfse
und Farbe sehr ver.schie<lHn waren, und die Mehrzahl der
Banken sie sr-^geiiseitig nicht aniinhm, so liatten sif» weniger
den Charakter eines Zahlungsmiticls , als denjenigen eines

Schuldseheins. Sie gingen schwerlich über den Geschäftsrnvon
ihre« emittierenden Institutes hinaus und blieben nur kurze
Zttt im Umlaufe. Der Betrag der Zirkulation der ge-

samten schweizerischen Banken erreichte 1868 nicht 15 B£ll.

Frk. und war, wie Wolowsky hervorhebt, beständig
niedriger als derjenige ihres Kapitals. Sie machten überhaupt,
nach demselben Schriftsteller, ,de maigres affaires"^. Sie
störten allerdings den Verkehr nicht, sie forderten ihn aber
auch nicht; keine hatte bisher ihre Zfililunfr^^n eingestellt;

kr-in Besitzer ihrer Noten war je zu Schaden gekommen, allein

sie waren „timides", wie s]( Ii Co ur c e 11 e - S e n e u i 1 aus-

drückt'; es fehlte ihnen an Beschäftigung, an Unternehmungs-
lust, ebenso wie an Kohäsion.

Doch hatte sieh im lotsten Jahrzehnt eine gewisse Be-
wegung nach gröfserem Emverstfindnis bemerkbar gemacht^
einzelne Vereinbarungen waren getroffen worden^. Hätte man
doch nur diese Bewegung sich selbst Überlassen, ihre langsame^
aber sichere natürliche Entwicklung nicht gestört, so wäre
man direkt zum schottischen System geschritten — so meint
Co ur c e 1 1 e - 8 e n e u i 1

^ — über dan seither Geschehene in

den Tiefen seiner manchesterlichen 8: < seufzend. Die ]ioli-

tische Gestaltung der 8chweiz, ein Bund von kleinen souveränen
Staaten, scliien in der Tat die Bildung eines ähnlichen Systems
auf dem Bankgebiet begünstigen zu dürfen — nämlich da^

Nebeneinanderbestehen von mehreren mitwerbenden und doch
Bugleich eng verbundenen, sich untereinander unterstfltsenden

Emissionsinstttuten* Allein in der Schweiz, wie ttherhaupt

viellach in Europa, machte sich eine sozusagen zentripetale

Bewegung immer mehr geltend. Man schritt auf dem poli-

tischen Gebiet zur Zentralisation, auf d<Mn sozialen zur Er-
weiterung der sämtlichen Kompeteuzen, in manchen Erwerbs-
brauchen zum Grofsbetriebe.

* La (juestion des baiirpics. S.

* Trait^ des Operation:» Uu banque« Auslage 1891. b. 390
n. folg,

^ Herrn Bankdirektor Speiser von Bsael gebährt da«; Verdienst,

die ersten zustande gebracht zu haben, und zwar 1852 zwischen Basel

and Zürich, und Basel und St Gallen. Die Banken nahmen die Noten,

snter Absug von 1*/« reap. lV«*/o, gegenseitig an.
* loe. cit.
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Diese Tendenzen ihrer Zeit bringen Pictet und Burk-
hard -Bisch off 7Tim Ausdruck, indem sie die erste grofse

Anregung zur Verein lieitlichting und ZentraiiaierilDg des
schweizerischen Emiasionswesens geben.

Der erste wünschte* die 18 bestehenden, sehr verschiedene
Geschäfte treibenden Banken auf einen einzigen sogenannten
normalen Typus zurückzuführen und sie dann in einer gemein-
Samen, vom Bunde unabhttogigen freien Or^nuiiBatioii, die den
Namen ^Union des BMU^ues** führen wlMe, in der Weise
nuaammensufassen, dafs sie Dritten gegenüber solidarisch, in

ihren Statuten und Geschitften aber selbständig bleiben sollten.

Sie sollten durch ein Direktorium vertreten werden, dem die

Festaetzunf?^ des Diskontosatzes und dio Rpfrelung des Geld-
und Noten iiTTilaufs oblie^-fn würde. Die altnn Noten sollten

durch die an den »Sclmltern aller Banken einlösbaren Vereins-
noten ersetzt werden.

Herr Üurkhard ]^>i8choff hielt ein solches Aufgehen
der Banken in eine allgeuieine Zettelbankorganiaation fUr nicht

tnnlich; er unterschied sich von Herrn Pictet hauptsächlich
dadurch, dals er das gesetzliche Eingreifen des Staates befür»
wortete; er fafste seine Gedanken ungef^r in folgender
Weise zusammen^:

1. Eine einzige privilegierte Zettelbank ist f^r die Schwei*
durch das allgemeine Öffentliche Interesse geboten.

2. Das Recht der Konzession zur Ausgabe von Banknoten
mufs durch ein Bundesgesetz aus den Händen der Kantons-
regierungen in die Hände des Bundes übertragen werden.

3. Die Konzession resp. das Privilegium wird einer Privat-

nehmigung der Bundesbehörde ii unterliegen.

Überwaciiende Zensoren müssen durch den Bund ernannt
werden, und dieser letzte mufs an dem Nutzen in billigem

Verhältnis partinpieren.

Es ist mögtichy dafs durch diese Schrifiben angeregt, welche
die Mängel der damaligen Zustände stark betonten, Herr
Nationalrat Dr. Kuttimann aus Zürich im Jahre 1806 den ersten

Schritt auf dem legislativen Wege tat, indem er einen
Bericht an die ständerätlielie Kommissinn für die Revision

der Bundesverfassung einr< i( hte, der die Ordnung des schweize-

rischen Notenwesens durch den Bund zum Gegenstand hatte.

^ Des banques de circalation en Suisse. Gen^ve 1863.
III. Kap. Diese Idee i^t 1882 von H. Charles Sc herer ia §einer
Broschün- „Le Inllft de b an quo «'n Suisse**, Geii^ve» in der
Hauptsache wifdcr Huf^'oiiommen worden.

' Die Zed del ban ken in der Schweiz und das Hodüifnia
einer einheitlichen Notencirkulation. 4 Aufsätze, in der
„Schweizer. Eisenbalm- und Iliindvlszeitun^'" in Haael 1864 veröffent-

licht, 1865 durch besonderen Abdruck vervielfältigt. S. 48 u. folg.

deren Statuten der Ge-

Digitized by Google



XXL 7. 7

Vor allem aber die Ereignisse ron 1870 71 — die Krisis

einerseits, welche aut dem vom traiiznsi??chen zu abhän^':igen

Ächweizerißciien Markt ausbrach , andereryeits die glänzenden
Dienste, welche die Bank von Frankreich während dieser

düsteren Tage ihrer Regierung zu leiaten imstande war —
beförderten die doppelte Bewegung zu Gunsten des Staat-

liehen Eingreifene und der ZeDtralMatton,
Der Bundesrat ernannte eine FachmllnnerkomniisBion zum

Stadium der Frage. Die verschiedensten Meinungen wurden
«ewohl aus ihrer Mitte als aus dem Publikum geftu&ert^. Wenn
auch Stimmen für die weitere einfache Anwendung des ge-
meinen Hechtes laut wurden, so trug doch der Gedanke einer

eidgenössischen Regulierung des Einissirmswesens den Sieg
davon ^ und dies in der Form des folgenden Artikels 39,
welcher in die revidierte Verfassung von 1874 autge-

nommen wurde:
,,Der Bund ist befugt, im Wege der Gesetzgebung all-

gemeitte Vorschriften Aber die Ausgabe und Einlösung von
Benknoten su erlassen. Er darf jedoch keinerlei Monopol filr

die Ausgabe von Banknoten aufstellen und ebenso keine
Reehtsverbindlichkeit für die Annahme derselben aussprechen*^.

Damit war mit einem Male die legislatorische Kompetenz
betrefff^nd das Bankwesen den Kantonen entnommen, und
dasselbe tür die ganze Schweiz auf eine einheitliche Grund-
lajje gjestellt ; — doch war einstweilen jede Aussicht auf das
Monopol ausgeschlossen. Dieser Artikel bedeutete wohl einen

Fortschritt der Zentralisation, aber nur auf politischem Gebiete;
«nf demjenigen des Bankwesens sollte er nichts weiter als

Gleichartigkeit sdiaffra.

Bereits im September 1875 hatte die Bundesversammlung
eine Ausführungsgesetzesvorlage ausgearbeitet*®. Sie vereinigte

^ Drei Gutachten über das seh weizerisehe Ba ukuoten-
weeen. Hern lüli.

1. Nationalrftte Feer-Hcrzog(Aarau) iiiidDr.Rfittiinanii(Zjlfieh)
zn Gunsteo einer Bund* s^rcfetzgebung.

2, BankdirektorK e i 1 e r i
\\ intcrthur) zu Gunsteu eiuer urivilegierteu

Aktienbank mit Beteiligung des Staates am Kapital.

S. £. Fietet zu Gunsten einer „Union des banques".
Eine schweizerische Landesbank. Sfimoii) K(ai8er).

Handeiszeitung 1871; unseres Wissens die erste Schrift, welche die
^ne StaateMMÜc* vorschliirt

Des banqiies pubnciiu-s cn Suisse. Haarice David.
Lauaannc 1870. Zu (iutisten de« ^Laissez faire".

* Über die YerfaandluDgen der eidgenössischen liäte: Ii unU es

-

blatt 1«71-1874.
Sie wurde in Versammlungen und Schriften vielfach besprochen t

Zur Banknotcnfra^e. Eine Kritik dea iilntwnrfii dw Bank-
Qotengeaetzes. J. 11. Blum er. Glaris lb74.

Referat Qber den Entwurf eines schweizerischen Bank-
noto n L'csetses. A. Bnrckhard*BiBchofll Basel 1875. Zu Gunsten
der Vorlage.
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aber gegen sich die entgegengesetzten Gruppen. Zugleich von
den einen als zu linrt und von den anderen als nicht ent-

ßchieden genug bezeichnet, wurde sie in der Volksabstimmung
vom April 187Ü mit einer Mehrheit von 73UUU Stimmen ver-

worfen.

Im Juli desselben Jahres beschlofs^ um strengeren Be-
Btimmungen seitens des Bundes zu entgehen, die Mehnahl der
Banken (24 von 35), freiwillig gemeinsame MaiTsreffeln su treffen.

Sie bildeten ein Konkordat, wodurch sowohl der wechsel-
seitige Noten- als der Mandat- und Inkassoverkehr reguliert

und erleichtert, die Natur aber der Banknote selbst nicht
gekräftigt wurde.

Bald daraul . iiu April iis7*J, beauftragte dio Bimdes-
verbanimiung den Bundesrat mit der Bearbeitung eines neuen
Gesetzentwurfs in Ausführung des Art. 39.

Doch entütaud nun eine Jiewegung, die, wenn sie auch
einstweilen scheiterte, die grofsen Fortschritte unzweifelhaft

hewies, welche der Gedanke einer Monopol - Staatsbank im
Volke gemacht hatte. Der Dr. Joes von Schaffhausen
hatte nämlich, im Juni 1879, im Nationalrate eine Motion
entwickelt, die darauf hinausging, dafs der Art 39 auf*

gehoben, und das Recht, Banknoten bezw. Kassenscheine
auszugeben, dem Bunde allein vorbehnlten werden sollte *^
Nachdem sie ohne Diskussion abgelehnt worden war, und der
Doktor sich nach der Sitzung vor mehreren Kollegen ver-

messen hatte, er würde „ein Feuerlein anzünden, das über
die ganze Eidgenossenschaft hinleuchten werde", gelang es

ihm in der Tat in wenigen Wochen, dank der Mitwirkung
von Theodor Curti und anderen Sosialisten, 52000 Unter-
schriften zu sammeln, welche das Monopol xu Gunsten des
Bundes verlangten Die ganze Bewegung war weniger durch

(tCdanken äber die Banknoten trage. Natiuuairat Keller
von Fischeilthal. Bern 1875.

Rapport i'i la sooi^t^ industrielle rt commorcialo du
canton cie Vaud, sur la question des biilets de baaqae
en Siiisse. Laasanne 1875.

Das Bankwesen der Sehweis und des Auslandes. Von
J. J. Pfau. Zürich 1875. Anregung sur Orondang eines sehweise-
rischen Clearing-Houae.

" Siehe einen Anftatz des Dr. Joos In der „Scbwehterischen
Handels/ eitung" vom 19. Nov. 1879.

'* Siehe: Schweizerische Zeitfragen. Heft 9. Zürich 18ö0.
^Dichtung und Wahrheit oder der Baoknotenspektakel in der Schweiz
im Herbst 1879^ von Nationalrat und Bankdirektor in Solotbum Simon
Kaiser.

Das Bauknotenmonopol, die Schweizerische Landes-
bank und die Initiative. Kcde von Th. Curti. Zürich 1879.

Argumente gri;(>ii das Banknotenmonopol. Antwort auf
eine Rede des Herrn Th. Curti. Lnzern 1879.

Recbtsgutachten in Banknotenfragen von W. Endemann
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di« Überxengung von der ökonomischen Überlegenlieit des Ein-
banksystems , als durch die soziale Tendens geleitet, dafs der
Nutzen der Notenemission nicht Privatenf sondern der Gesamt-
heit zu Oute kommen solle. So ansehnlich diesn Kundgebung
auch war, «o entsprach sie doch der Gesinnung der Mehrzahl
d<^r Riirp-er bei weitem nicht Dafür lieferte die Volks-
abotiuiuiung vom 31. Oktober IbbU einen Beweis, wodurch
die von Joes und Aiiiiangern verlangte Verfassungsrovision

mit eintjr Mehrheit von 139 000 Stimmen verworfen wurde.
Nach diesem Intermeuo kehrte man zur Bearbeitang des

AitfflÜirungsgesetsee aof Basis des Artikels 39 znrttck^'.

Man stiefs anf grofse Schwierigkeiten. Denn zwei be-
dentende Gruppen, die ganz entgegengesetzte Ansichten ver-

traten, standen sich gegenüber. Die einen, die Vertreter des
Hmndels im allgemeinen, hätten das Recht der Emission nur
d<»n reinen Diskontobanken erteilen und die Deckung durch
Bargeld und Wechsel erlangen wollen. Sie legten das Haupt-
gewicht auf die jederzeitige Einlösbarkeit der Noten.

Die anderen, die Vertreter der Kantone, verlangten die

Freigebung der Geschäfte der Banken und die Deckung durch
Bargeld und Wertschriften; denn sie legten das Haupt-
gewicht »uf die absolute Sicherhdt der Deckung; um oie

jedeneitige Einlösbarkeit Ton unbedingt sicheren Koten brauche
man sich nicht so sehr zu kümmern, weil sie sich unter allen

Umständen im Verkehr halten würden *\

Der Entwurf des Bundesrates, welcher auf dem Stand-

punkte der Anhänger der reinen Diskontobank stand , wurde

ta G. Hirths „Annaten des Deutschen Heiches**. Iä79. Im Sinuc der
JooftHchen Ideen.

Aus dieser Zeit stammen : Die Not»'ii dor scUweiserischen
B»Dk*»n nnd der G o s ctz ent w urf iia »• Ii Artikel 39 der B.Verf.
TOB Dr. Simon Kaiser. Abdruck aus der „Schweiz. Ilaudels-

ssitane". 1880.
Die Regulierung des Bankwesens in der Schweiz von

Konrad Cr am er -Frey. Abdruck aus den .,Schweiz. Zeitfragen",

Heft 11. 1880. Wichtige Schrift, welche zur Grundlage des Gcsetz-
«twnrfes von 1880 gedient hat.

I/a rt ir 1 p 39 tfo 1 u c o n 3 1 i t u t i o n ft'd^ralf <• t \t'H banqiies
d emtsvion en Suis»e. Ami Girard. La Chaux de Fonds 1880.

2m Oun&Um einer Kcvision des Art, 39 im Sinne des StaatsmonopoU.
Einige Gedanken über das neue schweizerische Bank-

oot. n-psetz, A. B(ur('khard) B(i8choff). Abdruck aus der
pilgern. Schweis. Zeitung". ISbO.

Notes et r^flexions relative« an Systeme des banaues
et de» bill«'ts d (' l)anqu o i'u Suisse. L. Curch od. Lausanne 1881.

Veranlaf-^t durch die Debntt»>n ubor die Kankfra^r*^. ptibliziert Leo
Walra», damals Professor an der Lausanner Akademie, eine j,Th^orie
nafMnatione dn billet de banque** im ..HuUctin de la

•9ci^t6 vaudoise des sciences n aturel ! o>i XV'I. p. .iV?—*)02.
'* Drirl»»gung' dieser Meinungsverschiedi nheif in der .Zeitsehr.

L achw. Statistik" 1891: „Die Neuordnung des Banknotcn-
weaans in der Schweis' von W. Speiser.
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zuerst vom Ständerat abgelehnt. SchlieCBlicb kam man doch,
dank der beiderseitigen Konzessionen, zu einer Verständigung.
Das Produkt dieses Kompromisses erschien am 8. März 1

als Gesetz, Letzteres wurde, da kein Referendumöbegehren
gestellt wurde, mit dem 1. Januar 1882 als vollziehbar erklärt.

Ks bestimmt:

Die Ermächtigung zur Ausgabe von Banknoten soll vom
Bandesrat erteilt werden.

Das Kapital einer Emissionsbank soll mindestens 50000
FVank betragen (Art. 7. s).

Die Emission darf nicht mehr als das doppelte des Kapitals
betragen (Art. 8).

Die Bank soll sich verpflichten , die Noten der anderen
Jhimisftionsljanken als Zahlung .inzuiiehmen.

Ks sollen 40 ®/o der Notenzirkulation durcii einen Vorrat
an Barschaft gedeckt sein, welcher von den übrigen Kassa-
beständen getrennt gehalten und für die sonstigen Geschäfte
der Banken nicht in Anspruch genommen werden darf (Art 10).

Die 60 ^/o der Kotenemission sollen gedeckt sein

:

a) Air die Banken, die allerlei Oeschafte treiben, entweder
durch Hinterlage von Wertpapieren, oder darch die Garantie
mes Kantons;

b) für die Banken mit beschränktem Geschäftsbetrieb

(Art. IH) durch flf^s WechselportefpHinp. rl. h. finrrh Wechsel,
welche mit wenigstens 2 Unterschritten versehen und späteatMis
in 4 Monaten fällig sind ( Art. 15).

Einheitliches Notenformular wurde [an Stelle von unge-
fähr 25 verschiedenen Formulartypen] eingeführt (Art. 18).

Dem Bnnde wurden awei Rechte orbehalten:
1. Das Recht, jederaeit die Hvhe der Gesamtemission des

Landes festzustellen und im Verhältnis au derselben die
EmissionsbetrSge der einxelnen Banken au bestimmen
(Art. 9).

2. Das Hecht der Kontrollo (Art. 42, 4:^. 44). Die Banken
sollen a) wöchentliche Ausweise über die Sitnntion f^in-

senden ; b) auf jedes Verlangen die Bücher und Bestände
vortveisen.

Zum Zwecke dieser Kontrolle wurde unter dem Finanz-

departement ein Bureau mit einem „Inspektor der Emissions-

banken* als Chef errichtet (Art. 13 der Vollaiehnngsordnung
vom 21. Deaember 1881).

Dieses Gesetz, auf aesscn beträchtliche technische Mttngel
wir später zurückkommen werden, hatte allerdings zwei Haupi-
erdienste

:

Es brachte zunächst mehr Einheitlichkeit in das Emissions-
wesen hinein, und damit erleichterte es den Verkehr. Und
dazu trug auch ihrerseits die Erneuemnp, l)ez\v. die Ergänzung
des bereits früher bestandenen Konkordats für Noten-,
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Mandat- and Inkaaioverkehr bei, die antena 10. Jani Btatt-

find
Es frab ferner den Noteninhabern mehr Garantieen, und

verstärkte dadurch im Publikum das ZntrauensgefÜhl,
welches die Urbedingung iUr jede Entwicklung des Kredit-
wesens bildet.

Doch besonders in saclikiindigen Kreisen ist es dem Gesetz
nie gelungen, Befriedigung und Kuhe zu ächaÜWn. Kaum war
es in Kraft getreten, da erhoben sich schon Stimmen, die

darchgreifende VerAndernngen verlangten. Bereits im Juni
1885 erAihr das Gesell — swar einstweilen ohne Erf«^ —
einen Achif^eren Angriff seitens des Herrn Cramer-Frey, der
im Nationalrate die Motion einbrachte, dafs der Bund befugt
sein sollte, eine monopolisierte Zentralbank zu errichten

Das Gesetz von 1881 hätte nur die Schwächen des Vicl-

banksystems deutlicher gezeigt und die Übelstände des Noten«
Wesens vermehrt. Die Verhältnisse wären unhaltbar und
b» dürften dringend gründliclier Abhilfe. Denn, hiefs es unter
anderem, wenn das Vertrauen des Publikuino zu den Banken
in Hinsicht auf die schliefsliche Kinlöäbarkeit der Noten als-

berechtigt anzusehen sei, so müsse man dagegen die jeder-

aeitige angenblickliche Solveni der Banken sehr beaweifeln.

Dem Gesamtbetrage der knrzfiüligen Verbindlichkeiten stttnde

keine entsprechende Summe Yon Barmitteln und anderen
leicht realisierbaren Aktiven gegentlber, bo dafs beim ersten

bedeutenderen Zurückströmen der Noten ihre Lage äufserst
kritisch werden würde Ahnlichen Beflirchtungen gab in

sein*'m Berichte für das Jalir 1>^86 und in eiTTfin kontiden-

tiellen Zirkular (1887) an die Vorstände der Emissionsbanken
da.« eidgenössische Finanzdfpartrnient selbst Ausdruck. Unter-
(iei^«ea hatte Herr Cra ui e r- F rey die Agitation in den
.Handels- und Industrieverein'* gebracht, des^icn Präsident er
war; mehrere Schriften, welche die Zustünde äufserst pessi-

mistisch schilderten
> trugen mehr oder weniger direkt aar

JlasdehntuDg der Bewegong bei'^. £ta Entwurf su einer ein-

'* Jidt' Konkordatj*bank vrrpfliohtrto ^ir): initer anderm. die Noten
aifer anderen, im Verkehr mit Dritten, aU Liozaiilung zur Büdaog von
Guthaben atuttnclmien; und unter Beseicbnnn^ „Zentralstelle der Kon-
kon^tabanken" wurde eine gemeinsame Depositen' und Komnen!>atioiiB*
ks««^ ;:ffrTx\ndot, wr> y'i]o< Mitglied ein Depositmn an gesetxiicher Bar-
schaft zu unterhalten hatte (§§ 1, 7 und 8j.

^ Zar Reform des Bankweasn« von Cramer-Frey. Zflrieh

IBS^> '! . j.M'li;dton im Nationalrat. Jnni-S<*s>sion.

war danial<a von mehreren Sriti n eine absoliitp Begrenzung
der Gesamtemisaion (kraft Art. 9 des Bankces.) vorgeschlagen worden.
Hier bezüglich mid gegen eine eventuelle solche Mslnegel: .Die
K ontiu^cnticrung der s eh weiaeriachen Notenemiasion* von
Otto ächerer. Bern \h}<6.

Das Schweiz. Banknoten weseu. Gutachten des Schweiz«
Handels- nad Indnitrievereins. Zfirich 1887.
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fachen l^evision des Bankgesetzes wurde der Bunr^^^^^versanim-

luTi'j: unterbreitet**. Daa war nicht tiefgreifend genug. I.)er

uiu'DiifMliche Dr. Joos Bammelte wieder Unterschritten für

ein Initiativbegehren um Kevibion det* Verfaööungsartikels

selbst. Und schlierslich , im September 1890, nahm der

Nationalrat eine in diesem Sinne verfafste Motion Keller an.

Seit sehn Jahren hatte in der Schweis der Zentralisations*

Sedanke viel an Boden gewonnen. Dessen Tollen Sieg be-

eutete der bald entstandene bnndesrätliche Artikelsentwurf

welcher, nach nnwesentliefaen VerUnderangen, von der Bandes-
versammlang angenommen wurde. Er stellte nicht eine bessere

Regelung der Hechte resp. der Verpfliclitungen der Noten-
bfinkc'n in Aussicht, soiuiern Hoffen Aufhebung. Er brachte

nicht ^:r«'rs(^re UniformitUt uini Kohusion unter eine Mehrheit,

sondern brachte die Einheit, das Staatsmonopol. Er bedeutete

aUü keine Jklodilikation des früheren Artikels, sondern dessen

Verneinung. Kr versetzte auf einmal das schweizerische

Emissionswesen auf eine ganz andere prinzipielle Basis.

Er lautete folgendermafsen

:

„Das Recht zur Ausgabe von Banknoten und anderen
gleichartigen Geldzeichen steht ausschliefsli« !i lern Bunde su.

,,I)cr Bund kann das ausschliefsliche Recht anr Ausgabe
on Banknoten durch eine unter gesonderter Verwaltung
stohf^nde Staatsbank ausüben, oder es vorbehaltlich des Rück-
kautt^rechtes einer zu errichtenden zentralen Aktienbank Uber-

Zur Revision des Lianknote ngesetz es nnd Über die
Dringlichkeit der Revidion des Hauknotcngcsetses, von
Direktor £. Siedler. Luzern 1887 resjK 1888.

Die HcßTuliernn^ des Schweis. BanknoteDWesens von
J. J. Keller, Nationalrat. Wald. 1888.

Zttr Reform des Schweis. Banknotenwesena von Prof. Dr.
Julius Wolf. Zürich 1888. Lehrreiche wissenschaftliche Studie. —
Die Errichtung einer zentralen Girostrl)*' w ird als Lösung befürwortet.

Zeitschrift für Schweiz. Statt;>tik.
1887: Untersuchungen über das Ranknoten wcsen der

Schweiz von W. Speiser an^ IJn Die VcrhiUtnisso werden
als keine gefahrdrohende und keiner radikalen Umgestaltung be-
dürfend bezeichnet. — Sich auf diesen Aufsatz beziehend,

1888: Zur Beurteilung des Schweiz. Banknotenwesenn von
F. F. Sl^h^v•'iz<'r (spfitfr Inspektor <l<'r Kiiii^-<ionsbank(Mil. Einlfifs-

liche, wichtige, doch etwas in zu dunklen Farben gehaltene Studie,
worin eine grSndllehe Reform verlangt wird.

In ahnlichem Sinne nnd p'inv Staatsbank als erwünscht empfehlend*
ebenda: Das schwoir. H i n knoten we»«f»n Mn<i die sn grün*

dende Bundesbank von Dr. Conrad Kschcr.
Ebenda eine Antwort von W. Speiser unter dem Titel: Einige

fiemerkungen betreffend (Tie Schrift von F. F. Schweizer.
'® Kritiscln' ]^ (> I iMM' h t II n ^' den bun d»'s r ii 1 1 i ch en Knt-

wurfes vom Juni l^!^0 %u einer Hevisiou des Bundcsgesetzes
über etc. .. . von Ferd. Wuhrmauu, Direkt derBk inZAricn. 189(y.

Siehe die BundesrItHche Botschaft vom SO. Dasember
1890.
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tragen , die unter seiner Mitwirkung und Äuftiolit verwaltet
wird,

«Die mit dem Notenmonopol ausgestattete Bank hat die

Hauptaufgabe, den Geldumlauf des Landes zu regeln und den
Zablungayerkehr zu erleichtern.

„Der Reingewinn dor Rank whfiv eine angemessene Ver-
zinsung bezw. eine angenirsst nc Dividende des Dot;itio!i><- und
Aknen l.ajiitals und die in)tigen Einlagen in den Reaervefondb
hinaus kumiut wenigstens zu zwei Drittteilen den Kantonen zu.

„Die Bank und ihre ZweiganäUlten diirien iu den Kan-
tonen keiner Besteuerung unterzogen werden.

„Eine Beebtsverblndlichkeit rar die Annahme Ton Bank-
noten und anderen gleichartigen Oeldaeichen kann der Bund,
auber bei Notlagen in Rriegsaeiten, nicht aussprechen.

^Die Bundesgesetzgebung wird über den Sita der Bank»
(leren Grundlagen und Organisation, sowie über die Aus*
fiihrung dieses Artikels tiberhaupt das Nähere bestimmen."^

Dieser revidierte Artikel "^0 der Verfassung
wnrdf* am 18. Oktober 1 IM , bei einer Melirheit von 7.*^. 000
Stininien auf 389 000 Abstimmende, vom Volke gutgeheilsen.

Das Eigenttimliche und nicht zu Verkennende war aber dabei,

dafü die Übereinstimmung der 23UM)<) Anneiimendeu nur eine

scheinbare war. Die Mehrheitspartei hatte sich aus swei
Hauptgruppen gebildet, welche, von grttndlich Terschiedenen
PHnsipten geleitet, indem sie ahnlich stimmten, andere Zwecke
verfolgten. Es war einerseits eine Gruppe von Konservativen
und Föderalisten, die nicht zu denjenigen gehörten, welche
«tout ce aui vient de Berne", das ist, jede vorgeschlagene
Mafsregel der Zentralisation als solche ohne Studium ablehnen,

die niointen, der „Kantönlifreist" hätte in dieser Frage nichts

zu ihn II , die Schaffung des Einbank Systems wtirde einen

ökonomischen Fortschritt bilden, dasselbe würde die Schweiz
im Interessenkampf der Nationen wirtschaftlich kräftiger

üiatheu, und die Monopolisierung in den HäncU^u det» Staates

sei der ktlraeste und sicnerste Weg, um es einzuführen. Diese
Verstaatlichung aber war ihnen nur ein Weg^ ein Mittel kein

Zweck an sich'^
Die andere Gruppe, die aahlreicbere^ bestand aus Radikalen

und Soxialisten, von denen wohl mancher die ökonomischen

Billet de banque et papier monnaic, banque nationale

OH b«D9ue d*Etat £. Pictet. Genöve 1891.
Ojp Bao knotcnfra^e. Referat von W. Sp<'i-^<'r im „B;islor

Hmiflelü- und Industrieverein". 1891. Referent spricht sich, wie in

früheren Schriften, für eine einfache Revision des Gesetses von 1881
mim, — Der Ver« in, in den angehingten Resolutionen, erklftrt. einer

K» vi>ion des Art. 89 im Sinne des Monopol? solle nur KUffeftimmt

werden, wenn das zu errichtende Zentraliustitut den Charakter einer

llsnfieinwisch geleiteten Bank erbsltea sollte.

Gpogle
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Vorteile der Reform bertloksichtigtey die aber im allgemeiiien

mehr ein Werk der politischen Zentralisierung, wobei der
Bund neue Befugnisse und gröfsere Macht gewann, hier »&hen,
oder auch eine soziale Zentralisierung, die Verstaatlichung
einer wichtigen volkswirtschaftlichen FuTiktion*^.

Diesem in den Küteii und im Volke lien sehenden Zwiespalt
entspricht treu die Fassutig des revidierten Artikels in

«einem zweiten Aijisatze; darin wird die wichtige Frage offen

gelassen, ob das Zentralinstitut eine Privat- oder eine Staats-

bank sein wird. Die Ansichten scheinen im Bundesrate selbst

sehr geteilt gewesen cu sein Vielleicht hätte er sich doch
im Desember 1900 za Gunsten der Aktienbank entschieden^

wenn es nicht in seinem Schofse den bald darauf zum Chef
des Finanzdepartements gewordenen Herrn Hauser, einen
früheren Ftlhrer der Züricher Radikalsozialisten und Uber-

zeugten Verfechter der Staatsbank gehabt hlttte. Es ist

jedenfalls in nicht geringem Mafse dem beiiarrlichen Willen
desselben zu verdanken, dafs die Möglichkeit der Staatsbank
in den Artikel aufgenommen wurde***, und man kann wohl
sagen, nur diesem „oder", welches jeder Gruppe die Hoffnung
liefe, nach Eintragung des Monopolprinzipes in die Verfassung
dasselbe nach ihrem Wunsche aussunütsen, verdankte man,
dafs der Artikel in der Volksabstimmung nicht Terworfen
wurde.

Die Schwierigkeit war aber damit nicht beseitigt, sondern
nur etwas verschoben worden. Und die ganze Geschichte der
Bankfrage ist bis auf den heutigen Tag die Geschichte der immer
noch nicht gelungenen Versuche, ein Aiisführungsgesetz zu
verfassen, worüber eine Verstand ip:;nnL^ hprlipiznführen sei.

Zum Zwecke der vorläurigen Entscheidung iler ungelöst

gebissenen Frage und der Aufarbeitung eines Gesetzentwurfes
gab zunächst der Bundesrat, um sich die datilr nötige Grund-
lage zu schaffen, den Vertretern der Emiösionsbanken , sowie
den Anhängern einer reinen Staatsbank» Ökonomisten wie
Max Wirthy sowie Juristen wie Hilty, Gelegenheit, durch
Einreichung von Gutachten und OrganisationsentwUrfen ihre

Ansichten kund au machen '^ Auf Grund dieser ^Materialien-

^ Darüber — und überhaupt über die ganze Periode von 1880 bis
1890 — siehe den bereits erwMinten Aufeatz von Speiser. Zeitschr.

f. acUw. Stat. 1891.
2" Protokoll der NationalrÄtlichen Kommission be-

treSend Bankgesetz, 1895, S. 12, und Stenographisches Bulletin
der Bnndesv-eraammhing, 1895^ 8. 667 u. 668.

^* Siehe die Erkläriin^rori vom \ i;nia Droz in seiner inLaChatu
de Foudfl gehaltenen KtMlc vom 2H. Febr. 1897.

*• Diese Materialien ä?ind unter Hinzußigung von statistischen

Tabellen (betr. tiv-nd die an die Kantone abL^egebenen Ertrignisse,
8teaer etc.) in einem Bftndchen geeanuneU worden.
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Munmlcing'*, einer Anasahl weiterer FachBchriften und eines

Expos^ nebet Theeen Ton Herrn Haus er erfolgte im
Jsntuur 1894 der prinzipielle Entscheid des Bundesrats mit
4 Stimmen gegen zu Gunsten einer reinen Staatsbank.

Der letztere legte scbliefslich durch seine Botschaft vom
23. Oktober ]>^94 einen Gesetsentwurf in diesem Sinne der
Bundesversammlung vnr -

:

„Die Bundesbauk hat ihren Hauptsits in der Stadt
Bern (Art 2).

^Das Grundkapital beträgt 2r> Mill. Frk. , welche
durch den Bund baigebracht werden (Art 3).

jper Bund haftet fttr alle Verbindlichkeiten
der Bundesbank (Art. 4).

„Der GeschMftskreis der Bank ist auf denjenigen einer

reinen Noten-, Giro- und Diskontobank beschränkt (Art. G),

.Die ßundcäbank bat das Hecht, nach Bedtkrfnis ihres

Verkehrs Banknoten auszugeben (Art. 8).

„^flndcstens der dritte Teil der in Umlauf befindlichen

^oten Noll .sich j«nv(!ilen durch Metall gedeckt .finden (Art. 10).

„Vom Reingewinn wird, nach der Einlajre im R<»8erve-

tond.s, eine Dividende bis auf 4 ^' o des Grundkapitals an len

Bund auiigericiueL Der Ke«»t des licingewinnes kommt zu
dem Bande, zu ^/s den Kantonen zu gute (Art 18).

uDie Aufsicht und KontroHe über die Bundesbank wird
TOn einem Bankrat aus 21 anf die Dauer von 4 Jahren ge-

wihlten Mitgliedern ausgeübt, die durch die vereinigte Bundes*
Versammlung ernannt werden (Art. 23).

„Der Bankrat wählt aus seiner Mitte einen Ausschufs,

dar die nähere Aufsicht und Kontrolle auszuüben hat (Art. 24).

„Ein au8 3 — 5 Mitgliedern bestehendem Direfctoritim —
das leiteude Organ — soll, aui unverbindlichen Vorschlag des

Die erwähnten weiteren Fachsclirifteii Sudsii sieh S. 127 der
•Mlaterialiensammlung" vorzi-ichnet.

<n Ys erscbieDen damais: In den Schweixerisehe n ÜlHtteru
fftr Wirtflcliafts- und Socislpolitik. I89i. Bd. II Nr. 17 u. 18:

Die Ausführung des Neuen Arl 89 der BVerf. von H. v. Graffenried.
Gegendie sch weizerische Staats bank von Cramer-Frey

,

Nationalrat. Abdruck aus der ,Neueu Zürcher Zeitume^. Zürich 1894.

Die schweiEerische Staatsbank vonDr. C. W. v. Gräften*
ri*^d, Din ktor der oidgenOflsischen Bank. Bern 189i. Einen hlsto-

rUclw'ii I borblick enthaltend.
Kntwurf eines Aut>f ü hru n/^^sgesetze-s zu Art. 39 der

B,V»*rfasHUii^. Bern 1895. Von denifelben.
I)it> jirojektic rte Schweis. Bundesbank. Vortisg von J*

ilirter, Natioualrat. Bern 1095.

Hat sich die deutsehe Reichsbank bew&hrt und kann
»ie hei Errichtung einer schM'eizerischen Bundesbank zum
Vorbildo genommen werden? Von Dr. Hans Kl escr. Zürich 1895.

Zur iiankvorlaffe, von Dr. Julius Wolf. «Neue Zürcher
Zeitung* Nr. 317-1(80. Jahig. 1894.

L.icjui^L.ü cy Google
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Baakrats Tom BaDdesrata für eine Amtsdauar von 0 Jahren
ernannt werden. Der Bundesrat wählt aus der Mitte des

iJirektoriums dessea Präsident und Vizepräsident (Art 27)."

Die Debatten waren lang und hitzig Eine Gruppe von
Abgeordneten, an dfren Spitze die Herren Ador (Genf) und
Orani**r-Frey

,
kämptie vergebens ftir eine Privatbank mit

kaufniannischem Charakter. Eine zweite, unter denen die

Herren üamiard (Vaud), Theiaulaz (Knbourg), Comtesse
(Neuch&tel), Keel (Luzern), Curti (St. Gallen) verlangte, dafs

dem ibrderalistuchen Gedanken Rechnung getragen werde,
und die Kantone am Kapital und bei der Verwaltung in

irgend welcher Weise beteiligt werden'*, in diesem letzten

Sinne werden einige Modifikationen vorgenommen; die wich-
tigsten waren:

1. Die Kantone sollten ftlr '/s am Kapital beteiligt werden.
2. Es sollte ihnen , nach einer 3*/« ^/oigen Verwnsung des

Kapitals und Einlage im Beservefbnds, der ganse Rein-
ertrag zugewendet werden.

3. Sie sollten 10 Mitglieder des aus 25 Mitgliedern bestehen-
den Bankrata wählen.

In dieser neuen Fassung nahm die Bundesversammlung
den Entwurf mit grofser Stimmenmehrheit an, welcher am
18. Juni 189(3 als Gesetz erschien.

Doch wurde gleich darauf, sowohl in den Kreisen der

Handelsvereine, als nuch in denjenigen der Kon8ervativHl)eralen

(meistens in der franzosischen Schweiz) und der katholischen

Konservativen, eine Referendura8kamj)agne veraustaltet. Wuh-
K'iul auf dieser Seite die Gefaliren einer unbeschrankten
llaiibarkoit äcitcnü deb Bundes und die Gefahren der Eigen-

schaft einer Bundesbank als Staatseigentum im Kriegszustand
betont wurde, während daneben dem Gesetz der Vorwurf
gemacht wurde, dafs es auf die Elantone und die Emissions-
anken zu wenig Rücksicht nahm, unterliefs man es nicht auf

radikal-sozialistischer Seite, das Bild einer olfgarchischen

Siebe das Amtliche steuographische Bulletin der
BuBdesvensmmlnng vom Mftrz, April uiid Juni 1895.

' Einige StimniPii botoiiten auch spezieller dif Xotwcndickeit, auf
die bestehenden nankvcrliältnisetp Eücksicht zu lu'hmon. ni dieaem
8inne: Une banquo cciit ruh'. Vortrag von Leopold Duboia,
Direktor der Banqiie eantonale neuchäteloise. Abdruck aus dem
„National Suisse". La Climx de Fonds 1896.

Das JEleferat von Herrn Xationalrat Hirt er in den Vcr hand-
langen des Bernischen Vereins für Handel und Induetrie
vom 11. August 1896 enthält, nebst einem guten historischen Abrifs,
oh) Resum«^ und eino Kritik einer Reihe von damals entstandenen
Üuukvorsch lägen und gibt damit ein treues Bild von der Mannig-
faltigkeit der Ansichten und der Opposition.
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Hemchaft von Groinktioiiäreii und Bi^raenmatadoren dem
Geilte der Bürger warnend vorzuhalten

Das Gesetz kam am 28. Februar 1897 zur Volksabstimmung
und wurde mit rund 256000 gegen 106000 Stimmen ver-

worfen.
Es schien, als habe für die Gegner der dotierten Staats-

bank die rechte Stunde geschlagen, nm in den Vordergrund
zu treter!. Im März reichte inlblgedetisen dem Bundesrat
der Handels- und Industrieverein einen Bankentwurf ein*^

Die Natiooalbank hätte ihren Hauptaitz in Zürich
(Art. '6).

Das Grundkapital würde 5u Millionen Frk. betragen
(Art. 4).

Davon wtirden ^/ö den Kantonen im VerhalLuia liirer

WobnbevOlkerung und den bisherigen Emissions-
banken im VerhUltnis ihrer effektiven Notenemission vom
31. Dezember 1897 zur Zeichnung vorbehalten sein.

Die ttbrigbleibenden -
^ sowie ein allenfalls von den

Kantonen bezw. von den Emissionsbanken nicht gezeichneter
Uest würden zu öffentlicher Zeichnung aufgelegt werden
(Art. 5).

Von dem Betrag, welchen die Gewinn- und Verlust-

rechnung als Reingewinn aufweisen würde, sollten vorab l^^'o

in den Keserrefonds fallen. Von dem Mehrbetrag würde <lem

Grundkapital ein Zins von 4'^'o ausgerichtet werden. Ein
alltiilliger Fehlbetrag wäre aus dem Ke^ervetunds zu ersetzen,

soweit dieser dazu ausreicht. Der Rest des Reingewinns

Contro la Ijanquf iTt-tat, par F. Lombard. fJonAvo 1^9n.

Le tT6»or de iieme eu 1905. Abdruck aus der Biblioth^que
universelle. Lausanne 1896.

staat^biink und Kriegsgefahr von J. Wattenwyl,
Natioii:ilrat. H.-rn l^HH.

Zur Tagcslrageü Ij Gegen die Staatabank von J. v. VVatten-
wyl.

2) Der Sprung ins Ungewisse von National-
rat V. Steicer.

'6) Kidgendämscue Staatsbank und lierner

Kantonalbank von OTofBrat Dfirrenmatt.
r?oni 1S90.

La baiKjuo d'Etat par Ed. C Ii a va n r. r» Lausanne 1897.

Gecen ui e t?taatsbauk. Vortrag von Emil Ii ich ;ird, Sekret&r
der Kaoftnännischen Gesellschaft. Zürich 1897.

r*i> Bundesbank. Referate und Diskossion in der Versanun-
loag l^eruiscber Grofsräte. Bern 1897.

Die Bundesbank. Rede von Bandesrat Hanaer. Abdrock
aas dem Landboten n. Tageblatt von Winterthur. Zürich 1897.

Der Vor«irt (U.h betreff«' nden Vereins hatte schon im März 1897
Gruiidzüge für eine Zontralnotcnbauk au~p;cL'^»'ben. Von diesem
Projekt , nach welchem die be^itebendeu Banken oder die Kantone das
Kq>ltal aufbringen sollten, weicht das sweite aiemlieh wesentlich ab.
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würde auter die Kantone verteilt werden im VerhSltnis ihrer
Bevölkerung (Art 24).

Zur TeÜDahme an der GeneralTersammluDg wäre
jeder im Aktienbuch eingetragene Aktionär oder ein von ihm
gehörig Bevollmächtigter berechtigt ( Art 3U).

Der Bank rat tibte die allgemeine Aufiücht und Kon-
trolle über Nationalbank (Art. 41).

Er besuinde aus 45 Mitgliederu (^Art. 42), welche in der
Schwoiz angesesseno Schweizer Bürger sein sollten. Bei seiner

Bestellung üulitea hauptsächlich der Handel^ die Industrie, die

Landwirtschaft und das Gewerbe berücksichtigt werden. Die
Mitglieder dttrfiten weder in der BnndeeverBammlung, noch in

den Kantonaregierungen Sitz haben (Art 43).

Die Wahl geschähe wie folgt:

Zunächst würde die Generalversammlung 25 Mitglieder,

worunter den Vizepräsidenten, in der Weise wählen, dafs auf
jeden Kanton und Halbkanton ein Mitglied zu entfallen hat.

Sodann würde der Bundesrat die übrigen 2U Mitglieder,

worunter den Präsidenten, wählen (Art. 44).

Der Bankrat wurde aus seiner Mitte einen Bankaus-
üchufs wählen (Art. 47) , dem die nähere Beaufsichtigung

des Geschäftsganges, die Genehmigung der Geschäfte, die

FestBetasnng des offisiellen Diskontosatses und des Zinsfufses

fUr Vorschüsse obliegen würde (Art 52).

Auf den Vorschlag des Bankausschusses würde der Bank-
rat den Präsidenten und die übrigen Mitglieder der Direk*
t i 0 n wälden. Diese Wahl bedürfte der Bestätigung durch den
Bundesrat (Art. 47).

Die Direktion wäre die geschäftsleiteude und austuhiende
Behörde (Art. 55).

Eiu zweiter Euiwurf wurde von gegneriacher Seite —
aus staatsbankfreundlichen Kreisen — dem Bundesrat vor-

gelegt! Wesentlich wich er vom verworfenen nur dadurch
ab« — aber dadurch konnte er einigermafsen als ein .Kom-
promifsvorschlag** bezeichnet werden — dafs, „um zwei Haupt-
einwendungen gerecht zu werden, die unbedingte Haftbarkeit

des Bundes fallen gelassen wurde, und bei der Beschaffung

des Grundkaplüdn ein Dritteil der privaten Beteiligung Uber-

lassen werden sollte".

Endlich kam dem Bundesrate ein Projekt von Herrn

Altuutionalrat Keller zu, welches die fiskalischen Interes6en

der Kantonalbanken und der Kantune mehr etwa als die

kantonale Souveränität berücksichtigend, darauf hinausging,

dafs die „Kantonalbanken faktisch die voUsiehenden Ozeane
der Bundesbank sein sollten und insbesondere, dafs denselben

. . . der volle Nutzen aus der Xotenemission nicht entzi^n
werden dürfe*^. Das neue Institut dürfe nicht Zweiganstalten

errichten, wo Kantonalbanken bestanden; es sollte ihnen einen
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XXI 1. 19

Teil der Emission zinsfrei überlesseil. Jede Kantonalbank
wäre verpflichtet, die von ihr ausgegebenen Noten einzulösen;

eabeidiär aber würde die Bundesbank fUr die jedeneitige Ein-
lösung haften.

Dem Bundesrate schien nun die Angelegenheit s;o weit

vorbereitet, um die Ausarbeitung eines neuen Gesetzeiitw ui ks
vorzunehmen. Er beriet' zu diesem Zwecke eine groise

Experten kuiiimi^biun, zusammengesetzt aus Mitgliedern der
Buiidesveräammlung und \'ei tn tern iachmännischer Kreise,

welche ihm unter Zugrundelegung des erwähnten Materials

eto Gutechten abgeben sollte. Wenn aueh ihre Arbeit eine
vorwiegend konsultative sein sollte, so wurden doch ihre

jeweiligen Mehrheitsbeschlttsse vom Bundesrate als Grundlage
seiner definitiven Vorlage adoptiert.

Und was war dieselbe?

Zuerst war bei ihrer Bearbeitung das Projekt von Herrn
Keller — und also die Forderungen der Gruppe, welohc er

vertritt — von vornherein als unhaltbar abgelehnt. Denn es

wurde, abgesehen von grofsen technischen Bedenken, für

verfassungswuirig gehalten, indem es die faktische Ausübung
des Monopols 25 souveränen Kantonalbauken übertrug.

Die Anhänger der Privatbank durften seheinbar auf ein

achöneres Los hoffen. Sie rechneten darauf, dais, nachdem
die Staatsbank, nämlich die eine der in der Verfassung voraus-

gesehenen Möglichkeiten, vom Volke verworfen worden war,

man nun zu der anderen, das heifst zu der Aktienbank greifen

würde, dafs also das Projekt des Handels- und Industrievereins

die Orundlage der Debatten bilden würde.

Doch tafste der Bundesrat dio Sache ganz anders auf; er

war der tlberzeugung, dafs einerseits die Verwerfenden von
18^»7 größtenteils das Prinzip der Staatsbank nicht abgelehnt

liatien, sondern nur eine besondere Ausführung desselben, nur
die betreffende Gesetzesvorlage; und dafs dann — wenn man
SU einem praktischen Resultat gelangen wollte — man wenige
Zogeständnisse von den 200000 Bürgern erwarten sollte, welche
fUr die Staatsbank gestimmt hatten. Man sollte also nicht zu

sehr von dem verworfenen Gesetz abweichen und bis su dem
anderen Extreme übergehen. Nun aber war eben der Ent-
wurf des Handels- und Industrievereins als einen

exfrt-nvMi Standpunkt vertretend betr,'i< ht<'t worden. Die neue
^'orU|^e wnrr^t" infolgedessen ein Kompromifs zwischen ihm
und dem (iosrtz von 180ij. Die Staatsbankfreunde sollten

einerseits aut tlie unbedingte Haftbarkeit des Bundes Verzicht

leisten und die Beteiligung der Privaten bei der Beschaüung
des Kapitals bis zu einem Drittel zulassen. Dagegen sollten

die Anoinger der Privatbank sich mit einer Beteiligung des

Bande« am Kapital befreunden und die Bevorzugung der
bisherigen Emissionsbanken sowohl als das Obergewicht des

2*
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20 XXI 1.

privaten Kapital« und die Ausstattung eiaer GeneralversammluD^
mit gTöfsert ii Rechten fallen lassen.

Die Hauptbeatimmungen diefier buudesrätiichen Vorlage
waren Iblgeude:

Der Bund würde das ausscLliefsliche Recht zur Ausgabe
von Banknoten einer unter dem isamon ^Schweizer.
N a t i ü 11 a 1 b a n k zu errichtenden zentralen Xotenbank über-
tragen (^Art. 1).

Die KationallMnk hätte ibren Hauptsits in Bern
(Art. 3).

Das Grundkapital wttrde 86000000 Frk. betragen
(Art. 4).

Ein Drittel des Grundkapitals ttbernähme
der Bund; ein Drittel würde den Kantonen und
den Eantonalbanken, ein Drittel der öffentlichen
Zeichnung vorbehalten sein.

Die von den Kantonen und Kantonalbanken nicht be-

anspruchten oder bei der öffentlichen Subskription nicht ge-
zeichneten Beträge sollte ebenfalls der Bund tibernehmen
(Art. 6).

Über die übern o ni ni enen Anteile am Grund-
kapital hinaus bestünde für sämtliche Teilnehmer keine
weitere Haftbarkeit (Art. 5).

Die Zuteilung von Anteilscheinen an die Kantone erfolgt

in der Weise, dafs jeder Kanton auf mindestens iM, jeder
Halbkanton auf minMtens 5 Anteilscheine (von 10000 Frk«),

im flbrigen aber auf eine seinerBeTÖlkerungszifier entsprechende
Quote Anspruch hätte. Es wäre Sache der Kantone, sich mit
den respektiven Kantonalbanken auseinanderzusetsen, in welchem
Verhältnis diese letzteren an der dem Kantone Torbehaltenen
Quote sich beteiligen (Art. 10).

Die der öffentlichen Zeichnung vorbehaltcnen Anteil-

scheine sollten auf lOOO Frk. und auf den Kamen des
Zeichners lauten.

Das Kecht, Anti ilsc heine dieser Kategorie zu zeielinen

oder zu kaufen, sollte nur Schweizer Bürgern oder in der
•Schweiz domizilierten Firmen und juristischen Personen zu-

stehen (Art 8).

Der Geschäfbkreis der Nationalbank wäre auf denjenigen
einer reinen Noten*, Giro- imd Diskontobank beschränkt
(Art. 14). Sie wäre unter anderem eu folgenden Geschäften
befugt:

Annahme von Geldern in versinslicher und unTor*
ainslicher Rechnung (§ 5).

Erwerbung von zinstragenden Schuldverschreibungen des
Bundes und der Kantone. v>doch nur aum Zwecke vorüber-

gehender Anlage von Geldern (§ 7).
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Die Katioiudbank wftre berechtigt, nach Bedttrfnifi des
Verkehrs Noten Auszugebeiiy für welche eins ig und
allein sie die Verantwortlichkeit tragen sollte
(Art 16).

Die Koten sollten in Abschnitten von 50, 100, 500 und
1000 Frk. ausgegeben werden (Art 17).

Die im Umlauf befindlichen Noten sollten durch Bar^
scliaft und Wechsel gedeckt werden; die Metallreserve sollte

mindestens 40*^/0 der in Umlauf befindlichen Noten betragen
(Art. 18).

Von dem Betras^, welchen die Gewinn- und Verlust-

rechnung als KeiD^'('winn aufweist, würden 15 ^/v in den
Reservefonds vorabfallen.

Von dem Mehrbetrag sollte eine Verzinsung bis auf
4^/0 den Grundkapitals ausgerichtet werden.

Der R«'st des Reingewinnes käme den Kau-
tonen zu (Art. 25).

Der Generalrat bestände aus 75 Mitgliedern, wovon
25 durch den Bundesrat, 25 durch die Kantone und Halb-

kantone und 25 durch die Eigentümer der vermittelst öffent-

licher Zeichnung begebenen Antdlicbeine su wfthlen waren
(Art 29).

IKe Kantone bitten 25 Hitglieder und die privaten

Anteibinhaber ebenMviel zu ernennen.
Der Bundesrat würde den Präsidenten, den Vixepräsi-

denten und die 23 noch Terbleibenden Mitglieder des General-

tmtea wählen.
Bei der Wahl dieser 23 Mitglieder sollte der Bundesrat

darauf B»'d;u'ht nahmen, dafs \m Gesamtgeneral rate nobon dem
fachiu liiiii chen Elemente Handel, Industrie, Gewerbe und
Landwirtschaft vertret« u seien (Art. '^0).

Der Bankrat bestände aus iö Mitgliedern, welche vom
üeneralrate aus seiner Mitte bezeichnet sein würden (Art. 37).

Dem Bankrate würde die allgemeine Beaufsichtigung des

Oeschttftigaoges und der Geschäftsführung der NattonaliMink

obliegen (Art 38).

Ein Bankausschufs von 5 Mitgliedern würde als

Delegation des Bankrats die nähere Aufsicht und Kontrolle

aber die Leitun^^ der Nationalbank ausüben (Art 40).

Das Direktorium wäre die eigentliche geschttffcs-

leitende und ausführende Behörd*».

Es bestünde ans :?—.'> Mitf:li '1 ri]. welche vom Bundesrat

auf unverbindlich 'u Vorsclda^ des Bankrates ftlr eine Amts-
dauer von sechs Jahren ernannt sein würde (Art. 44).

Wenn man die Gefühle kennen will, welche dieser „ver-

söhnende Kompromifsentwurf' in den Kreisen der Anhänger
einer Aktienbank henroigemfen hat, braucht man nur den
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Bericht des HandeLs- und InduMrievereins fUr dasjabr
1898'* aufzuschlagen. Da liest man:

„Der bundesrätUcbe Entwurf zu einem Bundesgeseta Uber
die Errichtung einer zentralen Notenbank wird die Handels-

und Industriekreise, also die Kreise, welche die Bank zu
alimentieren haben, zum grofsen Teil nicht befriedigen.

„. . . . Denn bei näherem Zusehen schrumpfen die Kon-
zessionen, die vun den Befürwortern de« neuen Kutwurfe*»

80 stark betont werden, bedenklich zusammen. Die von
weiten Kreisen aufgestellte, woblbegründete Forderung einer

Trennung von Bankkredit und Bundeskredit ist

in Wirklichkeit nicht erfüllt.

„. . . . Die Beteiligung des Bundes an der Kapitals-

beschaffung einerseits und die Versicherung der mafsgebenden
Persönliclikeiten andererseits, dafs der Bund die Bank niemals

fallen lassen werde, lassen die im Entwurf vorgeschriebene

besehrftnkte Haftbarkeit ftir die Verpflichtungen der Bank als

illusorisch erscheinen.

„. . . . Die Befürchtungen wegen des Kriegs risiko
erscheinen nicht beseitigt.

„. . . . Dafs man den Bund nötig zu haben glaubt, um
das allenfidls nicht geseichnete Kapital zu liefern"*, beweist

nur, dafs man eben, entgegen der Bestimmung des Verfassungs-

artikels, nicht für eine landesübliche Verzinsung des Grund-
kapitals gesollt hat. Hätte man unter Berücksichtigung des

doch immerhin vorliandenon Risikos einen genügenden Zins

ausgesetzt, so brauch tr man die Möglichkeit, dafs das den
Kantonen und Privaten zugewiesene Kapital von diesen nicht

voll gezeichnet wiid -n würde, gar nicht ins Auge zu fassen.

„Es drängt sich Jalier die Vermutung auf, dafs zwischen

der Beteiligung des Bundes und dem Maximaiains
iUr das Grundkapital ein bewufster, wenn auch unaua-

gesprochener Zusammenhang vorhanden sei. Es wird
zwar den Kantonen und den Privaten je ein Drittel des

Kapitals zur Zeichnung zugewiesen; doch ist der Zins dabei

so niedrig angesetzt, dafs, angesichts der anhaltenden Geld-

teuerung, darauf zu rechnen war . dafs dr-r Bund schon bei

der Zeichnung ein gut Teil dieser beiden Drittel werde über-

neiimen „müssen"', und später zu günstigen Preisen weitere

Anteile aufkaufen können.

„. . . . Ein weiterer Zusaniinenhang dürfte bestehen

zwischen der Art der Zuteilung des Grundkapitals und der
Organisation der Verwaltung. Hätte man die letztere so ein«-

gerichtet, dafs der Besitz von Anteilscheinen auch wirklich

" S. 21 u. lolg.

Siehe BotBchsft des Bundesrates vem 24. Mftrs 1889, S. 18, ad
Art. 6.
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einen Einflnfs auf die Verwaltung verbürgen wflrde, so würden
sich Handel und Industrie durch die allzuknappe VersinsuDg
des Grandkapitab wohl nicht abhalten lassen , sich an der
Zeichnung su beteiligen. So aber ist nicht nur die Verzinsung
der Anteile am Grundkapitid der Nationalbank in der Zeit

der vicrprozentigen ( )biigatinTirn — auch unter Berücksichtigung
des in zwanzig Jahren fälligen Anteils am Reservetonds —
eine ungenügende, s i d« rn es sind die gesetzlichen Rechte
der privaten Anteilliaber auf die Mitwirkung au der Ver-

waltung so karg bemeääCD, dafs qa in der Tat nicht über-

raacbeii kSnnte, wenn die öffentliche Zeichnung mit einem
Fiasko endigen würde.

«Die gleichen Erwägungen konnten möglicherweise die

Kantone veranlassen, in der Zeichnune von Anteilscheinen

fhr die Nationalbank ebenfalls zurückhaltend su sein.

uDamit wäre dann der unausgesprochene Zweck erreicht:

die centrale Notenbank auf dem Wege der Eapitalsttbertragung

allgemach in die Staatsbank überzuführen. Dann
bfttten freilich Kompromisse und Konsessionen ein Ende.

n- . ' ' Die Kompetenzen des Bundesrats sind so um-
&ssend, dafs die Verwaltung sich kaum von derjenigen einer

reinen Staatsbank unterscheidet.

^. . . . Die wohlbegründete Vorschrift des Entwurfes des
Schweizer. Handels und Industrievereins, dafs Mitglieder der
F.nndeüverwaltung niciit zugleich Mitgiiedi r der Bankbehürden
»ein köiiueu, hat man überdies weggelasaeii.

. . . Daun soll „der Haiiptsitz der Bank nach Bern",

in die unmittelbare Xiihe der politiächen Bundesbehörde; ver-

aetst werden . . . statt in ein Zentrum von Handel und
Industrie*^ . , « So dafs „unter diesen Umstanden — nicht in

gewöhnlichen ruhigen Zeiten , wohl aber in stürmischen,

kritisehen — die Bank au einem politischen Werkzeug werden
kann.

.... Kurz „der Entwurf vom 24. März 1899 erregt kaum
weniger Bedenken als die verworfene Staatsbank. Der Kom-
promifs ist eine tönende Schelle

Man mnCs in der Tat anerkennen (man halte diese Tatsache

0ßT eioe an sich erfreuliche oder bedauerliche), dafs vielfach

nnr in formeller Beziehung nachgegeben worden war. Der
Hundesrat liat ja selbst erklärt, dafs. wenn auch die Haide

ihrer Form nacli auf der zweiten Alternative des Verfassungs-

artikels aufgebaut öei, so sei sie wohl „ihrem Wesen nach ein

vorwiegend staatliches lHs>titut". Wenn mau nun das bedenkt
und lerner erwögt, was für zarte Rücksichten der Bundesrat

fenommen hat, wie er z. B. „zur weiteren Beruhigung der
'reunde einer reinen Staatsbank die Benennung „Aktien-

gesellschaft*' überall weggelassen, das Wort Aktie durch Anteil-
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aohein enetst" hat*% so könnte man glauben ^ es w&re ihm
gelungen, wenigstens diese Partei zu befriedigen. Es war
nicht der Fall. Wenngleich die Einwendungen auf dieser
Seite sich kürzer fnssien liefsen, so waren sie im Grunde ge-
nommen nicht geringer; man wollte einlach jede Privatbeteiii*

gung und Hitwirkung weggeschafft sehen.

Als nun die Frage der Errichtung einer zentralen Noten-
bank auf die Tagesordnung des Kationah\ats kam, stellte Herr
Nationalrat Scberrer-FttUeman den Antrag, es sei auf die bundas-
rätlicbe Gesetzvorlage nicht einsutreten, sondern der Bundesrat
einzuladen, einen Gesetzentwurf wesentlich auf der Grundlage
desjenigen vom 18. Juni 1896 — jedoch mit beschränkter
Haftbarkeit des Bundes — auszuarbeiten. Seinerseits bean*
tragte Herr Ador aus Genf — als Vertreter der gegnerischen
Partei — das sofortige Eintreten in die Verhandlung, aber
auf Grundhige des Projektes des Handels- und Industrie-

vereins. D<»eh wurden beide Anträge verworfen , und das
Eintreten in den von Herrn Hauser warm empfohlenen
bundcbrätlichen Entwurf beschlossen.

Er wurde, nach unbedeutenden, meistens nur fx)nnlicheij

Modifikationen, mit starker Stimmenmehrheit angenommen*^.
Ec sollte jetzt nur noch dem Stftnderat Im Desember

desselben Jahres unterbreitet werden*". Allein dieser beschlofe

auf Antrag seiner Kommission, die Behandlung des Bank-
gesetzes zu verschieben; und dies aus politischen und finan-

ziellen Gründen, Infolge der Referendumscampagne anläfslich

des Versichernngsgesetzes (vom Dktnber IS'OO) stand eine
Volksabstimmung bevor, deren ungünstigen EinHufs man
fürchtet»', und zudem waren die Verhältnisse des GeMmarkte«
bedenklich gespannt. Im Juni 1900 versehob der Stiinderat

die Beratung wieder, weil die Nachwirkung der ungünstigen
Abstimmung noch bestand, und die Geldverhähnisse sich kaum
gebessert hatten. Endlich im Dezember desselben Jahres —
da die Notwendigkeit einer Zentralbank von mehreren Seiten
dringend betont wurde — trat er in die Beratung der Vorlage
ein. Trotz aller Verschiedenheit wirkte die Erinnerung an
die Verwerfung des staatssozialistischen bureaukratischcn Ver-
sicherungsgesetzes auf die Gesinnung des ohnehin seiner Natur
nach die föderalistischen Tntoressf-Ti vertretenden Hates un-
zweif' lh.'if't nach : fast sämtliche Abänderungen, die er anljrachte,

trüge ti einen und denselben Charakter. Öic gingen darauf

^* Beifir» Citatc aus di r ßotsrhnft vom 24. Marz lb9'.* S. 11.

82 Ja. 23 Neiu und 1^ Enthultungen. Siehe Aintl. Sleiiogr.

Balletin. Juni-SeBsion 1899.
Herr Sayon? -iliri<b damjils isuversirhtlicli zum Schlus^se

seiner bereits erwähnten StuUie: ,Lo projet actuel de bniique uationnlo

est snffisatnnieDt bien cou^u pour qiw Ic peupk' suksc raccepte; et le

peaple saiMe raceepterm".
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kiiuuis, das Gesetz zu einem wirklichen „Eompromü«*' zu
machen. £s handelte sich hauptsächlich um folgendes:

Verlegung des Zentralsitzes der Nationalbank von Bern —
dem Sitze der politischen Behörde — nach ZUrich — das iat,

nach oinom industriellen und kommerziellen Zentrum.
Beschränk IIng der Annahme von ndderii in vrrzinslieher

Rechnung auf die Barschaft des J^uii lt s — das heilst eine

Konzession an die mitwerbendeii Kaiiiori.ili).inken,

Erhöhung der Verzinauiig des (irumlkapitala auf 4V2 ^/o— was das praktische Zustandekommen der Beteiligung der

Prtraten und der Kantone an «einer Besehaffung sicherte.

In der nordöstlichen Schweiz hanptsllchlich, wo man sich

aowohl aus sachlichen OrUnden, als aus natttrlichen Lokal»
Interessen freute^ dafs die Bank nach Zürich versetzt werden
sollte, drückte die Handelspresse ihre Befriedigung aus Uber
den „loyalen Kompromifs*^, aer jetzt nun zu stände gekommen
war, empfalil warm die Antritte den Stftnderates der Zustimmung
f\ns Natiuii.jlrats und schien fler tiohen r^crz'Miiryng zu sein,

man hätte der Erlüllung.sstunde noch nie so nahe gestanden.

Abor die ganze übrige schweizerische Presse vvar fast ein-

btimuiig darin, dafs die angebrachten Abänderungen eine

Jahreliuige Verschiebung der Lösung der Bankfrage verbiefsen.

Die Organe der staatsbankfreandlichen Kreise bezeichneten

siegesgewifs das Kompromifs^roiekt als bereits hinftllig ge*

worden. Und in der französischen Schweiz, wo man natur-

gemäfs der Angelegenheit des Zentralsitzes unparteiisch

gCigenUberstand
,
jammerte man, dafs sich jetzt der Kampf

weniger um den Kern der Sache, als um eine Frage des

politischen Übergewichtes drehen würde, freute sieh aber
meistens herzlich über die Aiissieht, dafs ,,la banque d'^t
seconde edition" daran scheitern könnte.

Die pessimistischen Pro|>hezeiungen sind nun in der.Jiini-

sesMiion von 1901 in EriuUung gegangen. Nachdem die zweite

Beratung die Beseitigung einer Reihe von mehr nebensSch-

lichenMeinungsverschiedenheitenherbeigeführt, blieben zwischen

den beiden Räten die zwei bedeutendsten Diflferenzen, den
Zentralsitz und dieVerzinsung des Grfindnngakapitals betreffend,

immer noch unausgeglichen bestehen. Dem Hin- und Herlaufen

das Entwurfes von einem Hat zum andern mufste ein Ende
gemacht werden. Der Nationalrat entschiprl sich in dritter

BcralUTiL' in Bezug auf In^ide streitige l^inkte, ?in seinen

früheren Heschhissen, das heifst an der vierprozenti«::*'!! Maxi-

malverzinsung des Kapitals und an der Verlegung des ^Sitzes

nach Bern — und zwar liierbei mit 81 gegen .">U Stimmen —
definitiv festzuhalten. Das Schicksal der Vorlage lag nun in

den Händen des Ständerates. Im ersten Punkte pflichtete er

dem Nationalrate bei. Blieb infolgedessen nur die scheinbar

winzige Frage des Zentnüsitaes noch übrig. Eine ziemlich

wiyui^L.ü cy Google
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gespannte Stimmung herrschte. Qeheime Abstimmung wurde
beschlossen : mit 24 gegen 17 Stimmen beharrte der Ständerat
auf df^r Wahl von Zürich. Der Präsident erklärte, der zweite
Zentraibankentwurf sei nicht zu atande gekommen (28. Juni
1901).

Dieses Ergebnis erweckte in den meisten Kreisen wenig
Bedauern. Die Politik des KirciitunDü wurde von einigen

Organen der Presse scharf gebrandmarkt Das fast aUgemein
hemchende Qeftüil war aber, daSk die Vorlage unter alten

Umständen verworfen worden wäre^ daCs sie in dem ihr sicher
bevorstehenden Referendum einer Koalition prinzipiell gegen-
sätalicher Parteien unterlegen wäre, dafs die eidgenössischen
Räte dem Volke eine Arbeit abgenommen hatten, welche dieses
mit Gewifsheit nicht unterlassen hätte.

Wenn, nnvh fliospr f^rneiiten scliweren Schlappe, eine
gewisse Entmutigung nun Platz gcgriü'en hätte, und auf jedes
Zentralbankprojekt wnf^stens vorläufig verzichtet worden
wäre, 80 hätte da« nicht wundernehmen können. Kaum aber
war daö Resultat der Abstimmung bekannt gegeben, da ging
schon nach Joosecher Art, unverdrossen und unverweilt,
seitens einer Gruppe yon Kationalräten , an deren Spitxe der
Radikalsoaialist Scherrer^FttUeman stand, eine Motion dem
Bundesrat zu, wodurch derselbe eingeladen wurde, „den eid-
genössischen Räten beförderlich > u neuen Gesetaentwurf
zur Ausfuhrung des Art. 39 der Bundesverfassung vonEulegen,
wesentlich auf der Grundlage des verworfenen Bundesgesetzes
vom 18. Juni 189t) (reine Staatsbrink) und unter möglichster
Berücksichtigung^ der Interessen der Kantonalbanken". Und
nicht nur von dieser Seite, sondern von eijier Anzahl anderer
auft, ist ebenfalls, zwar unter Befürwortung anderer Lösungen,
der Überzeugung^ Ausdruck gegeben worden, dafs die Sache
nicht lange in Ruhe gelassen werden wird, ja nicht werden
darf. Angesichts des hisherigen völligen Mifsertblges einerseits,

und dieser merkwOrdigen Beharrlichkeit andererseits, drängen
sich von selbst die Fragen auf:

Ob eigentlich die heutigen BankTcrhältnisse unhaltbar
sind, und inwieweit, und wodurch?

Ob einzeln^ Reformen des heutigen Systems nicht hin-
reichend sein ^viirden, od^r noch weiter an dem Gedanken
einer Zentralnotenbank fesigelialten werden mufs?

Es soll im nilelisteu Abschnitte unsere Aufgabe soin, unter
Zugrundelegung^ einer kurzgefafsten Darlegung der Tatsachen,
auf diese Fragen eine Antwort zu suchen.



Zweiter Teil

Die gegenwärtigen Notenbank- nnd Geldmarkt
Verhältnisse.

Es bestniulon am Hl. Dezember 1000 in der Schweiz
35 £iuii»äiousbankci] mit einem eingezahlten Kapital von ruucl

184 Mill. Frk. and einer Notenemission von 239 MÜl. Frk.

Sie EerfalleD ihrer rechtlicheo Natnr nach in zwei Gruppen:
Die Kantonalbanken und die Priratbanken. Von

den letzten ist niehte Besonderes zu sagen, es sind gewöhnliche
Aktienbanken. Die Kantonalbanken dagegen, bei weitem die
sablreichsten (21X prfi^en dem schweizerischen Notenbankwesen
seinen eigentümh'chen Charakter auf : durch ein Kantonalgesetz

errichtet, sind .sie meistens „rein staatliche Institute"
(18), die vom Staate dotiert unter aussciilielslichf i Stiuita-

verwultuDg stehen, oder sogenannte e nii s c h t e Hauke n*

(8), bei denen der Staat suwuiil am Kapitiil als an der Ver-

waltung nur teilweise beteiligt ist. Die Kantone liaiteu un-

bedingt fttr sftmtiicbe VerbindTichkeiten ihrer Kantonalbanken,
mit Ausnahme des Kantons Waadt» der ausschliefslich fUr die

Kotenemission garantiert hat^. Die Kantone sind damit
VerpÜichtungen in Höhe von 675— 700 Mtll. Frk. einge»

gaagen.
Was den Gescbäftskreis betrifit, so sind von sämtiichen

Instituten höchstens r», die als reine Emissionsbanken angesehen
wf-rd'-n können — und infolgedessen auf einer unanfecht})?iren

ihturetisclien Grundlage ruhen; alle übrigen verbinden» meistens

in gröföerem Mafsstabe, mit der Ausgabe von auf Sicht ein-

lösbaren Koten da«» Darlehen auf Liegenschaften, die Eröffnung
von Krediten in laufender Rechnung etc., kurz allerlei lang-

fristige Geschäfte und Geschäfte ohne bestimmtoi Termin. Das
Verhältnis der Forderungen auf unbestimmte oder lange Zeit

' Im Kiinton Nfutnbnrp wird zwar ktin«' allfrenieiiic Haftbarkeit
ao^eaprocheii, aber vert^chiedene Artikel garnntiereu UDgcf&Iir für alles

«ad jedeSi
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*

AkÜTen Schweizerische

Jahresdni'chschuitt der
Ermittelt und zusammen»

der Emissions-1899 1900

1

!

86411690

20858022
9051454
12963925

1561275

87411833

21588146
10^36 317
13491817

1574 229

Kassa.

VTt -t i/^in iic; JUttlUWAkUllM UVF MVMSU'
cirkulatioa

Verfugbare Baischaft
Eigene Noten
Noten anderer Sebweiser. £iiiia-

sionabanken
Andere Kaasabestftnde

190361366

3750 278

81 512701
2 957 391

4632226

48011689
2 288 562

Karzfiliige Uothaben.

EmissioiisLnnken u. Zweiganatalten
(kompensiert)

Korrespondentea-Debitore»
IMverse

88220870 49932157

161 844 777

18521552
44 982932

148228689

;3:3 2n^ ::4

.

49 294 687

WecIi«elfordet'angen.

Schweizer Diskonto-Wechsel (inkl.

Wechsel zum Inkasso)
Wechsel aufs Ausland
W<'cli.-.('l mit Faustpfand, Warrants

22Ö349261 230791 719 und (^autrödel

206 44064^3

127 969 054

570954587
145601 MO

8:35 984

225 937 749
139780226

615641486
187 7S0 7r.i

7:38 017

Andere Ferdenmgen anf Zeit

Kontokorrent-Debitoren
Schuldscheine ohne Wechaelver»

bindiichkeit

ll^^othekaranlagen aller Art
Eti'ckten (öffentliche Wer^apiere)
Liquidationen, Restansen und Di-

1 051 801 558 1 119884229 verse.

7 891 559
2555054

9 026 537
5190547

•

Fene iuiiiigvH ii* veteiucAaiiiKeiii*

Mobilien and Immobilien
iCrkmfwiimn ATI mir) T^i^t^Ai 1 1 fii ti rrnn

GeaeUschaftakonti (kompensiertj

10446 613 142nUö4

11396479 7883683 Attstehendee Kapital.

Digitized by Google
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toissionsbaBkeii.

^eMnl-MoBats-Bilaniea.
gestellt TOm Iiupektoiat

PufiTen

v.m 1^91>

N«CeMaitfiM.

Noten in Cirkulation (in Händen

Eigene und andere Scbweueraoten
in ICflüAA .......

205037766

23 828134

208045800

22 0;i> 379

22^865900 225 080 679

Kurzfälli^e Scholden.

Kurzsichtige Schuldscheine allerArt
Koirespondeni''Kreditoren * • *

Knntnkorreiit-Kreditoren ....
EminiossbAiikeii tu Zwe^aastalten

C6, 4sfO (41

3 056 609
17 520 424

114 Ufi 14.-.

611216

CO D iö 000
4 106 866
13580 017

105 786 165

493 8;H

147540547

Werhselsehuldeo.

Eigenwftlisfl . 5 445 265
15 705 779

5607 222
15 374 771

21 151044 20 981 993

Aadere Schalden anf Zeit.

Kontokorrent-Kreditoren ....
Sparkatea-Einlagen
OolintioDen und andere fichnld«

t% WS. 1MA

68 112 901
280 606 871

548 553302
27 145035

565838

68 547 503
280617039

489 454 071

17 100807
a*feA frAi^
480520

851149940

^IcMllieUftskonti nsi dmie
fielder.

Qeselbchaftskonti (kompensiert) .

Ordentlirltpr und aafserordentlicaer
2708745

36 256 777
182557988

8869479

34468676
173 587854

SÖl 60^501» 211426009

AiMteheiidea Kapital . • . 7 ss;^ 683 11395 479

1567111214 1467574647
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zu den Wechaelforderongen hat bei den schweizerischen Noten-
banken sojn^ar seit 2^' .Tnhren eine bedeutende Verschiebung er-

fahren und zwar \m Sinnp einer £?enngeren Liquidität Üirer

Aktiven —, wie aus iolgeaden Zahlen hervorgeht; Ausgehehea
waren:

1888 1900

- Kontokorrent
gegen Schuldscheine ....

176 Mül. Frk.
aa -

67 -

49 -

219 -

181 Mül. Frk.
49 •

226 -

140 -

615 -

Wenn auch die Banken sich die zn den drei letzten

Geschäftskategorien nötigen Gelder meistens darch Annahme
von Spareinlagen, Ausgabe von Obligationen und ähn-
lichem mehr verschaffen, so bleibt natürlich immer do« ]» die
Verbinduner soleher Operationen mit dem Notenenlis^?ion8-

geschHft baulvtechnisch verwerflich: die Cirkuhition muls dabei
an Elastizität einbüfsen, und die ZahlungsfähiL^^keit der Banken
wird in Krisenzeiten leichter eine Gefährdung erleiden.

Diese Mifsstände bieten den AnlaTs su einer Reform der
bestehenden Ordnung.

Letztere wäre schon annehmbarer, wenn das Gesetz von
1881 von allen Banken wenigstens eine richtige bankniäfsige
Deckung ihrer Emission verlangte. Es ist aber bekanntlieh
nicht der Fall. Nur die sogenannten „Banken mit engerem
Geschäftskreise" sind verpfliehtot , die nicht durch Barschaft
gedeckten (iO^.o der Notenemission mit einem Weehsel-
p 0 r te f e u i 1 1 e zu garantieren. Ks sind zur Zeit nur 4 Banken
mit einer bewilligten Notenemission von 74 Mill. Frk., gleich

3U,9 ^0 des Gesamtbetrages*: — die Bank in St. Gallen,
die Banque du commerce (& Oen^ve), die Bank in
Basel und die Banque commerciale neuchftteloise.
Die übrigen Institute weisen, dem Gesetze entsprechend, für
den betreffenden Teil der Emission

entweder die Deckung durch Hinterlage von Wert-
schriften auf — es sind K» Banken mit einer bewilligten

Emission von 21 Mül. Frk., gleich 8,8 ^/o des Gesamt-
betrages, —

oder die Deckung durch Kantongarantie: dies ist

bei 21 lianken der Fall, deren bewilligte Emission 114,5 Mill.

Frk. beträgt, gleich (30,3 ®/o des Gesamtbetrages.

Diese Zahlen und die ioigenden beziehen sich auf das Jahr IdOO.

Digitized by Google
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m

Die Decknne durch „WertscBriften** bildet unzweifeU
beft für ein Wechselportefeuille eine techmsoh minder»
wertige Ghirantie, deren Unxuläoglichkeit eicli nur zu sehr
enroeen würde, wenn ein Run auf die Bank eintreten sollte.

Aber ungleich ernster ist die Gefahr, welche die Kanton-
^rnntl*', das heilst die Deckung durch einen einTiip^en kanto-
nalen kSchiildtitel bietet; — wie wäre man in Krisenzeit im
stiiide, eine Forderung flüssig zu machen, für deren Liqui-

dation unter ruhigen Konjunkturen meistens mehrere Monate
erforderlich sein würden? — Man kann ohne Übertreibung
sagen, dafe der Teil der schweizerischen Notenzirkulation,

die auf diese Weise gedeckt ist, nichts weiter ist als ein nn-
eigentliches Papiergeld.

Die Praktiker werden sagen, es seien das theoretische

ünvollkommenheiten, die in der Wirklichkeit ohne Belang
bleiben. Wir erkennen gern, dafs alles in letzter Linie jeweilig
vom Kredit abliiin;^!, dessen sieh die Banknote erfreut, und
dafs derselbe int'ol^'e der Unkenntnis des Publikums oder

anderer Oriinde erster Qujilitiit sein kann, so minderwertig
oder illusorisch die Notendetkung vom wissenschaftlichen

Stf!ii(lf»unkte auch sei. Es wiire aber selbst dem feinsten

Kenner der bchweizerischen Bankverhältnisse und der schweize-

rischen Bevölkerung unmöglich, zu sagen, in welchem Mafse
sich in Krisenzeiten die heatigen Koten im Umlanfe halten

wttrden. Bei einer solchen Unsioherheit rftt es sich, den
strengen Prinzipien der Theorie vorsichtig zu folgen. Es ist,

nach unserem Empfinden, um so mehr nötig, als diejenigen,

^ie seit 20 Jahren dem Publikum die dringliche Notwendigkeit
einer Zentralbank bep-eiflich zu machen suchen, den hentigen
Institnten so viel Schlechtes nachi;^''-n!rt Iiaben, dafs sie wohl
di^tn Kredit derselben geschadet liaben mögen. Man hat zu
-^•hr den Teufel an die Wand gemalt, und dadurch das Ge-
lurchtete nur nillier gebracht.

Neben mehr oder weniger theoretischen Gefahren weist

das schweizerische Notenwesen fühlbare Mängel auf. Die
Aniahl der Emissionsinstitnte, die Unmöglichkeit, besonders für
claa Ansland, die Lage der einzelnen Banken zn prafen, wirkt
auf die Umlaiifsfilhigkeit der Noten ungünstig. Man wünscht
mit Recht eine einheitliche Note, die sich über die Grenzen
<fes Landes einen gröfseren Kredit erwerbe.

Dann entbehrt man eine einheitliche und zielbewnf'^t»^

Biskontopolitik, ('lier die Festsetzung'- des Zinssat/«^^ enthält

das (lesetz von l^^l keine I^estinimung. Wohl besteht ein

ätwigchen <len Ranken freiwillig ai)i;eschlo3senes Konvenium,
auf Grund dessen von Vertretern der grülseren Institute ein

^ * Der Ausdruck -VVertschrift" für Wertpapier ist in den amtlichen
BeMlMk gebiinchliefi.

V^Mtoac«! XXI 1. ~ Oodel. S
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gemeiTisamer offizirllcr Diäkontosatz iVstp^'^ft/t wird. Ahe.r das

Reaultat ist im ailgemeineE ein unbedeutendes gewesen. Da«
Hauptübel liegt dabei gar nicht so sehr in der Anzahl der
Banken^ als in der Verschiedenartigkeit ihrer rechtlielieu Grund-
lage, ihrer Zwecke, ihrer Geschäfte, ihrer Verpflichtungen und
somit ihrer Intereasen. Es ist schwer ^ eine Verständigung
herbdasaführen und swar so, dafs der Zinssatz den wirklichen
Bedflirfnissen der Marktlage entspreche, namentlich in den
letzten Jahren, angesichts des hohen Standes der auswärtigen
Wechselkurse, dafs er hoch genug festgesetzt, resp. erhalten

werde. Ist das aber erreicht, so wird der offizielle Siitz

meistens umganiren entweder dadurch, dafs im weitgehenden
Mafs.stabe zum l*nvatsatze diskontiert wird , oder dafs an die

(j>!ialität der Wechsel geringere Anforderungen gestellt werden
(ivredit- und Finanzwechsel), oder dals man die Darblien
prolongiert, oder endlieh, dafs man mit dem Lombard unter
den Banksatz — ja bis */2**/o — heruntergeht!

Dieses Verhalten der Emissionshanken erklärt sich erstens

durch die grotae Konkurrenz — alle wollen Qeld verdienen,

keine will vom Geschäft ausgeschlossen werden — zweitens
durch eine scheinbar ganz nebensächliche aber verhängnisvolle

Eigenartigkeit des Gesetzes von 1881. Die eidgenössischen

und die kantonalen Steuern werden nämlich nicht auf Grund
der efTektiven Zirkulation, sondern der den einzelnen Instituten

bewilllirtcn Kmissioiiskontingente l)erechnet; ob die Noten
sich im Umlaut betinden oder nieht ist gleichgiiltig. Diejenigen,

welche keinen Nutzen bringen, haben niehtsdestoweniger die

Abgabe zu zahlen. Jede Note, die untiitig in der Kasse bleibt,

bedeutet dadurch nicht nur ein „lucrum cessans**, sondern
einen tatsächlichen Verlust; daher sind die Banken sozusagen
gezwungen, die ganze Kotenemission in die Zirkulation zu
treihen und in ihr zu erhalten« Ein anderes Verfahren wäre
einfach unwirtsehaftlieh.

Dafs solche \ crbäitnisse unselige Konsequenzen gezeitigt

haben, kann nicht wundernehmen. Indem die Banken
Gesclijlfte tout prix" machen raufsten, haben sie unzweifel-

haft (Ii" Spekulation erleiehtert und insbesondere die ungesunde,
manchmal enorme Bautätigkeit erlaubt und irefürdert, welche
in den letzten l.'> J;ihren in mehreren scli\\ eiZi-rischen Stndten

Platz gegriffen liat und auf welclio, in Zürich zum Beispiel,

ein sehr schwerer Rückschlag »chon gefolgt ist. Indem sie

einen zu leichten Kredit gewährten, hahen sie das Publikum
tther die wirkliche Lage des Geldmarktes getäuscht, Sie
haben sich endlich , in nicht geringem Mafse, wie Ph. Kalk-
mann in seinen Untersuchungen Uber das Geld*
wesen der Schweiz" zu beweisen gesucht hat, für den

*• St. Gallen 1900. Im Auftrage des kaufmrumiAchcii Direktoriuuis
in 8t. Gallen. Beilage de^ Berichtes de-j Direktoriums.
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bohen Stand der auswärtigeii WechBolkune YeraDtwortlicfa

gemacht Dieselben sind namentlich Mit 1895 dauernd un-
günstig gewesen. Sie sind für kurzf.illigt Wechsel auf
Deutschland bis auf 124,62 (in 1898), für Londoner Wechsel
auf 25,48 (in 1899) und für französische Wechsel auf 100,80

(in 1899)^ gestiegeDi während der Durchschnitt folgender ge-

wesen ist:

Jahr Deutschland London Frankreich

12:^,51 25,24 100,10

im 123,71 25,23 100,24

1897 25,23 100,35
124,00 25,85 100,36

1^*99 123,91 25,:^^ 100,4f>

1900 123,4b 25,26 100,54

Wohl hängen hier wie im all^'enieinen dio Rfwe^iiüpfer

dvr Wechselkurse in erster Linie von der Zahlungs-bihuiz des

Landes und den Kapital»UuHmn;^en nh: die iVanzösis-elieu

Ka^it«ilien, die in der vorhergcheuden Periode den schwcize-

rischen Markt unterstützt hatten, haben aich in den letzten

Jahren fem von ihm gehalten ; die Handelastatiatik seigt, dafo

der Überachufs der Wareneinfuhr Uber die Ausfuhr von
200,4 Mill. Frk. in 1894, bis auf 3Ö6,5 ÄIIll. Frk. in 1899
(diis heiOst von 24,7 ''/o bis auf 31,5*^ 0 der Einfuhr) stetig und
mächtig gewachsen ist — wahrscheinlich, ohne daf» der Geld-
ztitlufs, welchen der Fremdenverkehr mit t^ieh brin^^t, und
andere iihnliche Momente diesen Debetsaldo voll.ständi;^ aus-

zugleichen vermochten. Und jetzt, da die t'ranz<>.sisehen Kapi-
talien wieder in hf^herem Mafse Anla^-en in der Schweiz suchen,

iniii die Wareneniiulir >>o erheblich abnluiint , dafs der Bund,

heit gebracht wird, da bessert sich die schweizerische Valuta
so sehr, dafs sie der französischen unffef^r ebenbürtig

feworden, und der Kurs sogar vorübergehend leicht unter
*bt'i gesunken ist

Aber doch weder Zahlungsbilanz noch Kapitalströmungen
vermögen ganz den hohen Stand der Wechselkurse zu erklären.

Die Kmissionsbanken liabi n hier, wie schon angedeutet worden
i-^t, eine unselige I' '

lle gespielt. Sie iuibea seit 20 Jahren
den üchvveizerijschen Markt mit fiduziärrn Zahlun*;sniitteln in

einem Mafsstabe überflutet, der weder nnt dem Zuwai hs der
Bevölkerung, noch mit demjenigen des llundeU- und ludustrie-

^ Mittiere Notierung der Plätze Basel, <W'u{ uud Zürich. Die
Fariat ist: Frk. 12^,45 » Rm. 100; Frk. 25,22 ^ £ U

3*
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Verkehrs im Verhältnisse steht. Auf den Kopf der Bevölkerung
berechnet, macht der Betrag der nachgewiesenen Zirkidation

in 1900 05,40 Frk. pro Einwohner auö, — also ungetahr
zweimal so viel wie in Deutschland. Die effektive Noten-
sirkulatioD ist, von 1883-1900, von 91 auf 200 Mill. Frk.,

also auf mehr als das Doppelte gestiegen, wfthrend der an*
gedeckte Notenumlauf im Jahre lOoO mit 91 Mill. Frk.
beinahe das Dreifache des von 1883 (34 Mill. I Vk. ) erreichte.

Indem nun die Banken in Zeiten, wo leichter Geldstand die

Noten sonst nach den Schaltern 7unlckdrängen würde, ihre

OeMsurr'igate dem Verkehr auidriiiigen , bewirktem sie ein«Mi

Abduls des Metallgeldes in.s Ausland. Der Mangel an Thalera
macht sii-h fiddbar. Die Nuten werden yaiy Einlösung präsen-

tiert. Da die zu diesem Zweck bestiiiimte gesetzliche Bar-

deckung, weil sie bis auf 90 aus Gold besteht, angesichts

der in Frankreich bestehenden Geldprämie nicht angegriffen

werden darf^ und die darüber hinaus frei verfügbare Barschaft

sehr gering ist (in lOoO: 22 Mill. Frk. für 3o Institute =
ca. 11 ^/o der effektiven Zirkulation), so präsentieren sich die

Banken gegenseitig ihre Noten zur Beschaffung von Bargeld
und ,,iap:en sich gegenseitig die Barschaft ab"; sie kaufen
endlich Wechsel auf Frankreich, um das ihnen entzogene
Silber so bald wie möglich zu importieren; aber sie treiben

durch ihre Nachfrage den Kurs nur um so höher hinauf; die

Spekulation in französischen Devisen wird lohnender und die

Silberdrainage nimmt noch mehr zn\ — Die Bankpltttze, die

an der fransösischen Grenze liegen, haben natürlich am
meisten unter diesen ungesunden Zuständen zu leiden. Die
Kosten der Thalerbeschaffung zum Zwecke der Aufrecht-

erhaltung ihrer Zahlungsbercitschaft sind namentlich den
beiden Emissionsbanken von Genf so beschwerlich geworden,
dais die eine, die Banque de Gene ve 1899 ihr Notenrecht
aufgegeben hat.

Diese schweren Zeiten haben aber doch auch Früchte
gezeitigt, die mau nur freudig begrüfsen kann. Die Emissions-

banken haben sich in den drei letzten Jahren durch engere
Solidarität y

Verbesserungen ihrer inneren Organisation ^ Ein-
fahrung von Neuerungen unverkennbare Verdienste erworben.
Man mufsy um dem heutigen schweizerischen Notenbankwesen

^ Die Emissiousbankeu bereiten »ich zur Durcht'ühruDc; der Gold-
währung vor; wenn sie nun ihre Noten in Gold einlösten oeaw. Gold
ohne Anf<:eld ausgäben, wünle die intcniationalc Arliitniirc iHescs Gold
nach Frankreich importieren und die Franzoaen ihre Scliulden an andere
Länder auf dem Lmwege über die Schweiz bezahlen. Kalk mann
sieht die Hauptursache der ungesunden schxreizerischen Valutiizu-tiinde

in dem Abhänffipkeitsverhältnis, in welchem die Silnvciz, infol-rc dos

lateinischen MünzbundeB (18G5), in währungspolitischer Hinsiclit zu
Frankreich steht.
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gerecht zu werden, aucli die Lichtseite sebtthrend betouen.

Am 3. Juni 1899 wurden in einer Versammlung der Emiesiona^
banken in Lugano die Beziehungen der Banken untereinander
und die Wahl des schon erwähnten Diskontoicomitees näher ge-

regelt, präzisere Bestimmungen über die Diskontierung von
Wechseln aufgestellt und endlich ein Beschlufs gefafst, der darauf
hifiaii^geht , die einor Minderzahl der Notenbanken durch die

spekulative Tfttigkeit der Arbitrageurc auferlegten (>])fer irleich-

nijirsisrer zu verteilen. Alle schweizerij>clien Noteubankeu
müssen luiiiilicli an den durch die Silberdrninage verursachten

Wiederproviantierungskosten mit 1 ^' u ihrer Emifjsioiiböuiume

partizipieren. — In der Generaiversammlung vom 9. Juni 1900
m Basel wurde dem Diskontokomttee die weitere Befugnis
erteil^ in gewissen Momenten des Jahres Notenquoten bis zu
1 H ^ 0 der Emission von sämtlichen Banken einzufordern und
dadurch eine teinporiire Notenresf r ve zu schaffen (eine 2' 2^ 0

Kin<;c}ir:inkinig hat .selion stattgefunden). Am 2"^'. März l'.^Ol

wurde in Ulten ein*' dritte \'er<M":il)aruiig g»'treff -ii . wodurdi,
unter Auf liehinig der )»islierigen „Zentralstelle «ler Konkordats-
bauken" eine neue erweiterte genu insame, dureh die Knntonal-
biiük in Zürich geführte „Giro- u n d A b r ec h n u iig t e 11 e**

gegrtindet wurde. Jede Bank ist verpflichtet, bei derselben
ein Depositum in Barschaft und ein solches in Koten zu
nnterhalten. Eine Bank kann nur Noten anderer Banken,
keine eigenen zur Gutschrift einsenden. Eine Bank kann
jederzeit aus diesen Depots durch direkte ßezttge oder durch
Überweisungen schöpfen und ihre Schuld an eine andere Bank
durch einen Ültcrtrag l)ei der Abrechnungsstelle begleichen.

Letztere teilt den Kontrabenten jeden Abend die Saldi mit.

J**deii L)onner.-?tag timlet ein ( Jeneralausgleich statt. Endlieh
wurde in der ani I'2. .luni ll">l in Sehaffhauson abgehaltenen

Generalvcröaiiiud(iiig, aiigesiclits der Tatsache, dafs die letzten

Vereinbarungen nicht nur die Konkordatsbanken, sondern alle

Emissionsbanken umfafsten» das alte Konkordat aufgehoben
und ein neues gegründet, dem alle Banken — mit bis jetzt

noch zwei Ausnahmen — beigetreten sind. Dasselbe umfafst
die drei erwähnten Vereinbarungen, denen die folirende, be-

treffend Mandat' und Inkassoverkehr, als Krönung des Gebäudes
hinzugeftigt wurde: Nicht nur haVicn die Emissionsbanken sich »

wie früher gegenseitig und ohne Konten das \\ eehsel- und Mandat-
inkasBO zu besorgen, nicht nur kann eine Bank auf eine

andere Bank Mandate ziehen (Spezialmandaten), es wurde weiter

ein ucucö sügeuannteü „Freizügiges oder General-
mandat'' geschaffen; ein solches nämlich, welches ohne
Bezeichnung des Zahlungsortes ausgestellt, auf allen Haupt-
inid Filialplätzen (Bern ausgeschlossen) zahlbar ist — unter
den Einschränkungen jedoch, erstens, dafs eine Bank auf
diese Welse nicht Uber 5000 Frk. an die Ordre derselben
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Person an einem Ta^e ansstelieii darf, und zweitens, dafs die

betrefienden Mandate nach länger als lö Tagten nur an den
Schaltern der au8Stellenden Bank zahlbar werden. Endlich
haben die Banken die Deckung ihrer Trassierungen bei der
Qirostelle su bewerkstelligen.

Wenn man' nun die ganze Lage ttberblickt und daraus
Schlüsse ziehen will, so wird man zuerst gestehen mttssen, dafs
die s( }nv< izerischen Emissionsbanken unter den ungünstigsten
handelspolitischen und Währungsverhältnissen arbeiten und
weiter zu arbeiten haben werden, m lange die schweizerische
Wirtschaftsbilanz sowie die sie beeinflussenden Faktoren sich

nicht vorteil haftr»r gestalten werden, und die scliweizerische

Valuta von der Politik der Bank von Frankreich abli.ingen wird.

Man wird danji weiter anerkennen, dafs die sonst so schwierige
Aufgabe der Banken ihnen durch den Druck von verfehlten,

unheüvollen Gesetzesbestimmungen ungemein erschwert worden
ist^ und dafs diese Bestimmungen für die meisten Mifsstfinde

verantwortlich gemacht werden müssen, welche man zu oft

dem Banksystem selbst vorwirft. Dasselbe würde unzweifelhaft
in einem reicheren Lande, wie Frankreich, mit ungleich besserem
Resultat^ fnnG^ieren. Die von den Kmi.ssions!)ank* Ti neuerdings
gfnroffene ( )rdnung darf als eine vortreffliche bezeichnet werdeji

;

.si' r-('heint wohl dazu geeignet, eine tVdilbare Erleichterung des
Zahlungsverkehrs, sowie eine Einschränkung des Notenbedarfs zu
bewirken und einen günstigen Einflufs auf die Gestaltung des aus-
wärtigen Wechselkurses aaszuttben *. Zu früh istes aber noch vor-
läufig, um die praktischen Resultate ganz beurteilen zu können.
Man wird weiter bemerken, dafs die Banken, indem sie alle diese
Verbesserungen an ihrer Organisation vornehmen, damit ein
emettftrtes Zeugnis davon ablegen, dafs sie weder geneigt
sind, sieh durch eine ZentralbaJik ablösen zu lassen, noch die
Zeit für gekommen halten, wo dies geschehen wird. — Tnd<'m

sie sich in letzt^-r Zeit enger zusammengeschlossen, immer
ziclbewulster und eiitseliiedener gezeigt und aufrichtige, fort-

gesetzte, oft kostspielige Anstrengungen zur Regulierung des
Geldumlaufes und Sanierung der Valuta gemacht haben,
haben sie sich auch unzweifelhaft ein immer gröfseres Recht auf
fileachtung und Rücksichtnahme erworben. Aber wir glauben
dennoch, dafs die Übertragung ihres Emissionsrechtes an ein
Monopolinstitut das einzige Mittel ist, das Fehlerhafte im
schweizerischen Bankwesen ganz zu beseitigen.

® JUicse Zwecke würden jetleufails iu hohem Mafse gefördert werden,
wenn die durch die Banken getroffene Ordnunfir durch die im National^
rat (15. Jnni 1900) von Herrn Köchlin und Genossen angereg^te Ein-
fnbrung eines Postscheck- und PoatgirosvBt'Tn- vcrvollstHndigt und
unterstützt sein würde, welches besonders dtin Kleiuverkehr zu gute
kommen sollte. Siehe Postscheck und Postgiro. C. Kdchlin*
Pn>oI 1900. Begründung der Motion» I>arlegung des Postucheckverkehrs
im Auslände.
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- »in null' Revision des Gesetzes von 1881 würde
Hi;(iu lif> wcgsclrnffon oder bringen können. Sie hätte

. r^t;nHllich die bcriiliuUe Bestimmung, betreffend die

lu-t' uerunjj:, zu strciclien und die Berechnung der Ab^a})e

'iiaiid der Noteuzirkulation einzuiulircn. ^Sic uiüfste zweiti*ns,

ü^uä;i- en, den ofriziellen Stempel auf das Konkordat aufdrücken,

l*'» bi'iden Banken, die bis jetzt fern von ihm geblieben

MUil, iK>wie alle neuen Notenbanken mttliiten verpflicbtet sein,

>\im beizutreten; jede Bank hätte sidi betreffs der Festsetzung
d- s Di«kontosatzes oder der eventuellen Kontingentierung der
Kmi»k>ion den Beschlllsscn des Diskontokomitees und im übrigen
«b'ii durch den Chef des Finanzfb^partenients genehnn'gten

Mehrheitsbeschlüssen der Banken unbedingt zu ffipron. Die
Ii form hilrt«' tn'inch das. was 1^81 an dem Widerstand der
Kantonf» ^^tselii-itt'rt ist, durchzusetzen: uiimlich, dafs die

I)* < kung d«.r nielit in bar godeckten (H) ^ o der Notenenus.^ion

iiiciit mehr durch KiuUon.sgarantie oder Hinterlage von Wert-
i^clirii'ten, sondern ausschlicfslich durch ein solides Wechsel-
portefeuille bewerkstelligt werden darf. Damit wfire schon
ungemein viel gewonnen: die effektive Einheitlichkeit der
Diskontopolitik und eine gröfsere Sicherheit der Banknote.
Man kann sich aber nicht verhehlen, dafs eine Revisions-

vorlage, die die letzterwähnte Modifikation enthalten würde,
auf fast ebenso erhebliche Hindernisse stofsen würde wie die
Z<^ntraniank selbst; und dabei würde sie doch zwei berechtigten
Hauptforderungen nieiit (Tcnüge leisten:

Erstens wiircb' si«^ dvn Grundf<'hh'r, w^eleher dem lieutigen

System anliafiet und unter Umstanden eine •^rofse (Jefuhr

wciilen kann, nicht beseitigen können: die Kmissionsbanken
wurden allerlei langfristige und soekulative Geschäfte mit der
Emission auf Sicht einlösbarer mten weiter verbinden, und
einige banktechnisch richtig organisierte Institute würden mit
anderen, welelie auf einer nicht nur ganz verschiedenen,

sondern absolut fehlerhaften Grundlage beruhen, weiter gemein-
sam handeln und vielfach solidarisch sein müssen. — Denn
es ist selbstverständlich ausgeschlossen, dafs das Aufgeben
ihrfr TT niptg^?5chnfte von der groisen Mehrzahl der Banken
verlangt wfi-dfn k'tnnte.

Zw»'jtens würde eine einfache Verl)esserun^ des lieutigeu

.Syst'^'niH die einheitliehe Banknote, mit grölserer Kredittähigkeit

aufserhaib der Grenzen, nicht bringen.

Dieser beiden Gründen wegen müssen wir der Errichtung

einer Zentralnotenbank vor der besten Revision des Gesetzes

von 1881 den Vonrag geben.

Worin das Problem der Zentralbank eigentlich besteht,

welche Lösung es erfahren sollte und könnte, haben wir in

folgendem darzulegen und zu erOrtem.



Dritter Teil.

Die xa griuidende Zentralbank, £rdrtenuig,

Thesen nnd Vomhläge.

Wenn wir, die Geäscliichte und die gegenwärtige Lage der
Zentraibankfrage überblickend, über die Grundelemente ins

Klare zu kommen suchen, auf welcbe sie zurttcksuführen
ist, so erkennen wir, dafs sich alle Debatten um zwei
Punkte gedreht haben und auch fernerhin drehen werden, Ea
handelt sich

einerseits um die Beziehungen des Zentralinstitutes zum
btaat,

andererseits um seine .Stellung zur bisherigen Ordnung.
Die erste Frage lautet: Aktienbank oder Miiatsbank V

Sie ist teilweise eine soziale. — Die zweite Frage lautet:

Inwieweit mufs auf die bestehenden Banken, speziell auf «lie

Kantonalbanken und überhaupt auf das kantonale Klenieut^

Rücksicht genommen werden? — Hier spielen politische
und Btaatsfinanzielle Momente mit

Wir haben nun, um sehliefslich das ganze Problem beur*
teilen, die vorgeschlagenen Lösungen prüfen und eventuell

selbst Vorschläge machen zu können, volle Klarheit über
diese beiden Punkte zu gewinnen und zu jedem Stellung zu
nehmen.

1. Staatsbank oder Aktienbank.

Staatsbank oder Aktienbank? — Suchen wir die

Argumente zusammenzufassen, welche im Laufe der Debatten
zu Gunsten der einen tmd der anderen Form geltend gemacht
A\ irden sind. Von staatsbankfreundlicher Seite wurde in der
Hauptsache folgendes angeführt:

Die öflfentlich-rechtliehe Natur der Banknotenausgabe ist

dureb die schweizerische Gesetzgebung bereit.^ faktisch aner-

kannt worden, indem das ausschliefsliche Eniissionsrecht dein

Jiunde zugestanden wurde. Es wän- nun unlogisch, wetm der

Staat dies mühsam erworbene Kecht wieder iu Privathände gäbe.
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Die Banknote hat mit der Zeit den Geldcliarakter an-

genommen, dem gemflnxten Gelde gleichwertig, fungiert sie

wie dasselbe und vertritt es. Ist sie auch theoretisch und
formell nicht Geld, so ist sie das doch tatsächlich. Daa
Monopol der Noton.-msgabe lindet sich in der Praxis mit dem
Mluizregal ining vertiochteii. Die Diskontopolitik der Zentral-

bank wird auch eine Gold- iiiul Silberschutzpolitik sein müssen.
l >or Staat, der das Holieitsrecht im Münzwesen selbst ausUbt,

öoll .iiicli lolgerichtig dieBaiikiiotenaius^abe in derlland behalten.

Eine öffentliche Angelegenheit boll nicht von einer Trivat-

erwerbsgesellachaft hesorgt werden, und ea wäre ungerecht,

wenn der Nutzen aus der Notenemission nicht der Gesamtheit,
sondern einer beschränkten Zahl Ton Aktionären zu gute käme.
Besonders in einem demoknttischen Staat wie die Schweiz
werden nicht Monopole geschaffen, um sie durch Privatpersonen
ausbeuten zu lassen. Denn bei einer Privatbank treten immer
die Rücksichten auf Gewinn in den Vordergrund. Sie Tnnfs

di*^ Interessen der Aktionäre \m Aiii^o haben. Der Eigennutz
derselben und der Kreise, aus welchen die VerwaltungsrÄte etc.

gewählt werden, kommt weit mehr als das e;enieine Wohl zur
Geltung. Im allgemeinen imiiuit eine Aktienbank weniger Be-
dacht auf den bürgerlichen Mittelstand und die kleinen Leute
als auf die höheren Geschäftskreise, Millionäre und BOrsen-
inatadore. Dagegen hat der Staat ein Interesse, die weniger -

£eld- als zahlreichen Schichten der Bevölkerung zu schtttzcn.

^a er keine Rücksicht auf eine möglichst hohe Dividende
nimmt, kann er billigeren Kredit gewähren. Eine auf die

allgemeinen Interessen gegründete, von den allgemeinen
Teteressen geleitete und für die allgemeinen Interessen wirkende
Bank wäre woM besser im stände, die Aufgabe, welche die

Verfassung? stellt, zu lösen.

Dem Staate wJlre bei einer privaten Zentralbank gewifs

allenfalls eine Mitwirkung an der Verwaltung gewiehert und
dadurch die Möglichkeit gegeben, die allgemeinen Interessen

aur Geltung zu bringen. Aher er würde in dieser Auf-
gabe beständig gehemmt werden. Er wäre — was auch
«einer Wtkrde wenig ansteht — den Mehrheitsbeschlüssen,

den I^unen und selbst den Brutalitäten der GenenÜTer»
Sammlung ausgesetzt. Man weifs ia, welch elenden und un-
geschickten Gebrauch das Volk aer Aktionäre von seinen

Hechten zu machen ]^fl*'gt. Und da die Tnter'-^^en des

Privatkapitals sieh sciileebt mit den Keeliten und interefti?en

des 8taat''*' vereinigen lassen , wtirde die Schaffung einer

Privatmoii«>}»<'lbank den Bund und die Kantone in eine Lae:e

Tersetzen, welche zu immerwährenden Reibereien und Konflikten

Anlafs gäbe, geschweige der Schwierigkeit der Entziehung

des euimal gewährten Priyilegiuros und der Streitigkeiten, die

sich bei der eventuellen Übernahme der Bank durch den
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Bund ergeben würden. — Die Erf!ilirnnp:en, welche die Schwei»
bei <](^Ti Ei^^enbalinge^ellscbaftea gemadit hat, sollten doch ala

Warnung dienen.

Die Aktientitel der Zentralbank würden ein gesuchtes

Papier sein und zu Börbenspekulatiuncu Gelegenheit bieten.

Hat nicht 1889 ein Finanzkonsortium , unter ausländischer

Leitung, dem Bundesrate für die Überlassung des Aktien-
kapitals von 50 Mül. Frk. der zu gründenden Nationalbank— den Betrag von 5 Mill. offeriert und zwar das neben einer
ganz anständigen Beteiligung des Bundes und der Kantone
am Reinerträgnis?! Man kann sich vorstellen, „zu welchem
Eraissionskurs di'^se Aktion der schweizerischen Nationalbank
hatten emittiert wcnlcii inflsscn, iiiii dio ririinder schndlns zu
halten und 8uh oincn ( inindcr^^'^miiiri noch zu sichern, und
welches Geschättsi^eljaren btii cintT SMlchrn Nationalbank hätte

Platz greifen müssen, um fiir die Akiiunare, welche diese

Titel gezeichnet hätten, eine entsprechende Dividende heraus-

zuschlagen/ Ferner würden sich sehr wahrscheinlicb die
Aktientitel schon nach kurzer Zeit in ausländischem Besitze

befinden. Man sagt, man würde die Berechtigung zur Aktien-
zeichnung nur iSchweizer Bürgern gewähren. Allein eine

reelle Kontrolle ist schwer. Ohnehin würde wohl das Recht
auch in der Schweiz domizilierten juristi>clien Porsonfn zu-

. stehen: nun aber sind Aktiengesellschaften ihrer l«iatur nach
kosmopolitisch.

Endlich ein Argument, welches keinen mehr oder weniger
allgemein gültigen Wert wie die vorigen besitzt, sondern sich

lediglich auf die schweizerischen Verhältnisse bezieht: Die
gröiste Mehrzahl der bestehenden schweizerischen fimissions*

Danken sind Kantonalbanken. Wenn diese staatlichen Institute

nun ihr bisheriges Recht zu Gunsten von Privaten verlieren

sollten y so wtirde darin etwas das Gerechtigkeitsgefühl derart
Abstofsendes liegen, dafs die Kantone, die Kantonalbanken
und ihre .sehr zahlreichen Freunde niemals die Hand dazu
bieten würtlen.

Die Freunde der Privatbank machen dagegen folgende
Erwägungen geltend.

Ein grolses Bedenken erweckt die Vermischung des
Staatikredits mit dem Bankkredit, die erfahrungsgemäls beim
Staatsbanksystem zum Schaden beider unvermeidlich ist.

Dieselbe wttrde sich anf doppeltem Wege vollziehen: einmal in

der Vorstellung — wenn vielleicht nicht der Schweizer, so doch
wenigstens der Ausländer — welche die subtile Unterscheidung
zwischen Kredit des Staates und Kredit der Staatsbank nicht

zu maciien veiniögen werden; so dafs eine Erschütterung des
Vertrauens zur Staatsnote eine entsprechende Entwertung der
Staatsrente und unigekehrt ein immer möp:licher Kurssturz
der schweizerischen Rente aucli eine Wertverminderung der

Digitized by Google



XXI 1 43

Note zur Folge haben würde. Staat und Bank wUrden immer
gleichzeitig in Mitleidenschaft gezogen werden. Dagegen kann
eint* vort^ St.Mat g'nnüpend iinabliünfrige Aktienbank in schwersten

Staatükrisen (Bank von l-'r:i!i1;rrich in 1S70 u. 71) iiirrii Krcflit

intakt erhalten und dt-ni Gtineinwold hervorragende jjienste

Kiatcn. — Dann kann die V'erquickung beider Kredite eine

direkte und effektive sein. Eine Staatsbank naturgeraäfs

gegenüber den Forderungen des Staates viel schwächer als

eine Privatbank. Derselbe wird bei finanziellen Verlegenheiten

sich im Übermafe Vorschüsse gewähren lassen oder behufs
einer Steigerang der Kurse zum massenhaften Ankauf von
Staatspapieren auf der B((rse die Bank verfuhren und die

Solvabilität derselben von den politischen Schwankungen ab-

hängig machen. Die Staatsbank Irttift auch Gefahr, von
politischen Parteien und Persönlichkeiten ausgebeutet zu
w. rden, deren Kreditanspruchen sie nicht zu widerstehen im
Stande sein wird.

Die ganze Geschichte der Emissionsbanken lehrt, dafs die

politischen Einflüsse die Banken nach der einen und selben

Rtcfatiing drängen: sur Festlegung ihrer Gelder, d. h. sur
Unmöglichkeit, ihre Koten auf Sicht einzulösen. Eine Staats-

bank bedeutet — früher oder später — Dekretierung des
Zwangskurses und Papiergeld, Auf das Beispiel der schweize-

rischen Kantonalbanken darf man sich nicht berufen, weil sie

untr'r ganz besonderen Verhältnissen stehen; sie sind der

Kontrolle einer von ihnen absolut unabhängigen Gewalt unter-

stellt; sie haben tlbrigens oft gezeigt, wie schwer es ftir ein

staatliches Institut ist, den von allen Seiten eindringenden
Ansprüchen zu widerstehen.

Die Verwaltungsorgane und Personalien einer Staatsbank
würden nach politischen Gesichtspunkten gewählt werden. Das
Kreditinstitut würde der jeweiligen herrschenden Partei als

ein Mittel der Ausbreitung ihres Einflusses dienen und „zu

einer Versorgungsanstalt für emeritierte Politiker herabsinken."

Man wf'irde Personen an die Spitze bekommen, M^^lche nicht

kaufmännisch geschult sind. Die Gescl)!^ftsfI"ll!nmL^ " ie jede,

welche von Beamten geleitet wird, wurde eine >orglnsc oder

kleinliche sein. Die Schaffuiur einer Staatsbank würde eine

neue bedauernswerte Ausdehnung des Bureaukratismua be-

deuten.

Ein Institut mit entschieden kommerziellem Charakter
wAre allein im stmnde, die durch die Verfassung gestellte Auf-
gabe zu l<)sen.

Mit Ausnahme der scnwedischen Riksbank und russischen

Keichsbank— welche eigentlich nichts anderes als eine Abteilung

des Finanzflepartements ist und als Vorbild nicht dienen kann
— sind sämtliche bedeutendere zentrale Banken Fjiro]>as

in Händen von Privatgesellschaften bezw. mit Privatkapital
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ausgerüstet Das System der Aktienbank hat sich seit hinge
V»fwährt. Da man solche Muster wie die Bank von Enghind,
die Bank von Frankreich, die Bank von Belgien etc. vor
Augen hat, was sucht man mehr? Warum will mau sich in

Abenteuer stürzen und ein gefährliches Experiment machen
wollen ?

Man hat eben einen unausgesprochenen Zweck : die sozia-

listischen Hintergedanken von vielen Verfechtern der Staats-

buBk sind von ernster Bedeutung. Die sozialistische Partei

setzt grofse Hoffnungen auf das staatliche Kreditinstitut; sie

gedenkt mittelst desselhcn ihre Theorien durchzuführen, und
es würde ihr in der Tat möglich sein. Hätte man seibat

prinzipiell nichts gegen die kollektivistischen Theorien, so
sollte man aus bankteehni^clien Gründon einen Mifsbrauch der
Bankmittel fürchten, nämlich ihre Festlegung.

Man soll ferner auf die liechtsstfllung einer Staatsbank
im Kricf^stalle Rücksicht nehmen. Ihr A'erm<)g<Mi ist als staiit-

1 ich CS Eigentum dem Zugreifen eint's Invadentea unbedingt
unterworfen, während daseincü i'rivatinstitutes ihm völkerrecht-

lich entzogen ist. Ist das letztere in der Praxis auch nicht völlig

csicbert, so läuft es viel weniger Gefahren. Das Prinzip, dals

er Kri^ zwischen den Staaten und nicht zwischen den
Privaten geführt wird^ dringt immer mehr in das allgemeine
Bewufstsein ein, und wird in seinen Konsequenzen immer
strenger beobachtet. (Präcedenzfall mehrerer Filialen der
Bank von Frankreich im deutsch - französischen Kriege von
1970- 1S71.) Im günstigsten Falle rettet eine Staatsbank ihre

Mittel in aller Eile; dagegen hat eine Privatbank alle Aus-
sicht, ihre Tätigkeit ungestört fortzusetzen. Dieses Argument
des Kriegsrisikos ist in einer iJiskussiuii des deutsclien Keicli.'s-

tages über denselben Gegenstand schwer in die \\ agachale ge-

fallen, Deutschland ist doch weniger einer Invasion ausgesetzt

als die kleine Schweiz.

Es sind endlich Rücksichten der Billigkeit gegenüber den
bisherigen Kotenbanken zu beachten. Man soll sie in irgend
welcher Weise an der Zentralbank beteiligen, was bei einer

dotierten Staatsbank nicht möglich wäre; man soll sie enger
mit der neuen Schöpfung verknüpfen und ihnen den
materiellen Grund benehmen , derselben feindselig gegenüber
zu stehen.

Dies sind die Hjuiptarguraente, weh lio in den bisherigen

Kfimpfen auf hf^iden Seiten ins Feld geführt worden sind

und sich wahrscheinlich in der Zukunft gleich bleiben werden.

Es dräriL't sich nun gleich die Frage auf: Was sollen wir

von denselben deTik^Mi'-^ Inwiefern sind sie stichhaltig? Welche
sollen wii- ftir die au.^.^elilaggebenden halten V — Versuchen wir
also, unsere Ansicliten über die einzelnen Punkte uud die
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SteUung, (iie wir zux gansen Frage einnehmen, klarzulegen

und zu begründoD.
Es seheint uns zunächst, dafs die Behauptung der An-

hänger der Staatsbank, die von ihnen verteidigte Lösung sei

die einzig konsequente, kaum bestritten werden kann.
Das haben viele National« »kunomen ausdriicklich anerkannt —
nicht nur Sozialisten, nicht nur sogenannte „Kathedersozia-

listen", sondern auch logische Geister anderer liichtungen.

£• ist zum Beispiel intereasant zu sehra, wie ein entacliiedener

«Hbre-^changiate**, welcher einen so aufrichtigen Hafs gegen
jedes Eingreifen des Staates auf ökonomiachem Gebiete zeigt

wie der bekannte Vertreter der mathematischen Schule, Wii-
fredo Pareto, zu dem Schlüsse kommt ^: „le choix ne
saurait etre douteux, a'ii devait porter exclusivement entre

r^tat et une corapagnie privilt^f^ide/ Darunter ist zu ver-

stehen, dafs, sobald man den Boden der liaiikti < ihf it und
der Gleichheit — unter Anwendung de» geniuincn lieehies —
vtjrlälst iwtx'? Pareto verurteilt), um zu den- Privilet^ien

und der Staatöcinmischung überzugehen, man, um logisch

zu sein, nicht unterwegs bleiben kann. Und wir müssen
in der Tat dem Satze, dafe die monopolisierte Staatsbank die

«einzig richtige'* sei, beistimmen, insofern, als sie von den
Seiden im Art. 39 vorgesehenen Losungen allein die nach
Einfachheit und Einheit strebende Vernunft völlig befriedigt,

indem sie das Prinzip der öffentlichen Natur der Bank-
notenausgabe bis in die nötigen, extremen Konsequenzen
vf-rfolnft. Wir könn»^n aber einem solch«'!? theoretischen

Ar;:umeut in einer Frage praktischer Natur wie diejenige,

Welche uns beschäftigt, absolut keine ausschla^^'(^hende Be-
deutung^ beilegen. Das Logi^eh.ste kann bei der Verwirk-
lichung mit den unglücklichsten Folgen verbunden sein. Des-
halb bitten wir hier nicht die reine Vernunft um Rat, sondern
einfach den gesunden Menschenverstand. Er ist oft nichts

sfideres als die Kunst, zur rechten Zeit inkonsequent zu sein.

Wir haben uns nur um die Forderungen des Gemein-
wolilea zu kümmern und nach dem zweckmäfstgsten Mittel zu
fragen. Dasselbe werden wir wählen, sollte sieh auch eine

Zwitterform, wie sie die privilegierte Aktienbank als solche

ikX, ergeben.

Nun aber hat sirli die direkte Auslibung des MUnzregals
durch den Staat als durchaus zweekm.tfsiff schon lange be-

währt, Ist die Identifizierung der Hankiiotc mit der Münze
aU berechtigt erkannt., so bestciti kaum ein Uiuud, die erste

auf eine andere Weise zu behandeln als die zweite. Allein

diese Identifizierung ist nicht nur vom theoretischen Stand-
punkte absolut unhaltbar, sondern auch rem praktischen

^ Cours d*4€onomie poütiqae. VoL I, 866.
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Standpunkte nur als teilweise Kulässig ansusehen. Allerdings

vollzieht sich die Verquickong der beiden Begriffe in weit-

gehendem Mafse in dem Bpwufstsein des gröfsten Teiles des

Publikums. Und es ist nicht zu leugnen, dafs die Eigen-

schaften der Banknote sich seit ihrem Ursprünge mit dem
Begriff, den man sich von ihr machte, paralh.^l umgewandelt
haben. Die Banknote wird immer einigermaraeu das sein, wotilr

sie gehalten wird.

Aber das Vergessen ihres Wesens ist kein so unbedingtes.

Kommt eine intensivere ökonomische oder politische Krisis,

oder gerät die Emissionsbank in eine schwierige Lage, so
seigt das Publikum ^ dals es sich nicht darüber tauscht und
wohl weifs, dafs die Note nicht nur ein Umlaufs- und Zahlungs-
mittel und Wertmesser, sondern ein Kreditmittel ist, dafs mr
W^ert nicht in ihr selbst ruht, sondern auf dem Vertrauen zu
ihrer jeder7:eitij^on raschen Einlösbarkeit gegen klingende
Münze, i]nU zn i sehen dieser let/t^Ton und ihr derselbe Unter-
schied be.^tt'ht '\ ip zwischen W'rspreehen und Zahlung. Wird
das Vertrauen aus irgend welchem Anlafs erschüttert, so

iuügiert die Note nicht mehr wie das Metallgeld; während
man das zweite aus dem Verkehr zu ziehen und anzusammeln
sucht, bemüht man sich, die andere los zu werden ; oder man
nimmt sie nur gegen ein Disagio an, oder man weigert sieb

absolut, sie als Zahlung anzunelimen. Letzteres ist tatsächlich

fiir die Noten einzelner schweizerischer Emissionsbanken, welche
sich unter besonderen Umstünden befanden, momentan der
Fall gewesen: denn — und es bildet das <*inen weiteren
w ichtigen Unterschied zwischen der Iluiknote und dem Metall-

geld — sie entbehrt, in vielen Ländern und namentlich in der
Schweiz, der unentbehrlichen Eigenschaft desselben als gesetz-
liches Z a Ii 1 u n g s m i 1 1 e 1.

Wenn sie doch im allgemeinen, unter ruhigen Verhält-

nissen, für die einzelnen Individuen unter sich als Geld fun-

giert, 80 behält sie dagegen immer — auch praktisch —
für die Gesamtheit der Individuen, für das Publikum als

Ganses betrachtet einerseits und mr die emittierende Bank
andererseits, den Charakter eines einfachen Schuldtitels. Indem
die Emissionsbank dem einzelnen leiht, entlehnt sie von
der Gesamtheit. Sie setzt ihre Notenzirkulation mit den
fremden Geldern nntov ihre Passiva. Bauknoten ausgeben,
bedeutet eine iSchuld eingdien. Scbou dieser Umstand macht
eine Gleichstellung des Notenmouopols mit dem MUnzregal
unmöglich.

Jede IdentiHzierung der Banknote mit dem Gelde geht
überhaupt dem Zwecke zuwider.

M'enn man die Note — (indem man sie unter Zwangs-
kurs tur uneiulüslich erklärt) — dem Gelde gesetzlich identisch
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machen will, 80 verliert sie eben an Oeldcharakter, verliert

ihren der Mttnze gleichkommenden Wert. Die Banknote fun-

giert, zum Segen des Publikums, als Geld gerade in dem
Kfafse, wie Staat und Bank nicht vergessen, dafs sie kein
Geld ist. Es mufs also jeder Versuch aufgegeben werden, der
dnmuf IfiiiMusgeht , die direkte Ausübung des Notenniono]><>ls

durch den JStaat auf die Natur der Banknote ]>ririzipiel! zu
begründen. Dafs dagegen die DiäkontopoHtik (iie \\ ähruugs-

politik des Staates in manchem Punkte berührt, ist nicht zu
bestreiten; wir werden in folgendem Gelegenheit haben zu
beben, ob eine Privatbank im stände ist, die daraus für sie

erwachsenden Pflichten zu erfüllen, und ob die Erfahrung
Beispiele dafür aufweist, dafs dies geschieht

i^achdem wir diese prinzipiellen Fragen erledi<^t haben,

wenden wir uns zu den Argumenten, welche allein, sollten

wir meinen, den Ausschlag geben dilrfen, denjenigen nämlich,

welche steh auf die praktischen Vorzüge und Kachteile der
beiden JSvHteme Ijeziehen.

Zunuchat müijsen wir gestehen, dafs es uns unmög-
lich ist. dem seitens der Staatsbaukgegner gemachten Ein-

wurf des Kriegsrisikos eine ausschlaggebende Bedeutung zu-

suerkennen. Nicht etwa, dafii wir eine Beschlagnahme der
Mittel dee nationalen Institutes für ein geringes Übel an und
für sich halten, sie ist aber doch zu hypothetisch. Einmal ist

absolut unsi Ii [% ob die friedliche Schweiz überhaupt invadiert

sein wird. Aber sollte das geschehen , so bleibt noch einmal
so unsicher, ob der Feind eine Privatbank schonen würde.
Herr H i 1 1 y spricht in seinem Gutachten nur von einer

geringeren Oefanr für sie, und Herr Forrer sieht die

Möglichkeit voraus, dafs der eventueUe Invadent die Kassen-
Ltiötände des Privatinstitutes räumt und einen Bon zur späteren

Entschädigung in der Kasse zurückläfst. Zudem ist das

Volkerrecht mit seinen Hegeln etwas sehr Wandelbares und
besitzt keine zwingende Kraft Es ist deshalb ttheraus wahr-
scheinlich, dafs eine mit Privatkapital ausgerüstete schweize*
rische Zentralbank sich auf diese Eigenschaft beim Herannahen
des Feindes nicht verlassen würde und, wie ja die Bank von
Frankreich 1870—1871, als die Deutschen in Paris einznn^en.

ihre Barvorräte in Sicherheit bringen würde — was, neb' nhei

bemerkt, eine Staatsbank ebensogut tun könnte. Es hiel'se

auch . nach dem in den schweiz'^rischen Baukdebatten oft

ciiicrtem Wort von Pli i 1 i ppo vich, „die Regel nach der

Ausnahme zu konstruieren'' wenn man die Organisation

einer Bank nach den Eriegschancen einrichten wollte. Ebenso-
gut mUfote man wegen der Feuersgefahr alle brennbaren Stoffe

und Gegenstftnde von dem Bankgehäude ausschliefsen wollen.

• Conrads Jahrbücher 1890. S. 285.
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Endlich angennmmen, dafs das Schweizer Territorium während
der Bestandszeit des zn g:ründenden Institutes invadiert sein

wird , sollte deswef^en eine Privatbank vorgezogen und jahre-

lang geduldet werden, selbst wenn bewiesen sein würde, da Ts

dieses System soziale Scliatteuseiten aul weist? — Mitnichten;
vielmehr mufs auf den letzten Punkt in erster Laue Bedacht
genommen werden.

Damit geUngen wir zum Kerne der Frage, zu den sich

gegenüberstehenden Hauptargumenten

:

Vermischung des btaatskredits mit dem Bankkredit,

politische Rücksichten, Mängel einer bureankratischen Ver-
waltung u. s. w. bei der Staatsbank.

Vernaehlnssif::;un{r oder Sehüdigung der allgemeinen Inter-

essen bei der l'rivatbank und Ungereehtigk^Mt eines einer

kleinen Anzahl von Aktionären zai gute koninienden Gewinnes.
Wer nicht gelesen hat, was in der Sdiweiz in Broschüren

und Zeitungen über die Zentralnotenbank gesagt worden ist,

kann sich keine Vorstellung davon machen, zu welchen Über-
treibungen die Frage oft Anlafs gegeben hat. Und je nttber

man an eine Abstimmung rttckte, desto mafsloser gn£f man
nach grellen Farben, und bemühte man sich, durch kontrast-

rolle, ergreifende Schilderungen auf die Stimmal>gel)enden
Eindruck zu machen und sie mit fortzureifsen. Und zwar
wnli]t(! man zu oft zu diesem Zweck als das sicherste und
wirksamste Mittel, di(^ Furcht oder den Neid und das Mifs-

trauen des Volkes zu erregen, und man betonte noch mehr
als die Vorzüge des eigenen Sv.st<Mns die Gefahn u des gegneri-

schen. Auf einer Seite schien „öLaatsbank" untrennbar von
„Zwangskurs", „Papiergeld" und „Staatsbankrott", während
auf der anderen nach dem Ausdruck des Herrn Nationalrates

Küchlin im Vergleich zu einem Aktionär» der am Marke
des Volkes saugt , ein Blutegel oder ein Vampjr als ein un-
schuldiges Tierlein erschien. Jede Partei hatte allerdings eine

gewisse Anzahl Belege für ihre Behauptungen anzuführen.
Aber diese letzteren, selbst in der gemilderten Form, in

Welcher wir sie wiedergegeben haben, srheinen uns seiir über-

trieben. Denn hauHg sprechen ebensoviele Instorische Tat-

sachen und sachliche Argumente gegen als für sie, so dafs

die aufgestellten angeblichen Uegelu manchmal umgekehrt
ausgedrückt werden müfsten.

Betrachten wir die drei gröfsten Zentralbanken der Welt:
Die Bank of England ist ein Privatinstitut, ohne irgend

welche staatliche Einmischung; sie hat einen so erheblichen

Teil ihrer Mittel in Staatsfonds angelegt, dafs sie bis in die

jüngste Zeit mit der reinen Süiatsbank mn Hnf^^bnid die gefähr-

liche Khre teilt, zu den wenigen Baiikt n zu gehören, bei

welchen das Portefeuille der Staatspapiere das Wechsel-
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iMMrtafeaUle an Bedeatnng flbemgt — Die Banqn« de
France ist eine Privataktienbank mit schon weitgenenderer
Mitwirkung dea Staates: sie gewährt demselben einen festen

Vorachnfa tos 180 Mill. Frk. und kat ebenfalls — obeckon
in viel geringerem Mafse als das englische Institut — einen
bedeiitf^nden Teil ihrer Mittel, ungeÜlhr den Betrag ihres Aktien-
kapitiiis und ihrt i Reserven zusammen, in Kenten angelegt;

die Hälfte derselben beinahe sind unkündbar (Kentes im-

mobilisöes). — Die deutsche Reich sbank ist ein vom
iStaate tast absolut beherrschte» Institut, welches «durch das

Gesetz von 1875 unter den Keichskansler ala höchste Autorität

Kteilt ist: bei ihr, wieRapkaälGeorgesL^vvea anerkannt
„Factif est vierge de tonte cr^nce sor fe trdsor*^. So

dafs man znm Ergebnis kommt, dafs in Deutschland, wo der
Staat die weitgebendsten Befugnisse tlber das Kreaitinstitut

besltit, wo die reehtlicben Beziehungen zwischen beiden am
z.ihlr'^ichsten und am engsten sind, die gegenseitige finanzielle

Äl>li uigigkeit , die faktische Verschmelzung der Kredite am
geringsten ist. Während in England «gerade die umgekehrten
Verhältnisse vorliegen und Frankreich hierbeztiglich eine

Mittelstellung einnimmt. Und sollte sich, unter solchen Um-
ständen , ein Kurssturz der Rente in den drei Ländern eiu-

stellen, so würde wohl , meine ich , die Zentralbank zuerst da
m Mideidenschaft gezogen werden und ibre Koten sieb ent-

werten sehen, wo das rechtlicbe VerbAltnis zum Staate am
Josesten ist.

Der Fall ist nicht einzig in seiner Art. Die schwe-
dische Riksbank, ein reines Staatsinstitut, bewegt sich

in finanzieller ITinsicht unabhängig vom Staate, dessen Schuld-

titel J^ie in infifsigem Betrag besitzt. Die Banken von
Italien, Spanien, Portugal, G r i e c h * • n | a n d , Bra-
silien und anderen südamerikanischen Staaten haben
sich dagegen, trotz ihrer gesetzlichen Organisation als Privat-

aktienbauken, ge^eu politische Einflüsse nicht wehren können,

und in mebrei^n der erwähnten Länder dem Staat faktisch

eins und gar untergeordnet Nicht nur gegen die Forderungen
desselben, sondern auch gegen diejenigen von Parteien und

litiachen Persönlichkeiten zeigen sie sich schwach. Sie

ben unter ihrem Drucke ihre Mittel in unrealisierbaren

Anlagen zu f^t angelegt oder sich auf eine unverhältnismäfsig
gmfse Emission eingelassen. Man kennt die Geschichte der

B a D c a d "

1 1 a Ii a und der B a n c a r o m a n a, und wir
brAi!i h*'n niclit nUlier zu erzaiilen, wie dio Bank von Spanien,

nachdem sie dem Staate Darlehen bis zu ca. ^Vamal des

Gesamtbetrages ihres Kapitals und ihrer Reserven gewährte,

in Friedenszeit (1894) zum Zwaugkurs gelangte. Denn vor

* Revue des deoz mondes. April 1895.
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demselben schützt der Umstand, dafs sie unter den Händen
von Privntaktionilren steht, eine Zentralbank nicht: die Bank
of England suspendierte die Einlösung ihrer Noten von 1797
bis 1821. Die Bauque de France wurde genötigt, 1805
und 1814 die tägliche Noteneinlüsiuig zu beschränken, was
einer Suspension derselben faktisch gleichkam. In den Jahren
1848—1849 bekamen die Noten Zwangkurs und, wieder unter
Zwangkurs wurde die Einlösung yon 1870—1877 eingestellt

Die Nationalbank yon Österreich endlich hielt den
Zwangkurs 1848—1878 fest» und die an diesem Datum ge«
gründete, an die Stelle der ersteren tretende „Österreich-
UngarischeBank'' übernahm denselben und ist noch nicht
faktisch dazu gelans^t. die Note heflinjriinf^slos einzulösen.

Staatsbanken haben sich auch gegen übermftfsige Kredit-

forderungen schwach f^ezeigt, schlechte Geschäfte gemacht
und Zwangskurs gekannt. Schwer zu glauben wäre aber und
noch schwerer zu beweisen, dafs sich eine Privatbank in den
betreffenden Fällen besser bewährt hätte, wie k. B. an der Stelle

der „Königlichen Bank* yon Preufeen im Jahre 1806.
Die überdies wenig umfangreiche Geschichte der Staatsbanken
weist nichts besonders Abschreckendes auf: der russischen
Reichsbank ist es 1897 gelungen, das yon alters her im
Lande umlaufende Papiergeld einlösbar zu machen und die

Valuta zu bessern. Die schwedische R i k s b a n k hat seit

1884 keinen Zwangskure gekannt. Und die schweizerischen

Kantonalbanken haben die Einlösung ihrer Noten und über-

haupt ihre Zahlungen (auch vor der Einführung der Bundes-
kontrolle) niemals eingestellt. Die Beweismaterial doch eifrig

suchenden Gegner der Staatsbank haben diesen letsteren

florierenden staatlichen Instituten auffallend wenig yorsuwerfen
gefunden

£b geht aus der Geschichte unzweifelhaft hervor, dafs es

die fitaauichen und politischen Einflüsse aller Art sind, welche
in den meisten Fällen die Mifsbräuche und Übertreibungen
veranlafst haben, die zur Suspension der Koteneinlöaung, zum
Zwangskurs und zum Bankrott geführt haben.

* Die Zürcher Ka n toii'i ! b an k hat einmal einen Verlust von
einigen hunderttausend Frk. erlitten (zu einer Zeit, wo andere private
Institute, ebenfalls durch den Oeldfiberschnfs von einem soliden
Geschäftsgebaren absugciben veranlafst, noch in weit höherem ^lafse
mitgenommen wurden; ein Teil des Verlustes ist übrig^ens im Laufe des
folgenden Jahres eingegangen). Die Begünstigung politischer Persön-
Uenkeiten scheint „eine gewisse Rolle" bei fthiuienen Verlosten bei der
Kantonalbank von Kern gespielt zu haben. Das int das scluverste

und einzige Nennenswerte, was angeführt werden konnte. Zugegeben
wird , dafs sonst bei den kleineren Instituten „f»o ziemlich alles im
richtigen Gange ^eht".

Siehe Amtliches stenogr. Bulletin der BundeBversamm-
lang Märs-April 1895: 594 und 674.
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Aber was gegen Staat und Parteien anzuführen ist,

beweist nichts gegen das Staatsbanksystem. Denn es geht
ebenso klar aus der Geschichte hervor, dafs eine rechtlich als

PriT»tiii8tttat eingerichtete Zentralbank sich ebenso wie eine

Staatsbank poHtiBchen Einfldesen zugänglich zeigen, ungebtthr-

licher Kreditgewährangen , übertriebener Notenemission und
zu fester Anlage ihrer Mittel schuldig machen kann, so daliB

ihre Selbständigkeit in Erisenzeiten auch aufhören muüs; ja,

man sieht wirklich nicht ein, weslialb ein unbefangener, mit
keinen aprioristischen Begriffen behafteter Mensch , welcher
vor dem paradoxen Klange der eigenen Worte nicht zurück-
schrecken würde, nicht zum Schlüsse käme, dafs sie sogar
öfter als die Staatsbank zur Papierwirtschaft hinüber zu führen
pflegt

Und weiter ergibt es sieh ans der Betrachtung der
TatMchen, daCs fast alle die milslungenen Versuchet MiCi-

brftnche und Skandale, welche die Geschichte der Staatsbanken
zu verzeichnen gehabt hat, in eine ältere Zeit gehören, — in

die Zeit, wo keine konstitutionellen Garantieen existierten ; wo
auch der vStaat nicht den guten Ruf als Schuldner und das

Vertrauen beim Publikum genofs, deren er sich heutzutage in

den meisten europäischen Ländern erfreut, wo er eine Bank
dalier gründete oder sich unterwarf, nur in der Absicht, ihren

Kredit auszunützen. Sie war ihm nur ein Mittel, sich Geld
SU verschaffen. Er eignete sich ganz einfach die angesammelten
Depositen an oder liefe sich solche Darlehen in Noten oder
anaerer Form gewähren, dafo es natürlich zur Insolvenz und
zum Zwangskurs kommen mulste. In der neueren Zeit aber,

dank den konstitutionellen Garantieen, können gesetzliche Be-
stimmungen, die z. B. eine Maximaldauer und einen Maximal-
betrag der dem Staate zu gewährenden Darlehen feststellen,

tatsächlich wirksam sein. Und diese Vermittlung der Bank,
der geordnete moderne Staat kann sie entbehren. Er hat

sich im Volke einen sicheren Kredit erworben. Schreibt er

eine Anleihe aus, so wird sie zwei-, fünf-, zehnmal gezeichnet.

Millionen oder sogar Milliarden werden ihm willig angeboten.

E> ist daher einleuchtend, dafs gegenwärtig ein Kreditinstitut

unter seinen Httnden ungleich weniger yon ihm zu fürchten

hat als früher. Errichtet er eine Staatsbank, so geschieht es

nicJit mehr mit Ausbeutungs- Hintergedanken, sondern er ist

nur um die Interessen des Publikums besorgt.

Der moderne Staat hat nicht in sittlicher und finanzieller

Hinsicht allein, sondern auch in verwaltungstechnischf r Hin-

sicht erhebliche Fortschritte gemacht. Er hat kompliziertere

wirtschaftliche Unternehmungen zu betreiben gelernt. Und
der obenerwähnte Einwurf, dafs eine staadiche Verwaltung
sich fhr eine Notenbank nicht eigne oder immer minderwertig

bkiben werde, scheint den neueren Erfahrungen wenig an
4*
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entsprechen. Man kannte schon auf die schweiMriachen Kau«
tonalbanken hinweisen, welche hinter ihren privaten Konkur-
renten keineswegs zurückbleiben, und an deren Spitze eine

Reihe von ausgezeichiicten Finanzmännern stehen, welche
täglich beweisen, dai« der Mensch nicht ein reiner „homo
oeconomicus" ist und sich auch, ohne Dividende einzustecken,

Air eine Sache interessieren und mit Lust bemtlhen kann.
Aber ein bedeutenderes und bertthmteres Beiepiel bietet die
deutscbe Reichebank, deren ganae Leitung von der R^enmg
gewählt wird, und deren Beamte Reichs- und aum Teil auf
Iiebensseit ernannte Beamte sind. Sie funktioniert musterhaft.

Niemand kann den Direktoren Sachkenntnis und Veratand
absprechen oder sonst behaupten, dif^ npschftftsführung sei

eine sorglose. Wie wenig das Institut sich begntlgt, auf
Kunden zu warten, wie wenig es ihm an Initiative, Unter-
nehmungslust, innerem Trieb, mit riiiein Wort an Leben fehlt,

das bezeugt seine wundervoll rasche Entwicklung. Sie iüiirte

einen kostenfreien Giroverkehr ein, dessen Umfang sich s^it

1876 mehr als yeraehn^Bcht hat, und welcher eine Erleichterung
des Geldverkehrs schuf, wie sie nicht einmal in England
bestand. Sie schuf auch in wenigen Jahren auf dem ganzen
Territorium ein weitverzweigtes Netz von Filialen, ja^ das
umfangreichste, das Je eine Bank besessen hat. Dagegen hat
bekanntlicli die Rank von Frankreich nur mit p^rofser Lan|GC-

samlv* it, zögernd und meistenteils nur von der Gesetzg« Imng
gezwungen, ihre Filialen verbreitet. Deren Zahl ist immer
noch verhältnismäfsi^ schwai Ii.

Zudem ist zu bemerken, dais die Gegner einer rein staat-

lichen Verwaltung immer zu sehr so raisonnieren, als ob eine
zentrale Kotenbank spekulatiTe Bankgeschäfte zu betreiben
hätte. Fttr eine solche Aufgabe wttrde sich ein staatliches

Beamtentum unzweifelhaft weniger eignen. Davon ist aber
keine Rede. Die schweizerische Zentralbank hätte allenfalls

einen sehr beschränkten, relativ einfachen Geschäftskreise
welcher von den leitenden Organ **n mehr kluo^e Überlegung
und Vorsicht als eigentlichen kautmännischen Sinn und rasche
Ausnutzung von Konjunkturen verlangen würde.

Endlich wissen wir nicht, dafs politische Rficksichten bei

der Bestellung der Behörden ihren schädlichen Eiuflufs auf
die Reichsbank ausgefibt hfttten. In der Schweiz (z. R in

Zürich) ist es vielfach vorgekommen, dafs der Rat einer
Kantonalbank in seiner Mehrzahl atis Mitgliedern der Oppo-
sitionspartei zusammengestellt war» während die Mehrhetts-

fartei den Kantonalrat sogar ausschliefslich besetzte. Die
Irn^nnungen' sind nie ohne Rücksichtnahme auf Ttichtigkeit

und Zuverln>>iprJ^*^it nrfnl^-t. Im grofsen und ganzen sind die

Bankräte un^* t;ihr gleichmäfsig aus den verschiedeneu Parteien

bestellt. 2>icht zu leugnen ist, dafs das Geschäftsgebaren
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der Kaiitoiialbanken seitens der jeweiligen Miuderheitspartei

einer scharten Beobachtung unterzogen wird; ftber dieac

^ffendiche Kontrolle kanii eben nur wohltuend wirken. Man
eielit nicht, weshalb eine Zentralbank ecUechtere Resultate
seitigen tollte.

Wir mochten nun an der Hand einiger Tataachen aeigen^

wie andereraeits die Auffiusung nur unvollkommen begründet
utf dafa eine Zentralbank, je unabhängiger sie vom Staate ist,

einen desto eigenntttzigeren und ariatokratiacheren Charakter
notwenrb'gerweise einnehmen mnfa.

*

Max Wirth, indem er das Ideal der zentralen Noten-
banken schildert^, sagt, sie «mtlasen aufhören, reine Geschäfts-
untcmehmungeTi zu sein .... Von nun an ist die einfache

Diskonto- oder Zinüsatzpolitik nicht mehr ausreichend. Sie

muCs bei den Zentmlnotenbanken häufig auch üoldschutzpolitik

«ein .... Die zukünftige Einrichtung der Staatsnotenbanken
niufs derart sein, dafs die Diskuütüpolitik unabhängig von der
Kuckbieht auf die Aktionäre und auf den Grolshandel geleitel

wird . • • Kann eine Privatbank diesen Ansprachen ent-

sprechen? Derselbe SchriftsteUer, ein VerfSechter der Staats-

banken, eibt selbst die Antwort: „Die Bank von England ist

hierin schon längst mit ihrem Beisri« 1 vorangegaii^M2n ....
Sobald heute die Reserve bis auf 15 Millionen Pfund Sterling

gesunken ist, setzt sie ihren Mechanismus — die Zinsschraube
— in Bewegung ohne Rücksicht auf die Tntf'rossen ihrer

Akti'in^rf» oder der grofson Kaufleute und Banken und ziehty

Wie mittolst einer Saugpumpe, Gold aus den internationalen

offenen Märkten herbei.

Als die Freunde einer Privatbank sich auf das Beispiel

de* engli.schen Instituts und der Bank von Frankreich beriefen,

kuniitou ihre Gegner erwidern, dafs sie in einer Zeit gegründet
worden sind, wo der Staat sich solche ökonomische Aufgabe,
wie Eisenbahnen und Banken zu betreiben; noch nicht gest^t
hatte; wenn sie aber erklären sollten, warum sie denn in der
neaeren Zeit nicht in Staatsbanken verwandelt worden waren,
•0 sahen aie sich zu der Antwort ^nOtigt, es haben „diese

Banken ihre Aufgabe in einer Weise erfUllt, dafs die Idee
der Verstaatlichung sich seither nicht geltend machte, bezw.
kr-inon Boden" fand."" Ein glänzenderes allgemeines Zeugnis
kann man schwer - t teilen, dafs sie die öffentlichen Interessen

mcht geschädigt, oder auch nur vernachlädüigt haben.

Aber wir wollen einzelne Punkte näher erörtern und
Wahlen als HauptgcL^en stand dazu die Bank von Frankreich,
deren Form der so schwer angegriffenen Alternative des Art 39,

* Materialipn»ammlnn? S. 10—11.
* Materialienaammlung ä. 15^



54 XXI 1.

einer Privatbank mit staatlicher Mitwirkung und Aufsicht,

genauer entspricht

ZuDttchst kennt dieBanque de France keinen Privat»
diflkonty sondern sie bat fUr alle Kunden, es seien Finana*
matadore oder Kleinkrämer, nur einen und denselben Zinsüifs.

Dagegen wendet die deutsche Heichsbank auf besondere Fälle
und Kunden einen besonderen

,
niedrigeren Diskontsatz an.

Die Bedingungen gelten zwar für alle, aber diejenigen, die sie

erfüllen können, bilden faktisch eine begiinstigte Elite, die

sich ziemlich gleich bleibt. Die Bank von Fraiiiireich bemüht
sich, diesen Kredit, den sie allen zum selben Preis gewahrt,

80 biUig und noch dazu so stabil wie möglich zu halten.

Damit inre Rate nicht su häufigen Veränderungen unterworfei»

sei, und das Leibgeld wegen einiger Arbttrageure und Speku-
lanten dem ganzen Volke yerteuert werde, treibt sie ihre
sogenannte Goldprämienpolitik — die oekanntlich darin

bestebti dafs sie in gewissen Fällen, wenn Gold sichtlich zur
Ausfuhr begehrt wird, dasselbe nur gegen ein bestimmtes
Aufgeld liefert^.

Ihr Diskontsatz steht immer ein halb oder ein Prozent
oder manclinicil noch tiefer unter demjenigen der deutschen
Reichsbank — unter welchem derjenige der jjaiik von England

sei das weniger ein Verdienst der zwei Privatbanken selbst

ab eine Folge des Reichtums ihrer respektiven Länder und
im ersten auch teilweise des geringeren Andrangs nach
Kreditgewährung. Aber jedenfalls spricht eine solche Tatsache
nicht zu Ungunsten der Privatinstitute. Und wir eingreifen

diese Gelegenheit, um den Irrtum zu betonen, den diejenigen
befrelien, welche wJilmen. ein staatliclies Zentralinstitut, dessen
Augenmerk auf das ( !

» ineinwohl allein gerichtet ist, gäbe einen
billigeren Kredit oder vermöge es zu tun. Die aus den
Diskontierungen tliefsenden Einnahmen der deutschen Privat-

Zettelbanken haben — von 1876—1897 — prozentweise durch-
schnittlich etwas weniger als die bei der Reichsbank betragen.

Und bei der Eimeuerung des Bankgesetzes 1899 hat man,
um ihrer Konkurrena Grenzen zu setzen, die Bestimmung
eingeführt, sie sollten, vom 1. Januar 1901 an, nicht unter
dem öffentlich bekannt gemachten Prozentsatz der Reichsbank
diskontieren, sobald dieser Satz 4^'o erreicht oder ftberschreitet,

und im übrigen nicht um mehr als ' 4 o unter denselben dis-

kontieren. Das staatliche Institut hat also allgemein eine leichte

und für einzelne Teile des Landes eine ziemlich bedeutende

" Wir machen darauf aufmerk -:ini
. dnfs die banktechnische und

allgemeine Zweckmäfsigkeit dieser Politik und der obon erwähnten Nicht-
Anwendung eines Privatdiakontes hier nicht in Frage kommt, sondern
die Absicht allein berfteksichtigt wird.

auch fast immer bleibt.
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Verteaenmg des Kredite yeranlaTst. Und das ist natttriioh

nickt ans Rücksicht auf die Aktionäre, um weicke man sich

nidit einmal kümmert, sondern auf die Erkaltung der Landes-
wftliraDg geschehen. Denn das steht fest, es wird nie mög-
lich sein, dafs die Zentralbank die Metallreserve des Landes
scliütze und zugleicli fi;ewöhnlieh einen billigeren Kredit als

die privaten Diskontobanken auf dem offenen Markte irewähre.

Soli die Zentralbank dem Gemeinwohle dienen, bo mufs
sie in erster Linie ihre eigene Stellung stark erhalten. Die
Landwirte dürfen deshalb auch niciiL auf günstigere Diskont-
kedingungen stttens einer staatlichen Notenbank rechnen,
die sich ja ebensowenig wie eine private der Glefahr aussetaen

. darf, durch langfristige Darlehen ihre Zahlungs&higkeit zu
gefährden. Der schweizerische Bundesrat hat selbst erkannt,
dafs der Glaube, die Staatsbank wflrde im stände sein, den
Hypothek enachulduern billigeren Kredit als den üblichen zu
vprs< !mf)'en, in das Keich der unerfüllbaren Utopien verwiesen
werden müsse®.

So beschränkt auch naturgemMfs die Aussichten auf Erfolg
nach dieser Richtung blieben , so hat sich die Bank von
Frankreich, um zu ihr zurückzukommen, mehr als die Reichs-
bank bemUh^ den „Cr^it Agricole** zu entwickeln. Wie ihre
Tstigkeit den kleineren, wenig begüterten Leuten mehr ids

den vornehmen Finanzmännern zu gute kommt, zeigt weiter
die Tatsache, dafs sie Wechsel bis zum rechtmäfsigen Betrage
von 5 Frk. diskontiert. Es wurden zum Beispiel 1897 bei

^^v Bank und ihren Filialen 22 910 Wechsel von 10 Frk. und
darunter, sjjs y.'o von 1 1 bis Frk. (15,2 *'/o aller diskontierten

Wechsel) disko ntiert. Ein Drittel der diskontierten Wechsel
betrug IfM) Frk. und darunter. Die Jiurchschnittsgröfse der
Wechsel erreichte nicht lioO Frk. Dagegen beträgt sie bei

der deutschen Reichsbank 1000— 200U Mk. — Endlich ist

der Umstand nicht ohne Bedeutung, dafs die Bank von Frank-
reich, aus Rücksicht auf die unteren Klassen der BevOlkerungi
Koten h 50 Frk. emittiert, während die Reichsbank — was sich
allerdings durch das Vorhandensein der Reiehskassenscheine
teilweise erklären läfst — Notenstücke im Minimalbetrage von
lOc Hm. (1 20,45 Frk.) ausgibt, welche selten in die Tasche
der ärmeren Leute kommen.

Es ergibt sich also , dafs die unter Mitwirkung von
Privaten verwaltete üinik von Frankreich vielfach einen weniger
aristokratischen Charakter aufweist als die unter ausschliefslich

* Da total ausgeschlossen ist, dafs die Bank Hypothekanuilageii
mittels der Girogelder oder der Banknoten bewerkstelll^n n könnte,
und infolgedpssr^ii Ilypothekaranlagen eine Oblipationenschuld bedinpren
Würden, so könnten die entliehenen Gelder nicht billiger ausgeliehen
Wttden, als wie sie sellist veninst werden mfiwen. Si^e Botschaft
vom 23. Oktober 1894. S. 92-93.
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fftaatlicher Leitung stehende Reichsbank. Man wird g:ewifs

sagen müssen, dais diese demokratischen Züge weniger den
Aktionären selbst als den getroÖenen Geseizbestimmungen
un<i dem Drucke, welchen die republikanische Regierung fort-

wälirend auf die Geschäftsführung ausübt, zu verdanken sind.

Man sieht aber, wie der eigene Charakter einer Bankform
unter Wirkung der jeweiligen R^enma;8form und der im
Lande herrschenden politiscoen und soximlen Gesinnung modi-
fiziert wird, wie die Bankform — in gewissen Qrenzen —
von sehr relativer Bedeutung ist. Man sieht, dafs der Staat

die Bank nicht völlig in den Händen zu haben braucht, um
sich einen durchgreifenden Einflufs zu sichern. Und wir

möchten darauf aufmerksam machen , dafs eine Zentralbank,
wo der Staat nur bei der Verwaltung mitwirkt, in manchen
Fällen sogar uneij^^ennütziger und sozusagen rücksichtsloser

alft eine reine 6taaLabank dem Gemeinwohl dienen wird.

Denn solange der Staat fremde Kapitalien mitverwaltet,

sorgt er ei^g dafür, daCi das Geschtlft nicht in erster Linie
auf Gewinn hinausgene. Er trügt keine Bedenken, im Interesee

der Gesamtheit den Aktionären drückende finanEielle Leistungen
au&ubUrden. Betreibt er aber die Bank für seine eigene
Rechnung, so entsteht ihm, mit der Übernahme dieser privat-

wirtschaftlichen Unternehmung, eine kapitalistische Seele. Er
versteht, dafs das Geschäft rentabel sein mufs, und wird leicht

geneigt sein, os tiskalisch auszunutzen. Hat es während einer

Reihe von Jahren einen Gewinn abgeworfen, so wird er noch
gieriger aU ein Aktionär an dieser Einiialime festhalten wollen.

Wegen der Rücksicht auf das zu erhaltende Gleichgewicht
des Budgets wird er sich weigern, Opfer aufzubringen, die

er von Privaten als selbstverständlich gefordert hätte. Ein
aus der Schweiz entnommenes Beispiel genfige: Kaclidem vor
einigen Jahren die Kantonalbank von Bern eine solche Unter^
bilanz aufzuweisen gehabt hatte, dafs der Reservefonds verloren

wjir , erklärte die Regierung des Kantons , der Staat könne
den jährlichen Zins nicht cnilxjhren. Nur einmal verzichtete

sie darauf und liefs sich für die folgenden Jalire einen solchen
von 2—3 ^/o des von ihr gelieferten Grüudungskapitals aus-

zahlen ^.

Man wird nun schliefslich einwenden, dafs, auch unter
vorausgesetztem gleich uneigennützigen Charakter der Ge-
schäftsführung bei einer remen Staatshank und bei einer

unter staatlicher Mitwirkung verwalteten Aktienbank, diesem
letzten System eine Ungerechtigkeit doch immer anhaften
wird, die nämlich, dafs der materielle Gewinn nur einer kleinen

Anzahl von Aktionären zukommt. Um so geringer wird die

* Amtl. Stenogr. Balletin der Bondesvenammlaojr. Märs^-April
1895. S. 595.
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P>of!eutiing dieses Einwurfes jedem erscheinen, je genauer er
die tatsächlichen Verhältnieae kennt, und Je besser er sich

überhaupt auf das Bankwesen versteht. Zuerst, was die An-
zahl der „Privilegierten" betriflft, kann die Gesetzgebung dafür
«iorg**n , flafs sie eine gröfsere sei, iiKicni sie bestimmt, dafs

hei (In Subskription des Kapitals die kleinen Zeiciiner ganz
iiixTvv legüud oder ausschliefslich berücksichtigt werden müssen.
Eine solche MaTsregel wäre aber sogar vielleicht überflüssig.

geht aus dem Bericht von Lebon an die französische

Kammer (1897) benror, daTs die Zahl der Aktion«re der Bank
Ton Frankreidi beetftndig wächst Sie betrug 1896 Uber
28000, wovon Unmündige, Frauen und öffentliche Institutionen

ein Drittel bildeten, und 25396 weniger als je 10 Aktien
k 1 ( )r»0 Frk. besafsen. Sie hatten überdies fUr aieseiben einen
so hohen Kurs bezahlt, dafs die Dividende, die sie bekamen,
niif dof!s<>1)>en bezogen, durchschnittlich 5 **'o und in den letzten

Jahren sogar nur 3^'o betrug. Dann wird zu oft vergessen,

dafs der unter die Aktionäre verteilte Gewinn nur um
höchstens aus dem Emissionsgeschftft, also aus dem Monopol
ent^ütmmt und zu wenigstens 80 ^lo von den übrigen ]>ank-

fesch&ften abgeworfen wird, deren Betrieb jedem freisteht.

lOti bat flberzeugcad gezeigt wie der am der Emission
flteleende Vorteil auch oft deswegen Übertrieben wird, weil
man die Unproduktivität eines grofsen Kassenbestandes, die
Vennehrung des Personals und die nicht unbedeutenden Noten-
KenteUungskosten, die sie bedingt, übersieht. Endlich Terliert

der Einwurf, den wir prüfen, praktisch jede Bedeutung, wenn
solche Bestimm im^ren hestphen, wie sie im deutschen Bank-
eesetz von 1^*.^*.^ ;^^*'ti'itlVMi ^^orden sind od* r im scIi weizerischen
/Zentralbank« Mitwurt von (hmselben Jahre vorgebeheu w^urden.

Die Anteilseigner der Reiclisbank bekommen lediglieli eine Pri-

ori tätsdividende von3*/a''/o, und nachdem die vorschriftsmäfsigen

Kinlagen in den Reservefonds erfolgt sind, erhalten sie vom
reetierenden Reingewinn nur ^/i, während dem Reich die Übrigen
*.'4 snfUlen. Ihr Qewinn kann dadurch bei gttnsttgen Kon-
junkturen b<(obstens auf 4—4V2 0 des einbezahlten Kapitals

steige. Da nun der Reingewinn, den der Betrieb jährlich

im letzten Jahrzehnt abgeworfen hat, durchschnittlich Ubier i:^ ^/o

de« Aktienkapitals beträgt, der Staat ungefllhr die Hälfte

davon bekommt, und wie gesagt der eigentliche Gewinn aus
der Emi-^sion höchstens 2(' " 0 dieses Reingewinnes ausmacht,
80 ergÜH -ich. dafn nicht nur der gesamte Vorteil vom Monopol
der Gesaniiheit zukumait, sondern der Staat noch dazu das

sonstige gewöhnliche Geschäft sehr ätark und ohne Grund
besteuert In der Schweiz, wo das Aktienkapital jedenfalls

aiebl auf eine höhere als die im erwähnten Entwurf vor*

Annalen des Deutschen Reichet. 1896. 8. 161 folg.
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feaehene Maximalverzinsang von 4 hoffen durfte, und die
Zentralbank wohl mindestens einen Gewinn von 5 ®/o abwerfen

würde, g^nge ähniicherwoise vom Notenertrag in die Hände
der Aktionäre nicht ein roter Heller. — Meint man etwa , es

wäre doch bcöser, wenn diese 4% nns der sonstigen Bank-
tätigkeit dem Bunde zukämen, und dies so wäre, wenn er die

Bank dotierte? Man vcrgifst dabei, da er keine müfsigen
Gelder hat, die er dazu verwenden könnte, dals er sich die-

selben mittelst einer Anleihe verschaffen und seinen Gläubigeiu
einen Zins verffttten mtliste^ der die betreffenden 4 ungäUir
enekren wttrae. Und es ist nicht recht einzusehen, weshalb
die Zeichner der Anleihe, denen auf diese indirekte Weise
ein Anteil am Bankgewinne zu gute käme, nicht ebensimt
als die Zeichner der Aktienanteile, die denselben sonst be-

kttmen, mit dem Kamen „Privilegierten'' gebrandmarkt werden
sollten.

Was endlich — um fliesen Punkt zum Schlufs dieser

Betrachtung noch zu berüiiren — die gefürchteten Bursen-
spekulnti onen und Kurstreibereien betrifft, so sei einfach auf
den Artikel 9 der zweiten schweizerischen Bankvorlage ver-

wiesen, welcher lautete: „Die Übertragung von Anteilscheinen

geschieht durch Indossament und Vormerknahme in dem dasu
bestimmten Register. Bei Übertragung Ton Anteilschetnon,

die aus der öffentlichen Zeichnung hervorgegangen sind, aui
andere Privatpersonen oder Firmen bedarf es aufserdem der
Genehmigung durch den Bankausschufs . . Dals Jede Gefahr
durch eine solche Bestimmung ausgeschlossen wird, li^ auf
der Hand.

Wir sind nun im stände, nachdem wir die einzelnen Argu-
mente pro et contra geprüft und gewogen haben, zu dem
ersten Punkte des Problems, zur Frage „Privatbank
Staatsbank?" Stellung zu nehmen. — Wir haben nach Ua-
narteilichkeit gestrebt und sind auf diesem Wege cur "Et-

Kenntnis der wesentlichen RelatiTität der beiderseitigen Aigu-
mentation gekommen : — Das Gesamtergebnis der historischen

Erfahrung vermochte nicht, uns vom skeptischen Standpunkte
abzubringen. Wer sich angeblich auf die Bankgeschichta
stutzt, um die eine oder die andere Bankfonn als die richtige

hinzustellen und uns dabei historische Tatsachen vorführt, der
tut nichts weiter, als aus der Bildergalerie der Verganp^enheit,

was ihm zum Illustrieren einer aprioristisch gewonnenen
Meinung gerade pafst, willkürlich herauszunehmen, Die beiden

Systeme haben sich gleicherweise lu munciieii Fällen bewährt.

Vielfach haben Privatbanken dem Öffentlichen Interesse

gedient, vielfach hat sich der Staat aur Verwaltung eines

Bankgeschäfts &hig gezeigt. Die beiden Systeme haben auch
in ihrer Geschichte gleich zahlreiche UnglttcksfitUe^ Milsbrättche^
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Skandale und Verloste zu veneichnen gehabt Sie scheinen
daher mit ebensoviel Gefahren yerbanden^ — nur dafs die-

selben etwa bei ber Staatsbank vorwieeend ökonomische und
bei der Privatbank vorwiegend soziale und sittliche sind.

Aber diese Gefahren, die einen so gut wie die anderen, können
erfabrungggemäfs in vorgeschrittenen Ländern mit geordneten
ZuHtitnden durch vorsorghclir

, strenge und präcise Gesetz-

beatiuimungen teilweise absolut ausgeschlossen, teilweise ins

Gebiet der Unwahrscheinliehkeiten verlegt werden. Und
speziell in der kleinen Schweiz ^ wo einerseits das politische

Leben relatiT ein so friedliehes ist, wo Mtnislerkriaen etwas
Unbekanntes sind, wo von der WUlktkr der regierenden PersOn-
iichkeiten recht wenig zu iltirchten ist, weil sie absolut in der
Hand des Volkes stehen, und vom Volke selbst nichts zu
fttrehten ist wegen seiner grOndiichen Besonnenheit und der
alten Gewohnheit, von seinen unbegrenzten Rechten einen
rahigen Gebrauch zu machen, wo andererseits nlles sich in

kleineren Mafsstäben gestalten würde, und daher die Kontrolle

seitens des Publikums sowohl als die amtliche leichter wäre^

und die eventuelle öffentliche Mifsbilligung einen fühlbareren

Druck ausüben würdi
,,

hier sind^ meinen wir, die Geiahren
aller Art weitgehend beschränkte, und gleichen sich die Diffc-

awischen den beiden Systemen fast yöUig aus. Die
Frage, welches von denselben als das beste gewählt werden
mnfiiy Icann an und für sich nicht beantwortet werden. Spezielle

Momente mttssen in jedem einzelnen Fall den Ausschlag geben
und vor allem der materielle Umstand, welches Pnnzip, das
staatliche oder private, bereits im betreffenden Notenbankwesen
vorwaltet. DrCs nher das staatlicho Institut das charakte-

ristische rkuial des schweizerischen Baaknotenwesens bildet,

ist eine ieststehende Tatsache.

2. Die Rücksicht auf die gegebenen historisch gewordeneu
VeriiltaisM.

In der bisherigen Erörterung haben wir awei oben an-

gefllhrte Argumente aufser Betracht gelassen, wodurch zahl-

reiche Anhänger der Staatsbank einerseits fUr unannehmbar
hielten , dafs die Kantone und die staatlichen Noteninstitutö

ihr "N'otf^'n'iiis_irn.V)r'rfN-]it zu Onnston von l'rivnti'n verÜ^'ren,

und Freiuuie der Aktien iiaiik aiidcü-orseits der dutierten iStaats-

bauk den Vorwurf mncliten, dafs sie irgendwelche Beteiligung

der bishcrisren Banken an der neuen Schöpfung ausschh'efse.

Wenn wir die Prüfung dieser Argumente bis hierauf verschoben

haben, so ist das in der Erkenntnis geschehen, dafs, während
die flbrigen einen mehr oder weni^r allgemein gültigen Wert
baritaen, diese sich eher auf die eigentümlichen historisch ge-
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wordenen schweizerischen Verhriltnisse beziehen und damit
an eine Keihe von wichtii^cn Fragen ganz nnclerer Katwr an-

knüpfen, mit welchen aie im Zusammenhange betrachtet werden
müssen. Sie führen uns, mit anderen Worten, zum zweiten
oben angedeuteten Hauptstreitpunkt — ja, unserer Ansicht

nachi dem Angelpunkt des ganzen Problems — zu dessen
Bduuddliuig wir jetst übergehen: uwiefem nJtanlidt mllMe
mftn bei der Scbiaffiuig des zentralen Inetitats auf das Htas
gebrachte und Bestehende Rücksicht nehmen, und ferner
eventuell in welcher Richtung hin und auf welche Weise hätte

diese Berücksichtigung sich zu betätigen?
Es ist nicht leicht, die Namen zu finden, mit welchen

die zwei Tendenzen, die sich hierbezüiTHoh l\nndg:emacht haben,
kurz und treffend bozeiehnet wcrdoii könnten. Man wurde
doch am ents}irechendsten — wenn man die \\ orte cum g^ano
salis frei von jeder ethischen Bedeutung auilafst — zwischen
den „Kucksichtä vollen** und den „Rücksichtslosen" unter-
scheiden.

Die naheliegenden Benennungen „Konservative und Radi*
kale*^ oder ^Dezentralisten und Zentralisten* möchten wir,

als gefilhrltche Überschriften , absolut yermeiden; nicht nur,
weil sie an und für sich teilweise falsch wären, sondern weil
sie auch sonst infolge des ihnen bereits anhaftenden politischen

Sinnes Mifsverständnisse verursachen würden. Denn über dem
Ausdruck „Konsorvativr'" und „Zentralistcn'* zum Rf^ispiel

würde man gewifs schnell verfressen, dafs die Vertreter <\or

^Rücksicht verlangenden'* TcikKiiz ebensogut der Linken
als der Rechten der Bundesversaninilung anp^chören; sie deckt
sich mit keiner politischen i*ai lei, wie sie aucli überdies weder
mit der Tendenz zu Gunsten einer Staatsbank, noch mit der*
jenigen au Gunsten einer Privatbank parallel läuft

Sie aählt unter ihren Vertretern ebenso den alten Pionier
des Notenmonopols und entschiedenen Gegner des Privatbank-
mtemSy den sogenannten „Bankvater " J. J. Keller, der die

Kantonalbanken zu Filialen des Zentralinstituts machen wollte^

als den warmen Bekiiinj)fer des Staatsbankprinzipes, di^n ver-

Btorbencn früheren Bundespräsidenten Numa Droz, dem der
Gedanke eines „Syndicat de Banmies" vorschwebte; ebenso
put Föderalisten wie die Herren Tlu^.raulaz und Sthwander,
mich deren Antrag die Kantone die Hälfte des Kajjitals auf-

bringen sollten, als den früheren radikalen Führer, jetzigen

Bundesrat ComtessCi der die erworbenen Verhältnisse und
Erfahrungen der Ikantonalinstitttte benutsen wollte, und
neben dem bekannten St Gallischen Demokraten Curti, der
das fiklerative Element berücksichtigt sehen und durch Ver-
tretung der Kantone im Bankrate die Popularität des neuen
Institutes sichern wollte, der Handels- und Industrieverein,

dessen von Kramer-Frey inspirierte «Chrundsttge** und »Ent-
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Wurf Ton 1897 den bettehenden Banken, oder denselben und.

den Kantonen das Kapital Töllig, resp. zum grOlaten Teil
tberiieÜBen.

Wie icbon ans dieser Aufzfthlung crsicktlicli t war nicht

nnr der Auagangsponkt der einzelnen Männer nnd Qmnpen^
die wir unter der Benennung „Rücksichtsvolle'' zusammenfassen
möchten, viflfnch gründlich verscliioflen , indem die einen

ökonoraiöchcii oder sozialen, die anderen pülitischen Bewi;;^-

grUntlen gehorchten, soiuleni ilire Forderungen auch wiesen
eine gröfsere MariMi^'taltigkeit auf. Gemeinsam aber hatten

sie, ihrer Benennung eben enLüprechend, die klare Erkenntnis,

dafs eine „tabula raaa** zu vermeiden sei, und die Über-
. seugung, dafa vielmehr den gegebenen, hiatoriseh gewordenen,
eigentUniUchen nationalen verhältniwen in starkem Mafse
Rechnung getragen werden müsse.

Um ein Urteil Uber diese Tendenz zu gewinnen, werfen
wir zunächst einen Blick auf das Ausland.

Vielfach hat man im Laufe der Bankdebatten auf das-

selbe hinL^cwiej^pn. Mit Recht. Docli . unseres Erachtens,

selten im er\Miiisciiten Sinne. IVfnn hat sich immer auf die

Form und Organisation dieser und jener ausländischen Zentral-

bank berufen, die Art aber, wie die anderen Lander die

Zentralisierung angebahnt oder durciigeseizt, liac maa im

Schatten gelassen. Nach dem Bestehenden hat man gefragt,

nicht aber danach, wie dasselbe an stände gekommen ist;

nach dem befriedigenden Resultat, nicht aber nach dem Vor-
gehen, wodurch man ein solches erreicht

Auf diesen au sehr vemachlflssigten Standpunkt stellen

wir uns jetzt.

Die Bank von England ist bekanntlieh allmählich schon

im Lnnfp des IH. Jahrhunderts zur Herrscherin des englischen

Geldmarktes emporgewachsen. Als im Jahre 1841 die be-

rtihrote Bankreform vorgenommen wurde, verfügte sie bereits

Uber ungt t;i]ir M5 o der Notenzii kulation des Landes. Man
hätte daiicr mit geringerer Störung der Verhältnisse als anderswo
das Einbanksystem au ihren Gunsten durchfuhren kOnnen.

Es wäre nur eine Vervollkommnung eines schon halberob^en
Monopols gewesen. Doch hat Peel, der persttnlich die

Emission in der Hand einer einaigen Bank am liebsten gesehen
hätte, ebensogut wie das Parlament verstanden, dafs man eine

historische Entwicklung nicht mit einem Male abbrechen könnte.

Ej* wurde einfach bestimmt, dafs das Recht zur Notcnausga)»*»

keiner neuen Bank irewiihrt werden dürft' . so dafs man nur
;»!!mählich durch das natiirlielie Verschwinden der bestehenden

Notenbanken 7ura MoLüjH>lsj^ stem tibergehen würde.

Die Verhiiltnisse und das Vorprehen sind in Deutschland

eirngermar^en dieselben gewesen. Durch das Bankgesetz von

1875 tat das Notenausgaberecht der bestehendon Zetlelbanken
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nicht aufgehoben, sondern die Bedingungen setner Austtbn^g
in der Weise erschwert worden, dafs es aUmiihtiek «n^^egeben
werden mufste. Kein Monopol ist gewaltsam aufgedrängt
wollen. Keine Zentralbank in einem Stücke geschaffen woHen.
Man brauchte es ja nicht; eino aolcho hatte sieh mit der Zeit,

dem wachsenden pob'tiseheii Kintlufs Preufsens entsprechend,

von sellyst herausgebildet. Die Gründung der licichsbank

bedeutete nur eine Überschriftsäuderung. Das neue Institut

war nur die Fortsetzung der bereits zwei Drittel der Noten-
airkolation beherrschenden und zum Übergewicht gelangten

früheren „Preufsischen Bank* ; mit Priyatkapital ausgerastet^^

und durch Staatsbeamte verwaltet ist sie nach wie vor
geblieben.

In Frankreich ist wohl 1848 das damals auf Paris be»

schränkte Monopol der Banque de France auf einmal auf
gans Frankreich erweitert worden. Aber erstens ist diese

Mafsr^el in der Revolutionszeit getroffen worden, und zweitens
eignete sich ein politiscli völlig und ökonomisch vielfach

zentralisiertes Land wie Ins betreöende ungleich I csser als

andere für ein solchem Sy;<tem; drittens hatte die Bank schon
lange vorjier eine dominierende Stelhing eingenommen

;
viertens»

"iveit davon entfernt, mit der Vergangenheit „tabula ra.sa" zu
machen ; hat man die vorhandenen Kleniente benutzt, indem
die ihres Notenrechtes beraubten Provinzialbanken zu Filialen

der Monopolbank gemacht wurden.

In Spanien, wo die gesetzliche Bankeinheit im Jahre 1874
eingeführt worden ist, haben sich ähnlicherweise die meisten
früheren Provinzialbanken mit der Übrigens bereits dominie-
renden Bank von Spanien fusioniert.

In Italien vollzieht sich die Zentralisierung nur allmählich,

meistenteils auf dem Wege von Verschmelzungen. Es be-
stehen heute nur noch drei Banken, unter denen die Banca
d' Italia, die bereits über TO**/© der Kotenemission in d*^n

Händen hat nnd die leitende Rolle einnimmt, allem Anschein
nach sclilierslich das Monopol erlangen wird.

In anderen Ländern, wie Osterreich, Niederhmde, Nor-
wegen, Dänemark u. s. w. , tällt entweder die Gründung der
Monopolbank in eine Zeit, wo das Notenbankwesen noch
relativ wenig entwickelt war, oder ist das Monopol einem
schon etnfluisreichen, bereits faktisch als Zentralbank ftm-
gierenden Institute verliehen worden.

Was endlich Schweden betrifft, wo sich eben das Ein-
ziehen der Koten von 27 ^Enskilda Banken** vollzieht, ist

folgendes zu bemerken:

II Preufaeii war nur mit 1,9 Mill. Thir. au dein zuletzt 20 MUI.
Thlr. betragenden Kapital beteiligt.
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1. Dm Oesets von 1897 (1899 in Kraft), wodurch die

Sanze Emission des Landes vom 1. Januar 1904 an in

ie Hand der „Riksbank** gel^ wird, zeigt deutlich in

•einen Übei^ngsbestimmungen das Bestreben, die Ände-
rung auf die mildeste Weise zu bewerkstelligen. Die
KUckzugsfrist der Noton ist auf 5 Jalire festgestellt, und
die Erlangung von Kredit zu ungewöhnlich günstigen

Bedingungen bei dem Zentralinstitute den Eoskilda-
banken gesichert'*. —

2. Die Riksbank verfügte 1899 — vor dem Inkrafttreten

des Gesetzee — Hher die Hälfte der Notenzirkulation,

und hatte damit bereits ein entschiedenes Übergewicht.
3. Schweden weist , im Oegensats aar Schweiz, eine voll-

ständige politische Zentralisation auf.

Kurs, um diese Anfaählung von Tatsachen genug sein

nt lassen, die Betrachtung der beschichte führt sn folgendem
Ergebnisse

:

Zunächst ist allgemein die Notwendigkeit empfunden
worden, beim Werke der Zentralisierung des NotenbanKwesens
auf da?? Bestehende Rücksicht zu nehmen, es wom'in^lich zu
schonen oder zu benutzen; hier ist das M riopul durcli Ein-
schriinkungen oder aufeinander folgende Fusionen resp. Auf-
hebungen angebahnt worden, und da, wo es auf einmal oder
in kürzerer Zeit durchgeführt vvordcu iät, bind die bisher

konkurrierenden Institute entweder durch BeTorzugung'en
eisigermafsen entschädigt oder an die znr Monopolbank be<
forderte einflnfsreiche Bank angegliedert

Denn, das ist ein wdterer Punkt, nirgendwo ist ein
Institut extra und in einem Stttck geschaffen worden, um als

Träger des Monopols zu dienen Überall bedeutete die
grsctzlielie Einführung dieser letzteren nichts weiter als Be-
schleunigung des bereits vor sich gehenden Prozesses ^ iStär-

^nic En ? kl Id a
- B fink, wr-lolic von Ihrem Notoncinipsionsrecht

ftkitebt und keine der am 1. Januar löö6 bestehenden Filialen einzieht,
ist dasQ berechtig, teils aep^m Sieherheit, welche die oberate Ver>
valtong (lor Roii hsbank gutneifst, Kassakreditc bei der Reichsbank zu
benutzen , ohne Erlegung von Kreditivabgabe und zu einem um 2*^/0

ni^-drigerem Zinsfufs als der notierte Wechseldiskont, für einen Betrag
bij zor Il&lfte des Notenbetragrs, welchen sie am 1. Januar 1896 in
Zirkulation hatte, und teils, gleichfulN Vis zur Hiilfto des genannten
Kotenbetrages, in der Rcichsbank solche Weihsol rediskontiert zu be-
kommen, welche die Verwaltung derselben gutheifst, zu einem Diskont,
der nicht dee sonst notierten übersteigt. Vom Anfang des Jahres
1904 bis zum Schlupfe von 1908 « »Ilr ti ferner die Hanken, wt K lu' keine
Filialen einziehen, auf dieselbe Weise Wechsel bis zu 40 ^.o ihres Noten-
bcftngss am 1. JTuiiur 1896 rediskontieren kSnnen.** Bankpolitik.
Or, Will. Scharling. Jena 1900. S. 276.

*• Beispi'^h" w-irrTi ^•(•»lleielit wohl zu tuidm, aber nnr in -ilfpror

Zeit oder in „neuen Ländern^, in beiden Fällen bei wenig entwickeltem
Bsakaofeenwesen.

wicjui^L-ü cy Google
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kling einer erlangten Steiiung, Ergänzung erworbener Privi-

legien.

Und wo endlich eine Zentralbank sich hat ausbilden und
das Monopol sichern kOnnen, da war diese Erechetnnng Pro*
dttkt nnd Ansdrack einer stärkeren politischen und wirtochaft-

lichen Konzentration , in welcher sie ihre mehr oder weniger
notwendigen Vorbedingungen fand. Man vergleiche nur die
Verhältnisse in Frankreich mit denen in den Vereinigten
Staaten Und was das eigentümliche Beispiel Deutschlands
betrifft, glnuht etwa jomand, dafs eine als künftige ^fonopol-

bank [gedachte Reichsbank im Jahre 1875 hätte errichtet

werden kennen, wenn nicht Preufsen und in Preulsen Beriin
oh'tisch und ökonomisch ein entschiedenes Übergewicht gehabt
ätten, und wenn niclit, ala Ausdruck dieses lilachtverhähiiisses,

die bereits als Zentralbank fungierende Preulsische Bank
existiert hätte? Hätte man unter solchen Umständen eine

Reichsbank schaffen woUen, so wäre man schon an der Frage
des Banksitzes ins Stocken geraten.

Nun aber, ein ähnliches Bild, wie Deutschland unter
solchen Umständen geseigt hätte, bietet gerade hentEUtflge die
Schweiz.

Wenn auch dieselbe nicht mehr der Staatenbund von
ehemals ist, ao ist sie einstweilen noch — man hätte es lieber

anders oder nicht — ein Bundesstaat. Die Verfassung
von 1874 Iftfst den Dualismus zwischen Bund und Kantonen
bestehen und nennt die leuteren, trotz aller Einschraukuug
ihrer Kompetenzen, souveräne Staaten. Wenn wir also

sagen, daib die Kantone noch existieren, so diflckt dieser Sata
weder einen Wunsch noch ein Bedaaem ans, sondern eine
Tatsache. Ntin fiihren wohl unter ihnen einseine eine Idtende
Rolle» aber kein einaiger hat an allen Qbrigen eine dominierende
Stellung einsnnehmen vermocht, und eine wesentliche Ver-
schiebung dieser Verbältnisse ist nicht zu erwarten. Besitzt

etwa Bejn in politischer Hinsicht den ersten Rang, so steht

es wieder in (iKonomischer llinsiclit hinter Zürich zurück, so

d;i!s eine Ausgleichung stattüudet. Und der Stadt Zürich
wieder machen Genf und Basel, gerade besonders als Bank-
platze , den Vorrang auf dem Uandels- und Industriegebiete

streitig. Denn auf demselben, noch mehr als auf dem
politischen, bietet die Schweis daa Bild der Deaentraliaation.

^* £iue Mouopolbauk hat iu den Vereinigten Staaten nie existiert»

Wohl ist in der Periode 1782—1886 eine .United State« Bank*
dreimal ins Lehen gerufen worden. Diese Ünionsbank ist doch jed*?s-

mal nnr nominell Hne Zentralbank gewesen, indem sie in df-r Tat ab-

solut keinen leitenden Eiudufs zu erlangen vennoehlc, — was schon
ans dem Umstände zu ersehen wäre, dus s. B. während des Bestehens
der letzten die Zahl der Notenbanken von nngeÄhr 800 auf über
700 stieg.
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Noch heutzutage gilt die Bemerkung des alten AnoDymen toh
1835, dafs ihr Handel nicht vorzüglich auf einem Platze kon-
zentriert ist, wie der Handel anderer Länder in ihrer Haupt-
stadt Sie iat m dieser Beziehung ein Tier, das kein Gehirn,
sondern nur Nervenknoten besitzt. Und endlich, dieser noch
stark iudc-ralistischen Verfassung, diesem Gleichgewicht der
Glieder, dieser okoiiumisch-geographischen Zerstreuung wunder-
bar treu entsprechend, ein in Europa einzig in seiner Art
dastehendes NotenbsnkweBen : ein solches, wo nicht der kleinste

Kdm von einer Zentralbank su entdecken wäre — insofern

man darunter ein Institut yersteht, das, von der Zentralgewalt
mehr oder weniger privilegiert, sich die übrigen in irgend-

welchem Mafse untergeordnet hat ; — nur eine Mehrzahl von

f
leichberechtigten und durch ein Konkordat vereinigten Banken,
für driH Prinzip der Bei- oder der Zusammenordnung und der

MitWlrkun;^^ Keine Spur von Unterordnung.
Das sind die bestehenden Verhältnisse.

Dafs dieselben in ihrer sonderbaren Eigenartigkeit, in

Bezug auf die Errichtung einer Monopolbank, ungleich un-

gtlDsti^er sind als diejenigen jedes anderen Landes von Europa,
dafs sie fast keine der dafür erforderlichen Vorbedingungen
bieten, dessen scheint man sich in der Schwdz im allgemeinen
nicht newutst gewesen zu sein. Jedenfalls hat man verfahren
WoUeni als ob von alledem niehts wäre, Ja ~~ es ist geradesu
paradox, — rücksichtsloser als es irgendwo geschehen ist.

Zwar bat der neue Gesetzentwurf sowohl als das Gesetz
von 189Ü den Kantonal rep;ierungen , also in politischer Hin-

sicht, gewisse Konzession < ti gemacht, aber der wirtschattiiche

Inhalt der beiden bedeutet: 1. Sprung ohne Übergang von
eLoero Extrem — Bankmehrheit ohne Zentralbank zum
aitdereu Extrem — System der Monopolbank. '1. AunieUung
des Notenrechtes von drei Dutzend Banken ohne Anbahnung,
Entsehidigung oder sonstige Milderung. 8. GlMdbaeitige Eär-

richtun^ eines mit einem Neta von Filialen ausgerüsteten
Z^ntrahnstitutes, das ohne Wurzel in der Veigangenheit, ohne
Verbindung mit dem Bestehenden, als Konkurrent der früheren
Kotenbanken auftreten wtirde.

Welches sind die Folgen dieser rücksichtslosen Bank-
politik prene-^on? Man hat bisher viel zu ausschlielslich die

Furcht vor dem 8t^iatjsinstitut mit seinen Konsequenzen als

die Ursache der Verwerfung des Gesetzes von IS9() betont.

Wir sind überzeugt, dafs eine sehr bedeutende Anzahl der

Ven^erfunden keine Gegner des Staatsbankprinzipes oder

Gegner jeder Zentralisation des Banknotenwesens wareui and
wir stfttien uns hierbei unter anderem auf Erklärungen, die

io der Bundesversammlung gemacht worden sind, ohne unseres

Wissens widerlegt worden zu sein: jj)ie Hauptgruppe der
Verweifenden im Jahre lSd7 waren nun aber aie Ksatonal-

FmkoacMi UI 1. - 0«4««. 5
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banken und ihre Freunde" .... „Die Kantoniiibanken Iiaben

die ITauptgruppe der Gegner gestellt ; das zeigt eine Revision

der betreffennen Abstimmungstabellen aufsj^r allem Zweifel"

Der gröfste Teil des Schweizervolkes hat geglaubt,
die kantonalen Emissionsbankeu wurden in ihren Interessen

geschädigt, und deshalb hat im Kanton Hern, in Solothuru
und anderen Kantonen da« Volk die reine Staatsbank, wie
sie seinerzeit projektiert war, yerworfen* ^'

. . . .

Hat dieser beachtenswerte und siegreiche Widerstand die

Gesetzgeber iiu s Besseren belehrt und zur Einsicht gebracht^

daÜs man bei der Ausarbeitung einer neuen Vorlage besser

weniger gewalttätig eingreifen würde? Hiervon ist nicht das
Gf rinp:8t<* zu hf^merken. „Die Knntoualbanken verlieren das
KechtderNotf Ti< ini:ssion durch den gegenwärtigen Gesetzentwurf,
wie durch denjenigen vom Jahre 18<Mi; der Unterschied ist

nur der, dafs sie ihr Notenemissionsrecht uiclit verlieren zu
Gunsten eines staatlichen Institutes, sondern zu Gunsten eines

Institntes, bei welchem zu '/s das Privatkapital beteiligt ist,

also Privatinteressen gewahrt werden. Das wird für die
Freunde der Kantonalbanken keine Veranlassung sein, mit
Begeisterung für diesen Gesetzentwurf einzutreten, sondern
im Gegenteil ein Grund, um denselben r.nch wuchtiger zu
verwerfen , als es 1807 der Fall war. Auch bezüglich des
Geschätukrcises der Nationallisink gemäfs dem vorliegenden

Entwürfe halx n wir es mit keiner materiellen Änderung im
Interesse der Kantonalbanken zu tun ; wenn daher der Geschfifts-

kreis, welcher 1897 der Bundesbank zugeschieden war, als ein

solcher betrachtet wurde ^ welcher die Rantonalbanken zu
schädigen geeignet sei, wird dies bezüglich der gegenwilrtigen

Vorlage in ganz gleicher Weise eintreten

Um ganz gerecht zu sein, hätte der Nationalrat, der sich

so ausgesprochen hat, wohl hinzufügen können, dafs man doch
in Art. 6, betreffend die Beschaffung des Bankkapitals, soweit
gegangen war, die Kantonalb?niken gnädig zu erwähnen und
die Aussicht auf eine Beteiligung derselben an dem den Kan-
tonen vorbehaltenen Drittel gewähren zu wollen. Aber, dem
Wesen des Entwurfes nach, ist es wahr, dafe er kaum mehr
als der frühere den ganz eigenamgen und besonders un-
günstigen Verhältnissen Rechnung trug.

In dieser Rücksichtslosigkeit, in der drohenden GeflÜlir-

dung zahlreicher berechtigter Interessen und in der Verletzung
des nbtorischen IlechtsgeftÜils weiterer Kreise hat 1901 noch
mehr als 1897 die Hauptursache des Mifiserfolges gelegen.

" Amtl. Stpnogr. Bulletin der Bundesvcrsam m 1 n n g.

Juni 1899. Rede des H. Nationalratea Sch error- Fülle mann. S. lU?

und 199.
'« Ebenda S. 209. Rede des H. Nationnlriito« Viglor.
n Ebeuda S. 197. Ii. Natioualrat Scherrer-Füileroanu.

Digitized by Google
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Und an welchem äufserlich einzigen Umstand ist der
Entwurf diesmal sclion im Schofse der Bundesversammlung
gescheitert? An «it r Frage des Zentralsitzes. — Die Frage,
ob der Sitz der Bank nach Bern oder nach Zürich zu ver-

legen sei, ist an und ftir sich eine relativ nebensächliche; den
Umstand aber, dafs sie Uberhaupt auftauchen konnte und den
Durchfall der Vorlage zu verursachen im stände war, halten

wir tüT bedeutang«ToU und dordutus beseichaend. Denn
wenn sie so io den Vordergnind tritt, so »t es weder dem
Zafidl, noch der Willkür einzelner susaachreiben ; und es wlire

ebenso kurzsichtig, bei den Gegnern irgendwelche besondere
Kleinlichkeit und eigensinnige StarrkOpfigkeit sehen zu wollen,

als es liichcrlich wäre, wenn man die Grofsmut der Deutschen
bewunderte, weil bei ihnen die Frage des Sitzes der Z^^ntral-

bank kpiiien Streit hervorgerufen hat. Denn, wie in Deutsch-
land keine Wahl vorlag, so lie^t in der Schweiz die Zweiheit,

die Zweifelhatugkeit . der Zwiespalt in der Natur der Sache
«elbüt; wie dort die Einigkeit der Meinungen, so bedeutet

nneh in der Schweiz ihr Auseinandergehen nicnts weiter als

den nnbewulsteo, nntOrlichen, laut weidenden Amdrock der
Dolitischen, Ökonomisch -geographischen und wirtsoheftHchmi

VerbllltniBse des Landes.

Nachdem wir gezeigt haben, wie die schweizerischen Ver-
haltnisse in ihrer heutigen, durch die Gesetzgebung teilweise

nicht, teilweise nur solir l ingsan». moilirtzierbaren Gestaltung,

von einem höheren ^Standpunkte betrachtet, in ihrem Wesen
dem Zentralbanksystem widersprechen, und wie diese Tat-

Änclie in dem Widerstand in Volk und Räten Ausdruck ge-

funden hat, so möchten wir nun die pr ak tisc h e n Kon-
•equenaen andeuten, welche die DorchfUhrong des be-

tieronden Systems anr Folge haben wlürde.

Die Schwierigkeit unserer Aufgabe li^ darin, dals es
^ < h um keine Kat^istrophe handelt, sondern lediglich um eine
Unmenge von weit im wirtschaftlichen Leben des Landes
nachwirkenden Störungen, deren jede einzelne, an und für

sich betrH''htet, als ziemlich geringfügig erscheinen raufs und
Rieh oft unmöglich in Zahlen ausdrücken Infst. Man muls
aber im Auge behalten einerseits, dafs kleine iSummeii für ein

kleines Land wie die Schweiz von Bcdeutuns^ sind, und
andererseits, dal» nicht nur das mathema-Uäch Me&bare
li^itäl besitzt.

Dafil die Sache der Emissionsbanken von derjenigen des

Volkswobls nicht au trennen ist, daCs Tausende und aber
Tausende daran interessiert 8ind> dals sie keine Störung und Ab-
fechwächung erleiden dürfen, dayon zeugt der Widerstand, der
sich in weiten Kreisen au ihren Gunsten kundgegeben hat. Dafs
aber diese Banken an der geplanten Änderung nichts au Ter-

6*
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lieren
y

ja, weil sie sich freier bewegen würden, nur zu ge-

winnen nätten, das widerlegt ihr Sträuben schon genügend —
sie müssen doch selbst das feinste Gefühl für ihre eigenen
Interessen besitzen.

Zuerst würde die Operation der Noteneinziehung —
ganz abgesehen von ihrer grofsen Raschheit — ein© un-

gleich bedenklichere als in audercn Ländern sein, weil sie

den meisten Banken oder den für ihre Verbindlidikeiteii

haftadeii Kantonen eine erheUiclie finanzielle Leistung auf-

bttrden würde. Da bei 21 Banken — deren bewilligte

Emission 60,3 ^/o der Gesamtemission ausmacht — die nicht

in bar gedeckten 60 ^/o der NotenZirkulation nicht durch
Hinterlage von WertschriHten oder durch das Wechselporte-

feuille gedeckt, sondern nur durch die Kantone garantiert

sind, so wäre infolge dieses Umstände» ein Kapital von
ca. 55 Mill. Frk. zu beschaffen.

Dann fällt natürlich in derselben Zeit der Gewinn aus

der Isotcnemission aus. Wie hoch ist er anzuschlagen? Bei

einem Diskontosatz von S^'o — unter Berücksichtigung von
50*Vo Bardeckung, von ^ lo^/o eidgenössischer KontroUgeblihr»

von ^/t^/o kantonaler Notensteuer, den Kosten für Ankauf and
ErsatsB yon Kotenformularen und dem Anteil an den allge-

meinen Verwaltongskosten der Bank — dürfte er nach dem Urteil
ecwiegter Fachmänner auf die Emissionssiunme bezogen netto

*/i**^o nicht überschreiten*®. Bei der gegenwärtigen Emission,

die um 228 Millionen schwankt, würde das Frk. 114n(MH)

ausmachen. Da der durchschnittliche oftizielle Diskontosatz

in den zehn letzten Jnlir«'n 3,88 erreicht hat (im J. 19U0
4,88 ^ o), so dürfte diese Summe um mehrere Tausend höher
angeschlagen werden. Doch sehen wir davon ab, mit Rück-
sicht aut die von Zeit zu Zeit zum Zwecke der Notenciulösung

entstehenden Kosten der Thalerbeschaffung.

Wenn man dem Nettogewinn von FVk. 1 140000 den
Betrag der kantonalen Notensteuern und DepositengebOhren

Ton rund Frk. 1 216000 zuzählt, so bekommt man die Soaime
von Frk. 2400000, welche den Nutzen darstellt, den die

Kantonalstaaten aus der Emission ziehen, und um welchen mit
Entziehung des Emissionsrechtes ihre Oesamtnettoeinnahmen
auF; den Emissionsbanken (1900 rund Frk. 3()75000) verkUrat

sein würden
Es ist behauptet worden, dafs, indem das Wegfallen der

Steuerahgabe eine Entlastung der Banken bedeutet, die Kaa-
tone auf dieselbe Summe wie früher in der Form eines um
so grölseren Nettogewinnes rechnen konnten. Aber — ab-

gesehen dayon, dab diese Behauptung sich auf avei Kantone^

» Botschaft des Bundesrates om 2S. Okt 1894 & 26.
>• Siehe die TabeUe S. 69.
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Vom Banknoteninspektor luitgeteilto

Znsammenstellanii;

4er m den Banken an die Kantone abgegebenen Reu-
ertrlaüBM, Banknatenstenern nnd DepaSreblUirai

im J. 1900.

(Als Bdnertrignis iit die Veninaniig Aber 4*/* kinapt eratanden.)

"
--

Kantone

—^ _ , ,

An den
Kanton

abgetiefortes
Rein-

crträgniB

iLJ* XJ rv 11 L 11

a fA 1 1 A r ctaWii Vifati Total

Frk Frk. Frk. Frk.

Ol. (iaüon • • • 110 000 194 aoo 1574 805887
59 000 59 000

Ji*'rn aioooo 1 14 4Uo 424406
TT* 1

1 liur^au .... 105 000 öo y4y 602 141 551
Ufanbflnden • • . 300 000 23 943

rvAA A J A
323 943

1 AI • • •

Api^enzeU A.-Rh. . 133571 133571
Zuncli 50 000 157 829

i~K^A
207 829

Freibniff .... 325 351 29000 1856 355 707
Urt . . . . 58 232
Nidwaideu • . . 21 766 21766
Nenenbiurg • « • 105419 95881 200800
Schafifhanaen . , 58626 30 000 8108 90 729
Glanis 104 967 15 000 119 967
ßolotburu .... 184000 29908 213908
Obwalden. . . . 42685 42625
Schwj'z 38000 • 38 000
Aarirau** .... 172500 29 945 202 445
Waadt»» .... « 72000 72 0(X)

Genf 71383 71383
Te:*f4iii m 49 500 4865 54365
Baaei 170 710 170710
Zo««* S5000 17989

1

: 52989
Total 8458191 1208059

4ie weder eine Staatsbank nocb einen Aktienanteil an einer

Kotenbank besitzen, nicbt beaiehen könnte — so bAtte sie

Tiur rknn einen Sinn, wenn die betreffende Entlastung unter
Beibehaltting des Notenrechtes gescbAbe. Allein wttxde in der
Tat die Steuerquelle mit der Steuer wegfallen.

Eine ungleich b<»;ip]it*»nswertere Einwondtm^' ist die, dafs

die Banken durch Vermehrung ihror nun weniger gebundenen
Tätigkeit und Ausdehnung ihres Oeschäftskreises den be-

» Besitzt die Hälfte des Kapitals seiner Kantonalbaak; die andere
Hüfte gehört Privataktionfiren.

*i Besitzt nur sehr wenige Anteile der «Baaque Cautonaie Vaudotae'^.
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treffentlen Ausfall auszugleichen vermöchten. Das ist zweifel-

haft. Denn hier wieder werden sie in einer ganz eigen-

tttmlichen und ungewöhnlich ungttnettgen Lage stehen. Denn
gerade in der Zeit, wo sie mit den erwähnten Schwierigkeiten

8U kämpfen hahen werden, wird ihnen eine bisher nicht da-
gewesene Konkurrenz entstehen, mächtiger uU jede frühere, —
in der Form der Zentralbank, die stets als das gröiste

schweizerische Kreditinstitut gedacht worden ist.

Der allerdings sehr beschränkte Gesehäftskreis dieses

letzteren wlirde sich doch mit drm ihrigen teilweise decken.
Die Hypothekar- oder sonstigen langfristigen Leihgeschlifte

hätten keine Beeinträchtigung zu erleiden. — Aber, wenn
auch die Zentralbank die Gelddepositen nicht verzinst, so
werden sie ihr doch massenhaft zuniefSsen — das Beispiel der
2^tralhanken des Anshmdes hOrgt dafUr — und die Ein-
führung eines Scheck- und Giroverkehrs ungefähr nach dem
Muster der deutschen Reichsbank dürfte diese Bewegung noch
bedeutend befördern Da nun die Zentralbank kaum sich

neue Gebiete wird aufiKshliefsen und Kategorien von Geldern»
die bisher im Verkehr und Privatkassen blieben, wird an sich

ziehen können, so werden naturgemäfs die bei ihr deponierten

Summen teilweise aus den früheren Emissionsbanken gezogen
werden. Ahnlich würde es im Diskontogeschäft und Lombard-
verkehr sein. Wenn dieselben bei den meisten heutigen Noten-
banken nicht dafi Hau|)tgeschäft bilden, so wiesen doch die

Generalmonatsbilanzen im Jahre 1900 ftür Wechsolfbrderungen
durchschnittlich rund 230,8 Mill. Frk. auf (wovon V4 auf die

4 Banken mit beschränktem Geschäftskreise entfielen), so dals

nicht gesagt werden kann, die Banken hätten in dieser Hin-
sicht nichts zu verHeren. Man wirft nun ein, die bisherigen

Banken „wären in erster Linie dazu berufen, als Zwischen-
glieder zwischen Handel und Industrie einerseits und der
Zentralnotenlnrnk andererseits zu dienen", und diese könnte
ihnen „als Kediakontierungsstätte zu niedrigen Sätzen einen

schönen Nutzen gewährleisten"*^. Wir glauoeu, dies könnte
nur dann in grOüserem Mafsstabe der Fall sein, wenn die

Zentralbank nur mit drei Unterschriften versehene Wechsel
diskontierte. Denn sind nur zwei Unterschriften erforderlich^

so wird man ungleich hiiufiger das Giro der Kantonalbanken
entbehren und sich ohne Vermittlung an die Zentralbank

** «Der Giroverkehr ist es unbedingt, der bei der Jliauque de
Franee und der deutschen Reicbsbank diesen ^fsen MetsIlDestaiul
mit sich f^cbiacht hat", etc. H. Nationalrat H irter. ]>eat8che Berieht'
or^tHttor der Kommi?<»iAn<»m<'hfhrit. Amt]. Stenogr. Bttli. der
Li u Ilde B versa muilung. Juni 1899. S. 190.

^* E. Fcibelinann, Die Bchweiserischen Notenbanken,
an der „Zeitschrift far die gesamte Staatswissenschaft*'. 1807.
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wenden können Nun, weder im ersten, noch tm zweiten
Bankentwarf »t vom Erfordernis einer dritten Unterachrift die
Rede gewesen, and es wflrde in der Tat den in der Sehweis
tiberlieferten Gewohnheiten zuwider sein. Und nicht nur mit
solchen materiellen Momenten, sondern auch mit den mora-
lischen Imponderabilien mufs gerechnet werden. Wer weifs,

in welchem Mafsc die bisherigen Institute ihr Ansehen utkI

ihre Popularität zu Gunsten der Zentralbank einbüfsen werden?— Kurz, es ist, wenn auch nicht gewifs, so auch gar nicht

ausgeächlosscn, dafs der sonstige Gewinn der schon des Noten-
vorteiles beraubten Banken durch die Konkurrenz des mäch-
tigen Ankömmlings verkürzt wQrde.

Was eine solehe Eventualität viel bedenklicher macht,
als es sonst der Fall wäre, and die Vorsicht gebietet, ist der
Umstand, dafs die Interessen der Notenbanken mit denjenigen
der kantonalen Finanzen aufs engste verbunden sina. Die
Notensteuern und der Ertrag der Kantonalbanken bilden eine

bedeutende Einnahmequelle der Kantone. Ein Toil fliefst in

die Staatskasse zur Verwendung des Fisku«, behufs Deckung
der Verwaltungsausgaben. Der Rest wird für diverse Zwecke
verbraucht, z. B. zur Tilgung der kantonalen Strafsenschuld

und zur Amortisation der Eisenbahnanleihe (Graubünden),
oder zu landwirtschaftlichen Zwecken, Fonds fUr Hilfe bei

Elementarkatastrophen etc. fAargau). Luzem hat 1897 Frk.
172532 an die kantonale Armenkasse abgeliefert; Freiburg
speist mit diesem Gewinne die Universität (1897 : 80000 Frk.),

besorgt den ganzen Dienst der Verzinsung und Amortisation
der Anleihe für ihr Dotationskapital von Frk. 15U')()()()0

urif! hilft anfserflon! noch mit an der Verzinsung und Amorti-
sation der btaatssehuld , anno ISOT im Betrage von 14*M»82**

u. s. w. Man stelle sich eine Störung dieser Verliiiltnisse

vor! — Allerdings sollte der eventuelle Reingewinn der

Zentralbank nach angemessener Verzinsung des Kapitals und
der Einlage in den Resenrefonds grOfstenteils oder sogar ganz
den Kantonen zufallen. Er ist aber eine absolut unbekannte
Gröfce. Von jeher übrigens sind Gegner wie Herr Bundesrat
Häuser and Herr Gramer- Frey darüber einig gewesen,

dab man sich von diesem ktlnftigen Erträgnis nicht allzuviel

Wenn die Bank ron Frankreich viel mehr als die dentsehe
Reichgbftnk den Charakter einer Kcdiskontobank besitzt (was schon
an? di'r Verfallz^'it dt r W«'<1isp1, die bei der ersten 27V2, bei der zweiten
4> Tage noch 2u lauten haben, zu ersehen ist), so ist das meistenteils

aof die Tatsache znrficksofBhren, dafs bei der ersten die dritte Ünter-
•ehrift erforderlich, während sif in Deut^iclilaiul nur fakultativ ist

Siehe in „Zeitschrilt f. scliweiz. Statistik-^ 1895>, II. Bd.,

Bet räch tnngcn Ober den FinaD^haushalt der Kantone und
ihre Beaiiehungen zum Bunde von Dr. Jacob Steiger in Bern,
Sfls denen wir die obigen £inselheiten entnehmen.
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versprechen sollte. Im besten Falle wird in den kantonalen
Etats an dio Steile einer sicheren, festen Einnahme eine
Ungewisse treten.

Wir haben damit die Erörterung des zweiten liaupt-

punktes des Problems beendet und fassen unsere auf inn
Wttfidichen Schlttsse in folgender Weise suBammen:

Wie auf politischem (Gebiete weder Königtiun noch Demo-
kratie als die absolut beste Staatsform gelten darf, sondern
jede, je nach Gröfse und Kulturstufe des in Frage kommenden
JLandes die bestgeeignete sein mag, — wie die Frage: Staats-

bank oder PrivathaiTk? je nach d'»n bi^herip^en Gewolinheiten,

nach Oharakter und Sitten der Euiw.jhner und nach der

poiitischei] Ordnung in jedem einzelnen Falle beantwortet

werden mufs, — so darf auch keine Bankordnunp: als die

einzig richtige hingestellt werden und überall willkürlich auf-

gedrängt werden.
Eine gewisse Bankordnang ist das Produkt bestimmter

Verhältnisse und wird sich nur idinlichen anpassen kOnnen.
Das Monopolbanksystem setzt eine starke Konsentration

resi). UnteroronuDg auf dem Ökonomischen oder politischen

Gebiete voraus. ^ Es widerspricht deshalb wesentlich den
schweizerischen Verlifiltnissen. Im Widerstand, auf welchen
die Versuche seiner Einführung in dieselben gestofsen sind,

mufs man einen Beleg für das Vorhandensein dieses Wider-
spruches erblicken, sowie eine natürliche Folge dieses letzteren

in den besonders zahlreichen materiellen Bedenken, die mit
der praktischen Durchführung verbunden sind.

Das heutige Notenbankwesen der Schweiz, welches das
Bild der reinen ZusammenOrdnung bietet, ist nur der natClr-

liehe Ausdruck ihrer föderalistischen Verfassung, sowie ihrer

Dezentralisation auf dem Handelsgebiete und ihres Mangels
an einem unbestritten führenden Kreditpl itz.

Die beiden Glieder hängen so zusammen, dals eine

gröfsere Verschiebung oder Änderung des erneu entsprechende
Modiiizierung des anderen voraussetzt.

Die Ökonom i sei le und politische Gestaltung eines Landes
aber ist durch die Gesetzgebung teilweise nur langsam, teil-

weise nicht modifizierbar.

Darfman daraus schliefsen, dafs aufeineReform des schweize-
rischen Notenbankwesens im Sinne einer Zentralbank, die ^vir

oben als erstrebenswertbezeichnethaben, verzichtet werden mufs?
Nein, allein man mufs, wenn man an dem Gedanken tiberhaupt

festhalten will, und aufrichtig wünscht, 7AI einem praktischen

Resultat zu gelangen, in der Erkenntnis der Eigenartig-

keit der Verhältnisse und der besonderen Schwierigkeiten,

die ein solches Vorhaben bietet, eine Bankform zn finden

suchen, die der historischen Entwicklung cutspricht, die
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emigennalMn eine Aiubfldiuig und Vollendung des Bestehenden
bedeutet; man mufs in allererster Linie diejenigen Elemente
bei der neuen Schöpfung und ftlr ihr Gedeihen interessieren,

die bisher den Hauptwiderstand geleistet haben. Taktisch
sowohl als prinzipiell ist die weitgehendste Berttcksichtigang

der Kantone und ihrer Notenbanken geboten.

3. Die vorgeschlagene LOsnng.

Es soll nun unsere Aufgabe sein, die Art der LOsung
aasudenten, welche uns das heikle Zentralbankproblem im
Lichte der von uns gewonnenen Schlttsse zusnlassen schdnt

Zunächst können wir unmöglich eine mit Privatkapital

ausgerüstete und unter mehr oder weniger bedeutender Mii-
wirkune von Privaten verwaltete Aktienbank befürworten.
Nicht (lafs das System an und für sich uns unsympathisch
sei — darüber haben wir uns früher ausgesprochen. Aber es

würde hier im Widerspruch zu historisch gewordenen Ver-
hilltnissen stehen, da die meisten Emissionsbanken als staat-

liche Institute entstanden sind, und bald rnüfste sich ein

in diesem Sinne gefafster Entwurf als praktisch aussichtslos

herausstellen. — Denn die bisherige Erfahrung kann darüber
keinen ZweafA walten lassen, dafs die Kantone und Kantonal-
banken^ an deren Widerstand swei Entwtlrfe nacheinander
gescheitert sind, sich am allerwenigsten zu Gunsten Ton
Privaten ihrer Rechte und Gewinne entblöfsen würden, und
dafs andererseits im gröfsten Teile des Volkes das entschiedenste

Mifstraucn gegenüber dem Privatkapital herrscht. Käme etwa
in der Bundesversammlung ein Privatbankgesetz zu stände,

so würde es unbedingt einem Referendum zum Onter fallen.

Ein solches Los ist der Staatsbank mit Beteiligung der
Kantone zu Teil geworden, so dafs von ihr, jedenfalls vor-

läufig , keine Rede mehr sein kann. Die Motion Scherrer-

FtÜlemann, die darauf hinausgeht, einen neuen Entwurf
wesentlieh auf dieser Grundlage au&ubauen, aber diesmal mit
möglichster Berücksichtigung der Kantonalbanken, hätte nur
in dem Mafse eine gröfsere Aussicht auf Erfolg, wie diese

Berücksichtigung süätfinden würde. Dieselbe könnte aber
schwerlich* eine genügende sein. Und die Beteiligung des

Bundes am Kapital würde — wenn auch auf die Hälfte oder

tin Drittel etwa reduziert — den Widerstand derjeni<]^en sicher

hervorrufen, welche die Möglichkeit einer Verschmelzung von
Staatskredit und Bankkredit, sowie die Haftbarkeit des

Bundes — die ausgedrückt oder nicht, jedenfalls bestehen

würde ^ durchaus vermeiden wollen. Wir glauben, man
mllfste weniptens Torläufig auf eine solche Beteiligung Uber-

haupt Tenichten. Denn wflhrend die Bedenken, die si«
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erweckt, ziemlich klar liegen, yermögen wir dagegen ilire

Zweckm&fsigkeit unmöglich einznaehen. Sie würde dem Bunde
eine bedeutende Last an Verantwortlichkeit und Risiko auf-

bflrden, ohne ihm einen Nutzen irgendwelcher Art zu bringen,

da nun einmal sicher ist, dafs jeder Gewinn über eine
angemessene Verzinsung hinaus den Kantonen zufallen würde,
und andererseits das Mafs der Staatskompetenzen von der
tinauzicilcn Beteiliguug absolut unabhängig ist — wie die
deutsche Reichsbaiik beweist

Dein niohrtach gemachten VorschUig, das bei dieser letz-

teren III Anwendung; kommende fciybtem in der Schweiz tin-

zuführen, kennen wir ebenfalls nicht beistimmen. Abgesehen
Ton dem taktischen Bedenken, dafs er wahrscheinlich die
Gegner einer aasschliefsUchen Bundesverwaltung mit denjenigen
des Privatkapitals gegen sich vereinigen würde, trägt er, was
wir für unannehmbar erkannt haben, dem kantonalen Moment
keine Rechnung.

Ein Kompromifs endlich, wodurch den drei konkurrirrf^ndeii

Elementen, Bund, Private und Kantone feinschliefalieh Kanto-
nalbanken) eine gleichmäfsige Beteiligung gewährt wird, so

weist er einen beklagenswerten Mangel an Entschiedenheit
auf, er schliefst ungefähr alle Nachteile ein, er kann es natur-

femUTs keinem recht machen; ein solcher hat bekanntlich
ereits Fiasko gemacht.

Man sollte endlich zu einer gesunden Einseitigkeit zurück-
kommen, in einem anderen Sinne aber als früher. Man
mufs, sowohl aus theoretischen als praktischen Gründen, das-
jcnif^e Element, an dessen Widerstand alle Versuche bisher

fescheitert sind, nämlich das kantonale, mit aller Entschlossen-

eit in den Vordergrund treten lassen und es zur Grundlage
eines neuen Entwurfs maciien.

Die Lösung dieser Aufgabe wäre uDgemein erleichtert,

wenn Emissionsbanken in allen Kantonen beständen, und alle

Emissionsbanken kantonale Institute wären. Sie hätten dann
einfach das Bankkapital aufzubringen. Dadurch würden die

früheren Organe der Emission und durch ihr Mittel die

Elantone, und zwar sämtliche, berücksichtigt; dadurch würde
zugleich der bisherigen Ordnung des Notenwesens und dem
förderalistischen Gedanken Rechnunj^ getragen. Das Kapital
wäre, seiner Natur nach, ein absolut gleichartiges. Das zustande

gek iiirnone Zentralinstitut wäre die harmonische Vollendung
eines Systems von Kantonalban ken.

Die Verhältnisse liegen aber nicht so. Zwei Kantone,
Wallis und Appenzell I. Rh., besitzen keine Emissionsbank,
so dafs eine airekte Beteiligung der Kantone selbst, neben
den Eantonalbanken, notwendig erscheint.

Femer sind unter den Emissionsinstituten 14 Privatbanken,

die weder kantonale Beteiligung, noch kantonale Garantie
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aufweisen. Von diesen gehören namentlich drei, die Banque
de Commerce in Genf, die Bank in Basel und die

Bank in St Gallen, an den Ältesten und bedeutendsten
aehweiaerischen Noteninstituten, die auch gerade als reine

Giro- und Diskontobanken banktechnisch allein richtig organi-

siert sind. Bei einer ausschliefslichen Berücksichtigung der
Kantonalbanken wdrde diesen drei and insbesondere dem
wichtigen Bank])Uitz Genf, der nur eine Privat notenbank
besitzt , eine sehwere Unbill zugefügt werden . und deshalb
mtlssen sämtliche Emissionsbanken — ungeachtet ihrer Be-
ziehungen zum Staate — in derselben Weise behandelt werden.
— Ihnen, neben den Kantonen, raufa die Zeichnung des
Zentralbaukkapitals überlassen werden.

Dieser Vorschlag steht demjenigen nahe, welchen die

on dem Handels- und Industrieverein im Mftra 1897 aus*

gegebenen „Grundzttge für eine zentrale Notenbank'' enthielten,

worin es heifst, dals das Kapital „durch die in den Kantonen
bestehenden Banken oder durch die Kantone selber aufsubringen
wSre." Oder hesser, er deckt sich mit demjenigen, welchen
derselbe Verein in dem „Entwürfe" vom Dezember des-

selben Jahres niedergelegt hat, bis auf ®'b, indem wir nur —
was zwar von Bedeutung ist — das Publikum absolut aus-

schliefsen wollen, anstatt ihm ^5 des Kapitals zur Zeichnung
vorzubehalten. In Bezug auf das Verhältnis, in welchem die

Beteiligungsquote der Kantone zu derjenigen der Emissions-

banken stehen sollte, und auf die Verteilungsmodalitat inner-

halb der beiden Gruppen, sowie auf die Begründung der
gewählten Formel, kOnnen wir nur dem Handels- und Industrie-

verein beipflichten:

Die zwei Quoten ständen im Verhfiltnis von 2 (Kantonen)
zu l (Emissionsbanken). Der Anteil der einzelnen Kantone
wäre nach Mafsstab ihrer Bevölkerungszahl, derjenigen der
einzelnen Emissionsbanken nach Höhe ihrer Notenemission
berechnet. Damit wäre die Formel gefunden, wodurch — um
mich der Ausdrücke der Handelskammer ungefllhr zu be-

dienen — die Kantone y über welche zugleich die Emissions-

banken verteilt sind, nicht nur nach ihrer politischen Bedeutung
berttcksichtigt wären, sondern aueli nach ihrer Bedeutung im
Erwerbsleben und spezieller noch derjenigen, welche ihnen
im Notenwesen zukommt, wodurch neben den grofsen Kantonen,
denen ihre Bevölkerungszahl das tTh<'rtreM iebt sichert, auch
den jeniiTf^n Kantonen ein angemessene r Platz angewiesen werden
könnte, deren wirtschaftliche Bedeutung in der Bevölkcrtmgs-

zahl keinen genn<xcnden Ausdruck tindet. W<Min datiurch

z. B. Genf, Ba^el, Zürich und St. Gallen, dank der Höhe

** Siehe die „Erläuterndeu Bern erkuageu" zum betreffenden
Sotwurf.
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ihrer Notenemission, mit ihren Quoten eine etwas hOhm
Stellung einnähmen als ihnen auf Grund der BeTöIkening
Hllein zukäme, so kann das angesichts ihrer hervorragenden
Bedeutung als Bankplätse nur als eine glückliche Korrektor
begrüfst werden.

Was nun die Zulassung eines Teilt\s rlp? Ka|utals zur
öffentlichen Zeichnung betritit, so trennt bich unsere Ansicht,

bekaiiiiter Gründe wegen, von derjenigen des Handels- und
Industrievereins. Doch dürfte vielleicht diese Dififerenz sich— bei näherer Betrachtung — ala keine fundamentale herao»-

atellen. Denn die „GrundaOge yom März 1897 sahen gäozlidi

von einer Privatbeteiligung ab, die also als eine entMirliche
erschien. Und wenn ihr später im ^Entwarf' ein Plats

gewährt wurde, so mag es mehr einem formalen Umstände
ssuzuschreiben sein. Die Handelskaromer stand nämlich auf
dem Stanrlpunkte

,
dafs, naclnlem die Staatsbank verworfen

worden w;ir, die Lösung nun auf OrTiud der anderen Möglich-
keit zu suchen sei. »Da die Vertassung", sagte sie, ..die

Erriclitung einer Aktienbank vorschreibt, niuUie zur Bilriung

des Grundkapitals der Bank das Privatkapital zugebissen

werden — einen anderen Sinn wird man dem Wort Aktien-

bank schwerlich unterlegen kOnhen*, und wdtnr: «Hierbei
werden dem Privatkapttal swei Fttnfteile sugewiesen.

Dieser Betrag erschien genügend, um dem Institut den Charakter
eines Aktieninstituts zu wahren . . .

Da kein anderer Grund fUr die Privatbeteiligung ange-
führt, und sie auf den kleineren Teil beschränkt wird, so

dürfte Tivm nicht unberechtigt anneinnen, dafs sie keinen
anderen Zweck hatte, als den Entwurt vi rfassungsmäfsig

unanfcclitbar zu machen. HoffentHch also dUrtte sich der von
uns befürwortete Vorschlag der prinzipiellen Zustimmung des
einflufsreichen Vereins erfreuen.

Dieser Vorschlag — abgesehen von dem für uns aus-

schlaggebend gewesenen Moment, daCa er den geschichtlich

gewordenen Verbältnissen Rechnung trägt— weist xwei Haupt-
merkmale auf, die geeignet sind, eine Einigung der gegne-

rischen Gruppen herbeizuführen: Einerseits wäre die Bank
mit staatlichem Kapital bestellt. Das Privatkapital wäre —
[mit Ausnahme von ca. das durch die Vermittelung der
Privatnotenbanken aufi^ebracht sein vviirde] ausgeschlossen,

was .seine Gelmer zufrieden stellen rlilttte. Andererseits aber
wäre dieses staatliche Kapital, weil es nicht dasjenige des

Bundes wäre, niciit mehr mit denselben Bedenken verbunden.
Die Bank besäfse naturgemäfs eine vom Bunde absolui unab-

hängige juristische Persönlichkeit. Eine Haftbarkeit bestände

seitens dfes Bundes rechtlich gar nicht, und moralisch so
wenig, wie es bei einem unter seiner Mitwirkung und Anfticht
verwalteten Institut Überhaupt möglich ist. Und der Einwurf
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«tner leichten YerschmelzaDg von Bundes- und Bankkredit
wäre nicht mehr am Platze, als wenn ee sich um eine mit
Privatkapital ausgerüstete Bank bandelte.

Was die Verwaltung betrifft — wobei es nicht unsere
Aufgabe ist, aufs einzelne einzugehen — so müfsten die Befug-
ni-^se des Bundes, unserem Grundgedanken entsprechend,
weniger umfassend sein, als es bei deu beiden bislieri^^on Ent-
würfen der Fall war. Eine solche EinsehrMiikung durfte um
go unbedenklicher vorgenommeji werden kuimen, als sie nicht

zu Gunsten von PrivateinflUssen und Interessen erfolgen

wtrde. Der Bankrat wttre ansschUellüich mit Vertreten der
Kantone und der bisherigen Banken bestellt — und zwar so,

dafs gewisse Kantone wie Zürich, Bern, Basel, Genf etc.

immer vertreten sein würden. Der Bund hätte etwa blofs aus
einer Ihm vom Bankrate vorzulegenden Namensliste die drei
Mitglieder des Direktoriums zu wählen, die Jahresrechnun^ zu
genehmigen und durch Inspektoren ein*^ Kontrolle auazuÜDen.
Zu bemerken ist, dafs die Beteiligung der Emissionsbanken
die oft mit Recht verlangte Mitwirkung von Sachkundigen
und in täglicher Berührung mit der Geschäftswelt siebenden
Kiementen sichern würde.

Unser erster Vorschlag galt der Zusammenstellunesart
des Bankkapitak. Wir haben nun einen zweiten anderer
Natur zu machen.

Wir sind nAmlich dazu gekommen, einen Gedanken wieder
aufitunebmen, der bereits 1896 in einem als Broschüre
erschienenen Vortrag von Herrn Dubois, dem Direktor der
Banque Cantonale Neuchäteloise, befürwortet worden
ist*', und damals bei den Gesetzgebern — zwar in der be-

sonders ungünstigen Zeit, wo die absolute „Kücksichtslosigkeit**

vorwaltete — geringe Beachtung und wenig Beifall gefunden hat.

Von zwei verschiedenen Seiten aus sind wir dazu ge-

kommen :

Einerseits geschah es, indem wir von der Frage des Ge-
«ehifUkreises des Zentralinstitutesy von den an sie anknüpfen-
den Bedenken einer für die bisherigen Notenbanken schädlichen
Konkurrenz, und von der auch damit in Verbindung stehenden
Frage des Filialennetzes ausgingen, dazu trat die Erwägung der
bedeutenden Kosten^ die aus der Errichtung von Zweiginstituten

erwachsen würden, und des Umstandes, dafs auf vielen Plätzen

kein Bedürfnis, die Banken zu vermehren, vorhanden ist,

und endlich war bestimmend das Bestreben, die vorhandenen
Elemente zu benutzen. Andererseits ist unser Gedankengang
folgender gewesen

:

Die Bank von England und die Bank von Frank«
reich sind mit der Zeit allmählich zu Konzentrationspunkten

«* Bereits im eisten TeU erwähnte Schrift
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geworden, denen die übrigen Banken ihres resp. Landes ihre

Geldvorräte überweisen. Sie verlieren mehr und mehr den
Charakter gewöhnlicher Kreditinstitute, um denjenigen von
Rediskontobanken anzunehmen. Sie fungieren mehr und mehr
als Verbindungsglied «wischen den ttbngen KreditinstitiileiL

die ihrerseits zu Mittelgliedern zwischen der ZentrallNink una
dem Publikum werden, mit dem dieselbe immer weniger in

direktem Verkehr steht. Dieselbe Erscheinung macht steh,

wenn auch in geringem Mafse, ebenfalls b^ der deutschen
Rcichsbank bemerkbar, und mehr oder weniger bei Zentral*
backen anderer Länder.

Die spezifische Rolle einer Zontralbank ist nicht, auf dem-
selben Gebiete wie die anderen Banken zu arbeiten, aU V^ermittler

zwischen dem kapitalbieteuden und kapitalbegehrendeu Pul -Ii

kuHi zu dienen, sondern als Vermittler zwischen den Banken
selbst, als verbindendes und leitendes Organ im Bankwesen
zu fungieren, — nicht neben den Übrigen Instituten ab ihr
Konkurrent aufisutreten, sondern mitten unter ihnen den-
selben als Riickhalt zu dienen.

Ist das ihre spezifische Rolle, so ist es auch ihre end«
gültige.

Die Tendenz einer Zentralbank, im Prozefs der Arbeits-

teilung, geht dahin, sich immer ausschliefslicher zu einer Bank
der Banken auszubilden.

Wfii'p PS nun unmöglich, die schweizerische Zentralbank,
von vornlp i( in, reciitlich als eine reine Bank der Banken
einzurichten.'' — Diese Form, die man sich als Ende des

Prozesses vorstellen kann, wäre zugleich von allen am besten

dazu geeignet, die bestehenden Verhältniase ungestört zu lassen

und zu benutzen.

Herr Dubois, dem wir uns von hier ab in der Haupt*
Sache anschliefsen, hat ein System Torgeschlagen , wodurch
die Zentralbank ausschliefslich mit „a( i mitierten Banken*
(banques accr^dit^es, wie er sich ausdruckt), in Geschäfta-

verbindung stehen würde. Solche w.nren sämtliche heutigen
Emissionsbanken. Zu folgenden Geschäften wäre die Zentral-

bank befugt;

1. zur Ausgabe von Banknoten (ausschliefsliches Recht),

2. zum Rediskontieren des Wechsel portefeuilles der accre-

ditierten Institute, wodurch die lioten in die Zirkulation
^^etrieben werden würden,

3. zur Annahme von verzinslichen und unverzinölichen

Geldern im Depositen- und Giroverkehr.

Das Portefeuille der Zentralbank würde einerseits die

gröfste Sicherheit bieten, da das von ihr diskontierte Papier

immer, neben den heutzutage erforderlichen zwei Untersch ritten,

noch mit dem Indosaament einer accreditierten Bank versehen
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sein würde. Ks würde andererseits die i^röf.ste Liquidität
besitzen, weil im allgein einen das Papier kürzere Zeit vor dem
Verfall zur Rediskontierung gelangen wurde — und da eine

Kotenzirkulation gerade öo viel wert ist wie ilire Deckung,
üo dürfte äich die einheitliche schweizerische Note, die aufser

«twa 40 ^lü gesetzlicher Metalldeckung durch ein Portefeuille

erster Qualität garantiert wäre, des besten Vertrauens weit

Uber die Landesgrenze erfreuen.

Da die Banknote, deren Monopol die Zentralbank besitzen

wUrde^ dem Verkehr unentbehrlich ist, so wtirde es seitens

der accreditierten Banken an Diskontogesuchen nie fehlen,

Die Zentralbank würde durch Modifikation ihres Dis-
ko ntisat z es eine Ab- od<^r Zunahme dieser Gesuche, und
daaiit r'in stärkeres Zu- oder Abfliefsen der Noten, ein An-
öch^v'H* n oder Zusanmienschmelzen des Metallvorrates, eine

\ enninderung oder Vermehrung der Zahlungsmittel auf dem
Markt und eine allgemeine Erhöhung oder Herabsetzung des

Kreditpretses nach den Bedttr&issen bewirken. Die eyentueUe
Veninsung, resp. höhere Verzinsung der Depositen,
in Zeiten einer Erhöhung des Diskontosatzes wllrde zur
StUrkung der Wirkung dieser Mafsregel beitragen. Die Aas-
aicht am eine Zinsvergütung würde zum Liegenlassen und
Deponieren der Gelder veranlassen und eine Vermehrung des
Barvorrates zur Folge haben.

1 >i'» Hank würde endlich ein drittes direktes und wichtiges

Mittel b' sitzen, eine Wirkung auf den Markt auszuüben. Es
handelt sicli um den m o r a 1 i s c Ii e n E i n t'l u 1

-
, den eine

Modifikation ihres Diskontnsatzes, aU Symptom lur . ine bevor-

stehende Spannung des Geldmarktes, fUr weitere Kreise ge-

winnen würde.
Die Zentralbank hätte weder Filialen noch Agenturen,
Sie sollte einen Metallbestand zur Koteneinlösung bei den

aecieditaerten Hanken unterhalten, welche als offizielle Etn-
lösungsätellen fungieren wtirden. Dieselben hätten ebenfalls

das Weehselinkasso unentgeltlich zu besorgen.

Da sie alle \m Kontokorrentverkehr mit dem Zentral-

institute stehen würden, so wären auch alle Teile des Landes
iu Verbindung mit ihm und dadurch untereinander gesetzt.

Ein Scheck- und Giros vstem würde sich auf's einfachste

einrichten lassen, wodurch die Zahlungen von einem Hanki)latz

nach dem anderen ohne Geldversendungen durch einfache

Biidxungen vor sich gehen wurden.
Um unseren Vorschlag kurz zusammenzufassen : wir denken

ODS die zu gründende Monopolnotenbank als eine Rediskonto-

.Depositen- und Girostelle der bisherigen Emissiojisinstitute, —
welche von denselben und den Kantonen finanziell ausgerüstet,

on ihnen gemeinschaftlich, unter Mitwirkung und Aufsieht

des Bundes, verwaltet sein würde. Dieses Institut wUrde,
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scheint uns^ unserem dreifachen Wunsch entsprechend, dreierlei

mit sicK bringen: eine einheitliche, technisch vollkommen
richti^^ gedeckte Note, rine einheitliche Diakonto- und Wll!irungs-

politik iiiul eine Erleielitening des Zahlungsverkehrs. Ks
wnrdv souiil das Ziel, aut welches so viele Anstrengungen
gerichtet geweaen sind, erreicht werden, ohne daia das Prinzip,

welches einer der grtt&ten Kenner des BankweaenB. Adolnh
Wagner, als die Summe der Weisheit ftir die Gestaltang aes
praktischen Bankrechtes aufgestellt hat: nämlich» da& es
sich rät, „das in einem Land einmal geschichtlich Gewordene
und im wesentlicben Bewährte zum Ausgangspunkte der
Reform zu machen und überhaupt mehr nur erforderlichenfalls

das bestehende Bankrecht zu reformieren , als es von Grimd
aus nach einer doktrinären Schablone umzugestalten '^.'^

4. Der revidierte Artikel 39 der BundesyerfassaDg.

Die Bankform, die wir Torschlagen, ist vielleicht nicht

die beste. An der Richtigkeit der Prinaipien aber, die uns
dazu geführt haben, zweifeln wir nicht, und wir sind der
Überzeugung, dafs weitere Versuche, das Problem der
schweizerischen Zentralbank zu lösen, von ihnen wenig werden
abweichen können. Auf das kantonale Element wird unter

allen Umbiänden die weitgehendste Kiicksiclit genommen werden
müssen. Es besteht nun noch eine formale Frage, die wir,

um unsere Aufgabe vollständig zu lösen, noch zu beantworten
haben: — ob eine Zentralbank, wobä die Kantone und die

bisherigen Noteninstitute tiberwiegend oder ausschlieTslieh

beteiligt wären, dem Wortiaut der Verfassung entsprechen

wlirde. Eine nähere Betrachtung des revidierten Artikels 39,

betretend Ausgabe und Einlösung von Banknoten, empfiehlt

sich um 80 mehr, als die Ansichten über seme Interpretation

zieiolieh weit auseinandergelien. Es handelt sich namentlich

um dessen zweites Alinea. Dasselbe sieht zwei Eventuali-
täten vor:

„Der Bund kann das ausschliefsliche Recht zur Ausgabe
on Banknoten durch eine unter gesonderter Verwaltung
stehende Staatsbank ausüben oder es • • • einer . . . cen-
tralen Aktienbank Obertragen, die unter seiner Hit-
wirkung und Aufsicht verwaltet wird."

Unserer Ansicht nach darf als der allein richtige Sinn
dieses Absatzes nur derjenige gelten, welchen ihm die Mehr-
heit der Oesetzgeher, die ihn verfafst, und der Stimmabr:c!)enden,

die ihn gutgeheifsen haben, beigelegt hat. Es ist auch der
einfachste, derjenige, weicher bei der ersten unbefangenen

Schönbergs Handbuch, Art. Bankwesen.
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Lesung ins Äuge filllt. und sttgleich, wie wir zeigen nOchteiii

derjenige^ welchen eine genauere Auaeinanderseteung henror-
treten Ulbt.

ZimHchst, was kann der Begriff „Staatsbank" demjenigen
von r^Aktienbnnk mit staatliclier Mitwirkung" entgegengesetast,

bedeuten? ~ J( denfalls keine Hank, deren Ka})ital von Aktio-

nären aufgebr.u'lit wird. Ein staatlich geleitetes Institut, dessen

Kapital auödchiieislich in Händen von Privaten i«t. wie die

deutsche Reichsbank, wäre bei dieser ersten Aiteniative nicht

möglich**. Dia lltnuii'jclHing von Aktiuiiären zur Bildung
auch nur eines Teiles des ELapitals und cur Hitwirkung bei

der Verwaltung wäre hier ebenfaUs nicht auläerig. Denn
bitte der Geeetsgeber eine solche Beteiligung in Aussicht
genommen, so hätte er sie auch expressis verbis erwähnt, wie
er weiter die Mitwirkung des Staates bei der Aktienbank
ausdrücklich hat bestimmen müssen, welche sonst nur als ein

Institut ohne irgend welche Staatseinmischung hätte aufgefafst

werden dürfen. — Die erste vorgesehene Möglichkeit ist somit
die einer stiiatlich dotierten reinen Staatsbank.

Nun aber die /weite Eventualität: eine Aktienbank,
welche unter Mitwirkung uud Aufsicht des Bundes verwaltet

wird.

Was ist damit gemeint?
a) Dem Worte „Staatsbank** gegenüber gestellt, kann

derAusdruck „Aktienbank** kein vorwiegend staatliches Institut

bedeuten. Zumal haben Gesetageber und Volk Anfang der
neunziger Jahre ^Pn^atbank** anstatt Aktienbank als gleich"

bedeutend geläufig angewendet
b) Die Aktienbarik kann kein rein privates Institut

sein (wie z. B. dl*» liank ot' England).
v) Ks kennen ahor nnch nicht di(^ Aktionäre von der

Verwaltung ausgeschlosöcn wurden, denn das Institut soll nicht

durch den Staat , sondern unter seiner Mitwirkung ver-

waltet werden''*.

d) Das Kapital wird durch Aktionäre angebrachte aber
nicht durch den Bund. Denn es ist nur von seiner Mitwirkung

„Will der iiuud liie Beibrin^nug den Kapiuils und das Eisiko

d«a GMchftfifebetrtebes anf Private überwälzen, so benchrinkt er damit
.wich <^i'\xit' H»^fiiuni8-*<' ^^r^'cnüber der Rjinkvrrvrftltiini^ auf ein Mit-

wirkung»- und Auffiicbtsrecht.'^ W. Speiser, Matcrialiensamm-

*^ Sei tilir ». B. angefQhrt, dafs <li»» bereits oft erwähnte offizielle

.Ma^-Mn!irn<)nmmlMnL'^ den ünt<>rrir«:l föhrte: JZox Eotscheidang der
Fragt' Staatsbank oder F rivat bauk*'.

** ^Nach dem mafBgebenden Art. H9 der BirodesverfaasQiig ist die
SMSi hliefsliche Btsatliche Ldhuig der Privatbank klar uml dt titHch

«iTi-»;:f >chlr»«t«ien ; der Verfap?'tinir^Jtrtikf*! koniit atif dt in Hoilen <lt»r Privat-

twnk nur eine Mitwirkung und Aufsicht des Uundes." Hotschaft
vom 28. Okt 1894, 8. &

F«rwdi«af«p XX1 1. — Ood^t. 6
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beim Betriebe die Rede. Hätte der Gesetzgeber dem Staate
eine finanzielle Mitwirkung sichern wollen, so hätte er seine

Absicht etwa durch das Wort Beteiligung ausgedruckt,
welche« er neben die „Mitwirkung bei der Verwaltung^ ge-
stellt hätte*^

e) Im allgemeinen kann man sagen: nur soviel kann bei
der Bank dem Staate eingernumt werden, dafa sie noch als

eine Privataktienbank bezeichnet werden kann. Zum Beispiel
müfste eine Aktienbank, worüber die Omnipotenz des Staates
8o allumfassend ist wie bei der deutschen Heichsbank, als rlera

Wortlaut der Verfassung zuwider angesehen werden, wahrend
ein Inätitut etwa nach dem Muster der Banque de France
ihm entsprechen würde.

Fassen wir nun das Gesagte kurs susamman: Die Ver-
iasBung Iftfot freie Wahl lediglich swischen 1. einer reinen,

vom Staate dotierten Staatsbank ohne Privatbeteilig^ng, —
2. oder einer Aktienbank, ohne Beteiligung des Staates am
Kapital, aber mit dessen Mitwirkung bei der Verwaltung. —-

Diese Interpretation . die T^?itürlichste. ist ursprünglich in

Volk und Fiäten die allgemein verbreitete und vornehmlich
diejenige des Bundesrats gewesen*^. Sie hat aber mit den
Jahren so sehr an Hoden verloren , dafs der zweite Bank-
entwurf, wodurch Bund, Kantone und Private je um ein

Drittel am Kapital beteiligt werden sollten, in schroffem
Widersprach zu ihr stand. Wie ist es nun dazu gekommen? —
Die Erklärung liegt nahe. Sie ist eine durchaus menschliche.

In der Zeit, wo der neue Artikel 39 in die Vei^assung
aufgenommen wurde, und seine Ausführung noch dahingestellt

blieb, sagte man unbefanp:en „Staatsbank oder Privatbank",
„entweder, od<'r". Als sieh aber nun der Bundesrat zu
Gunsten der ersten Alternative - das ist der reinen Staats-

bank — entschied, und daraut sein Entwurf im BegriÜ stand,

von der Bundesversammlung angenommen zu werden, da suehten

in der Furcht vor einer Lebensgefahr, die sie für ihr Vaterland

ffNnr Mitwirkung und Aulviclit in der Verwaltung siebert Art 99
für den Fall dem Buinlc /.u , als er das N<itt'imion(>|)nl einer zentralen
Aktienbank überlassen würde." Botschaft vom 2^'». Okt. 18f>4,

S, 10. Siehe auch Bericht des Handels- und 1 ndii s tr i e v o re L ns
für das .Jahr 1898, S. 22.

Siehe Botf^rhaft vom Okt. 1S04, S. 11 und 12, und
Amtl. StenoKr. Bulletin der Bundesversammluutr März—April
1895, S. «66:

„Gebundene Hönde hat der Bundesrat durch den Art. -V) ! r

Hundesverfassung, insoweit als sowohl der klare Wortlaut do.s Air :{9

alö die damalige vom 30. Dezember 1^90 datierte H<>t«ehaft und auch
die Diskussion in den Bäten , wie seither in der l'n sse keinen Zweifel
darüber aufkommen läfst, dafs wir . . . nur die Wahl haben zwischen
zweien: zwischen einer reinen Staatsbank . . . und einer zentralen
Aktienbank ungefähr nach dem Muster der bisherigen privaten Aktien-
f^eselischaften.**
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wlhnten und in erUttrlieher Eampfesliiteey die Anhänger einer

Aktienbank mit kaufinftnniseheni Charakter und die Frennde
der bestehenden Banken um jeden Freie eine Mildemng dee
straffen Prinzipes zu erlangen — and darüber vergafsen sie

den Wortlaut der Verfassung. Herr Ador zum Beispiel, der
sich wieder für die von uns vertretene Auffassung mit
der gröfstcn Entschiedenheit ausgesprochen llat^^ liefs sich

damals darauf ein, sich an einen Antrag anzuschiie£sen, wonach
eine Beteiiiguüg den Privaten und den Kantonen eingeräumt
werden sollte.

Nachdem nun das Gesetz vom Volke verworfen war,

•ah man in den regierenden Kreiaen wohl ein^ dafii man sich

anf einen vermittelnden Boden begeben mlübte^ um auf itgend-

wdehe Aussicht auf Erfolg rechnen au dttxfen. Zahlreiche
Bürger, kampfesmüde oder von der dringenden Notwendigkeit
einer Zentralbank durchdrungen, verlangten eine baldige

Losung, wie sie auch sei: da kam der zweite Entwurf zu
Stande, wodurch jede Partei einen Bissen kriegte. — Wie
ihn aber nun mit dem Wortlaut der Vertassung, oder hesser

gesagt, den Wortlaut der Verfassung mit ihm in Kinklang
toringen?

Ebenso amüsant wie lehrreich ist in dieser Beziehung da^

Protokoll über die Verhandlungen der engeren
fixpertenkommieeion (1899).

Schon bei derBenennungefrage dee au gründenden Institutea

stölet man auf erhebliche Schwierigkeiten: der Chef dee
Finanzdepartements gesteht mit einer anerkennenswerten Offen-

bersigkeit, er sei „in Verlegenheit geraten . . . weil der Ver-
fassung'sartikel den Ausdruck Aktienbank gebraucht, und die

Bank, so wir- sie aus rlen Beratungen der (gröfs'non) Experten-
kommission herv urg< L;ari;; -n ist, keine Aktienbank mehr ist im
©igentlichen Sinne dti Wortes/

Er schljifxt deshalb das glücklich gewaiilte iarbluse Wort
„Zentrale Bank" vor und fUhrt fort: „Wichtiger ist diel rage,

ob wir ausdrücklich sagen wollen, die Bank sei eine Staats-

bank, oder sie sei auf der aweiten AltematiTe aufgebaut . . • *

Wenn man glaubt, dafs ein Nach^ben in foimeller Beziehung
unserem Entwurfe Anhttnger gewinnen könnte, so werde ich

mich nicht auf Worte versteifen; es mögen taktische Rück-
sichten geboten sein. Die Hauptsache ist, daCs wir aus dem
gegenwärtigen unhaltbaren Zustande herauskommen."

Nur bittere Not allerdings dürfte den hohen Bundesrat
auf die Redewendungen gebracht haben, zu denen er seine

Zuflucht genommen hat:

Die Bank sei ,ihrem Wesen nach" auf die erste iUter-

Amtl. Stenogr. Bnlletin der BuDdesversammiu
Juai-SeHioii 1899, 8. 20iy^2Dl.
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native, doch „ilirer Form nafh" auf die zweite aiif^^eljauu

Die Bank sei ja „keine Aktirabank mehr im eigendichcn
Sinne des Wortes", sie sei „ein vorwiegend sta«itliche3 Institut",

doch könne kaum ein Zweifel darüber walten, dafs wir „mit
der zweiten Alternative zu tun haben", nämlich mit der privaten

Aktienbank I

Es soll einmal ruhig gesagt werden: daa ist einfiusb em
Unsinn; daa heifat, sich über die Leute Inatig macheD. —
Die Bandesversammlung bat's gehen lassen, sie hörte nicht
oder wollte nicht hören, weil sie an eins allein dachte, „aua
dem unhaltbaren Zustande herauszukommen." Ein richtiger

Patriot solle ja nicht eine schon an sich schwierige Aufgabe
noch mehr erschweren, indem er in der Zeit, wo nach lantr-

jfthrigen Kämpfen in einem Kompromifs eine T^ösun»,'- endlich

gefunden zu sein scheint, an die enjßren ürenzen erinnert^

welche ein ungeschickt verfafster Artikel gezogen hat.

Die Dinge liegen aber jetzt anders. Der Kompromila*
entwuidf ist durchgefallen, und es handelt sich darum, eine
neue Vorlage aufaustellen. Man wird nun wohl nicht mit Vor^
bedacht zum aweiten Hai die Verfassung au umgehen suchen*

Man wird zu einer getreuen Interpretation zurückkommen,
und man wird auch die notwendigen Schlüsse ziehen müssen,
wie wir selbst sie ziehen : erstens, ausschliefslich die Anhänger
der reinen Staatsbank oder der Privataktienbank mit staat-

licher Mitwirkung bei der Verwaltung können von der Aus-
führung des jt;tzigen Artikels 39 etwas hoffen. Die einen wie

die anderen aber haben aufserordontlieh wcni^ Aussichten auf
Erfolg. Zweileuh, unser Vorschlag uuJ jeder ähnliche, der
darauf hinausgeht, die Kantone und die bisherigen Banken
an dem Zentralinstitut zu beteiligen, das heifot, demselben die
Form einer vom Bunde unabhängigen Aktienbank au gehen,
aber ihm einen staatlichen Charakter zu wahren, jeder solche
Vorschlag, sagen wir, widerspricht dem Wortlaut des Art 39
und verlangt nach einer Verfassungsrevision. Will man sich

aber mit der einfachen Revision des Gesetzes von 18si be-

gnügen, so mufs, bevor sie orfolcrrn kann, die Verfassung
gelbst welche dies Gesetz l)ereit8 gruii lsätzlieh aufgehoben hat,

ebenfalls revidiert werden. Die Abschaffung des Verfassungs-

artikels 30 wird also irgendwelcher gesetzlichen Verbesserung
des heutigen schweizerischen Emissionswesens vorangehen
müssen , soll dieselbe auf dem Boden der Zentralisation oder
der bisherigen Deaentralisatton erfolgen.

November 1901.



Nachtrag.

£iue von den Herren von Arx und Genossen unter-

setcbnete „Bundeshankmotion'* ist in der Dezembersession 1901
tm StUnderat eingesetst worden. Sie hat folgenden Wortlaut:

„Der revidierte Art. 39 der Bundesverfassung steht die

Orttndung einer mit dem Banknotenmonopol ausgerüsteten

Bundesbank vor. Alle bisher zur praktischen Durchführong
dieser Forderung gemachten Anstrenjrunp^cn sind ontwdder am
Widerspruch Volkes odw an der Uneinigkeit der Behr»rden

gescheitert. Ob eine Ausgleichung der bestehenden Gegensätze
in absehbarer Zeit gefunden werden kann, ersel^Mot dermalen
ab zweifelhaft. Andererseits haften unserem Baiiknotcnwcsen
ÜbeUtände an, welche dringend der Abhilfe bedürfen, und deren

Abstellung nicht auf Jahre hinaus verschoben werden sollte.

Die Uoteraeichneten laden deshalb den Bundesrat ein, su
untenuchen und der Bundesversammlung Bericht an erstatten,

ob nicht das Gesetz vom 8. Mttra 1881 Uber die Ausgabe und
Einlösung von Banknoten einer Revision au unterwerfen sei,

und ihr bejahendenfalls einen bezüglichen Gesetsesentwurf zu
unterbreiten. Dabei hat es die ^leinung, dafs unbeschadet
d'T Revision des Banknotengesetzes die Durchführung des

i > \ idierten Art. 39 der Bundesverfassung weiter verfolgt

werden soll.**

Diese Motion ist in der Knihlingssession 1002 von seinem

Urbeber entwickelt und vom Stiinderat mit grofser iStimmen-

mehrheit angenommen worden. Die geplante Reform sollte

EU Hauptgegenstttnden haben:

1. Kontingentierung der Gesamtemission durch den Bundes-
rat, die Bundesyersammlung oder eine andere Behörde.

2. Abschaffung der Kantonal^rantie; Deckung der ge-

samten Emission durch Metall und Wechselportefeuifie^

nur ausnahmsweise durch Wertpapiere.

S. FestsefeBung des offiziellen und privaten Diskontosataes

durch einen zentralen Ausschufs.

4. T>richtung eines oftiziellen Clearing- Tlouse.

5. Besteuerung auf Qrund der Notenzirkulation, — statt

der Notenemission.
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Diese Forderungen decken sich meistenteils mit den-
jenigen, welche wir als zweckmärsig angaben für den Fall einer

einfachen Bevision des QeseteeB von 1881. Weshalb wir einer

solchen die Gründung einer Zentralbank vorziehen , ist schon
gessgt. Immerhin stehen wir ihr Tiel sympathischer als

einer Zentralisation g^enttber, welche der historischen Ent-
wicklung keine Rechnung trüge. Angesichts der ganz be-

sonderen Schwierigkeiten, welche in der Schweiz der Durcli-

f\lhrung des Monopols entgegenstehen, und welche aufzuzeigen

eben eine Hauptaufgabe im rrer Arbeit war, und <bi «lie

Politik nur m\t zu viel Kecht das Gebiet des Möglichen
genannt werden kunnie, so mufs man einer einfachen Reform,
80 unzulänglich sie auch sei, beistimmen^ wenn sie nur durch-

führbar ist. Allein der V'orschlag wird , zunächst seitens des

Che& des Finanzdepartements, nna dann seitens der, wenn auch
in der leisten Zeit anscheinend etwas verminderten Anhftnger-

schaft einer Zentralbank — insbesondere von selten der Radikal-

socialisten — mit einer starken Opposition rechnen müssen.
Denn eine Revision des Gesetzes von 1881 würde wohl tat-

sttchlich, trotz des Wortlautes der Motion und aller Ver-
wahrungen, das definitive oder wTn'prstens auf unabsehbare
Zeit vollzogene Aufgebrn rlfs Z*^Minali)nTikji;edankens bedeuten.

Vom legislativen Standpunkte aus wäre das neue Geset/ die

Ausführung eines vor zehn Jahren vom Volke verurteilten

und abgeschafften Verfassungsartikels, die Verneinung des

gegenwärtig gesetzlich allein geltenden Prinzipes des Bundes-

fassung einschliefsen ; diese Meinung ist auch bereits im
StAnderat ausgedruckt worden; — wir vermögen also, solange
der Art 39 in der heutigen Fassung besteht, die beantragte

Reform nicht für aulässig zu erachten.

Juni 1902.

Pi«r»r'«eli» Hofbacbdntckerti SUphan G«ib«l * Co. in AlUAburg, S.«A.
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Vorwort

Zam Veratändnis der folgenden Ausfilhrong iat es nötig,

die Erklärung ciniic^ r technischer Ausdrücke vorauszuschicken.

Unter der Bezeicliiiung „Aniragender" V( i stclicn wir dea-

jenigen, der eine Auskunft über jemanden sieh verschaffen

will, unter der Bezeichnung'- ^ Angefragter" denjenigen, über

welchen eine Auskunft erteilt werden soll.

Aufser den gedruckten Quellen, die wir benutzt und

im Lilaraturverzeichnis angefUhrt haben ^ ist uns durch

die FVeundlichkeit des Heim Wilhelm Schimmel-
pfeng, des Verbandsbureaus der Vereine Kreditreform in

Leipzig und des Vereinsbureaus in Gharlottenbuig manches

wertvolle schriftliche Material und manche perstfnlidie Mitteilung

zur Verfut:uiig gestellt worden.

Für die uns damit jt^ewordene Unterstützung sprechen wir

au dieser Stelle un.sern Dank aus.

Ganz besonderen Dank möchten wir auch hier tlerm

Professor Dr, Schmoller, in dessen staatswissengchaftlichem

Seminar ein Teil dieser Arbeit zum Vortrag gelangte, fUr die

liebenswürdige Durchsicht derselben abstatten.

Eugen Sutro»
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Einleitung.

Wenn wir die wirtschaftliche Entwicklung vertV)l<^on,

80 sehen wir, dafs nacli der Periode der verkehrslosen \N irt-

schaft mit dem Entstellen der Geldwirtschalt der Verkehr sich

lunäehst in engen Grenzen bewegte. Erat allmählich erweiterte

«ich der Al)sutz, und Hand in H.ind mit der hiermit eng zu-

samuienhau^cuden Arbeitsteilung geht die Ausdehnung der
Geldcirkulation und des Kreditverkehrs, der getragen wird
on dem Vertrauen, welches der Kreditnehmer bei dem Kredit-
geber geniefst. ,

Mit dem Entstehen des Kreditverkehrs erscheint auch die

Krediterkundigung als ein notwendiges Korrelat desselben.

In frtiherer Zeit, als der Geschäftsverkehr sich noch in

lokalen Grenzen bewegte, als die Transportmittel noch unvoll-

kommen waren . als überhaupt die Verkehrsgebietc sich noch
durch künstliche Malsregeln, wie Handelsverbote, Zölle,

Abgaben, gegeneinander abscldossen, waren Kreditgeber und
Kreditnehmer sich entweder persönlich bekannt, oder man
konnte weeen des eng begrenzten Gebietes sich selbst noch
an Ort und Stelle über den Kreditnehmer informieren. War
dieses nicht angängig, so liefs man sich von seinem Kunden
Heferensen aufgeben , d. h. Namen glaubwürdiger Personen,
die über seine Vermögenslage, Charakter, Ruf etc. Auskunft
sa geben in der Lage waren.

Aufserdeni konnto mnn sich auch an einen Geschäi'tsfreund

am Orte des Kreditii« Imiers wenden, um ihn um Auskunft
über <leiisell)en zu erauchen.

Es ist diese älteste Art der Auskuultcrteilung die sog.

geschttftftfreundliche, weil sie von Geschäftsleuten untereinander

onentgehlich gegeben wird.

Als aber mit der Gewerbefreiheit der Konkurrenzkampf
immer heftiger wurde, als mit der Erfindung der Dampf-
maschine, mit der Entwicklung der Transportmittel durch aie

VprvoUkommnung der Technik der Verkehr immer gröfsere

Bahnen zog, die Absatzgebiete sich stetig erweiterten, da reichte

r«TMbiuic«D XXI & — »tttro. 1
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die altelirwfirdige, geschäfitsfreundliche Aiukuiift nicht mehr
aus, da traten Organisationen ine Leben, die sich die Kredit-

erkundiguDg zum Beruf machten, und die den Kredit durch
rationeile Auskunfterteilung in sichere Bahnen lenken wollten^

die sogenannten ,.Auskunftsbureaux".
Eh bilden sich ferner die Vereine „Kreditiv^form", die

gleichfalls der Ausbreitung des unlauteren Kreditverkehrs ent-

gegenzutreten j>uchen.

Alle diese Arten der Auskunfterteilung, sowohl die ge-

achäfUfreundliche als auch die beiden genannten Arten der
berttfsmttfsigen Ausknnfterteilnng werden unten näher au

Aufser diesen Mitteln, die aum Schutze des Kreditverkehrs
angewendet werden, haben manche Branchen unter sich die
Vereinbanmp^ p^ctroffen

,
böswillige und säumige Schuldner in

einer Liste zusaniiiK iizustellen und diese Liste vertraulich ihren
Mitgliedern zugehen zu lassen.

Ferner hat man auch verficht, sich gegen Verluste, die

öich au8 Insolvenzen ergeben, durch Versicherung zu decken.
Sowohl die schwarzen Listen wie auch das Problem der

Kreditversicherung und seine derzeitige Ltfsung sollen weiter
unten nilher betrachtet werden.

untersuchen und auf ihren Wert »rufen sein.
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Geschichtlicher Teil.

Die Auskunftsbureaux gehören der Neuzeit an^ und zwar
ist England als die Geburtastätte der bemfsmttfsigeD Kredife-

«ritundif^ung zu betrachten.

England hatte sich am frühesten von den Fesseln des ge-

bundenen wirtschattlichen Verkehrs befreit. In England war
der inilti-trielle Grofsbetrieb und waren die Eisenbalinen zuerst

<^ingefiilirt und zu gröfserer ßedeutung gelangt. Im Zusammen-

Kohende Ausdehnung gefunden. Es war daher natürlich, da(s

die Idee anr Gründung eines Auskunftsbureaus zuerst hier

«nftanchte.

Der Grund zu diesem ersten Auskunftsbureau wurde schon
im 18. Jahrhundert gelegt, indem ein englischer Geschäftsmann
aus Liebhaberei sich ein Verzeichnis der ihm bekannt werden-
den Konkurse angelegt hatte, welches spfiter von seinen Nach-
knmmtMi fortgesetzt wurde. Dieses Verzeichnis wurde dann
im Laufe der Jahre noch erweitert. ICs wurden alle un-
günstigen Tatsachen über Personen darin aufgenommen, und
SU vervollijuiiidigt wurtle es dun Interessenten regeliniifsig zu-

gestellt. Hieraus entstand Ende der 183Uer Jahre da*» erste

AwknnftsbttreaUy als dessen Gründer Pernr beseichnet wird.

Im Jahre 1841 richtete ein New-Yorker Anwalt^ L. Tappan,
ein organisiertes Auskunftsinstitut ein, indem er von der Zeit

an Kieditanskfinfte jedem, der sie beanspruchte, gegen Entgelt

erteilte, wiihrend er bis dahin diese Aufgabe nur innerhalb
seines Klientenkreises erfüllt hatte. Dieses Bureau war das
ernte der W^lt , wdrlios /^ntralistisch geleitet mit einem

In Amerika drängten aber auch die ganzen Verhältnisse

zu einem ausgedehnten Kreditschutze hin.

Die Einwanderung aus allen europäischen kStaaten brachte

uatiirlich viel unlautere Elemente nach Amerika, dessen schnelle

wirtschaftliche Entwicklung auch viele obskure Persönlich-

keiten SU gröfserer Bedeutung im wirtschafUiohen Leben ge-

Korrespondi i.iennetze arbeitete.
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langen liefs. Diesf TTmstände und der häufige Wechsel der
'vvirtschattlichen Verhältnisse, wie er durch den Zustrom immer
neuer Elemente hedingt war, trugen viel dazu bei, den Kredit
unsicher zu gcüLalten und liefsen die ursprüngliche geschäfis-

freundiiche Auökuuft nicht mehr alä ausreichend erscheinen.

Von dto amerikanischen Aaskanftsbureaiix sind die be-

deutendsten die gewaltigen Aktienunternehmungen der Brad-
Street Company und der Mercantile Agencj von R. 0.
Dun & Co.

Diese beiden Bureaux stdlen das Ergebnis ihrer Auf-
zeichnungen und Erhebungen in gedruckten Büchern, so-

genannten lleferenzbücbern, zusammen, die viermal im Jahre
den Abonnenten in revidierten Ausgaben, nach xStaaten und
Orten angeordnet, zugestellt werden. Diese Referenzbücher
sollen jedoch nur Hultsbücher sein und niemals die Einholung
ausführlicher Berichte unnötig machen. In diesen Büchern
ist die gesamte nordamerikanische Geschttfbwelt nach Inhaber,
Kreditfilhigkeit und Betriebskapital klassifiziert und qmdi*
fisiert

In Frankreich finden wir 1857 ein Auskunftbureau, die

Suret4 du Commerce, welches aus Kreditversicherungsgesell-

schaften hervorgegangen war, die im Jahre 1849 auf Aktien
und auf Gegen so? tigkeit gegründet wurden.

In den übrigen romanischen sowie in den skandinavischen
Staaten hat das Auskunftswesen bi.slier keine gröfsere Be-

deutung erlaugt. Ks sind die dortigen Bureaux über eine be-

grenzte lokale Wirksamkdt niemals hinausg^ommen.
Auch in Österreich haben rechtliche Bestimmungen einer

fedeihllchen Entwicklung des Auskunfbwesens hemmend im
|?'ege gestanden.

Während früher die berufsmftfsige Auskunfterteilung als

ein unzulKssiges Gewerbe von dem Gesetzgeber bezeichnet

wurde, ist sie seit dem Jahre 1885 dem Konzessionszwange
unterworfen.

In iiul-land ist ebenfalls die Gründung von Aubkunfts-

bureaux sehr er^schwert. Diese können nur gegen Er^itattung

einer Kaution von 15 000 Rs. auf Widerruf gegründet werden.
Der Beginn der berufsmafsigen Auskunfterteilung in

Deutschland mllt in den Anfang der IStSOer Jahre, und zwar
kam 18()2 ein Stettiner Makler, Namens S. Salmon, da er mit
geschäftsfreundlichen Anfragen belästigt wurde, auf den Ge-
danken, sich fUr seine Aukunfterteilung eine kleine Gebühr
zu berechnen.

Das älteste organisierte Auskunftsbureau ist das 18Ü2 von
Lesser & Liman in Berlin gegrüncb^te.

18(^^ wurde die Mutua Contiden tia, Wys MuUer & Co.
gegründet.

1864 entstand die gewerbliche Schutzyereinigung in Dresden,
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um Bich gegenseitig vor letchtoinnigen und bOswilliffen

zu bestreben, die Reeilität im Geschäniyerkehr möglichst zu
heben und zu fördern".

Als Mittel SBU diesem Zwecke diente die Veröffentlichung
von sclilechten und sHumigen »Schuldnem in Listen ^ welche
den Mitgliedern vertraiiHch zui^ingen'.

Die Bildung solcher V^ereine fand in Deutschland haupt-

sächlich in Sachsen statt, und schlössen sich dieselben ISi)7

zum Verbaiule gewerblicher Schutzgemeinschaften zusammen.
Die Vereine hatten die Auigabe, den iiandwerkeru und kleinen

Kaufleuten sn dienen. Sie standen bis Mitte der 1870er Jahre
in Blflte.

Es folgte 1867 die Grttndung unseres grtfCiten deutschen
AiLskunftsbureaus, die der Auskunftei Schimmelpfeng und swar
in Frankfurt a. Main und Berlin.

Anfangs der IHHOer Jahre gelangte dann die Tereinsmäfsig
organi^^iorff Auskunfterteilung durch die Entatohung unr! An'?-

breitung der Vereine Kreditreform*^ wieder zu gröOserer Be-
deutung.

' AusfülirÜrh darge?»teUt von Dr. Otto Gerlach. „Die berufsiuäfsi^e

Krediterkuniliguiig in l>eutächland'^ , Jahrbücher für Natiuimlökonomie
ond Statistik 1890» 8. 181, 182.

L> icjui^L-ü Ly Google
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Systematischer Teil.

1» Die flresohAftefireujidllohe Auskunft
Die geflchäftsfreundliche Aasktmft besteht darin, dafs die

Atttkunft unentgeltltch von Geschäftsleaten untereinander er-

teilt wird. Bis uro die Mitte des 19. Jahrhunderts war sie

in Deutschland die einzige Art der Kretliterkundigung; sie

beruht auf Gef^onseitigkeit und persflnlicliem Vertrauen. Ncjch

bis auf den heutif^cn Tap: kommt sie in weitestem Umfange
vor. Derjenige . welcher einem anrloren eine Auskunft gibt,

tut dies in der Überzeugung, dal^ dieser Dienst ihm von dem
anderen bei Gelegenheit ebenfalls geleistet wird.

Welchen Wert diese geschäftsfreundliche Auskunft hat^

soll unten untersucht werden; aunächst mdchten wir die Urteile
orausstellen, welche bisher in der nationalOkonomischeD
Literatur Uber sie gefidlt sind.

a) Die nationalökonomische Literatur und die
gescbäftsfreundliche Auskunft.

Das Urteil, welches in der nationalökonomischen Literatur

Uber die gescbäftsfreundliche Auskunft abgegeben ist, ist im
allgemeinen ein abfälliges.

Ehrenberg will sie für den Platzverkehr, namentlich da^

wo Börsen sind, gelten lassen, weil sich dort immer noch
Leute fanden, die tlber Platzfirmen sacligeniäfse Auskunft
geben können. Für den interlokalen Verkehr sei sie keines-

wegs mehr zeitgemäfs. Es hafteten ihr alle diejenigen Mängel
an, welche bei hochentwickelter Geschttftstätigkeit afien solchen
als blolse QeÜllligkeiten in Anspruch genommenen Aushülfen
innewohnten. Er macht ihr den Vorwurf der Oberflächlich-

keit und Unsuverlässigkeit und läfst sie für den interlokalen

Verkehr nur dann gelten, wenn eine berufsmäfsige Auskunft
nicht zu erlangen sei, oder wenn der Anfragende wisse, dafs

dem Gewährsmann die fraglichen Verhältnisse aucli wirklieb

genau und nicht blofs vom Hörensagen oder nur aus dem Ver-
laufe weniger Geschäftsabschlüsse bekannt seien.
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Der Grund der Verbreitung der geschäftsfreundlichen
Anskinitt \]v<:^t nach £hreDberg in der £RlscheQ Sparsamkeit
der An t raffenden.

Karl Koscher sagt von (1( r geschätWreundlichen Auskunft:
„»Sie ist unter ^enau bekannten Geschäftsfreunden die diö-

kreteste und zuverlässigste Auskunficrteilung und beruht auf
dem Gedanken, dafs die Solidarität der gemeinsamen Interessen

des HaDdelsBtandea einem jeden Mitgliede desselben die Pflicht

auferlege, die G^chflftsfreande vor Konflikten mit der Un-
redliebkeit und dem Leichtsinn au bewahren. Sie wird jedoch
unzulänglich mit der Entwicklung eines vielverzweigten und
desball) tiir den einzelnen schwer zu überblickenden Verkehrs.
Sie wird aber auch bedenklich mit der Auflösung des ihr zu
Gninde liegenden SolidaritätsbeerrifTes und dem Umsichgreifen
eines rücksichtsloBen Konknrieii/.sn«'l)*'ii8.**

Noch ungünstiger Isert sich im Deutschen Handelsblatte
von iS.sl Professor Friiha 11 f, indem er sagt, dafs die gescliiifts-

freundliclic Auftkuatt letiiglicli auf dem Aufgeben von Referenzen,

d. h. den von Kreditsuchern bezeichneten parteiischen Firmen
beruhe.

Auch Gerlach erscheint die geschäftsfreundliche Auskunft
im höchsten Grade bedenklich. Es sei stets die Frage, die
al^) r ^volli selten erwogen werde, ob der Geschäftsfreund die

Fähigkeit besitze, Uber die Kreditwürdigkeit jemandes ein

richtiges Urteil abzuf?ebcn.

T>nnn ist er auch der Ansicht, dafs solche Anfragen bis-

weilen nicht selbst vom Chef des Hauses beantwortet, sondern
dafs sie untergeordnetem Dienstpersonal zur Erledigung
tibertragen werden. Auch er sagt, ähnlich wie Rosclier, sie

sei im hohen Malse bedenklich, weil sie zugleicb der Kolporteur

aller bösen Oerttchte sei, und da eine Kontrolle derselben nicht

ttattAUide^ könne sie den Kredit eines OeschnfUmannes in der
eröbsten Weise schftdigen. Berechtigt sei sie, solange keine
besseren Mittel zur Einholung von Erkundigungen bereit

atehen, alsdann sei aber ihre Rolle ausgespielt« Hierzu komme
noch die Erwägung, dafs es im Gescnäftsleben nicht würdig
erscheinen dttrte« wichtige Dinge unentgeltlich in Anspruch
au neiimen.

Diesen Ansclianungen in der nationalok nomischen Litera-

tur tritt in einer Abhandlung „Die Kredin i kundigung nach
iiii . 1 wirtschaftlichen und rechtlichen Seite" Jacoby entgegen,

indem er verschiedene Gründe anführt, weshalb die geschttfts-

froundliche der berufsmifsigen Auskunft vorsusieben sei.

Zunächst ftihrt er an,dafs dieKorrespondenten derAuskunfts-
bureaux, also deren Gewtthrsmänner, nicht den besten Kreisen

des Handelsstandes angehören könnten, da diese sich nicht

au Berichterstattern eines Ausknnftsbureaus hergeben wUrdeu.
Hierauf mochten wir an dieser Stelle gleich erwidein^
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dafö ein solcher Eiiiwaiicl doch etwas zu generell ist Es
würde doch immer noch daraut aukommen, welches Auskunfts-
bureaa in Frage steht. Es ist auch unseres Erachtens falsch,

anzunehmen, dafs in der objektiven Berichterstattung Uber die
Kreditwürdigkeit etwas Unehrenhaftes Ü^.

Femer meint Jacoby, es sei die Promptheit bei der ge-
schäftsfreundlichen Auskunft eine gröfsere als bei der ben&*
mäfsigen, auch zieht er die Zuverlässigkeit der ersteren der-
jenigen der letzteren vor.

Als weiteren Vorzug flcr preachRftsfreuiidlieliPu Auskunft
rühmt Jacoby endlich, dai.s der Antragende liier den Ge-
schüftsfreund durch persönliche, möglicherweise durch ge-

schäftliche Beziehungen kenne , dafs er wisse ^ inwieweit er

der Auskunft dessäben Vertrauen entgegenzubringen be-

rechtigt sei.

Alle diese Punkte werden unten bei der Untersuchung Uber
den Wert der geschttftsfreundlichen Auskunft in Betracht ge-

sogen werden.

b) Untersuchungen über den Wert der geschäfts-
freundlichen Auskunft.

iiin zu einem selbständigen Lrieii über den Wert der
geschäftsfreundlichen Auskunft zu gelangen, müssen wir zu-

nächst feststellen ) welches die Quellen sind, aus denen diese
Auskunft geschöpft wird.

Man kann hier nun drei Quellen der geschäftafreundlichen
Auskunft anführen:

1, Die Auskunft wird erteilt von Firmen, mit denen der
Ant'rai!:oiiflr' in Oeschilftsverbindunp' steht.

2, Von t irmeu, die vom Kreditauchenden als Keierenz auf-

gegeben sind und
3, Von Finnen, die dem Antragenden selbst unbekannt

sind, an welche er sich aber, in der Annahme wendet,

dafs sie ihm Auskunft geben, indem er gleichzeitig zu
Qegendiensten sich bereit erklärt

den ersten Fall anbetrifft, so läfst sich gegen diese

Art der Erkundigung dann nichts einwenden, wenn der Ge-
schäftsfreund den Angefragten nicht nur persönlich, sondern
auch in geKi häftlichcr Beziehung kennt und die Auskunft als

vorurtf'ilsfreier Mann erteilt.

Alierdings kommt es ja auch hier ganz auf die Person
des Auskunftgebenden an, ob er jiesaimistisch oder optimistisch

veranlagt ist. sind dieses Momente, die bei dem ganzen
Auskunftswesen eine bedeutende Rolle spielen. Dem Optimisten
erscheint es noch ratsam, da Kredit zu gewähren, wo der
Pessimist schon lange kein Geschäft mehr abschliefst

Das Wesentliche bleibt hier, dals der Auftragende seinen
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Gkichättsfreuiid persönlich kennt und von ihm weifs, wie der-

selbe die Kreditwürdigkeit beurteilt.

Jedenfalls soll die Auskunft Uber GeschäftsverhältnisBe,

Mittel. Charakter, auch Gesundheit und Lebensweise so ge-

geben ^Vörden , dals der Anfragende selbst sich ein klares
Urt<^il bilden kann.

Ob jedoch bei dieser Art der Auskunftsbeschaffuii h: die

Auskunft immer in diesem Sinne erteilt wird, möchten wir

»ehr bezweifeln; wo es geschieht, kann man derselben ihre

Berechtigung jedenfalls nicht aberkennen.
Ks ist aber immer za beachten, dafs Terschiedene Um-

stünde daxu beitragen können , die Reinheit dieser Quelle au
trüben. Vor allem ist die Urteilsfähigkeit des Geschäftslreundesy

die immer auf Grund von geschäftlicher Erfahrung und Ver-
wertung derselben beruht , in sehr vielen Fallen beschrttnkt

und insoweit auch unzuverlässig.

T)pr Anfnicrcnflr nber raüfste auch ^^en?ni orientiert sein,

welcher Art die ^eschätilichon und persönlichen ßezieliuii;^en

sind , in welchen sein Gesciifittsfreund zu dem Angefragten
steht. Ist der Geschäftsfreund selbst in weitem Umfiinge der
Gläubiger des Angefragtoa, so liegt es in seinem eigenen Inter-

esse, alles zu vermeiden, was irgendwie die Kreditwürdigkeit

dtfs Angefragten beeinträchtigen konnte , da er selbst seine

AoTsenstllnde dadurch in Gefahr bringt.

Andererseits, vvenn er der Schuldner des Angefragten ist,

so wird auch durch eine derartige Abhängigkeit die Vorurteils-

freiheit seines Urteils leicht beeinträchtigt. Ebenso wird per-

sönliche Freundschaft oder Verwandtschaft haufi;^ die Veran-
lassung sein, die Schärfe fle^^ Urteils abzustumpfen.

Ist der Angefraf^te der Konkurrent des GeschiÜtstrcinnles,

^u wird dagegen da.s Urteil über jeneu häutiger dunkler
gef/lrbt Hein, als es sollte, weil man nicht gern eine Gelegen-
heit vorüber gehen läfst, die Kratt des Konkurrenten zu
schwächen.

Alle diese Umstände werden natürlich bei einem Manne,
der vollständig gewissenhaft und vorurteilsfrei au urteilen im-

stande ist, nicht in Fra;: kommen, und der sich sagt, dafs er

eventuell in derselben Weise die Zuverlässigkeit des Anfragen-

den beanspruchen müsse und sich daher diesen durch die Art
seiner Auskunft vf^rpfliditen möchte.

Unter ^(*'rKl^ bekannten (TPschäftstVeunden, 'wo d^r Vor-

zug der nersonlichen Bekanntschaft Platz ^eift, wird sie

imtncrliin nei sorgfältiger Beachtung aller in Fnige kommenden
Umatiinde ihren Wert behalten und neben der berufsmäfsigen

Auskunft in beschränktem Umfange fortbestehen können.

Anders liegt es jedoch im sweiten Falle mit der Aufgabe
on Referensen.

Es ist einleuchtend 9 dafs eine Firma, welche Kredit
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beansprucht, nur solche Firmen als Referenzen aufgibt, von
I denen sie im voraus weiDs, dafs die Auskauft günstig aus-

fallen wird.

Es kann und wird zweifelsohne aucli wolil der Fall ein-

treten, dafs Firmen, welche si(.li luf schwindelhafte Weise
Kredit zu verschaiieii suchen, uut eiuigeü respektablen Häuberu
ihre geschäftlichen Beziehungen auf die prompteste Weise
regeln und zu keiner Klage Veranlassung geben, während sie

mit anderen Firmen nicht in der Weise arbeiten und ihren
Verpflichtungen diesen gegenüber keineswegs nachkommen.
Diese kreditsuchenden Firmen werden dann natUrlicli nur die

ersteren Häuser als Keferensen aufgeben, die dem Anfragenden
Uber sie nur im guten Sinne antworten können.

Der Mifsbrauch, welcher mit der Aufgabe von Keferenzen

getrieben werden kann, läfst es daher ratsam erscheinen, diese

Art der Auskunttshesehufiung mit grofser Vor.siiht zu be-

handeln, weil das Urteil uljer den Angefragten ein sehr ein-

seitiges ist, daher für wenig zuverlässig angesehen werden
darf. Bei der Aufgabe von Referenzen soTUe man sich nie mit
der Auskunft dieser als Referenz aufgegebenen Häuser be-

gnügen , sondern noch von anderen Seiten Auskunft einholen^

um sich aus den verschiedenen Informationen sein Urteil selbst

bilden zu können, eine Regel, welche im tibrigen bei jeder

Art der Auskunftsbeschaffung angebracht ist.

Es kommt also hier wieder die erste Art der geseliHfts-

freuTi llithen Auskunft zur Geltung, und es zei^t sit h. flif-^ A\e

einzelnen Arten dieser Auskunft keine selbstiindige i>« ileutung

haben, sondern dals sie nur in Verl>in(Uuig nuteiiiander durch
gegenseiticre Ergänzung die ihnen anhaftenden Mangel einiger-

mafsen aufheben können und dadurch für den Kreditverkehr
einen gewissen Wert erhalten.

Die dritte Art^ durch welche die geschäftsfreundliche Aus*
kunffc zustande kommt, ist erst recht zweifelhafter Natur.

£s fragt sich (überhaupt, ob ein gewissenhafter Kaufmann
irgend jemandem, der ihn um Auskunft angeht, und den er

garnicht kennt, eine sohhe erteilen wird. In den meisten

Fullen dürfte er sich wohl ahlelmend verhalten, oder wenn er

eine Auskunft erteilt
,

dürfte sie wohl Uber ganz allgemeine
Angaben nicht hinausgeiien.

Wenn es sich aber um einen Konkurrenten des Auskunft-
erteilenden handelt, so wird dieser, da er irgend welche per-

sönliche Verpflichtungen nicht hat, sich nicht so leicht die

Gelegenheit entgehen lassen, die Kredit^higkeit des Aogefragten
möglichst zu beeinträchtigen. Und darin liegt, wie oben sohoii

angedeutet, tiberhaupt der Hauptmangel der gescbäftsireund*

liehen Auskunft. Hier liegt die riefahr sehr nahe, dafs durch
böswillige Auskunfterteilung der Kredit des Angefragten unter*

graben wird. Wie leicht kann heute bei der Konkurrens auf
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allen Gebieten ein Kaufinanti veranlafst werden , über einen

Konkurrenten eine bo gefärbte Auskunft zu geben, dafs der
Anfragende Ton dem fraglichen Qeschäfte Abstand nimmt, wie
leicht kann auf diese Weise der Kredit eines rechtscliaffenen,

braven Mannes gefährdet werden, ohne dafs der Betrefi'ende

eine AhnuTi(^ davon hat, wer seiner wirtöchaftiichen Existenz,

üieöen 8tolw versetzt hat.

Koseher vergleicht deu Kredit mit einer zarten Pflanze^

deren Besitzer sie vielleicht absterben sieht, ohne dals er sich

erklttren kann, wie es gekommen ist, weÜ heimlich Boeheli
and Leichtfertigkeit ihr die Wurseln untergraben.

Häufig wird auch bei der geschiftsfreundlichen Auskunft
der Zeitaufwand {\ir den Anfragenden Tergeblich gewesen
sein, da manchmal doch die Auskunfterteilung so mangelhaft
ist, dafs der Anfragende aus derselben für seine Zwecke ab-

solut nichts herauslesen kann. Prompt wird sie ja auf seine

Anfrage f»rtolgeu, aber was nützt hier die von Jacoby so viel

irtTii iiiute Promptheit, wenn die Auskunft vollständig wertlos

Sehr häutig trifft dicües bei der Baukierauskunft zu, zu-

mal ilie Banken und Bankiers sehr viel mit Ersuchen um
Auskünfte belästigt werden. Was nützt es z. B., wenn ein

Bankier auf eine Anfrage Uber einen seiner Kunden dem An-
fragenden antwortet: „N. N. unterhfllt hei mir ein Depot und
nimmt Kredit nicht in Anspruch, seine VerhAltnisse smd mir
sonst nicht bekannt. Ohne mein Obligo l"'

Was kann der Anfragende, wenn diese Autwort ihm auch
postwendend zugeht, damit anfangen? Er mufs sich nun noch
anderweitig bemfUien. wodurch unnötiger Zeitverlust entstanden

ist. Ein derartige Zeitverlust kann aber unter Umständen
dazu tuhren, dals ein für den Anfragenden Gewinn bringendes.

Geschäft nicht zustande kommt, oder dafs Geschäftsverbindungen,

die bei ungestörtem Verlaufe grofsen Nutzen versprechen, da-

durch unwiederbrinfflich aufgehoben werden. Diesen Nach-
teilen wttrde er sich wahrscheinlich nicht ausgesetst haben^
wenn er sich an ein grofses organisiertes Auskunftsinstitut

gewendet hätte, wcÄches in den meisten Fällen auf Grund
eines reichhaltigen, stets auf dem laufenden bleibenden Archiv-

materials ihm eine für seine Zwecke genOgende Auskunft hätte

geben kennen.
Bezüglich der Zuverlässigkeit möchtLMi \\ ii nur noch gegen

Jac(»by bemerken, dafs die geschäftsfreundliclie Auskunft doch

nur auf dem Urteil dieses einen Geschäftsfreundes ix'ruiit,

walireud ^ich bei der berufsmäfsigen Auskunfterteilung bei

einem organisierten Institut, in der Hegel schon mehrfaches

Material im Archiv vorfindet, und das Urteil, auf welchem der
Kredit fuCst, aus der Gesamtheit der Verhältnisse geschttpit

werden muTs.

In den allermeisten Fällen dürfte bei der geschüftsfreund-
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liehen Auskunft der Auskunfterteiler weder Zeit noch Lust
haben, weiter über den Angefragten Recherchen ansustelleii*

Oder könnte mau wirklich glauben, dafs ein Gescbftftsmann
sich die Zeit dafür nehmen würde, wegen einer Anfrage z. B.
aufi^ Gericht zu gehen und etwa die Manifestantenverz>^ielinis«f>

daraufhin durchzusehen , ob der Angefragte in der letzten

Zeit den Ofl^enbarungseid geleistet hat? Das wäre auch ein

Dienst, den wohl niemand aus Gefälligkeit verlangen kann.
Als Vorzug der geächäftsfreundlichen Auskunft könnte

man ansehen , dafs unter genau bekannten Geschäftsfreunden
der Anfragende die UrteOsweise und das Geschäftsgebaren
seines Freundes kennt

Wir möchten das Resultat unserer Betrachtungen dahin
ausaminenfassen

:

Die geschäftsfreundliche Auskunft hat nur dann einen

Wert, wenn der Anfragende deujenigen, welcher ihm Auskunft
geben soll, genau als einen rechtschatfenen und ordentlichen

Kaufniauu, sowie seine Art der Kreditbeurteilung kennt und
auch weifs, dafs er durch geschfiftliche und persönliche Be-
ziehungen zu dem Augefragten über denselben ein richtiges

Urteil absugeben in der Lage ist

Her Wert der geschäftsnreundlichen Auskunft ist demnach
ein sehr beschränkter, und wir können nicht mit Jacoby sagen,

dafs sie neben der berufsmäfsigen ihren vollen Wert behält
ja sogar, wenn einziehbar, dieser vorzuziehen sei.

Ein Grund, weshalb die geschäftsfreundliche Auskunft
heute noch in so grnfsem Umfange vorknnmit, liegt u. E..

wie auch bereits von Ehrenberg hervorgehoben, in ihrer

Kostenlosigkeit, ein Punkt, der allerdings beigröfseren Rrediten
überhaupt nicht in Frage kommen sollte.

IL I>ie berufBrnftlsiffe Auskunfterteilung.

Die Auskunfterteilung ist eine berufsmäfsige , wenn sie

von Leuten erteilt wird| welche sich gcwerbsmäfsig gegen
Entgelt mit der Beschaffung von Ausktlnften be£usen.

Bei dieser berufsmäfsigen Auskunfterteilung hat man au
scheiden

:

a) die nicht organisierte berufsmMfsige Auskunfterteilnng,

b) die oiiganisierte berufsmäfsige Auakuntterteilung.

a) Die nicht organisierte berufsmäfsige Auskunft-
erteilung.

'S

Die nicht organisierte berufamäTsige Aukunfterteilung be-
' gegnet uns zunächst dort wo die Auskunfterteilung als Neben-

tewerbe betrieben wird, dann dort wo jemand glaubt unter
er Beseichnung «AuskunfUbureau*^ auf bequeme Art und
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unter Spekulation auf die Dummheit der Menschen sein Dasein
fristen au können.

Dieäe letzteren „Auskunftähureaux*" vergehen aber ebenso
schnell wieder^ wie sie entstanden sind, sie sind aber nur zu ge-
eigin t, flas Mifstrauen des mit den Verhältnissen nicht bekannten
i'ublikums gegen die Auskunftsburenux noch zu erhöhen.

Leut*^, oft mit dunkler Vergangenheit unH ohne jedes
Kapital, rühmen sich einer iiber die ganze Welt verbreiteten

Organisation^ obgleich ihr sogenanntes Jnstitut manrhinal aus
nicht:» anderem beateht, alb aut» einem Tisch und einem iStuhl.

Durch die nötige Reklame wird dann dafUr gesorgt, dafs sich

immer wieder solche finden, die nicht alle werden, und die,

auch noch durch einen billigen Preis angelockt^ an derartige
Unternehmung! II ihr Vertrauen wegschenken, um auf ihre An»
frage eine mit Hülfe des Adrefsbuches und etwas Phantasie
zusammengestoppelte Auskunft zu erhalten, die für sie weiter
keinen Nutzen hat, dem Inhaber dieses sogenannten ,|AuskttnftS-

bureaus" alter das Vegetieren ermöglicht.

Es sollte daher jeder, der ein Auskunftsbureau in

A IIa j»i lieh zu nehmen gezwungen ist, und das sind heutzu-

tage wohl alle Kaufleute, sich zunächst über die Bf)nitiU des
Bureaus orientieren und nur solchen öich zuwenden, von
denen er weifsi dafs sie nicht nur der berufsmäfsigen Auskunft-
erteilung sich widmen, sondern dafs sie auch wirklich organi-

siert sind. Darauf kommt es in erster Linie an^ dafs neben
dem unerläfslichen Kapital auch die sonstigen Unterlagen vor*

handen sind, ohne welche eine wirklich reelle Auskunft nicht

zustande kommen kann. Diese sogenannten „Auskunftsbureaux"
können daher für die Beurteilung des Anskunttswosens auch
nicht in Betracht kommen, sie stellen sich als Auswüchse dar.

b) Die organisierte be ru fsmälsige Auskunft*
er teiiung.

1. Die FKiTatbureaaz,

Die Hauptgrundlagen eines oi^ganisierten Anskunftsbureaus
liegen neben dem unerluslichen Kapitalbesits und der Intelligenz

und Bildung des Leiters:

1. in einem grofsen und ausgebreiteten Neta von Vertrauens-
mttnnern, auch Gewährsmänner und Korrespondenten
genannt,

2. in einem gcschulicn Beamtenkörpor und
'S. in einem grofsen, i^orgtähij; t^efiinrten Archiv.

Bezüglich der ^Leitung eines Auskuni'tsbureaui» sagt

Lhrcüberg:
«Mit Kapitalbesits allein ist hier gar nichts getan. AUge-

meine Bildung, Rtihrtgkeit und Energie, Organisationstalent und
Kenntnis des Geschftftslebens in mOguchst müreichen Branchen,
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Diskretion , Takt und feines GefUhl fUr alle Abstufungen der
Kreditwürdigkeit, das aind so die wichtigsten Eigenschaften,

-die von einer Lcitunfr verlangt werden müssen. Nur ausnahms-
weise werden sich Personen linden , die diesen Ansprüchen
vollkommen gewachsen sind, ein Umstand, der bei der prin-

-zipielleu Beurteilung des Auskunftawesens schwer ins Gesicht
Mt!-

Aber aach an die Gewtthrsmänner , die nach genauen
Instruktionen su arbeiten haben, werden grofse Ansprüche
gestellt.

„Aufser der Ausgedehntheit seiner Bekanntschaft"*, sagt

Roscher, „der SchHrfe der Beobachtung, der Klarheit im Urteil

und der Deutlichkeit der Darstellung, erfordert eine derartige

Täti2:keit noch hervorragende Eigenschaften. Wie ein Posten

vor einer Festung muls ein solcher Hpobachter wachsam, ge-

wissenhaft und von makelloser, unnachsichtiger Gerechtigkeit

sein."

Wohl schwerlich werden diese Forderungen immer bei den
einzelnen Gewährsmännern zutreffen, immerhin aber sollen die

Auskunftsbureaux bemttht sein, Vertrauensmänner zu suchen,

welche diesem schweren Dienste gewachsen sind.

An Orten, an welchen die Auskunftsbureaux keine Filialen

•unterhalten, sind Korrespondenten die Gewährsmänner, die ihre

Auskunft schriftlicli dorn Rurean mittCTlen; hei Platzauskünften

oder an Filialplatzi n tritt au Öteile des Korrespondenten der
sogeuanute Kcclierciieur.

Er hat sich seine Informationen auf nuindlichem Wege zu

beschaffen und sich persönlich zu Bekannten des Angefragten
hinzubemühen I um Näheres ttber denselben zu erfohiren.

Aufserdem muüs er bei Behörden solche amtliche Register ein-

zusehen suchen, die Aufschlufs tlber die geschäftliche Lage
d s Angefragten Termitteln kOnnen, wie z. B. Handelsregister,

Manifestantenverzeichnisse etc. Auch sollte ihnen seitens der
Behörden die Einsicht in das Orundhuch gestattet werden, um
zu erfahren, inwieweit der Grundbesitz des Kreditsuchenden
belastet ist.

Auf den ersten Blick überkommt einen anstandigen

Menschen, dem das Herumschnüffeln in fremden Angelegen-
heiten zuwider sein mufs, ein Gefühl des Widerwillens gegen
«ine solche Tätigkeit, man denkt unwillkttrlich an Privat-

detektivinstitute. Wir dürfen aber nicht vergessen, dafs es

sich hier um einen kaufmännischen Kredit handelt, den der

Angefragte in Anspruch nehmen will, dafs daher der Recher-

cheur, wenn er seine Aufgabe richtig crtlillt, durch Ver-
liiri I^Tung uTilauteren Kreditnehmens eine volkswirtschaftlich

nützliche Arbeit verrichtet.

Der Kaufmann, der Kredit gi'>t. hat eine Berechtigung,

über die geschäftlichen und pekuniären Verhältnisse des
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Kredttnehmen» Auskunfit su erhatten, ebenso wie der Kredit-

nehmer die Verpflichtung hat, sich vor seioem Gläubiger zu
legitimieren. Beruht doch das ganxe Kreditgeben lediglich auf
dem Moment des Vertrauens.

Wagner hat in seiner Abhandlung über den Kredit im
Schein bergschen HfiTiflhnrhe mit Recht liervorgehoben , dafs

der Vprtr.iuenstaktor lur die Entwicklung des Kredits von
besondereiti Einflüsse ist. Er sagt:

^Alles, was sich auf das hier mitspielende Vertrauen be-

ziciit, ist teils individueller, den einzelnen Kreditnehmer oder

BLreditsucher betreffender, teils allgemeiner Natur, d. h., es be-

triflft die sittlichen, wirtschaftlichen, socialen, politischen, recht-

lichen Gesamtsustttnde der Zeit, des Landes, des Ortes, der
Volkswirtschaft. **

„In individueller Hinsicht", fährt Wagner fort, „kommt die

ganie Persönlichkeit des Kreditsuchers in Betracht, daher
neben den rein persönlichen Verhältnissen Gesundheit. Lebens-
alter, Oeschlecht, Moralität, Charakter, Bildung, Begabung etc,

alles, was sieh auf diV' sociale und ökonomische Stellung be-

7r« lii. aul' Famih'enveriiäitnisse, dann Gröfse und Art des Ver-

iiiugens, Ertragsfähigkeit desselben und der IJnternehnumg.

Vuu den drei Momenten, dem Gegen- (bezw. UUck ) leisten-

wollen , »können und -müssen
,

spielen nier die beiden ersten

mit, also Redlichkeit, guter Wille sowohl als pefsönliche und
in den Vermögens», Einkommens- und Geschäftsverhlltnissen

liegende Fähigkeit aur Zahlung Überhaupt und aar verab»

redeten Zeit."*

Koch heute finden sich aber sehr häutig Leate^ welche es

als persönliche Kränkung empfinden, wenn Uber sie als Kredit-

nehmer Auskunft eingezoir- n wird.

Bezüglich der Verpflichtung de^ Kreditnehmers, seine Ver-
häitnii»(ie klar zu legen, bemerkt auch Knies:

^Die P'jiliigkeit des Schuldners zum Abschlufs eines

Kreditgeachiifteii mufs vor dem Urteil des Gläubigers legitimiert

werden, und «war sind hierbei drei Fragen mafsgebend:

1. wird der Schnldner die Leistung machen wollen, wenn
er sie machen kann,

2. winl er sie machen können, wenn er sie machen will,

3. wird er sie machen mttssen, wenn er sie machen kann
aber nicht machen will.*

Fragen, welche in der Praxis unendlich schwer au beant-

worti^n sind.

W^'lclie Erfolge der KecLiercheur erzielt, hiingt von der

ganz»'Q Art und \\'eise ab, wie er seine Informationen anstellt.

Für den Erfolg ist aber auch ferner mafsgebend, wie er von

seinem Bureau i\lr seine Bemlüiungen entlohnt wird. Das ge-

fidirliehsto Srstem der Entlohnung ist jedenfalls die Besahlung
der Anskünne nach der Ansahl derseloen. Hier liegt es klar
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auf der Hand, dafs der Recherchear zar Beschaffung möglichst
vieler Auskünfte nuf Koston der Gründlichkeit und ZurerTässig^
keit derselben verführt werden kann, um ein auareichendeft
Kinkommen zu erlangen.

Das Richtigste ist hier die Anstelluiifj: mit festem Gehnlt,
wobei allerdings die Höhe der rrebiihren, welche die Auskiinfts-

bureaux tur ihre Auskünfte erhel>cn, vor alh-m in Frage kommt.
Die Korrespondenten, die, wie schon oben angedeutet, iu

Tätigkeit treten an Plätzen, wo keine Niederlassungen eines
Aufikunftabureaua bestehen , betreiben ihren Auskunftadienat
als Nebraerwerb. Wichtig iat es fUr das Anakunftswesen, dala
ein AuskunfÜsbureau seine Korrespondenten verpflichtet, nur
für sich zu arbeiten und ihnen nicht gestattet» auch noch
anderen Auskunftsbureaux ihre Dienste zu widmen.

Wo dies nicht geschieht, liegt die Gefahr nahe, dafs dir*

einzelnen Bureaux von seiten dieses einen Korrespondenten
mit gleichlautenden Auskünften bedient werden, die dann an
die einzelnen Abonnenten weitergehen.

Die Güte des Korrespondenten wirti natürlich aiuli eng
zusammenhängen mit der Güte des Auskunftsbureaus, welches
seine Dienste beansprucht; denn wirklich tüchtige Leute
werden sich nur dem Dienste eines gut renommierten und
leistungsfähigen Bureaus widmen.

Die Vergütung, welche die Korrespondenten f&r eine ge-
wöhn liehe Auskunft empfangen, ist äufserst gering und
überschreitet fast nie den Satz von 50 Pfg.; die Portoauslagen
werden selbstver.-t.lndlich zurückerstattet.

Zu verlangen ist ;uich, dafs Bureaux an gröfseren l'liitzeu

mehrere Korrespond^-nten zur Kontrolle unterhalten, damit sie

durch Verglciehuniii; der Berichte über dicsellien Personen die

Gründlichkeit und Zuverlässigkeit der BerichtersUitter fest-

stellen können.
Von grofsem Einflufs auf die G-ttte der Berichterstatter

wird auch die Zusicherung der Diskretion seitens des Aus*
kunftsbureaus sein. Wenn der Korrespondent wetlä, da(s das

Bureau seine Berichte streng vertraulich benutst und seinen

Namen den Anfragenden nicht bekannt gibt, wird er viel

offener und rückhaltloser seine BerichtersUittung machen, als

wenn dieses nicht der Fall ist: auch werden hierdurch die

besseren Kiemente der Kaufnuinnsehaft veranltTst werden, sich

ZU Berichterstattern von guten Bureaux herzu;4ei)en.

Die Korrespondenten sind ferner zu verpHichten, ihre

Auskünfte regelmiifüig durch Nachträge zu ergiinzen und zeit-

gemUfs zu erhalten. Da die Geschäftstätigkeit und die Elredit-

wUrdigkeit der einseinen Firmen beständigen Veränderungen
unterworfen sind, so ist es durchaus geboten, eine derartige

Verpflichtung den Korrespondenten aulauerlegen, damit der

Wert der Auskunft nicht Terloren geht
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Es ist nicht zu leagnen, dafs die Qualität der Auskunft
in derselben Weise von der Persttnlichkett des KorresDondenten
und der Sphäre seiner wirtschaftlichen Tätigkeit abhängt, wie
die der geschäftsfreundlichen Auskunft von den persönlichen
Eigenschaften und den Beziehungen des sie erteilenden Ge-
schäftsfreundes. Alle die oben erwähnten Umstände, welche
geeignet sind, die Zuverlässigkeit und Brauchbarkeit der ge-

schJtftsfreundlichen Auskunft zu beeinträchtigen, kommen auch
hier in Fragt'. Ein grofses Bureau wird daher notwendig sich

v^Tanlafst j>clK'n , aus diesem Grunde schon, mehrere Korre-
SLinndcnten an demselben IMatze zu beschäftigen, damit durch
ihre von einander unabhängig erataiteteu Berichte eine Kontrolle

und Ergänzung ermöglicht werden kann. Die Leitung eines

solchen Bureaus wird daher im stände sein, sich nach kurzer
Zeit ein Urteil Uber die Korrespondenten su bilden und unter
ihnen eine geeignete und durchaus notwendige Auswahl
trefien.

Der zweite Punkt, welcher oben als Fundament einer

guten Organisation angeführt war, betraf den Beamtenkörper
eines Aukunftsburoaus.

Zu einer sehneilen und prompten Erledigung einer ein-

gehenden Antrage gehört vor allen Dingen, dafs dieselbe in

dem Auskunlubureau von den betreffenden Beamten richtig

dirigiert wird, dafs alles vorhandene Material richtig benutzt,

dafs ans den eingehenden Berichten das Wesentliche heraus-

geschält wird, und dafs die als Antwort herausgehende redigierte

Auskunft ein klares Bild von der Kreditwürdigkeit des An-
gesagten gibt. Nur wo ein so geschultes Beamtenpersonal
vorhanden ist, kann auf Promptheit und Präzision gerechnet
werden.

Der dritte Faktor endb*« ]], auf welchem eine gute Organi-

äiition beruht. Ist das sogenannte Archiv, das sich im Laufe
der Zeit gebüdet hat.

Hier mufs alles Wissenswerte, was der Ankunftei über

irgend einen je zu Ohren gekommen ist, aufgespeichert sein.

Diese Organisation eines Auskunftsbureaus kann auch
dadurch su einer erhöhten Wirksamkeit gebracht werden, dals

die Kaufmannschaft, welche die Dienste dieses Bureaus in An-
spruch nimmt, au einer Mitarbeiterscbaft sich bereit erklärt

und herangezogen wird.

Dabei können sowohl die eigenen geschäftlichen Er-

£shrungen mit Personen, (iber welche sie von dem Auskunfts-

bureau Auskunft f rhalten hat, im Interesse einer Vervoll-

k'Mnnifiiing der Kreditsicherung verwertet werden, als auch

die Auskünfte, welche die Kautieute Uber sich selbst zu geben
geneigt ^ind.

Üm ein Gesamtbild von einem Auskunftsbureau, wie es

•dn soll, zu geben, erschdnt es uns sweckmä&ig, die als

FwMhucm XXX t. — Siitro. 2
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Musteranstalt anerkannte „Auskunfitei** von Schimmeipfeng
einmal näher au betrachten.

Die Auskunftei Schimmeipfeng.

Der Inhaber und Leiter der Auskunftei, Wilhelm Schimmel*
pfeng wurde 1841 in Hersfeld (Hessen-Nassau) als Sohn eines

Kechtsanwcalts geboren. Für die militärische Laufbahn be-

stimmt, wandte er sich jedoch, zu einem praktischen Berufe
hingezogen, dem Kaufmannsstande zu und war, naclulem er

ausgelernt hatte, in jrröfRoren Geschäften in Berlin und im
Auslände als Keimender tatig.

Nachdem er Tom damaligen • Stande der- Krediter-

knndigung sich genaue Kenntnisse erworben hatte, faTste er

1872, 31 Jahre alt, den EntschluCs, seine Auskunftei au grUnden,

die heute vermöge seiner Zähigkeit, Eneigie, und organisa-

torischen Begabung den ersten Platz unter den Auskunfts-
bureaux Europas einnimmt. Seiner Tätigkeit hatte er den
Wahlspruch Grunde gelehrt:

„Für Recht und Ehr' im Weltverkehr."
Die Gründung der Auskunftei erfolgte iu Frankfurt a. M.

und Berlin, jedoch wurde Berlin aehr bald Zentrale.

Sie zeriallt in zwei Hauptabteilungen, deren erste sich

mit der Auskunfterleilung über kommerzielle, insbesondere

Kreditverhältnisse befafst, während die aweite Abteilung sieh

die Vertretung in kommerziellen Rechtsangelegenheiten und
Einziehung kaufmännischer Forderungen im In- und Auslande
aur Aufgabe gemacht hat.

Die Auskunftei sucht den reellen Kreditverkehr zu fclrdern

und ihre Auskunfterteilung darauf zu richten, Gutes zu schaflfen,

festzustellen , ob die Voraussetzungen für eine gedeihliche
Kreditverbiiiduug vorliegen.

Nach und nach wurden Zweigniederlassungen zunächst

innerhalb Deutschlands, dann seit 1885 im Auslande, zunächst

in Wien errichtet Die Zahl der Zweigniederlassungen beträgt

bis jetat 29 und zwar befinden sich solche in:

Ambterdam . . . für Holland, niederl. Indien.

„ Bremen u. Qrofsh. Oldenburg.

„ Preufsisch-Scblesien.

J^
Belgien und Luxembuig.

. Ungarn.

„ Stadt u. Vororte.

„ Westfalen,

„ Stadt und Vororte.

^ Stadt und Vororte.

„ Elberfeld, Barmen, Wuppertal.

„ Grofsherzogtuni llessen, Heesen-Nassau,

Waldeck.

Bremen
Breslau . .

Brüssel . .

Budapest . .

Chemnitz i. S«

Dortmund .

Dresden . .

Düsseldorf .

Elberfeld . . .

Frankfurt a. M.
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Hamburg . . . ; für Hamburg, Lübeck, Sehleswig-Holoteinf
Dänemark, Schweden und Nor*
wegen.

Hannover . . . „ Provinz Hannover, Braunschweig,
8chaumburg-Lippe und Lippe.

Köln ^ Rheinprovinz.

Kunij^sberg u Fr, „ Provinz Ostpreufeen.

Leipzi^^' . . , . , Königr. vSacheen u. Thüring. IStaaten.

London E. C. . . « Orofsbritannien und Irland, engiit»che

Kolonien.

Magdeburg . . . , Provins Sachsen.

Mannheim . . . „ Grofah. Baden und Rheinpfalz.

Mülhausen (fiisals) „ Stadt und Vororte.

München . . . . „ Bayern (ohne Rheinpfalz).

Kttrnberg . . , „ Stadt und Vororte.

Paris „ Frankreich tt. franz. Kolonien.

Prag „ Böhmen.
Stettin . . . . „ Pommern.
Strafshurg (El.safs) „ Elsafs Lotliringen.

Stuttgart . . . . „ Württemberg u. liolienzollern.

Wien „ Öaterreich, Balkanstaaten, Griechen-

land und europfttsche TUrkeL
Zürich • . . . „ Schweiz und Italien.

In den Vereinigten Staaten von Amerika, in Canada und
in Australien ist die Auskunftei vertreten durch the Bradstreet

Company, eines der grnfsten aramkanischen Auskunftsbureaux,
mit welchem die Auskunftei schon 1887 einen Vertrag ge-

schlossen hat. der eine gegenseitige Vertretung regelt. Hier-

iiureh kann die Auskunftei Sehinimelpfeng die Berichte der
Bradstreet Company über die Importeure der Vereinigten

Staaten von Nordamerika und Australien den europ&ischen
Exporteuren zugänglich machen. Wir sehen also, dafs vor
allem der internationale Verkehr dadurch gehoben und ge-

fördert wird, ein Resultat, das auf dem Wege der geschäfts-

freundlicben Auskunft garniclit zu erreichen ist.

Wenn wir uns nun in das Innere der Ausktniftei begeben,

80 tinden wir als das Bemerkenswerteste den grofsen Archiv-

saal, der das Haus dureh zwei Stockwerke hin durchzieht.

In diesem Arehiv ist alles Material für die Kredit-

erkundiguug gesaniuielt. Der Extrakt der Ermittelungen über

einen Angefragten ist auf einzelnen Karten verzeichnet, welche
in Mappen aufbewahrt werden. Diese Mappen wiederum sind

masternaft nach Ländern, Provinsen und Städten geordnet
Auf den einzelnen Karten ist au sehen, wann jemals ange-

fngt worden ist und von wem, unter welchem Datum die Aus-
kunft erteilt worden ist, welcher Korrespondent bezw. welche

Korrespondenten die Auskunft erteilt haben, wann und von
2*
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wem Nachträge su dem yorhandenen Material gemacht worden
sind. So kann es Mappen geben, die das Material ron Jahren
beherbergen, die die Begründung und Entwicklung eines

ganzen Geschäftes enthalten. Jede Veränderung wird auf einer

solchen Karte vermerkt, sei os nach der guten oder na< K der
schlechten Seite. „Hier Hiidct sich alles gesammelt und ver-

wertet, was aus amtliclien Bekanntmachungen, aus geschäft-

lichen Cirkularen, aus Berichten der Presse und sonstwie über
Geschäftsgründungen, luhaberverhältnisse, Associationen, ehe-

liche Qtiterrechte, Subhastationen, gerichtliche Bestrafungen etc.

sor öffentlichen Kenntnis gelaugt/
Ein Bild ron der Entwicklung der Auskunftei Schimmel-

pfeng geben uns nachstehende Zahlen:
In den Jahren 1880 und 1881 betrug die Zahl der erteilten

Auskünfte über 200000, 1885 bereits 450651, 1889 Uber 750000,
während jetzt die Zahl der jährlich erteilten Auskünfte bereits

2(K)0(¥)f) uberschritten hat. Auch die Zahl der Abonnenten
ist in stetem Wachsen hep^riffen.

Hieraus kaiHi umn Wold den Schiuis ziehen, dafs inner-

halb der Gescliäftswclt die Gepflogenheit, Auskünfte durch ein

vertrauenswtlrdiges Bureau einzuziehen, sich mehr und mehr
eingebürgert hat, was auch im einxelnen darin sich bekundet»
dau die auf einjährige Dauer ausgegebenen Abonnements
immer höhere Zifiem als Bedarf aufweisen, sodafs Abonnements
auf 1000 Auskünfte fürs Jahr schon nicht mehr selten sind»

Entsprechend dem Geschäftsumfange hat sich natttiUch

auch die Zahl der Angestellten wesentlich vergröfsert.

Während ls>^n und issi die Zalil Her Angestellten nicht

viel über 10(» betrug, zählt die Auskunitei jetzt deren 1048.

Der Gehaltsetat betrug im Jahre 1900 lOaTU^X» Mk. —
Eine derjenigen Zahlen, welche geeignet ist, die Ausdeluiuug
des Geschäftsbetriebes zu illustrieren, ist auch der jährliche

Ausgabeetat fiir Porti. Die Auskunftei hat allein fUr die von
ihr abgehenden Briefe an ihre Abonnenten und Korresponden-
ten im Jahre 1900 den Betrag von 395400 Mk. su sahlen ge-

habt, wovon 27 100 Mk. auf Depeschenkonto konmien.
An Generalunkosten hatte die Auskunftei im Jahre 1900

ttber a 000000 Mk.
Interessant ist auch noch» da£» dieselbe 321 Schreib*

maschinen im Gebrauch hat.

Wer sieh an die Auskunftei JSchininielpfeug wendet, hat

sich zunächst durch Anerkennung der Abonnementsbediugungen
zu verpflichten. Dieselben lauten folgendermafsen:

„1. Das Abonnement gewährt das Kecht, eine bestimmte

ZM von Auskünften 8U verlangen und die ttbrieen Ein-

richtungen der Auskunftei su ermttfsigten Gebttnren su
' benutaen. Die Abonnementsbetrftge sind bei Absehlols

des Abonnements, sonstige Qebtturen bei Erteilung des
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Auftrags uder bei Empliiiig der Rechnung zu entrichten.

Zahlstelle ist dasjenige Bureau, in dessen Bezirk der
Abonnent seinen Sits bat

2« Das Abonnement erlischt nach Jahresfrist oder schon
vorher mit der Erteilung der letzten Auskunft. Die Aus-
kunftei ist jederzeit berechtigti das Abonnement gegen
RQckaahlung des entsprechenden Betrages zu lösen.

Abonnenten, die ihr Abonnement nicht ausnützen, liaben

Anspruch auf Vergütung nur dann, wenn bei Abschlufs

des Abonnements ein Zuschlag für Kr^^inzungsberichte

vereinbart war. Bei Beendigung des Abonnements sind

unverwendete Anfragezettel zu vernichten oder zurück-
zugeben.

3. Die einfache abonnementsmäfsige Anfrage gilt als Auf-
trag, einen knnsen Bericht auf Grund dessen zu
lietem, was der Auskunftei durch einen oder mehrere
Vertrauensmänner und sonstwie bekannt geworden ist.

AUe Ausktinfte mttssen das Datum der letzten Er-
kundigung tragen. Soll die Auskunft ausführlicher lauten,

soll sie unbedingt auf neuester orler mehrseitiger T>-

kundigang beruhen, aollen bestimmte Quellen benutzt

oder besondere Fragen beantwortet werden, so ist ein

Sonderbericht zu erhöhter Gebühr einzufordern. Be-

richte, deren Inhalt die Auskunftei ganz oder teilweise

widerruft, mufs Abonnent auf Verlangen zurückgeben.

4* Die Auskunftei ist fttr die Folge keiner, wie immer ge-

arteten Entschltefsung haftbar, die ein Abonnent auf
€hiind ihrer Auskttnfte oder sonstigen DtenstleistuM;en

trifft. Das unvermeidliche Risiko, das mit der Ver-
wendung von Vertrauensmännern und Angestellten ver-

knüpft ist, trägt ausschliefslich der Abonnent; er entsagt

jedem Anspruch auf Er^^nt/ für Nachteile , welche sich

auf Versehen oder Verschulden von llültVper*;onen zurUek-

flthren lassen und verzichtet auf jeden Nachweis
darüber, von wem und durch wen eine Auskunft einge-

holt worden ist.

5. Die Berichte der Auskunftei sind stets nur fUr den An-
fragenden selbst bestimmt; sie sind demgemärs sorgsam
aunubewahren, und es darf weder eine Angabe daraus
irgend jemandem mitgeteilt, noch auf sie tuaier Benennung
der Auskunftei Bezug genommen werden, wenn daiu
nicht die schriftliche Genehmigung eingeholt worden war.

Zuwiderhandlung verpflichtet zur Zjihlung von 20 Mk.,

sowie zur Knt^cbrisliirung der Ausktuiftfi für alle ihr ver*

ur^nchten 1^ niuhungen , Kosten und 2^achteiie; zugleich

erlischt das Abonnement.

tj. Vorstehende Bediniruiigen gelten für alle Mitteilungen

der Auskunftei, gleichviel wann und wie sie verlangt oder
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erteilt werden« Kebenverabredungeiiy die dieee Be-
dingungen ändern, sind nur gültig, wenn die Oberleitung
der Auskunftei sie schriftlich anerkannt hat"
Wir sehen also aus diesen Bedingungen, dafs die Kosten

nach zwei Tarifen berechnet werden und swar nach Tarif a
and nach Tarif b.

Tarif a ist mafsp-eljOTifl , wen?) pine einfache Kredit-

auskunft verlangt wird, und zwiir üchwankt der Preis einer

einfachen Auskunft im Abonnement zwischen 1,10 und 2 Mk.
£s berechtigt nämlich:

Eine Zahlung von 550 3U() 195 140 100 75 50 20 Mk.
zur Höchstzahl von 500 250 150 100 70 50 30 10 Aus-
kttnfben im Jahr.

Kreditauskttnfte Uber Gteschäfte in Deutschland und Öster-

reich-Ungarn unterliegen keinem Zuschlag; dagegen wird ein

solcher berechnet von:

1 Mk. bei England^ Frankreich^ Holland, Belgien, Luxem-
burg, Schweis, Italien, Dänemark, Norwegen,
Schweden .

•2 Mk. bei europ. Kui'sland, Portugal, Spanien, Uhechen-
land, Balkanstaaten, euroi». Türkei;

4—30 Mk. ( je nach Orten verschieaenj bei den aufsereuro-

päiächeu Ländern.
Was gibt nun eine einfache Kreditauskonft?
Sie beruht auf der Aussage gewöhnlich nur eines Ge-

währsmannes unter Benutsung des im Archiv bereits vorhan-
denen Materials. Es ist hieraus ersichtlich, dafs der erste Be-
richt tiber einen Anfänger nicht immer den Wert haben kann
wie die Auskunft, welche auf Grund schon vielleicht 40- bis

UOfacher, im Archiv sich befindlicher Erkundigunj^en erteilt wird.

Für rlrn billigen Abonnementsprris mehr zur liefern, ist

aber auch nicht möglich; eine solche Auskunft soll daher auch
nur ein Beitrag für die etwa noch anderweitigen Erkundigungen
des Kreditgebers sein, nur er allein kann und soll darüber
entscheiden, ob die Auskunft ihm für den Zweck genügt, für

den er sie einholt: das wird immer seine Sache bleiben, und
ein sorgfiütiger Kaufmann wird auch gewifs hierin nicht anders
verfahren. Qänalich unberechtigt ist das Verlangen einiger

All fragenden, dafs die Auskunftei bestimmen solle, in welcher
Hohe dem Kreditsuchenden solcher zu gewähren sei.

Eine ausführlichere Auskunft erteilt die Auskunftei,

wenn der Tarif b zu rrrundc gelegt werden soll Ciht hior

der Abonnent keine (4n'i)ze an, in welclier sicli die (iehuhren

bewegen sollen, so fiihrt die Auskunftei die pj'kundi{?un»;en

nach eigenem Ermessen aus; stellt sich aber heraus, dafs die

Gebühren den Betrag von l'j Mk. bei Deutschlaiul ünd Un-
garn, von 20 Mk. bei den übrigen europäischen Litndem
ttbersteigen würden, so wird der Abonnent hiervon vor Aus*
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t'ührung der Erkundigung in Kenntnis gesetzt. Diese Sonder-
berichte erstrecken sich auf eine ganz ausfuhrliche Beant-
worttmg einzelner an die Auskunftei crostellter Fragen und
sind oft mehrere Seiten lang. Sie sind dann stets am Phitze,

wenn zu besonderer Vorsicht mahnende Merk in nie vorh'egen,

wenn VerhältnisHo unklar erscheinen, namentlich, wenn un-
gewöhnliche Kredite in Frage koiniiien.

Anfragen über Privat- und Familien veilialtniöse werden
nicht beantwortet, sondern im Original zurückgegeben, weil

diese in den Bereich eines Privatdetektiv-Institutes gehören
and mit den Zielen und der Organisation eines kaufmännischen
Krediterkundigungs-Institttts niät im EinkUuig stehen.

Auskunft über Privatpersonen wird nur dann erteilt,

wenn der Anfragende nachweist, dafs ein geschäftliches Inter-

esse vorliegt.

An gröfseren Plätzen, an denen keine Filialen sind, be-

schäftigt S(.-!»immelpfeng mehrere Kori ('8pondentfn , don so

genannten iiaupt- und ver»t!iieiit iif Nt'benkone.spond« ju^ ü.

Die Hau|)tkorreapond»-nten sinci kontiaivtiich verpflichtet, nur
der Auskunftei ^chimmelpfeng zu dienen.

Sie geht jetzt mit dem Plane um, eine Niederlassung im
Orient SU errichten, da die Auskunfterteilung dort zur Zeit

nur in den Händen der Konsulate, Banken und Kommissions-
hänser liegt, dieselben diese zeitraubende und schwierige Auf-
gabe also nur nebenbei vollziehen. Ob hierbei im Widerstreit
mit eigenen Interessen aber immer die Objektivität bewahrt
bleibt, welche die vornehmste (irundhedingung eines guten
KrkuTKli^^iinj^^dionstes ist, laa^ dahingestellt hleilicn. Das in

Aussic'lit geuoinint iif^ Bnroau soll in Konstantinupel domizilieren.

Da aber an den Leiter dieser Niederlasöung so enorme An-
forderungen gestellt worden, hat sich bisher ein solcher, der
den«>clbün entspricht, nicliL crniitteiu lassen.

Sohimmelpfeng verlangt in seinem Jahresberichte vom
Januar 1901 von demselben, dab er die Verhältnisse des ge-
samten in Betracht kommenden G^ietes genau kennen, deutsch,

französisch, tttrkisch, griechisch und armenisch sprechen und
schreiben müsse ^

Begleiten wir nun einmal eine Anfrage von ihrem Ein-
tr^'ffen in der Auskunftei bis zur Absend^m^^ der Antwort, so

leihen wir, dafs zunädist das Archivmaterial in Ans|>rueh ge-

nommen wird. Ist solches vorhanden , so geht dasselbe mit
«ifT Anfrage an den zuständigen Beamten, der deii Ijt ti t üenden
Laudesteil bearbeitet. Dieser kennt den in Frage kommenden
Korrespondenten durch langjährigen Verkehr genau und weifs,

wenn oas vorhandene Archivmaterial noch nicht drei Monate

' Nach einer Mitteilung der Berk Börseu-Zeitung ist das Bureau
i«Csl «richtet (Juni 1902).
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alt ist, ob es erforderlich erscheint, noch einmal anzufragen,
oder ob er die vorhandene Auskunft ruhig" weiter geben kann,
in der Ainiahme, dafs der betreffende Korrespondent ofme weitere?;

berit litei hätte, wenn in den Verhältnissen des Aageiragten eine

Änderung eingetreten wäre. Die KorresjiDndenten sind närahch
gegen eine Vergütung angewiesen, Änderungen, «ho sich in den
Verhältnissen von angefragten Personen bemerkbar macheu, uii-

verzttglich der AusKunftei mitsuteilen. Diese Änderungen
werden dann auf den Archtvkarten vermerkt, so dafs dieselben
möglichst auf dem laufenden sind. Die Abonnenten werden von
ev. eintretenden Änderungen durch die sogenannten Nachträge
kostenlos ein Jahr lang nach der Anfrage in Kenntnis gesetst.

Auskünfte, welche Hilter als drei Monate sind, werden nur
zur vorläufigen Intorniation weit< rgegeben, und es werden
weitere Nachrichten in Aussicht gestellt.

Nehmen wir einmal an, das voriiandem* Material wäre
ttlter als drei Monate, oder es wäre Uberhaupt noch kein
Archivmaterial vorhanden, so wttrde also der betreffende Be*
amte am Wohnorte des Angefragten bei einem Korrespondenz
ten anfragen und swar im ersteren Falle möglichst bei einem
anderen Korrespondenten als demjenigen» der schon berichtet

hat, um tunlichst vielseitige Auskttnfifce au erhalten.

Das Original der Anfrage vom Abonnenten bleibt bei der

Auskunftei, dem Korrespondenten geht ein neues Anfrageblati

zu. so (lal's derselbe überhaupt nicht weifs, für wen flie Aus-
kunft hestinnnt ist. Ihm ist strengste Diskretion zugesichert.

Er hat, wenn es sich um eine gewöhnliche Auskunft nach
Tarif a — also für gewöhnliche Abonnementsgebühr —
handelt, folgendes Schema vor Augen zu haben und seine

Antwort danach zu geben:
1. Bestand das Geschäft früher unter anderer Firma oder

unter anderen Inhabern?
2. Wer ist jetzt Inhaber des Geschäfts? Seit wann? Ruf,

Charakter, Lebensweise, IVtahiL'-nTVL':, Tüchtigkeit, Fleifs? Falls

AnfJinger, Herkunft und letzte ^Stellung? Falls Koniraandit-

ges(»lls(haft , wer j)(Msönlich haftender Oeselischafter, wer
Koumiaiulitär y Handelsgerichtliche Eintragung?

Kennzeichnung des Geschäfts nach Hang, Lagc^ Jahres-

umsatz, Arbeiterzahl, Maschinen? Welche Artikel werden vor-

zugsweise geführt? Wie hat sich das Geschäft im Laufe der
Zeit entwickelt? Wie geht das Geschäft gegenwärtig? Ist

Aufbesserung oder Rückgang wahrnehmbar?
4. Mit welchen Mitteln wurde diis Geschäft angefangen?

Elterliches Vermögen? Leben die Eltern noch"^ Vermr>gfMi

der Frau Wer sind ihre Eltern ? Besteht Gütergenieinschatty

Ist das < Te?.chaft8haus bezw. die F^'abrik Eigentum der Firma?
Wie hoch schätzt man das gegenwärtige Vermögen? Hat die

Firma Bankverbindungen und wenn ja, welche?
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5. Wie zahlt die Firma? Sind ZÄhlungäversäumnisae,
Protebte, Klagen schon vorgekommen?

Ii. Wie urteilt man Ober die Kreditfähigkeit? Wae
mahnt snr Yorsidit? Waa ist als ertrauenerweckeDd hervor*
suheben?

Handelt es sich um einen au.-^fiihrlichen, meiirtach ge-

prüften! um einen sogenannten Sonderbericht zu erhöhter Ge-
Dühr, 80 sind diese Anfragen noch mehr spestalisiert, es kommt
dafür folgender Fragebogen in Betracht:

1. Firma: Sind Firma, Branche und 8trar«e richtig an-
gegeben ?

2. Vorbesitxer: Frühere Firma, beaw. lelater Vor^
beeitser?

3. Person: Jetziger Inhaber? Wer ist handelsgericht-
lich eingetragen? Falls Kommanditgesellschaft, wer persön-

lich haftender Oeselischafter, wer Kommandier und mit welcher
Einlage? In das Handelsregister bitten wir nötigenfalls Ein-
sicht zu nehmen. Von wo stammt <]er, bezw. stammen flie

Inhaber? Frühere Tätigkeit, soweit solche sich ermitteln

Iftfiit? Wie sind Ruf, Charakter, Liebensweise ? Befähigung?
Tüchtigkeit? P'leils?

4. Geschäft:
A. Wenn Detail:

Ob ersten y besseren, mittleren Ranges, ob mittelrnttlsig,

klein, (gans) nnbedeutend? Lage des Geschäfts? Ausstattung?
Miete?

B. Wenn Engros:
Kennzeichnung tunlichst durch Schütaung des Jahresum-

aataes in Ziffern erbeten.

C. Wenn F ;i H r i k oder W e r k ö t a 1 1 r

Angaben iü>er Produktion, Arbeiterzahl, Maschinen, \N'eb-

sttihlr, Spindeln und dortrleiehen erbeten. Dampf-, Wasser-,
elektrischer oder Oiia-ivratibetneb ? Stehen die Maschinen-
einrichtungen auf der Höhe der Zeit?

D. Wenn Agent:
Rang? Zuverlässigkeit? Hauptbranche? Welche Ver*

tretungen? Wird Kommissionslaeer unterhalten? Welche
Artikel werden vorzugsweise geftUirt oder hergestellt? Wie
hat sich das Geschäft im Laufe der Zeit «itwickelt, auch im
Hinblick auf die bestehenden Konkurrenzgeschäfte? Ist der
Betrieb des Geschäftes gut, vorsichtig und verständig? Wie
u>.'bt da.s Geschäft liegenwärtig? Ist Aufbesserung oder Bück-
gang wahrnehmbar?

o. V e r m ö g e n s V e r h ä 1 1 n ! 8 s e : W\t welchen Mitteln

wurde das Getichäft angefangen oder übernuiuiuen? Elterliches

Vermögen? Leben die Eitern noch? Ist durch Erbschaft

weiteres Vermögen an erwarten? Vermögen der Frau? Wer
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sind ihre Eltern? Besteht Gütergemeinschalf? Ist das Ge-
schältsiiaus oder die Fabrik Eigentum der Firma? Erwerbs-
preis? Gegenwärtiger Wert? ßelastanff? Beruhen die ge-
machten Angahen ttber Wert und Belastung auf sicherer

Kenntnis aus dem Hypothekenhuch oder nur auf Hörensagen?
Wie hoch schätat man das gegenwärtige Gesamtvermögen?
Beichen die eigenen Mittel für den Umfang des Geschäftes

aus? Arbeitet fremdes Kapitnl '/. B. von stillen Teilliabern

oder Verwandten im Geschätt? Hat die Firma Bankierver-
bindungen und wenn ja, welche?

H. Zahlweise: Wie zahlt die Firma? Sind Zahiungs-
versäumuiöse, Proteste, Klagen schon vorgekommen?

7. Kredit: Wie urteilt man über die Kreditfähigkeit?

a) Sie selbst?

b) Bankiers?
c) Konkmrrenten ?

8. Besonderes: Was mahnt zur Vorsicht? Was ist als

v«rtrauenerweckend hervorzuheben ?

Hat der Korrespondent an Her Hand dieses Schemas seine

Antwort gegeiten
,

«o gelangt dieselbe zurück an den be-

treffenden Beamten der Auökunttei. Erscheint demselljen bei

Durchsicht noch etwas zweifelhaft, so wird er eine Kucklr^e
an den Korrespondenten richten, evtl. auch wohl noch die

Beantwortung einem anderen Korrespondenten übertragen.

Bleibt eine Antwort auf eine Anfrage au lange aus, so wird
vom Beamten bei dem Korrespondenten moniert und um Be-
schleunigung ersucht. Von dem betreffenden Beamten gelangt
die Auskunft in die Redaktion; nachdem hier in kurzen und
klaren Sätzen alles^ Wissenswerte zusammengestellt ht ^eht die

so fertig gestrilte Auskunft an das Kontroilbureau und von
hier zur Expedition, die sie den Abonnenten zustellt.

Die vom Korrespondenten eingegangene Auskunft kommt
nun in die Archivmappe.

Durch spätere sogenannte Rückfragen bei den Abonnenten,
wie sich die Geschäftsyerbindung mit dem Angefragten ge-

staltet habe, welche Erfahrun|;en und Beobachtungen sie ge-
macht haben, verschafft sich die Auskunftei weiteres Material

fUr ihr Archiv, eine Einrichtunff, die zur F<)rderung eines

soliden Kreditverkehrs sehr angebracht ist.

Wo es sich um Firmen handelt, über welche, wie die Er-
fahrung gelehrt liat, li;iuiiger Anfragen kommen, werden die

vorhandenen Auskünfte im voraus mehrfach abgeschrieben,

damit in solchen Fällen der Anfrage die Antwort auf dem
Fufse folgen kann. Für prompte und schleunige Erledigung
spielt diese sogenannte „vorgetane Arbeif* eine greise Rolle.

Falls jemand mündlich ttber eine Firma eine Auskunft
einholen will, so ist ihm auch dieses bei der Centrale oder den
Filialen über Platafinnen möglich.
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Die Filialplätze der Auskunftei und deren Bezirke haben
wir bereite angegeben; xu bemerken ist noch, dafa die Leiter
und Beamten der Filialen festangeetellte Pertonen sind und
Nebenerwerb nicht treiben dttrfen.

Frtkher war die ganze Auskunfterteilang xentralisiert, d. h«
sämtliche Auskttnfie der Filialen gingen ttber die Zentrale

Berlin. Im Interesse der Schnelligkeit ist dieses Prinzip der
ZeTitrjilisatinn jedoch dabin durehhrodu'n worden, ^^afs von
sriuitltrln u Filialen die Auskünfte direkt an die Antragenden
erteilt werden kennen. Um jedoch des Vorteils der Zentrali-

sation nirht verlustig zu gehen, kommen von allen Auskünften,,

welche die Filialen erteilen, Kopien nach Berlin.

Auskünfte englischen oder französischen Ursprungs werden
in der Regel in der Ursprache erteilt, nWeU eine gute Über-
«etzung grölsere Kosten Ternreacht, als die Abonnementsgebtthr
betragt, bei einer minderwertiffen Übersetsang aber leicht

falsche Auffassungen unterlaufen*. Auf besonderes Verlangen
erhält jedoch der Abonnent die Auskunft kurz gefafst in

deutscher Sprache, die sich aber nicht als Übersetzung darstellt.

In viflen Fällen wendet sieli (V\c Auskunftei direkt an die

Angetra^^ten und eram-lit dieselben um eigene Aufschlüsse,

indem sie dabei gleichzeitig um Beantwortung folgender Fragen
ersucht

:

Richtige FirmaV Seit wann bestehend V Handelsgericht-

lich eingetragener Firmeniohaber? Mittel bei Beginn und
jetzt? Wenn fremdes Kapital im Geschäft ^ wer sind die
stillen Teilhaber und wann läuft der Vertrag ab? Angaben
Uber Art des Geschäfts, Produktion, Arbeitensahl, Maschinen,
Webstühle, Spindeln und dergleichen.

Wenn Aktiengesellschaft oder dergleichen: gedruckter
Oesehat'tsbericht, Bilanz und sonstige Veröffentlichungen er-

wünscht
WrMin Agcnturgeschilft: Alter? Verheiratet? Angabe

der Hauptvertretungen erwua.^cht. Nur IMatzgeschätt V Kom-
mission^lager von wem? Inkasso für wen? Werden auch
Ge^eliatie für eigene Rechnung gemacht?

Zur Kontrmle dieser Angaben werden die Angefragten

aufgefordert, Firmen und Personen anzugeben, welche ihre

Geeehäftsyerhältnisse näher kennen, auch wird um Angabe der
Bankverl >iti<1 Ulli.« n ersucht. Diese eigenen Aufschlüsse müssen
dann durch Unterschrift bestätigt werden. Die Erteilung

ebener Aufschlüsse erfolgt heute schon sehr viel aus freien

Stücken. Dieselben einem Institute zu übermitteln , welches

in Deutsellland an der Spitze der AuskunftslMircaux steht,

kann dem Betreflenden nur zum Vorteil pereu hen. Denn»
wf-nn einmal böswillige Gerüchte über eine Firma im Umlauf
siiid, ^) ist wohl in erster Linie eine Zentral>t« lle tür Kredit-

erkutidiguugen in der Lage, nach Prüfung der Verhältnisse
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und Mittttlnng des wahnm SachrerhalteB an die IntereMenten
diesem Gerüste die Spitse absubrechen.

In erster Linie sind die eigenen Aufscblttsse bei Neabe-
grttndung eines Geschäftes am Platze, und es wird jeder gut
ton, bei einer solchen , sowie bei Veränderangen einem ver-
trauenswürdigen Auskunftsbureau Mitteilung zu machen, damit
dasselbe bei Anfragen sofort eine richtige Auskunft erteilen

kann.
Fassen wir nun noch einmal kurz zusammen , wie bei

Schimmelpfeng eine Auskunft zu stände kommt, so sehen wir,

dafs vorhandenes Archivmaterial^ die Ermittelungen des Recher-
cheurs, Anfragen bei den Korrespondenten, Rückfragen bei den
Abonnenten, die eigenen AufecnlOsse Ton Kreditnehmern die
Chrundlagen tdr die Auskttnfite bilden.

Die berufsmäfsige Auskunft eines alten, gut organisierten

Bureaus wird auch dadurch noch an Vollständigkeit und Zu-
verlässigkeit gewinnen, dafs die regelraäfsigen Nachträge, zu
deren Lieferung das Bureau sich verpflichtet, eine bestilndige

Kontrolle und eine Ergänzung des vorhandenen Materials er-

mögliclien. Es steht auch in der Macht eines jeden Geschäfts-

mannes, wenn er vermutet oder die Gewirsheit erhält, dafs die

von dem Bureau Uber seine Verhältnisse gegebene Auskunft
nidit zutreffend ist, dafür au sorgen, dau sie nach eigenen
Angaben, die er an das Auskuoftsboreau richtet, korrigiert

wira. In dieser Weise bietet eine ständige Organisation, wie
sie z. B. die Auskunftei Schimmelpfeng wstellt, jederzeit die

Möglichkeit, das Quellenmaterial zu vervollständigen und zu*

verlässiger zu gestalten, um so die Wahrscheinlichkeit dee
Irrtums zu vermindern.

Allerdings sind Irrtümer oder Fehler niemals vollständig

zu vermeiden; das liefet schon in der N.itdi- unseres äufserst

bewegliciien , schnell veränderlichen V«'rkehrsleben.s, Jeden
Tag tauchen neue Existenzen auf, deren Herkunft und deren

Zukunft häufig genug mit einem schwer zu durchdringenden
Dunkel umgeben sind.

Es ist keine Frage , dals nach dieser Richtung hin die

htfchaten Anforderungen an die Rechercheure gestellt werden,
denen mit bester Krafi und bestem Willen nicht immer genttgt

werden kann.

Die Auskunftsbureaux sind aber nicht in der Lage, stets

tiber Persönlichkeiten zu verfügen, von denen sie im voraus
wissen, dais dieselben ilirer Aufgabe in jeder Weise gerecht
werden.

Ist der Rechercheur eine in inteUektueller und moralischer

Beziehung minderwertige Persönlichkeit, so wird auch die

Qualität seiner Auskunu dementsprechend sinken.

In erster Linie ist also die Persönlichkeit des Rechercheon,
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bazielitmgsweiBe des KorrespondenteD
,

mafsgebend für den
Wert der Aaaktuift

Sind nun die Rechercheure, wie es häufig Torkommen soU^

sweifelhafte oder gescheiterte Existenzen, die gegen geringe

Vergütungen ihre Dienste anbieten, so wird natürlich die

Brauchbarkeit und der Ruf des Auskunftsbureaus stark in

Frage gestellt. Solche Beamte besitzen dann weder den Takt
noch die Erfahrung, welche notwendig sind, um das Vertrauen

de.s Publikums zu gewinnen, und sie sind bei der Unsicher-
heit ifirer Verhältnisse gegen BeeiuÜussungen nicht immer
unzugänglich.

Die Quellen, aus denen die Rechercheure ihr Material

«chopteu, bind, wie schon angedeutet, aufser den Registern,

die ilinen zur Einsicht offen stehen, die allgemeine Markt-
meinung über den Angefragten, die Aubkünfte, die sie von
Bekannten des Angefragten hören, und die eigenen AnfschlUsse,

die dieser selbst ^bt
Wie weit den eigenen Angaben getraut werden darf, und

ob die nötige Kontrolle dersdben immer erfolgen kann, ist

jeden£slls sweifelhaft.

Fraglich ist es auch, ob jeder Rechercheur aus dem, was
er erfahrt, immer den richtigen Schlufs au ziehen in der Lage
ist Die Schwierigkeit, das Richtige vom Unrichtigen zu
scheiden, wird um so gröfser, je bedeutender das Geschäft des

Angefragten und je geringer der Bildungsgrad des Rechercheurs

ist. Die Auskunft wird daher um so mangelhafter, je weniger

der Re«'herchenr in der Lage ist, einen Überblick über die

Verhaltnisse zu gewinnen; deshalb wird sie richtiger ausfallen

können über kleinere Verhältnisse, die dem ^ilveau des Recher-

cheurs näher stehen.

Wo es sich um einen Angefragten handelt, über welchen

64liuü häufiger berichtet worden ist, und über welchen .sich

schon mehrfaches, gepi üites Material im Archiv vortindet, wird

die Auskunft nattinich einen ^röfseren Wert haben, aU wenn
es sieh um einen ersten Bericht handelt.

Immerhin wird aber der Anfragende in der ersten Aus-
kunft wenigstens notorische Tatsachen erfahren, was ein

ganz wesentlicher Anhaltspunkt sein kann; denn es wird

hftttüg z. B. durch die Mitteilung, mit wem der Angefragte

rerbeiratet ist, wer die Eltern der Frau sind, eine Handlmb»'

zu weiteren persönlichen Erkundigungen gegeben sein, l'erner

kann der Rechercheur die ehelichen Güterverhältnisse ieststelleu,

'•b und wie oft der Angefragte den Offenbarungseid geleistet hat,

nb er fschon einmal in Konkurs geraten ist, wie lange das

Geschäft besteht etc.

Die äufserst geringe Gegenleistung, welche die Bureaux
Ton dem Anfragenden Terlangen, kann natürlich nicht eine
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Auskunft bedingen, die den Kaufmann von allen weiteren Er-
kundigungen entliehen könnte.

Der vorsichtige Geschäftsmann wird aher auch die Aus-
kunft dcmcntäprecheud würdigen und sie durch weitere Nach-
forsch ungeii zu ergänzen suchen.

Sie ^'üoll .aber aucli den Kaufmann garniclit davon be-

freien, selbst zu entscheiden und weiter aufzumerken; dafür
ist das Arbeiten mit Angestellten eben zu unvollkommen.

Wenn sich die Kaufmannschaft daaa verstehen würde,
höhere Ckbtthren zu entrichten, dann wären die Bureaus auch
in der Lage, qualitativ mehr zu leisten.

Auch kann die Kaufmannschaft selbst zu einer Verbesserung
-dadurch beitragen, dafs sie ihre Erfahrungen, welche sie im
Verkehr mit Angefrnp:tf'n gemacht hat, den Bureaux mitteilt;

bisher geschieht dies nur s( hr vereinzelt.

Dafs unter den gesell ilderten Verhältnissen auch ganz
falsche Auskünfte gegeben werden, liegt auf der Hand; deshalb

darf man über nicht das Institut der Auskunftsbureaux als

überhaupt auf unsolider Grundlage beruhend bezeichnen.

Im ganzen Wirtschaftsleben gibt es keine Institution, die

völlig fehlerlos wftre. Je gröfser ihr Nutzen und ihre Be-
deutung sind, um so gröfser sind auch die Schattenseiten.

Ebenso falsch wie es ist, zu belm ipten, die geschäfta-

freundliche Auskunft wäre der berufsmäfsigen in allen Fällen

vorzuziehen, ebenso falsch ist natürlich das Umgekehrte. Auch
die berufsmäfsige Auskunft weist, wie wir sehen, Mängel und
Mifsbräuehe auf, die denen der geschäftsfreundlichen sehr
-iihuiicii sind.

Wir kommen daher zu dem Schlufs, dafs beide Arten von
Ausktlnften neben einander fortbestehen müssen, dafs die eine

nicht durch die andere ausgeschlossen wird; im Gegenteil
werden beide zum Zwecke gegenseitiger Ergänzung zu ver-

werten sein.

Die Dienste, welche die berufsmUfsige Auskunft im
moderneti Kreditverkehr zu leisten hat. sind v öl 1 i unent-
behrlich, und es mufs anerkannt %verden, dais tiu die kurze
Zeit des Besteliens der organisn i t<m Auskunftsbureaux Grofses
auf diesem Gebiete geleistet worden ist.

Es kommt darauf an, durch geeignete Reformen den Wert
dieser Dienste noch dadurch zu erfohen, dafs man die Schattra-

seiten zu beseitigen sucht. Auf die Möglichkeit und Durch-
führbarkeit derartiger Reformen wird in einem anderen Kapitel
dieser Arbeit eingegangen werden.

Im allgemeinen ist mit der Auskunfterteilung auch die

Vertretung kaufmännischer Forderungen, die EinzielnniL' von
Inkassi verknüpft. Diese Tätigkeit erscheint daher gleichsam

als Ergänzung der Auskunfterteilung, und es ist nicht zu be*
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swBifeln, daÜB den Auskunftsbureaux dadurch die Möglichkeit

g|egeben ist, sich eingehender und yoUständiger Uber den
Kredityerkehr und die Vermögenslage der Schuldner su
orientieren. Ist es doch die Hauptau%abe dieser Bureaux, eine

solche Sicherheit des Kreditv< ikehrs zu bewirken, dafs in

jedem einzelnen Falle die Zahlungen möglichst prompt ein- /

flehen. Da dieses Ziel aber niVmals vollkomTnen f^rreioht werden
kann , so soll die Vertretung kaufmännischer Forderungen dazu

dienen, die in dem System vorhandenen Lücken auszufüllen.

In der Auskunftei Schimnielpfeiig ist, wie bereits ange-

deutet, die Abteilung 11 für diesen Zweck errichtet.

Es sind bei der Beurteilung zweifelhafter Aufsenstände

swei Möglichkeiten in Betracht su sieben«

Der Schuldner kann entweder nicht, oder er will seinen

Verpflichtungen nicht nachkommen.
In dem ersten Falle ist wieder au unterscheiden , ob die

Un&higkeit der Zahlungsleistung vorübergehender oder dauern-

der Natur ist. Dementsprechend wird sich auch die Geltend-

machung der Forderungen anders zu gestalten haben.

Die Aufgabe der Abteilung II besteht daher zunächst

darin, die Lage des Si iiuldners und die Ursachen, welche ihn

veranlassen, seinen Verbindlichkeiten nicht nachzukommen,
möglichst vollständig /.u ermitteln. Stellt cö sich heraus, dafs

temporäre Störungen im Geschäftsbetriebe des Schuldners die

Veranlassung sind, die bei einiger Nachsicht der Kreditgeber

sich beseitigen lassen, so liegt es im Interesse beider Parteien,

dieae Nachsicht zu üben und auf dem Wege der Vergleichung

eine Regelung zu erzielen. Die Abteilung II sucht in solchen

Füllen die Beschreitung des Rechtsweges zu vermeiden und
die kaufmännischen Differenzen auf friedlichem Wege beizu-

legen. Es ist natürlich wichtig, dafs dh^«- Vermittelung recht-

•/eitiir angerufen wird; denn wenn schon ein erbitterter Brief-

w»*ci)s»'l vorangegangen ist, und die zur Verfiigung gestellten

Waren durch langes Lagern an Verkinilliclikeit eingebül'üt

habfjn^ 60 verschlechtern sich natürlich die Aussichten dafür,

dafs eine friedliche Einigung noch erreicht werden kann.

SteUt sich heraus, dafs die gütliche Beilegung erfolglos sein

wird, so bleibt natürlich nichts anderes ttbrig, als den Rechts-

weg zu beschreiten.

Die Abteilung II unternimmt es aber immer nur mit

ausdrücklicher Genehmigung des Auftraggebers, gerichtliclie

Schritte einzuleiten. Ehe es zum Prozefs kommt, werrlcti so-

wohl dan Kostenrisiko wie die einschlägige Recbtsfrnut' einer

sorgtJiltigen Prüfung unterworfen. Nur wenn der Autn acr auf

unverziigliches Vorgehen lautet, kommt es sofort zur Kl;ii:<\

deren V«'rtretung in jedem Falle einem erprobten Rechtsaii wall

übergehen wird. „Der Anwalt wird durch ausreichende In-

stmierung und insbesondere bei der Zwangsvollstreckung durch

L.icjui^L.ü cy Google
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zweckdienliche Erhebungen unterstützt. Im Auslande wird der
Verkehr mit den Anwälten meist durch die Vertreter der Ab-
teilung 11 am Orto vormittelt. Wer rlio Leitung seines Pro-
zessen selbst in der H;nif] behalten will, kann die Adresse de»
von der Abteilung 11 benutzten Anwalts verlangen und diesem
die Sache i\bertragen/

Die Abteilung II besorgt auch die Anmeldung von Kon-
kursen im In- und Auslande. Um unnötige Kosten zu ver-

meiden, zieht sie Erkundigungen Ober die Sachlage ein, um
eatBcheiden zu können, inwieweit die Verhttltniase eine Ver-
tretung in den Terminen erforderlich machen. „Wo die Be>
mtthungen der Abteilung II sich wegen mangelnder Zahlungs-
fähigkeit der Schuldner als fruchtlos erweisen , oder wo die

Uneinbringlichkeit der Forderung vonvorneherein feststeht,

wird im Arcbiv der Auskunftei Vormerkung von der Sache
genommen, damit, sobald hier von einer Besserung der Ver-
hältnisse etwas bekannt wird, das Verfahren wieder auige-

nommen werden kann.

Durch diese Kinrichtung ist schon niancher verloren ge-

glaubte Posten nachträglich zum Eingang gebracht worden/
Anfser der Vertretung von Forderangen macht es sieh

die Abteilung II auch zur Aufgabe, ihren Kunden sachTeiv

ständigen Rat zu erteilen. Die langjährigen Erfahrungen und
Verbindungen, die genaue Kenntnis des Kreditrechts der ver-

schiedenen Länder sind Umstände, die sie zur Erteilung eines

solchen Rates besonders befähigen, der namentlich solchen

Firmen , die mit dem Auslfnulo arbeiten, von grofsem Kutzen
sein kann. Sie stellt für die Erledigung der ihr zugehenden
Aufträge folgende Bedingungen:

^Die Übernahme von Aufträgen erfolgt gegen eine im
voraus zu entrichtende Gebühr.

Aufser dieser Gebühr und etwaigen Kosten eines nach Auf-
trag geführten Prozesses ist nur bei voller oder teilwetser Be-
friedigung des Gläubigers eine Provision zu zahlen. Der Ab-
tdlung II steht es jedodb zu, ihre Tätigkeit jederzeit einzustellen.

Die nähere Festsetzung der Provision ist je nach Resultat,

Mühewaltung und Auslagen innerhalb der tarifmäfsigen Prozent-

sätze dem ausschliefsltchen Ermessen der Abteilung II anheim-
gestellt.

Von direkten Regulieroiigeu uiufs alsbald Anzeige ge-

macht werden : dieselben unterliegen, wenn dem Schuldner die

Beauftiaguiig der Abteilung Ii bereits angekündigt war, der

1 ^rovisionsberechnung.

Regulierungen durch Aoeepte werden wie Barzahlungen
behanddt, jedodi so, dafs im Nichthonorienmgsfalle die bemtz
gezahlte Provision auf femer entstehende Qebtthren in An-
rechnung gebracht Mfird."

Der Gebuhrentarif ist folgender:
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A) Fordenmgen in DeutecKland und Österreich-Ungarn.

I. Verfahren gegen säumige Schuldner.

1. Schriftliches Mahnverfahren, Gebühr 4 Mk.; fUr
Abonnenten der Auskunftei 2 Mk. ProTiston l^lo,

bei Forderungen älter als ein Jahr 2^/o: Minimum
2 Mk.

2» Aufsergerichtlichc Bemühungen durch persönliche

Verhandlungen mit dem Schuldner etc. Qi»bUhr
aufser der zu 1.

a) bei Forderungen bis 300 Mk. . . 3,— Mk.
b) , , von 100(1 Mk. 4,50 ,
c) ^ „ über lOUÜ Mk. . 0,— „

Kacli ümstiinden wird eine höhere Gebühr aubbe-
dungen. Provision 2— 10 '^'o.

II. Vertretung in Differenzfiülen und in Akkordverhand-
lungen.

Prüfung der Suche und Verhandlung mit dem Schuld-
ner, schriftlich oder in persönlicher Vertretung.
Gebühr 10 Mk., bei gröfseren Beträgen und in ver-

wickeiteren Fällen nach besonderer Aufgabe. Pro-
vision 2 - 10"/ o.

III. Einleitung und Durchführung von Prozessen.

Gebühr je nach Höhe der Forderung fvergl. I, 2)

3, 4,50 oder (i Mk.; wenn schon Verliandlungen
nach I, 1 und 2 vorausgegangen sind, je l,t50 Mk.
weniger. Provision 2—10**/o.

IV. Vertretung in Konkursen.
Anmeldung der Forderung und Bericht» sowie Wahr-
nehmung der Termine, soweit letztere nach Ermessen
der Abteilung II erforderlich erscheint. Gebühr und
Provision wie zu III.

V. Vorninrkitn^ insolventer Schuldner.

Bei Anmeldung unter Nachweis der Iii>(*ivenz - Mk.
Wenn Auftrag zur schriftlichen Mahnung gegeben
war, 1 Mk. Wenn weitergehende Verhandlungen
stattgefunden hatten: ohne Gebühr.

B) Forderungen im Ausland.
*

Gebühr vorbehaltlich Provision 5— lo^'o.

1. In Frankreich, Belgien, Holland, Luxemburg,
Schweis, Grofsbritannien und Irland

,
Dänemark,

Norwegen und Schweden 10 Mk.
2. In Italien, Spanien, Portugal, Rufsland, Rumänien,

Serbien, Bulgarien, Hersegowina, Bosnien, Euro-
päische Türkei 20 Mk.

3. In Griechenbmd , Kleinasien. yHrdafrika , in den
Vereinigten Staaten von Nordamerika und Kanada,
eiowie im übrigen Ausland 3U— oU Mk,

FoM^uiifen XXI 2. — Sutro. 3
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Wegen etwaiger Gerichts- und Anwaltskosten s. A. IIL
Bei Katserteiluug werden nur Gebühren aber keine Provisionen

in Ansatz gebracht.

Alle Auftrijge und KorrespoDdeDxen, welche diese Ab-
teilung II betre&n, sind nach Berlin su richten.

Bei solider, vorsichtiger Geschäftsführung kann die Ver-
tretung kaufmännischer Forderungen in den Händen eines Aus-
kiinftsbureaus für die G^'scliäftswelt bedeutenden Nutzen haben.

Es ist aber immer zu buaciiten, dafs eine unzuverlässige Ge-
sclirtitäleitung durch die Höhe der Provisionen und durch die

Aussicht auf grofse Gewinne zu recht bedenklichen Schritten

verleitet werden kann.

So ist die Möglichkeit nicht ausgeschlossen, daüs Uber
einen faulen Schuldner eine günstige Auskunft gegeben wird,

damit das betreifende Bureau die Aussicht erhält^ das Inkasso

au betreiben. Möglich ist auch folgender Fall : das Auskunfts-

bureau hat die Vertretung einer Forderung einem nachlässigen

Schuldner gegenüber übernf^minen. An dasselbe Auskunfts-

bureau wendet sich eine andere Firma, die demselben Schuldner
Kredit gewähren will; jetzt gibt das Auskunftsbureau dieser

Firma eine gute Auskunft; infolt^edessen erhält der faule

Schuldner den Kredit und das Auskunftöbureau ist durch diese

Manipulation in die Lage versetzt, die ihm übertragene
Forderung einsiehen zu können.

Das Auskunftsbureau, dem das Inkasso übertragen ist,

kann unter Umständen eine rücksichtslose Pression auf den
Schuldner ausüben. Während er bei einiger Nachsicht sich

leicht erholen würde, wird sein Ruin rlurch die Mittel, die das

Auskunftsbureau gegen ihn in Anwendung bringt, unabweis-
lieh herbeigeführt. Die Möglichkeit, dafs derartige Frille vor-

kommen können, hat manche Schriftsteller veraulafst, gewichtige

Bedutiken gegen die Verbindung der Aukunfterteilung mit der

Eintreibung von Inkassi zu äufsern. So z. B. Gerlacli, Kathgen.

Die Auskunfterteilung im internationalen
V er kehr.

Der internationale Verkehr ist fttr unsere Volkswirtschaft

von immer gröfserer Bedeutung geworden. Wir haben heute
Verbindungen mit den entlegensten Ländern angeknüpft, und
es ist nicht abzusehf^n. welchen Wert diese für unseren Export-
handel bei der Imell fortschreitenden Entwicklung dereinst

haben werden. Im internationalen Verkehr spielt aber der Kredit
noch eine weit gröfsere Rolle als im inländischen Verkehr.

Der Oeschaftsmann, welcher mit dem. Auslande zu tun
hat, muÜs sich nicht nur Ober die Lage der dortigen Industrie,

über die Art des Marktes, über die wirtschaftliche Leistung«-

flUiigkeit semer Kunden orientieren , er mufs auch genaue
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Kennlais von dem dortigen Kreditrecht haben, um sa wisseiif

wie weit er Kredit geben darf und wie er es anslelien kaiui|

um etwaige nicht pttnktlicb eingehende Forderungen einaa-

treiben.

Soweit unsere ersten Auskunftsbureaux Zweiganstalten
oder Agenten im Auslande haben, kann dieses Bedürfnis der-

jenigen, die mit dem Auslande Handel treiben, befriedigt

werden. Das ist aber doch nur der Fall , soweit die haupt-

silchlichsten Kulturstaaten in Betracht kommen. Was die

anderen Lftndar anlangt, to tet der Gesehäftstreibende daraof
angewieseiiy entweder sich der geschäftifreandlichen Aoakttnü
an bedienen, oder sich an das deutsche Konsolat an wenden,
welches aber zu einer derartigen Auskonfiterteilung keines*

wegs verpflichtet ist.

Es ist anerkennenswert, dafs seitens der Reichsregierung
die Bedeutung, welche die Konsulate für die Entwicklung des

auswärtigen Handels haben können, immer mehr gewürdigt
wird, dafs der Kreis der wirtschaftlichen Aufgaben, welche
dieser Behörde zufallen, immer weiter ausgedehnt wird, dafs

ihnen wirtschaftliche Sachverstiindige beigegeben werden,

welche den deutschen Exporteuren nach jeder Richtung hin

dienlidi sein sollen. £s fragt sich aber, ob eine derartige Be-
hörde wirklich geeignet ist^ das schwierige Qeschftft der Kjredit-

«rkondigung in befriedigender Weise au besorgen.

Es erfordert diese &editericundigung, wenn sie regelmäfsig

und zuverlässig betrieben werden soll^ ja eine besondere und
ständige Organisation, die bisher wohl kaum von einem Kon»
sulate eingerichtet worden sein dürfte.

Die wirtschaftlichen Sachverständigen wären vielleicht in

der Lage, sobald sie längere Zeit in dem betreffenden Lande
sich aufgehalten haben, die zur Auskunfterteilung nötigen Ver-

bindungen anzuknüpfen. Ihr Aufgabenkreis ist aber an sich

schon ein so grofser und ihre Zahl bisher noch so gering, dafs

llkr die Zukunft sich kaum etwas Befriedigendes nach dieser

Rtehtung hin ron ihnen erwarten lälst

Es ist natürlich sehr wichtig, dafs die im inteniationalen

Verkehr vorhandenen Lücken der Auskunfterteilung möglichst

bald ausgefüllt werden.

Das Einfachste wäre es, wenn die vorhandenen grofsen

Auskunftsbureaux in allen Ländern ihre Korrespondenten hielten

und diese verpflichteten, über angefragte Kunden des deutschen

Kaufmanns regelmäfsig Bericht zu erstatten.

Kt^ könnten dann auch die Konsulate angewiesen werden,

diesen Korrespondenten der Auskuuftäbureaux nach Möglichkeit

ihre Untersttitzung zur erfolspreichen Darchftdirung der ihnen

oblieeenden Aufgaben au teU werden au lassen.

SohimmelpfiMig hat in seiner Schrift: «Die Konsulate und
die Kreditorkundigung im Auslande 1885" weiter auageführt»

8*
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wie eine derartige Unterstttteung seitens der Konsuln nutzbar
gemacht werden könnte. Nach seiner Ansicht ist es vor allem

wichtig, dafs dieKonsuln den Auskunftsbureaux Persönlichkeiten
angeben, die sich zu Korrespondenten eignen, und dafs sie

diese stetig im Auge behalten und von etwaigen Veränderungen
ihrer wirtschaftlichen Lage den Auskunftsbureaux Kachricht
geben.

Die Idee, Handelskammern im Auslande oder eine Reichs-

Laodelsstelle im Inlande zu erricliten, ist in letzter Zeit pro
et contra lebhaft erörtert worden. Sollten derartige Institute

snstande kommen, so könnte man ihnen natttrlich auch das
Geschäft der Auskunfterteilung im internationalen Verkehre
zuweisen. Bisher ist aber die Aussicht ihres Zustandekommens
noch sehr sweifelbaft.

Dafs die Verbindung der Auskunftei Schimmplpfenp^ mit

der amerikanischen Bradstreet Company für die internationale

Krediterkundigung von besonderer Wichtigkeit ist, ist bereits

oben bemerkt worden. Da diese Company aber auch nach
jeder Beziehung hin lehrreiche Aufschlüsse über die Natur des

Anskunftswesens zu bieten imstande ist^ so lohnt es sich, biet

näher auf sie einzugehen.

Die Bradstreet Company ist eine Aktiengesellschaft, deren
Oberleitung sich in New-York befindet; sie wurde im Jalire

1849 gegründi t und 1878 nach den Gesetzen des Staates

Connecticut inkorporiert. Ihr Aktienkapital einschliefslich der

Reserven beträgt uacii der letzten Bilanz über ü 000 000 Mk.
Die Anteilscheine der Gesellschaft ruhen in wenigen festen

Händen.
Sie unterhält 97 Bureaux in den Vereinigten Staaten, 11

in Kanada, 1 in Kuba, 2 in Australien, je 1 in London für

England, in Paris für Frankreich und in Berlin für den übrigen
Teil von Europa; letztere Bureaux Stehen mit Schimmelpfeng
in direktem Zusammenhang.

Die Company beruht sowohl auf einer Zentralisation, als

selbständigen Arbeitsbezirk für Erkundigungen hat und auch
die Abonnenten dieses Bezirkes bedient. An einzelnen Plätzen

werden grofse Zentralarchi^e unterhalten , während kleinere

Bureaus nur solche Auskttnfb aus den anderen Bureaux
bekommen, welche die Abonnenten dieses Bureaus bestellt,

oder die auf die Hauptbranchen dieses Arbeitsbezirkes Bezug
haben.

In iliren Bureaux hält die Bradstreet Company etwa
I^/fl Müliouen Auskünfte dergestalt vorrätig, dafis hier fast

Die Bradstreet Company.

nuch auf einer einen
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über alle diese Firmen sofort Auskunft gegeben werden kann.
Nicht vojTätige Auskünfte werden von Fall zu. Fall ein*

gezogen.
Daa Archiv wird in alphabetischer Ordnung gehalten nach

Kamen, Stadt, Staat und Land. Die Berichte werden auf
Seidenpapier mit der Maschine geschrieben , auf ein dauer-

hafies Manllablatt geklebl und lo im Arehiv aufbewahrt.
Anf diesen Blättern wird Termerkt, welcher Beamte für die

Aiukunft Terantwortlich ist, and an wen die Auskunft ge-
geben wird.

Mindestens zweimal im Jahre werden die Berichte revi*

diert, wo es nötig erscheint, häufiger. Diese Berichte werden
den Abonnenten auf ihre Anfrage hin sofort ziigestollt, Toraus-

ge.setzt, dafs nicht ein besonderer Grund zu einer vorherigen
neuen Kr^vinion vorliegt

Aborinementstarife nach Art der europäischen Auskunfts-
bureaux Imt die Company nicht, »ie tritit vielmehr in Amerika
mit ihren Abonnenten ein deren Geschäftsbetrieb angepafstes

Abkommen. Man abonniert auf ihre Referensbtichery je nach
dem auf einige Quartalsausgaben und erhftit daneben das Recht
aof eine Tereinbarte Ansahl schriftlicher Auskünfte. Diese
BUcher werden im fortgesetzten Unitausch an die Abonnenten
ansgeliehen. Der Preis ricntet sich nach der Kundenzahl der
abonniert^'tn Firmri , also gewissermafsen nach dem Nutswerte,
den die Bik-hfr i'nv dios;oibe haben.

Diese Keterenzbücher „Bradstreet Comni'^rcial-Reports'*, die

jahrlich in vier Ausgaben erscheinen, enthalten genaue An-
gaben (Iber Branche, Kapital und Kredit von über P'4 Million

Firmen der Vereinigten Staaten und Kanadas. Aus diesen

BOchem kann jeder Abonnent wenigstens TorlAufig eine Aus-
kunft erhalten. Neben den einaelnen Finnen befinden sich

Ohiffem, welche Aufschluß über Kafiitai und Kreditfilhigkeit

der einzelnen Gewerbetreibenden geben. Diese Bücher weisen
im Jahre einige Hunderttausend in der G^chäftswelt vor-

kommende Veränderungen auf. Von der Gröfse dieser
Rpff iv-nzbücher und der aufzuwendenden Mühe und Arbeit
kann lu.tn sich eine Vorstf^lluüg machen, wenn man bedenkt,
dal» f i:: IIS dazu eine» fso Druckerei unterhalten wird, und
dafü der Satz der Biiciicr nMMmi Ptund Lettern erfordert

Sie kommen in der Weise zu Stande, dafs die bedeutendsten
Firmen der Company jährlich ihre Bilanzen und eingehende
SeHMiiattskllnfte sugem lassen*

Die Sitt^ SelbstauskUnflte au geben» hat sich in Amerika
ilhalhltch Tollstftndig eingebttigert, so dafs es geradezu auf-

fiÜIt, wenn einmal neben einer Firma sich die Notis „not

rated" findet^ d. h. dafs die B^irma die Selbstauskunft verweigert
liid>e. Gegen falsche derartige Selbstauskünfte schützt die

•^oge des Gesetzes, indem dieselben als Betrug bestraft werden.
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Durch diese Mitarbeit der Geschäftswelt wird die Leistuiigs-

fUhigkeit der Company in hohem Malse gesteigert; denn es

ist nicht zu verkennen, dafs die Zuverlässigkeit der Auskunft
durch sie erhöht wird, dafs die Compaiiy dadurch in die Lage
versetzt wird, prompter zu arbeiten. Die Kaufleute werden
aber auch daran gewöhnt, ihre EreditverhAltnisse nicht ängst-

lich als ein Geschäftsgeheimnis su wahren, da sie nur auf
Grund aufrichtiger Offenheit jedes Mifstrauen gegen ihre Kredit-

würdigkeit beseitigen können.
Für die europäischen Firmen, die die Einrichtungen der

Company nicht ebenso aunnützen können wie die einheimischen,

gibt jedoch die Ooin]);iny auch Abonnements auf eine kleine

Anzahl von Auskünften aus. Bei dem Berliner Bureau kostet

z. B. das Abonnement auf ein Jain für fordaufende Berichte

über i*Urnen in den Vereinigten Staaten und Kanada:

1 t irnm Mk. 2U 35 Firmen Mk. 210
5 Firmen « (35 50 „ „ 275
10 , „ 100 75 , „ 300
20 „ „ 100 100 « , 450

Fttr fortlaufende Berichte Uber Firmen in Australien, Neu-
seeland und Tasmanien:

1 Firma Mk. 30
5 Firmen , 85
10 « » 150
20 . . 210

35 Firmen Mk. 320
50 , „ 425
75 , , 640
100 „ , 850

Auch die Referenabttcher „Commercial Reports** werden
in Europa ausgegeben; der Preis ist verschieden, je nachdem
eine, zwei oder vier Ausgaben im Jahre zu liefern sind.

Auskünfte erhalten in Amerika nur Abonnenten der
Heferenzbik'her, und zwar ist auch hier zwischen gewöhnlicher
Auskunil und Sonderbericht zu unterscheiden . Sonderberichte

werden an Abonnenten nach Art des Auftrages und der Selbst-

kosten der Erkundigung berechnet
Die gewöhnlichen Abonnementsauskttnfte enthalten die

Angaben, ob die Finna eine o£fene Handelsgesellschall ist,

oder Korporation etc., den vollen Namen der Inhaber oder

der Leiter einer Gesellschaft, bei ersterem auch noch das

Alter eines jeden Inhabers, auch die Angabe ob verheiratet

oder unverheiratet*, dann folgen der Roil f nach Angaben über
die frührre Rescluifti^^ung oder eine frühere Selbstündigkeit,

sodann das Kapital im Geschäft, wie eingezahlt und ob ein

Teil geliehen. Es folcren dann die Aktiva, die einzelnen Be-
standteile derselben, darauf die Passiva in ebensolcher Weise,
Femer werden Angaben gemacht Uber die Eigenschaften der
Geschäftsinhaber, ob die Firma mit Gewinn arbeitet oder nichts
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wie sie ihren Verjitli(-htuiigeii ii;ichkümmt, und wie ihre Stellung

in der Branche ist. Wo die Uiiistilnde es rechtfertigen, wird
eine Aufstellung der finanziellen Lage von der betreffenden

Partei eingefordert. Die Hälfte aller Berichte enilialten der-

artige eigene Angaben. Obwohl die Auskünfte möglichst

ffleläwertie gehalten werden, sind sie naturgemäfs in der
VollstADdigkeit aller hier aufgexllhlten Angaben nicht immer
gleich.

Die Company hat so siemlich an allen Plätzen Nord-
amerikas und darüber hinaus in allen Städten, die für ihr

Gebiet in Fn«e kommen, Korrespondenten, welche sich ans
angesehenen Geschäftsleuten der verschiedenen Branchen re-

krutieren. Dieselben dürfen nicht fllr andere Auskunfts-
bureaux arbeiten. Je nnrh der geschuftlichen Bedeutung der
Plätze i.st die Anzahl der Korrespondenten an denselben ver-

schieden , wie auch die den Korrespondenten gezahlte Ver-
^!tung eine nach Platz, VerliUltnissen und den geleisteten

Diensten verschiedene ist. Zur Erledigung der Auskünfte
liegen auch hier denselben gedrackte Fragebogen zur Beant-
wortung yor. Auch ist ihnen Diskretion sugenchert; die

Abonnenten erhalten nie Kenntnis der Namen der Konre-
«pondenten.

Verlangt wird Ton denselben, dafs sie von allen wichtigen
Verilnderungen in den Verhältnissen von Firmen, über die

sie früher berichtet haben, Mitteil mig* machen. Zur Sicher-

heit wird ein grofser Teil der Auskünfte regelmäfsig durch
'•i:r'*ne Rechercheure kontrolliert. Bemerkenswerte Verände-
rungen in d<'n Verhältnissen derer, über ^s olche sie früher eine

Anfrage gestellt haben, werden den Abonnenten unentgeltlich

mitgeteilt. Wichtige Veränderungen werden den einzelnen

Bureaux uad von diesen den interessierten Abminenten tele-

paphisch zur Kenntnis gebracht. Auch Schimraelpfeng erhält

Jährlich eine gröfere Anzahl wichtiger Nachrichten gekabelt

Obwohl ein grofser Teil der Auskünfte teils durch Boten
suagetrageo y teib von den Abonnenten , die sofort Auskunft
haben wollen, abgeholt wird, wird daneben doch noch ftlr

115—125000 Dollars Porto alljährlich verausgabt.

Jahresberichte yerttfFentlicht die Company nicht, dagegen
gibt sie anfser den erwähnten Referenzbüchem alHährlich eine

lehr genaue Konkursstatistik der Vereinigten Staaten und
Kanadas und aufserdem eine wöchentlich erscheinende Handels*
teitung heraus „Bradstreets Journal.**

Die Konkursstatistiken enthalten aufser der Ansahl der
Konkurse und der Höhe der Aktiven und Passiven auch
höchst interessante Aufsc-lilüBse über die Ursachen^ welche zum
Ausbruch des Konkurses geführt liaben.

Die Ursacbeu sind in folgender Weise klassifiziert;
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A) Ursachen, die öich auf Fehler der Fallierenden zurück-
führen lassen:

1. Untüchtigkeit,

2. Unerfahrenhei t,

8. Mangd an Kapital,

4. Unvernttnftige Gewährung von Kredit»

5. Spekulationen (aufserhalb de« regulären Qescilifts),

6. Vernachlässigung des Qeflchttftet,

7. Persönliche Extravaganz,

8. Betrügerische Verfagung über Vermtfgen.

B) Ursachen, die sich nicht auf Fehler der Fattierenden

aurttckführen lassen:

9. Besondere Umstände, wie Unglttcksfiille u. s. w.,

10. Konkurse anderer, die scheinbar solventeSchuldner
waren,

11. Besonderer oder ungehöriger Wettbewerb.

Die Statistik von 1900 seigt s. B., dafs von allen Kon-
kursen, die in diesem Jaln «' vorkamen, 77,4 ^/o aus Ursachen
entsprangen, die sich auf Fehler der Fallierenden aurttckütlbren

lassen, während 22,6 ^/o durch Ursachen bedingt wurden, die

aulserhalb der Gewalt des Fallierenden lagen.

Unter den Mrsacljen des geschäftlichen Mifserfolgcö nimmt
der Kapitalmangel den hervornif^endsten Platz ein; 82 ''/o aller

im Jahre 19n(i angemeldeten Konkurse sind aus dieser Ursache
entstanden. Auf Untüchtigkeit kommen 17,0 ^/o aller Konkurse,

7,7 ü aut Unerfahrenheit; auf unvernünftige Gewährung von
Kredit sind 2,9% aller Konkurse aurückeuführen, auf die

fünfte Ursache, Spekulation, 1,3 ^/s, auf Vernachlässigung des

Geschäfts 3,4 ®/o, auf persönliche Extravaganz 0,9^/«, auf die

letzte Ursache, betrügerische Verfügung über Vermögen 11,3** o.

Unter den Ursachen, die sich nicht auf Fehler der
Fallierenden zurückführen lassen, nimmt die unter 9 angegebene,
„besoDf^ere Umstände", den ersten Platz ein. Sie mr^cht im
Jahre 14,4 "/o aller Konkurse aus. Der ungehörige Wett-
bewerb verursachte ü^loy die Konkurse anderer 2,2 ®,o.

Es folgt Inn a ns also, dafs die drei hauptsachlichsten

Ursachen des Bankerotts, die sich auf den Falliten selbst

zurückfuhren lassen, Kapitalmangel, Untüchtigkeit und Betrug
sind. Diese drei sind im Jahre 1900 fttr 61 ^/o aller Konkurse
verantwortlich.

Dagegen kommen diejenigen Ursachen, die aufserhalb der
Machtsphäre des Falliten lagen, mit 22,6 ®/o in Betracht

Eine derartige Statistik, die jährlich nach denselben Ge-
sichtspunkten mit grofser Sorgfalt zusammengestellt wird, ist

natürlich von grofsem Wort. Dio Leitung des Auskunft«-
bureaus kfum daraus bestimmt ' Srhiusse tür die Beurteilung
der Kreditwiirdigkeit der Geschäftsleute ziehen.
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Wenn also Kajiitalmangel als die hauptsikhlichate Unsafhe
der Konkurse aus einer öolchen durch melirere Jahre geführten
iStatistik hervortritt, so ergibt es sich für die Krediterkundigung
als erste und wichtigste Auigabe, die Grüfse des Kapitals im
Verhältnis zum UmUnge des Geschäftsbetriebes einigermafsen

richtig abBuachätsen. £b zeigt sich femer, dafs in Zeiten sehr
iebhanen und aussichtsreichen Geschäftsganges die Zahl der
Konkurse sttnimmt, während sie in Zeiten des geschälttichen

Miedeiganges abnimmt. (Es beaieht sich das natürlich nur auf
den regelmäfsigen Gesel^tsgang.) £s erklärt sich das daraus,

dafs viele Leute, die nicht die erforderliche Tüchtigkeit, Er-
fahrung oder ausreicheudes Kapital besitzen, in Zeiten leb-

haften Geschättsganges durch die Aussicht auf hohe Gewinne
angelockt, sich etablieren, dann infolge der angegebenen Ur-
sachen nach kurzer Zeit wieder scheitern. Ein Auskunfts-
bureau mufs also in solchen Zeiten uud soicheu Existenzen
gegenüber mit besonderer Vorsicht die Krediterkundiguug be-

treiben«

Refo rmvorsc hläge.

Kaum hatte sich das Auskunfitsiresea zu einiger Be-
deutung entwickelt, da traten auch schon die Gegner der be-
ruf^ni^fsigon Auskunft auf, und es ertönte gar bald der Huf

Die Gegner setzen sich aus verschiedenen Gruppen zu-
sammen :

Die erste Gruppe enthält diejenigen, die jedes Aufklären
ihrer Verhältnisse scheuen, weil sie aus dem Nichtzahlen ein

gewinnbringendes Geschäft machen; die zweite Gruppe enthält
diejenigen, welche wirklich durch ein Auskunfmureau ge-
schädigt worden sind, sei es nun, dafs sie eine unzurerlässige
Auskunft erhalten haben, oder dafs über sie eine ungünstige
Auskunft gegeben worden ist. Die dritte Gruppe umfaist
diejenigen, welche ohne eine genaue Kenntnis des Auskunfts-
wfHons sich gewisse Vorurteile d.igcgen gebildet haben, und
welche ans i'urcht davor, dafs die r4esch{lftswelt in eine zu
grofse Abhaiigigkeit vun derartigen Anstalten geraten kOnne,
diese eifrigst bekämpfen.

Auiser diesen Anhängern der absoluten Negation gibt es

eine Gruppe solcher, die die Auskunftsbureauz zwar im Prinzip

aneritenneni sie aber mit scharf kritischem Auge betrachten,

die bestehenden Einrichtungen in mancher Besiehung als

fehlerhaft bezeichnen und aus diesem Grunde solche Reformen,
welcfi - diese Fehler beseitigen können, zu empfehlen suchen.

Was die Frage der Rcformbedtlrftigkeit Uberhaupt betrifft,

schreibt die Pfälzische Handels- und Oowerbekammer in ihrem
Jahresbericht von 1891 in dem Gutachten über Auskunfts-

bureaux, «so liegt unseres Krachtens kein Ania£s vor, sie un-
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bedingt zu bejahen. Ihrem Werte nach stehen diese In -^u tute

ebenso wie alle anderen dem bürgerlichen Verkehre dienenden
Unternehmungen zweifellos auf verschiedener Stute,, und es

dürfte nicht gerade äclten min, dafä eio Auskunlt^uchender
sich in seinen Ervrartungen getäuscht oder vielleicht auch ge
echttdigt sieht Daraue darf aber nicht geschlossen werden,
dab das Institut der Ansknnftsboreanz an sich auf unsicherer
und demgemäfs reformbedürftiger Grundlage beruhe ; viehnehr
stellen sich die zu Tage tretenden Mifsstände im allgemeinen

als Schattenseiten einer an sich zweckmAÜsigen und wohltätig

wirkenden Einrichtung dar, welche, wie gesagt, auf jedem dem
Wettbewerb unterliegenden Gebiete des Erwerbslebens zu Tage
zu treten pflegen. Wer nicht in seinen Krwartungen getiiuscht

sein will, oediene sich nur anerkannt vertrauenswürdiger und
gut fundierter Bureaux; diese erftlllen u. E. ihre Aufgabe in

zufriedenstellender Weise und bedürfen einer durchgreifenden

Reform nicht/
Ein Vorwurf, welcher der berufsmäfsigen Auskonft ge-

macht wird, ist der, dals nach den Verhttltnissen der Ange-
fragten seitens der Auskunfbbureaux nicht vielseitig genug
nachgeforscht wttrde.

Hiersu bemerkt der erwähnte Bericht, dafs diese Be-
schwerde nach den Erfahrungen, soweit vertrauenswürdige
Bureaux in B<»tracht kämen, als berechtigt nicht bezeichnet

werden könnte. Es liege ja ganz in dnm Ermessen eines

Auskunftsuchenden, wenn ihm die Auskunft eines Bureaus
nicht genüge, sich noch an ein anderes zu wenden. Wen
eine gewöhnliche Auskunft nicht befriedige, der möge durcli

Beaahluiuj^ eines höheren Satses einen mehrfach geprüften Be-
richt verlangen. Die Gtobtthrenfrage ist es aber hier, welche
das Publikum von dem Verlaugen nach ausführlichen Berichten
aurttckhält. Es sieht meistens nicht ein, dafs es für die ge-

ringe Gebühr eine ausführliche und mehrfache Erkundigung
nicht verlangen kann; zur Benutzung eines höheren Tarifs

bequemt es sieb nur seiton. Im Gegent'-i1 , es tritt hUutiger

noch das Verlangen nach gröfserer AViliilligung dor Preise

hervor. Hiergegen wird aber in dem mehrfach angezogenen
Bericht energisch protestiert,

.,Vor allem", heifst es bezüglich dieses Punktes, ^mufs den

Auskunftsburoaux geraten werden, dals sie unter keinen Um*
ständen sich bereit finden lassen, durch Nachgiebi^eit in der
Preisstellung ihre eigene Zuverlässigkeit in Fngß au stellen.

Nicht durch niedere Preise sollten sie sich zu überbieten

suchen, sondern sie sollten bemüht bleiben, sich durch Be-
schaffung der sichersten und objektivsten Auskünfte vor ein>

ander hervorzuthun."
Um zn verhindt^rn , dafs Au.swiiebse im Auskunftswesen

sich breit machen, hat man vorgeschlagen, die Auskuoftsbureaux
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staatlic h( r Konzession zu unterwerfen, wie dieses in Österreich
der Fall ist.

Nach der österreichischen Verordnun«^ vom 18. 3. 1<S85

mUssen Bewerber um Konzessionierung zum Betriebe eine&

bifoinuitioiwbimaaB die «ir Iklangung eines jeden kon*
lessionierten Gewerbes yorgeaseiclineten Bedingungen erfüllen

ond sich überdies Uber eine zum Betriebe genflgende allge-

meine and kiiufiiiännische Bildung vor der Gewerbebehtfrae
msweisen.

Wenn wir uns diese Verordnung nun auf ihren Zweck
hin genau ansohen . so inliasen wir sagen, dafs (lieselbo rlas

\Ve*ien »l^r Sache nicht ganz trifft. Wenn auch die Forderung
einer genügenden allgemeinen und kaufmännischen Bildung zu
begrüfHen ist, so wÄre doch ii. E. auch ferner noch zu ver-

langen, dafs der Betreffende ein zur Begründung solchen

Bureaus notwendiges Betriebskapital nachzuweisen hätte, ohne
welches die organisierte Kreoiterkundigung nicht ins Leben
geraten werden kann.

In der Literatur sind die Ansichten beaflglich des Kon-
sessionszwanges verschieden.

Roscher will die Auskunftsbureaux wegen „der grofsen
Wichtigkeit und Folgenschwere der Dienste und bei

der Scliwierigkeit , die Zuverl^tssigkeit eines solchen Bureaus
zu erproben'', der Konzession der höheren Verwaltungsbehörde
uulersteilt wissen.

Oeriach spricht sich dagegen folgendermafsen aus

:

„Die Konzessionierung kann in ihrer Durchführung nur
die unlauteren Elemente ausscheiden, nnd es ist zu hoffen, dafs

man dieser Elemente auch ohne Eingriffe der Poliiei in daa
ganae Anskonftswesen Herr werden kann. Die leistancs«

unfllbigen Bureanx werden aber durch solche Malsregeln der
Konzessionierang gamicbt getroffen und segeln sum Schaden
des Auskunftswesens nanmehr sogar nnter der Flagge der be-
hördlichen Konzession."

Khrenberg sagt, man habe weder in Osterreich noch über-

haupt kaum irgendwo erhebliche Resultate erzielt. —
Schwer wird es ja immer auch sein, die Bedingungen zur

Erlangung der Konzession richtig zu formulieren; sie dürfen

weder zu gelinde, noch auch zu schroffe sein.

Würde man einen spenellen Befilhigungsnachweis yer-

langen, so wäre das Richtige damit aach noch nicht getroffen

;

denn das notwendige Organisationstalent und Taktgefühl braucht

mit der erlangten facUichen Ausbildung immer noch nicht

erbunden au sein.

Mag man aber nun die Sache drehen und wenden, wie
man will, jedenfalls mufs zugcgeh^-n wprdon, dafs di»* K^n-
xpa^^nni^Tunii: eines Auskunftshni raus für dieses beglaulji^'i iid

and empfehlend wirkt, und es würde sicherlich diese Empfehlung
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auch »olchen Bureaux zuteil werden, die sich ilirer besser nicht

zu rühmen h«^tten.

Maa hat zur Empfehlung der Konzessionierung hervor-

gehoben, dafs erstens unlautere Elemente dadurch von vorne-

Serein zurfickgewteBen werdoD können, und dafs sweitens die*

selbe einer ungesunden ÜberfÜllung vorbeugen kdnne.
Es ist keine Frage, dafs die Ronzessionierung solche Per-

eönlichkeiten, die schon ehrenrührig vorbestraft sind , aus*

«ehalten kann; dazu bedarf es aber nicht der Konzessionierung,
denn es genügt dazu der § 35 der Gewerbeordnung, dem nach

der Novelle von \900 rlie Auskunftsbiireaux unterstellt sind.

Nach diesem Paragraphen sind die Auskunftsbureaux zu unter-

sagen, „wenn Tatsachen vorliegen, welche die ÜnzuverlMssig-

keit des Gewerbetreibenden in Bezug aut den Gewerbebetrieb
dartun/

Was den zweiten Punkt betrifft, so dtürfte es einer Be-
hörde sehr schwer fallen, ja kaum möglich sein, sich ein Urteil

darüber zu bilden, ob eine ungesunde Oberfüllung im Aus-
kunfbwesen besteht oder nicht. Eis kommt hier ja keineswegs
auf die Zahl der vorhandenen Bureaux an, sondern immer auf
die Qualität ihrer Leistimf^en. Solange die Konkurrenz dazu
beitragen könnte, die Qualit.1t dieser Leistungen zu erhöhen,

kann von einer Uberfullung überhaupt nicht die Rede sein.

Im allgeiiieincn wird die Behauptung dagegen zutreffen,

dafs die staatliche Konzession dem geschäftlichen Verkehr in

weit gröfserem Mafse Hindemisse und Nachteile bereitet, als

aie ihm irgend welchen Katzen bringen kann. Selten ist eine

Behörde in der Lage, der schnellen Entwicklung des Wirt*
Schaftslebens in der Weise zu folgen, um die notwendige
Einsicht von den Bedingungen, unter welchen diese Entwicklung
erfolfiTt, sich anzueignen. Das Auskunftswesen mufs aber not-

wendig mit dieser Kntwicklung Sciintt halten, wenn es über-

haupt aeuK' Funktionen in nutzbringender Wei^e erfüllen boll.

Jedes Hemmnis, das einer derartigen gedeihlichen Entfaltung

durch eine behördliche Entsclieidung in den Weg gelegt wird,

ist daher nur su leicht geeignet, den Nutzen, welchen die

Auskunftsbureaux für das Wirtschaftsleben haben, stark zu
vermindern oder überhaupt aufzuheben.

Er kann von jedem ordentlichen Kaufmanne erwartet

werden, dafs er alle Vorsichtsmafsregcln kennt und anwende^
die geeignet sind, ihn vor irgend welcher Schädigung oder vor
Verluston zu bewahren, ohne dafs damit natürlich irgend welche
Büri^s* haft in den individuellen Qualifikationen gefunden werden
kann, die gegen aufsergewöhnliche Ungluck-stalle .Sicherheit zu
leisten vermögen. Aber dagegen kann ja auch keine staatliche

Konzession Schutz verleihen. Derjenige Kaufmann aber, der
nicht die Befähigung besitzt ^ aus eigener Initiative die aU«^
notwendigsten VorsichtsnudiBregeln zu treffan, ist eben auch
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nicht im stände, sein Geschäft in gedeihlicher Weise xa führen;

im allgemeinen Interesse ist es vielleicht wünschenswert, dafs

pr -'>bal(l wie möglich, olme allzu grofsen S<:'liaden anzurichten^

auögeschalti»t wird. Zu diesen allcrp:;ewnhnHL'listt ii Vnrsichts-

mafsregeln ist aber auch die Auswülil «U.s 7\uj>kuiitttibureaus

zu rechnen, welches für ihn die Krediterkuiidigung übernehmen
soll. Es ist keine Frage ^ dafs jeder Geachäliäutaiiii im prak-

tischen Leben eine Erziehung durchmacht, die sich aus einer

Somme Ton Eifahrongen notwendig ergibt Diesö Eratebang^
die für den Erfolg des einselnen und Air die Entwicklung der
Volkswirtschaft ungemein wichtig ist, kann aber nur dann
erlangt werden, wenn der einzelne immer auf sich selbst ge-

stellt ist, seine eigene Entscheidung treffen niufs und aus eigener

Initiative handeln kann. Diese Möglichkeit wird aber Uberall

dort beeinträchtigt oder völlig aufgehoben . wo die staatliche

Kouze^stnn jede Walil und jede Entscheidung den eiiizulnen

als Ubeitlu»sit< erschemen lillst. Von diesem Gesichtspunkte
aiiJ* ist die Konzessionierung daher im Interesse der geschätt-

liciK-ii Erziehung ganz entschieden zu verwerfen.

Ein anderer Grund, der uns bestimmen könnte, dagegen
Stellung Bu nehmen 9 ist der, daCs eine staatliche Behörde es
leicht in der Hand hAtte, politisch unliebsame Persönlichkeiten

durch Versagung der Konaession lUr die Vertretung ihrer

politischen Überzeugung zu strafen; denn es kann in dieser

Weise bei weiterer Ausdehnung der staatlichen Konzessionierung
ein System ausgebildet werden, in welchem Prämien aiu

politische Heuchelei und Kriecherei gf^sptzt werd^^m.

Wenn damit nach unserer Ansicht ausreichende Gründe
gej^'eben sind , weleiie uns veranlassen , ein Urteil gegen die

Konzession abzugeben, so erkennen wir es doch als notwendig
an, dafs dem geschattlichen Publikum zur Sicherung eincii

soliden Kreditverk^rs alle Fakta unterbreitet werden, die es

in den Stand setaen, sich einen sutreffenden Begriff von der
Leistungsfähigkeit und SoUditit eines Auskunftsbureaus su
bilden. Alle Mafsregeln, die dasu beitragen, diesen Zweck su
erreichen, sind also willkommen au heifsen.

So könnte die Handelskammer oder irgend eine andere
offizielle Vertretung der erwerbstätigen Berufsstände eine

hT.'iridiVff. K'tmuiiösion von iSachverstilndigen berufen, welche die

AuiL,'al"- liutte, die Prospekte der Auskunftsbureaux zu prüfen

und 'iuTachten darüber zu erstatten. Das Ergebnis der
Prüfungen niüfste veröäentlicht werden; dadurch würde es

jedem einzelnen Geschäftsmanne auf Gruud der ihm vorgelegten

Tatsachen leichter möglich, sich ein selbständiges Urteil an
bilden.

Eine derartige ständige Kommission hat natürlich auch ein

sehr lebhaftes Interesse ^ran, dals die Auskunfterteilung in

mfiglicbat um£usender und suTerlässiger Weise gehandhabt
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wird; denn die geschäftlichen Interessen, welche die HaiideU-

kammer zu vertreten und zu fordern hat, beruhen ja zum
grofsen Teil auf der Sicherung des Kreditverkehrs. Im allge-

meinen Interesse wurde die Mitarbeit einer solchen Kommission
der AiukuDfterteilung daher auch sehr wünschenswert sein,

samal in dieser Weise diese Kommission «ich eher in den
Stand gesetEt würde, sich ein zutreffendes Urteil Uber den
Charakter und die Wirksamkeit der Auskunftsbnreaiix zu
bilden. Sie wäre aber auch dann diejenige Instanz, welche
den Verkehr der Auskunftsbureanz mit den staatlichen Be*
Hörden vermitteln könnte.

In den Akten solcher Behörden ruht sf»hr wertvolles und
umfangreiches Material, das für die Auskuiit'ierteilunf^ verwertet

werden sollte. Es ist aber ohne grofse (ietahr des üifsbrauchs

derartiger behördlicher Mitteilungen eine solche Verwertung
gar nidit mOglich; es ist daher verständlich und oft auch im
Interesse der Allgemeinheit geboten, dafs die Behörden sich

scheuen, aktenmälsiges Material einem privaten Interessenten

zur Verflogung zu stellen , aumal ihnen ein Urteil Uber die

Würdigkeit desselben garnicht zusteht, und sie auch nicht

in dor Lage sind, den (rohriurh, der mit einer solchen Mit-

teilung gemacht wird, zu koutrollieren. Dagegen trifft die

staatlichen Behörden keinerlei Verantwortung, und es wird die

Aufgabe der Verhütung des Älifsbrauchs ihnen abgenommen,
wenn sie alle derartigen Mitteilungen der ofliziellen Vertretung
für Industrie und Handel zukommen lassen. Diese wttrden sie

der ständigen Kommission über das Auskunfbwesen Über-

weisen, die dann leicht in der Lage wäre, eine diskrete Be-
nutzung des vorliegenden Materials im Dienste der Auskunft»
erteilung zu ermöglichen.

Die staatlichen Behörden, welche hauptsächlich in Betracht

kommen, sind alle diejenigen Behörden, welcfie Verzeichnisse

führen Uber persönliche oder vermögensrechtlii lie Beziehungen.

So können die Register, welche das Einwohnermeldeamt führt,

dazu benutzt werden, solche Existenzen, die ein Interesse

daran haben, im Verborgenen zu bleiben, ans Licht zu ziehen.

Polisei und Qerichte mttfsten angehalten werden, alles ihnen
angehende Material, dasAufschlufs gibt über Geschäftsgebarung,
Venntfgensverhältnisse, Kreditwürdigkeit etc., der betreffenden

Kommission regelmäfsig zur Verfügung au stellen. Ebenso
müfsten zu diesem Zwecke die Eintragungen in das eheliche

Oflterr*'ohtsregister, in die O-rund- und Hypothekenhfk'her, der

Kommission, soweit Geschattsieute in Betracht kommen, ohne
weiteres mitgeteilt werden. Diese Kommission könnte dann
m derselben Weise, wie die Auskunftsbureaux. ein Archiv an-

legen, worin das Aktenmaterial registriert und geordnei aut-

bewahrt würde. In dieser Weise könnten die Behörden zur
Mitarbeit bei der Auskunfterteilung herangezogen werden, und
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zugleich alle Mifsbräuche, die sich leicht in den Verkehr
zwis< hcn Behörden uud Privatwirtschaften einschleichen, ver-

hütet werden.
Als ein weiterer r* tonnbftdürftigcr Punkt wird die Dis-

kretion angeiuhrt, die man aU iiauptschattenseite des Aus-
kunftswesens bezeichnet hat.

Man hat hier sunftchst die Diskretion in Betracht au
ziehen, welche das Aoskunftsbureau seinen Korrespondenten
gegenüber zu üben hat^ und in zweiter Linie diejenige, welche
die Anfragenden, die die Auskunft erhallen haben, dem Aue-
konftsbureau schuldig sind.

Da« Verlangen, den Namen dnrjemg:ni Korrespondenten
erfahrf^n zu wollon, auf welchen eine uiigiiiisti^^n' Auskunft sieh

zuriKkJuhren läl'st, bezeichnet Öchimmeipt'eiig ais durchaus
unberechtigt. „Es müsse eine Stelle geben, an welcher ohne
jede daraus erwachsende Belästigung das Urteil über die

Kreditwürdigkeit eingelegt werden kOnne, und es wUrde nur
einen Freibrief filr die verwegensten Gesellen bedeuten, wenn
der Grundsatz nicht in aller Strenge festgehalten bliebe, daÜs

niemals der Name derer genannt werde^ welche auf Diskretion

ihre Ansicht dem Institut rückhaltlos bekannt gaben/
Bezüglich des Vorwurfs, dafs die Erteilung der Auskunft

seitens des Auskunftsbureaus unter strengster Diskretion ertoigt,

ist zn bemerken , dafs die Auskunft lediglich für die Person
bestimmt ist, welche angefragt hat: insbesondere wird hiermit

auch der Zweck verfolgt, dafs ungünstig lautende Auskünfte
keine unkontrollierbare Verbreitung finden. Auch würde, wie
Schinunel{;ieiig in seiner Schrift „Zum Schlagwort der Reform
des Auakunfitawesens* sehr richtig bemerkt^ das Kursieren der
Auskunft bei jedermann das Einlaufen neuer Anfragen ver-

hindern, „welche aber unbedingt nötig sind, weil sie den An-
lafs und die Mittel zu immer erneuten Erkundigungen bieten

müssen." „Die Bedin'^uniJ: der Diskretion liesrt ahnr auch im
Interesse des Kre<li tm imit rs. denn sie sichert ihn davor, dafä

längst überholte Au.skmifte über ihn im Umlauf bleiben."

Um jedoch dem \ erlangen nach Aufhebung der Diskretion

nachzukommen, hat seit 1862 z. B. Schimmclpfeng den Grund-
sata der DiikretioD faUen lassen, indem jeder Anfragende
Ton Fall SU Fall, nachdem er rieh vorher mit der Auskunftei
dieeerhalb über eine zu aahlende Gebühr verstllndig^ hat, die

ihm erteilte Auskunft einem anderen mitteilen kann, wodurch
8, B. einem Kreditnehmer die Möglichkeit gegeben ist, falls

unrichtige Angaben über ihn gemacht wurden, diese bei der
Auskunftei richtig zu stellen, ein Punkt, der bei der gescliäfts-

freundliclien Auskunft vollständig fortfallt, da er hier wohl
nie erfahren wird, woher die Auskunft stammt. Dieselbe wird
ja auch stets unter strengster Diskretion erteilt.

So wichtig es auch ist, dafs die Anfragenden die Diskretions*
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pfliclu, die sie dem Auskunftsbiireau gegenüber auf sich

nehmen^ auch erfüllen, so kann man sich doch nicht verhehlpn^

dafs es den Auskunftsbureaux fast unmöglich ist, eine Kon-
trolle darüber auszuüben, ob ihre Abonneiiten ihren Ver-
pflichtungen uachkoiumen und keinen Milsbrauch mit der ihnen
erteilten Auskunft treiben.

Diejenigen, welche die sogenaDiite Archiyauskanft tln einen
Miftfbrauch oezeichnen

,
vei^essen vollatändig, dafs bei jeder

neuen Anfrage doch nicht der ganse Erkundigungsdienst von
vorne wieder begonnen werden kann. Das einmal im Archiv
Gesammelte wird selbstverständlich bei der Auskunfterteilung
mitbenutzt, die im Laufe der Zeit eingetretenen Änderungen
sind in den NachtrMgen vermerkt.

Ein weiterer Vorwurf ist der des Schablonenhaften. Hier
wird auch wieder nicht bedacht, dafs gewisse Tateachcn natür-

lich in jeder Auskunft wiederkehren mUssen, wie z. B. die

Grttndung des Geschäfts, die Herkunft der Inhaber, die ehe-

lichen Gttterverhältnisse etc.

Im Interesse der Kontrolle, ob, wenn nur ttlteres Material

vorhanden ist, auch nun wirklich von neuem bei den Korre>
spondenten angefragt werde, und auch im Interesse der Be-
schleunigung wünscht die Pfhlzische Handels- und Gewerbe-
kammer, dafs den Anfragenden die Auskunft direkt von den
Korrespondenten erteilt werde, und dafs es dem Bureau über-

lassen bleibe, sich eine Abschrift von derselben zu verschaflfen.

Hiergegen ist zu bemerken, dafs, wie schon oben ange-

führt, der Korrespondent durch Diskretion geschützt sein mufs.

Wenn dieses nicht der Fall wllre, würden sich die besten

Kräfte des Kaulniannsstandes nicht su Berichterstattern eines

Bureaus hergeben; das Korrespondentenmaterial würde sich

entschieden hierdurch verschlechtern.

Bezüglich der Nachträge, welche den Abonnenten kosten-
los nuf eiTie gewisse Zeit irewährt werden, ist die Pfälzische

Handels- und Gewerbekammer der Anfsieht, dafs sich dieselben

nur auf n o to r i sc h e Tatsachen beziehen sollen, wie Konkurs-
eröffnungen, Proteste etc. Auftretende Gerüchte sollten nur
auf besondere Anfrage mitgeteilt werden. „Die Vorteile", so

heifst es in dem erwtthnten Gutachteo, „welche der Auskunflt-

Sucher durch diese Nachträge etwa geniefst, sollten gegenüber
der Schädigung des zu Beurteilenden um so weniger ins Ge-
wicht fallen , als die Rollen leicht vertauscht und auB Kredit*
gebern Kreditnehmer werden können, welche einem wahr-
scheinlich klingenden und doch übertriebenen (Gerüchte zum
Opfer fallen. Wir können deshalb die unentgeltlichen und
nicht geforderten Nachtrilge, der(Mi Angaben sich nii lit auf
Tatsachen stützen, vom volkswirtschaftlichen Stuudpunkte aus,

nicht für notwendig oder empfehlenswert halku."
Im Schmollerschen Jahrbuch, XV. Jahrgang, S. 919 be-
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merkt Bürgel bezüglich der Nachträge, dafs durch dieselben

in vielen Fällen dem Beurteilten die Existenz abgeschnitten
werde. Wenn z. B. an ein und demselben Tage von einem
Auekanftsbiureaa an mehrere Gläubiger ungünstige Hachträge
ttber den Schuldner abgehen, und diese QUbibiger nun ihrer-
seits dem Schuldner daraufhin den Kredit kündigen, so würde
dadurch dem Letzteren das Weiterarbeiten häufig unmöglioh
gemacht werden. Falls keine Nachträge erteilt wären, würde
sich ein umsichtiger und tatkräftiger Kaufmann vielleidit durch-
gearbeitet haben.

Was im allgemeinen das Erteilen von Nachträgen betrifft,

80 bemerkt Schimmelpfeng mit Recht, dafs es ein ganz be-

deutender Rückschritt wäre, wenn man dieselben überhaupt
fallen lassen würde. Der Kreditgeber habe ein gewichtiges
Interesse daran, zu erfahren, was einem Mittelpunkte der
Krediterkundigung je über seinen Kunden bekannt würde,
sumal bei einer erteilten Auskunft doch auch mit der Möglich-
keit eines Irrtums gerechnet werden mUsse. Notorische Tat-
sachen eriahre der Gläubiger ja auch aus Öffentlichen Bekannt-
macliungen, wie 8. B. Konkursnachrichten. Wenn er diese
positiven Nachrichten erfahre, so sei es für ihn jedoch au spät,

dagegen von ungeheurer Bedeutung für ihn , wenn er von
Dingen, wie Verlusten, Zahlungsschwierigkeiten etc. in Kennt-
nis gesetzt werde, welche die Eröffnung eines Konkurses wahr-
scheinlich machen. Gerade durch solche Mitteilungen soll der
Interessent aufmerksam gemacht werden.

Wenn wir die Einwendung Bürgels näher betrachten, so
ist zuzugeben, dafs eine derartige gleichzeitige Kündigung
sämtlicher Forderungen den Schuldner leicht in den Abgrund
stürzen kann, andererseits ist es aber doch uucit einem Gläu-
biger nicht SU Terdenken, wenn er alles Mögliche tut, um sein

Qeld nicht su yeriieren.

Aber nicht nur Ungünstiges wird in den Nachträgen den
Interessenten sur Kenntnis gebracht, sondern ebenso auch ent-

halten dieselben Verbesserungen in den Veriiältnissen der An-
gflüngten, wie z. B. Associationen, Betriebeerweitenuigen,
Omndbesitserwerb» Kapitalsufluls etc.

Vor allen Dingen ist bei diesen Ergänaungsberichten
grofser Wert auf vorsichtige Fassung zu legen. Zwischen
oberflächlichen Gerüchten und bestimmten ßehauptunp:en ist

genau r.n unterscheiden. Besonders wertvoll sind die Er-
^änzungsberichte, sagt Schimmelpfeng, gegenüber auftretenden

falschen Gerüchten, weil letztere mirch dieselben im Keime, ehe
sie Beunruhigung hervorrufen, erstickt werden können.

Eine wünschenswerte Reform würde es sein, wenn man
bewirken könnte, dafs kaufmännische Krediterkundigung und
Privatdetektivwesen vollständig voneinander getrennt würden,

r«>ncbuQg*n XXi 2. — ätttro. 4
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wie das bei den mustergültigen Instituten jetst schon der Fall

ist Diejenigen Personen närolicHy welche sich dazu hergeben,

lediglich in den Privatverhältnissen anderer herumsuwUhlen,
erscheinen für das objektiv zu behandelnde kaufmännische
Auskunftswesen ungeeignet. Die Auskunftsbureaux , welche
sich mit der Erteilung kaufmännisclKT Auskünfte befassen,

sollten, wie dies auch Schimmelpfeug tut, nur Auskünfte übor

kaufmännfscho Firmen erteilen, über Private nur dann, wenn
der xViifraj^cnfle ein geschäftliches Interesse nachweist.

Die UnzuläFigÜL-likeii der Auskunftorteiiung, welche liäutig

die Veranlas.sung idt, die Forderung nach Kefonnen aufzu-

stellen, hat nicht immer ihren Grund in der Organisation und
dem Betriebe der Auskunftsbureaux, sondern in der Art und
Weise, wie diesen der Auftrag erteilt wird. Wie oft kommt
es vor, dafs der Anfragende den Namen des Angefragten un-
deutlich schreibt, oder nicht genau genug die Adresse bezeichnet,

so dafs dadurch schon ein Irrtum herbeigeführt werden kann.
Manche Leute glauben auch eine sorgfältigere Auskunft zu
erhalten, wenn sie den in Frage kommenden Kredit mögliehst

hoch angeben. Sie l)ekonimen dann natürlicli eine Auskuntt,

die für den angefragten Kredit zutrifft, die aber für den wirk-

lich in Betracht kommenden Kredit nicht mafsgebend sein

kann. Es ist also sehr wichtig, dafs in dem Verkehr mit den
Auskunftobureauz das Publikum sich den Bedingungen, welche
seinerseits erfüllt werden mttssen, um eine koirekte Auskunft
SU erhalten, bewufst ist.

Schliefslich könnte man den Vorschlag machen, das Aus-
kunftswesen xu verstaatlichen.

Die Verstaatlichung liefse sich in der Weise rechtfertigen,

dafs die Leistungsfähigkeit der Auskunftsstelle durch die Zen-
tralisation, die dadurch herbeigeführt würde, eine bedeutende
Steigerung erfahren milfjste, zumal sämtliche staatlichen Be-
hörden df's Ttv und Auslandes der Auskunfterteilung dienstbar

;;eniachi werden könnten. Es würde damit auch der Mifsstand

beseitigt werden, der bei der urivaten Auskuufterteilmig

in der P^ventualitiit gegeben ist, dats schwindelhafto Auskunfts-

bureaux das L'ublikum durch falsche Angaben aulocken und
durch unglaubwürdige Auskunft Kreditnehmer und Kredit-

geber schädigen. Die staatliche Verwaltung ist auch nicht

notwendig darauf angewiesen, nach rein geschäftlichen Prin-

zipien zu verfahren, um dadurch den gröfstmöglichen Rein-
gewinn zu erzielen, sie kann vielmehr ihre GebtLhrensätse
der Leistungsfähigkeit der Auskunftsuclienden anpassen und
dabei mehr den Nutzen, der für dit^ gesamte Volkswirtschaft

daraus erwächst als das tiskalischc Interesse im Auge haben.

Andererseits lassen sich höchst gewichtige Bedenken gegen
die Verstaatlichung geltend machen.
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Der staatliche Apparat arbeitet im allgemeinen langsamer
und öcliwert'iilliger als ein Privatbetrieb; die möglichst schnelle

Besorgung der Auskünfte ist aber gewöhnlich die wichtigste

Bedingang Air ihre nutzbringende Verwertung. Die ataatliche

Verwaltungsorganisation ist auch weniger entwicklungsfähig

als die Priyatunternehmung, sie kann sich daher weniger gut
den veränderten Umständen, welche die Entwicklung des Wirt-
schaftslebens mit sich bringt, anpassen. Es ist auch keineswegs
die Sicherheit gegeben, dafs die süiatliehen Beamten zuverlässiger

und sorgfältiger ar)>f iten als die Privatbeaiuten. Der fest an-

gestellte Staatsbeamte hat hilntig nicht das Interesse, das seine

Dienste gebrauchende Publikum nun auch wirklich gut zu
bedienen.

Schwerwiegender als alles andere ist aber der Qrund^
dals der Staat in dieser Weise in das Privatleben tiefer ein-

dringen wttrde^ als wünschenswert ist. Gegen nichts ist der
einzelne empfindlicher^ als gegen das Eindringen staatlicher

Beamten in seine Privatverhältnisse. Bei einer Verstaatlichung

des Auskunftswesens lielsen sich aber kaum hier irgend

welche feste Grenzen ziehen, und es könnte der Staat leicht

in die Versuchung kommen, die Erniitteliing der jjrivaten

wirtschattlichen Verhältnisse zu anderen Zwecken zu mifs-

brauchen.
Gerlach führt aufserdem noch folgendes gegen die Ver-

staatlichung an:
^Eine Behörde kann eine notorische Tatsache Termelden,

nicht aber Urteile Uber Leistungsfidiigkeit und Kreditwürdig-
keit aussprechen und dergleichen subjektive Momente mehr,
welche die Kreditwürdigkeit beeinflussen. Wie schwer würden
aber dir' Nachteile einer Auskunft dann .lu^fallfii . wenn sieh

die h'^t refffanden Behörden in der ZensuriiTiuig ein<'r Firnui

irrten, und diese taisclie Auskunft ausgestattet mit dem offiziellen

Charakter hinaus^egeben würde.**

Dieselben Gesichtspunkte lassen sich auch gegen den Vor-

schlas anführen, den Crawford tn setner Schrift ^Die Kredit-

erhätnisse in Deutschland** gemacht hat, nämlich die Aus-
kunfterteilung den Handelskaounem zu. tibertragen.

Es lag nahe, bei der Darstellung und Charakteristik der

Krediterkundignng hauptsfichlich auf die Geschäftsführung

eines hervorragenden und greisen Instituts hinzuweisen; denn

es gehr>rt das Auskunftsbureau zu derjenigen Gruppe von

Unternehmungen, die ihrer inneren Natur nach leiclit einen

zentralistischen und monopolartigen Charakter annehmen.
Es ist ja keine Frage, dafs ein derartiges Zentralinstttut,

in waches unnnterbrochen immer neues Material einstrOm^

das seine Zweiganstalten über alle Gkbiete des modernen
Verkehrs ausdehnt, weit eher in der Lage ist, den wichtigen

4*
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Anforderungen, welche das moderne Kreditgeschitllt an die

Ausknnfterteilung stellt, au genügen, als eine grofse Zahl un-
zusammenhängender, mit einander konkurrierender, wenig
kapitalkräftiger und wenig vertrauenswürdiger Unternehnuuigen^
von denen jede einzelne immer nur ein räumlich sehr be-

während auf anderen Gebieten des wirtscliaftlichen Lebens
die freie Konkurrenz sehr häufig eine Bürgscliaft dafUr bietet, dafs

Leistungen vollbracht werden, welche den Ansprüchen der Kon-
siim^^nten ^onw^en, trifft dies in diesem Falle, wie ja auch in

anderen Zweigen des Verkehrswesens, iiieht durchweg zu. Wir
haben es hier also eutochieden mit einem Gewerbezweige zu tun,

der, seiner inneren Natur entsprechend, die Neigung hat, sich zu

einem Monopol auszuwaciisen. Bei einem Monopol aber ist es

immer eine wichtige Frage , aus welchen Motiren heraus der
Fortschritt und die Weiterentwicklung seiner wirtschafUichen
Tätigkeit erfolgen kann, in welcher Weise seine Nütalichkeit

für das Publikum gesichert und gesteigert werden kann, und
wie den (iefahren entg^engetreten werden kann, welche die

Geschäftsführung jedes Monopols notwendig mit sich bringt.

Bei dem innigen Zusammenhange des Auskunftswesens
mit dem ganzen Kreditverkehr wird die Weiterentwicklung
des Auskunftswesens notwendigerweise auch von der Weiter-
entwicklung des Kreditverkehrs abhUn^^^Mi. Diese Entwicklung
des Kreditverkehrs hat aber in unserer Zeit immer g^öfsere

Fortschritte gemacht, und der Kredit uuitafst heute schon alle

der Weltwirtschaft angehörigen modernen Kulturstaaten mit
einem einlieitlichen festen Band.

Es ist jedenfalls keine leichte Autgabe ftir den Leiter

eines Auskunftsbureaus, das seiner Aufgabe gerecht werden
will, diesem Fortschritte des Kreditverkehrs zu folgen und
sowohl in extensiver wie in intensiver Weise sich den höheren
Anforderungen anzupassen; es ist dies aber wiederum ein

weiterer Grund, der mr den Monopolcharakter eines derartigen

Unternehmens spricht, denn es kann eben nur ein grofses^ ge*
waltiges Zentralinstitut eine derartige Leistung oUbringen.

Eine weitere Organisation zum Zwecke der Selbsthttlfe

im wirtschaftlichen Leben, bestammt dazu, den isolierten Ge-
schäftsnrinTi Vm i meinen Operationen zu unterstfitzen, sind die

Vereine Kreditreform.

Ihren Mitgliedern ist die Möglichkeit gegeben, sich tiber

Kreditwtürdigkeit und Kreditfähigst eines Kunden zu orien-

tieren.

2. Die Vereine Kreditreform.
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UswmalnM und GtotohlohtUoliea.

Im Jalae 1881 wurde der erste Verein Kreditreform zum
Schutze g^en schädlichee Ereditgeben in Mainz nach dem
Vorbilde der früheren «SchutEgemeinschaften fttr Handel und
€towerbe* auf erweiterter Basis und mit einem gröüseren Pro*
gramme errichtet Weitere Vereine bildeten sich in Bingen,
DarinstMty Frankfurt a. M., Hanau ^ Offenbach a. M. und
WUrzburg und zwar traten als Mitglieder diesen Vereinen bei

Fabrikanten, Kaufleute und Gewerbetreibende aller Branchen.

Am li'^. August 1882 versammelten sich die Vertreter der be-

stehenden Vereine in Mainz, um einen auf dem Prinzip der

Gegenseitigkeit beruhenden Verband der Vereine Krediiretbrm

iü6 Leben zu rufen, wodurch die Leistungsßlhigkeit der ein-

zelnen Vereine erhöht wurde. Mainz war der erste 8itz des

Verbandes, 1885 wurde deridbe nach Speyer verlegt, seit

1888 Ist der Sita und die Verbandsleitung in Leipzig. Bis
Juni 1888 beschrftnkte sich der Verband auf Deutschland^
dann erstreckte er seine Tätigkeit auch auf fremde Länder.

Dadurch, dafs die Mitglieder und die Qescbäfbreisenden
bei der AuskunfterteiluDg mitwirken, und mit Rttcksicht auf
die Organisation der Vereinsbureaux ist diese Art der Aus*
kunfterteilung eine Vermischung der geschäfksfreundlicben und
der berufsmlQsigen.

Ebenso wie die Auskunftsbureaux haben auch die Vereine
Kreditreform im Anfang gegen Vorurteile der Handelsweit
anzukämpfen gehabt, üie Auskunfterteilung in der Hand vnu

Vereinen war etwas Neues und Ungewohntes, und erst all-

niitidieh konnten sie die Oe!?chäftswelt davon Uberzeugen, dafs

ihre Tätigkeit darauf gerichtet sei, die Interessen der Mit-

glieder zu fördern, und dafs der Verband eine Institution be-

rechtigter Selbsthülfe sei.

Wie sehr sie jetst in Blttte stehen, ergibt sich aus der
Angabe des Jahresberichts von 1900—1901 , wonach sie im
Jahre 1899 3800000 schriftliche und mttndliche Auskünfte er^

teilt haben.
Die Mitgiiederzahl ist im steten Wachsen begriffen;

wfthrend dieselbe

iHlCi 47 02H betrug, stieg sie

181»ti auf .^(i.Snl, 1897 auf TAm, 1898 auf 57927. auf

61 278, 19U<» auf t}a879; sie hat also von 1895— 19(.Hj um JO,8*»/o

zugenommen.
Zwischen den Vereinen und dem Verbände der Vereine

•leben die Qaurerbände, welche durch engeren Zusammen-
•cUufo der Vereine nach Provinsen au dem Zweck gebildet

worden sind, um die in den Verbands- und Vereinssatzungdl
sum Ausdruck gebrachten Zirle und Bestrebungen zu fbrdern.

Der Verband der Vereine Kreditreform hat den Zweck,
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„die Vereine Kreditietbrm in ihrer Tätigkeit wirksam zu unter-

stützen, die Lösung aller jener im Interesse von Handel, Ge-
werbe und Verlvehr sich ergebenden Aufgaben, welche dua
Gebiet eines £mzelvereint fibenchreiten , aDznbabnen und
dturchEUsetsen; insbesondere Reformen in der Technik des
Fembandeis, sowohl auf dem Gebiete des Aitsknnftswesena,

als auch des auswirtigen Rechtsschutzwesens anzuregen und
durchzuführen; mit auswärtigen, gleichartigen Verbänden
Gegenseitigkeitsvertrüge abzuselilielsen , wonach den beider-

seitigen Mitgliedern an den Ijoiderseitigen Gesehiifts.stellen die

gleichen Dienste geleistet worden: endlich an jennn Orten, wo
ein Verein Kreditreform noch nicht besteht, von dem Verbände
durch eigene Geschäftsstellen Kreditauskünfte zu erteilen und
eigene Vereine Kreditreform an solchen Orten zu gründen;
an allen wichtigen Plätzen und namentlich im Auslande
Korrespondenten und verlflfsliche Anwälte entweder direkt sn
bestellen und eu kontrollieren und sftmtlichen Vereinen bekannt
SU geben, oder von im Vertragsverhältnis stehenden Verbinden
bestellen und kontrollieren EU lassen; alljährliche Kongresse
mit gleichartigen aufserdeutschen Verbänden liohufs Beratung
und Durchsetzung von Reformen in der Technik des Fem-
handels unter den jeweils zu vereinbarenden Modalitäten der Ab-
stimmung und Beschickung abzuhalten. Die Verfolgung von

Erwerbszwecken, politischen, socialpolitisciieu oder religiöben

Zwecken ist ansgeschlossen".

In diesen Verband der Vereine Kreditreform wird jeder
Verein aufgenommen, der die vom Verbände festgesetzten

Vereinssatsungen anerkennt und das Eintrittsgeld besdblt. Die
Hohe desselben setzt der Verbandsyorstand fest, es mula
mindestens 500 Mk. betragen.

Aus diesen Eintrittsgeldern, dem Erlöse der Legitimations-

karten, durch welche sich die Mitglieder oder deren Reisende
auf der Reise bei Vereinen legitimieren, und aus den jährlich

vom Verbandstat^e zu bestimmenden Bfitn^gen werden die

Rosten der Verwaltung des Verl)andeö autgebracht.

Will ein Verein aus dem Verbände wieder austrctru, so

muis er seinen Austritt spätestens drei Monate vor Ablaut' des

Geschäftsjalirco , mit weichem die Mitgliedschaft enden soll,

dem Verbandsvorstande mitteilen. Anspruch an das Verbands-

ennOgen hat kein austretender Verein.

Ebenso wie einem Verein der freiwillige Austritt aus dem
Verbände zusteht, kann ein solcher auch ausgeschlossen werdeui
wenn er einen nach den Vereinssatzungen unfähig gewordenen
Geschäftsftlhrer trotz Aufforderung durch den VerbandsTorstand
nicht entläfst. Gegen die Ausschlieisung ist Berufung an den
nächsten Verbandstag /nlässig.

Den Namen „Verein KrcfÜtrnt'nriTi'* darf weder ein aus-

getretener noch ein ausgeschloäseuer Verein weitertohren«
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OrgftniMtion des Verbandes.

Die Organe des Verbandes sind der Verbandsvorstaad
und der Verbandstag.

Der Vorstand, welcher an die Beschlüsse des Verbands-
tages gebunden ist, wird auf zwei Jahn- von demselben ge*

wählt, und besteht wenigstens aus 10 Mitgliedern, von denen
2 ihren Wohnsitz am 8itze der Verbanasverwaltung haben
mUssen. Dieselben verwalte n ihr Amt als Ebrf^namt uurl er-

halten für Mühewaltuntr , Zeitaufwand und Auslagen eine Ke-

mnneration, deren Höiiu vuni Verbandstage bestimmt wird.

Der Vorstand mufs innerhalb eines Geschäftsjahres regelmäfsig

mindebtens einmal am iSitze der Verbandsverwaltung zusammen-
treten.

Dem Barean des Verbandes steht ein Geschäftsführer vor,

Uber dessen Anstellung und Entlassung der Verbandstag ent-

scheidet; von letzterem wird auch das Gehalt desselben fest-

gesetzt. Der Geschäftsführer hat sein Amt nach Anweisung
des Vorstandes zu yerwalten.

Der Verbandsvorstand hat unter anderem folgende Auf-
gaben zu erfüllen: „Die Verbandstage einzuberufen, deren Tagea-
ordnung festzusetzen und unter Beigabe eines summarischen
Ka.s8enabscblu88es den Vereinen zugehen zu lassen, dem Ver-
bandstaf^e Bericht zu erstatten, die Beschlüsse der Verbands-
tage Itekannt zu machen und tiir deren Ausfilhrung zu sorgen,

auf au.-sroichenden Antrag die aufserordent liehen Verbandstage
zu berufen ^ die Wahl der Vereinsgeschäftsführer mit Ge-
nehmigung des GauTorstandes zu bestätigen, sofern begründete
l^nwendangen nicht vorliegen; die Anträge, Wttnsche und
Beschwerden der Vereine, GeschäHtofÜhrer und Verbands*
bevollmächtigten entgegenzunehmen, gütlich 2U vermitteln und
die Streitigkeiten zwischen Geschäftsftihrern und deren Vereins-
vorständen oder Vereinen vorläufig zu entscheiden, soweit nicht

die Sat/uTif^'en anders bf stinimen; die Krrichtung neuer Vereinif

und ofhzieller Vertretungen.'*

Auf dem Verbandstage, welcher die Mitgliederversammlung
des Verbandes darstellt, erscheinen die Bevollmächtigten der
Vereine, die Mitglieder des Verbandsvorstandes und der \'er-

bandiigetichäfisfUhrer. Es gibt ordentliche und aulserordentliche

Verbandstage. Erstere tindeu alljährlich statt, letztere können
vom Verbandsvorstande in dringenden Fällen einberufen werden,
^Die £inberttfung mufs erfolgen, wenn 60 Vereine einen schriftt*

liehen Antrag unter Angabe des Zweckes und det Grtlnde
beim Verbandsvorstande stellen."

Die auf dem Verbandstage gefafsten Beschlüsse binden
sämtliche Vereine, welche dem Verbände angehören, wenn
<Ue Tagesordnung 4 Wochen vor dem Verbandstage den Ver-
einen mitgeteilt wird.
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Der ordentliche Verbandstag hält eine öffentliche Haupt-
versammlung und eine nicht öflfentliche Versammlung ab. Auf
der ersteren werden Gegenatftnde von allgemeinem Interesse

besprochen, auf der letcteren werden alle Übrigen Angelegen-
heiten erledigt, insbesondere auch die Dechargeerteilung an
den Vorstand, die Wahl des Verbandsvorstandes und Widerruf
der Wahl) die Wahl des VerbandsgeschäftsfUhrers und Fest-

setzung seines Gehalts, die Genehmig^mg des vorzulegenden
Budg'^ts , die Bestimmung des Ort^s, an weichem der nächste
Verbaiidstag abgehalten werdrii

Anträge zum Verbandstage können nur der Verbandsvor-

stand und die (jlauverbai)de stellen, und zwai müssen die von
letzteren zu stellenden Anträge mindestens 6 Wochen vor dem
Verbandstage dem Verbandsvorstande eingereicht sein. Ob
dringliche Antrüge zuaulassen sind, entscheidet der Verbands-
tag mit ^4 Mebrneit

Der Verband der Vereine Kreditreform setzt sich aus
Vereinen, Qauverbänden, Filialen und offiziellen Vertretungen
zusammen.

Am März i^Hil zäidie der Verband 8*iS Vereine, lö
Gauverbände, 370 Filialen und 7 oitizielle Vertretungen.

Die einzelnen Vereine.

Die Vereine haben den Zweck, „eine zeitgemäfse allge-

meine Reform des Kr nlits anzubahnen und Mifsbrauch desselben

zu verhindern, insbesondere die Mitglieder durch vertrauliche

Mitteilung vor geschäftlichen Verlusten zu schützen, eine

möglichst sichere Auakunfterteilung über Geschäfts- KreditVer-

hältnisse herbeizuführen, Handels- und Recbtsschutzinteressen

au fördern. Die Verfolgung von EIrwerbszwecken, politischen^

sozialpolitischen oder reltgiOsen Zwecken ist ausgeschlossen/
Bei den Vereinen ist das Sp^stem der Selbstverwaltung in

«lubeschrttnktem Mafse'durebgenihrt.

OrsaniBatioii der Vereine.

Die Organe des Vereins sind die Mitglieder- (General-)

Versammlung, der Vorstand und der Geschäftsführer.

Wer dem Vereine als Mitglied beitreten will, hat ein Ein-

trittsgeld von 3 Mk. und einen Reitrag von 12 Mk. j<thrlieh

zu entrichten. Die ijerin;jjfügigkeit di^'spr Leistungen bediiii^t

es, dals die Mitglieder sich verpflichten müssen, dem Vereine
mindestens zwei volle Jahre anzu^^ehören ; falls ein Mitglied

austreten will, hat es seine Austrittserklärung schriftlich ein

viertel Jahr vor Ablauf der Mitgliedschaft beim Geschäfts-

führer einaureichen. Wird dieses unterlassen, so bleibt die

Mitgliedschaft auf ein weiteres Jahr bestehen. Wird ein Mit-

glM aus einem Vereine ausgeschlossen» so darf es von keinem
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anderen Vereine wieder au%enonimen werden. Solcher Aus*
acUnCft «US dem Vereine erfolgt durch Beachlufs des Vorstandes»
wenn das Mitglied a* B. die ihm von der Qeschfiftastelle des
Vereins zugehenden vertraulichen Mitteilungen ^ insbesondere
die erteilten Auskünfte und die Listen nicht geheim hält» oder
wenn es vereinsschädlicbe Tendenzen verfolgt.

Auf der ordentlichen Generalversammlung, welche iiilirlicb

im ersten Kalenderquartal statttiiirlet , wird der ik'ncht des
Vorstandes und des (jresehäiLbi'ulirer.s entgegengenommen. Die-

selbe wählt auch die Vorstandsmitglieder und bestätigt oder

verwirft die Zuwahl des Vorstandes.
«Eine aufserordentliche GeneralTersammlung ist einzu-

bernfen, so oft der Vorstand es filr nötig hält, auf Antrag des
Verbandsvorstandes, auf den mit Gründen versehenen schrift*

liehen Antrag, der die Unterschrift von ein viertel der Mit-

gUeder, mindestens aber von zehn Mitgliedern trägt/
Der Vorftinid Gesteht ans mindestens drei Mitgliedern, die

aul' die Dam r von zwei Jahren gewühlt werden.
Derselbe stellt den Geschäftsführer mittelst schriftlirhen

\>rtri!«r''H an, die Wahl des letzteren mufs vom Verbandsvor-
.staiide bc.->liitigt werden. Zur ferneren Funktion des Vor-
fctandes gehört die Aufsicht über die Führung der Geschäfte,

J edoch hleiht das Material der Auskünfte rteiiung
im Interesse der Ge-heimhaltung von der Einsicht-
nähme ausgeschlossen**.

Aufserdem hat der Vorstand die Beschwerden und Wünsche
des Geschäftsführers und der Mitglieder zu erledigen, die

Generalversammlungen einzuberufen und zu leiten und den
Geschäftsführer bei Gewinnung von zuverliissigen Korrespon-
denten 7.um Zwecke der AuskunftertLMlun- zu unterstutzen.

Der Geschäftsführer führt du- (Tusehafte des Vt reins, ihm
liegt die Erteilung schriftlicher und mündlicher Auskünfte,
Äüwie die Erledigung des Mahnvertahrens ob. Sein Honorar
besteht in den Gesamt-Vereinseinnahmen; dafür mufs er alle

dem Vereine erwachsenden Ausgaben bestreiten, die Geschftfts-

«tdle unterhalten und die Beitrttge zur Verbandskasse leisten.

Er mufs entlassen werden, wenn er dauernd unfilhig zur
CtoschäftsfUhrung oder entmündigt wird» ferner, wenn er wegen
eines Verbrechens oder Veigehens rechtskräftig zu einer

Strafe verurteilt wird, neben welcher das Strafgesetz die Ab-
^rkennung der bürgerlichen Ehrenroehtc zullifst. und wenn er

in Konkurs gerät oder in der Li>te '1( r >taTiitV'>tariten stellt

Entspricht der Geschäftsführer den berechtigten Forde-
rungen nicht, Oller arbeitet er gegen das Interesse des Ver-

bandes, so kann der Verbandsvorstand den Vorstand eines

Vereins zur Entlassung des Geschäftsführers anhalten.

Die Mitglieder sollen Im Interesse des Vereins den Ge*
•cbSftafUirer bei der Auskunfterteilung unterstUtien^^iKa aind
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„dem Vereine für die Richtigkeit ihrer der Geschäftsstelle zum
Anmahnen überwiesenen Fordernn^'^en verantwortlich und
hftften tur die F' jlL'irn falscher Angaben, sowie für die Folgen

der m der Liste durch ihr Verschulden entstandenen Uiinchtig-

keiten**. Sie dürfen alle ihnen von der Geschäftsstelle zugehen-

den Auskünfte und Listen nur für sich persönlich benutzen;

dieselben tragen deshalb auch den Namen des betrefibnden

Milgüedes. Für jede Indtskredon hat das Mitglied eine

Konventionalstrafe ' Ton 25 Mk. an den Oeschttmührer m
sahlen, evtl. kann auch Ausschlufs aus dem Vemne erfolgen.

Die Mitglieder können die Geschäftsstelle aar Erledigung

des satzungsgemäfsen Mahnverfahrens, sowie zur Einholung
schriftlicher und mündlicher Auskünfte und zur Einsicht in

die Listen der Verbandsvereine benutzen. Dfip-ei^en kf^nnf^n

Mit^rlieder der übrigen Verbandsvereine oder (1( riMi Heisende

die Geschuttsstelle auf Grund der Legitimatintiskarte zur Ein-

holung von mündlichen und schriftlichen Auskünften in An*
Spruch nehmen.

Die Tätigkeit der Vereine.

Die Tätigkeit der Vereine nmfafst das MahnTerfahren and
die Auskunfterteilung.

Das Mahnverfahren erstreckt sich nur auf die Anmahnnng
von Forderungen ohne Rücksicht darauf, wo der Schuldner
wohnt. Krfolgt aut Grund der Mahnung seitens des Schuldners

eine Teilzahlung, so ist diese anzunehmen und nacli Abzug
des Portos p r o v i s i o n s f r e i an den Gläubiger abzuführen.

Will ein Mitglied einen Antrag auf Einleitung eines Mahn-
verlalirens stellen , so hat es sich hierzu eines besonderen
Formulars zu bedienen, welches auf den Bureaux unentgeltlich

abgegeben wird. Diese Mahnanträge müssen stets dem eigenen

Bureau, d. h. dem Bureau, bei welchem jemand Mi^Ued ist,

übergeben werden. Für Weitergabe der Aufträge ist Porto
und Einschreibegebuli] ])eizttflSgeD.

Die ethische Seite des Mahnverfahrens liegt darin , dafii

dem Schuldner kostenfreie Vermittlung des Vereinsbureaus
angeboten wird.

In dem Antrag aut Kinieilung des Mahnverfahren >, welcher

an den Vorstand des Vereins zu richten ist, hat das Mitglied

genau anzugeben

:

Den Vor- und Zuu.imeu des Schuldners , den 6umd des-

selben, den Wohnort und die Wohnung, den schuldigen Ge-
genstand, seit wann die Schuld bestät, und wie oft der
Schuldner vom Mitgliede gemahnt wurde und endlich die

schuldige Summe«
In dem Antragsformular ersucht das Mitglied den Verein,

den Schuldner zur Zahlung aufaufordem und nach gänzlicher

Erfolglosigkeit den Namen desselben in der nächsten Liste den
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Mitgliedern mitzuteilen. Das Mitglied hat weiter in dem An-
trage zu bestütigen, dafs es für die Richtigkeit seiner An ^^aben

haftet, und sich zu verpflichten, von jeder auch der geringsten

Ziihlung, welche seitens des in Verzug befindlicheu Schuldner»
direkt an ihn gelangt, den Vorstand innerhalb dreier Tage in

Kenntnis zu setzen. kSullte es eine solche Anzeige unterlassen,

so verpflichtet es sich zur Zahlung derjenigen Unkosten, welche
durch Ermittlung der gezahlten Betrüge yerursacht werden
•oUten.

Innerhalb dreier Tage nach Eingang des Antrages hat die
Ifahnung zu erfolgen.

In dem Schreiben des Vereinshareaus an den Schuldner
wird demselben nun mitgeteilt, daft das .Bureau von seinem
Mitgliede X« X. bevollmächtigt sei, den Betrag von Mk.,
welchen er dem X. X. scholde, von ihm einsuziehen und^ falls

nicht anverzOglich Regulierung erfolge, das Mahnverfahren

fegen ihn einzuleiten. Der Schuldner wird dann noch mit
em Zwecke des Mahnverfahrens bekannt gemacht und darauf

hinirewiesen , dafs sein Name, falls er die Schuld nickt be-

cieirlir, in einer Liste aufgenommen rde, welche sUmtlichen
V«*ri);i !i<lsniitgliedern zugehe. Mit Kiu ksicht auf diesen Um-
stanti wird er dann nochmals aufgefordert, durch freiwilligen

Ausgleich das Verfahren überflüssig zu machen.

Bleibt die erste Mahnung unberücksichtigt, so erfolgt

suätestens 14 Tage nach derselben die zweite und letzte

ZahlnngsauiForderung. In dieser wird auf das erste Sdireiben
Bezug genommen und nochmals die Aufnahme in die schwarze
Liste in Aussicht gestellt. „Ihr Schweigen,** heifst es in dieser

letzten Aufforderung, »gilt, wie bereits in unserem ersten

Schreiben an Sie erwähnt, als Anerkennung fraglicher Schuld,

und mufs daraus geschlossen werden , dafs Sie keine stich-

haltige Einwendung' vorzubringen in der Laii-e sin'l. Anr><er-

d^?n erwachst Ihnen durch Nicluljoaciitung unsei i i- angelif^tciicn

\ ennittlung, abgesehen von den hohen Kosten im Falle einer

Klage, der Nachteil, dafs wir bei Aurtkünften, die über Sie bei

una verlangt werden sollten, diese Tatsache im Interesbe der

Anfragenden erwähnen müssen. Wiederholt bieten wir unsere
unentgeltliche Vermittlung aur Herbeiführung einer gütlichen

Verstindigung mit Ihrem Gläubiger an/
Läfst auch der Schuldner diese letate Aufforderung unbe-

rQcksichtigt, so wird sein Name in die schwane Liste auf-

genommen, falls das antragende Mitglied nicht Gegenteiliges

verfügt.

,Dagegen soll unverschuldetem Unglück gegenüber die

Humanität nicht aus dem Auge gelassen werden; gegen
Schwindel, Chikane und Böswilligkeit ist mit aller Strenge

Tonragehen."
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Im MahnTerfakren wurden
Änfiremeldet

9863325,40
einkassiert

1805 4 393 365,58 44,5

1890 10088176,49 4586676,62 45,6

1807 10007 933,3(5 4 322102,56 43,1

1898 10 572975,57 4 888104,93 46,2

1899 11359075,81 5584993,15 49,1

1900 11948607,01 6522845,91 54,6

Wird dem Schuldner eine Fn»t bewilligt, oder leistet er

eine AbschlagszabluDg, oder macht er die Einrede, daCs es sich

bei der in Rede stehenden Forderung um eine Difibrenz handle,

80 ist das Mahnyerfahren hiermit erledigt Zur Erneuerung
desselben ist ein neuer Antrag erforderlich.

Die schwarzen Listen werden periodisch herausgegeben;
sie tragen den Namen des betreffenden Mitgliedes, das sie

empfängt, unrl sind nur zu dosapn porf^önliehem Gehrauch be-

stimmt Nichtmitgiiedern gegenüber sind dieselben streng ge-

heim zu halten.

Die Liste it$t nach folgendem Schema eingerichtet:

Wohnort, Name, Stand u. Woh«
anng des säamigen Schnldnera.

Aufj^oDommen vom
Verom Eieditrefocm

Ffir den Verein
Kveditrefbfm

s. B. Berlin, X.X^ Bestsnrateor,
Xstrafae Nr. la

iierlia Stettiu

In diesem Falle hat also der Verein Stettin die Aufnahme
des in Berlin wohnenden säumigen Schuldners X. X. bei dem
Verein Berlin beantragt.

Auiser diesen scliwarzen Listen werden sogenannte Such-
listen herausgegeben, welche unter ausdrücklicher Verantwort-
lichkeit düä Auftraggebers ebenfalls nur für den Gebrauch
der Mitglieder bestimmt sind. Diese Suchlisten haben den
Zweck, den unbekannten Aufenthalt von Schuldnern su er*

mittein und werden nach folgendem Schema aufgestellt:

Oesueht werden Letster Wohnort Suchender Verein

s. B* X. X Schneidenneister Berlin StetHu

Diese Suchlisten werden in dem Organe des Verbandes,
der Verbandszeitung, welche den Mitgliedern unentgeltlich su*
gestellt wird, veröffentlicht.

Durch die Suchliste wurden ermittelt:

1895 233 Personen 18^.>Ü 2(»Ü Personen
1897 264 „ 1898 224 ,
1899 247 „ 1900 200 „
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Die AuBkunfterteiiung.

Gemäfs der ganzen Organisation f!nr Vereino geschieht
auch die ^aiize Auakuniterteiiuag nach dem Frinup der
Dezentraliaution.

Die Vereine erteilen nur an Mitglieder Auskünftn und
nur über Gciichäfts- und Kreditverhältnisse. Die Auskünfte
werden mit der Sorgfalt eines ordentlichen Kaufmannes ein-

geholt unter Ablehnung jeder Haltpflicht Dem Auskunft-
erteiler wird Diskretion zugesichert

Die Auskünfte kommen zu stände durch Mitwirkung der
Mitglieder, welche den Geschftftsfuhrer bei der Auskunft-
erteilung unterstutzen mttssen (geschäftsfreundliche Auskunft)
und durch Mitn irkung von Korrespondenten, welche an Orten
angenommen rden, an welchen keiii^^ Vereine existieren.

Dieselben erliaiten für ihre Tätigkeit eme geringe Vergütung
z. H. bis 50 Pfg. für eine einfache Auskunft (berufsmäfsige

Auökunft).

Wie bei Schimmelpfeng dienen auch hier sur Beantwortung
der Anfrage bestimmt Torgeschriebene Fragen ab Richtschnur»

Ein Verzeichnis der Korrespondenten ist vom Verbands-
hureau zusammengestellt uud hndet sich auf jedem Vereins-
bureau vor. Die Zahl der Korrespondenten betrug am
31. ]SIärz Uiol 85 221 in Deutschland, 8303 in aufserdeutschen

und überseeischen LUndern, also insgesamt 43524.
3Iundlichf Auskünfte sind, wenn sie ohne weitere

Recherchen aus dem bereits vorhandenen Material gegeben
werden können, kostenlos.

Will ein Mitglied oder dessen Reisender auf der Reise

von irgend einem Bureau eine mOndliche Auskunft habeui so

müssen sie sich durch ihre Legitimationskarten ausweisen.

Diese Legitimationskarten gelten für ein Kalenderjahr, sie

werden auf den Namen des Inhabers ausgestellt, kosten 1 Mk.
und sind mit dem Stempel des Verbandsvorstandes versehen.

Die Ausgabe der Legitimationskart^n wird von Jahr zu

Jahr eine gröfsere. Die Zahl der ausgegebeneu Karten betrug

1895 29()6t3, 1900 3483(3.

Die schriftlichen Auskünfte werden vom Vereinsbureau

aus sämtlichen Orten des In- und Auslandes besorgt. Um eine

Erleichterung des Verkehrs herbeizuführen, sind auf den
Bureaux Anmigezettel in Heften (gewissermaÜsen Abonnements-
hefte) kAuflich zu erwerben, und zwar kostet ein Zettel 80 Pfg.

für Deutschland ; für das Ausland besteht ein besonderer Tarif.

Eine schriftliche Auskunft, welche nicht mittels Anfragezettels

eingeholt wird, kostet fUr Deiifechland 1 Mk. Mittels eines

Anfragezettels kann von jedem beliebigen Vereinsljureau eine

Auskunft eingeholt werdf"!!. Will z. B. ein Mitglied des Ver-

eins Kreditreform Berlin über einen Kaufmann in Wiesbaden
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eine Auskunft einlioien, 00 schickt er üöineE auigetuiltön An-
fragezettel, auf welchem Name und Wohnung des Angelragten
genau anzugeben sind, direkt an das VereinabimHi nach
Wiesbaden. In ^nem solehen Falle mOMen deli die Oeachifb-
fbhrer der Bnreaux Berlin und Wiesbaden in die Gebühr von
80 P%. teilen. Die Verrechnang wird Tom VeriHuidsboreaa
in Leipzig besorgt.

Jedes Mitglied erhält ein Verzeiclinis der Bureaux des
Verbandes der Vereine Kreditreform, aut'jL'estellt vom Verf».'inils-

liureau. Der Verband unterhalt Bnreaux in Belgien, Buiii^ariea,

Dänemark, Deutschland, Frankr- i' h. Grof^ibritannien, Iialien,

Montenegro, den Niederlanden, >><»rwegen, <^sterreich-Ungara,

0«*t-Rumelien
,
Rumänien, Schweden, Schweiz, Serbien, der

europäischen Türkei.

in diesem Venseicbnis ist neben der Stadt, in welcher sich

ein Bureau befindet, der Name des Gesclilfbifllhrers und die
Sprechstunde angegeben.

Mit jedem Anfragezettel kann nur eine Aoakunit einge»

boit werden.
Benutzt ein Mit^^lled keinen Anfragesette!, 80 muis es sioh

stets an das eigene Bureau %vendcn.

Ebenso wie unsere Auökunttshureaux erteilen atich die

Vereine Nachträge zu ihren Auskünften, wenn innerhalb eine*

Zeitraumes von (') Monaten nach Erteilung einer Au.^kunft

dem Gebchäftsllihrer wesentliche Veränderungen bekannt
werden. Die Korrespondenten sollen durch eine ihnen suge-
sicherte Gebtthr, welche die gleiche ist, wie IHr neue Aus-
kunft JEU Mitteilungen tlber Veränderungen angehalten werden.

An schriftlichen Auskünften wurden von den Vereinen
erteilt:

1805 1 162502 18% 1104199
1807 1354015 1808 1525 049
1899 1039384 1900 17(>5328

Die Uauverbände.

Jeder Verein mufs einem Gauverbande angehören; letstere

habcMi den Zweck, die in den Verbands- und Vereinssatzungen

zum Ausdruck gebrachten Ziele und Bestrebungen zu fördern.

Die Oauverblinde entst<'hen durch engeren Zusammcnsehlufs
von Vereinen, welche eine besondere Interessengemeinschaft

haben. Die in einem nichtdeutschen Stinte vorhandenen
Vereine bilden ohne weiteres einen eigenen üauverband. Zur
Zeit bestehen folgende üauverbände:

Gauverband Baden-Pf?dz,

Gauverband Bayern ircchs d, Rheiusj, Württemberg,
Koburg, Sonneberg,

Gauverband Brandenburg, Pommern,
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Gauverband Provinz Hessen-Nassau und Grofsherzogtum
Hessen,

Qauverband der Mosel-, Saar- und ReiohBlande,
Norddeutscher Gauverband,
Gauverband der Provinzen Fceen, Ost- und Westpreufsen,
Gauverband Rheinland^
Thüringischer Gauverband,
Gauverband der Vereine des Königsreichs und der Pro-

vinz Sachsen, sowie der Vereine in Altenbuijg, Braun-
schweig und Anhalt,

Gauverhand der Provinz SchlesieUi

Gauverband Westfalen,

Englischer Gauverband-, derselbe uintalst »amtliche Vereine
von Grofs-Britannien und Irland,

Niederländischer Gauverband; derselbe umfalat sämtliche
Vereine in den Niederlanden,

österr.-Ungar. Gauverband; derselbe umfafst sämtliche
Vereine der Österr.-Ungar. ^Monarchie,

Schweiber. Verband; derselbe umfafst sämtliche Vereine
in der Schweis.

Die Vereine Antwerpen, Christiania, Kopenhagen, Stock-
holm, Verviers gehören noch keinem Gauveroande an.

Der oben erwähnte Zweck der Gauverbande soll durch
„Versammlungen und Beratungen der Vereins-Geschäftsftihrer

über die ;;emachten Wahrnehmungen und durch Vorschläge
sowie durch den Meinungsaustausch über Vereinsanirelegen-

hciu^n, durch gemeinsame Anträge zu den Verbaudsuigeu,
durch regelmftfsige Herausfrahe der Gauliste und Vereins-

berichte sowie durch BebciLi^uug bestehender Mangel erreicht

werden'*.

Der Vorstand des Gauverbandes hat unter anderem auch
die Streitigkeiten swischen Vereinen und «wischen Geschäfts-
fulirern zu schlichten und fUr schleunige Besetzung erledigter

GeschäftsfUhrerstellen Sorge zu tragen. (Die oben genannten
Ver<'ine, welche noch keinem Gauverbande angehören, würden
sich mit Differenzen direkt an das V(.'rban(lsl)ureau nacli Leipzig

zu wenden haben.) Eine Unterbrechung der Auskunfterteilung
soll mögllrlist vermieden werden. Ist ein neuer Geschäfts-

führer aniiu.stellen , so ist die Wahl eines sulchen zu treffen

durch den VorsiLzi inU a oder irgend ein anderes Mitglied des

Gauverbaudes und durch den V^orsitzenden des Vereins, bei

welchem ein neuer Geschäftsführer angestellt werden soU.

Dieselben haben sich persönlich hierüber ins Einvernehmen
SU setMU.

Walen.

Filialen können von einem Vereine mit Genehnngung des

V^erbandsvorstandeä errichtet werden. 8ie sollen die Auskuuft-
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erteilung Termitteln sowie scbriftliche und mttndliche Auskünfte
über ihren Platz wie der Verein erteilen.

Das MahnTerfahren liegt nicht im Bereiche solcher

Filialen.

Die Inhaber von Filialon sind von den Vereinen, durch
welche solche ins Leben gerufen werden, genau über ihre

Funktionen zu instruieren und stetä unter Kontrolle zu halten.

Of!flsielle VArtvettmgoiL.

Die offiziellen Vertreter werden Tom Verbandsvorstaode
in solchen Lllndem angestellt, in welchen keine Verbands-
ereine Kreditreform bestehen, Sie haben die Auskunft*

erteilung in gleicher Weise wie die Filialen zu vermitteln.

Aufser dem Mahnyerfahren und der Auskunfterteilung

ttbernehmen es die Vereine auch, ihren Mitgliedern Bezug"3-

qn^'Uen und Absatzgebiete naclizuweisen , denselben Agenten
iintl jnristiache Vertreter autzugeben, sowie sie in Konkursen
zu vertreten. Ein Verzeichnis von Advoiwaten, Keclitsanwälteu

und Notaren , welches vom Verbandsbureau üusamniengestellt

ist, geben die Vereine ihren Mitgliedern zum Selbstkosten-

preise ab.

Wir haben schon oben als Oi^gan des Verbandes die

Verbandszeitung erwähnt; dieselbe erscheint monatlich und
wird sämtlichen Mitgliedern kostenlos zugestellt. Sie enthält

auber der schon aufgeführten Suchliste eine internationale

Warnungstafel, das ist ein Verzeichnis von internationalen

Warenschwindlern, das namentlich für Exportfirmen von
Nutzen istj ferner die Beschlüsse der Vevbnndstat:' sowie über-

liaupt alle den Verband angehenden Bekannuiiarhungen, end-

lich auch Aufsätze von Fachgelehrten über volkswirtschaftliche

und Kechtsfragen.

Zum Schlufs wollen wir noch bemerken, dafs die Zahl
der in den Verei n sbnreaux beschäftigten Personen am
31. Dezember 1900 1038 betrug. In dieser Zahl sind nicht

eingerechnet die auf dem Verband sbnreau beschäftigten

Personen» die Leiter der Filialen nnd die offixieUen Ver-
tretungen.

Kritik.

Betracliteii wir diese Vereine Kreditreform mit kriti.sciuTi

Augen, 80 müssen wir als etwas canz Bedeutendeö die mtind-

liche Auskunft hervorheben, die der auf der Reise beHn<üiche

Kaufmann oder Reisende eines einem Vereine angehörenden
Handlungshaoses bei jedem Vereinsbureau gegen Vorzeigung
der Legitimationskarte erhält; dieselbe ist, uills im ArchiT
Yorhanden, wie schon oben bemerkt, sogar kostenlos. Es ist

so dem Kaufmann auf der Reise Gelegenheit geboten, ehe er

einen neuen Kunden erwirbt, sich schleunigst Uber die



XXI 2. 65

Bonitttt deuelben vorher zu infonnimD , wodurch das Zu-
Atandekommen von unsicheren Gesehttften manchmal vermieden
werden durfte.

Andererseits können die Vereinsbiireaux durch ihren Ver-
kehr mit den Reisenden ihr Material über Zahlungsweise und
GeschRfts^'t'hnron der Kundschaft erheblich bereichern, was
dann wiedtT allen Mitgliedern zu Gute kommt.

[niHierhin ist aucli hier, wie bei den Auskunt'tsbureaux,
vorauszusetzen, dafs die Geschätt«tuhrer der Burtjaux objektiv
und ohne Beeinflussung ihre Auskünfte erteilen.

Bedenklidi ist bei diesen Vminen, dafs die Auskunflt-

erteilung der QeschttftsfUhrer absolut keiner Kontrolle
untersteht, sondern da(s dieselben in diesem Zweige ihrer

Tätigkeit vollständig selbständig sind (s. 8. 57), während ja
ihre Tiüigkeit auf dem Gebiete des Mahnverfahrens der
Kontrolle des Vorstandes unterliegt

Da die Geschuttsfiihrer ihr Amt häufig neben ihrer anderen
Tätigkeit verwalten, so kann es doch vorkommen, dafs sie bei

den Au8kiinff<^n nicht ii liiuterei^siort sind, »indes mufs deshalb
bei der Auswahl des Geschäftstuhrer» doppelt auf charakter-
feste Peraoneu gesehen werden.

Die Gefahr läge ja auch nahe, dafs eine Auskunft Uber
ein Nichtmitglied des Vereins aus dem Grunde ungünstig
anafallen konnte^ weil dasselbe einer wiederholten Offerte seitens

des Oeschäftsfiihrers, dem Verein als Mitglied beiautreten,

nicht entsprochen hat. Fliefsen docli die gesamten Einnahmen
des Vereins y sowohl die aus den Mitgliedsbeiträgen, als auch
die aus der Auskunfterteilung, in die Tasche des Geschttfts-

ftlhrers.

I Mese iielbslandigkeit der Geschäftsführer bezüglich der
All kitnfterteilung darf man deshalb wohl als Nachteil be-

zeiciiiien.

Wenn sich diu Vereine auch im Laufe der Jahre enorm
entwickelt haben, und auch ihre Tätigkeit Anerkennung finden

mnis und auch ündet, so kann dieses Prinzip der vollständigen

Desentralisation doch nicht solche guten Leistungen hervor^

bringen, wie sie ein grofses, zentralistisch geleitetes Institut

bieten kann, bei welchem alle Fäden in einer Hand liegen«

Wir haben oben gesehen, dafs Schimmelpfeng zwar auch im
Laufe der Zeit das reine Prinzip der Zentralisation im Interesse

einer schleunigen Erledigung der Anfragen durchbrochen liat,

indem die Filialen die Auskünfte direkt an die Anfragenden
erteilen k?^nnen; immerhin ist aber d&a zeuiraiisti»ehe Prinzip

<ladiin.h ^ewalirt geblieben, dafs von jeder Auskunft, welche

eine Filiale erteilt, sofort eine Kopie an die Zentrale nach

Berlin geliefert werden mufa«

Die einaelnen Bureaux der Vereine Kreditreform aiiid

eittaeln betrachtet nur kleine Institute^ während Grofses auf
Wtiihnagn» XXI 8> — S« iro. 5
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dem Gebiete des Auskanftswesens nur geleistet werden luum,
wenn ein gewaltiger Apparat mit der nötigen Kontrolle auf
zentralistiscber Basis arbeitet.

Dieser Mangel, welcher der Vereinsorganisation anhaftet,

könnte aber in rler Woi^^f leicht beseitigt werden, dafs man
eine Zentrale eim ic litc t. an \velclie sämtliclu' N'en'ine. FilinUni

und ofrizielle Vertretungen die von ihnen ertbilt'-n AuskunUe
einzureictieu haben. Hierdurch könnte ebenso wie bei

Schimmelpfeng ein grofses Zeutralarchiv ge.schafl'en wertlen,

und es wdrde eine Organisation entstehen, die in Yollkommener
Weise den Aufgaben, welche mit der Krediterknndigung ver-

bunden sind, gewachsen wftre.

Was nun endlich das Mahnverfahren anlangt, SO kann
man hier die Bedenken

,
welche bei Auskunftsbureaux durch

die Verbindung der Tätigkeit der Auskunfterteilung und des
Eintreibens von Forderungen berechtigt sind, fallen lassen,

da ja die Vereine das Mahnverfahren kostfiilns bosf>r<^en.

Es würde sich hier tragen, ob das AufnehnKii ^;^ inniger

Schuldner in die schwarzen Listen gerechtfertigt t JacliciuL

Gerlach will die Aulnahme von Schuklnern in diese Listen

nur dann zugeben, wenn die Schuld des An^cinahnienj sei es

durch Anerkennung oder richterliches Urteil bereits erwiesen

ist, nicht aber vorher, wie heute üblich.

Wir können uns dieser Ansicht aus praktischen Gründen
nicht anschliefsen

;
denn, wenn jeder Ranmiann einen säumigen

böswilligen Schuldner erst durch einen langwierigen Proaefii

sur Anerkennung seiner Schuld zwingen sollte, so wftre das
für unseren Handelsstand doch von unendlichem NachteiL
Sirhcrlicli erscheint es uns besser, dafs ein »SchuldruT durch
die Aussicht, in die schwarze Liste zu kommen, dazu augeluiiten

wird, seinen Gläubiger zu befriedigen.

Gerlach hätte u. E. Recht, wenn die Aiilnahnie in die

schwarze Liste auch dann erfolgen würde, wenn der Schuldner
gegen die Anmahnunff aus irgend einem Grunde Widerspruch
erhebt In einem solchen Falle wird aber, wie wir gesehen
haben, der Schuldner nicht in die Liste aufgenommen, viel-

mehr das Mahnverfahren eingestellt. Es kommen nach den
Bestimmungen des Vereins ja nur solche Schuldner in die

Liste, welche jeder Aufforderung aur Zahlung hart*
näckig mit Stillschweigen begegnen.

Mit Rücksicht hierauf kann man wohl sagen, dafs der
Verband erzieherisch wirkt, indem er den .Schuldner moralisch

zwingt, seinen Verptiichtungen nachzukommen und ihm erschwert,

seinen Kredii zu überspannen.

Bewerkenswert ist auch noch, dafs die Namen der
Schuldner, welche nachträglich, nachdem sie berieits in die

schwane Liste au%enommen waren, Zahlung leisten, auf der
lotsten Seite der nftchsten schwarsen Liste deutlich aii%efiihrt
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werden, womit die ReliAbilitierang dieser Schuidoer bekannt
gegeben wird.

•S c Ii w a r z e L i s t e u der e i ii z 1 ii e n E r w e r b a z w e i g e.

Im AnschluTs an die Listen der säumigen und böswilligen

Schuldner, die die Vereine Kreditreform herausgeben, und
denen eine Berechtigung nicfit abzusprechen ist, soll hier

noch auf die Institution der sogenannten schwarzen Listen

hingewiesen werden, welche als Akt der Selb^tlmlfe die Mit-

glieder eiiizeiuer Erwerbszweige unter sich einrichten. Die
Namen der in die Liste aufzunehmenden schlechten und säumigen
Scbnldner werdmi vob einer ZentnJetdle siiianuiiengesteUt und
den Mitgliedern der Vereinigung Yertraulich sugeaandt.

Auf Antrag auch nur eines Mitgliedes erfolgt die Aufaabme
in eine solche Liste.

Da der AnlaCs zur Eintragung httufig nur ein vereinzelter

Fall ist, in welcliem der Schuldner nicht zahlen will oder
kann, und da die J^erechtigung zur EintrajL^-ijnij^ sich in keiner

Weise kontrollieren läfst, so kann man aus der Aufnahme in

die •*(•}» warze Liste noch nicht ein Urteil über die Kredit-

würdigkeit der Eingetragenen fUUen. Es wäre also diese

L'k^ie von allen denen, welcheu sie zugeht, mit der nötigen

Vorsicht SU benutzen. Die Eintragung beschränkt sich nicht

nur auf die Berufsgenossen, sondern erstreckt sich auf alle

Klassen von Schuldnern, die irgend wie ihren Verpflichtungen
einem Berufsgenossen gegenüber nicht pflnktlich nachgekommen
sind. Bei der beschränkten und vertraulichen Zirkulation der
Listen wird der Schuldner nur äufserst selten von der Ein- .

tragung seines Namens in die Liste Kenntnis erhalten. Es
wirrl ihm also nneh keine Gelegenheit geboten, sich irgend
wie zu rechtfertigen, die Grundlosigkeit der Eintragung nach>
zuweisen und eine Kemedur eintreten zu lasjien.

kann auf selten des Gläubigers nur die Absicht vor-

liegen, einen Schuldner, dem er nicht wohl will, zu chika-

nieren, und eine solche Absicht kann auch bei dem geringsten

Attlals 8ur Eintragung in die schwarze Liste flihren. Amser-
dem kann auch ein Irrtum Aufnahme in die schwarze Liste

enuftlassen, indem also eine falsche oder unterlassene I^iehung

seitens des Gläubigers eine Schuld konstatiert^ die in Wirklich-

keit nicht vorhanden ist.

Es kann femer der Fall sein, dafs die Zahlungsunfähigkeit,

welche den Schuldner in die schwfirze Liste gebracht hat,

nur vorübergehender Natur ist. dals er bei einiger Nachsicht
sein«' N'erhältnisse soweit sanieren würde, um allen Ver-

pflichtungen nachzukommen. Ist aber die Eintragung einmal

ge^cheheu, so wird ihm diese Sanierung sehr erschwert oder

unm()glich gemacht , und es wird dann durch die Eintragung
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nidit nur der Schuldner, sondern rach der Kredi^eber ge>
schftdigt

Diese Listen haben dann noch den Fehler, dafs der Name
dessen, welcher einmal darin aufgenommen ist, auch nach
Zahlung seiner Schuld in denselben stehen bleibt, dafs also
eine Umschreibung in eine weifse Liste, wenn man so sa^en
darf, die ebenfalla allen Mitgliedern zugestellt wUrde, nicht
stattfindet.

Efl wird also ein geheimes Gerichtsverfahren aust^eübt,

es wird, ohne dafs der Beschuldig Le oder Zeugen vernommen
würden, ohne dafs eine Verteidigung stattfände, ein Urteil

geflUit, das die geschUftUche Ehre and den Kredit des Ver-
urteilten schwer antastet Einem solchen Verfahren haHtan
naturgemüfs air die Mängel in erhöhtem Mafse an, die mit
der Heimlichkeit der Bechtsprechung Überhaupt Terbunden sind.

Aus air den angeführten Gründen erscheint diese Art der
schwarzen Liste eine höchst bedenkliche Einrichtung zu sein,

und die Gefahren, welche sie nach sich aiehen kann, und
auf welche wir oben hingewiesen haben , lassen sich nur da-
durch einschränken , diifs man vor der Eintragung von der
Tatsächliehkeit der iSchukl sich überzeugt, dafs also eine

sichere Unterlage tUr das Vorhandensein der Schuld auisu*
weisen ist.

Das iöt z. B. der Fall bei der i'rotestliste des Vereins
deutscher Banken, die daher hier eine nähere Betrachtung er-

fahren sollen.

Diese Protestliste erscheint allwöchentlich in Braunschweig.
Die Unterlage für die Schuld bildet hier das Accept. Auf-
genommen in diese Liste werden Acceptanten von Wechseln,
die über einen Betrag von mindestens 300 Mk. lauten, fiüla

sie ihr Accept unter Protest ^ehen lassen.

Jedes Mitglied des Vereine erliäh ein Verzeichnis der
Mitglieder, in welchem bei judeiii Naiiieii die Mitgiiedsnummer
angegeben ist; femer erhält jedes Mitglied sog^enannte Au-
meldezettel, die mit seiner Mitgliedsnummer versehen sind

und zum Zwecke der Anmeldung ausgefüllt der ZentraUtelle

In Braunsehweig eingesandt werden mOssen.

Diese Anmeldezettel sowie die Protestliste weiben folgendes

Schema auf;

1-

Aufge-
geben
von Nr.

2.

Betrag
Mk.

3. !
4.

der Accep-
tanten

Na- iWohn-
men | ort

5.

Bener*
hangen

6.
1

Der AuBSteU
eigenen W

ersten In

Name

7.

er besw. bei
echsehi dm

Wohnort

1. aoo X.X. Berlin HJP. N. N. Magdeburg
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StMilt« 1 gibt die Mitgliedsnumnier An, nach welcher also

jedes 5litglied aas dem Veneichnis den Namen der anmelden-
den Bank ersehen kann.

In Spalte 5 unter Bemerkungen, werden der Kttrze halber
Cbiffem benutit So bedeuten:

Ag. Abschlagszahlung {gro?s) Uber 50 ^/o,

Ak. Abschlagszahlung (klein) unter 50 ®/o,

A.F. angebliche Fälschung,
D. Domizil.

E.W. Eigener Wechsel,
H.P. IJiiuf^u: Proteste,

K. Konkurs,
N.E. Nachträgliche Emlusung,
Z. Zahlungseinstellung.

Irrtumliche Meldungen sind hier natürlich ebenso wenig,

wie bei den anderen schwarzen Listen ganz ausgeschlossen,

lat s. B. der Beamte, welcher die Anmddeaettet ausittfUlleii

bat, unachtsam, so werden auch fehlerhallte Meldungen se*

macht werden, und es kann dann auch Yorkommen, cwis der
Name eines Bezogenen, welcher den Wechsel gamicht acceptiert

hat, zur Liste aufgegeben wird. Fernere Fehler, welche auf
Unachtsamkeit des betreffenden Beamten sich zurtlckführen
In-^sen, sind die, dafs Acceptant und Domiziliat oder Acceptant
und Aussteller etc. verwechselt werden. Dafs solche Trrtdmer

aber eine wirklicii*' Kreditentschädigung ftir die Betreifenden

zur Folge hiib< ii. unterlifi^t keinem Zweifel.

Eis hat intoiged essen der Verband zur Vermeidung von
solchen Vorkommnissen, und um diese Protestlisten gegen
Verletzung der Verschwiegenheit «u schützen, in der Vereins-

vemammlung vom Juni llHJl folgende Resolution angenommen

:

1. Die Prutestlisten sollen nur von den Direktoren persön-

lich oder falls untunlich nur von höheren Beamten ge-

Ofihet werden. Die Bearbeitung soll nur durchaus su*

erllssigen Beamten Ubertragen werden, nach derselben

sollen die Listen sicher verschlossen worden.

2. Vermutet ein Mitglied einen Irrtum, so soll es sich an
das in Spalte 1 beseicbnete Mitglied wenden, welches

die Sache untersuchen und eventuell Berichtigung ver>

anlassen wird.

3. l^t es ratsam. d*^n Aeeoptuiiten eines als protestiert ge-

meldeten Wechsels sogleich zur Rede zu stellen, oder will

ein Mitglied die Protestmeldung zur Walirun;; berechtigter

Interessen benutzen, so darf dies nur ohne (Quelleuaugabe

geschehen.

4. Sollen die Meldeaettel durch einen höheren Beamten vor
der Absendung durchgesehen werden sur Vermeidung
grober Versehen bei den Meldungen (a. B. Aufgabe un-

L.icjui^L.u [^y Google
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acceptierter Wechsel, Verwechslung von Acceptanten und
Domiziliaten oder von Aussteller uml Acceptanten).

Die Schwierigkeiten, welche der Ausführung der in obiV'er

Resolution vorgeschlageneu Mai'sregeln besonders in einem
grofsen Betriebe mit weit verzweigter Arbeitsteilung im Weg©
stehen, lassen erkennen, wie mangelhaft der Schutz ist, der
damit gegen irgendwelche mifsbräuchliche Verwendung der
Proteattisten geboten werden soll.

Die Direktoren eines solchen Unternehmens dürften wohl
kaum in der Lage sein, die bnohstäbliche Befolgung jener Vor-
schriften durchzusetzen.

Die Torsichtige Behandlung einer derartigen Liste und
ihre Zuweisung an zuTerlässige Beamte gebietet sich eigentlich

von selbst.

Es ist keine Fra^c, dafs der Banquier aus der Benutzung-

der Protestliste wirklichen Vorteil ziehen kann. Er wird

selbstverstiindlich nicht einen Wechsel in sein Portefeuille auf-

nehmen, dcbsen Acceptaut iu der Proteitliste geuaiint worden
ist; in dieser Weise sann er sich gegen eine Reihe von Ver-
losten, die ihn sonst treffen würden, schfitcen.



Die rechtlielis Seite dee Ausicanfttweeens.

Ala am 1. Januar 1900 zugleich mit dem liurgeriicheü

Gesetsbuch für das Deutsche Reich das neue Handelsgesets-

buch vom 10. Mai 1897 in Kraft trat, wurde durch letzteres

eine auf&llige Erscheinung beseitigt

Nach dem Allgemeinen Deutschen Handelsgetzbuche von
18dl — im nachfolgenden kuns als altes Handelsgesetzbuch
bezeichnet — galten die von den seit Anfang der ISiiOer Jahre
in Deutschland beistehenden Auskunftsbureaux betriebenen Ge>
Schäfte nicht als Handelsgeschäfte.

Infolgedesaea galten die von den Auskunftsbureaux ange-
nommenen Bezeichnungen nicht als Firmen; sie konnten des-

halb auch nicht in das Handelsregister eingetragen werden;
denn als KaufiDnann im Sinne des alten Handelogesetzbuches

St nur derjenige^ der gewerbsmäfsig Handelsgeschifte betrieb,

kikel 4 des alten H.G.B.
Den Begriff der Handelsgeschäfte stellten die Artikel

271 ff. auf.

Inhalts dieser «gehörte aber auc)i die gewerbsraäfsige Er-

teilung von Auökünften nicht zu den Handelsgeschäften.

Anders nach dem neuen, jetzt geltenden üandeläge^etz*
buche.

Nach § 1 Absatz 1 desselben ist Kaufmann, wer ein

Handelsgewerbe betreibt

Welcher Gewerbebetrieb als Handelsgewerbe gilt, bestimmt

§ 1 Abs, 2.

Auch 9U den hier aufgeführten Geschäften gehören indes

die von den Auskunftsbureaux betriebenen Geschäfte nicht.

Wohl aber findet auf sie der § 2 des neuen Handelsgeseta-

buches Anwendung, welcher folgendermafsen lautet:

.,Ein gewerbliches Unternehmen, das nach Art und Um-
fang einen in kaufmännischer Weise eingerichteten Ge-
schäftsbetrieb erfordert, gilt, auch wenn die Voraus-

setzungen des § 1 Abs. 2 nicht \orliegen, als Handels-

gewerbe im Sinne dieses Gesetzbuches, sofern die Firma

Digitized by Coogk
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(Iph Unternehmers in das Handelsregister eingetragen
worden ist. Der Unternehmer ist verpHichtet, die Ein-
tragung nach den ftlr die Eintragung kautmäunischer
Firmen geltenden Vorschriften herbeizuführen."

Hiernach gelten also gröföere Auskunftsbureaux , welche
nach Art und ümfang einen in kaufmännischer Weise ein-

gerichteten Geschäftsbetrieb erfordern, als Handelsgewerbe^ «o«

fem die Finna in das Handelsregister eingetragen worden ist.

Die Eintragung niufs nach dem letzten Satse des § 2 erfolgen.

Die auffällige Erscheinung, von der wir im Eingangs

sprachen, bestand somit darin, dafs selbst die gröfsten Auskünfte*
bureaux, welche einen durchaus kaufmännisch organisierten

Geschäftsbetriel) hatten und in den Augen des Publikums als

Kaufleute angeschen wurden, g"esetzlit Ii als s dclie nicht galten,

die Kaufmauns([ualität auch nicht durcii Eintragung in das

Handelsregister erwerben konnten, was, wie wir im obigen
gesehen haben, jetzt möglich ist.

Auf die rechtliche Natur des Vertrages, welchen das
Auskunftsbureau mit dem Anfragenden schliefst, kann an dieser

Stelle des näheren nicht eingegangen werden. Kur sei hier tm
altgemeinen bemerkt, dafs der Vertrag sieh als eine locatio

conductio operis, als ein Werkvertrag im Sinne des § 631
B.G.B, darstellen dürfte. Denn nach § (>31 cit. kann Gegen-
stand des Werkvertrages sowohl die Horstdlung oder Ver-

ftn»h'rung einer Sache, als ein andrrrr durch Arbeit oder
Dienstleistung herbeizuführender Erfolg sein.

Zu letzterer Kategorie wird man die erteilte Auskunft
rechnen müssen.

Bezüglich der Frage nach der Haftverbindlichkeit
der Auskunftsbureaux fttr die von ihnen erteilten Auskttnfie

kommen in Betracht:

1. Ihre Haftung gegenüber dem Anfragenden Air die Ihm
erteilte Auskunft.

2. Ihre Haftung gegenüber demjenigen, Ober welchen die

Auskunft erteilt worden ist.

Zu 1. ist zunächst die Frage zu erörtern, ob eine geset«*
liehe Haftvpr))indlichkeit des Anskunftshureaus beöteht.

Da spezielle Vorscln itti ii hierüber sich in den (.ie>et2-

bttchern niclit finden, ist (iie Frage nach allgemeinen Grund-
sätzen zu beantworten und zwar bejahend auf Grund des

§ 27(i B.G.B., welcher bestimmt:

„Der Schuldner (als solcher gilt in dieser Hinsicht das

Auskunftsbureau) hat, sofern nicht ein anderes bestimmt
ist, Vorsata und Fahrlässigkeit zu vertreten. Fahrllssig

handelt, wer die im Verkenr erforderliche Sorgfalt aufser

acht UUst«''

¥j8 kann somit nne andere Vereinbarung dahin getroffen

werden, dafs die Haftverbindlichkeit des Auskunfbbureaus
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für Fahrlttasigkeit attsgeschlosseii wird, während eiDe Verein-
biuiiDg dahin, daiii sie für Varsate nicht hallen sollen, un-
snllastg iaty weil im letalen Abeatee des § 276 B.G.B« ausge-

sprochen Ist:

„Die Haftung wegen Vorsatie« kann dem Schuldner nicht
im Toratts erlassen werden."

Von dieser Berechtigung, ihre Vertretungspflicht für

Fahrlässigkeit auszuschliefsen , machen die Auskunftsbureaux
auch im vollsten Umfange brauch, indem sie in ihre Abonne-
mentsbedingungen dahingehende Vorbehalte aufnehmen.

Der betreifende Vorbehalt in den Bedingungen der Aus-
kunftei Schimmelpfeng lautet z. B. folgendermafsen

:

„Die Auskunftei ist für die Folgen keiner wie immer
gearteten Entschliefsung haftbar, die ein Abonnent auf Grund
ihrer Auskünfte oder sonstigen Dienstleistungen trifft. Das
unvenrieidliche Risiko, das mit der Verwendung von Vertrauens-

männern und Angestellten verknüpit ist, trä^t ausschliefslich

der Abonnent; er entsagt jedem An^spruch auf P>8ats ftir

Nachteile, welche sich aut Versehen oder Verschulden von
Hülfspersonen zurttckfUhren lassen und Terzichtet auf jeden
Nachweis darttbert von wem und durch wen eine Auskunft
eingeholt worden ist"

In den Bedingungen von Lesser & Liman heifst es nach
dieeer Richtung hin wie folgt:

„Das Bureau garantiert in keiner Weise gegen die Mög-
lichkeit eines Irrtums und übernimmt keine Verantwortlichkeit

Bir entstehende Verluste. Die gegebene Auskunft ist streng

pnTatim und ausschliefsHcb fnr d^n Gebrauch des Empftingers

DesTiinmt. Sollte sie weiter \ rrbreitet werden, so ist inir der

Anlnigeiule, niclit aber das Bureau oder dessen Agenten fUr

daraus entstehende Folgen verantwortlich.

„Das Abonnement wird annulliert und der eingezahlte

Betrag niciit zurückerstattet/

Die „Vereine Ereditreform* schliefsen Ihre Hafitverbind-

lichkeit mit folgenden Worten aus:

„Es übernimmt weder der Verein noch der Leiter des

Bureaus noch der Korrespondent irgend eine Verantwortlich-

keit für eine etwaige unrichtige Auskunft oder die daraus

entstdienden Folgen."

Kennen vtnvh vorstehendem die Anskunft^lnireaiix ihre

Haftbarkeit für Kahrliissigkeit aiissehliefsen . so entsteht die

fernere Fra;j;e. ob das auch ziilftssig ist hin^^Iditlich der Haft-

verbindh'chkeit für Versehen ihrer Angestellt« n und Vertrauens-

männer. Nach dieser Seite käme § 278 B.G.ß. zur Anwendung,
welcher folgenden Wordaut hat:

9Der ^huldner hat ein Verschulden seines gesetalicben

Vertreters und der Personen » deren er sich sur Erftdlung
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seiner Verbindlichkeiten bodtVnt, in gleichem Umfange su ver-

treten, wie eigenes Verschulden."

Haftbarkeit für eigenes Verschulden kann nach
obigem der Schuldner vertragsmäfsig ausschliefsen.

Da er nach § 278 cit. für das Verschulden seiner An-
gestellten ebenso haftet, wie für eigenes, so iiiulö man an-

nehmen, dafö er aucii die Haftbarkeit für das Verschulden
seiner Angestellten und Vertrauensmauuer vertraglich aua-

scliliefBen kann.

Daij B.G.B, geht hier sogar noch bedeutend weiter, indem
es im Satz 2 des § 278 bestimmt:

„Die Vorschrift des § 27t) Abs. 2 — ,die Haftung wegen
Vorsatzes kann dem Schuldner nicht im voraus erlassen

werden* — findet keine Anwendung",

BO dafs der Schuldner demnach auch die Haftung fUr dolus

seiner Angestellten im voraus vertraglich aosschliefsen luum«
Zu 2. Haftung der Auskunftsbnreaux g^enüber den*

jenigen Personen, ttber welche sie Auskunft erteilen, den
sogenannten Angefragten, kann nur eintreten, wenn die Aus-
kunft mit den Tatsachen nicht Ubereinstimmte, also falsch war,
und wenn dem Angefragten durch diese üniache Auskunft ein

Schaden erwachsen ist.

Zu unterscheiden ist, ob die falsche Auskunft, wider
besseren Wissen — mala üde — oder im guten Glaubeu —
bona tide — erteilt worden ist.

Im ersteren Falle tritt die Haftung selbstverständlich ein,

auch würde in diesem Falle eine strafrech liehe Ahndung ein-

treten können, je nachdem § 187 des ST.G.B. oder die Vor-
schriften des Gesetzes zur Bekämpfung des unlauteren Wett-
bewerbes vom 27. Mai 1896 — R.G.B1. S. 145 in den §§ 6
und 7 — zur Anwendung kommen können.

Die Paragraphen lauten wie folgt:

§ 187 ST.G.B.: „Wer wider besseres Wissen in

Besiehung auf einen anderen eine unwahre Tatsache behauptet
oder verbreitet, welche denselben verKobtlich su machen oder
in der öffentlichen Meinung herabzuwUrdigen oder dessen
Kredit sn gefährden geeignet ist, wird wegen ver-

leumderischer Beleidigung — bestraft."

Neben der Strafe kann aber nach § 188 des BT.G.B. auf
Verlangen des Beleidigten, wenn die Beleidigung nachteilige

Folgen für die Ve^mö^•^•ns Verhältnisse, den Erwnrb oder das
Fortkommen des Beleidigten mit sich bringt, aut eino an den
Beleidigten zu erlegende BuTse bis zum Betrage von Mk. OOUU—
erkannt werden.

Eine crkanntf Bufse schliefst die Geltendmachung eines

weiteren EhitschädigungsaDspruches aus.
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§ 6 dea GMetaes nur Bekttmpfaiig des uiüaateren Wett-
bewerbes :

„Wer zu Zvvec'ken des Wettbewerbes über das Erwerbs-
geschäft eines anderen, über die Person des luhaberö oder
Leiters des Geschäfts, über die Waren oder gewerbb'chen
Leistungen eines anderen Behauptungen tatsächlicher An auf-

Btellt oder verbreitet ^ weiche geeignet Bind, den Betrieb des
Geechäftes oder den Kredit des Inhabers su schädigen,
ist, sofern die Behauptongen nicht erweislich wahr sind, dem
Verletzten anm Ersätze des entstandenen Schadens Terpflichtet.

Auch kann der Verletzte den Anspruch geltend machi%
dafs die A\ iederholung oder Verbreitung der Behauptungen
unterbleibe."

„Die Bestimmungen des ersten Absatzes linden keine An-
wendung, wenn der Mitteilende oder der Empfänger der Mit-

teilung au ihr ein berechtigtes Interesse hat.**

§ 7 desselben Gesetzes:

.Wer wider besseres Wissen flber das Erwerbsgesohftft

eines anderen, Uber die Person des Inhabers oder Leiters

des Geschäftes, ttber die Waren oder gewerblichen Leistungen

eines anderen unwahre Behauptungen aufstellt oder verbreitet^

welche geeignet sind, den Betrieb des Geschäftes zu schädigen,

wird mit Geldstrafe bis zu Mk. 1600 — oder mit Gefängnis
bis zu einem Jahre bestraft." —

Im zweiten Falle, nämlich, wenn die Auskunft bona fide

erteilt wurden ist, wird man den Auskunftsbureaux den
6chutz des § 193 des ÖT.G.B. nicht versagen können. Derselbe

erordnet:
„Tadelnde Urteile Uber wissenschaftliche, künstlerische

oder gewerbliche Leistungen, ingleichen Äufserungen, welche
zur Ausführung oder Verteidigung von Hechten oder zur
Wahrnehmung berechtigter Interessen gemacht werden, sowie

Vorhaltungen und Rügen der Vorgesetzten gegen ihre Unter-

gebenen, dienstliche Anzeigen oder Urteile von seilen eines

Beamten und ähnliche Fälle sind nur iiisotern strafbar, als

das Vorhandensein einer Beleidigung aus der Form der

Auiserung oder aus den Umständen, unter welchen sie geschah,

hervorgeht"
Man wird den Bureanz den Schuts des Torangeftthrteii

Paragraphen um so weniger versagen kOnnen, als ihnen auch
der Schutz des § 824 Abs. 2 B.G.B. sur Seite steht, welcher

wie folgt lautet:

„Durch eine Mitteilung, deren Unwahrheit dem Mitteilenden

unbekannt ist, wird dieser nicht zum Schadenersätze verpflichtet,

wenn er oder der Empfänger der Mitteilung an ihr ein be-

rechtigtes Interesse liat.**

,Durch diesen § 824 Abs. Ii'* sagt Staub in seinem

Kommentar zum U.G.B. 0. und 7. Auflage S. 1083 „ist besonders
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den Auskunftsbureaux ein Schutz gewährt Dieselben können
weprcn blofs fahrlässig irriger Auskünfte von den Angefragten
nicht in Anspruch genommen werden, auch wenn denselben
dadurcli ein 8chadeji erwachsen ist; denn an solcher Mit-

teilung hat der Empfänger ein berechtigte« Interesse, jedenfalls

dürfen sie ein solches voraussetzen, und letzteres wird zur
Anwendung des Absatzes genügen müssen.**

Dafs ein berechtigtes Interesse sowohl auf seiten der
Attskunftsbureanx, wie auf seiten des Empfängers der Auskunft
Torliegt, ist vom Reichsgericht bereits auch in dem FaÜe
ausgesprochen worden, wenn Bureaux wie z. B. die „Vereine
Kreditrefonn" es gewohnheitsmäfsig tun, säumige und bös-

willige Sclmldncr \n besondere Listen aufnehmen und diese

ihren Abonnenten bezw. Mitgliedern vertraiilicli zustellen.

Bezüglich dieses Vorgehen?? sagt ein Urteil des Keicbs-
gerichts II. Strafsenats vom 3<». Juli 1882:

„Die Praxis einiger Auskuufsbureaux zum Schutze gegen
die nngehOrige Ausbreitung des kanfioAnnisehen Krealts,

Mahnbriefe im Auftragt^ ihrer Abonnenten an deren Schuldner
«u richten und falls diese keinen Erfolg gehabt haben, die
betreffenden Schuldner in die Listen säumiger oder böswilliger

Schuldner aufiranehmen, welche sie sodann ihren sämtlichen
Abonnenten zur persönlichen Information und Warnuncr zugehen
lassen, entfifllt eine Wahrnehmung von berechtigten Interessen,

sowohl seitens des Gläubigers, welcher die Aufiiuljnie des
Schuldners in die gedachten Listen vcranlafst, als auch des

Inhabers des Auskunftsbureaus, welcher die silumigen Schuldner
darin aufnimmt, und ist nicht als Beleidigung zu bestrafen,

wenn ans der Form d^ Aufiiahme des Schuldners in die Liste
oder aus den Umständen, unter welchen sie geschah, die
Absicht zu beleidigen nicht hervorgeht. Dieser Schuta des

§ 193 des ST.G.B. steht den Beteiligten auch dann zur Seite,

wenn der vermeintliche säumige Schuldner in Wirklichkeit
nichts schuldet und nur der vermointliche Gläubiger, sowie
<ler Leiter des Schutzinstituts m <:utt"ni Glauben an dem
Bestehen einer solchen Forderung gehaulclt haben; insbeson-

dere ist der Leiter des Instituts nicht verptliclitet. vor jeder
Aufnahme eines Schuldners in die Liste sich von der Existenz
der Forderung zu überzeugen. Ebensowenig ist die in dem
Hahnschreiben enthaltene Androhung der Aufnahme in die

Schuldnerliste als Nötigung aus § 240 ST.G.B. zu bestrafen.*

In ähnlicher Weise spricht sich ein Urteil des Oberlandcs-
gerichts in Karlsruhe vom 12. Oktober 1900 aus. £s heilst

dort unter anderem

:

„Die Entwicklung des modernen Verkehrslebens und die

damit zusammenhangende ^ H staltnne: und Ausdehnung des
Kreditwesens haben das Bediirtnis eines Schutzes des auf
Gewährung von Kredit angewiesenen Teiles der erwerbstätigen
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B«Tttlkeraiig gegen Mlftbrattch durch nachlässige oder bös-

willige Schuldner wachgerufen. Die Befriedigung dieses Be-
dürfnisses erfolgt teils durch sogenannte Auskunftsbureaux^
teils durch Vereine, zu welchen sich die Beteiligt«! susammen*
geschlossen haben. Sofern diese Auskunftsburcaux und Vereine

dem angegebenen Zwecke tntsflchlich dienen und nicht etwa
unlautere ]Sebenzwecke vertolgen, muls ihi e T ätigkeit als eine

dem öffentlichen Interesse forderliche angeselun werden. Die
Rechtsprechung ist demgeinäfs schon bisher davon ausgegangen,

dafö Mitteilungen, welche über die Kreditwürdigkeit eine»

Dritten dem Gläubiger von einem Auskunftsbureau gemacht
werden, um ihn vor Schaden su bewahren, den Schutz des
§193 R.S.G^^. geniefsen, und es ist weiter in dem B.G.B.— § 824 Abs. 2 — ausdrücklich ausgesprochen , dafs durch
eine Mitteilung, deren Unwahrheit dem Mitteilenden unbekannt
ist, dieser nicht zum Schadensersatse verpflichtet ist, wenn
er oder der Empftlnger an ihr ein berechtigtes Interesse hat."

Die in vorstehendem entwickelten GrundsiUzc über die

Haftung t'iir die wider bessere« Wissen erteilten falschen Aus-
klint te werden auch in dem Falle Anwendung linden müssen,
wenn die Auskunft erteilt wird, ohne dafs ein Vertrags-

verhtlltais zwischen dem Anfragenden und dem die Auskunft
Erteilenden besteht, wie dieses z. B. bei der oben erw&hnten
sogenannten geachllfesfreundlichen Auskunft der Fall zu sein

pflegt. Denn es bestimmt § 676 B.G.R

:

^Wer einem anderen einen Rat oder eine Empfehlung
erteilt, ist, unbeschadet der sich aus einem Vertragsverhältnis

oder einer unerlaubten Handlung ei^ebenden Verantwortlich-

keit 7,um Ersätze des aus der Befolgun^r df»s Rates oder Em-
pfehlung' i ntRtehenden Schadens nicht verpiiichtet."

Eine wissentlicli f?ilseh erteilte Auskunft wird aber zweifels-

ohne als unerlaubte Handlung anzusehen sein.

Für fahrlUssig unrichtig erteilte Ausktinfte wurde danach
Gesetzlich der Privat-Auskunft- Erteilende, wie wir ihn

mi Gegensatz au den Auskunftsburcaux nennen wonen, nicht

haften.
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Das Problem der Kreditversicherung

Die vorangegangenen Ausführungen lassen wohl keinen
Zweifel darüber bestehen, dafs das Auskunftswesen bei guter
Organisation dem Kreditverkehr notwenrlige und unersetzliche

Dienste zu leisten vermag; aber man darf sich auch Hnrnhcr
keinem Zweifel hingeben, dafs selbst bei vollkommenster
Organisation des Auskunftswesens und bei weitgehendster Be-
nutzung desselben nun die Kreditgeber gegen alle Verluste,

die sich aus den Zufällen des Geschäftslebens ergeben, ge-
sditttzt seien.

Man hat daher die Einrichtung einer KreditverBichening
als eine notwendige fiigänzung des Auskanfltsweseos su be-
trachten.

Es hat nicht an Versuchen gefehlt, eine derartige Ein-

richtung ins Leben tu rufen, aber die grofson Schwierigkeiten,

die damit verknüpft sind, haben sie bisher iiber das Stadium
eines noch zu lösenden Problems nicht hinauskommen lasse u.

Immerhin verdienen aber die Ansätze, die dazu bisher gemacht
worden sind, eine eingehende Würdigung.

Soweit et» sich um den Immobilicnverkehr handelt, vor-

schwinden die Schwierigkeiten, die sonst der Durchführung
der Kreditversicherung entgegenstehen, and es sind mit Erfolg

Einrichtungen ins Lieben gerufen, die den Zweck haben,

hypothekarische Forderungen sicher zu stellen; es ist hier eben
eine greifbare Unterlage gegeben durch das zur Sicherung der
Forderung dienende Objekt, und aus den Grundbüchern ist

stets zu ersehen, inwieweit ein Grundstück bereits belastet ist.

Auel] gibt hier die Bonität der Hypothek einen Mafsstab iiUr

die Höhe der Prflmie.

Die Voraussetzungen gestalten sich dagegen anders beim
gewüluiliclieii kaufmännischen Kredit, bei welchem, wie schon

oben ausgeführt worden ist, das Vertrauen ein Uauptmoment
bildet, da er in erster Linie ein Personalkredit ist. Die Zufilllig-

keiten und nicht voraussehbaren Ereignisse, wie Krieg, Streiu»
Revolutionen, die Wandlungen unserer Handelspolitik, die
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Kootonktareii dds Weltmarktes ttben einen unberecbenbaren
Eintiafs auf unser wirtschaftliches Leben ans.

Wären die Hindernisse und Schwierigkeiten, welche sich

der Kreditversicherung entgegenstellen , nicht so grofse, so
wtirdcn unsere Versicherungsgesellschaften sich schon Iftngst

diesem Zweige ziig^ewendet liaben.

Bei der DurchtUtiruii^i: jeder Versicherung ist zunächst die
Art und Htthe des Rigik abzuschätzen.

Wir haben beim kautmaunischen Kredit drei Arten des
Risikos zu unterscheiden:

1. Das Risiko des unvermeidlichen Zufalls.

Gegen dieses Risiko mufs sich jeder Kaufinann durch
Selbstversicherung schOtsen. Es geschieht das in der
Weise, dafs er den Preis seiner kreditierten Waren um
einen bestimmten Aufschlag erhöht, der als Risikoprämie
SU gelten hat. In dieser Weise liat der Kreditnelimer
die Kosten dieser Selbstversicherung zu tragen.

2. Das Risiko, welches durch den Ausbruch irgend einer

Krisis oder aufserp^nvcilinlichcr Ereignisse, wie Krieg,
Revolutionen, Streiks etc. entsteht.

Die Selbstversicherung reiclit niclit aus, um dieses

Kiüiko zu tragen; aber auch die Versicherung durch eine

Gesellschaft wird der Höhe eines solchen Risikos nicht

gewachsen sein. In solchen Zeiten bandelt es sich nicht

um den Zusammenbruch Tereinielter Unternehmungen,
um die £rsetxung begrenzter Verluste, sondern unter
Umständen um Notstände, die sich au Verheerungen
des ganzen Wirtscliaftslebens ausdehnen können. Der
KapitalHtaiid der Versicliorungsgosellschaftcn wird beim
Ausljruch einer derartigen Krisi.s 8f'n)st niclit unberührt
bleiben, und wäre ihr Kapital aucii n och so grofs und
noch so sicher angelegt, so würde es doch bei weitem nicht

genügen, um alle derartige Verluste zu tragen. Eine
solche Versicherung würde schon an der Höhe der
Bisikopräraien scheitem müssen, llan denke nur an die

gegenwärtigen Zustände, den Fall der Leipziger Bank,
der Aktiengeeellschaft für Trebertrookoung, der Ter-
linden-OeseUschaft etc. Welche Versicherungsgesellschaft
wäre wohl in der Lage, derartige Verluste, die sich auf
viele Millionen belaufen, zu tragen?

3. Das Risiko , welches mit dem leichtfertigen Kreditgeben
verknüpft ist.

Es ist im Interes.se des gesamten OeschätUVerkehrs
dringend zu vvüii.-?<jhen , dafs leielitt'ertigea Kreditgehen

nach Möglichkeit eiuges( liiankt wird und alles, was die

Gewohnheit des leichtsinnigen Kreditgebens fördern kann,

eimieden werde, Lelsteres wttrde aber, wenn man sich

durch Versicherung schtttaen konnte, nur noch in
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gröfscreni Umfange Letrieben werden. Schliefslich würde
die Sa( ht darauf hinauskommen, dafs der solide Ge-
schältbrnann durcli seine Prämienzahlungen den leicht-

fertigen Kreditgeber bei seinen Operationen durch Ver-
sicherung deckt. Wollte eine Versicherungsgesellschaft

aber alle aus Eroditieraog hervorgehenden Risiken über-

nehmen , 80 würde eie sich damit too omeherein ihr

Todesurteil gesprochen haben.
Man kann nun sagen, die Oesetlschaft braucht doch

nicht alle Versicherungen su nehmen, sie kann ja wählen.
Si^' wird dann aber immer nur zwischen mittelmäfsigen

und schlechten Risiken zu wählen haben, denn allererste

Risiken werden überhaupt nicht zur Versicherung ge-
langen. Wie sollte aber eine Gesellschaft prosperieren

können, welche nur dubiose Forderungen zur Versiche-

rung erhält Wollte man auch von den Versicherungs-

nehmern verlangen, alle, sowohl die besten , wie die

zweifelhaften Foraerungen zu versichern, so wttre es doch
fraglich, ob diesem Verlangen entsprochen wttrde, da eine

Kontrolle hierüber unausführbar ist

Da eine Kreditversicherungsgesellschaft eine wirksame
Tätigke it ohne ausreichende Benutzung des Auskunfts-
wesens nicht enttalten kann, m hat man den Vorschlag"

gemacht, die Kreditversieheruug mit den Auskunfts-
bureaux zu verbinden. Es sollen die grofsen Auskunfts-

institute zugleich eine Abteilung für Kredit-Assekuranz
einrichten.

Abgesehen von den grofsen Schwierigkeiten, die sich

dem Gedeihen einer Kreditversicherung überhaupt ent-

gegenstellen, und deren erfolgreiche Überwindung nur
einer besonaers zu diesem Zwecke eingerichteten Organi-
satio?! i^f^llngen kann, würde die vorgeschlagene Ver-

einigung auch eine Gefahr tür dip Wirksamkeit und
Integrität des Auskunftswesens bedeuten.

Es könnte nämlich der Fall eintreten, dals ein Aus-
kunftsbureau Uber einen .Schuldner eine Auskunlt zu er-

teilen hat, dessen Schuld bei dem Assekuranzzweiee des

Instituts von dem Gläubiger versichert ist, und dafs es

voraussichtlich für diese Schuld in Anspruch genommen
wird« da der Schuldner auf schwachen Fttfsen steht

Untersteht ein solches Bureau nicht einer »ehr ge-

wissenhaften Leitung, so kann es leicht in die Ver-
suchung ger.Mten, die Anfrage günstig zu beantworten, um
dadurch die Existcnzfrist dos Schuldners zu verlängern.

•Sollte aber auf diese günstige Auskunft hin ein neuer
Versicherungsantrag gestellt werden, so dürfte es der

Versicherungsabteilung des Auskuuftsbureaus nicht schwer
fallen, einen Vorwand zur Ablehnung zu finden. —
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Ein Ansats zur Lösung des hier Torliegenden Problems
ist von einem Hamburger Kaufmann zur Ausführung ge-

langt. In Aiilietraoht der Bedeutung, welche der Kredit-

versicherung zukommt, und der Scfiwieriii^keiten, welche
ihrer Verwirklichung im Wege stehen, erscheint es an-

gebracht, diesem Versuche eine beacadere Aui'merksam-
keit zu widmen.

Das Deloredere-Ko ntor der Firma fiitien & Co.
in Hamburg.

Herr F. VV. Eitzen, in Firma Eitzen & Co., Hamburg,
hat im Jahre 18f>5 in Hamburg ein Üelcrederc-Kontor organi-

siert, indem er mit ersten Hamburger Giro-Banken und Privat-

ßankhäusern, die als Garanten fungieren, Verträge ge-

schlossen hat
Die genannte Firma vermittelt das Delcredere auf gans

Europa y soweit von ihrer Seite und von' Seiten der Garanten
durch Vertrauensmänner festgestellt werden kann, dafs die au
Versichemden den Kredit verdienen. Die Garanten können
sieh wieder durch Rückversicherung decken und auch Risiken
gemeinschaftlieh übern<>hmen.

Die Wahl des Gar;mtt ii Hehillt sich die Finna Eitzen Co.

etets vor, weil nicht immer jeder Garant noch für ein zu Uber-

nehmendes Delcredere offen ist

Die Firma Eitzen & Co. selbst tritt stctü nur als Ver-

mittlerin auf und erhält für jedes vermittelte Delcredere von
den Garanten eine Courtage*

Versichert werden nurForderungenaus Warenlieferungen^
und «war kann man, um gleich einen Überblick au geben,

durch Versicherung decken:

A. Mit Kennung des Namens des au Versichernden

1. Accepte durch Diskontierung ohne Rückgriffe auf
Aussteller oder Giranten (k toiiait).

2. Accepte ohne Diskontierung.

3. Offene Buchsphuhien, also Forderungen mit offenem

R Forderungen ohne Nennung des Namens des au Ver-

•Ichemden — sogenannte Blind- oder Abonnements-Ver-
sicherung.

A. Versicherung mit Nennung des Namens des au

jiehem, so bat er folgende Angaben au machen:
1. Seinen Namen und Wohnort
2. Den Namen des Schuldners, die Firma und den

Wohnort

Ziel.

Will jemand sich

WvgUhmatm XXI a — Sntr». 6
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3. Ob Wechselaccept oder offenes Ziel.

4. Ob schon i'estabgeschloMeuefi oder erst zu machendes
Geschäft.

5. Betrap: und Sicht oder Verfall.

Nachdem dann seit« ns der Firma Eitzen & Co. in Ge-
meififlchaft mit einem Garanten über den zu Versicheriideu

Infoi uiationen eingeholt sind, erhalt der Versicherun^snebmer
Beaciioid, ob das Delcredeie ubernommeü wird oder nicht.

Nehmen wir einmal den ersten Fall an, dafs jemand ein

Wechselaccept durch Diskonttemng ohne Rückgriff Terstehern

will, und dato das Delcredere angenommen ist, so geht die An-
gelegenheit in folgender Weise vor sicli

:

Der Versicherungsnehmer, als der Verkäufer der Ware^
trassiert auf den Käufer der Ware den schuldigen Betrag und
bringt diese Tratte unter Accept. Die Tratte ist ausgestellt

an die Ordre des dem Versicherungsnehmer von der Firma
Eitzen & Co. aufgegebenen Garanten oder an letzteren

indossiert Das Accept wird nun dem Garanten (also dem
Remittenten) nebst Fakturenkopie vom Aussteller eingesandt

und gleichzeitig über den Gegenwert disponiert.

Die Garanten entbinden den Versicherungsnehmer oU-
ständig Ton seiner Wechselverpflichtung. Fttr jeden Abschlafe
wird von Seiten der Garanten sofort schrifdiche Bestätigung
erteilt.

Bei der Verfügung über den Gegenwert seitens des Ver-
sicherungsnehmers ist zu unterscheiden^ ob derselbe in Ham>
bürg wnTiut oder nicht. Tst erstores der Fall, so gestaltet sfrl»

das Vcrtalireu sehr einlach, indem df^r Versicherungsnehmer
auf das Kontor des Garanten sich l)Ci;ibt und sich dort gegen

Abgabe des Acceptes nebst Fakiurenkopie den Netto-Gegenweri
d. h. die Wechselsunune unter Abzug

1. der vereinbarten Delcrederegebühr,

2. des Diskonts bis zur Fälligkeit des Wechsels,

3. eventueller Spesen (Porti, Wechselstempel etc.) aus-

zahlen läTst

Wohnt der Versicherungsnehmer nicht in Hamburg, und
disponiert er über den Gegenwert s. B. durch Tratte, Scheck
oder Auszahlungsordre , so kann er diese Papiere, da der
Garant eine bekannte Bankfirma ist, überall sofort begeben,

Ln Ausland erzielt er hierfür wegen der Bonititt des Bezogenen
einen besseren Kurs.

Ein Beispiel möge das Vorheigesagte illustrieren:

Kennen wir den Verklufor der Ware Karl Schulze, den
Käufer der Ware Hermann Müller und nehmen wir fomer an^

als Garant sei dem Karl Schulze von der Finna Eitzen &, Co.

z. B. die Vereinsbank in Hamburg aufgegeben worden. In

diesem Falle würde also Karl Schulze einen Wechsel aus*
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Stollen, auf weichem Hermann Ifttller als Bezogener (bcaw.
Acceptant) und die Vereinebank in Hamburg ab Remittentin
figunert. An^^eiiümiiK n. <1 er schddige Betrag wäre Mk. 5000-^9
ao wtirde alio der Wechsel lauten;

Dresden, 1. August 1901. Mk. 5000. —
Drei Monate nach heute zahlen Sie für diesen Prima-^^^ech8el

an die Ordre der Vereinsbank in Hamburg
Mark: Fünftausend

Wert erhalten und stellen e» auf Rechnuug laut Bericht

Karl Schulze
Herrn Hermaiiii 2ilüller

Berlin, Friedrichat. 15. III.

Angenommen, Hermann Müller.

Dieses Accept nebst Fakturenkopie übersendet Karl Schulxa
der Vereinsbank in Hamburg und disponiert über den Metlo-
Oegcnwert.

AnlVt r der Wechselversieherung uut einzelne Fälle kann
man auch seine sUratlichen Trassierungen vernichern. Man
wurde sich aber in diesem Falle verpflichten müssen, sowohl
die allerersten, wie auch die blofä mittelmufäigen lüsiken

unter Assekurans zu bringen« Eine Kontrolle nierilber ist

aber, wie schon oben bemerk^ sehr schwierig dnrchsnf^thien»

Wir kommen nun za dem aweiten Falle, dala jemand auf
die Diskonttemng bei der Versicherung versichtet

Hier erhält der Aussteller (Versicherungsnehmer) dee
Wechsels statt des Netto-Betrages einen BUrgschein für den
richtigen Eingang der Tratte. Der ihm zukommende Betrag

wird ihiü erst bei Fälligkeit des Wechsels von dem Garanten
ausbezahlt.

Im dritten Falle, bei der Versicherung von Buchforderungen
mit offenem Ziel, mufs natürlich an die Stelle des Acceptes

eine andere Sicherheit treten. Es mufti hier ein Anerkenntnis

der Sebald beigebracht werden; die Forderang mnfa unnm*
atOfsUch feststehen.

Es ist selbstverständlich, dafs der Antragsteller für die

Richtigkeit aller seiner Angaben, auf welche hin die Ver*

idientng abgeschlossen wird, haltet. Hat er unwahre Angaben
gemacht, so sind die Bürgen von ieder Verpflichtung befreit,

und die gezahlte Prämie ist v^rfanon.

Für die 711 entrielitciKh n Prämien läfst sich eine feste

Norm nicht aufstellen, da es natürlich in jedem einzelnen Falle

aui^ die Beuritiilung des Risikos ankommt. Sie schwanken im
al^emeincn zwischen 1 pro mille und 4 Prozent

Um an Prämien zu sparen, kann man auch nur einen

Teil des Riaikoe Terstchem und den nichtversicherten Teil

aelber laufen.
6*

L.iujui^L.ü cy Google
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B. Versicherung von Forderungen ohne Nennung der Namen
der Schuldner.
Haben wir ira vorhergehenden die Fälle betrachtet , bei

welchen der Name des Schuldners genannt werden mufs, so
kommen wir jetzt zur sogenannten „Blind- oder Abonnements-
Versicherung", wodurch ein Kaufmann Forderungen aus \V?ir*»a-

Heferungen versichern kann , ohne die Namen der Schuldner
dem Delcredere-Kontur anzugeben.

Während aber in den oben angegebenen Fällen die zur
Verücherung angemeldeten Beträge durch das Übernommene
Deicredere yoW gedeckt werden kOnnen, muCi bei der Blind-
Versicherung der Versicherungsnehmer einen Teil des Ri«koa
selber laufen.

Bei dieser wird von dem Versicherongsgeber sowohl fUr
jeden Einzelfall, also für die einzelne Firma, ein Höchstverlust,

als auch insgesamt eine bestimmte Hixhstrntschädiguni,^ fest-

gesetzt. Diese letzte Summe bildet dann die GesrinitMimiuc,

über welche die Uber eine Blindversicherung auäzuüteUeude
Police lautet.

Gedeckt werden durch die Blindver^icherung alle Forde-
rungen an Kunden ) mit welchen der Versicherungsnehmer
bereits ttber ein Jahr gearbeitet hat, und die ihreo Ver*
p^ichtongen innerhalb einer bestimmt anaugebenden Zeit nach
FttUigkett nachgekommen sind. Hierüber ist bei Inanapmeh*
nähme der Versicherung ein Nachweis zu führen.

Die Höhe der Versicherung richtet sich nach der Htthe
des Betran:e8, bis zu welchem der Policeninhaber bisher seinen
Kunden Kredit gegeben hat. Hat sie Ii dieaer P,otrag im Laufe
der Zeit verringert, so gilt die niedrigere »Summe.

Zum Abschlufs einer solclien Blindversicherung und zur
Festsetzung des Prämieusatzes sind folgende Angaben er-

forderlich :

1. Der Anfang der Versicherung. Wird nichts vereinbart»

so läuft die Versicherung ein Jahr.
2. Gesamtbetrag der Police.

3. Das zu versichernde Maximum fUr jeden einzelnen
Kunden ; dasselbe darf die Hälfte der Gesamtversichermig
nicht übersteigen.

4. Nennung der Auskunftei, bei welcher der AntragsteUer
seine Auskünfte einholt.

5. Benennung des Hauptartikels des Geschälteä des Antrag-
stellers.

i). Namhaftmachung der Länder, nach welchen der Ab::^at2

erfolgt, und wenn die Firmen des Antragstellers älteren

Datums sind:

7. Der Gesamtrerkanfswert in den letsten Ainf Jahren.

8» Die Nettoverluste aus Warenforderungen in den letrten

fünf Jahren, .
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Bei jlkngeren Firmeii finden besondere Veretnbaran|^n statt

Wird aof Grand dieser Angaben die Versicherung an-

eenominen, so werden auch gleidiaeitig der Prämiensats und
der Betrag, Äir welchen der Antragsteller das Risiko selbst

zu tragen hat, normiert. Der letztere Betrag beschränkt sich

gewöhnlich auf wenige Tausendteile der Gesamtsumme der
Police.

Wie bereits oben bemerkt, erhält das Haus Eitzen & Co.

ftlr »eine Vermittelung eine Gebühr von den Garanten. Da-

fegen liat jeder, der eine Delcredere-Anfrage an genannte
4rma richtet« eine Efnsehreibegebtlhrzur Vermeidung unbilliger

Ausnutzung su erlegen, und zwar betragen diese GlebQhren

ftlr eine Anfrage oder einen

Antrag auf Hamburg Mk. 1,50
Für 2 deigleichen zusammen ... „ 2,75
Für 3 , « .... ^ 3,75
Für 4 „ „ . . . . ^ 4,50
Für 5 und mehr nach Vereinbarung.

Anfragmi oder Anträge auf auswärtige Firmen kosten das
Doppelte vorstehender Sätze, zuzüglich besonderer iSpesen

(wie Depeschen— Porti—Telephongebühren).

Ob das Delcredere-Kontor die Versicherung jedes Mal
übernehmen will, httngt von seinem und dem Ermessen der
GaraTiten ab.

»Statiütisches Material war uns leider nicht zugänglich.

Unsere diesbezügliche Bitte um solches und auch um Mit-

teilung der Verteilung d' ^^ Risikos aut (iie einzelnen üaianten
wurde mit der Motivierung abgelehnt, dafs eine solche Mitteilung

,au sehr in das Leben der Garanten einschneide.**

Jodenl'alU ist den reellen Kreditgebern ein grofser Schutz
uud Rttckhalt durch diese Einrichtung geboten.

ErhAlt ein Antragsteller aufseinen Antrag einen ablehnenden
Bescheid, so kann er hieraus ersehen, dab der betreffende

Schuldner sich nicht zur Versicherung eignet. In ihrem
eigensten Interesse werden die Firma Eitlen ä Co. und die

Garanten bei Prüfung eines Antrages auft sorgfältigste ver-

fahren müssen. Geben si^^ leichtfertig einem Antrage statt,

so werden 8ie , falls der Kredit einem Unwürdigen gegeben

ist, s. Z. in Anspruch genommen werden; leimen sie einen

Antrag ohne triftigen Grund al), so entgeht ihnen der Gewinn.
Ihri« Antwort, die indirekt eine Auskunft ist, wird daher

Stets einer genauen Erwägung unterliegen müssen , da sie ja

ein Interesse daran haben, an einem günstigen Resultate au
geUngen»

Dieses roufs besonders g^nflber den Auskunftsinstituten

hervorgehoben werden, welchen eine schlechte Auskunft eben-

sogut beaahlt wird, wie eine gute. Ihnen entgeht durch die
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entere kein Gewinn, dareh die letxtere eripftchst ihnen kein
besonderer Vorteil.

Zum Schlufs sei noch bemerkt, dafs das Delcrcdere>Kontor
sowohl Diskretion übt, als auch solche von den Antragstellern

bei Ablehnung eine.s Antrages verlangt. Eh ist V»ezüglich

dieses Punktes dasselbe zu sagen, was bereits oben bei der
berufsmälsigen Auskünfterteilung ausgeführt ist.

Wenn man auch nicht sagen kann, dafs mit dem üben
tiargestellten Versuche das Problem der Kreditversicherung

gelöst ist, 80 kann man doch jedenCftUa behaupten, daXs das,

was bei den yorhandenen Schwierigkeiten » die der Losung
eines solchen Problems entgegenstehen, eu erreichen war, auch
wirklich damit erreicht ist. Es ist das eine welteigehende
Sicbemng des Kreditgebers, als sie darch das Aoskunttswesen
geboten wird.

cy Google



Schiurswort.

Wenn wir jetzt einen zusammenfassenden Rückblick auf
den Gang unserer Untersuchung werfen, so tritt uns zunächst

die Tatsache entgegen, dafs von den ersten Anfingen des

Kreditverkehrs bis zu seiner komplizierten Gestidtuiig in der
Gegenwart die Auskunfterteilung Uber die Vermögensverhält-

nisBe des Schuldnm ab «in lebliafteft BedUrfbis empfunden
wurde.

Solange der GeschAftsverkehr lokal begrenat war, und
solange er auf einer persönlichen Bekanntschaft und Würdigung
beruhte, war die Krediterkundigung ohne greise Schwierige

keiten zu bewerkstelligen; es konnte jeder einzelne auf dem
Wege der iSelbsthülfe sich die nötige Auskunft verschaffen.

So entstand die geschäftsfreundliche Auskunft. Sie eriüilte

ihren Zweck, solange ])ersönliche Bekanntschait im Geschäfts-

verkehr noch die Regel war.

Mit der Ausdehnung des Marktes tiel aber diese Voraus-

setaung fort, und mit der immer weitergehenden Entwicklung
der Arbeitsteilung wurde auch die Kreditinformation der
Gegenstand eines besonderen Berufszweiges, und so wurde
Ende der dreifsiger Jahre des vorigen Jahrhunderts mit der
berufsmäfsigen Auskunfterteilung der Anfang gemacht.

Die Entwicklung, welche das Auskunftswesen seit jener

Zeit erfahren hat. und die wir, soweit Deutschland nnd
Amerika in Betr.K ht kouunen , ausführlich dargestellt li.ibcn,

beweist die Koiwcndigkeit einer derartigen Arbeitsteilung

und die P^xistenzberechtigung der Auskunftsinstitute. Inner-

halb gewisser Grenzen besteht auch beute noch neben der
berufinnäCsigen die geschüftsfreundliche Auskunft. Soweit sie

noch aulässig ist, erscheint sie als eine aweckmäfsige Ergänsung
der berufsmärsig organisierten Auskunfterteilung.

Wie jede Einrichtung, die sich im modernen Wirts^^afts^

leben als ein unentbehrliches Htllfsmittel des Verkehrs erwiesen

hat, neben dem grofsen Nutzen auch grofse Gefahren mit sich

bringt, so sind auch mit dem Auskunttsweseu, dessen Bedeutung

Digitized by Google



88 XXI 2

nicht hoch genug geschätzt werden kann, mancherlei Nachteile

und Miisbräuche verknüpft. Es handelt sich dariuiu die Kütz-
lichkeit dieser Einrichtung für das Wirtsciiaftsleben dadurch
noch zu erhöhen, dafü man geeignete Vorkehrungen 7a\v Be-
seitigung aller schädlichen Einflüsse, die von ihnen ausgehen
können, trifi^.

Der staatliche Eingriff mittels Gesetzgebung oder Konaes-
sionierüng kAnn mit seiEeo bureaakratischen Einrichtungen
eine derartige Aufgabe, zu deren LOsung eine genaue Kenntnis
des Geschäftslebens und Anpassung an seine Entwicklung
nötig sind, nicht bewältigen.

Dagegen ist es wohl möglich , dafs die Handelskammern
zu diesem Zwecke eine ständige Kommission für das Auskunfts-
wesen organisieren, welche die Gründung der Auskunftsinstitute

zu begutachten und ihre Tätigkeit zu beaufsichtigen und zu
ergänzen hätte.

Die SelbsthtÜfe, welche in der geschäftsfreundlichen Aus-
kunft zum Ausdruck gelangte, hat auch heute zu umfiusenden
Organisationen auf dem Gebiete des Auskunftswesens geführt
Die Vereine Ereditreform zeigen, welclie Erfolge sich nach
dieser Richtung hin durch genossenschaftlichen Zusammenschlufs
erreichen lassen. So wichtig auch die Dienste sind, die sie

leisten können, so wird ihre Wirksamkeit im Ver^^^leich mit
den privatwirtschaftlichen Auskunftsbureaux dadurcii Ijeein-

trächtigt, dafs es ihnen an einer zentralistischen Organisation

fehlt. Diese kann aber leicht durch Anlage eines Zentral-

archivs geschaffen werden.
Als ein besonderer Zweig des Auskunftowesens hat sich

das Inkasstf-Geschäft herausgebildet Den Auskunftsbureaux
ist dadurch die Möglichkeit gegeben, ihr Archivmaterial zu
bereichem, sugleich ist aber nicht zu verkennen, dafs durch
die Inkassobesorgung die Zuverlässigkeit der Auskunft ge-

fährdcit werden kann, Diese Gefahren werden bei den Ver-
einen Kreditret'orni vermieden, weil hier das Mahnverfahren
kostenlos erfolgt.

Als ein Mittel der Selbsthttlfe sind auch die scliwarzen

Listen zu betrachten. Soweit von ihnen, wie das bei den
Vereinen Kreditreform der Fall ist, ein gewissenhafter und
vorsichtiger Gebrauch gemacht wird, sind keine Einwendungen
dagegen zu erheben, sonst aber sind sie im allgemeinen zu
verwerfen. Eine Ausnahme kann man mit der Protestliste des
Vereins deutscher Banken machen, weil das Wechselaccept
hier eine handgreifliche Unterlage der Schuld bildet.

Die Ref htsprechung hat in Anerkennung der Nützlichkeit
der Auskiiiittsbureaux diesen einen weitgehenden iSchutz zuteil

werden lassen, ebenso können sich auch die Vereine Kredit-

reform in den (Tebrauch , den sie von den schwarzen Listen

machen, auf die Entscheidungen höherer Instanzei^ stützen.
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Als Ei^ginzung der AuskonfterteiluDg ist die Eredit^r-
sicberuug za betrachten, die aber noch als ein Problem er-

scheint, da eine befriedigende DurchfÜhrang bisher nodi nicht
gelungen ist. Ein Versach, welchen eine Hamburger Firma
in beschränktem Umfange angestellt hat, kann anter Um-
ständen auf diesem Gebiete weitergebende Erfolge nach sich

ziehen.
An einer gedeihlichen Fortentwickhing des Auskunfts-

wesens ist bei den jirowaltifren Fortschritten, welche der Kredit-

verkelir macht, uugemein viel gelegon. Um eine solche auf
gesunder Basis zu ennöglichen, müssen alle beteiligten Faktoren
sich zur Mitwirkung bereit erklären.

Der Staat kann durch geeignete Gesetzgebung, die Handels-
kammern k niieii durch Begutachtung und Beaufsichtigung,

die Kautmannsciiait kann durch bereitwillige Deklaration ihrer

Vermögensverhältnisse die nötigen Vorbedingungen einer

solchen Weiterentwicklong schaffen.

Wenn wir durch unsere Untersuchungen dasu beigetragen

haben, die Erkenntnis von dem wirtschaftlichen Nutaen des
Auskunfltswesens au Terbreiten und eine Anregung au emer
derartigen Mitarbeit der beteiligten Kreise an der Fortbildung

des Auskunftswesens zu geben, so glauben wir damit die

Aufgabe, die wir uns bei der Durchführung dieser Unter-
suchungen gestellt haben, in erfolgreicher Weise gelöst zu
haben.
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Erster Abschnitt*

Der Zoll auf üoheisen.

§ 1. Die Eisenzöiie bis 1879 K

Vou jeher war in Preulöen die Industrie von EisenwareD
«ehr bedeatendy während die Roheisenproduktion den heimir

sehen Bedarf nicht deckte. Demzufolge liefe man Roheisen
in dem berühmten Zolltarif vom 26. Mai 1818 sowie in den
folgenden Jahrzehnten von jeder Eingangsabgabe frei und
versuchte bis 1852 sogar, die Ausfuhr aus den östlichen Pro-
vinzen zu erschweren. Erst im Jahre 1844 wurde unter

dem F»nflufs einer sehwor^'n wirtschaftlichen Krisis und der

übermaclitigcn Konkurrenz Eni^lands ein Zoll von 2<> Mark
auf die Tonne (t) Koheisen gelegt. Unter seinem Scliut/e

niaciite die Hüttenindustrie grofse Fortschritte. — Der Z(id

wurde dann 18G5 durch den Handelsvertrag mit Frankreich,

dessen Abschlufs wesentlich politischen Gegensätsen swischen
Preufsen und Österreich su verdanken war, auf 15 Mk.
herabgesetsty weiter 1868 im österreichischen Handelsvertrag
auf 10 Mk. und 1870 auf 5 Mk. pro Tonne.

In diesen Jahren gewann die Freihandelslehre in Deutsch-
land die Oberhand, und zur Herrschaft gelangte sie cclriehzeitig

mit dem grofsen wirtsehaftli« li'-n Aufschwung lb71 — 1873
naeli dem deut.seh-franz'isisclien Kriege. Der Bedarf der

deias« licn Industrie an Roheiten stieg gewaltig, haupts.tchlieh

veraiilal?»L durcli die Anlage zahlreicher Eisenbahnen und
die Ncuauäriistung des deutschen Heeres. Da die heimi-

schen Hochöfen trota vieler Gründungen und Erweite-

rungen der Betriebe den Bedarf in keiner Weise befriedigen

konnten, wurde das Verlangen nach englischem Roheisen

> Ober die Geschichte der Eisenzölle bis 1879 und die Zollkärnnfe

dieses Jahres liegen ers( liopfonde Darstelli r j^fn vor: Seriiiff .,Geschichte aer

Erearäigcb-deutsctieu Eibeui^ulle*' (181ö— IbbOj, Lötz „Dieldeeo der deutschen

[andelspolitik von 1860—1891''.

ForMhiui9«o XXI S. — K*«tn#r. 1
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immer lebhafter. Vom 1. Oktober lb73 ab kam der UoL-
eisen zoll ganz in Fortfall.

Aber schon in diesem Augenblick waren Bedarf und Pro*

doktiou auf ihrem Höhepunkt angelangt. Der BOrsenkriBis

des Jahres 1873 folgte in allen Ländern eine schwere In-

dtistriekrisis, mit b^nderer Heftigkeit in Deutsehland, Sie

veranlafste einen Umschwung in den handelspolitischen An«
Behauungen. Überall beeilte man sich, die kaum gestürzten

Zollschranken wieder aufsurtchten. Auch in der bisher durcb-
weg freihändlerisch gesinnten Wissenschaft wuchs die Schati*

aoUströmung an Stärket
Der allgemeine Zug nach handelspolitischer Abschliei'sung

in der zweiten Hlllfte finr 1870er Jahre traf nun in Deutsch-

land auf besonders güiistip:^^ Voraiisöetzungen.

Preufsen hatte bis dahin sehr viel Oetreiilc exportiert;

seine Landwirte legten demnach mehr VN ert auf Krhaltnng

des auslilndischen Absätze« als auf den Schutz des inneren

Marktes. JMit dem Eiudringon des ulicrseeischen Getreides

wurde auch bei ihnen der \\ uiibch nach Schutzzöllen lauL,

nachdem schon vorher der Mehrbedarf der anwachsenden Be-

Tölkerung den Getreideexport sehr reduziert halte. Deutsch-
land wurde aus einem Getreide ausführenden ein Getreide
Importland und gleichseitig ein grofser Teil seiner Landwirte
aus Freihändlern Schutzzöllner.

Den Anstofs aber zu der Zollrefonn von 1879 gab der

schlechte Stand der deutschen Reichsfinanzen, den aufzubessern

indirekte Steuern und Zölle am meisten berufen zu sein

schienen. Aus finanziellen Erwägungen fand der Zolltarif auch

bei grundsätzlichen Freihändlern wie Treitschke Zustimmung.
Dazu kam, dafs damals zuerst in nnserm otVentlichen

Leben die Meinungen und Wünsche der Produzenten hohfs

Ansehen und Hehör tändln. wUhrend bis dahin die lieamteiv

schaft die eniscbeidende iStininie bei der Gesetzgebung f^ehabl

hatte. Zur Geltendmachung ihrer Fc^rderun^^en vereinigten

sich die Fabrikanten^, und die Führung im Zollkampf Uber-

naliin der hauptsächlich aus Spinnern und Eisenhüttenleuten

zusammengesetzte Centraiverband deutscher Industrielleu.

Auch ein Teil der Masehinenindustrie schlug sich auf die

schutzzOUnerische Seite, während die Weber und zum Teil

auch die Eisen yerarbeitenden Industrien am Freihandel
festhielten.

Der erste Erfolg der SchutzzoUbewegung war im Juni

1878 die Einsetzung von Enqueten zur Feststellung der wirt-

schaftlichen Lage in der Baumwoll- und Eisenindustrie. In

1 VkI. Bd. XVI der Ycrhandlnngen des Vereios für Socialpoliük am
21. und 22. April 1879.

* Vgl. daraber Bücher in den Verhsodlimgen des Vereins fUr Socisl-

Politik im. Bd. 61,^ 143.
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der Eisenenquete wurden 46 Sacliverstandige , nämlich vor-

wiegend — 32 —
- Hochotenbesit/cr , daiiplinn 2 Ber^ltau-

treibende, 2 Leiter von Eisen bahn Verwaltungen , ü Eisen-

händler und 4 Landwirte — al« Verbraucher — vernommen.
Die Vernehmungen ergaben seitens der Produzenten über-

wiegend das Verlangen nach Schutzzöllen.

Kri folgte die Erklärung der 204 Reiclistagäabgeordneteu

Tom 17. Oktober 1878 zu Gunsten des SchutzzoUes, Bismarcks
Schreiben an die Tarifkommission des Bundesrats om 15. De-
sember 1878> die Einbringtmg des Zolltarifentwurfes im Reichs«

am 10. April 1879 und mittelst eines Bflndnisaee swischen
atzzOUnerischen Industriellen und Ijandwirten seine An-

nahme im Hochsommer 1879 nach heftigen parlamentarischen
Kämpfen. Vom 1. Juli 1870 ab traten die neuen Zölle in

Kraft, f(tr Roheisen gemäTs der Regierungsvorlage ein Zoll

on 10 Mark pro Tonne. Auf dieser H6he ist er bis jetzt

nnveriindert geblieben, und auch der neue Tarifentwurf vom
19. Noveml)er 1001 bringt keine Änderung.

Der im Verhältnis zu andern Ländern weni«:; ^Gegliederte

Tarif von 1879 enthält unter Position 6— 6e die Eisenzölle

in '^H statistischen Nummern des W arenverzeichnisses (227—
200), unter Position 15—15d die Zölle auf Maschinen und
Instrumente in 12 Nummern.

Bevor man die Erscheinungen untersuciit, die dem Ver-
langen nach Schutzzöllen zu Grunde lagen, müssen in Kürze
die damaligen Produktionsbedingungen der deutschen In-

dustrie^ audi im Veigleioh su denen des Auslandes, geschildert

worden« —

§ 2. Produktidnsledingungen und wirtselialllieke Lage der

deutschen Eisenindustrie 1879.

Voraussetzung einer grofsen Eisenindustrie ist das Vor^
kommen von Erzen oder Kohlen. Bei den hohen Transport-

kosten beider Stoffe infolge ihres niedrigen specIHschen ^^'o^tes

ist die Bildung einer Eisenindustrie, die Erze untl Kohlen
au» der Feni'- bezieht, auf die Dauer nicht möglich. Er-
fabrungsgemiHs kommen die Erze leichter zu den Kohlen,

als die Kohlen zu den Erzen.

Auch Deutschlall il ist reich an beiden Mineralien. Seine

Kohlenproduktion betrug 1877 48,3 Millioiien Tonnen und
stand nur hinter England und Nordamerika zurück. Die
michtinten Kohlenlager finden sich an der Ruhr, wo vier

Fttnmf aller deutschen Koks hergestellt werden, femer in

Oberschlesien und an der Saar, gleichfalls mit grofser Koks-
produktion. Daneben kommen noch in Betracht die Kohlen-
Decken von Aachen, ferner AVettin und Löbejün im
giermigsbemfk Merseburg, Zwickau und der Plauensche

Digitized by Google



4 XXI 3.

Grand in Sachsen, sowie Stockkeim in Oberfranken. Die
Braunkohlenlager interessieren hier nicht. Die Verwendung
von Holzkohlen war sdion 1879 unbedeutend.

Die berühmtesten Erze Deutachlands waren die Sieger-

länder^ die das beste Material fllr den Puddelprozefs abgaben

;

es sind manganreichc , fast phosphorfr^ie Spat^Ms^nstoiTio von
sehr hohem Eisengehalt, nicht srliwor ^^ewiunbar. bchleaien

besitzt Brauueistiiierzo in grui^er Menge und von raäfsii^eni

Eisengehalt, nr»

—

U)^ oj vor allem ?.um Puddelprozefs brauch-

bar, ferner Tiion- uud vereinzelt ülugneteisensteiue. Ziemlich

gering war damals noch die Ausbeute der sehr phosphor-

haltigen oolithischen Brauneisensteine des Harstes. In Bayern,
Thüringen und dem Rheinland findet man ebenfolls Braun-,

Spat- und Roteisensteine, Rasenerze schliefslich in den ver-

schiedensten Gebieten Deutschlands. Die grOlsten Funde aber
weisen Lothringen und das zum Zollverein gehörige Luxem-
burg auf: die nicht viel eisen-, aber stark phosphorhaltigen

Minetteerze. Wegen dieses hohen Pliosphorgehalte waren sie

aber vor 1871' nur von mäfsiger Bedeutung.
Weniger günstig ist die Lage der Kohlen- und Erzberg-

werke zu einander. Isar in Oberachleöien und an der 6aar

sind die Entfernungen mäfsig; dagegen sind das Siegerland

und das Ruhrgebiet über 100 km, die Ruhrkohlen und die

lothringischen Erze sogar 300^—400 km voneinander getrennt.

Dabei fehlt es an durchweg schifTbaren Wasserwegen. —
Die Produktion von Giefserei-Roheisen war in Deutsch-

land schwach, stand weit hinter der englischen zurück und ge-

nügte den Ansprüchen der hochstelK'iuU'n deutschen Giefsereien

weder an Menge noch an Beschatrcnheit. Dagegen war die

Produktion von PuHdelroheisen seijr entwickelt; sie hatte

eine auswärtige Kunkurrenz seit Zuriickdrängung der belgi-

schen kaum zu befurchten und erfreute sich sogar einer

mäfaigen Ausfuhr. In diesen Verhältnissen hatte seit 1861
die Erfindung Bessemers eine voUstHndige Revolution hervor-

gerufen. Bessemer-Flufseisen und -Fliussiahl begannen auf
utst allen Gebieten das Schweifseisen zu verdrttngen, und
auch die deutschen Puddelwerke moCsten zum Bessemer-
verfahren übergehen.

Tlier stellten sich ihnen aber Schwierigkeiten entgegen:
der gröfste Teil der deutsclien Erze, auch in dem neu er-

worbeneu Lothringen, lieia sich «eines starken Phospb^n u^'^clmltes

wegen nicht zur Stalilbereitung gebrauchen. Man war daher
genötigt, mit hohen Frachtkosten spanische und Elbaer Erze
kommen zu lassen, wodurch sich die Flulseisen^roduktion

wesentlich voieuerte. —
Dies hatte solange keine schlinunen Folgen, als die Nach-

frage sehr g^ofs und demnach die Preise sehr hoch waren

;

1873 kostete die Tonne Roheisen 170 Mk. Man achtete der
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hohen ProdttktioQskoBten nicht, sondern gründete sahireiche

Aktiengesellschaften und baute Hochofen auf Hochofen^. Die
Kapitalien entlieh man sich zu immer höheren Zinsen^ und die
Betriebe wurden auf eine Nachfrage wie die von 1873 ein-

gerichtet, ja auf eine noch weitere Entwicklung.
Infolge der Krise sank nun seit 1874 die Nachfrage sehr

stark, und es trat eine schwere Depression ein ; das Bauwesen
erlahmte, der Eisenbahnbau stockte. Der Verbrauch von
Roheisen pro Kopf der Bevölkerung betrup^ im Jahre 1873
71 kg, dagegen 1874 -1879 nur 50,6, 43,8, —.41,1, —
38,6, — :^r>,7, - kg ^.

I>ie Produktion abfr liV-fs sich nicht dem gesunkenen
Bedarf entsprechend einsehräiikon , und so bezahlte man im
Dunhchnitt des Jahres isTö für die Tonne Roheisen, die 1873
noch 17n Mk. gekostet hatte, nur etwa HO Mk. Es herrsehte

eine gefährliche Überproduktion. Dies wurde zwar in dem
Bericht der Enquetekoramission (S. 2—4) mit dem Hinweise
darauf bestritten, dafs die deutsche Produktion den Verbrauch
gar nicht ttberschntten hfltte. Zum Beweise dessen rechnete
die Kommission die thatsichliche Produktionsmenge aus und
stellte ihr den Verbrauch, susammengesetst aus Produktion
plus Einfuhr minus Ausfuhr, gegenüber. Aus dieser Rechnung
kann man höchstens folgern, dafis die Hochofenwerke keine
unverkauften Bestände auf Lager hatten. Der Begriff der
Überproduktion ist aber der*, dafs awar viel mehr hergestellt

werden könnte nach der vorhandenen Leistungsfähigkeit der
Betriebe, aber aus Furcht, nirht verkaufen zu können, that-

sfivldich weniger produziert wird, l'nd ein soleher Zustand
la^ seit 1?^71 vor, wie folgende Berechnung zeigt:

Die deuUchen Hüttenwerke stellten 2174 000 t

Roheisen her; auf eine solche Jahresleistung mufsten also

Auch ihre Betriebe eingerichtet sein. Erzeugten ^ie weniger,

so waren die Betriebe nicht voll bcüch!ifti;;t. >.uü produzierten

die deutschen Hochöfen aber in den Jahren:

1874 1875 187(3 1877 1878

l<HH» t: 108-2 1><o2 1899 2119

oder weniger als i. J. 1873 in Khhj t:

318 11>2 372 275 55

oder in Prozeuten der Jahresproduktion von 1873:

85 92 83 88 97<»/o.

Dabei sind etwaige technische Verbesserungen in den Jahren
1873—1878 ganz unberücksichtigt geblieben.

^ Sdch V. d. Borght im HaniUvrirtorluu li der Staatswisst'ns( haften»

An. Aktiengesellschaften, wurden bis lölo in der Borgbau- und UUtteii-

industrie 23, 1870-1^<80: 28 Aktiengesellschaften gegründet —
" Sering a. a. 0. S. 160.
• Vgl ebenda 8. 228.
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Das sind die typischen Erscheinungen der Überproduktion.
Wenn die Produzenten dies so lebhaft bestritten, so rührt das
woU daher, dafs man Mschlicher Weise in ds« Wort einen
Vorwurf hineinlegte.

Sie machte sich um so empfindlicher bemerk^nr, als der

Betrieb besondnrs der mit hohem Kapital <?e<^rüiideten und
kostspielig ei n;^i ri( ht( teu Bessemerwerke unbedingt aul' starke
Beschäftigung und gute Preise angewiesen war.

Geholfen werden koniite nur durch eine Eingt lirinikung

der Produktion. Das aber hätte für viele Hüttenwerk« die

Vernichtung bedeutet; denn es war immer noch vorteilhafter,

SU niedrigen Preisen als gar nichu zu verkaufen. —
Zu diesem inländischen Überangebot kam mm aber das

Englands hinau. Dort lagen die Dinge ähnlich, hfichstena

insofern etwas besser, als die Krise die unsoliden Betriebe

noch energischer beseitigt hatte. Die Werke waren onbe»
schäftigt und versuchten, dem durch Forcierung des Exports
abzuhelfen. Und zwar richtete sich der Export in erster

Linie nach dem offenen Markte Deutschlands, da der andere
regelmäCsige Abnehmer, Nordamerika, am 6. Juni 1872 seinen

Markt gesperrt hatte. Die Einfuhr nach Deutschland ging

nach der Krise zwar zurück, aber nicht so stark, wie es dem
verminderten Bedarf oTits|)rochen hätte.

Der überleg^enen Koiikiirrenz Englands wurde von den

meisten Industrieilen die Haupti>uiiuld, wenn nicht die alk-inige,

an dem wirtschaftlichen Niedergange zugeschoben. helfe

daher auch nichts, wenn das Inland mit seiner Produktioo
Mafs halte. Diese Behauptung wiir aber übertrieben.

Es wurden an 1000 t Roheisen eingeführt*:

1873 1874 1875 1870 1877 1878

74^^ 540 625 584 541 4^5

Scring hat nun aber meines Erachtens überzeugend nach-

gewiesen * , dafs diese Ziffern zu hoch sind, weil öitJ eineo

grofsen Teil der Durchfuhr mit enthalten, die seit dem Fort-

fall des Zolles i. J. 1873 nicht mehr genau dt klariert w unk-.

Versucht man die Durchfuhr nach dem Verhältnis früherer

Jaiiie auszuscheiden, so betrug die — in 1000 t

Einfuhr ziuii Auäiulir Mehreiuiuiu- Troduktion Verhältnis der

Verbleib Produktion
zur Einittbr

1873 (390 154 53G 2174 2j9

1874 383 76 307 1850 4,8
1 H75 4m 171 207 1982 4,5

ibia 413 149 204 18o2 4,4

1877 380 219 101 1899 5,0

1878 330 291 39 2119 C>,4

1 Serin ;t. r\ 0. S. 164. Die Zift'ern vR'irlien von den ia der Be>
grilndung xuui neuen Zolltarif gegebenen unerheblich ab.

* Ebenda S. 164-167.
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Die in der letzten Spalte berechnete Zahl legt klar^ um
wie vielmal die Produktion gröfser als die Einfuhr ist. —

Nun lagen die VerliUltnisse ho\ Giofsorniroheisen und
Roheisen fllr schmiedbares Eisen ganz verschieden. Leider
sclieidet die Einfuhrstatistik die Roheisensorten nicht. Bis

zum Jahre 1882 findet sich aber ein «gewisser Ersatz in den
Angaben der das Eisen verarbeitenden \\ alzwerke, Giefsereien

Q. a. Uber die Herkunft des von ihnen verwandten Materials \
Darnach erkennt man:

1. In Puddelroheisen, das damals noch den grdlsten Teil der
deutschen Produktion ausmachte, bestand iiberhaupt keine
answnrtige Konkurrenz. Es wurden 1878 verschmolzen:
1353000 t heimisches und 34000 t ausländisches Roheisen.

2. Vor ISTn wurde etwa dreiniiil so viel englisches als

deutsches CTielserei-Kolieisen verarbeitet; seit 1871 kamen in

1000 t Giefsereiroheisen zur Verwendung:

1871

1872
1873

1874

d«rt8Afl9«"*/o engl. — **/o deutgche»= *>
.'o

76 27,1 204 72,9 1875: 116 27,2 311
9:3 22,4 328 77,6 1876: 94 24,7 287 76,3

100 22,6 344 77,4 1877: 102 29,6 243 70,4

115 27,2 308 72,8 1878: 102 30»3 235 69,7

Die Verwendung fremden Giefsereiroheisens hatte 1878
ihren Höhepunkt erreicht ^ liels aber bis 1878 sehr nach. Es
deckte 1878 einen geringeren Teil des deutschen Bedarfs als

in der Zeit des früheren Zollschutses bis 1870. Die Einfuhr
von Giefsereiroheisen war also zwar sehr grofs, aber nicht

stärker geworden; sie hatte das Wachstum der deutschen

Produktion kaum aufgehalten . war aber zur Deckung des

Bedarfs noch notwendig. In den Bezirken Lothringen, Köln,

Aachen und Oppeln wurde überwiegend deutsches, in allen

andern Gebieten mehr englisches Eisen verarbeitet, —
3. Wie viel ausländisches Koheiseu zur llerötellung von

Fiufseisen und Flufsstahl verwandt wurde, läfst sich nur f^r

die Jahre 1877 und 1878 feststellen, da bis dahin nur die

RohstahlhQtten Angaben gemacht hatten. 1877 kamen 173O00 t,

1878 111(K)0 t zur Verwendung. Davon ist ein T II schwe-

disches Holzkohlenroheisen, das als unentbehrlicher R hstoff

für die Herstellung besonders harten Stahls, zu Hufnägeln
und bestem Oufsstahl, galt, der grölserc Teil dagegen
englischt's Bessemerroheisen. Aber dessen Einfuhr befand

sieh im l^iiek^j^ang und machte 1878 nur noch wenig Uber
ein Fünftel des gesamten zur Verwendung komiiiendeu Eisens

aus, da gleichzeitig das deutsche Material von 2ül UDO t im J.

1877 auf 391 000 t im J. 1878 stieg.

' Vgl. Sering a. a. 0. S. 175.
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Die englische Einfuhr war also iiiclit so grofs, dafs man
von einer Überliutung des deutschen Markte» sprechen

konnte, um so weniger, als ihr grOfster Teil, das GieCierei-

robeisen, kein neuer Konkurreiit uoaerer Hochofen war.

Allerdings war der EinfloTs des englischen Wettbewerbes auf
dem deutschen Eisenmarkt wesentlich grGfser, als der that-

si&chliche Import andeutet. Denn schon die Möglichkeit der

Einfuhr zu niedrigeren Preisen vermag die Inlandspreise

herabzudrücken; kostete Roheisen in London 35 Mk., so konnte

man auch in Deutsdiland auf die Dauer keinen höheren
Preis frei Verbrauciisort nehmen, als 35 Mk. ])his Fraclit

Die englischen Preise von Giefsereiroheisen bestimmten

die deutscheu nun in vollem Mal'se auf dem norddeutschen

Markte, wohin das englische Eisen billiger als das west-

fälische und scblesische gebracht werden konnte, besonders

auch in Berlin* Weniger im Süden und Südwesten des

Heichea, da hierhin die westflllischen und lothringischen Hoch-
()fen niedrigere Frachtkosten hatten. In Bessemerroheisen

war der Parallelismus zwischen deutschen und englischen

Freisen weniger deutlich, bei Fuddelroheisen bestand er

gar nicht.

In den Jahren 1877 und 1878 standen die englischen

Preise niedriger als jemals seit 18tio. Nach einer Steigerung
auf lO-i sh. i. J. 1873 hatten sie 1874— 187li noch zwischen

43 sh, und 56 sh. geschwankt, 1877 aber fiel der Preis auf

37,3 sh. und erholte sich 1878 nur auf 89,3 sh. \ —
Die Fortdauer derartig ungünstiger Zustände brauchte

man zwar nicht zu erwarten, aber aufserdem behaupteten alle

Fabrikanten auf das lebhafteste, die englische Hüttenindustrie

sei der deutschen überhaupt durch geringere ProduktioTis-

kosten überlegen, sowio dauernd auf den Export zu uns ein-

^'••M'ichtet. Die deutsclie Eiseuindustrie könne dio englische

Konkurrenz daher nur l)ei holien Preisen aushalten und be-

dürfe eines kräftigen Zollschutzes.

Der im folgenden versuchte Vergleich zwischen Deutsch-

land und England stützt sich im wesentlichen auf die E i s e n -

enquete. Ohne den nach 23 Jahren allmtthlich verblaTsten

Streit über die Zuverlässigkeit ihrer Angaben und der daraus
von der Kommission gezogenen Schlüsse wieder aufzunehmen,

kann man doch soviel sagnn . dafs derartige Vergleiche nie

von zweifelloser Zuverlässigkeit sind. Ist es schon schwer,

die li^imisclien Produktionskosten mit lUicksicht auf die

zaiiliMnciien dabei in Betracht kommenden Faktoren alf«

^laterialkoaten, Löhne, Aiilafrekapital genau zu berechnen, .^o

gilt dies erst recht für das Ausland. Mit diesem Vorbehalt

kann man aus der Enquete doch den 8chlufs ziehen, dafs

' Nacb de» Preisnotieruogen des Eisenbändlcrs Elkan in Hamburg
(Stahl und Eisen 188$, S. IM
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£iigi«nd8 Hutteninrlustrie der deutschen überlegen war und
«war in folgenden fuof Punkten:

1. England besog seine Erze für den Bessemerprozefd
mit geringeren Kosten. Ein grofser Teil der englischen Erze
war phosphorfrei und daher zur Darstellung von Flufseisen

braudibar. Vor allein nher stellte sich für England fler Be-

za«: spanischer und Elh u r Erze wesentlich billiger als für

una. Einmal liegen die englischen Hochöfen ganz in der

Kähe des Meerea ; auiserdem ist die Entfernung von Spanien
nach England geringer, und die Schiffsfrachten waren niedriger.

Infolgedessen erhielt England die für eine Tonne Roheisen
erforderlichen Eisenerze aus Spanien (Bilbao) um etwa 19 Mk,
billiger aU die deutschen Hüttenwerke. Dies bedeutete aber— besonders bei dem niedrigen Stand der Eiaenpreise — eine

gana weeentliche Differena^.

2. Die in England selbst gefundenen Erze und Kohlen
liegen dichter zusammen als bei uns. In Cleyeland findet

man Erze und Kohlen häufig in demselben Bergwerk. Soweit
aber für England Entfernungen in Betracht kamen, waren die

Frachtsätse zum mindesten nicht höher » zum Teil sogar
niedriger als die deutschen^.

Auf dem Wasserwege lieferte En^^land (Iber die Nord-
wie Ostseehäfen den norddeutschen Gielsereien das Eisen

bniitr^T, als es Oberschlesien oder Westfalen konnten, um so

iiK'ht . die deutschen Wasserstrafsen unzureirliend und die

Frnelii kosten hohe waren. Selbst nach dem Ilauptabsatz-

punkt Berlin war für England der Transport nicht teuerer

als tur Schlesien®.

Diesem besonders schwer empfundenen Nachteil konnte
man durch Zölle oder durch eine Erleichterung des deutschen

Absatzes, also Frachtverbilligung, begegnen. Die letztere

Methode war aber aas finanziellen Gründen, die ja bei der
1870er Zollreform — wenigstens flUr die Regierung — die

Hauptrolle spielten, undurchführbar.

4. England besafs — und zwar ebenfalls besonders in

Giefsereirobeisen — eine seit Generationen ununterbrochen
thätigc, f!^ut geschulte A r b e i terbevölkerung; die Tages-

leistung des englischen Arbeiters war wesentlich gröfser als

in Deutschland und überwojir den Äfehraufwand an Lohnen
weit*. Aber auch im Bessenierprozels hatteii die engli^f^ien

Arbeiter schon eine lan]L;ere Schulung dun ii^^eniacht, walirend

der Puddelprozefs , in dem die deutsehen Arbeiter hervor-

rogteoy an Bedeutung immer mehr abnahm.

> KommissionsUericht S. !*>; Vernebmuogen S. !)92.

' Kommi^siiinsbencllt S. 15.

a EUeiul.i s. 14.

* Kbeoda l->.
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5. Zu fliesen speciellen Gründen kam nun noch eine

Reihe mehr allgemeiner Natur hinzu:

Englands Eisenindustrie besars seit Jahrzehnten einen

Weltruf, man hielt allgemein engÜBches Eisen fUr besser, und
dieses Vorurteil bestand auch in weiten Kreisen Deutschlands.
Besonders zum Giefsen, aber auch fUr Stahl und Draht,
gab man dem englischen Bisen den Vorzug. Ferner war
England ein hochentwickelter Industrie- und Handelsstaat

und erfreute sich aller Vorteile desselben : gröfserer Reichtum an
Kapitalien, stärkere Organisation des Kredites, lebhafterer Ver-

kehr und weitverzweigte Absatzbeziehungen. Sie wurden durch
die mächtige Handelsflotte und den grofsen Schiffbau unterstützt.

Bestritten wurde Englands Überlegenheit in der Technik;
für den Puddel- und wohl auch den Bessernerbetrieb mit

Recht. Dagegen war es, wie von vielen Seiten^ versichert

wnrde» bei uns noch unmöglich, ein so gleidunäfsiges Giefserei-

roheisen zu erblasen wie in England.
Zu Ungunsten Englands fielen in die Wagschale nur die

httheren Abgaben der Bergwerksbesitzer an die Omndeigen*
tümer, vielfach noch 20 vom Werte de^ gewonnenen Erzes.

Doch erwartet^^ man finp Verminderung der Abgaben". —
Der J^cricht der Kii(|Uütekonimission falst die Angaben

über die Differenz zwischen deutschen und englischen Pro-

duktionskosten zusammen^. Daroach kostete die Her-
stellung von

Bessemerrohetaea Puddelroheisen GleAereiroheiseii

in ordiaftrem- Oaalitftts*

Mark Mark Mark
Westfalen 61—70 45 52-ei 59-64
Schlesien 72-80 41—54 52 54 -60
Lothringen — 34—^8 — 42-43

En^a 58-58 36-38 - {^|zi (.d«««)«,)
Bsza Belgien — d2—89 — 88,4

Die Herstellung von gutem Giefsereiroheisen war also in

England um 10— 15 Mk. , die des ordinären um fast 20 Mk.
billiger als in Westfalen und Schlesien, um etwa 5 Mk.
billiger als in Lothringen. In Bessemerroheisen war Englands
Vorsprung gegen Westfalen 8 Mk., gegen Schlesien 20 Mk.;
hier war aher der Bessemernrozefs nocn unentwickelt

Die Angaben für Pnadelroheisen sind nur der Voll-

ständigkeit wegen mit gegeben. Obgleich die Rosten setner

Gewinnung darnach in Deutschland wesentlich höher waren,

hatte es doch eine fremde Konkurrenz nicht zu bestehen.

^ Koraoiissionsbericht i>. 19, 2o. Vernebmuugeu S, 2öl.
• Kommissionsbericht S. 12— 18.
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Dies lällit daraaf scbliefscQ, dafs aach in den anderen Sorten
die Konkurrenz so schlimm nicht sein konnte. —

Ein von der Enquetekommission angestellter Verg^leich

mit den Verkaufspreisen zeigte, dafs ein wirklicher Gewinn
eigentlich nirgends erzielt wurde; bei westtulischem Bessemer-

roheisen Überschritten die Herstellungskosten sogar die Ver-

kaufspreise Diese waren fUr

BessemerroUeisen Puddelroheigen Gielsereirobeisen

In ordinirem- QoaUt&ts-
Mark Muk Mark

Westtaleu 63—69 i5 54-60 58- 65
Schlesien — — 53 56
LoOiriiigen — 85-88 — 48-49

Nur die bayerische ^laximilianshütte berechnete für

Bessemerroheisen ü3 Mk. Selbstkosten und 70— 72. Mk. als

Verkaufspreis. —
Auch auf die Konkurrens Belgiens wurde der Preisdruck

surttckgeführt In Wahrheit war sie aber auf dem Robeisen-

markt sehr gering. Denn der gröfste Teil der aus Belgien

deklarierten Einfuhr war nur belgische Durchfuhr und in

Wirklichkeit englisches Eisen. Der eigentliche Import, den
man aus den belgischen Ausfuhrziffern erkennen knnn, wuchs
nicht". — Die Einfuhr aus trankreich war mit V»UOO t un-

bedeuieiuL und geringer als d»'r Export dorthin
i
man be-

fürchtete allerdings ein Anwachsen des Iniports, wenn die

hohen Preise in Frau ki eich sänken. Man naiim die iran-

zösischen Produktionskosten als den deutschen gleich an. —
Der Einfuhr stand ein ziemlich erheblicher Export gegen-

über , immerhin ein Beweis filr die Leistungsfähigkeit der
deutschen Eisenin lustrie. Zwar wurde von den Befürwortern
des Zolles ausgeführt, es handle sich nur um eine Notausfuhr,
infolge der Bedrängnis durch die fremde Konkurrenz auf
dem heimischen Markte. Wenn aber die Industrie schon auf
dem lieinn'schen Markte Tiidit konkiirriercn kann, so kann sie

es erst reciit nicht aut tiem Ireinden, soweit ihr Absatz dort-

hin nicht etwa geograj)hiscli oder handelspolitiscli begünstigt

ist. Dies war aber England gegenüber damals nirgends der

Fall; nur Oberscblesien hatte zum Eheport nach manchen
Teilen Rufslands einen Vorsprung. Die Ausfuhr geschah also

zwar zu niedrigen Preisen und wurde mehr als in normalen
Zeiten forciert, aber dieses liatte seine Ursache in erster Linie
wieder in dem dargelegten Mifsyerhftltnis zwischen deutschem
Bedarf und Produktion*. —

Aus den angeführten Daten und Mitteilungen erkennt

' Komimssionsbericht S. 18—18.
* Sering a. a. 0. 8. 177, 178.
* Kninniissionabericht S. 18.

* Vgl. iienag a. a. 0. 228 fg.
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man demnach aU Gründe für die schlechte Lage der Hfltten-
indiistrie

:

Die deutschen Hochöfen, die Puddeirohetsen heretellten,

litten nicht unter ausländischer Konkurrenz, wohl aber unter
Überproduktion und der Verdrängung durch Flufseieen; die
deutschen Hochöfen, die Bessenierroheisen herstellten, unter
der herrsehenden Überproduktion, verschärft durch he«ond^rs
hohe Produktionskosten. Hinzu trat die englische Konkurrenz,
die zwar au sich nicht umfangreich war, aber bei <leii

niedrigen Preisen schärfer als zu normalen Zeiten %%irkte.

Sie war im wesentlichen durch die geringeren Beschaffungs-
kosten phüsphorireier Erze bedingt.

Die Giefsereiroheisen produzierenden Hochöfen hatten
sowohl unter der mangelnden deutschen Nachfrage als auch
unter der englischen Konkurrenz su leiden. Diese war rölUg
mafsgebend bei Giefseretrohetsen in Norddeutschland, hatte
einen geringen Einflufs auf Flufsroheisen und -Stanl und
keinen direkten auf Puddelroheisen. —

Während der Centraiverband anfangs noch einen Zoll
von G Mark vorgeschlagen hatte, hielt man schliefslich einen
lO'MarkzoIl zum S l utz gegen die englische Konkurrenz för

notwendig. Die Motive der schutzzöllneri^^chen Mehrheit, wie
sie insbesondere i?i der Reichstagsrede des Abg. Stumm am
l(i. Mai lS7i> zur Sprache kamen*, waren etwa fol<rende:

Die Enquete lial>e bewiesen, dafs die deutschen Hoch
Öfen dem Untergänge vcrtall-m wären, wenn die beständig
wachsende englische K-inkurrenz nicht ferngehalten würde.
Das englische Giefsereir<»heiöen sei und bleibe dem deutschen
überlegen. Das vorzügliche deutsche Puddeleisen sehe seiner

völligen Verdrängung durch das Fiufseisen entgegen; jetzi

habe gar Thomas gezeigt, dais man phosphorhaltige Eisenerze
unter Vft^.o Phosphor zur Flufseisenpitnluktion verwenden
könne; damit seien die lothringischen Erze, die Uber 1,7
Phosphor enthielten, noch nicht brauchbar, wohl aber die

Cleveiandense, und so würde das englische Eisen auch den
deutschen ^farkt für schmiedbares Roheisen erobern, wie es

den fUr Giefsereiroheisen schon erobert hätte. In Fltt&eisett

würden wir nicht konkurrieren können; es mflsse daher
einesteils den Puddelwerken ermöglicht werden« unter hohen
Prrisrn bei diesem Verfahren zu bleiben; ferner sollte ihnen
zur Eutschädigun;^^ iiir ihre unausbleiblichen Verluste bei der
llerstellunfr schiiiiedbar'-n Eisens ganz fest tler Absatz von
Giefsereirolieiseu i.'^euoiinen und sresichert werden. Der Zoll

mUssc den Unterschied zwischen englischen und deutschen

* Ähnlich äufserten sich die Abgeorilrif^ien Rpntxs»h am 15. Mai uo4
lU iirer am !•». Mai l'^T*' f'2. 1.« Jtir.f:'. — V^:!. nv^h dif* Finr^l-f de* Ver-
ImsuIcs deutscher Eisen- uod bialiauau>iriellci. Auiang KebtUAr lc>»^-
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ProdakdoiukoBteii aasgleichen. — Neben den wirtschaftlichen

wurden vereinzelt auch politische Gesichtspunkte geltend ge-
macht: Es erhöhe Deutschlands Unabhängigkeit, wenn es

«einen Bedarf an Ki^^ n ganz im Inlande docken könne.
Der Zoll von 1<» Mark war höher als der seit 18b8 be-

stehende. Der Ziffer nach entsprach er dem von 18»>r) — 1808;
in Wirklichkeit war er wesentlich höher, da rler Iioheison-

fireib inzwischen sehr gesunken war.« Bei dem durchschnitt-

ichen Preisstand der Jahre 1877— 1871> bedeutete er für

Qualitäts-Giefsereiroheisen einen Wertzuschlag von fast 20 ^ o,

für ordiiiares Giefsereiroheisen von 25^ 0, für Bessemerroh-
eisen von io^ 0. Er wurde, waie er voll zur Wirkung ge-

kommen, die Differenz der Selbstkoston zwischen englischem
und deutschem guten Giefsereiroheisen ganz, zwischen dem
ordinilren nicht gans, swischen dem Bessemerroheisen mehr
als yOllig ausgeglichen haben.

g 8. Bbitahr, AusAihr und Produktion von RoheiMi
1879-1900.

Grundlegend für die Entwicklung der Eisenindustrie in

den letzten zwei Jahrzehnten i.'-t das bestiUidige Anwachsen
des Kisenverbr.uiclis. Immer mehr Gegenstände werden aus

Eisen angefertigt, immer neue Lander werden der Kultur

und damit dem Eisen erschlossen: die Länge der Eiseubahn-
schienen hat sich seit 1878 verdreifacht. Die Welt wird
immer eiserner.

Mit der Steigerung des Bedarfs Hand in Hand gehend,

teils sie veranlassend, teils durch sie veranlafst, ist auch die

Produktion enorm gewachsen, von 18 auf 40 Mill. Tonnen
swischen 1878 und 1900. Mehr and mehr konzentriert sie

sich auf die drei Länder England, Deutschland und die Ver-
einigten Staaten von Amerika; erst in weitem Abstand
folsen dann Frankreich, Österreich, Belgien, Rufslandt

Schweden, S|>anien und mit geringen Mengen Italien, Canada
und Japan. Neben Nordamerika hat an der grofsen Ekit-

wickiung Deutschland den lebhaftesten Anteil genommen;
seine Produktion stieg zwischen 1878 und 190U von 214S(ii)n t

auf 8 4.S*)fK)0 t, und reduziert man — nach der bekannten
Methode unter Hinzufiigung von ein Drittel — die Kisen-

fabrikate auf Roheisen, so betrug die Eisenansfulir IblH»:

222.snnM t gegenüber 1275000 t i. J. 1878. Der heimische

Verbrauch stieg von 37,2 kg i. J. 1878 auf 81,7 kg i. J.

1890 und kc: 1809» pro Kopf der Bevölkerung.

Die i'^utwickiung des Aufsenhandels und der Produktion

^ Schätzungen des Jahrbuchs t\ur den Oberbergamtsbezirk Dortmund
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stellt die Tabelle I dar, in Spalte 5 ist der Verbrauch an-
gegeben, in Spalte G der AnteU des Imports am Verbraach. —

•

Die Einfuhr zunächst weist im Jahre 1880 gegenüber
1878 einen erheblichen Kuckgang auf, um 98000 t. Das
Jahr 1870 kann zur Vergleichung nicht lierangezogen werden,

da der Zoll erst seit dem 1. Juli 1879 erhoben wurde. Der
Import bleibt allerdings nicht so niedrig, steigt vielmehr

i. J. 1882 wieder beinahe auf die Höhe des Jahres 1878.

Seit dieser Zeit ist ein dauernder Zuaaiiimeiihaiig zwischen
wirtschaftlichem Aufschwung und Anwachsen der Kinfuhr zu
konstatieren

;
dagegen sinkt die Einfuhr in Depressionsjahren.

Die Jahre 1^81— 1883 brachten wenigstens eine yorflber*

gehende Besserung der seit sieben Jahren bestehenden, wirt-

schaftlichen Notlage: die Einfuhr steigt auf 283000 t; sinkt

aber in den ungünstigen Jahren bis 1886 wieder auf 105 000 t.

1890 erhebt sie sich auf 885 000 t. um nach der Krise von
1890 wieder bis auf 188 UOU t i. J. 1^05 herabzugehen. Die
glänzenden Jahre 1890— 1900 lasHeii den Import bis auf
727 noo t anwachsen, was dem des Jahres 1873 fast gleich-

kommt. Sie ist veiaiiiafst durch den das Angebot weit über-

steigenden Bedarf. In der Krise des letzten Jahres endlich

ist auch die Einfuhr wieder sehr herabgegangen.
Die Einfuhr besteht seit etwa 188^ fast aussdiliefslich

aus Giefsereiroheisen. Die Verwendung desselben nahm nicht

ab
;
gegenüber 235000 t i. J. 1873 betrug sie in 1000

1

. , , 1879 1880 1881 1882
im Jahre

^45 235 224 241

Dagegen war zu derselben Zeit, der eines wirtschaftlichen

Aufschwungs, das ausländische Flufsroheisen auf 112000 t

zurückgegangen.
Eine zahlenmäßige Scheidung der Roheisensorten ist

seitdem nicht mehr möglich, da die Angaben der Giefsereien

und Walzwerke über das von ihnen verarbeitete Roheisen
aufhören, und ein Ersatz daftlr fehlt. Es ist aber ziemlich

sicher, dafs seit etwa 1883 oder 1884 englisches Bessemer-
roheisen fast gar nicht mehr auf den deutschen Markt ge-

kommen ist. Preisnotierungen finden nur für Giefereiroh eisen

statt, kein Interessentenverband, keine Handelskammer beriehtet

über englischen Import von Flufsroheisen. Überdies bestätigt

jeder Eisenhiindler , dal» aus England, aufser etwa in den
letzten Jaiiren, fast nur Giefsereiroheisen importiert wird.

Während also die Einfuhr des letzteren nach dem Zollgesetz

kaum abnahm, sank die Verwendung englischen Bessemer-
roheisens rasch und blieb seitdem ^anz gering.

Auch die seit 1897 aus Nordamerika eingeführten ge-
ringen Eisenmengen dienen gröfstenteils zum Gufs ; sie stiegen

1900 bis auf 31000 t, sind aber 1901 schon wieder erheblich
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zuruckg^eganpfen. — Der Rest der Einfuhr entfkllt auf
Schweden (vgl. § 4). —

D&ü entf]:egeDge8etzte Bild zeigt sich bei der Ausfuhr:
sie ist schwacli in Zeiten lebhaften Aufschwungs, stitrker,

wenn auch nicht grols, bei einer Depression. So Ubertrjiil aie

in den Zeiten gröfster Notlage, 1886 und 1887, die Einfuhr

ganz erheblich und rUckte auch 1894/95 nah an die Einfuhr*

Mimme heran. Im ganzen ist die Tendenz absteigend, was
aiia dem wachsenden Bedarf Deutschlands, sowie aus dem
zeitweiligen Verlust des nordamerikanischen Absatzgebietes

für das beste Siegerländer Spiegeleisen zu erklären ist Die
Ausfuhr richtete sich die 8Öer Jahre hindurch ebendorthin,

in den letzten Jahren hauptniichlich nach Belgien, Fraakreichy

Usterreich, auch nach Rufsland und der Schweiz. Schon seit

l^S'8 hat sie 2UU000 t nicht überstiegen; doch ist in den
nächsten Jahren eine Zunahme mnglich. Falls nämlich, wie

es den Ansehein gewinnt, unsere Hohfis-enproduktion seit

liber den Inlandsbedarf noriiiaier Zeiten gestiegen ist, so

konnten sich die Hüttenwerke während schluchter Jahre zu
einer Forcierung des Exports genötigt sehen. Im ganzen
aber exportiert Deutschland entschieden Eisen nicht roh,

BOndem zu Fabrikaten und ^A'areii verarbeitet.

Aus der Handr'lHstiitistik ergiebt sich demnach, dafs

Deutsehland seinen Bedarf an Roheisen für schmiedbares
Eisen, sowohl Flufs- als Piuldciroheisen , vollauf zu decken
im Stande ist, ja sogar einen Überschuls unter Umständen
abgeben kann, dals dagegen die Produktion von Giefserei-

robeisen den Bedarf annähernd nur in Zeiten mäfsiger Nach-
frage, aber nicht in Zeiten wirtBchaftlichen Aufschwungs be-

friedigt. Deutschland ist insofern also, wie ror 1879, ein Roh-
eisen importierendes Land.

Allerdings aber spielt das importierte Robeisen eine

wesentUob geringere RoUe ab 1878; denn, während die Ein-

fuhr bis 1896 ttberhaupt nicht und seitden nur vorübergehend
gestiegen ist, hat die Produktion das yierfache ihres da-

maligen Standes erreicht Das fremde Roheisen deckte 1878
noch Uber 2o v des deutschen Bedarfs, im Jahnehnt bis 1890
durchschnittlich 7^o und seitdem etwa 5^o.

Die Produktion Deutschlands stieg nämlich von 2148UUU t

i« J. 1878 auf — in lOUU t Roheisen

1883 1888 1893 1808 1900

3470 4337 4986 7313 8436

oder seist man die Produktion des Jahres 1878 gleich 100,

äuf 162 202 232 340 393 •/o».

1 Kscb den Erhebimgeii des Bsichsants des Inneni hatte 1S97 die
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Den gr^fiten Anteil an dieser Entwicklung bat daa FlafiBtoh-

eisen« Es betrug nämlich die Produktion in 1000 t Ton

Pnddelroheisen 1 Giefsercirolietseii Fttiikt)heisefi

1878 1549 = 72,1«V, 112= 5,2*0 448 = 20,9*" 0

1883 2002 = 57,9"« 380= 10,9«/o 1072 = 30.9« 0

1888 1898 = 48,7«/« 628— U,5*/o 1795— 41 1^'»

1898 1 1870 - 27,5 771 ^ ir,..-« o 28:32 = 56,0 "o
1898

;

1178= 16,3«/o 127i<= 17,2 "o 4850 = 6M**o
1900 ' lüi:3 - 19.1 ''/o 1488= 17,8 «/o 5322 = 63.1 »^o

Zunahme
1878—1900 1

64
1

1376 4874

Die Frozen tzifFern geben den Anteil jeder Eisenaorte an
der gesamten deutschen Produktion in jedfem Jahre an. Die
unbedeutenden Quantitäten Bruch- und Waacheisen, die noch
binzukommen, sind nicht mit aufgeführt ^

Darnach hat sich die Prodiuction von Qiefaereiroh-
eisen ständig vergröfsert, — hauptsächlich in Westfalen,

Schlesien, Lothringen und dem Harz. Die Technik ist Ter-

ollkoinmnet| aber nicht grundlegend umgestaltet worden
(vgl. S ö). .

.

Dagegen ist hei der Herstellung schmiedbaren Eisens
seit eiiip völlige Revolution erfolgt. Die Tabelle beweist

die von J/iiir zu Jahr abnelmiendc Br-deutung d(\s Piiddel-
proztiöbes. Seit ISS:^ g^'ht die Produktion von Puddeiroh-

eisen ununterbrochen zurück und erreicht 1898 ihren Tiefstand.

Die Steigerung der Produktion in den Jahren 1899 und liXHj

ist durch die stürmische Nachfrage veranlafst und nur vor-

nbergchender Natur. — Am raschsten wurde das Schweifseisen

bei der Schienenerzeugung verdrängt, sudann bei Draht,

Länger widerstand es bei der Verwendung für den Brticken-

bau, für Dampfkessel und Schiffsbleche, wo Flufseisen lange

für SU hart, spröde und nicht genügend widerstandsfähig galt.

In Weifsblech gtebt es eine leistungsfähige deutsche Inaoatrie

tlberhaupt erst seit der Anwendung des Flufseisens. Von
grofser Bedeutung blieb der Puddelprosefs noch für die

Fabrikation von Uandelseisen , da jetat noch viele Schmiede
daran festhalten , nur Schweifseisen an verarbeiten, und für

Köhren.
Aus Schweifseison wurden 1^99 in lOOO t hergestellt:

Schienen Draht Bleche Weifsblech Uandelseisen Köhren
lü 33 TiT — 903 62

dagegen aus Flufseisen:

792 480 77.i,5 34 2122 31*

deutsche Hodiof^Boprodaktion einen Wert von 327 Mill., die der Rslb-
iabrikate — Rohschiem n und Ingots — einen solchen von 443 MilL Msrik

1 Jahrbuch des OBA-Brzirks DorUnuDd 1900/1901, S. 590.
* Diese Ziffer ist sicher zu niedrig.
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Im ganzen wurden 1878 aus SchweilaeiBen etwa vier

Fttnflel, 18d9 nur noch ein Fünftel aller Fabrikate hergestellt

Gewisse Vorzüge werden ihm auch jetzt noch zuerkannt: es

gilt al» besonders leicht dehnbar und schweifsbar; seine

Festigkeit ist zwar geringer, aber gleichmälsiger.

Behr verbreitet ist der Puddelprozefs nur noch im Si^er-
land, wo er sich wegen des hohen Eisen- und geringen

Schlackengehaltes der Erze lohnt, und in Ol^ersehlcsien. Die
schleslsclien Kohlen eignen sich sehr gut für den Puddel-,

dn*^e;^'eii nur scldeclit tVir den Flufsprozefs, weil sie nicht

tragtahig bind. Daneben haben die niedrigen Löhne und dii

Abisatzverhältnisse den Puddelprozefs in Schlesien aufrecht

erhalten; viel mehr als im Westen wird dort das Eisen

an die Dorfschmiede verkauft, und diese verlangen noch immer
zumeist Schweifseisen.

Die geschilderte Entwicklung hat Schlesiens Bedeutung
innerhalb der deutschen Hüttenindustrie kaum Eintrag getan.

Es wurden 1878 etwa ll^/o, jetzt lO^/o des deutschen Roh-
eisens in ScUesien erblasen. Dagegen ist das Siegerland durch
die Verbilligung des Eisens empfindlich geschädigt worden.

An Stelle des Puddelbetriebes tritt mehr und mehr der

basische Prozefs.

Der entscheidende Schritt zu dem enormen Wachstum
der deutschen Flufseisen- und damit überhaupt Hüttenindustrie

geschah durch die Einführung der 1878 gemachten Erfin-
dung des Engländers Thomas (f l'^'^^). Thomas— und
Oilchrist — gelang es, den Phosphor, der das Eisen

kaitbrüchii; und so die Flufs<Msenerzeugung im Bessemer-

prozefs unmo^^lieh gemacht hatte, dadurch zu entfernen, dafs

er die Converterwand mit Dolomit ausfütterte und Kalk m den
Converter zusetzte. Der Phosphor verbindet sieh mit dem
Kalk , geht in die Sehlacke über und Uifst sich vom Eisen

trennen (Basischer Pruzelk). Man erhält auf diese Weise
aus jedem Erz völlig phosphorfreies Eisen. Die zuerst auf
dem Pariser Kougreüs 1878 yorgetragene Entdeckung be-

gegnete zunächst aligemeinem Miistrauen, fiud aber dann
müd Eingang, zunächst bei Bolkow, Vaughan and Cie.; das

grundlegende deutsche Patent (Nr. 12 700) erwarben die Et-

lindtT am 10. April l«70^ Die Nachricht dieser Erfindung

rief bereits in aen Zolldebatten d»'s Reichsta;;s lebhafte Aus-
einandersetzungen hervor. Während v. ^^'edell-Malchow und
S' nnemann sie gegen den Zoll ins Feld führten

,
sprach ihr

Jiainb<*rger keine Bedeutung zu und Stumm meinte, sie werde
die englische Konkurrenz noch verschärfen.

Der Tlioinaspro7A'fs nahm von da an seinen Siegeslauf

durch die Weit. Ganz besonders aber . kam die Erhndung

' Ikck, Geschichte de» Eiaeu», Abteiluug V, S. 635 fg.
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Deutschland zu gute, daneben Belgien und Frankreich, weniger
J^ngland und Nordamerika. Es betrug ^ nämlich das im
basischen Converter und Uochoten erblasene FluDseisen in

1000 t:

1887 1898 1899

991 2875 5758
370 346 825
— 750 2642

1755 4500 10 104

Deutschland stellt also nur ein knappes Viertel alles Roh-
eisens, aber fast */io des Thomaseisens ner.

Der Grund hierfür ist in erater Linie Deutüchlands
grofser Reichtum an phosphorhaltigen Erzen, sein Mangel
an phosphorfreien Erzen; es veramafste dies die deutschen
Eisenhttttenleute , das Ver£Sahren mit aller Kraft au&unehmen
und fortKubUden. Kordamerika dagegen besitzt am Lake
Superior einen so unerschdpfHchen Vorrat an phosphorfreien,
für den sauren Bessemerprozefs geeigneten Erzen ^ dafs die
Anwendung des Thomasverfahrens sich erübrigt; erst neuer-
dings gewinnt es in den ^^üdstafiten an Bedeutini*r. England
schliefslich ist ebenfalls reicher an phosphor r ci ii en Erzen;
das aus Spanien bezogene Erz stellte sich aufserdem billiger

als in Deutschland. Trotzdem ist es eigentümlich, daU der
Thomasprozels so wenig Verbreitung in seinem Heimatland
gefunden hat; es schein)^ als wenn die englischen Eisenhütten-
Leute nicht die Anpassungs&higkeit und ^ergie der deutschen
besessen hätten, als wenn sich auch in diesen technischen
Dingen der englische Konservativismus zeigte. — In Frank-
reich herrscht das Verfahren in den Departements Nord und
Meurthe-et-Moselle, in Belgien ist es sehr verbreitet, dagegen
nur wenig in Schweden, Spanien und RaTsland.

In Deut^^chland förderte Thomas' Erfindung vorzüglicli

die lothringische Eisenindustrie, wo sie diV P»enutzung der
für die niichsten Jahrhunderte unerschöpflichen Minetteerze
ermf^glichtc , die bis dahin für den Bessemerprozefs keine
Verwendung hatten finden können. Ebenso machte sie die

Sofsen Ilseder Erzlager am Nordabhang des Harzes brauch-
während sie Sohlesien, dessen &eze zwar nicht sehr

eisen-, aber auch meist nicht phosphorhaltig sind, weniger zu
gute kam und dem Siegerland eher schadete. Auch fUr die
Hüttenwerke der Ruhr wurde sie von grOister Bedeutung;

' Nach einer auch mit aDdprrn Angaben Übereinstimmenden Schätiung
in „Irou and Coal Trades Beriew\ StaU imd £iseu 1900, S. 1265.

in

Deutschland
England
Nordamerika

insgesamt auf
der Erde
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swar enchlosMü Bich hier nicht neue Fundatätten brauchharer
£ney aber man konnte nunmehr die bei dem PnddelproaeÜB
gewonnenen phosphorhaltigen Schlacken verwenden, die bisher

alfl wertlos auf die Halden geschüttet waren. Die Schlacken
standen den Hochöfen zunächst teils kostenlos, teils zu sehr
geringen Preisen zur Verfügung.

Als ein anderer grofscr Vorteil des Thomasprozesses
gtellte sich heraus, dafs die Schlacke, die im Converter bei der
^>rhindung des zu Phospliorsäure verbrannten Phosphors mit
Kalk entsteht, in fein gemahlenem Zustand ein ausgezeichnetes

Düngemittel ist (Thonias})hosphatmehl)^ Zuerst 1884
bis lb8l> von Iloyerniann angewandt, wurde es in gröfserem
Mafsstab vom Peiner Walzwerk hergestellt. Ks eignet »ich be-

sonders für Sand- und Torf-, weniger für LehmDoden. Man
kann Thomasmehl, das in den sog. Kugelmühlen sehr fein ge-
mahlen und leicht lOslich, d. h. von den Pflanzen leicht fafsbar

sein muTs» zu Sommer- und Winterfrüchten, hauptsächlich zu
Roggen, Gerste, FutterfrUchten und auch filr Wiesen benutzen.

Nach der Lösbarkeit der Phosphorsäure — sog. Ci tratlöslich-

keit — richtet sich die Wirksamkeit des Düngemittels*.

Der Verbrauch der deutschen Landwirtschaft an Thomas-
mehl beträgt jährlich etwa 9(1'» (•(»(» t^ und ist noch einer

starken Steigerung ftlhig. Auch der Aufsenhandel ist nicht

unbedeutend; einem durchschnittlichen Import von 90000 t

steht ein gröfserer Export von etwa 180 000 t gegenüber, der

sich nach Holland, Belgien, Italien, Frankreich, Österreich

und der Schweiz richtet

Wedding* sagt daher mit Kecht von Thomas: „Kaum je

hat ein anderer Erfinder uns in Deutschland so yiel genützt
und seinem Vaterlande so sehr geschadet* —

Ganz erheblich hat dem gegenüber an Bedeutung der
saure Bessemerprozefs verloren. Während 1883 noch
etwa 57 '/o alles Flufsroheisens Bessemerroheisen war^ sank
sein Anteil bis 1889 auf 22 «/o, bis 18% auf U^lo und bis

1900 auf 10 O
o. Es wurden 1900 etwa 490000 t* produziert

Von den deutschen £rzen eignen sich fUr den sauren
Bessemerprozefs nur Si^erländer Weifsstrahl und Osnabrttcker
Spiegcleisen , im ganzen nur etwa 10°/o. Soweit er noch
stattfindet — im Westen in Osnabrück, Bochum und Essen,

5m Osten iii Königshütte — stützt er sich auf das Verschmelzen
ausländischer, insbesondere spanischer und schwedischer Erze.

^ Beck, Geschichte des Eisens, V. Abt., S. 692 fg.

* Angaben von Prof. Märker-Halle in ..Stahl und Kisen'- 1>'95. S. 290,
* MenUel und \. Lengerkes landwirtchsattl. Kalender 1902, 8. 62.
« Wedding, Das Eisenhüttenwesen, S. 73.

* Dortmimder Jahrbnch 1900/1901, S. 598.

2»
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Grofsc Fortschritte hat dagegen der S icmcns- Martin-
prozefs gemacht, hauptsächlich im basischen Herdofen. Da
man den Vorgang im offenen Flammofen genaa beanftichtigen

kann, erhalt man ein gleichmäfstgee Material für aolche

Artikel, auf deren HaltlMurkeit und GleichmafBigkeit ea be-

sonders ankonmiti wie DampfkesseP. Ein weiterer Vorteil

des Verfahrens ist die Möglichkeit, die AbflQle yon schmied-

baren Eisen — sog. Sehrott — durch Zusammenschmelxen
mit Roheisen zu verwenden^ von besonderer Bedeutung für den
Verkauf alter Seliienen. Es werden im Siemens-Martinprosels
jährlich etwa IV2 Million t Flufseisen erblasen.

Es kann nicht Aufgabe dieser Arbeit sein, auch die

anderen Verfahren, wie den reinen Siemens-, den (^ement-

prozefs in ihrer Entwicklung darzustellen, ebensowenig wie

die Verschiebungen in den Verhältnissen der einzelnen Utltten-

distrikte seit 1879.

Mit Holzkohlen betriebene Hochöfen schliefslich finden

sich nur nocli an zwei Punkten Sclilesiens, Bruschik und
Wzinsko, sowie in der Nähe Kölns und in der Lausitz. Das
Eisen ist wertvoller und kostet etwa das zweifache des Kokj-
roheisens.

§ 4. Der Zoll auf schmiedbares Roheisen und die firhndnng
des Thomas.

Die Einführung der Schutzzölle und der Erfindung von
Thomas und Gilchrist f^Ut in dasselbe Jahr 1879. Seit eb^
dieser Zeit beginnt der durch ungünstige Wirtschaftoperioden
nur vorübergehend gestOrte Aufschwung unserer Hütten-
industrie. Jenes Zusammentreffen erschwert es der iiistorisehen

Betrachtung, die Wirkungen des Zolls und der Erfindung
von Thomas und Gilchrist auseinander zu halten.

Der Oewinn einer industriellen Unternehmung kann
wachsen ent\N ( <ler durch ein Steigen der Preise des Produkts
oder durch eine Verminderung der Erzeugunj^skosten. l>er

Schutzzoll bewirkt ein Steigen der Preise; wenn auf ihn der
Aufschwung der deutsehen Ilütteuiudustrie zurückzufuLren
wäre, öü niüfste sieh dies zuvörderst in einer Preiserhöhung
nach der Zollreform zeigen. Die Tabelle enthält die Preise
von Bessemer-, Thomas- und Puddelroheisen zur Zeit der
Enquete und seit 1879.

Es kostete darnach das Roheisen in Mark pro Tonne':

» Wedding a. a. 0. S. 86.
* Xach den Angaben in den Vierte\jahrshefton znr Statistik des

Deutschen iieichs 1897, Heft I. — Statistiaches Jaiirbuck iUOl.
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Puddeleisen

Bessemer- Thomas- Nr. 1 Nr. 1

im Jalire Dortmund Westfalen Breslau Dortmund Dusseldocf

(QualitftU-) (QuaUtäts-)

der Enquete

1879
1880
1881

1882
1883

1884
1885
1886
1887
1888

1889
1890
1891
1892
1898

1894
1895
1896
1897
1888

1889
1900

62,5-69

64,2

78,7

69,3

70,1

60,6

53,1

45,8

42,6
49.0

52,7

65,9
79,8

62,1

57,8

52,0

52.0

52,0

59,0
6S«4

68^

65,4

86,7

48,8

43,9

41,3

39,0

43,2

45,3

HS
61,0
49,5

49,3

45,5

45,2

45,6

523
57,5

57,0

58,5

78^0

52,10

51,7
66,8

66,1

573

54,5

48,3

48,5
49,5

52,0

58,5

66,6

48,2

48,9

50.2

49.3

4ö,3

57,9
61,3

59,7

72,1

54-60

53,2

68,7

57,4

65,0

57,6

50,4

44,2

41»0
46,6

50,5

64,5
70,0

52,1

50,5

46,7

45,6

47,0

52,4
57,4

58,0

59,5
743

56,1

59,0

64,6

57,6

50,0

44,5

40,9
4C,7

50,9

65,8
77,5
52.«

51,4

463

45.8

44,7

54,4
58,5

58,9

69,0

883

Eine VergleieLun^ der Preise nach 187P mit denen der

Knquete stöi'üt uuq aber auf erhebliche Schwierigkeiten.

Der Puddel- und der saure Bessemerprozefs nalimen mit

jedem Jahre an Bedeutung sehr erheblich ab, der Bcssemor-

prozess besondf^rs seit l'^^^. Die EntATickhini^ der Preise

VOD Pufldfl- und J^easenierrolieisen ist daher etwa von 1883

an zienil ich belanglos für das Wohlergehen df^r deutselien

Htitteniuduätne, jedenfalls nicht mehr entfernt su wichtig wie
Tor 1879. Thomasroheisen aber, das seit etwa 1S83 die

Hauptrolle spielt^ wurde vor 1879 noch nicht hergestellt.

Man mufs daher die Produkt^* df's sanren und des ba.si^chen

Prozesses vorgleichen, \yris uiu*m Iml^i.' iür die fertigen Flufs-

eisenbh^ekf^ auch kaum Bedenken, da ^riiomasflufseisen fUr

di»» meisten Zwecke, ins])esondere für Schienen, Draht, Bleche,

Tr.'lger mindestens so gut verwendbar ist wie Bessenier-

eisen. Aber nicht durchaus vergleichbar sind Thomas- und
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Bessemerroheiscn, Denn das ThomasroheiseD mafs erst im
Converter dem Entphosphorung.sverfahren unterworfen werden.
Das erfordert gegenüber dem «sauren Prozefs noch Kalk-
zuschläge , die basische Ausluiterung des Converters, sowie

gröfsere Reparaturen und Löhnet Die Böden rnttssen nach
etwa 20 Hitzen , das Futter nach 100—120 Hltsen emeaert
werden. Thomaarolieiten steht also noch auf einer niedrigeren

Stufe des Produktionsprozesses und hat einen geringeren

Wert als das Bessemerroheiaen. Da die fertigen Flufseisen«

blöcke aber nicht gehandelt werden und demzufolge keinen
Marktpreis haben, ist man doch genötigt, die T^rei^e des

Thomasroheisens mit denen des Bessemerroheisens zur Zeit

der Enquete zu vergleichen. Dann mufs man aber zu dem
Preise des Thomasroheisenb noch die besonderen Kosten des

Umwandlungsvcrlaiireiis in fertige Blöcke hinzurechnen, die

das Thomas-, nicht aber das Bessemerroheisen hervorruft

Seit 1882 hahen sich die Kosten des £ntphosphorun^
erfahrene T«rringert. Wedding ' gibt sie iür 1883 auf4»60 Mk.
pro Tonne Flufseisenbltfeke an*. Das gibt reduziert auf eine

Tonne Roheisen knapp 4 Mk. ^. Dazu kommen noch die
Abgaben an die Patentinhaber mit durchschnittlich 3,50 Äfk.

pro Tonne, auf Roheisen reduziert knapp 3 Mk. Die gröfsten

Werke haben sich durch einmalige Zahlungen losgekauft*. —
Es gibt dies zusammen 7 Mk. bis höchstens 8 Mk. pro Tonne,
die anfangs der 1880er Jahre dem Preise des Thomasroh-
eisens bei der Vergleichung mit Bessenierroheiseu hmzu-
zurechnen sind«

Für die letalen Jahre gibt Thiel-Kaiserslautem wesentlich
geringere Stttse an % nämlich etwa d>20 Mk. pro Tonne Roh-
eisen. — Femer sind von 1894 an die Patentabi^Ml < n fort-

gefallen, so dafs seitdem nur noch 3—4 Mk. Mehrkosten
entstehen. —

' Wedding, Der basische Bessemer- oder Tbomssproieb 1884 S. 190 fg:
» Ebenda S. 192.
• Wedding berechnet als Umwandelungskosten für Ztisclilau'skalk 0,25—

2,5 Mk., ftir basisches Fatter 3,32—4 Mk. pro t Roheisen, an Reparatur-
kosten femer 2—2,30 Mk , an Löhnen :>>0— 1,50 Mk. Er nimmt einen Ab-
braad von 15°/o an und gelangt aut tid,6o—67,97 Mk. Kosten des Thomas-
floTseiseiibloeks, f&r harte Nummern wegen des hohen SpiegelciaemreBatges
71,70-75,70 Mk.

• Das Abbrand Verhältnis ist ebenfalls zu 15**'o angenommen.
• Die Laurabutte und oberachlesiscbe Eisenbahnbedarisgeseilschatt mit

je 150000 Mk., Phftnixwerk und Hütte „Gute Hoffnung« mit je 850000 Mk.,
Bochum und Union mit je 400000 Mk. (WeddinL: a. a. O.)

^ Thiel berechnet pro t Flufseisen: Dolomit 1 Mk. , Te^r 0.20 Mk,
Kalk 2,25 Mk., die Löhne, die mr Herstellung des Futters notii,' sind, das
bei einer Produktion von 1 t Roheisen verbraucht wird: 0,20 Mk. Dabei
ist angenommen, dafs man zur Herstellung von 700 t flnfBeigen 766 t Roh*
eigen braucht (Stahl und Eisen 1901, S. 1037 fg.)
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Vergleicht man unter Berücksichtigung dieser Kosten die

I'reiöC de«> T ho m as r o h e i s e n s seit 188»M mit denen des

Bessemerroheiaens in der Enquete, ao ergeben sich für l^b'^

12—13 Mk.) fdr 1886 sogar etwa 20 Mk. weniger. Gerade in

diesen Jahren aber fand der Thomasproseis die grö&te Ver-
breituDg. Auch in den anerkannt guten Jahren 1888 und
1880 blieben die Preise noch um 18 bezw. 5 Mk« unter denen
der Enquete; 1890 stellten sie sich infolge der stürmischen
Machfrage gleich. Anfangs der 1890er Jahre ist die Differenz

zu Ungunsten des Thomasroheisens wieder Uber 12 Mk. und
in den Zeiten wirtscliaftlichen Aufschwungs von 189(3 au
noch immer etwa G Mk. Erst 1898 kommt der Preis dem
der Enquete fast gleich, überholt ihn dann 1899 oder l<Hio-.

In Bessemerroheisen blieben die Preise der EnrpiPtn

bis \H>^'.\ unverändert. Dann sanken sio -Auch, standen ab« r

immer zwischen 3 und lö Mk. über denen des Thomasrull-
eisens. Die Preise der Enquete wurden 1889—1891 und nach
einem wesentlich tieferen Stande von 1892 — 1896 wieder
im Jahre iSl»7 erreicht, in den letzten Jahren kostete auch
fiessemerroheisen wesentlich mehr als vor 1879.

Die Preise des Puddelroh eisens endlich waren 1880
und 1882 erheblich höher als sur Zeit der £nquete, standen dann
aber von 1884—1888 wesentlich tiefer und erreichten die
Enauetenreise nur vortthergehend 1889—1891. Nach einem
Tiefstana von 1891—1895 stehen sie ihnen seit 1890 wieder
leich und überholen sie i, J. 1899. Die Entwicklung ist fttr

ie drei aufgeftlhrten Sorten schlesisches und rheinisch-west-

fälisches Eisen im ganzen gleichmäfsig verlaufen.

Nach alledem haben die Preise von Roheisen fUr
schmiedbares Eisen nicht höher gestanden, als
die allgemein als s e hr ungünstig bezeichneten
Preise zur Zeit der Knqu<ite. '^ogar grofsen teils
niedriger. Wenn gleichwohl die Kinfuhr zurückgepfamren
ist. und die Hüttenindustrie sich glänzend entwickelt liat, so

kann das nicht auf den Zoll, sondern muf« auf die Ver-
billigung der Produktion durch die Ertindung des iiiomas
zurttckgeftlhrt werden.

Die Verbüligung ist tatsächlich sehr grofs gewesen. In
den Minetteersen Lothringens mit einem Phosphoi^ehalt Ton
etwa 2Vt^'o stand den Hüttenwerken ein Überaus billiges

Material zur Verfügung. Die Erze sind TerhaUntsmäTsig
leicht gewinnbar und waren zu sehr niedrigen Preisen zu .

kaufen. Ein grolser Teil der Hüttenwerke hatte eigene Erz-
Uiger billig erworben. Schilling gibt an*, dafs das lothringi-

' Krgt soit finden recclmafsifje rr»'i«inotlcningen statt
• bie Nolienuigen in „Stahl und Eiseir geben für an: Bessemer-

robdsea 84^ Mk, Thomasrobeisen 70,30 Mk. ^ Die schlesischen Werke
srbdten oor für den eigenen Bedarf.

• 8ttaü und Eisen im, S. 107 fg.
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sehe Hüttenwerk Diideliugeu au Fracht für Kohlen und Erze
zusammen nur 9,42 Mk. bezahlt; die Werke an der Saar be-

zahlten wegen des Transportes von Lothringen aus etwa
4 Mk. mehr*

Noch günstiger waren die Voraussetzuii^^en für den
Thomasprozefs in Ilsede, yerbunden mit dem Peiner Walzwerk
in Braunschweig-Hannover; auch hier wurde der Flufsprozefs

erst durch die Erfindung von Thomas orniö',Hicht. Neb^n den
Erzen mit 2*/2—3** o Phosphorgehalt * Huden sich kalkige Zu-
schlagerze. Das Ausbringen des Möllers beträgt '-U)^' o gegen-
über ^^2^io in Westfalen, Das llseder Werk hatte die früher

ziemlich wertlosen Erzlager sehr billig erworben, und da die

Erze leicht zu gewinnen sind, stellt sich die Tonne Erz im Hoch-
ofen auf kaum 3 Mk. Ilsede hat damit wohl tlberhaupt die

niedrigsten Produkttonskosten auf der Erde. Sie betragen
nach den eigenen Angaben seiner Leiter^ zwischen 23 und
29 Mk. pro t Rolioisen, — ohne Generalunkosten.

Auen Rheinland - Westfalen erzielte infolge des teilweisen

Ersat:^es spanischer Erze durch die billigen Kasenerze und
die bisher fast wertlosen Puddelschlacken mit 8— <)*^'o Phos-

phorgehalt grofse Ersparnisse. Anfangs waren die Puddel-
schlacken iii)erhaupt kostenlos oder doch für nur etwa 3 Mk.
pro t zu haben. Der Preis stieg allerdings zwischen 1883 und
1886 aof 4—8 Mk, später noch höher bis auf 12Mk. Infolge

der hohen Transportkosten für lothringische Erze blieb zwar
der Bezug spanischer — später auch schwedischer — Erze
erforderlich, doch nicht mehr im gleich grofsen Umfange im
Verhältnis zur wachsenden Produktion.

Die Bescliaffanp^skosten von Erzen und Schlacken zu-

sammen im Hochofen stellten sich im ersten Decenninni nach
dem Zoll darnach auf etwa 15 — 2o Mk. für Ivlieinland-

Westfalen. Das bedeutete gegenüber den 2H Mk., die man
zur Zeit der Kn<|uete auf die Erze rechnen mufste, eine
Ersparnis von ungei^hr 10 Mk.*.

Ebenso brachte die Verwendung der aufgehäuften PuddeU
schlacken den schiesischen Hüttenwerken eine wesentliche

Ersparnis, die sich allerdings kaum herausrechnen läfst, um
so mehr, als die Minderwertigkeit der schiesischen Erze ni^ch

wie vor einen starken Bezug ausländischer, in wachsendem
MaCse schwedischer Erze notwendig macht

* Nach WfdiliniT a. n. O. S. 91 haben mit Vorteil verarbeitete Roh-
eisensorton niemals über 3*^/0 Phospborgehalt, regelmü&ig 2—2'/s®y«, selten

uoter 1,50/0, niemals unter 1,2*^/0,

» suhl und Kisen z, B. 1884, S. 499, 1888, S. 367.
* Nach (Irii Aii[r;\bcn der westf;Uisi lien und lothringischen Hüttenwerke

in dem Streit lb95 über die Ermäfsigung der Erztarife. „Stahl und Eisen",

1895t 8' 968 fg., 1896, S. 125, ferner 1895, S. 107 fg.
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Auch das Thomaaphosphatmehl steigerte die Erträge
wesentlich. £s unterlag erheblichen Preisschwankungen;
1886 war es annächst sehr billig, wurde dann aber 1890 im
Preise gesteigert'. Der Wert der gemahlenen Schlacke ist

aof etwa 22—30 Mk« pro t anzusetzen ^ , was aber nur den
flttttenwerken zu gute kommt , die die Schlacken selbst ver-

mahlen. Auf 1000 kg Roheisen kann man etwa 280 kg ge-

wonnene Sclilnckf» rechnen, mit einem Werte von 5—10 Mk.*.
Z. B. werden !iir 7,50—S,f;o Mk. an^'cgeben *.

Dem .st«-]it wifvler gegenüber, dafs der basische teuerer

ist als der saure Bessemerprozefs, und zwar um (» — 7 Mk. ein-

t(_hli«jf5.1icli der Patentabgabeii. Immerhin kann man die

allein durch Thomas' Erliudung ermöglichte Verminderung
der Selbstkosten Mitte der 1880er Jahre in Rheinland-West-
falen auf mindesteuä 10 Mk. berechnen. Für die lothringi-

schen, Saar- und Ilseder Werke war der Thomasprozels
ttherhaupt die VoranssetEung der Flulseisenproduktion und
damit der Rentabilität

Durch diesen Vorgang wurde aber zugleich Englands
Konkurrena in FluCseisen im wesentlichen beseitigt; denn
diese beruhte ja Yorztlglieh auf der billigeren Beschaffung

der f)ir den Bessemerprozefs erforderlichen phosphorfreien Erze.

Soweit es aber noch einen Vorspmng besafs, wurde er durch
den kostspieligeren Transport zu den im Binnenlande ge-

l'^i^enen deutschen Walzwerken mindestens ausgeglichen (vgl.

eiageh'^ndrre An^'al)en ti 17).

r>!<' Heseiti^^ung der engliscfien Konkurrenz auf dem
(it'utsi iion Markte und der ^Icichzeitij^^e Aufschwung der
(hMiUit h«'n Hüttenindustrie sind daher im wesentlichen nicht

dfUi Zoll, sondern der Erfindung vun Tliomas und (lilchrist

zuzuschreiben, — und zwar um deswillen, weil nach 1870
nicht die Preise gesitiegen, sondern die Produktioncskosten ge-

sunken sind. Höchstens hat der Zoll in der Übergangszeit
bis Bur vollen Entwicklung des Thomasproaesses einen „SchutB**

gewtthrt —
Aus der Tabelle ersieht man femer , dafs die Preise bis

1887/88 auch nicht absolut hoch waren und kaum die Pro-

duktionskosten tiberschritten. Der Durchschnitt der Preise
von Bessemerroheisen in Westfalen von 1881 — 18-^8 war
''',40 Mk«, also einschliefslich der ungewöhnlichen hohen
Preise von 1881 und 1882. Nur das ganz anormale Jahr
1880 bleibt aufser Betracht. Thomasroheisen kostete von

1683— 1888 durchschnittlich 4^,60 Mk. Dagegen waren die

l
Vgl. § 6.

• Einheitswert der Ein- uod Ausfubrstatistik 1"<98.

• BaJlofl in dpn Schriften des Vproin? fUr Socialpolitik Bd. 91, 8. 185.
• »Stahl und Eisen'' 189ä, S. 963 tg.
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Preise im zweiteif Jahrzehnt, auch nach der Krise des Jahres

1890, ziemlich hoch. Der Durchschnitt beträgt von 1891

—

1H08, also ohne die nnp^pwöhnlich günstigen Jahre 1899 und
1900, bei Bessemerroheisen 57,50 Mk., bei Thoniasroheisen
5<»,4i) Mk. Zwar bei Bessemerroheisen ist die Preissteigerung

in den 1890er Jahren zu klein, um Schlüsse daraus ziehen zu
können, erheblich dagegen iat sie bei Thomasroheisen , um
80 mehr, als man erwägen mufs, dafs seit 1894 durch den
Fortfall der Patentab^ben die ProduktioiiBkosteii noch um
3 Mk. gesunken sind.

Diese Differens zwischen den 1880er und 1890er Jahren
erklärt sich aus den Mafsregein der Roheisensyndikate,
die 1887 in Rheinland-Westfalen und ungefähr zu derselben Zeit
in Luxemburg- Lothringen gegründ^^t wurden. Die Beschrän-
kung des auslilndisches Angebotes durch den Zoll genügte
nicht, um die Preise hoch zu halten, es nuirste vielmehr noch
die Beschränkung des inländischen durch Kartelle hinzu-

koiiiiticu; erst in Verbindung mit diesen konnte der Zoll be-

wirken, dafs die Preise dauernd über den Produktionskosten
standen.

Im Anschlufs hieran erheben sich die weiteren Fragen:
Wie hoch ist der Oberschnfs der Preise über die Produktions-
kosten, und wonach haben sich die Preise überhaupt gerichtet?

Hätten die Kartelle auch ohne den Zollschutz die Preise

heben können , oder war vielmehr der Zoll die notwendige
Voraussetzung ihrer Begründung und Wirksamkeit V l >if'se

Fragen können aber erst beantwortet werden, nachdem die \ < r-

änderungenderProdukti Hiskosten dargelegtund auch die übrigen
Faktoren der Preisbildung festgestellt sind (§ t) und § 7). —

•

Puddelroheisen stand, wie in ^ 2 festgestellt wurde,
ttberhanpt nur indirekt unter dem Einflufs der ausländischen
Konkurrens, soweit diese nämlich das Flufsroheisen betraf,

wurde daher auch von dem Zoll nur mittelbar berührt. Da
nun der Zoll in den 1880er Jahren, in denen die Schweifs*
eisenproduktion noch bedeutend war, auf die Industrie von
Flufsroheisen keine wesentliche Wirkung ausübte, beeinflufste

er auch nicht niittelhar das Puddelroheisen. Die Verdrängung
des Puddel- durch das Flufseisen hat in Deutschland der
Thomaspro '/ofs natürlich selir beschleunigt. —

Die Kiniuhr des hauptsächlich mit Holzkohlen erblasenen

schwedischen Roheisens schliefslich ist durch den Zoll

nicht gehindert wordeui betrug vielmehr im Durchschnitt des
Jahrfünftes:

1880—1885 : 2u:,oO t 1890—189.'.: iMUm t

m:>-\m): 14 400 t 1895—1900: 112000 t;

sie nimmt darnach Ix ständtg zu.

Drirch die auf Seite 7 angeführten vorziiglich'-n Eigen-

schatten ist das schwedische Kisen noch immer für Hufnägel
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und Werkseugstahl fast unentbehrlich. Deutsehlands gröfste

Hufoagelfabrik in Eberswalde bezieht nach den Angaben
ilures Direktors' weiterhin schwedisches Roheisen, obgleich es

100 Mk. teuerer sei, als etwa Peiner Flufseisen; es enthalte

aber weniger Mangan und Seliwefpl und sei daher bei gleicher

Zähigkeit weicher. — Von anderer Seite wird das allerdings

bestritten. — Jedenfalls ist der Versuch , Deutschland vom
Bezug schwedischen Roheisens unabhängig zu machen, als

mii'^luugen anzusehen.

§ 5. Der Zoll auf GieCsereiroheiseu.

Von gröfserer Bedeutung war der Zoll für Giefserei-

roheisen; er richtete seine Wirkung vomehmlicli gegen
England.

£s kostete das Gielsereiroheisen in Mark pro Tonne:

schottisches

Nr.

1
llamhurg

verzollt

1

Idorf

i

ches
isches)

X h* p
esbro 3.

ollt.
isches

1

dau
3. y v:

«'«

~ B"
burger

3. ildorf

*

Düsse

Nr.

[westmi
schotti teuere

deuts bc-aSs; CS i
gi| S ^

CO a> ü

t

.2 £'w 2P u

«<s
a

der
f

Enquete — 58—65 55,6
1879 70,4 62,6 7,8 55,6 5f^,8 -u
1880

i

1881
'

84,6 71,1 72,9 —1,8
76,1 73,8 2I 64,9 62,8 -1-2,6

, 1882 82.;< 70.0 7,9 67,3 69,5 —2,2
1888 80,2 72,9 7,3 62,9 63,6 -0,7
1884

.

1885 1

76.0 65,7

58,4

10,3 08,5 60,8 -1,8
71,6 18,1 58,4 56,5 -3,1
65,9 51,9 14,0 50,9 51,8 -0,4

18ö7 69,2 54,9 14,8 57,0 .54,2 + 2,8 40,0

1888 67,0 57,4 9,6 56,8 58.0 -1,7 52,0 42,5

1889 80,2 70,8 9,4 66,8 65,0 +1,3 68,8

1890
^

1891
'

89.1 83,6 5,5 71,8 74,4 —2.6 67.2

»u..> 71,2 8,7 61,5 54,8 + 6,7 60,0 49,0

1892 70,3 65,5
(Vli)

4,8 58,7 52,6 + 6,1 56,6 47,8

1898 «8,5 6.5 55,0 52,5 + 2,5 58,8 44,0

1894 72,3 62,8 9,5 55.7 50,8 -i-5,4 5:5,7 44,0

im 70,0
1896 t 69,6
1897 ! 69.9

63,7 6,8 55,5 49,2 + 6,8 54,7 46,0

65,8 4,8 58,0 57.5 +0,5 57,5 50,0

67,0 2,0 60,5 61,7 -1,2 60.0

1898 71.4 67,8 4,1 61,6 60,5

1899 92,4 81,6

101,4

10,8 75,5 75,7

1900 105,1 8,7 90,7 "^1

Die Tabelle bringt eine Vergleichung zwischen 1. erst-

klassigem deutschen (Düsseldorf) und schottischen. 2. ordinärem

englischen (3. Qualität) und deutschen Giefsereiroheisen und

' «Stahl und £isea'' 1889, ä. 177.
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zwar schleewchem , westfälischem und luxemburger. Die
Notierungon sind der Reichsstatistik * , und für Westfifxlen der

Zeitschrift ..Stalil und Eisen"- entnommen. In mittleren

C^imiitiiten ündet ein englischer Import kaum statt.

Für beide Eisensorten sind zwei Fragen aufzuwerfen:

1, War Deutschland auch nach wie vor dem Inkrafttreten

des Zolles von englischen Preisen abhängig und inwieweit?

2. Hat der Zoll die deutschen Preise erhöht?

I. Aus Spalte S ersieht man simächst, dafs die Preise
von bestem deutschen Giefsereiroheisen inmier wesentlich

niedriger gestanden haben, als die des ihm etwa ebenbürtigen

schottischen. In acht — meist Depressions- — Jahren ist der
Unterschied grrSfser oder irlpieh 1<> Mk., dem Betrage des

Zolles; in don anderen Jahren ist das schottische nur durch
den Zoll teuerer. Am niiclisten kamen sich die Preise in

den wirtschaftlich günstigen Jahren IS^S], 1890, 1890—1900.
Ein Zusammenhang der Preisschwankungen läfst sich kaum
erkennen, was die auch sonst gemeldete Tatsache bestätigt,

dafs erstklassiges Eisen aus Grofsbritannien auf den deutschen
Markt nur mehr in ^ringem Umfange kommt; das ^eht
zwar nicht aus den Ziffern der — die Etsensorten nicht

scheidenden — Haodelsstatistik, wohl aber aus den Handels-
kammerberichten hervor.

Ferner erkennt man, dafs die deutsclien Preise wieder-

holt wesentlich höher waren, aU zur Zeit d<"r Kn(juete, zu-

nächst IHHü— 1884, also noch über die Zeit des kurzen Auf
Schwungs hinaus, sowie 1889— 1891 und seit 1897. In den
ungünstigen Jahren 1885— 1887, auch noch 1888 standen sie

allerdings niedriger als zur Zeit der Enquete, von 1892—1896
ungefähr gleich hoch. Der Durchschnittspreis des Deeenniums
1880—1890 war 66,40 Mk., des Deeenniums 1890— 1900

70,80 Mk., also Iiöher als der in der Enquete angegebene Preis.

Die drei Erscheinungen: Höherer Stapd der englischen

als der deutschen Preise, Rückgang der Einfuhr und im
ganzen Steigen der deutschen Preise deuten auf eine Ein-
wirkung des Zolls hin. Er frah dem deutschen Eisen
einen Preisvorsprung auf dem lieiraischen Markt, besonders
in wirtschaftlich schwachen Zeiten , weniger in guten Jahren.
Preisstürze in schlechten Zeiten vermochte er nicht zu ver-

hindern.

II. Die Verschiedenheit der Märkte beeinträchtigt sehr
den Wert der Preisvergleichung von GKefsereiroheisen ge-
ringerer Qualität, dem hauptsächlichen Exportai tik« 1 Englands,
da infolge der ungleichen Transportkosten die Konkurrenz in

den einseinen Absatzgebieten senr verschieden ist. Gering ist

' Vinteljahrshefte 1806, Heft I. - Jahrbuch für 1901.
^ Zusammengefafst im Dortmander Jahrbacb S 595.
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der Wettbewerb zwischen englischem und luxemburger Eisen,

da das englische in des letzteren Absatzgebiet, den Westen,
kaum hingelangt. Mit dem westfillischen kämpft es dagegen
um den nordwestlichen, mit dem schlesischen um den nordost-

deutschen 'Markt, im Norden aufserdem in neuerer Zeit mit
Ilsede, dessen Freisnotierungen aher fehlen. Für den Öst-

liehen Hauptmarkt Berlin kann man die Frachtkosten von
Hamburg und von Breslau aus ungefthr als gleich annehmen,
während beide ein Teil niedriger sind als die Westfalens
wegen des Mangels an west-östliclien Wasserstrafsen durch
^Titteldeutschland. Die Tabelle ergibt daher ftlr die Be-
messung der jeweiligen Konkurrenz Englands und Deutsch-
laudh keine einwandsfreien Resultate.

Immerhin ist so viel klar, dafs zwischen englischem und
echlesischem Eisen ein ziemlich weitgehender Parallelismus

besteht Ihre Preisdifferenzen überschreiten im Jahrzehent
1880—1890 fast nie 3 Mk. 1S91—1805 ist schleaisches

(deutsches) Eisen um etwa 5 Mk, billiger, doch findet 1896
wieder ein Ausgleich statt Die — allerdings einer anderen
Quelle entnommenen — westfJilischen Preise loco Dortmund
sind bis 189'' um einigr^ Mark niedriger, von da an den
schlesischen ungeülhr gleich. Luxemburger Roheisen endlich

steht regelmäfsig etwa 10 MU. unter dem westfälischen Preis;

es ist von geringerer QualiiHU —
Was diese Zahlen andeuten, bestätigen die Handels-

kammerberichte, besonders Berlins, und die Monats*, bezw.
Vierteljahrsberichte Ton „Stahl und Eisen": die Fortdauer
der Abhängigkeit des deutschen Marktes in Giefsereiroheisen

jNr. 3 von den englischen Preisen. Nimmt man hinzu, dafs der
Import dieses Eisens aus England wohl in den ersten Jahren,

aber im ganzen Durchschnitt kaum erheblich abgenommen
hat. so ra?)chte innn zunitchst dem Zoll keinen wesentlichen

Erfolg zuschreiben. Dabei l>lipl>f>. aber unberücksichtigt ein-

mal die Steigerung der Produkuun auf das sechsfache — vgl.

?j 3 — , sodann der Umstand, dafs ohne den Zoll sich eng-

lisches Roheisen um weitere 10 Mk. billiger gestellt hmhia
wttrde. Da der Export Englands sich leicht steigern lieCs

und die Grllnde seiner Überlegenheit nur teilweise in

Fortfall kamen, wHre dann die Deckung des wachsenden
Bedarfs unserer Giefsereien wahrscheinlich dem erheblich

billigeren englischen Eisen statt, wie es geschehen ist, dem
deutscli» n zugefallen. Schon allein, indem der Zoll durch die

Verteuerun«^ des englischen Eisens der deutsehen Hütten-

industrie die^e Vergröfserung des Absatzes sicherte, war er

ihr von Nutzen.

Ferner sind aber auch im ganzen die deutschen Preise

fegenüber denen der Enquete gestiegen, zunttchst erbeblich

is 1888 und sodann wieder 1889/90. Von 1884^1888 und
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1892 — standen sie niii^cfähr so lioch, wie /.ur Zeit rler

Enquete. Der Prois -tioi; . on lb97 an wieder erheblich. Kr
war also in den lJepre«äionözeiten dem der Enquete gieicii

und in den guten Zeiten höher. Der durchschnittliche Prei»
in Schlesien von 1S80—1890 war ()2,5U Mk., der des zweiten
Jahrzehnts GO,üU Mk.. also höher als 1877/78. — Es ist nicht
wahrscheinlich) dafs dieses licsultat, sowie die ^ieichzeilige

Vermehrung der Produktion bei der Stärke der englisdieii

ExportiDdustrie auch ohne den Zoll erreicht worden wILreu —
Darnach ist der Einflurs des ZoUee auf Qualtiftta*

GieCsereiroheiseii etwa, wie folgt, zu bettimmen:
Bei gleichzeitiger Preiserhöhung des deutschen und eng*

lischen bezw. schottischen Eisens hat er die deutsche Produktion
gefordert und dazu beigetragen, den Import aus GroOsbritamiien
zu verdrängen.

Dagegen fUr ordinäres Giefsereiroheisen : Ohne erheb-
liche Zurückdrilngung der englischen Einfuhr hat er die

deutschen Hüttenwerke dadurch gefördert, dals er ihnen die

Möglickeit gab, den wachsenden l)('jRrf DeutHchlands durch
Produktionsvermehrung bei wiederliult eihriiten Preisen zu
decken. Die Abhängigkeit von den englischen Preisen hat er

nur teilweise abgeschwächt, eine denkbare weitere Verschür-
t'ung aber verhindert. —

Nun war der Zoll aber als Krzichungszoll — bei Giefserei-

roheisen— gedacht : das Mittel sollte die Preiserhöhung, das Ziel
eine Verminderung der Produktionskosten sein. Es ist daher
zu untersuchen : Ist es gelungen, die Produktionskosten heimfaK

zusetzen? und durch welche Veränderungen? im Zusammen-
hang mit den weiteren Fragen: 1« ob dies unter dem Schutz
der durch den Zoll erhöhten Preise geschehen ist, und 2. ob
die durchgeführte Kostenverminderung Yon einer Preia-
minderung begleitet gewesen ist?

Die Entwicklung der Betriebskosten und damit überhaupt
der Betriebe kann nicht für Gufsoiscn isoliert, sondern mufs
für ilie Hüttenindustrie insi::esarat behandelt worden. I>a eine
Gesrliichte der Eisen i n d u - 1 r i e hier nicht gegeben werden
Bnllj so werden alle Produktionsverbesserungen nicht als solch»:*

beschrieben und betrachtet, sondern nur als Mittel zur Herab-
setzung der Produktionskosten. Dabei werden naiurhch au-
gleich etwaige Erhöhungen derselben erörtert

§ (i. Entwicklung der Produktionskosten von 1879--190(^.

Die Verringerung der Erzeugungskosten lAbt sich nach
folgenden Richtungen hin zusammen&ssen:

1. Billigere Gewinnung und Herbeischaffung der Roh-
materialien.

2. Grölsere Ausnutzung derselben.
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3. Gtofrinnung von Nebenerzeugnissen.
4- VerbiUigung der Arbeitskraft.

5. ^ crbesserang der Organisation des Betriebes.

0. Verbesserung der Absatzbedingungen.

L Bei den Erzen zunächst steht die schon eingehend
besprochene Erfindung des Thomas im Vordergrund, durch
welche die pbosphorhaitigen Erze Lothringens und des Harzes
Teri¥ertbar wurden. Der Aufischwung der lothringischen und
llseder Hüttenindustrie insbesondere, sowie die ganz Deutsch-
land zugute kommenden Vorteile sollen hier nicht nochmals
•nifii^efiihrt wonloii. — Von einer P r e i s v e r sc h i e b u ng der

Erze kann man l)ei Ilsede niclit spr^^^ l^en, da alles dort ge-

fundene Erz dem iiuttcnwerk gehört, und nichts zum Verkauf
kommt. Dagegen ind die Preise der lothringischen Erze
nicht unwesenilicii gestiegen. Allerdings besitzen auch hier

die meisten Hüttenwerke ihre eigenen Erzgruben, ebenso wie
viele westfillische Werke. Diese hüben sie meist zu einer

Zeit erworben, als die Erze noch billiger waren.
Im Siegerland hat sich eine KMÜition von Ersgruben-

besttzem zur Verhatung Ton Preisunterbietungen gebildet

Das Ziel ist meist nur in Zeiten lebhafter Nachfrage er-

reicht worden. So wurden die Preise von gerdstetem Spat-
eisenstein anfangs 1890 und Ende 1900 auf 20 Mk. pro t

gesteigert, im Dezember 1893 standen sie dagegen nur auf

9,50 Mk. \ Von einer Änderung in den Preisen der schlesi*

sehen, westfälischen und übrigen Erse endlich ist mir nichts

bekannt geworden.
Die Gewinnungskosten der Erze wurrlon kaum j^^^ringer,

da die technischen Verbesserungen im Bergwerksbetrirb nicht

wesentlich sind. In Lothringen ist Im Geirenteil der Abbau
der Erze allmählich etwas teuerer geworden, da man in

gröfsere Tiefen hat hinabgehen müssen. Die Verteuerung
wurde iHiK» auf (»,17—0,70 Mk. pro t Krze berechnet*. —
Kiiie Anwendung der in Nordamerika üblichen Rie^eudampf-
maschinen zum Abbauen der Erze ist bei unseren tief

Unter den ausländischen £>zen spielen nach wie vor die

BMoischen die erste Rolle, besonders für den Ruhrbeairk;
aoch verwendet derselbe auch, zuerst 1889 dann seit 1802
in wachsendem Mafse schwedische Erze, aus Grängesberg und
Geliivara, von denen sich ein Teil auch für den basischen

Prozefs eignet. Von noch gröfserer Bedeutung sind sie für

Schlesien, das aufiserdem noch österreichische und ungarische

Spateisensteine, sowie in geringerem Umfang schottischen

' X«cb den Monatsberichten von „StaU und Eisen"
;
Tgl. aach Vogel*

steia a. a. O. S. 62.

„Stahi und Eisen- 1896, 6. 25 fg.
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Blackband und Kieselbrände beziehen mofsy da der heimische
Erzvorrat nicht ausreicht — Es wurden bei uns an MUUoDen
Tonnen Erze importiert aus:

Uötürreich- Ungarn Schweden Spanien Belgien
1890 0,1 0,1 0,02 0,1
1895 0,15 0,6 0,78 i}A2
1900 0,27 1,44 1,85 0,15

AutYallend ist der immer nocL wachsende Import spani*

scher Erze nach KheinlaiKl-Wf^Htfalen, tr<Uz d^s Reichtums
an Erzen in dem nahen L' th ringen. Es ist dies daraul zu-
rückzuführen , dafs die Transportkosten in Deut^ehland sehr
hoch und bis 19<>1 auch kaum verringert «ind , die Si hiffs-

tVachten fUr spanische Erze dagegen sehr niedrig waren *.

Der Bedarf nach spanischen Erzen stie«^ wieder, seit ilie

Puddelschhicken teuerer wurden. — Der Transport einer

Tonne Erz von Lothringen nach Rheinland -Westfalen kostet

etwa 4,70 Mk. (nach Kohstofflarif I 1,4 Ff. pro tkm, da die

Entfernung meist 350 km fibersteigt) ' ; eine Wagenladung En
von 25 Mk. Wert in Lothringen bedarf etwa 80 Mk. Fracht-
kosten. So kommt es, dau Bheinland-Westfalen das pro
Tonne Roheisen erforderliche Erz etwa 12-10 Mk. teuerer
bezahlen mufs als Lothringen, und dafs die Erzfracht etwa
28—30^/0 seiner Erzeugungskosten ausmacht^. Für die am
Rhein gel^enen Hochöfen stellt sich der Tran8|M)rt infolge
Benutzung des Wasserweges etwas billiger.

Für den Transport Siegerländer Erze nach dem Ruhr-
bezirk wurde lsSf> ein niedrigerer, sogenannter Notstandstarit

gewiihrt. Im übrifi;en aber blieben die lebhaften Forderungen
der rheinisehen Interessenten naeh Kanalisation der Mosel und
Tarifermiifüigungen bis 1901 unerfüllt, trotz der Befürwortung
des Kölner Bezirkseisenbahn rates i. J. 1890. Der Grund
daiur liegt eiinual in der durch Konkurrenzrücksichten rer-

anlafsten heftigen Opposition der iiochofenbesitzcr Lothringen^
und der Saar^, sowie der Siegerländer Erzgrubenbesitzer und
femer in der Vorsicht, die der Staat bei seiner Tariftiolitik

stetB ttben muls. Am 1. Mai 1901 sind endlich die Frachtafttse

fUr lothringische Erze ermäfsigt worden.

* Spanische Va/.c franko Rottt^rd un kosteten 1«<62 10.70 Mk., 188^>—
1892 14,50 Mk., 1ö1^4 12 Mk. („.stalii und Eisen" 1895 S. 107 fg.)

* 1 tkm kostet nach Rohstofftarif I bis ea 85 km EotfemungM Pf,
bis 350 km 2,2 Pf., iiIm t :m km 1,4 Pf., samt Expeditionsgebiihr.

^ Nacli Srbilliiif,' in „Sia])l und Eisen^ 1895, S. 107 fg. bexalilton für
ihre ge&anuea i\oh!>tolie durch^chuittlich Lothnngen 9,42 Mk., dm ba^rgebiei;
ia,54 Mk., Rheinland-Westfalen 19,82 Mk.

* Filir. V. Stumm (iklürte es für eine .,sociale Gefahr", wenn infolge
einer Tarilherabsetisung an dov Tonni* Roheisen noch mehr als, wie bisher»
15—20 Mk. verdient wOrden („itahi und Eisen" 1097, S. 124>
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Daneben eind besonders die Harser und Lothringer
Hocbofenwerke an einer £nnälsigang der Kohlentarifey
Schlesien an der Oderregolierung interessiert —

«

Viel erheblicher als die £rz- sind die Kohlenpreise
gestiegeTi, weniger in Oberschlesien, wo sie nur in den letzten

Jahren ungewöhnlich hoch waren, als vielmehr im Ruhrbezirk.
Hier hat tlas mächtige Syndikat, dem seit ISM:', fast alle

Zechen des Ruijrf^eljiets ;iii;^ehören — nach kurzi'iu Kainjite

in Verbindung mit dem Kokssjndikat ~ dl«* Pr(M>e bestimmt
und hoch getrieben. Nach dem JahrLmch dca oberbergamts-
bezirkes Dortmund (1900— TIM )1, kS. 571) Tab. III) betrug der
Wert einer Tonne Stein kohieu im Oberbergamtsbezirk

Breslau Dortmund Bonn in Proufsen
Mark Mark Mark Mark

1878—88 »wischen 4.20-^4,60 4,20-4^70 7,00-7,40 4,60-5,02
1880 4,34 M7 7,66 5,43
1890 5,47 7,98 10,05 7,47

1891 6,02 8,38 9,74 7,83
1895 5,72 G,66 8,37 t^iO

1899 0,44 7,66 9,79 7,56
durchschnittlich im Decenoinm:
1880-90 4,40 5,05 7,42 5,24

lb91—99 5.93 7,11 8,95 7,00

Das Ruhrgebiet erzeugt 71 ^/o aller Koks« Die Preise in

Dortmund betrugen * für

:

Hochofen- Qiersoreikolcs Hochofen- Giefscri ikoks
Mark Mark Mark Mark

1887 7,83 8,67 1892- 96 11-12 14-14,6
188« 9,16 10.36 1897-99 18,9—14,4 16—16,7
1889 90 15-20 17- 22 1900 21,29 23^
1891 13,5 17

Die hohen Preise der letzten Jahre brauchten im wesent-
lichen aber nur die heimischen Abnehmer zu bezahlen, da
die Syndikate den ausländischen \\ erken viel geringere Preise

setzten. Zum Ausgleich der Schädigung werden dann den
exportierenden Werken erhebliche Ausfuhrprämien vom Kohlen-
und Rokssyndikat gewährt. Die erhöhten Preise wurden
Mich von den S^ftoferti verlangt, die schon längere Vertrftge

tu niedrigeren Preisen geschlossen hatten — Die Steigerung
der Kokspreise bedeutet eine annähernd gleiche Erhöhung
der Produktionskosten von Eisen, allerdings nur fUr solche
Werke, die ihre Koks nicht selbst herstellen, wie die meisten
Grofsbetriebe Rheinland • Westfalens. Diese haben nur unter

dem Steigen der Kohlenpretse zu leiden, soweit sie nicht auch
eigene Zechen besitsen.

» Dortmtindor Jahrbuch 190Ü;1!)01, ^ ATtl.

• Vgi. VogeUtein „Die Industrie der iiheiuproviuz , S. 9t» uuU iA,

Poifieb«Bf«B XZI 8. — K*ttn«r. 8
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Seit der Erfindung des Thomas sind also die BeBchaAiD|s*
kosten der Rohstoffe im ganzen nieht herabgq^angen : der
Erzpreis ist nicht gesunken, der Kohlenpreis geatiegen, beider
Gewinnungskosten verminderten sich nur unerheblich. Auch
die Transportkosten sanken kaum.

Es ist möglich, dafs der Staat sich durch den Zoll an
der Gewährung von Tarifermäfsigungen hat hindern lassen, in

der Erwägung, dafs die deutsche Industrie durch den Schuta*
zoll hinreichend begünstigt sei und einer Verminderung der
Produktionskosten nicht noch bedürfe.

II. Sehr bedeutend waren die technischen Fortschritte
der Huttenindustrie zwischen 1878 und 1900, zunächst der
Vergröfserung der Hochöfen von etwa Ki— 18 m auf 20—22 m;
die Tagesleistung stieg von durchschnittlich 40

—

iM) % auf
minde8t«'!is Ino— l(ju t Daii''V)en stehen Hie znlilr'Mchen

Verbesserungen in der Ausnmzitiig des ßrenniiiMtcrials : die

völlige Durchführung der steiiienien Cowpersclien Wind-
erhitzer au der Stelle der eiserneu, wodurch weniger Wind
verloren geht und die Wärmegrade von 4.')()—<3U0 auf 7<.mj—
800° zu erhöhen möglich wurde-. Dies koniuit einer Kok»-
ersparnis von etwa 200— 300 kg pro t Uoheisen gleicL
Ferner das Einfangen der Gase an der Gicht des Hochofens
und die weitere Verwendung derselben sum Heiaen der
Dampfkessel, in jüngster Zeit die allmtthliche Ersetsang der
Dampf- durch Gaskraftmaschinen*. Die einmal ersengte
Wärme und die entstandenen Gase verwendet man nicht nur
im Hochofen weiter, sondern benutst sie in den mit Wala-
werken verbundenen Betrieben, um die Stahlblöcke zu
Schienen, Knüppeln, Platinen weiter zu verwalzeuS Die
Ersparnis an Brennmaterial infolge dieser VerbesaerongeB
betri&gt mehrere luo kg Koks pro t Roheisen.

An weiteren Fortschritten sind noch aufzuf^ihren : die

leichtere Beschickung des Hochofens durch Verbesserung der
Erzzufulir, sowie die leichtere Fortführung des geschmolasenen
Roheisens und l)equemere ScMarkenabfuhr. Hand in Hand
damit iri"!it die wachsende Genauij^keit in (h^n < }m miyichen
und nierh.uiischen üntersuchuncfen und Prüfungen , z. H. bei
der Bestimmung des Siliciumgeiialtes im Giersereirohoisou.

Die M('lirl(Mstunp:t'n auf Orund technischer Fortsc-hritte

veranschaulicht ein Bericht d^r [Isidor HÜtte^ aus dem Jabre
Iböb (fUr 10 Tonnen Erze berechnet):

1 „Stahl und Eisca" 1095, & 107 fg.
* Ebenda.
* Wsodl-FriedensliQtte beredniet dartus eine jährliche Enipsnua tva

220-270000 Mk. („Stahl und Eisen« 1900, S. 415).
* Ebenda 1895, S. 1016 fg., 1897, S. 127 fg.

» „Stahl und Kisen'^ 1884, S. m, Iböö, S. 367.
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1868 TS*;
1 Q I n~ 4

11,05 M. 2(),05 M. 24,18 M.
Kokäverbraucb

pro Toime Boheisen
1380 1000 860 kg

Heizkohlcnverbraadk
inkl. Gase

1422 kg 637 kg 747.5 kg

Geblawi-Wind-Teuiuerulur 2'22' 420 0 453«
Löhne 18,85 M. 10,79 M. 8,79 M.
Reparaturen 0,20 M. 2,9S M. 2,42 M.
TagesproduktioD
ProdonioorirosIeD pro t

H 95 kg 15(i,2 kg Roheisen

Bolmen exk!. Gaml- 41,M M. 87,88 M. 23,00 UU
unkoiten

III. Eine weitere* finanzielle Verbesserung bedeutet die

Verwertung von 2>« ebeuprodukteu, wichtig zunäcliöt für

die HochöfeD, die selbst Koks hersteUen. Aus diesen gewinnt
man bei Erhitzung der Gase seit Kitte der 80er Jahre Teer
und Ammoniak, letoteres ds Ammoniaksuperphosphat auch ein

yiel verwandtes Düngemittel. I>er Wert der aus l t Koks
Sewonncnen Nebenprodukte wurde 1895 bei einer Erhebung
er Oberbergämter auf mindesteDs 2,75 Mk. geschätzt

Die Gewinne der TTüttenindustrie aus dem Verkauf der

Thomasschlacke wurden schon dargethan (§ 4). Andere
Schlacken kann mau als Pttastersteiue für den Chausseebau
verwenden, wie vielfach in Überschlesien, oder sie giaimiieren,

d. h. in \Vaä6er reinigen, mit Kalk verbinden und daraus sog.

ScUackenpnzaolanoement herstellen, der dem Forüandcement
an Brauchbarkeit snm Hausbau kaum nachsteht — Vom
Standpunkt des Hochofenbetriebes aus ist endlich auch die

Äkr die Walzwerke gewonnene Wftrme und das Gas als wert-

volles Nebenprodukt anzusehen.

Der Zoll hat bei der Durchführung dieser technischen

Fortschritto höchstens insofern mitgewirkt, als er der 1879
schwer bedrängten Hüttenindustrie die leihialiTUP' des Staates

bewies und sie dadurch ermunterte. Jedenfalls hat er lucht,

wie manch anderer Zull, die IndustrieUen durch Qarantierung
hoher Preise eingeschläfert. —

IV. Die Leintu ngsfuhi crk eit unserer Arbeiterschaft
ist in den letzten zwei Decennieii zweiit ll s wi sentlich gestiegen,

wenn sich auch zahlenniäfsige Angaben darüber nicht machen
lassen. Während der deutsche Arbeiter 1878 nach der all-

gemeinen Ansicht hinter dem englischen
,

belgischen, ameri-

kanischen, ja auch franattsischen Arbeiter an Hohe der
Leistungen und der Iiebenshaltung surttckstand*, kann man,

> .Stahl und Eisen" 1895, S. 965 fg.

* Lonniiui, Erfinder der Apparate f&r SeMackeaverwertnng in „Stahl

und Eisen« 1897, S. 991.
* YgL s. B. den Bericht der Eiseaenquetekomminion S. 36 unten.

9*
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80 gewagt auch alle solchen Vergleiche sind, doch sageii,

dafs <'r heute nur noch mn dem amerikanischen Arbeiter
tibertruffen wird, dagcj^eu (ien französischen und belgischen

Arbeiter überholt hat, dem englischen wenigstens an Leistungs-

fähigkeit gleichkommt ^
Die Steigerung der Arbeitsleistungen läXst sich iin>

gefilhr berechnen. Während nämlich 1878 von 16200 in
HQttenwerken beschäftigten Arbeitern 2148000 t Roheisen
hergestellt wurden, steUten 1899 80 300 Arbeiter 8143000 t

Roheisen her; das bedeutet für 1878 eine Jahresleistung von
133 t Roheisen, für 1899 aber 224 t auf den Arbeiter. —
Natürlich heifst dies nicht, daf:» ein Arlu iror jetzt doppelt so

geschickt ist, als damals, weil er jetzt i&at doppelt soviel

herstellen kann, sondern nur, dals man heute zur Herstellung

von 1000 t Roheisen 4^/3 Arbeitskräfte braucht, 1878 noch
7Vt. — Äiiuiich berechnet Sympher^, dafs zwischen 1884
und 1894 die Jahresleistung eines Arbeiters im Ruhrgebiet
von 183 auf 265 in Oberschlesien von III auf 164,5 t

stieg. —
Gegen jene Berechnung kann man das Bedenken geltend

machen, dafs bei den modernen Betriebskombinationen nicht

jeder Arbeiter nur als Hüttenarbeiter gerechnet werden dürfte,

na er vielfach aneli im Walzwerk beschftftrgt sei. So gewifs

dies ein einwandfreies Resultat bezüglieh der absoluten

Leistungen eines Arbeiters hindert, so genügt jene Rechnung
doch allciifaüö für den hier erstrebten Vcrglcicii, um so mehr,
als die ßetriebskombinatioiieü sehr viel häufiger geworden
sind, und sich daher das oben festgestellte £rgebnis nur noch
schärfer herausstellen wttrde. —

Nun waren fUr den Hochofenbesitzer die Mehrleistungen
der Arbeiter keine reine Kostenersparnis, weil gleichseitig die

Löhne und die socialpolitischen Lasten gestiegen sind. Aber
diese Steigerung kommt bei weitem nicht der der Leistungen
gleich. Ein Vergleich zwischen 1878 und 1900 ist allerdings

sehr erschwert, da man zwar in der Eisenenquete für 1877
zahlreiche Loluiangaben besitzt, für lUuO aber bei dem
Mangel eiinT Lohnstatistik leider auf die Angaben der Bo-
rufsgenossenschaftcn angewiesen ist. Und beide Angaben sind

nur schlecht vergleichbar. Einmal sind die Zahlen der
Enquete Einzelzifi'eru, die der ßerufsgenobsenschaften Durch-
schntttszifiem, und swar für Hochofen- und Walzwerksarbeiter
susammen, femer sind in der Enquete die Li^hne der jugend-
lichen Arbeiter meist einbegriffen, bei den Bemftgenossen-
schaften grundsfttalich nicht u. a. m. In der Enquete wurden

' Vgl. Abschnitt ITT.

In der Donkschrift über die wirf > hnttlii li«^ Bedeutung des Rhein*
Klbekanais, vgl. v. Eenauld, UatteoinUuätne tou Oberschlesien, S. 220 fg.
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ftir Kheinland-Westfalen tolgenrle Jahreslölino anf^pp^pbon (die

Tagcslöliiie sind zur Vorc^leichung liiri- mit .i<M> multipliziert):

Mever (Krupp) 1877 lofiii Mk. , für Bessemerarbeiter s]>eciell

1124 Mk., Thielen -Ruhrort 920 Mk., Poensgen - Dm soldorf

1035 Mk., Kamp -Hamm (Walzdraht) 900 Mk., Schiink-Mül-
hoim 8—900 Mk., Massenez-IIörde ca. 000 M., ßaare-Bochum
912 Mk. Der Durchschnitt würde etwa reichlich 1000 Mk.
betragen. Dagegen berechnet die rheinisch-westfölische Berufa-
ganoMeiucluifti för 1897 1136 Mk., 1898 1165 Mk., 1B99
1201 Mk., Also etwa 150^200 Mk. oder 15—20^/o mehr.

Für Oberschlesien sind die Angaben noch unsicherer:

Kollmann: 1. Paddler 960 Mk., 2. Paddler 690 Mk.,
3. Paddler 600 Mk., Waker 700 Mk., Schweifser 950 Mk. —
Brantach : Schmeker 830 Mk. , Giebter 775 Mk. , Wakwerk
on 750 Mk., Stahlwerk von 900 Mk. an aufwärts. — Jttngat-

Gleiwitz: Hochofen CAV) Mk., Former 770 Mk. u. s. w. —
Richter (Königs und Lauraahtttte) Hochofen 585 Mk., Wak-
werk 646—671 Mk.

Die sclilesische Berafsgenossenschaft berechnet fUr 1897
727 Mk.. 181>s 7:)0 Mk., 1899 771 Mk., was also auf keine
höhere Steigerung als etwa 100 Mk., gleich 15 — 20 '^/o,

schliefsen lälst

Daneben geben die süddeutsche Eisen- und Stalilberufs-

genossen^chaft für 181'7 7liJ Mk., für 1899 b94 Mk an, die

sudwest'leutsche 924 bezw. 972 Mk., die sächsisch-thia ingische

miO bezw. [HyT} Mk., die nordöstliche 934 bezw. «.Mj4 Mk., die

nordwestdeutache 813 bezw. 946 Mk. Calvver- berechnet

daraus als Durchschnittslohn für Bergbau und Hüttenindustrie

fdr 1897 1006 Mk., Air 1899 1072 Mk.
Nach aUedem scheint es mir schon sehr hoch gegriffen

za sein, wenn man die Lohnsteigerung auf 200 Mk. ansetzt,

wobei auch nicht berCtcksichtigt ist, dafs die Jahre 1877/78
anormal schlecht, 1897/99 ungewöhnlic Ii g;\it waren. Dazu
kommen die Beiträge der Arbeil;geber für Kranken-, Unfall-,

Alters- und Invaliditätsversicherung mit alles und allem hl^chstens

^»U Mk. auf den Kopf des Arbeiters". Selbst wenn man ein

solches Steigen der Löhne annimmt, so entfallt trotzdem auf

eine Tonne Roheiseu weniger Lohn als 1878, weil die Arbeits-

> Ytl. Calwer, Handel ond Wandel, S. 194^195.
« EbendÄ 1901, S. 198—196, 271.
* Nach dem -Leitfaden zur Arbeitenrersiohenmg des deutschen Reichs"

<2usammeoge8tellt lur die Weltaustellung in Tans 1900) betrugen die Bei-
traplasleo des Arfoeitsebers für die gesamte Arbeiterversichermig Im
Jabrcsdorcbitcbnitt 153$ Mk. auf den Kopf des Arbeiters. Die Beitr^e
rm ÜDfallvereirhcning sind in lier Iliitteninaustrie wesentlirh irroPser als im
Uurdüchoitt Irotxdem ist die obige Ziffer sehr bocb g^iü« u. — Übrigens
bestand schon 1S78 ein allerdings beschr&nkteres Haftpflichtgesets seit 1(371

Ar die Aibdifeber.
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leistungen noch stärker gestiegen sind, wie sich aut* i'olgender

Durchsc Ii n i t tsberechuuug ergibt

:

IbTö btellte 1 Arbeiter mit 85n Mk. Lohn i ).^ i ' KoheUeo

her; es entfiel daher auf 1 t
^ ^ ^40 Mk. Lohn.

Jetzt produziert ein Arbeiter mit 1 luo Mk. Lohn 224 t ' \

aaf 1 t entfWt daher an Lohn -^'^^ = 4,90 Mk.

Die Ersparnis an den Arbeitslöhnen beträgt dalier trotz

des Wachsens der Löhne und der socialpoli tischen Laoten ftir

die Tonne Roheisen etwa 1,50 Mk. oder fast 25**/o.

Zwischen dem Steigen der Löhne wie der Leistnn^n
einerseits nnd dem Zoll andererseits Iftfst sich eine besondere
Verbindung nicht herstellen (vgl. an III).

V. Eine weitere Verminderung der Kosten bedeutet die

immer häufiger werdende ßetriebskombination. Wlhre&d
sich 1878 ITochöfen und Walawerke meist noch in verschie-

denen Händen befanden, werden Roheisen nnd Fabrikate heute
grofsenteils von demselben Unternehmer hergestellt. Im
niederrheinisch- westfälischen Industrtebezirk kommen Unter-
nehmungen , die nur den Hochofenbetrieb zum Gegenstände
haben, kaum noch vor^; dagegen fiTiden sich 1:^ - und
zwar natürlich die gröfsten — Unternehmungen , die Kohlen-
zeclien, Erzgruben. Hütten-, Walz- und Stahlwerk o im Ei^n-
tum haben. Daneben gibt es nuch fünf Koinlunationeu von
Hoch()t< u mit Walzwerken oder mit Kuiilcii- oder mit Erz-
bergwerken und nur fünf Walz- oder Stahlwerke, die nichi

eigene Hochöfen besitzen. In Oberschlesien liegen die Ver-
hältnisse ähnlieh. — Hauptsächlich sind Hochöfen und Walz-
werke Eusanunengelegt, weniger Hochofen und Oiefsereiea,

nur selten Hutten und Maschinenfabriken.
Die Vorteile solcher Kombinationen sind technischer wie

wirtschaftlicher Art Liegen die Werke nebeneinander, ao
kann man die einmal im Hochofen erzeugte Wärme wieder
für den Waizwerksbetrieb benutzen ; man bedarf keinen Koks
mehr zum Umschmelzen des Roheisens im Kupolofen and
keine Kohle cum Wärmen der Stahlblöcke. Ein so kom-
biniertes modernes Stahlwerk braucht daher nur noch die
Koks, die es zur Produktion von Roheisen an sich ver-
wendet.

Ferner aber kann sicli dor Walzwerk besitzer das stdb^t-
gewonneiie iv(»iii'it.en zu S»'Ut>iküsien. statt zu Verkaufspreisen
berechnen, wenn er nur dalar bei dem \'erkaüf tier F.thrikai^
eine höhere Bewertung erzielt^ er braucht keine Uaudel«-^

» Vgl. oben S. 30.

> Nach dem Dortmunder Jahrbach 1900 1901, S. 11--481.
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apesen und Gewinne für das Roheisen, sowie, wenn Hochofen
und Walzwerk zubammcuUegen , keiüe Trauäportkoöten zu
begleichen.

Ferner wt er toh der Htthe der Roheiaenpreise niiAb-

hftngig; da» ist sehr wichtig, weil diese oft im Verhttltnis

hober stehen als die der Fabrikate. Unter Umständen kann
auch der Unternehmer seine Arbeiter besser beschäftigen,

wenn er sie nach Bedttrfnis hier oder dort verwendet. Über-
häuft kommen den kombinierten Betrieben alle Vorteile

greiser Unternehmungen zu gute. Daher haben sich auch
die am stärksten kombinierten Werke wie die von Krupp^ der
Laurnhütte und das Ilseder-Peiner Walzwerk am glänzendsten
entwick»'h. Und andererseits kln^en die isolierten Giefsereiea

über die Konkurrenz der mit Hütten verbundt^nen Giefscrei-

betriebo. — I >if Vorteile der Kartellierung schlieitiiich werden
fttr sieh bclrachtet 7).

Die Bildung kombinierter Unternehmungen ist durch den
Zoll wesentlich gefördert worden. Er trieb die Fabrikantf^i

dazUf sich durch Anlegun*: eigener Hochöfen von etwaigen
Preiserhöhungen de« Rohei.scns unabhängig zu machen. Denn
die Betricb.-ikombinatioii iüt überall von den Beftitjsem der
Walzwerke, üiefaereien u. 0. w. ausgegangen, nicht etwa von
denen der Hochöfen.

VI. Als Fortschritte zur Erleichterung des Ab-
satzes sind der Dortmund-Emskanal, .sowie die Einftihrung

des RnhMtnfTtnrits tiir Schifi!sl>aumatcrialien 1^,4, erweitert

1><97, zu III iiuen. Auch Schlesien hat Begünstigungen im
Tarifwesen ertatiren. im Übrigen aber sind die Verbesse-
rungen unbedeutend.

Zu il<Mi Hauptzwofkcn eines Erzieliungszolies nacii List

gehört euiliich die M irlicfikeit für die Industrie, sich das

Vertrauen der Kumlschait zu erwerben und so den Absatz
zu erweitern. Noch 1878 bevr)rzugten die deutschen Ab-
II» hijier Giefsereiroheisen schottischer und Clevelander Her-
kunft. Es erregte entschiedene«» Aufsehen, als der Hutten-
iospektor Wacbner-Gleiwtta bei seinen Qualitätsvergleichungen

fectotellce, dafs das !n Rheinland -Westfalen erblasene Eisen
dem englischen ebenbürtig sei. Besonders lange erhielt sich

jenes Vororteil su Gunsten ordinären englischen Giefserei-

roheisens.

In den letzten swanziff Jahren ist nun ein greiser Um-
schwung zu Gunsten deutschen Fabrikates eingetreten, haupt-

sächlich infolge guter Erfahrungen mit deutschen Waren.
Mitgewirkt haben dabei aber auch der Umstand, dnfs überhaupt
bei den deutschen K.lufern die Vorliebe für ausländische Er-
zeugnisse vergeh wi ml et . sowie der Zoll, indem er dureli die

Verteuerung des englischen Eisens zu einem Versuch mit
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Heimischer Ware VeranlassuDg ^ab. Ganz ohne Beihilfe eine«

Zolles hat die deutsche Bäs^induBtrie das Qebiet des Schifib-

banes sn erobern begonnen. —
FaisI man darnach die einaelnen Erscheinongen in ein

Gesamtbild zusammen , so erkennt man, abgesehen von der
Erfindung des Thomas und ihren Folgen, eine Steigerong
der Produktionskosten bei der Beschaffung von Kohlen, eine
wesentliche Verminderung in der Ausnutzung des Brenn-
materials und der Arbeitskräfte, in den gesamten Betrieb»-
kosten durch Kombinationen, sowie ein gröfserer Gewinn
von Nebenprodukten und endlich eine Erweiterung des Ab-
satzes durch Erwerbung neuer Kunden. Das Resultat di'*<rr

Änderungen läfst sich zum Teil in Zahlen ausdrücken i^über

die Produktionskosten zur Zeit der Enquete vgl. S. 10).

Es betrugen nach den Erhebungen der Oberbergäiuter *

im Auftrag des Kölner iieziikseisenbahnrates 18V>5 in Ithein-

laud-Westlalen die Erzeugungskosten von 1 t Roheisen 4^i,4<>

bis 43;99 Mk., nach den Angaben der Hüttenwerke selbst

41|20 Mk. -h 7 Mk. Qeneralunkosten , nach den Bereoh-
nungen der Siegerlttnder Konkurrenten 40,89 Mk. + 6 Mk.
Generalunkosten» der lothringischea 41,18— 41,52 Mk, Die
Differenzen entspringen meist aus Meinungsverschiedenheiten
über die Höhe des Koksverbrauchs. Die lothringischen
Werke ^ berechnen für sich selbst 35 Mk. Selbstkosten,
Diffordingen» (Luxemburg) fUr Thomasrolieisen 1897 28,80 Mk.
für Puddelroheisen 27,72 Mk.. Ilsede* schliefslich fiir 18|fc5

27 Mk. Für Schlesien liegen mir leider keine zuverlässigen
Angaben vor. — Seitdem sind die Selbstkosten infolge des
Steigens von Kohlen- und Kokspreisen zum Teil etwas h^her
geworden.

Die Verminderung der Produktionskosten gegenüber denen
der Enquete ist also sehr bedeutend. Im Kähmen dieser Kut*
Wicklung kommt dem Zoll nur eine geringe Bedeutung zu.

§ 7. Umelien der jeweiligen wirtschaftlicheil Lage« —
Kartelle.

Wenn sich als Ergebnis herausstellte, dafs im ganzen die
Produktionskosten, sei es mit, sei es ohne Hilfe des Zolls,
herabgrgaugen sind, so tragt sich nun nach der von Fr. List
gegebenen Theorie weiter: Sind infolgedessen auch die Preiae
herabgegangen? Da diese aber auch ^on einer Fülle anderer
Momente abhängen, so mufs vor der Beantwortung dieser

« Vgl. ^Stahl und Eisen" 1895, S. 963 fg.

- Kbenda.
» Elx'iula 1897. S. 125.
« Ebenda lüHö, Ü. 6Ö5.
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Frftcre eine kurze Übersicht der preisbildenden Faktoren über-

haupt gegeben werden, um die Bedeutung jedes einzelnen

darzulegen. Nach den Berichten der Handelskammern und
der FMbleute in ,,Stahl and Eisen'* U&t sieb der Gang
der wirtschftftlichen Verhältnisse der deutschen Eisenindustrie

kurz dahin skizzieren ^ dafe man sechs verschiedene Perioden
onlerseheiden mufs:

Zunächst ein kurzer bei Roheisen ziemlich intensiver

Aufschwung 1B80— 82 ,
ausgehend von grofsen Schienen-

snkäufen der Vereinigten Staaten, in Deutschland unterstützt

durch ssahlreiche Anschaffungen des Staates für Eisenbahn-
zwecke. Gleichzeitig herrscht im Sommer 1880 eine uner-

hörte Spekulation

Dann folgt von 1882—1880/87 eine schwere Depressions-

zeit in der ganzen Welt; ein internationales Überangebot
drückt die Preisp. Als Ursache ist die aus der Gründerzeit
herrührende iibcnnäfsige Produktioo&tahiijkeit zu nennen.

Aufscrdem wird unsere Eisenindustrie vun österreichischen,

russischen und nordamerikanischen Zollerhöhungen betrutleu.

Die lebhaft versuchten Kartellbildungen haben meist nur eine

kurze Lebensdauer.
Von 1887 an hebt sich der Verkehr wieder; Produktion

und Preise steigen stark, zuerst bei Rohstoffen, dann auch
bei Fabrikaten und Maschinen; gleichzeitig schwillt die

Kiirtellbewegung an. Doch schon 1890 tritt, an der Glasgower
WarrantbOrse beginnend, eine neue Krisis ein und folgt eine

schwere Depressionszeit bis 1894. Etwas länger bleibt die

Maschinenindustne beschäftigt Das Jahr 1892 bringt in den
Handelsverträgen mit Osterreich, Belgien, Italien, der Schweiz
geringt'iSfi^ige und folgenlose Herabsetzungen unserer Zölle,

bedeutendere Kniiilf^icrungen der ausländischen, zunächst auch
ohne tieferen Einiluls. Dagegen bewirkte der russische

Haudeisvertrag 1894 eine grofse Vermehrung des Exports und
damit eine Entlastung des unter der heimischen Konkurrenz
schwer leidenden inneren Marktes.

Ihm folgt seit 1895/96 ein lebhafter Aufschwung der ge-

samten Eisenindustrie, in Deutschland neben den Handda-
Terträgen besonders durch die Entwicklung der Elektricitftts-

Industrie gefördert. Er ist hauptsächUch charakterisiert durdi
die enorme Entwicklung des neimischen Bedarfs, durch die

Intensität der Kartellströmung und die grofse Verteuerung
aller RohstoflTe.

Nachdem der Eohlenmangel schon 1899 Stockungen in

einzelnen Industriezweigen hervorgerufen hatte, erfolgt anfangs
11H)0 bereits auf dem Arbeitsmarkt und Ende April 1900 an
der Bdrse erkenntlich^, ein erneuter Umschwung au un-

> Vgl. Ulwer »Handel xaA Wandel'' 1900, S. 19.
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günstiger Geschttfislage. So wenig eieh schon jetit ihr Ver-
lauf und ihre Auadehnung Ubersehen Ittfst, so scheint doch
die Krise nicht so einschneidend zu wirken wie 1873 m,d
1890, haaptettchlich deshalb, weil die Kaufkraft des Inlandes
in den voraufgehenden sechs guten Jahren bedeulend ce>
stiegen ist. Charakterisiert wird diese letzte Krise neben der
Abnahme des Imports und der Zunahme der Ausfuhr be-
sonders durch das Mifsverhiiltnis in der Preislage von Koh-
stoffen und Fabrikaten — eine Folge der mächtigen £U>h-
ötolikar teile. —

Daruach kann man eine Reihe allgemeiner Beobachtim^en
machen

:

I. Die Preise schwankten auch nach der Zoll reform
sehr, bewegten sich in.sbesondero im ersten Jahrzelint rinn Zoll-
8chntzf< in Extremen. Das zweite Decennium zeigt ini all-

gemeinen einen hoiieren und festeren Preisstand, zugleich in

den letzten Jaliren einen anormal hoh<Mi. UnahhiiniLri^' von
den Schwankungen der Konjimktur blicl)en nur einzelne
Specialititten, wie z. B. guter Tiegelgufsetahl.

II. Die Gestaltung der Preise hing meist von der in»

Iftndischen Nachfrage ab^ weniger vom Export. Von «liem— bearbeiteten und nicht bearbeiteten — Eisen bezieht das
Inland etwa * ö, das Ausland * b. Im Inland ist der Vertrieb
des Roheisens natürlich abhangig von den Bestellungen d?*r

Kolieisen Verarbeitendiii Werke. ihr Bedarf richtet «ich
wieder nach der aliutmeiuen wirtschaftlichen Konjunktur.
Daneben kuiimii n in Betracht:

a) für Stai)eisen. <rf wisse Werkzeuge und Maschinen der
Ausfall der Ernten

;

b) die staatlichen Bestellungen an Schienen, Kieineii»t;iif

zeug, an SchiÖfsbaumatenal und Lokomotiven,

c) tür Kriegsmaterial — Gewehre, Kanonen, Geschosse —
golitische Gründe,
rfindungen.

Die ausliindisclic NacliUagc fttllt bei Siegerliinder Spiegel-
eisen und in kleinerem Umfange auch bei i>chlc<>iiichem Puddel-
eisen ins Gewicht, bedeutender bei Stabeisen, Schienen, Röhren,
Blechen, Draht und Drahtwaren, feinen Waren and Maachinen
(Vgl. Abschn. II).

III. Das Verhältnis des i n 1 M n d i s c h e n A n g e b o t s zur
Nachfrage bestimmte di*' l^reis«» ulN in i Flulsruheisen, Pu<iiK!l-

rolicisen. Ijeb^erem ( »ieiöcreiruliei-sen, iialbzeug, den meistea
S Licn von Handels-, besonders liaueij^en, Draht- ganz äb<?r-
wicgend auch bei Blechen, lirdiren, Eis<*nwaren, Schienen und
Masc liinen. Daneben kam die ausländische Konkurrenz in ^f»hr
geringem Umfang in Betracht in Blechen und ^jLabeiÄCU, 5&u-
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wefleo auch Sdiienen, etwas stärker bei Röhren, ziemlich
erheblich bei ordioHrem GiefiBereiroheisen und Weifsblech.

Aber anoh bei Gietsereiroheisen hatte die englische Eon-
kurrens nur innerhalb der^ durch die gesamte Konjunktur
geBOgenen, Grenxen Ein Aufs. £9 kommt nur selten vor, dafs

etwa in Deutschland der Bedarf die Produktion, in England
die Produktion den Bedarf Uberschreitet, und daher die eng-
lische Überproduktion von Deutschland aufgenommen wird.

Im allgemeinen besteht vielmehr Parallel ismus, der in den
DepressiüDsjahren besonders stark, am stärksten Mitte der
bUer Jalire, war. —

IV. Der Einflufs des Standes der Roheisen preise auf die

weiterverarbeitenden Industrien wird für sich betrachtet (§ 8).

' V. Der Zoll hat die Roheisenpreise zunächst nicht ge-

hoben, yielmehr standen sie 1883— 1887 wesentlich tiefer als

vor 1879. Femer aber sind nach der Verminderung der
Produktionskosten nicht auch die Preise herabgegangen, im
Gegenteil in den letzten Jahren sehr gestiegen — also anders
als es List für Erziehungszölle vorhergesagt und gewünscht
hatte. Die letztere Erscheinung ist auf die Wirksamkeit der
Kartelle zurückzuftihren.

In Rheinland- Westfalen bildete sich 1887 ein Roheisen-

sjmdikat, das bis sur Gegenwart fortbesteht. Ihm schlofs

sich bald darauf ein Kartell der Siegerländer Hüttenwerke
an. Ebenfalls seit Ende der 1880er Jahre besteht ^in

lothringisch luxemburger Kartell und .'srliUf fsHch seit 1000 ein

oberschlesisches. Die Syndikate vereinbarten zuweilen fest

abgegrenzte Absatzgebiete untereinander. Im übrigen kann
es nicht Aufgabe dieser Arbeit sein, die Formen darzustellen,

unter denen sich die Kartellicrung der deutschen Eisen-

industrie vollzogen hat. liier fragt es sich, ol) die Gründung
jener Kartelle auf den Zoll zurückzuführen ist.

Das ist natürlich schwer au sagen, weil eine Erfahrung
unter andern Umstünden noch nicht gemacht worden ist.

Voraiusetaung eines Kartells ist im allgemeinen ein Vorsprung
der heimischen Industrie vor der auslftndischen auf dem
innem Markt, mag derselbe nun beruhen auf von Natur
gQnstigeren ProduktionsbediDgungen oder auf besseren Ab-
satzbeziehunpen , insbesondere der Bevorzugung durch die

Btiatlicbe Tarifpolitik, oder schliefslich auf einem Schutzzoll.

Durch niedrigere Tarife werden die deutschen Hüttenwerke
nicht begünstigt. Es w.'lre wohl allenfalls eine Kartellierung

der Hochofen, die Roheisen IVir schmiedbares Eisen herstellen,

auch ohne Zoll denkbar, da ihre l^roduktinnsbedingungen
denen des konkurrierenden Auslände^ gleich .sind; eine

wirkliche durchgängige l'lierle^onheii sehairt aber erst der

Zoll. In Gielsereiroheisen bestand England gegenüber jene
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Ebenbürtigkeit nicht, und hier ist daher der Zoll die not-
wendige Voraussetzung gewesen. Man kann daher annehmen^
dafs die Syndikate sich bilden und wirken konnten
nur auf Grundlage Zoll Schutzes.

Wirkliche Erfolcrn hatten KnrtoWf erst. Tirichdem sie

sich nicht mclir auf Preisvereinbanui^^cn ix'schriinkten, sondern
auch die Produktion kontingentierten. Allmählich sind ihnen

alle bedeutenden Betriebe beigetreten, 1901 noch drei grofse

rheinische FabnkLii. Eine vollständige Herrschaft Ul>er die

Preise haben sie natürlich nicht ausüben können, insbesondere

waren meist nur die Minimal- ^ nicht auch die Maximalpreiae
festgesetzt ; aber die von ihnen abgeschlossenen Vertrttge sind

doch für die gesamte Preislage auf dem inneren Markte be-
stimmend. Dabei sichern sie sich gegen etwaige eigene Mebr-
kosten durch die Klausel, dafs im Fall einer vertenemng
der Brennmaterialien oder Erze die Verkaufspreise des Eisens
on selbst steigend

Die Syndikate waren Bunächst bei Krisen wiedeHiolt

erfolgreich tätig und dienten nach dem bekannten Ausdruck
als „Fallschirme"; so hielten sie nach 1890 und 1900 durch
Preisvereinbarungen und ProduktionseinschrJtnkungen die

rapiflen Preisstür?;*^ mif, verhinderten ebenso im Anfang
günstiger Perioden ein allzurasches 8t*'iiren der Preise, so

1888 und 189(5— 1898. Dagegen ist es ihnen bisher weder
gelungen, wahrend lang andauernder Depressionsjseiten die
Preise aulrcclit zu erhalten, wie 1892—1894, noch auch haben
sie bei andauerml steigender Nachfrage die Preise zu inäfsigen

gewufst, 1889 90 nicht und ebensowenig 1898— 1900. In der
letzten Krisenseit haben sie die Preise nicht den Interessen
ihrer Abnehmer angepalst und keinen Nachlafs gewahrt, als
diese schon unter schlechtem GlescbJlfisgang litten; oaher
galten noch im Winter 1900/1901 Roheisenpreise in der gans
anormalen Höhe von fast 100 Mk.^ als man Bleche und
Draht bereits wieder mit 130—145 Mk. notierte.

Es fragt sich, inwieweit die Kartelle den Zollausgenutst
haben, und dies erkennt man aus einer Gegenüberstellung der
deutschen mit den Weltmarktspreisen, vorzüglich denen Eng-
lands®. Es ist zunüchst festzustellen, dafs die Preise des
Thoniasrolieisens bis lb9(j nicht hölif^r waren, nia die von
seotch pig iron in London, das ungetähr dim deutselion

Thomasrolieisen gleich ist; nur 1889;9() standen sie hoher,
dagegen 1891 —1895 tiefer. Seit Ende 189(i aber übertrifft

der deutsche Preis den englischen regelmäfsig mindestens am
den Zoll, 1899 und 1900 sogar um 20 Mk. Ob die Preise

1 VopplQtein a. a. 0. S, S7 und S or>.

* Nach den Angaben des Londoner l^conomist, sowie von „btalil und
Eisen", dtiert bei YogelBtein a. a. O. S. 70, 71.
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der beides letsten Jahre bei der allgemeinen starmischen
Nachfrage nicht aach ohne den Zoll so hoch gestiegen wären,
mag dahingestellt bleiben. Die Preise der Jahre 189(5—1898
konnten die Syndikate aber nur mit Hilfe des Zolls durchsetzen.

Noch gröfser war die Ausnutzung des Zolls bei Gieisorei-

roheisen Nr. IIP. Denn hier haben die Syndikate den Preis
seit Ende 1H94 regelmäfsig um fast 20 Mark über dem eben-
bürtif^en Middlesbroer Eisen gehalten , also um einen Betrag,

der mindeätf^TiM dem von Zoll plus Fracht gleichkommt. Auch
dietje Preiseriiühungen waren nur auf Grundlage des Zolls

möglich. UMJii war die Uiliereaz noch wesentlich grülser,

30—50 Mk.
Es pflegt ferner die i*ia.xiö der Syndikate zu sein,

auf Grund der im zullgeschützten Inland erhobenen höheren
Preise an das Ausland zu niedrigen Preisen 2U liefern. Roh-
eisen wurde aber bisher nur in so geringen Mengen ex^^rtiert»

da(s dieee Enoheinnng hier kaum ^on Bedeutung ist In
Spiegeleiaen iat die Ausfuhr etwas bedeutender, und hier

idieint auch an das Ausland au hiUigeren Prisen yerkauft
SU werdend Aulserdem ermöglichen die hohen Inlandspreise

den Werken, die gleichzeitig auch Handelseisen, Bleche,

Draht herstellen, diese Fabrikate billig an exportieren (ygL

8 ö-ll).
Die Erhöhung der inländischen Preise durch die Kartelle

mittelst Ausnutzung des Zolls hat eine Reihe weitf-n^r Folgen,

vor allem die. dafs an die exportierende Fabnkatindustrie

Auäfuhrveri^utungen von den Koheisonsyndikatcn gewährt
werden. Dies wird in § 8 im Zusammen lianjj; besprochen. —

Die Folgen des Zolls für dio Hüttenmdustrje seibst aber
lassen sich folgendermafsen zusummenfjissen

:

Der Zoll hat auf die Produktion von G iefsereiroheiseu

einen — nach Listscher Terminologie — erziehlichen Einflufa

ausgeübt^ indem er den Industriellen half, unter dem Schutse
etwas sicherer Preise ihre Betriebe zu yervoUkommnen. Die
Bedeutung der englischen Einfuhr ist auf die Zeiten starker

Nachfrage beichränkt; in Depressionsjahren ist Englands
Konkurrens nur noch unbedeutend.

An der Gesundung und mächtigen Entwicklung der

ITilttenindustrie, soweit sie Roheisen fUr schmiedbares Eisen

herstellt, hat er fast gar keinen Anteil gehabt. Dieser Erfolg

ist Tielmehr technischen Erfindungen, vor allem der des

Thomas, zuzuschreiben. — Die Einfuhr schwedischen Hola-

kohlenroheisens ist nicht gehindert worden.

1 Vogtbldn a. s. 0. 8. 68, 69.

Vogelstein a. a. 0. S. 80 folgert das mit Recht aus den vom Koks-
•Tcdikat p«>w>hrtrn AugftüurvergOtongeo , nach dem Bericht der Siegsner

Uandelikauuuer vqq 1897.
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Die Preise sind durch den Zoll allein nicht erhöht worden,
das ist ielmehr erst durch die Kart«^l)e geschehen.

Der Zoll hat die Orilndung and Wirksamkeit der Kartelle
wesentlich unterstützt.

Die Kartelle haben den Zoll ausgenützt, indem »ie in

Zeiten guter Nachfrage — neben den Kohlen- und Kok«?-
syndikntf^n — die Preise sehr hoch trieben. In Zeiten ge-
ringen iiedarts haben sie Proisstürzp etwa« aufgehalten.

Der Zoll hät endlich die Tendenz nach Kombinatioueo
der Betriebe sehr verstärkt —

§ 8. Wirkungen des Zolles auf die RoheisenTerbrancher and
die £xportindn8trie.

Aus den in § 7 dar&^elegten Folgen des ZolU ftlr die
Roheisenproduxenten ermbt sich mittelbar sein EinfluCs smf
die Konsumenten, d. i. die das Roheisen weiter verarbeitende
Industrie. Im allgemeinen sind ihre Interessen , was die
Stetigkeit der Preise anbelangt, denen der Produzenten gieicb«
was die Höhe anbelangt, ent^egengesetst Vor allem der
Wunsch nach Stetigkeit der Roheisenpreise veranlafste ja die
Eisen verarbeitenden Industriellen, 1879 dem Zoll ihre Zu-
stimmung z!i loüten. Der Zoll hat die Preisschwankun^ea
aber iiii ht verhindert.

Für die Frage nach dem Vorteil oder Schaden hoher
Preise ist naturt!:eniäfs zu unterscheiden, ob es der Eisen ver-
arbeitenden Industrie im einzelnen Fall möglich gewesen itt,

mit ihren Produkten den hohen Preisen zu folgen oder nicht.
Aus den wirtschftlichen Berichten der Handelskammern und
der Fachleute in ,,Stahl und Eisen" ist darüber folgendes
abauleiten

:

Im allgemeinen verlaufen die Preise parallel; besonden
sind niedrige Preise des Roheisens gewöhnlich von niedrige
Fabrikatpreisen begleitet Abweichungen in der Richtung,
da(s bei niedrigen Roheisenpreisen die Fabrikate, wie Maschinen
und Quiswaren^ teuer sind^ kamen nur im Beginn schlechter
Zeiten, wie 1882 und 1891, vor, hauptsächlich um deswillen»
weil sich die Krisen nicht gleich rasch und weit ausdehnten.
Bei schwerer industrieller Deroute konnte doch der Bedarf z. B.
an Müllerei-, Brennerei-. Zuckerbereitungs- oder landwirtschaft-
lichen Maschinen regelmälsig bleiben. Dazu kommt. daTs
die Industriekrisen nie das Vermöp-on aller Konsumenten in
Mitleidenschaft zieiien; diese konni u sogar durch eine all-

gemeine Verbilligung der Bedarfsartikel kautkrftftiger werden.
Viel häufiger war der Fall, dafs die Falirikate dem

»Steigen der Roheisenprt'ise nicht folgen konnten uiui auf dem
alten Stande beharrten, besonders in günstigen Jahren, wie
1880— 82, 1889/90 und 1898— 1900. Der Grund dieser Er-
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acheinang ist die Unentbelirlichkeit des Rohstoffs. Die Fabri-
kanten mn&ten, wenn sie die guten Konjunkturen nicht nn-

fentttat lassen wollten, unter allen Umständen Roheisen aur
iTeiterverarbeitung einkaufen, was den Roheiseoproduzenten

starke Preissteigerangen ermöglichte. Die Käufer der Fa-
brikate aber waren nicht in gleicher Weise bei höheren
Preisen zum Einkauf genötigt.

Erst eine Erscheinung^ der ))eiden letzten Jahre ist es,

dafs in I >epr»*ssionszpiton })pi ^(vsimkenen F-ibrikatpreisen der
Kob**iHeTi])r«'i- iinverhaltnismäföig hoch bleibt. Es folgt dies

aua der gr - iscren Einheitlichkeit und Macht der Roheisen-

Syndikate iniolge geringerer Zahl der Beteiligten. Die Er-
zeuger der Eisenwaren, grofaenteils Hausindustrielle, sind
ihnen gegentiber der schwächere Teil.

So beätchen also zu Zeiten scharte Gegensätze in den
Interessen der Hutten- und der Industrie von Eisenfabrikaten.

Diese Gegensätze haben sich denn auch wiederholt in lebhaften

Klagen und Abwehrmalsregeln geltend gemacht. 1885 bildete

sich B. B. ein Verband deutscher Gieisereien und Maschinen-
bauer, mit der ausgesprochenen Begründung, dafs die schon
bestehenden Verbände nur die Hochofen- und Walzwerks-
Grofsindustrie verträten ^ Derselbe Verband beschiols im
Juni 1901 1 das rheinische Roheiflenayndikat au boykottieren,

falls es von seinen zu ganz anderen Zeiten entstandenen
Preisen nicht Nachhlsse bewillige. Auch sonst sind es haupt-

bächlich die Maschinen Draht- und rTiefsereiindustrieiien,

von deren Seiten Beschwerden vorliegen ^.

Die wichtigste Mafsrcgel zur Abwehr dieser zuweilen

auairoilen Abhängigkeit war aber nicht die Opposition gegen
die Roheisenindustrie, sondern die Betriebskombination, die

Anlage eigener Hüttenwerke oder der Ankauf schon he-

litehender. Denn last alle Zusammenlegungen sind ja von
der woiterverarbeitenden Industrie ausgegangen.

Die Gegensätae wurden femer dadurch gemildert, dab
die Ton der Verteuerung des Roheisens am empfindlichsten

getroffime Exnortindnstrie von dem Boheisensyndlkat Ausfuhr-
eti^tungen bewilligt erhielt (s. unten).

Und damit kommt man au dem loteten Punkte, an dem
eine Zoliwirkung au suchen ist.

Im allgemeinen kann ein Zoll auf eine fremde Ware die

einheimische ßxportindustrie Überhaupt dadurch schädigen,

daf» er den ausländischen Verkäufer um seintMi Hpwinn
bringt und ihn so verhindert , bei uns zu kaufen. Oer Knh-

eiaonzoll richtf^tp sich 1>^7!> ganz vorwipir^nd gegen England.

Man kann nuu nicht sagen oder beweisen, dais England um

« -Suhl und Eisen** \m, S. 764.
* Vgl s. B. ebenda 1894, S. 1153 fg.
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deswillen weniger bei uns gekauft und so unserer Export*
indiutrie zu verdienen g^eben hätte, weil wir die Einfahr
seines Roheisens erschwert haben. Denn der Import eng-
lischen Flufsroheisens verlor auch ohne den Zoll seine nattlr-

lichen Ursachen. Der den Engländern bei dem Export von
Gielsereiroheisen entgehende Gewinn fthf»r dürfte knuni ina
Gewicht fallen, um so weniger, als englisches Gielsereiroln ij^en

in höchstem Mafse Weltmarktswäre ist und daher von tlen

iünfuhrbescliriinkungen eines Landes nur wenig berührt wir*!.

Von in:n^rsei 1 I )r I. utung war der EoheisenxoU filr die
üisenexportiudustrie speciell.

Ein Rnhstotizoll , der die Produktionskosten der weit»'r

verarheitciuien Industrien erhöht, wird im Inland durch
Fabrikatzölle ausgegliehf^Ji , aber er ht riunt den W ettbewerb
der Exportindustrie auf dem Weltmarkt, soweit nicht Rück-
vergütungen erteilt werden. Dies tut da» Reich bei uns nur
in ganz geringem Umfange.

Erst seit 1897 ist das Roheisen dauernd verteuert worden;
seitdem erst könnten sich also die Folgen fUr den Export der
Fabnkatindustrie bemerkbar machen.

Die schädigenden Wirkungen des Z 11> versuchen nun
die Iv'i hf^isenkartellc und der Halbzeug^erband, der mit ihnen
in 1' uhluMg steh:, wettzumachen, indem sie den Exporteuren
der Halb- und Ganzt'abrikate AusfuhrVergütungen bewilligen,

80 z. B. an die exportierenden Grobblechwerke^. 1897 taten
sich das Koks-, das Roheisen- und das Halbxengsyndikat sit>

sammen, um Stahlknttppel an die exportierenden Drahtwala-
werke fär 7— 8 Mk. l>illiger abangeben, ebenso 1901 am
15 Mk.^. Das Robeisensyndikat allein bewilligte 1897 -98

und seit Mai 10 nl an die Siegerinnder Hfdbzeugfabrikanten
on Luppen pro Tonne Roheisen 6'/t Mk« Ausfuhrvergtitung*.
Diese Exportprämien ermöglichen es den Fabrikatindustrien,
an das Ausland wesentlich billiger zu verkaufen , als im In-

land; so fi^eschieht es regelmäfsig bei Draht und Grob-
blechen ^ , aber auch bei vielen anderen Waiawcrkserzeu^nissen.

Die Folge dieses Systems ist also zunächst, dafs der
heimische Verbraucher die Eisenartikel teuerer bezahlen niuf^^

als d<'r nusländische. Dadurch wird ferner der \\'ettbe\verb

der ausländischen Industrie, die aus den billig exportierten

Fabrikaten Waren herstellt, wesentlich geiOrdert und somit

^ Bericht der Siegmar Handelskammer 1896, S. 18; vgl Vogelsteia
a. a. 0. S. ÖO.

* Yogelstein a. a. 0. S. 82 am der Zeiticlirilt «Die XadnsCris*.
' Bericht der Siesener Handetekammer 1897, S. 15 mid bei Vosd-

stein S. 80.
* Vgl. z. B. die wöchentlichen Marktberichte der ^iationalzciuing aus

Schlesien and eingehender § 9 dieeer Arbeit
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die Konkurrenz^hiffkeit unserer £xportinda8trie auf dem
Weltmarkt beetDträchtigt. Um dies zu verhindern, sind neue
Ezportprltmien erforderlich, und so roft die fizportprilmie auf
einer unteren Stufe des Produktionsproz^ses immer weitere
Exportprämien auf den höheren Stufen hervor. Hier, wie
aui vielen Gebieten, ist das ursprüngliche Schutzzollsystem

auf flera Wege , si«'h in ein KxportjirJimiendystem umzu-
wantlt ln. — Genauer belegt werden kann dies erst nach einer

Betrat Ii tung der Fabrikatzülle (vgl. §§ 9 und
Eö ist aber endlich die Frage, ob der Nachteil der Ver-

teuerung des Roheisens für die Expurtindustrien , z. B. von
Dralit, durch Ausfuhrvergutungen wieder völlig \^^^it gemacht
wird. Bisher konnten aber bei dem glänzenden Gang aller

Industrien die Preise der Fabrikate im wesentlichen noch
doiea des Raheisens folgen. Man wird die Erfahrungen
mehrerer Depressionsjahre abwarten mttssen^, um die Frage
beantworten sa kOnnen. —

Der Export von Roheisen selbst schliefslich war zu ge-

ring, als duB er durch seine billigen Preise den ausländi-

schen Wettbewerb direkt hätte stärken können. (Über die

indirekten Wirkungen vgl. § 9 am £nde.)

* Vogelstein a. a. 0. S. 9^—100 i:1anbt schon jetzt für Draht, Köhren
und Eibenwaren eine direkte Schädigung kouätatieren zu können.

FMWbuDgen XZI 9. ~ K«ttii«r. 4
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Zweiter Abscluiitt

Die Zölle auf Eisenfabrikate und
Eisenwaren.

§ 9. HalbfobrüLAte, HandelseiseB, Drakt, Blecbe and PlatieB.

Bereits in den 7<'or Jahren überstieg? die Produktion den

Bedarf bei den Eisen-Halb- und Ganzfabrikaten, Suihl, Sudj-

eiäen, Wiukel- und liaueisen, Schienen, Draht, Blechen und
Platten y 80 da& Deutschland hi«rin nicht nur yom Ausland
unabhängig war, sondern auch einen regen E«zport aufwies.

1878 betrug die Mehrausfuhr bei Schienen 162000 t, bei

Stabeisen 72000 t, Draht 48000 t, Blechen 39000 t, Stahl

12000 t und nur bei Weifsblccdi bestand eine Mehreinfuhr
von '.V.\n{) t. Insbesondere gehörten die 8 tabeisenIndustrie,
beruhend auf Deutschlands vorzrnrli<'hein Puddeleisen , die

Draht- und ^chieoenindustrie seit iaugem 2u den bedeutendsten
des Zollvereins.

Die Fabrikate unterlagen — auföcr Weifsblech — von
1805— 1870 einem Zoll von 50, bezw. 70 Mk. pro t, dann
war 1870 der Zoll fttr Winkeleisen auf 35 Mk., geniertes
Stabeisen und Blech auf 50 Mk., und 1873 fttr sämtliche
Fabrikate auf 20 Mk. herabgesetat worden. Vom 1. Januar
1877 ab gingen sie zollfrei ein.

Auch hier wurden in der Enquete lebhafte Kla.j]^en über
die wirtschaftliche Notlage laut; es wurde behauptet, dafs die

Verkaufspreise die Produktionskosten nicht deckten. So be-

trugen ^ die

Herstellungskosleii Verkaufspreise
11,5-125 110-120

in Mark pro Tonne

wettfUischem Stabeisen

schlssischem Stabeisen

PhOnix-Bleche

ordinär
fein

130-153 140
161—170 190

167 150—180
Koks- 100 200

210 220
250 270
210 230

Bleche

Stshl-

* Bericht der Enquetekommissioa S. 25—31.
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Kor die Dnhtindustrieileii klagten nicht und konstatierten

ein Steigen des Exports; das deutsche Fabrikat sei etwas
kostspieliger als das enj^ische — 129—145 Mk. in Westfalen
und 145 Mk. in Schlesien gegenüber 122 Mk. in England —

,

dmüXT aber auch Tiel besser.

Als Ursache der wirtschaftlichen Notlage wurde auch
seitens der Fabrikatindustrie vielfach die ausländische Kon-
knirena beseichnet; bei der statistischen Prüfung dieser Be-
hauptung müssen wieder nach Serings Methode die Import-
Ziffern von 1877 und 1878 unter Abzug der Durchfuhr auf
das richtige Mals zurückgeiUhrt werden (vgl. § 2).

Der Stabeisen Import — vorwiegend aus England —
erreichte 1873 die «^Tofse Summe von 42000 t, fiel aber nnch
il^r Krise bis auf i»UOU t im J. 1870. Nach völliger P>o-

s« i!i;j:ung der Zölle stieg erzwar 1877 auf 16000 t, stand aber
bereite IH1>< wioder auf 11800 t*. Das englische Staboisen

wurde besouders im Kortioaten, wohin England jL^eringere

Transportkosten hatte, als din schlesischcn und westf)l]ischen

Walzwerke, viel gehandelt, oder tlbte wenigstens einen Freis-

druck aus. Im Binnenlande war dagegen ücin Einflufs nur
sehr gering» höchstens wurden in Sachsen noch gröfsere

Mengen abgesetzt. Anfter England konkurrierte hier, wie
in Stahl, auch Schweden, dessen aus Holzkohlenroheiaen her-

gestelltes Stabetsen sich für Gegenstände von besonderer
Festigkeit vorzüglich eignete und daher trotz des wesentlich

höheren Preises gekauft wurde. Die Einfuhr von Stabeisen

spielte im ganzen gegenüber der Produktion keine bedeutende
Rolle, verhielt sich zu dieser wie etwa 1:50. Daneben hatte

»ich der Export eines grofsen Umfangs und stetigen Wachs-
tums 7M erfreuen. Die Verhältnisse in den übrigen Handels-
eiscoindustrien waren im wesentlichen gleiche. —

Ganz ähnlich wie bei Stabeisen war flie Entwicklung bei

Blechen verlaufen; der i. J. 187'i starke Import sank bis

1^7»"» erlieblich, stieg ls77 noch einmal, ging aber 1878 sehr
zniiuk. so dafs die Eiutuhr nur noch etwa 4*/2**/o des Ge-
öamtbcdarfs deckte. Wirklich stark war Englands Kon-
kurrenz nur bei den für den Schiffbau bestimmten Platten

und Blechen; hier überstieg der Import die Produktion be-

trächtlich (vgl.
^ 12); in W^eifsblech stand er derselben nicht

viel nach (vgl. ^ 10).

Die Drahteinfuhr echliefslieh war immer ganz ge-

ring, und der ausländischen Konkurrenz ist auch in den
Zeiten völliger Handelsfreiheit niemals ein Einfluli» zuzu-

schreiben. Sie machte nur etwa 1,7 ^ o des Gesamtbedaift

moMf w&hrend andererseits der Export sehr bedeutend war,

* SeriDg a. a. 0. b. löö, 201.

4»
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auch nach England hinein. Die deutsche DrahtinduBtrie g&it

schon damals als die erste der Welt
Die Verhältnisse der Schieneniudustrie werden besonders

behandelt (§11).
Die Ursachen der wirtschaftlichen Depression waren im

ganzen auch hier an andeitii Tunkten zu auciicü, aU bei der

auflländischen Konkurrenz. Die Produktion war in den
GrOnderjahren dem Bedarf weit Torausgeeilt, am stftrksten

bei Schienen und Baueisen, aber auch bei Blechen und Stab-

eisen. Zu der geringen Aufnahmefithigkeit des (l< utschen

Marktes kam die allgemeine Depression auf dem Weitmarkt.
Der Export nahm zwar nicht ab, wurde vielmehr zum Teil

forciert und so noch ausgedehnt, war aber doch nieht im
Stande, den heimischen Produktionsliberschufs aufzunehmen. —
Es traten noch eine Reihe specieller Ursachen hinzu: der
Übergang vom Schweifs- zum Flulöcisea bedeutete für die

deuUclie Industrie eine teilweise schwere Prüfungszeit, denn
der aus Fuddeleisen hen^estellte deutsche Draht gsit^ an
Schweifsbarkeit, Dehnbarkeit und Festigkeit bisher als un-
ttbertrefflieh ; die Stahlwerke aber litten infolge des Mangels
an phosphor&eien Erzen unter hohen Produktionskosten (vgl.

§ 2). — Die ausländische Konkurrenz war an der Wirtschaft*

liehen Notlage höchstens insofern schuld, als sie das Über-
angebot noch vergröfserte. Die ausländische, d. h. im wesent-

lichen die englische Industrie war der deutschen nur bei der
Fabrikation von Weiisblech, von Schitfsblechen und bis zur
Eiliiiduiig des Thomas bei der Herstellung von Stahl über-

legen. Dagegen war im übrigen die deutsche Blech- und
Bandelseisenindttstrie der englischen durchaos ebenbttrtig, die

Drahtindustrie bereits ttberlegen. Fttr den Absats auf dem
Weltmarkt hatte Ehigland allerdings einen grofsen Vorsprung
durch die Ausdehnung von Handel und Schiffahrt; fär den
Wettbewerb innerhalb Deutschlands spielte dies aber nur
eine geringe Rolle.

In der schutzzüllnerischen Presse wurde ferner h^haujitet,

dafs Belgiens Industrie von Bau- und Trftgereisen haupt-

sächlich durch niedrigere Loiine der deutschen überlegen sei.

Die in der Enquete vernommenen Eisenhändler* sagten aber
aus, dafs die Konkurrenz nicht grofs wäre« da die belgischen

Waren viel zu schlecht wftren, um mit Erfolg in Deutschland
abgesetzt werden zu können.

Jetzt wurde nun ein Zoll von 25 Mk. pro t verlangt
und bewilligt, welcher Satz den des Jahres 1873 Überschritt^

den von 1865 nicht erreichte. Nach dem Preisstand der
Jahre 1877—79 bedeutete dies einen Wertzuschlag Yon etwa

» „Stahl und Eisen" 1889, S. 177.
' Z. B. HaTeuä-Berlin S. 40; vgl. Seriag a. a. 0. S. m
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15—20^/0 fbr Stab- und Bttueiaen, Grobbleche, etwa 20 7o
ftr Draht and 10—15<»/o für Feinbleche.

Diese ZoUe konnten mit einem gefilhrliohen Wettbewerb
des Ausland« nicht begründet werden , und es geschah dies

such nur yereinzelt in der Enquete, gar nicht seitens der

Regierang und kaum im Reichstag. Man argumentierte viel-

mehr so: das Roheisen wird durch den Zoll um durch-

schnittlich 10 Mk. pro t verteuert; um ebensoviel werden
die Produktionskosten der Fabrikate erhöht, die Industrie

also gegenül>er dem Ausland benachteiligt. I><'r Zoll sollte

nun die Moglahkeit gewähren, die höheren Erzeugungskosten
durch höhere Verkaufspreise auszugleichen. Diese Er-

wägung war im wesentlichen richtig wenigstens für diejenigen

Werke, die ihr Roheisen nicht selbst herstellen, und wurde
auch von den Zollgegnern kaum beaiistai\det, iiachdem einmal

der UohciseuzoU angenommen war. AU selbständige Schutz-

zölle waren sie von der Gesetzgebung nicht beabsichtigt.

Die VoraussetKung war vielmehr der RoheisensolL —
Kim stiegen aber die Roheisenpreise bis 1896 im allgemeinen

nicht
I

bei Giefsereiroheisen wenigstens nicht im erwarteten

Um&nge. Damit änderte sich der Charakter dieser Zölle,

sie wurden aus Ausgleichungs- zu eigentlichen Schutzzöllen.

Es fran^ sirb zunttchst, ob sie als solche gewirkt haben.

Die Einfuhr von Stabeisen erlitt durch den Zoll zu-

nächst keine Beschränkung (wenigstens nicht gegentiber der

von Sering berechneten Einfuhr zum Verbleib), blieb viel-

mehr, nufspr oincr vorübergehenden Steigerung i. J.

auf dem früheren Uintaiiii: bis 180r>: erst die letzten Jahre

haben ein nicht erliebliches Anwachsen des imj)orts gebracht.

Er kommt zum grofsen Teil aus Schweden, 1900: 19 15(> t, zum
kleineren Teil ans England, 6459 t, und besonders in den
letzten Jahren aus Osterreich, 10583 t i. J. 1900; Abnehmer
sind hauptöiichlich Kufsland (1897- 1900 9G000, 107,000,

74000 , 30000 t), Holland, die Schweis, Dänemark, Japan
nnd Tide andere lünder. Da die Produktion auch sehr wuchs,
macht die Einfuhr nur wenig über l^/o des deutschen Ver-

braucbs aus.

Bei filechen und Platten nahm die Einfahr nach dem
Inkrafttreten d^ Zolls stärker ab; sie fiel von 1878—80
um 2500 t, dann 1885 bis auf 2000 t und stieg, aufser vor-

übergehend 1889/9(X auch nicht wieder: clbst i. J. 1900 er-

reichte sie nicht 4000 t. Dagegen ist die Ausfuhr besonders

nach Rufsland. Holland und der Schweiz bestandig gestiegen,

ebenso die Produktion, so dafs die jetzige Rleclioinfuhr nur

etwa 0.5 '"o des Oesamtbedarfs deckte, gegeniiber etwa t"'o

i. J. Us7?^. Hei Blechen, wie bei Handeigeisen, ist darnach

die Kinfuhr gestiegen zu Zeiten lebhafter Nachfrage und so-

fort gesunken bei schwachem Bedarf, also ohne Eintiufs ge-
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weaen. ^ Bei dieser Betrachtang sind niolit inbepÜl«! die
iUr den Schiffbau bestimmten lofifret eingehenden Bleohew —

Noch geringer war der Etnflofe der aoelAndiechen Kon-
kurrenz auf Draht Seibat wenn man die Durchfuhr nicht
wie Sering absieht, änderte sich zwischen 1878 and 1880
nichts. Dir Einfuhr blieb bis 1887 unter 4000 t; die 1888
einsetzende kleine Steigerang— wahrscheinlich auf dem Ein-
tritt Hamburgs und Bremens in den Zollverein beruhend —
dauerte an und wurde in den letzten Jahren noch etwns
lebhafter. Als BezugslUnder kamen Schweden und England
in Betracht. Von dem deutschen Bedarf fleckt der Imp-Tt
ctw.'i ebensoviel wie 1878, niimlich 2^Iü\ er verhält sich zur
Produktion wie 1 : 70. Produktion und Ausfuhr sind «ehr
gestiegen. Abnehmer sind neben vielen andern Staaten Lh>-

öonderö England, Belgien, Australien und Holland; flHerall

besteht seit einigen Jahren ein äufserst lebhafter Wettl>ewerb
mit den Vereinigten Staaten, weshalb unsere Drahtindustrie
besondern Wert auf Verminderung der Selbstkosten, Frachteu
und Rohstoffpretse , legt. Auf dem deutschen Markt hat

Nordamerikai ebensowenig^ wie ein anderes Land seit 187$,
niemals ernstlich konkurriert Auch das Vorurteil derNadd*
fahrikanten ftlr englischen Draht ist «llmähfieh gsns ver-

schwunden^ —
Bei Trägem, Eck- und Winkeleisen ist ein Einflufs des

Zolls um deswillen nicht zu konstatieren, weil die Eiofblir

sdion 1878 minimal war, und dies geblieben ist, bei gleich-
zeitig starker Entwicklung von Prcmnktion und Ausfuhr. —
Die Einfuhr der Stahl-Halbfabrikate der Ittgots oder Blöcke,
ist infolge der Erfindung des Thomas ebenso wie Bessemer-
roheisen auf einen geringen Rest gesunken* In den Halb-
fabrikaten des Pudrioloisens, Kohschienen und Luppen be-
stand schon vor der Zollreform 1879 kein ausländischer
Wettbewerb. —

Die Preise sind im allgemeinen nicht gestfegen. In den
ersten >! mat^n des Jahres 1880 wurden sie allerdingb durch
di< Mint 1 ikiuiische Nachfrage und die daran anschliefseuc^e

Spekulation in die Höhe gctrieljcn ; sobald diese aber nach-
liefs, standen sie wieder bo tief wie zuvor. Auch 1881 />^2 er-
holten sie sich nicht, wie die des Roheisens, so dals über dess^en

hohe Kosten sehr geklagt wurde. Nach einer tiefen Depressi<.>n,

die bis 1888 dauerte, brachten die Jahre 1889/90 eine stairke

Steigerung, doch Hefs sie 1801 wieder nach. Erst neit
1805/96 beginnen die Preise ständig zu steigen, bis sa der

» „Stahl und Eisen" mi. S. S8.

* Kine genauere statistische VergleichuDg ist wcgvn der verschiedene!»
Klsüifilistion vor and nseh 1879 nicht mOflicb,
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Kriia im Sommer 1900, die sich hier stäri^er bemerkbar
machte^ als bei den mächtigen Roheisensyndikaten.

Da in der WalzwerkindoBtrie schon 1879 die deutsohe
Produktion den Bedarf erheblieh Überschritt ^ versuchte man
bald nach der 2^11reform den heimischen Wettbewerb durch
Kartelle einzuschränken. Ein erster Versuch, die Walzwerke
zu kartellieren, scheiterte allerdings 1884. ,lp(\och kam nach
laugen erfolglosen Verliandiungen zuerst I s^(> eine Verkauf^-

vereinignng, sodanu ein oberschlesischer Walzwerkverband
anstände, dem im Juni 1887 ein westfHlischer und im
Oktober 1887 ein gesanitdeutscher VeriiaiHl folgte*. Er
überdauerte ISUO die Kribc, wurde IS^J- auf fünf Jahre ver-

längert, löste sieb dann aber am 31. Dezember 1893 unter

dem Einflufs des bevoralehenden Zollkrieges mit RuÜBland
maS* Der oberBcblesiach-mitteldeutache Verband blieb be-

•lebeii und wurde 1901 verlüngert, dagegen kam eia ge-

meinMune« Kartell nidit wieder sostande. Im Weiten finden

swiaohen den gvofeen Werken zuweilen Preisverabrednngen

atatty aber eine feste Organisation besteht nichts
In der Blecbindustrie handelt es sich um verhältnis-

nliOiig wenige grofse Betriebe; daher ist hier die Gründung
on Kartellen besonders leicht, andererseits ist aber ihre Fort-

dauer durch den Austritt nur weniger Werke ebenso leicht

zu erschüttern. Ein Feinblechkartell löste sich zwar nach
kurzt'in Besteiien von lssf>— 1888 oder IHOO wieder auf, iln-

g( i:eii hat das naeh luehreren vorübergehenden Versuchen
lh*J7 detinitiv gegründete Grobbleehkartell sich aufrecht er-

halten, auch in der Krise des Jahres 190<i^. Verhandlungen
zur Wiederheräieilun^ des Feiublechkartells sind noch im
Gange. —

In Waladraht bestand seit 1886 ein gut organisierte«

Kartell^, das der Preisschleuderei in Draht aunüchst Einhalt

tat, sieb aber schon im Deaember 1888 wieder auflöste. Von
neaem gebildet , brach es in der Krise Ton 1890 susammen«
waa BtcE sehr empfindlich geltend machte', da der Inlands-

' V-l. Caro in dvn Schriftrn dm Vereins fiir Sorialpolitik Bil 60,

b. 44 un.l das „Deutsche Wirtschaltsjahr** 1880, b. 13^-13.5, 1882 8. 261 fg.,

1888 S. m fg., 1881 8. 195 fg.

' ..Stahl und Eiaea'* 1887, Juni- imd September-Monatsbericht und
18M S. 874.

'* Ebenda, lb^6 S. 215, 1887 Juli -Bericht, im S. 997, 1897 S. öö9.

Mehrere der Angaben verdanke ich auch der Liebenswürdigkeit des Herrn
Schniftlettbacli. — Genaue I>aten liber die Kartellgründtugen in der Blech«
induftri»' vor 1*^90 vermoibU' ich nicht zn erhalten, da sie, wi*' iibcrhiinpt

die Nachrichten über die Kartelle, nur teilweise in die Öffentlichkeit ge-

langen. Es ist auch im Einzelfall schwer zu sagen, von welchem Zeit-

ptuät an etwa bestehende Vereinbarungen die feste Fonn eines Kartells

aBoehmen.
* .Sii.hl und Eisen" 1886, S. 215, 1888 Movember-Bericht.
• tbend*, I6d0 S. 503.
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bedarf längst mcht rior Produktion gleichkam» und der Export,
besonders in den Jahren 1892 und auf grofee Hinder-

nisse stiefa. Angeregt durch den lebhaften Aufschwung seit

189Ü erfolgte 1897 die Bildung eines neuen KarLellb, das die

Preise zunächst nur inärsig beeinflufste ^ Die Nachfrage stieg

hier flo enorm ^ dafs das Angebot an Stahlknttppeln rar den
Bedarf der Walzdraht&brikanten nicht entfernt aoBreichte,

Erst 1899 trat eine starke Steigung der Drahtpreise ein. Die
Krise von 1900 hat das Kartell überdauert. Ebenso haben
sich in den Industrien» die den Draht weiterverarbeiten,

mächtige Kartelle gebildet^, so in Drahtstiften seit dem
L Oktober 1^98, Drahtgeflecht, Drahtgewebe.

Die Industrie von Bau- und Trägereisen ist, wie der Bau
von Häusern in den Grofsstädten überhaupt, besonders stark

wirtschaftlichen Schwankungen unterworfen. Daher werden
schon früh Versuche gemacht, die Produktion in geregelten

Grensen xu halten. Ein 1882 gegründetes Kartell in schmiede-
eisernen Trägem* r^uliert in den folgenden schlechten

Jahren mitunter erfolgreich die Preise. Es brach zwischen
1890 und 1892 in der Krisenaeit zusammen, wurde aber 1894
wieder hergestellt und besteht noch. Auch Träger waren in

den letzten Jaliren Gegenstand grofser Preiserhöhungen. —
In Rheinland- Westfalen besteht seit 1895 ein Halbzeug-
verband. —

Mail kann den Entwicklungsgang der Fabrikatindustrie

und den Einflufs des Zolls innerhalb desselben etwa dahin
zusammenfassen

:

I. Sowohl der heimische Bedarf, als der Export haben
sich enorm Tennehrt. Der erstere ist abhängig von den
wirtschaftlichen Eonjankturen ttberhaupt, daneben besonders
Handelseisen von den Ernten, Bleche und Platten von den
auf politischen ErwUgungen beruhenden Bestellungen der
Kriegsmarine, sowie denen der Handelsschilfahrt , die nicht

immer durch die allgemeinen Konjunkturen beeinflufst sind«

Grofspfi Vorteil brachten diesen Industrien die Handels-
verträge, besonders mit Uufsland. Zwischen dem Durclischnitt

der Jahre 1889—1093 und 1894— 1899 stieg der Export
dahin in Stabeisen von 29000 t auf 84000 t, in Eck- und
Winkeleiöcn von 6000 t auf 33000 t, in Blechen und Platten

von 11000 auf 42000 t. Ebenso wuchs die Ausfuhr von
Blechen, Stab- und Winkeleisen nach der Schweis, von Draht
nach Österreich und von Blechen nach Belgien beträchüich.

n. In der Produktion ensielte man wesentliche Ver-
besserungen. In technischer Hinsicht kommt besonders die

» ^Stahl und ElEen« 1899, S. 456.
• Ebenda, 1899, S. 103 und S. 456.
* Ebenda 1892, S. IUI, 1899, S. 943.
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Enetsang des SchweilA- durch das FluÜBeisen in Betracht.

Kesflelbl^e kann man in der gewünschten Zuverläsaigkett

ttbeihaopt erst seit Benutzung des basischen Siemens-Martin-

Prozesses herstellen Der Stahldraht ist dem Eisendraht so

ttbeiiegen, wie der Stahl dem Eisen. Das Walaverfahren ist

sehr vervollkommnet worden. Die Stahlblöcke werden in der

beim Hochofenprozefs erzeugten Hitze gewalzt. Stabeisen,

dos mtxn 1879 grolsenteils noch Iinninierte, walzt man jetzt

mIIe:* III« in , und zwar so, dafs das Eisen in einem Prozefs

die gewünschte Form erhält und nicht wiederholt bearbeitet

zu werden braucht-, — Die Drahtindustrie gewinnt im Eisen-

vitriol auch ein wertvolles Nebenprodukt.

Die meisten Produktionsverl>esserungen , die bei dem
Roheisen eingehend besprochen wurden (§ ü), gelten auch
hier, s* » liie Vcrbilli^nmg der Arbeitsleistung, die Erwerbung
der Kuntlschait und besonders die Betriebskombinationen, die

meistenteils von den Fabrikatindustrieu ausgingen und sie von
den Roheisen -y zum Teil auch Koks- und Kohlenpreisen
unabhängig nachten.

Die dadurch herbeigetiihrte KostLiiersparnib iäfst sich

noch weniger in Geld umrechnen als bei Koheisen.

in. n^r Rezus: von ausländischen Fabrikaten beemtiufste

die Lage der deutschen Industrie kaum, denn er war nur in

guten .Jahren irgendwie erheblich, in Depressionsjahren da-

gegen minimal, — Die deutsche Industrie war der auslandi- •

sehen überall mindestens ebenbürtj^^

IV. Aufser dun-h den Zoll wurde namentlich die In-

dustrie von Schifislilec hen durch staatliche Aufträge bevorzup^t.

Der OniTidsatz, zum Bau der Kriegsmarine das Material nur
vun ii« iim^^chen Werken zu beziehen, wirkt unter Umständen
viel radikaler als ein Schutzzoll, wie sich das 100(> bei den
viel bespruchenen V^ergebuugen der Nickelstalilplatten gezeigt

hau Mit dem Zoll steht diese Erscheinung nicht im Zu-
sammenhang.

V. Der Zoll hat das schon voiher geringe auslUndl^^•llc

Angebot noch weiter abgeschwächt. Da aber die heimische
Produktion den Bedarf weit Uberstieg, erzielten die deutschen
Industrien höhnende Preise nur, soweit sie sich kartellierten.

Der Auflösung eines Kartells folgte regelmäfsig ein Nieder-

gaag der Preise. Die Gründung der Kartelle ist durch den
Zoll wesentlich nntersttltst wonien; dafs er die notwendige
VaimossolEung war, Iäfst sich nicht beweisen, da die heimi-

Bcben Prodiikdonsbedingungen schon an sich denen des Aas-

» Vgl. ..Stahl und Eisen" l->^7. ^ 611.

* Vgl. Wt;ddiiig, EiMohutteugcwiibe S. 105, 106.
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landes zum Teil überlegen waren. — Die Kartelle waren im
zweiten Jahrzf^hnt stärker und widerstandsfähiger als im
ersten. Die Kartellt- iiaben nun zu Zeiten den Zoll ans-

geiiutzL, indem sie den Inlandspreif« über den Weltmarkispreis
steigerten. Feststellen läfst sich das bei Stabeisen für die

Jahre lb90— 1893, also bis zur Auflösung desWalzwerkverbaudb *,

bei Trilgern' und Draht seit 1897*. FOr Bleche ist es bei

den grouen Untenchteden der Qualität nicht möglich. Bei
vielen Walswerksprodukten ist die Überlegenheit der deutschen
Industrie so grofs, dafs die Inlandspreise schon sehr steigen

mttfsteni bevor ein Import lohnend würde.
Die Syndikate haben femer den Zoll li^nutzt, um an

das Ausland billiger zu verkaufen. Dies gilt regelmäfsig in

den letzten Jahrtn für Grobbleche und Draht*, aber auch
für viele Walzwej kaprodukte. Und zwar ist die Differenz zu
Gunsteu deö Auslundcs auuaiiernd gleich dem Zuiibetrag,

zwischen 15 und 25 Mk.
Dies schttdigt, wie schon in § 8 hervorgehoben wurde,

die Konkurrenznhigkeit der deutschen Industrien, die Bleche
und Draht verarbeiten, gegenüber dem Ausland. Um dies zu
vermeiden, gewähren wieder die Grobblech- und Walzdraht-
kartelle Ausfuhrvergütungen, jene an die Fabrikanten ge-

lochter Blerhc^, diese an die Drahtstiftfabrikanten (1898
lÜ Mk.. 1900 20 Mk.)^

Dadurch wird meist eine Benachteiligung der deutschen
Exportindustrie ausgeschlossen, und zwar auf Kosten der
deutschen Koasunienten , aber doch nicht immer. Nun läfät

sich allerdings ein sicherer statistischer Beweis kaum dafür
erbringen, dafs die auf Kosten de« Inlands erfolgende

billigere Ausfuhr die ausländische Produktion stärkt, und diese

unserm Export entgegentritt. Eine etwaige VergrOfserung
der ausländischen Produktion, wie die Abnahme unseres
Exports an Eisenwaren, können auch auf anderen Gründen
beruhen. Aufserdem handelt es sieh hauptsiichlieli um Er-
scheinungen der letzten Jahre, t'iiv Drahtfabrikatc , ins}>e-

sondere für verkupferten und verzinnten Draht, läfst sich die

oft geborte HchaujHung aber doch statistisch belegen. Während
nämlich die Ausfuhr rohen Eisend r.ilits nach England und
Belgien die gröfsten Dimensionen angenommen hat, zwischen

' Vogelstein a. a. 0. S. 72 fg. Dio5:f»r int ^\<-h nWr wohl, wenn er
die Preiserhöhungen nach 1894 einem Waizwerkverbaad zuschreibt

* Ebende B. 81.
^ Vgl. Tab. V.
* Vgl. die schon angetübrten Preisnotiei imgen der NationalzeitUDg»

sowie Voffelstein a. a. 0. 8. 81 (1901 um 80 Mk.).
^ Kh^mhi S. 81.
*^ l.lx nda 8. 82 nach den UandslskaiDnierberichttin von Siegen und

Saarbrücken.
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1900 und 1901 nach England tod 21500 t auf 38 900 nach
Belgien toq 19800 anf 37400 t stieg, itt di« Ausfuhr be-

arbeiteten Drahts seit 1899 gana wesentlich herabgegangen,
noch awisehen 1900 und 1901 nach Engrad von 21 (300 auf
17300 ty nach Belgien von 2400 auf 1500 t, während doch
bonat überall der Export stark zunimmt. Ähnlich hat auch
die Aosfohr von Drahtstiften in den letzten Jahren nicht au*

genommeD, sondern ist eher zurückgegangen.
Es fliirftp diese Ersehoirinng unbedenklich auf den zu

niedrigfieii Preisen orfol^'eadcn Import des Walzdraht-
•jndikata zurUckziüührea sein^

§ 10. Weifsbleeb.

Eiir''nnrti;j: ge^«tahete sieh die Entwicklung der \\ eils-

blechiiiduüine, die das Material — verzinntes Eis^'n blech —
zu Haushaltungs- und anderen wichtigen Gebrauclisgegen-
ständen lictert.

Unter dem prohibitiven Zollschutz von 240 Mk. pro t

bis 1805 und 150 Mk. bis 1870 hatte sich 1802 eine viel be-

sprochene Koalition gebildet die mit gro(seni Erfolg die

Preise so hoch hielt, dafs sie immer nur etwas niedriger

standen t als die englischen pUis Fracht plus Zoll*. Die
Koalition hatte sich auch nach der Zollreduktion auf 70 Mk.
1870 gehalten, war dann aber nach der weiteren Herabsetsung
auf 20 Mk. 1878 verfallen*. Die Einfuhr war in den
Qründerfahren erheblich gestiegen, ging dann nach der Krise
nicht, wie die gesamte übrige Einfuhr, zurück, vergröfserte

sich vielmehr noch, besonders 1H77 nach d^r völligen Auf-

hebung des Zolls. Nicht im selben Mafse % ihk Ime sich die

Prodiiktinn. Trotzdom das deutsche Ai^^^cbot den Bedarf
durchaus nicht <1 i kif , war nach der Enquete auch die Lage
der Weilsblechin liisti ie ungUndtig, hauptsrtehlich intblf^e der
englischen llberpruduktion, die» auf dem ainerikanisehen Markt
bedroht, ^ich nach DeuUchlaud ergols. Nach den Dateu der

Handelsstatistik machte sie über die lialfte, nach den wohl
tutreffenden Berechnungen Serings über ein Viertel der
beinitschen Prodoktion aus (5300 beaw. 2500 t i. J. 1879).

Die SchatBBollmehrheit setzte daher, gegen den lebhaften

Widerspruch der Minorität, einen Zoll von 50 Mk. pro t fest»

' Der neue ZoUtarifentwurf läfst StabeUen im wesentlichen omver-
ändert. Bleche und Draht werden nach der Stärke mehr differenaert, and
der Zoll für feineroD Draht und Bleche wesentlich erhöht.

* Vgl. Bücher in den Verhandlungen des Vereins fUr Socialpuliük,
Bd. 61 s: 142.

* Nach den oBwidertproefaeiien Angaben des Eissnhladlm Raveod in
der Enouete S. 41.

^ 2%wh Angabe Stamms ebenda bestand sie 1878 nicht mehr.
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wie er in dieser Höhe sonst nur Eisenwaren zuerkannt wurde.
Er sollte nicht nur ab Ausgleich für die Verteuerung der
Bohstoffe dienen, sondern auch als ein seihständiger kräftiger

Schutzzoll, um so melir, als das andere Rohmaterial. Zinn,

zollfrei blieb. Er entsprach einem Wertzuschlag von etwa
15®'ü und ging über den 8atz der Jahre ls7n— 73 hinaus.

Der Zoll war das typische Beispiel eines ErziehungszolU
Listscher Art: Ein lebensfähiger Produktionszweig, der den
heimischen Bedarf noch nicht decken und der überlegenen
Aubiandskonkurrenz gegenüber nicht aufkommen kann , 6oU
durch den Zollschutz aufgezogen werden, bis er die Nach-
frage zu befriedigen vermag.

Im wesentlichen ist denn auch die Entwicklung bis 1896
so verlaufen. Die Einfuhr liefs nach der Zonreform 1879
alsbald nach, allerdings nicht stetig, sondern mit Schwan»
kungen, während sich die Produktion in gerader Linie auf*

wärts entwickelte. Der Anteil der Einfuhr am Verbrancli
nahm ab; er betrug durchschnittlich 1881—85 30*> o, 1886—90
Wlo und 1891—95 nur 5<^/o. — Die Ausfuhr blieb iinnsr
unbedeutend. —

Anfangs der 80er Jahre litt die Weifsblechindustrie unter

den zeitweilig hohen Eisenpreisen und der beständigen Zinn-

ppekulation, 18S;i aber blieb sie trotz starker engliöcher Kon-
kurrenz von dem allgemeinen Preisfall unberührt Erst 1*<^'>

machte sich die englische Überproduktion auf dem deut^ch^D
ilaikt wieder empfindlich bemerkbar, verschärft noch durch

den bcvorsteheutlen Eintritt Hamburgs in den ZoUvereio,

da dessen Händler sich die Vermittlung englischer Warai
nicht entgehen lassen wollten und noch rasch grofse Mengen
englischen Weifsblechs bezogen hatten K Ein en^sobee Kartell

trat dann der Überproduktion entgegen, und 1888 nahm aucb
die Wetfsblechtndustrie an dem allgemeinen Aufschwung teil

In den 90er Jahren blieb die englische Einfuhr zunächst

mäfsigf und die Preise standen bei regelmätsiger Nachfrage
nicht ungünstig.

Dies änderte sich, als die Vereinigten Staaten, bisher die

Hauptabnehmer des Süd -Waliser Weifsblechs', durch die

Mc-Kinley-Bill ihre Grenze schlössen, unter der alsbald er-

frdlten Bedingung, dafs bis zu einem gewissen Zeitpunkt ein»-

genügende Weifsbh'cliproduktion im Inlaude be-tflnoe. Unter
einem enormen Zollschutze entwickelte sich di -* lbe mächtig.

Der früher H)00(X> t jährlich übersteigende Import aus Eng
land verschwand zwar nicht, da dieses wesentlich geringere

I „Handel und Industrie in Deutschland** 1884—88. S. 198- Itfö. TcL
such -Da? (letitsche Wirtscbnftsjfihr" \Sö2. S 2^1.

* Man verwendet es vorzüglich aur Herstellung von Kooserrenbiidiseo
nnd Dtcbern. tarne plsttt. Vgl. „Stahl und Etaea'^im, & 799.
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PhkluktioDskosten hat, ging aber doch auf 60000 t surttck.

Da nun England von den im Jahre dorchBchnittlieh er^

sengten aOOOOO t nur etwa 130000 t selbst gebraucht, so
sahen sich die Süd* Waliser Werke alsbald der Ge&hr der
Überproduktion ausgesetzt. Sie suchten dem auf zweifache
Weise au entgehen, durch den yerhlUtnismäTsig einfachen

Übergang zur Feinblechberstellung , sowie femer durch
Forcierung des Exports nach andern Staaten , nach Frank-
reich, Riifsland una Deutschland.

AU nun bei una der grofse Aufschwung einsetzte,

nn i dir» Narlifj*age auch nach Weifsblech stieg, da wuchs die

engliäche Einfuhr rasch und stark, von 1400 t i. J. 1895 auf
lU4üO t i. J. 1896 und 1899 aogar auf 23800 t; 1900
ginf^ sie auf 18000 t herunter. Mit dieser Steigerung ver-

mochte die l'roduktion , im Oegen»iitz zu der übrigen Eisen-

indui»tric, nicht Schritt zu halten; sie wuchs von 1894—98
nur wenig. Als Qrund bierftLr wird angegeben

'
, dafs die

meisten uidustriellen nicht nur Weiisblech, sondern auch
Feinblech herstellten , und nun, ebenso wie die englischen

Werke ) in gröfserem Mafse zur Fabrikation von Feinblech
flberginjgen, um so eher, als sie hier fremdem Wettbewerb
nicht ausgesetzt waren. Damach handelt es sich um eine

mehr zu&llige Erscheinung, die an dem Gesamtergebnis
nichts lindert, dafs sich die Industrie unter dem Schutze eines

ErziehuDgszoUs kräftig entwickelt hat. Allerdings beweist jenes

Nachlassen der Produktion zu Zeiten höchsten Bedarfs aueh, wie

wirktinirslos die energischsten staatliclien Mafsnahmen unter

ünr^tiioden gegenüber privaten Kalkulationen uml Spekida-

tiuut M sein können. Das Endziel des Erziehungszolles, die

Stürkung der Industrie bis zu dem Punkte, dafs sie des Zoll-

schutzes entraten kann, ist bei Weifsblech noch nie lit eingetreten*.

Das Kartell, das sieh alsbald wieder gebildet hat, ist

hier allein dem Vorhandensein des Schutzzolls zuzuschreiben

;

zu einer grofsen Ausnutzung derselben ist es aber, wie ge-

zeigt, nicht gekommen.
Im ganaen ist die deutsche Produktion gegenüber der

grofsen Industrie in Wales und Nordamerika unbedeutend
— nur etwa je ein Zehntel — , aber auch der deutsche Bedarf
ist sehr viel schwächer. Immerhin besteht an einigen Plätsen,

besondere Berlin^ daneben auch Breslau und Dresden, eine

gnifsere Industrie von Haushaitungsgegenständen ^ die Weifs-

blech verarbeitet. Ihre Interessen sind bezüglich des Schutz-

zoll» denen der Weifsblcchfabrikanton seharf entgegengesetzt;

wie diese eines Schutzes gegen die überlegene englische

> In d»'n Beriihtcn der Ältesten der Berliner KaufmannscbAfU
« Naih (l«'in neuen Tarifentwurf soll der Zoll für Weifsblech unter

1 xum Sutrke aut Ö,CK> Mk. erhöht werdeu, äonbt unverändert bleiben.
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Konkurrenz bedürfen, ebenso sehr ist jener Haran gelegen,

dafs ihr Rohstoff nicht verteuert wird, um so mehr, als sie

viel exportiert und daher eine Steigerung der Selbstkosten

schwer empfindet. Ein gemeinsames Interesse haben scldieis-

lich beide Industrien an der Herabsetzung der auf der

langen Strecke von den Montanbezirken nach Berlin und
Drejaden recht kostspieligen Fraehten. —

Wie auf yielen Gebieten durch die Fortschritte Ton
Wissenschaft und Technik , so ist es auch hier gelungen, die

frtther als wertlos betrachteten Abfülle zu verwenden, indem
man auf chemischem, mechanischem oder elektrolytischem

Wege das Eisen vom Zinn trennt, und beide in einen neuen
Produktionsprozefs schickt ^ Von grofser Bedeutung ist dies

für die Vereinigten Staaten, besonders Chicago, wegen der
so ermöglichten Verwendung alter Konservenbüchsen, aber
aueli in Deutschland idt eine Industrie daraufhin entstanden.

Zu ihrer Unterstützung hat der Bundesrat am 9. März 1899
den AusschluTs der im Auslaade entainnten AbfiUle vom Be-
Euge auf BoÜfreiee Lager angeordnet Einer gröfseren Ent*
Wicklung stehen aber schon die hohen Beförderungskosten
der sehr voluminösen Gegenstände au den Produktionssttttten

entgegen, wenngleich Verhandlungen Uber ErmATsiguiig der
Frachten im Gange sind'. —

§ 11. Schienen nnd sonstige Eisenhahnbedwfsartikel.

Die Herstellung von Eisenbahnschienen war ftlr alle

Eisenindustrien der Welt von ^^röister und waehst^idf^r Be-

dLiitung. Auch in Dt-utöchland hatte sich eine lebhafte

l'i (luktioii entwickelt, und es fand schon in den 60er Jahren
ein ziemlich reger Export aUtt. \ uu 18(35 — 73 hatte der

hohe Zoll von 50 Mk. pro t auf Schienen gelegen; auch er

war 1873 auf 20 Mk. herabgesetzt worden und vom 1. Januar
1877 an weggefallen. Von allen Zweigen der Eisenindustrie
war die der Schienen in den 1870er Jahren wohl am schwersten
bedrängt Nach der Enquete betrugen pro t Schienen die

in Produktionskosten Verkaufspreise
Mark Mark.

Hösch 110 140

Westfalen 122—129 120- U8
Maxhütte UO 165
Laurahtttte 165 150—165*.

> „Stahl und Eisen" 1897, S. 838.

Hericht der Mandelskammer von EBsen 1898, S. 44, 1899, 8. d9.

Vgl. Komini^sionsbericbt 8. 90. — AosUadspiels in Bocliani SOUk
in UöBch HS Mk niedriger.
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Der Qrund des schlechten Preisstandes war nach Aussage
der scharf agitierenden Idustriellen im ausländischen Wett-
bewerb « vor allem dem Englands, su suchen, von wo der
£xport nach Aufhebung des Zolls enorm zugenommen h&tle.

Die Engländer könnten nicht nur billiger produzieren als

Deutschland, sondern verkauften auch mit Verlust ins Aus-
land und beteiligten sich mit unverständlich niedrigen Preisen

an den deutsrh^'n Submissionen in der ausgesprochenen Ab-
sicht, unsere Industrie' zu v<'rnic'hten.

Tatsilclilich hezogeti die englischen Schienenwerke
Bessemerroheiöen billiger und forcierten auch den Export.

Aber erdrückend grols war die engliöche Konkurrenz in

DeutsclilaiRi gleichwohl nicht. Die grofsen Eisen bahnaniagen

der Gründerzeit hatten 1 872/73 , da die deuuche Produktion
den Bedarf nicht erreichte, einen lebhaften Schienenimport

(1873 44600 t) veranlafst; derselbe ging aber bereits 1874
und noch mehr 1876 aurilck. Nun zeigt allerdiogs für die

Zeit nach Aufhebung der Zölle 1877 die fiinfuhrstatiistik auf

den ersten Blick ein starkes Steigen der Einfuhr bis auf

64000 t; in Wahrheit enthlllt diese Ziffer aber aucli die

iprofse englische Durchfuhr nach Rufsland ^; die Einfuhr
zum Verbleib war wesentlich kleiner. Sering nimmt auf
Qrund der englischen Ausfuhrstatistik wohl ein Wachsen des

Imports zwischen l"-?'» und 1877 an, berechnet ihn aber nur

für 1877 auf 77*k» t. ffir 187'^ auf 5r)00 t. Das bedeutet

gegen 187<» eine Zunahme, nicht aber gegen 1874 und lö7o,

und nur selir wenig im Vergleich zur Produktion, die etwa
43i)'»<io i ausmachte. Von 1877 auf 1S78 nahm die Einfuhr
wcöeiitiieh ab. Die engb'sehe Konkurrenz, die durch die

Aufhebun^z: des Zolls zunächst verstärkt war, wurde alsl)ald

wieder um Krfolg verdrängt. Bemerkbar machte sie sich vor

allem im Nordosten Deutschlands, wohin England geringere

Frachtkosten zu bezahlen hatte. Allerdings waren wahr-
scheinlich nicht alle über See in den Ostscehitfen eingehenden
Schienen englisches, sondern zum Teil auch westfälisches

Fabrikat Dabei war der Export sehr grofs; er wurde
allerdings forciert

Die Hauptursache Air die schlechte Lage der Schienen-

industrie war Tielmehr — in noch höherem Mafse als bei

Roheisen — der anormal geringe heimische Bedarf in den
Jahren 1875^— 1>^79 und die denselben weit überschreitende

Produktionsfjihigkeit der deutschen Walzwerke. Nirgends hatte

die GMnderzeit so viele unsolide Anlagen hervorgerufen wie

« Sering a. a. 0. 8. 166^ 908, 209. Nach der HsodelsstatistUc betrug

aie Durchfuhr 1876 18300 t, 1877 nur 500 t!

^ So nach der Meinuiic des preafirischen Finsaioiiiiiiteci ; vgl. Sering

a. a. 0. S. 198.
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bei dem Eisenbahnbau , da man eine riesige ESrweitemiig des
i^enbahnnetses erwartete. Von 1871 1875 waren 6532 km
Scbienen gelegt\ nnd allein 1873 570000 t Schienen hergeetellt

worden. Demensprechend waren die Anlagen eingeriehtet.

Um so stärker wirkte auch die Krise : der fiisenbahnbau wurde
vielfach plötzlich unterbrochen, neue Aufträge nicht erteilt;

die Schienen lagen unverkäuflich da. Die Höhe der Über-
produktion ersiebt man daraus, dafs hergestellt worden ia

lÜUO t;

1873 570 1875 470 1877 399

1874 603 1876 380 1878 432

DazAi kam, dafs immer notli mehr produziert wurde, als ver-

kaut t werden konnte. Den Bedarf der Jahre 1874 — 1878

vermochten zwei der grofsen Werke vollauf zu decken, oder,

wie Baare in der Eisenenquete sagte: Krupp und Bochum
spielen damit — Der Bedarf war aber deshalb ungewöhnlich
niedrig, weil die Privatbahnen mit Rttcksicht auf die bevor-

stehende Verstaatlichung keine Neuanscbaffangen vornahmen
nnd ihr Material nicht auswechselten.

Einen besonders schweren Stand hatten die Werke, die

noch bei der Fabrikation aus Schweifseisen geblieben waren,
gegenüber der Massenproduktion der Flufsstauolwerke. —

Es war also die schlimme Lage der Schienenwalswerks
anzusehen als eine Folge des Mifsverbttltnisses zwischen der

aus den Gründerjahren stammenden gewaltigem Produktions-

fohigkeit und der ungewöhnlich geringen Nachfrage, wozu
als weitere Verschärfung die englische Überproduktion hin-

zutrat. —
Trotzdem wurden auch in den schlechtesten Jalir* t

Schienen ins Inland zu einem höheren Preise als ins Aualaod
verkauft. Schon seit 18*>4 bestand nJtmlich eine Schienen^

gemeinschaft ^, wohl eines der ältesten deutschen Kartelle, nn(!

dieses verhinderte Preisunterbietungen bei inländij^clien SuK
niissionen. Die Stiiatsbalinen aber bevorzugten prunilsätzlit-b

Hie lieimisch< n Werke und fügten sich daher meist den Preis-

öteliungen der Schienengemeinschaft. Auf Grund dieser

Erscheinungen erhob sich daher auch im Reichstag unter

Führung Eugen Richters eine lebhafte Opposition gegen jeden

Schienenzoll ^. Von sehutzöllnerischer Seite wurde die Taktik

der Schieaeugemeinschaft, au das Ausland zu niedrigeren

Preisen su erkaufen» zugegeben , aber mit der Notlage der

Fabrikanten entschuldigt Stumm erklärte, nach Einfttlmuig

* Sering a. a. 0. S. 15G.
* Ob imimterbrochen, kann ich aiclii le&tsWUen.
* Debatte vom 16. Mai 1879.
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antretcliender Zttlle wttrde auch er dies Verfahren niiJs-

billigen.

Der ZoUsata von 25 Mk. pro Tonne kam etwa einem
Wertzoschlag von 25 ^/o gleich; er sollte die voraussichtliche

Erhöhung der Produktionskosten ausgleichen und aufserdem
als seihständiger Schutz dienen. —

Nach dem Inkrafttreten des Zolls sank die Einfuhr sofort

erheblich, auf 1270 t i. J. is.SO, und verblieb auch andauernd
auf diesem niedrigen Stande. Nur in einzelnen Jahren 1887,

1801 zeigt «ich ein plötzliches Anw.u li^en «auf 10 800 t, bezw.
15'>0<) t. Seihst in den letzten Jahren nahm der Import kaum
zu. Mit wenigen Ausnahmen war er also verschwindend
gering.

Die stark schwankende Produktion stieg bis 1895 nicht

wesentlich. Erst in den letzten Jahren hat sie sich verdoppelt

und einen auch 1874 nicht erreichten Umfang angenommen. —
Auch die Ausfuhr wuchs nicht sehr ; sie richtete sich im letzten

Jahraehnt hauptsächlich nach England (durchschnittlich 19000 t),

Holland (15000 t) und dessen indischen Besitzungen, Rulsland
und der Schweis. —

Anfangs der 1880 er Jahre brachten der Schienenindustrie

neben den nordamerikanischen Aufträgen eine entschiedene

Besserung die deutschen Bestellungen, die nach der Ver-
st'uitlichung^ der Eisenbahnen ziemlich lebhaft einliefen. Sie

beschilftigten die Walzwerke allerdings bei weitem nicht bis

zur Grenze ihrer Leistungsfähigkeit, so dafs ein erheblicher

Ofwinn nicht erzielt wurde. 1884— 1 880 verständigte sich die

.^chienengemeinschaft mit englischen und beleisclien Kartellen

über Absatzgebiete und Preise*. In den folgenden Jahren
vermochte sie bei den schwachen Bestellungen des Staates und
der «cliiirfen Koukurrenz auf dem Weltmärkte ungünstige

Preise nicht zu verhindern. Von 1887/88 an stiegen die

staatlichen Aufträge, um in der Zeit der wirtschaftlichen Krisis

1891—93 wieder nachzulassen. 1892 wurde die Schienen-
gemeinscbaft auf weitere 5 Jahre Terlängert', ebenso dann
1897. Erst 1896 beginnen die grofsen» der heimischen
Industrie vollauf zu gute kommenden Schieneneinkäufe der
Suiaten, YOrsOglich Preufsens. Dies bewirkt auch nach langem
Stillstand ein enormes Anschwellen der Produktion.

Dazu kam aufserdem im letzten Jahrfünft die starke» mit
dem Aufschwung unserer Elektrizitätsindustrie zusammen-
hängende, Verbreitung der Strafsenbahnen. Ihr Schienenbedarf
kam zuweilen dem der Staatsbahnen fast gleich: so stieg

die Küometerzahl der gelegten bchienen allein in den zwei

» Stahl und Eisen 1884, b. 3u0. 1886, S. 215.
« Ebenda, 1S92, S. CbO.
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Jahren von 1890—98 von 854 auf 2812 ^ Bei der Ausdehnug
unserer Grofsstädte ist ein weiteres Anwachsen der Strafsen-

bahnen zu erwarten. —
E» lassen sich darnach folgende Ergebnisse feststellen:

I. Für die Lage der Schienenindustrie waren in erster

Linie bestimmend die staatlichen Bestellungen, daneben der
Export und besonders, in den letzten Jaliren , der Bau von
Strafsenbahnen. Die Aufträge des Staates brauchen sich nicht

nach wirtschaftlichen Konjunkturen zu richten; er bedarf
niimlicli neuer Schienen 1. regelmäfsig zur Auswechslung der
alten, 2. aurscrgewöhnlich zum Bau neuer Bahnstrecken, und
beides kann in guten wie in schlechten Jahren notwendig
sein« Meist trafen allerdings Jahre des Au&chwungs mit
starken, Depressionszeiten mit schwachen Bestellungen aas
finanzwirtschaftlichen Gründen zusammen. Erst in den letzten

Jahren, wohl seit der durch ]Miquel herbeigeführten Gesundung
des Etatwesens, hat man in Preufsen die Schienenankäufe von
dem Schwanken der Staatseinnahmen unabhängiger zn machen
gesucht. Ein regelmäfsiges Eingehen der Sehicnenaut träge,
besonders auch in schlechten Zeiten, ist für den gleieh-

mäfsigcu Betrieb der Schienenwalzwerke sehr wichtig, um
so mehr als sie meist auch andere Waren herstellen.

Der Export wurde durch die Handelsverträge gefordert
Rufsland bezog von uns 1889--9a durchschnittlich 1250
1894--1900 durchschnittlich 9000 t —

II. Die Fortschritte der Technik » in erster Linie die

Erfindung des Thomas, ermöglichten die Herstellung der
Schienen zu denselben Produktionskosten wie in England —
Aus Schweifseisen werden Schienen kaum noch hergestdlt
(1898: 11800 t)

III. Insoweit die Roheisenpreise nicht stiegen, war der
Zoll lediglich Schutzzoll. Da die Produktion den Bedarf weit

überschritt, konnte der Zoll ohne weiteres keinen Einflufs

haben. Er erlangte denselben aber durch die Mafsre^^dn der
Schienengeraeinscliaft. Diese schriinkte die Produktion an-
dauernd stark ein und hielt sie weit unter dem Stande der
Jahre 1878 74. Darum lassen hier auch höhere Preise noch
nicht unbedingt auf gOnstige Verhältnisse scUiefsen. AuCser
durch den Zoll wurde die Schienenindustrie auch bei Staat*

liehen Submissionen im Inlande grundsätzlich bevorzugt, denn
diese Praxis hörte nach der Einführung des Zolls keineswegs
auf, vielmehr erhob sich bei joder Submission an ein aus-
länuisches Werk eine heftige Opposition seitens der deutschen
Schienenwerke. Daher haben die Regierungen auch nur sehr
selten Aufträge an ausländische Firmen vergeben, wie 1891

1 Stahl und Eisen im, ä. 175.
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die Eiöcnbaliudirektion Magdeburg^ 8U00 t und 1892 Bromberg

•

lu 000 t Schienen nach England, woher billigere Angebote yor-

Ugen. — Im Spätherbst 1891 schlofs der preufsiche Eisen*

tiannminister sogar mit der Schienengemeinsohaft einen festen

Liiefeniiigsyertrag auf alle anzuschaffenden Schienen; am
1. April 1894 wurde er auf fünf Jahre unter Zugrundelegung
eines Preises von 108 Mk. und dann wieder 1899 erneuert*.

Diese doppelte BeTorsugung hat sich die Schienen-

reinschaft voUauf zunutie gemacht Sie hat andauernd
Preise zum mindesten um den vollen Zollbetrag über den

Weltmnrktspreisen gehalten. Nach einem Vergleich mit den
IVeisnotierunp^cn des Londoner Eooiiomist stellt Vogelatcin"'

fest, dafs rheinisch - westfälische Schienen sicher seit 1^1*0

gewöhnlich 30—35 Mk. mehr als Steel raik in London kosteten,

darunter nur 189(> und 1900, wo auch die englischen Preise

»ehr hoch waren, noch erheblich darüber 189(> und 1899.

Ebenso standen die Preise immer weit über den Produktions-

kosten, die auf höchstens 80—85 Mk. anzusetzen sind.

Femer aber hat das Kartell ständig nach dem Ausland
die Schienen wesentlich billiger yerkauft ale in Deutschland.

8o lieferte 1883 das PhOnixwerk an den preuüsischea Fiskus
die Tonne Schienen für 139 Mk., nach Italien für 83 Mk.<^

Kach Südamerika wurden 1891 40 000 t Schienen für 83 Mk*
oder um 25 Mk. niedriger als gleichzeitig an Preufsen ver-

kauft.^ Die Zahl dieser Beispiele lieÜBe sich noch leicht

Termehren, die Tatsache wird aoer meines Wissens gar nicht

in Abrede gestellt, vielmehr von den Produzenten als etwas
normales bezeichnet. Die Anslnndspreise decken gewöhnlich

die Selbstkosten, und die Inlandspreise bedeuten einen Uber-
schufs. — Diese Erscheinungen wären ohne den Zoll oder

staatliche Jiegunsti^rung nicht denkbar.

IV. Der billii^'^re Verkaut an das Ausland hnt unsere

"Exportindustrie weniL'er s^es( l!ailiij;t. als bei andern Fabrikaten
wie Draht, weil Schienen fertige Waren sind. Desto bedenk-
licher sind die Wirkungen auf die Gesamtheit, deren Inter-

essen sich mit denen des Staatsfiskus als fast einzigem Ab-
nehmer decken.

Es ist natürlich, dafs der Staat die inländischen Sub-
mittenten besonders bei schlechtem Geschäftsgange bevorzugt

hat Er ist auf ihre Steuerkraft angewiesen und hat ein

•ostalpolitischee Interesse an ausreichender Beschäftigung der
Arbeiter. Aofserdem entgeht ihm bei Bestellungen ans Aus-

» Jitahl und Eisen 1891, 8. 538.
« Ebenda 1892, S. 287.
* Ebenda 1893 S. 130, 401, — läöO, S. 102.
* a. t. O. S, 78.
* L«i)hatll besproclien im preursi>clien Lundtng am 22. J.inusr 1884.
* VfL preaCiiMshe LaodtsgsTerbaudlung am 10. April lö93.

5«
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land unter Umständen ebensoviel an Fracht, als er durch
den geringeren Auslandspreis plus seinem Anteil am Zoll-

gewinn erspart, z. R, wenn englische oder amerikanische

Schienen die Elbe hinnut'scfiwimraen. Aber diese A^ortoile

hören dann auf, wenn der Stiat, wie in dem angehihrten
Beispiel aus dem Jahre 1883, exorbitant hohe Preise bezahlen
mufs. Um so mehr als es sich bei der grofsen Produktions-
fkhigkeit der heimischen und ausländischen Werke fast nie-

mals um Preise handelt^ wie sie auch auf freiem Markt be-

standen hätten. Da nun im Interesse jedes Standes, besonders
aber der Landwirtschaft, jede Ausdehnung des Scliienennetzes

liegt, so bedeutet jede Verlangsamung des Eisenbahnbaues
infolge Verteuerung des Materials eine Schädigung der All-

gemeinb'Mt; denn der Vermehrung der Eisenbahnen stehen
doch nur dnanzielle Gründe eiU^^eiren.

Die bisher zwischen Preufseii und dem Kartell geschlosöenen
festen Verträge haben dem Staat wohl kaum Nachteil gebracht,

da sie 1891 wie 1894 auf Grundlage mäl'öiger Preise ge-

schlossen sind, dagegen dürfte der Vertrag von 1899 dem
Staate teuer zu Stenn kommen.

Der Staat erschwert sich durch den Zoll die
eigene Situation als Käufer, indem er den Walzwerken er-

möglicht, bei den Angeboten die Preise bis auf die Zollhohe
au steigern.

Im ganzen hat danaeli der Schien enzoll folgende Er-
gebnisse gezeitigt: Er ersichwerte die Einfuhr, er ermöglichte

in Verbindung mit staatliclier Bevorzugung der Gemeinschaft
eine hohe Preis^telhmg im Inland und billigeren Verkauf ins

Ausland; er schädigte den Fiskua bei Sehieneueinkäufen \ —
Ebenso wie bei Schienen verlangt die Eisenindustrie auch

bei einem anderen wichtigen Eisenbahnbedarfsartikel staatp

liches Entgegenkommen, besonders in Zeiten schlechter Be-
schäftigung: bei den Q u e r s c h wellen. Diese werden heute
noch Bum grö£»ten Teil aus Holz hergestellt, zu einem erheb-
lichen auch schon aus Eisen, in Preufsen etwa O'^^o, in der
Welt knapp 10 ^'o*, — und es ist ein seit fast 2U Jahren
wahrender i^treit, ob die hölzerne oder die eiserne Schwelle
den Vorzug verdient, insbesondere welche sich rascher ab-

nutzt. Begründet wird das Verlangen der Eiseneuindustrie

hauptsächlicii damit, dafb die Eisenbchwelle deutschen Werken
entnommen werden kannte, die Holzschwelle dagegen fremden
Wäldern, da unsere heimischen dazu nicht ausreichten.

Bei den Eisenbahnbedarfsartikeln wurde schon in der
Eisenenquete der ausländischen Konkurrenz kein Einflufs

beigemessen. Eine Einfuhr findet bei Schwellen , Laschen,

^ Im neuesten Tarifentwurf bleibt der Schienensoll unvertadert
' Stahl und fiisea 1897, 8. 700. Ibb6, S. 27.
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ünterlagsplatten — Zollsatz 25 Mk. — ebensowenig statt wie

bei Acl^en» Radrofen, Rädern ZoUaats 30 Mk. ; durch den
Osterreichischen Handelsyertrag auf 25 Mk. ermäfsigt , und
bei Puffern und Federn — ZoUsata 30 Mk., Überall dagegen
eine r^ Ausfuhr^. Der Import an Schwellen und Laschen
erreichte im letzten Dezennium nie 1000 t, während der Ekport
iwischen 30000 und 63000 t schwankte^ bei einer Produktton
von etwa 150000 t (1900: 202000 1). Die Einfuhr an rollendem

Eisenbahnmaterial Uberschritt nur einmal 3000 1, bei einer

Produktion von 100000—150 000 1 und einer Ausfuhr von
25000— 47 i'"'0 t. Die (leutsclien Werke stellen weit mehr her,

als das Inland bodarf, und sind daher sehr auf den Export
angewiesen, der nach allen Ländern geht, auch nach den Ver-

einigten Staaten. Sie haben daher auiser an staatlichen Aui-

trägen ein grofscs Interesse an gtinstigen Handelsvertrilgen.

Der Zoll ist an sich nicht hoch und spielt schon am de»-

willen keine Rolle, weil der einzige Abnehmer, der Staat, sich

nicht allein von dem Wirtschaftsorinzip , bei dem wohlfeilsten

zu kaufen ) leiten läfst £s finaen sich auch hier Sjndlkate
und vielfiich Kombinationen mit den Schienenwalswerken.

§ 12. Schiffbau und SchiffbanmaterialieB.

Der einzige gröfsere Zweig der Eisenindustrie, der 1879
ohne Schutzzoll blieb | war der Schiffbau samt allen dasu
gehörigen Materialien — und gerade dieser stand besonders

weit hinter der überlegenen englischen Konkurrenz zurück.

Die deutsche Reederei und Schiffahrt begannen sich erst zu
einer Zeit zu entwickeln, als die Englands bereits eine völlig

hehciTöchende Stellung einnalim. Doch hatte schon der stetig

atifhliihende überseeische Handel in den 70 er Jahren den
deutschen Reedereien besonders in Hamburg und Bremen,
daneben Stettin, Danzig, Flensburg eine intensive Tätigkeit

ermöglicht. Die Zahl der Kauffahrteischiffe betrug 1874: 4495,
wovon jedoch nur 4,75 ®/o Dampfschiffe, mit 41396 Mann
Betatsung und 1034000 Registertone Gesamtraumgehalt*.

£in grofser^ wenn nicht der grOfsere Teil der deutschen

BeedereiengehOn^en Schiffewurden nichtb^ uns^ sondern iuEng-
Uod und Holland hergestellt Gerade in den Jahren 1875/76 hatte

aber der deutsche Schiffbau wesentliche Fortschritte gemacht, wie
es die Leistungen von Werften wie Vofs & Blohm in Hamburg,
Vulkan, Schichau, die Wesergesellschaft, Germania, Howald-
werke. Flensburger Schiffsbauwerft bewiesen. Die meisten
Schiffe wurden aus englischem Material hergestellt. An Stelle

des hölaernen Segelschiffs trat mehr und mehr das eiserne,

1 VJ. ansfüht lieber Gothein, Deutscher Aofseiibaiulel 1. 8,S$9fg.
* Brackhaus Konversationslexikon, 12. Aufl.
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seit 1883 überwiegend das stählerne Dampfsc hiffl
Zwischen 1873 und 1883 stieg die Zahl der eisernen DampiP-
schiffe von 205 mit l:>0000 Registertons auf 504 mit 311 U<JO

wahrend die Segelschiffe von 4311 auf 3855 zurückgingen;
die eisernen Segelschiffe speaiell yermehrten sich Ton 38
auf 147».

Der Ohergang zum Stahlschiff vergHt&erte noch Englanda
Vorsprung bei der Materiallieferung. Seine grofse Schiffban-
Industrie besonders am Clyde, die allein 1880 mehr eiamie
Schiffe herstellte, als in Deutschland vorhanden waren, er-
mochte nicht nur die erforderlichen Waren in viel gröfserer
Auswahl, daher rascher und zuverlässiger zu liefern, sondern
konnte sie auch , hauptsächlich wegen der billigeren StaKl-
hcrstplIuTiGr , mit geringeren Kosten erzfMiL'en. Allerdings
Miirde den englischen Wertten von Seiten Deutschlands viel-

fach die Verwendung schlechten Materials vorgeworfen.
Ausserdem brauchten die deutschen Werften für englisches

Material wesendich geringere Frachten zu bezahlen als tlir

den Bezug des deutschen. Es mögen daher nicht mehr als

10 ^';o der Werften deutsches Material verwandt haben-.

Rücksichten auf die Interessen der Reederei vrranlafstcii

1879 Regierung und Parlament, das Prinzip der aiigemeinon
Zollpflicht ftlr Eisenartikel in diesem Fall zu durchlöchern
und Schiffe zollfrei einzulassen. Es wurde zwar auch hier

ein Zoll in Anregung gebracht, durch den Abg. Mösle, aber
man fürchtete, dafs die Mafsregel im besten Fall den Schiff-

bau in die nicht zum Zollverein gehörigen Freihäfeu treiben

würde* Da nach den SchiffahrtsTertiilgen auch auf den
grofeen DurchgangsdtlMen Schiffe einem Zoll nicht 'unterlieeen
dürfen, fio Hefa man alle Schiffe frei ein. Wurde ao den Werften
ein Zollschutz nicht zu teil, so durfte man ihnen auch die

Produktion durch Verzollung der Materialien nicht eFBchweren.

die his dahin fast durchweg vom Ausland bezogen waren, und
gewährte daher auch diesen Zollfreiheit, allerdings nicht auch
für den Bau von Flufsschiffen. In Betracht kommen Tor>

zQgUch Stabeisen, Bleche, Anker, Ketten, Drahtseile, Nietoi.

Es ist also bei dem Schiffbau ein Interessantes Gegenstück
zu den Wirkungen der Schutzzölle gegeben. Wie nfimlieh

hat sicli 1. eine lebensülhige , den Bedarf nicht deckende^
der fremden Konkurrenz nicht ebenbürtige Industrie ohne
Schutz entwickelt? 2. Ist es den heimischen Werken auch
ohne Preisbevorzugung gelungen, den Absats in der Lieferung
von Schifisbaumaterial zu erobern? —

» Stahl und Eisen 1884, S. 2Ö4.
> EhendR, S. 886 fg.
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Der deutsche Schiffbau zeigt seit 1875 das Bild eines

stetigen, zum Teil grofsartigen Wach s t u m s. Nicht Dur wird ein

jührlieh öteilender Teil der deutscheu Reedern gehörigen

Schiffe auf heimischen Werften erbaut, auch das Ausland
baiehl in wachsendem MuTie deatiche Schiffe. Der Export
an stublemen — sowohl Segel* wie Dampfschiffen, ist etwa
fUnfinal so grolli als die Einfuhr. Unsere Werften haben ^nen
bedeutenden Umfang und Absatskreis gewonnen und geben
teilweise denen Englands nichts nach.

Als Ursache dieser Entwicklung ist in erster Linie die

gewaltige Steigerung des Bedarf» anzusehen. 1899 war der
Gesamtraumgehalt der deutschen Handelsflotte 1 G40 000 Tons,
wovon 1038000 Tons auf 1223 Dampfschiffe entfielen; im
ganzen gab es 3713 Schiffet

Während unsere ILiridelsflotte 1870/71 etwa 5, (i"/o von der

der gefiamten Welt ausmachte, beträgt sie jetzt 8,2 °'o, ein

grofser Fortschritt hei der gleichzeitigen allgemeinen Ver-
mehrung der H audeUschi dü*. Die deutschen Schiffs-

gesellschaften gründen immer neue Dampferlinien ^.

Dazu kam die Vergröfserung der Kriegsmarine, besonders

in den letzten Jahren, auf 105 Schiffe mit 377 000 Tons Gehalt,

woTon 14 Linienschiffe y 8 Kflstenpanaer» 36 Kreuzer waren.
Ihr Anwachsen ersieht man aus der Zunahme der Pferdekräfte

Ton 77 ODO i. J. 1876 auf 471 000 1899; im Übrigen ist eine

Vergleichung nicht möglich*.

DaTs diese Nachfrage den deutsclien Werften au gute kam,
war eine Folge ihrer vorzüglichen Leistungen , zu denen sie

insbesondere der Wettbewerb mit £ngland anspornte. Gefördert
wurde sie durch den Umschwung in den deutschen An-
schauungen von einer Vorliebe für ausländische zu einer be-

wufsten H<n orzu^^uni,^ inlänch'scher Erzeugnisse. Die Kriegs-

marine ^nng dann unter der Leitung de« Generals v. StoHcl)

anfangs der 70 er Jahre voran, und allmählich wurde auch bei

den Reedern der Grundsatz geltem L wonKiglich die ÖchitVe in

Deutschland bauen zu lassen, bei der Mauiburp^-Amerika- Linie

zuerst 1881*. — Da lerner der heimische Wettbewerb ver-

hältuismäfsig beschränkt war, die Produktion jedenfalls den
Bedarf nicht erreichte, so war die wirtschaftliche Lage der

' Gothaischer Hofkalender 190QI01, S. 480.
« ^nbl und Eisen 1900, S. 11^
* Waltreikd Schiller an der \N ende dos vorigen Jahrhundert« sagte:

Seine Handelsflotten streckt der Brite

Gierig wie Polypenanne ans ^
ohne der i^tit-rhr-n dabei mit einem Wort m ^^cdeukm. hat an dieser

JahrbonUertsweude Ballin der deutschen Sctiitlahrt den letzten von ihr noch
nicht befahrenen, den Stillen Ozean gesichert.

* Brockhftus KonversatioDsleiiKon 12. Aufl. tmd Ootliaiicber Hof-
kalender 1. c.

Stahl und Kiseo 1Ö96, S. 373.
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Werften im ganzen eine gOnstige^ wenn es auch an Depressions-

zelten, wie 1883—1880) nicht gefehlt hat. In diesen Jahren
finden sich lebhafte Kli^n über den Wettbewerb Englands»
dfis damals im Gegensatz zu anderen Zeiten an starker Über-
produktion litt*. Sonst aber vermochte die starke englische

Konkurrenz die deutsche Industrie nicht hintanzulmlten , da

Schitfe keine Massenartikel sind, sondern in erster Liiue Güte
und Solidität in Betracht kommen. Den Wettbewerb mit

EugUnd auf dem Weltmarkt kann unsere Schifisbauinduätiie

fireuioh noch nicht aufbehmen. Die 1899 gebauten Schilfe

wiesen an Registertons Inhalt auf in England I7130(X), in

Deutschland 258000, den Vereinigten Staaten 179000 und
Frankreich 61 000 ^

Es war der Aufschwung des deutschen Schiffbaus nur
möglich auf Grund billigen >Iaterialbezuges, wie ihn die

Zollfreiheit erlaubte, denn anders als bei den meisten Eisen-

fabrikaten würde Ijier der Zoll wahrscheinlich die Preise des

Materials erhöht und so den Schiffbau getroffen haben. Ein-

mal wegen der hohen Frachten für deutsche Waren, ferner

aber weil die deutsche Industrie anfänglich gar nicht die

Materialien' in gewünschter Weise liefern konnte. Die Werften
hätten sie daher doch Tom Ausland beEiehen mttssen, nur um
den Zoll teurer. Der für eisernes und stählernes Schiffsbau-

material freigeschriebene Zoll betrug a. B. fttr 1890—1894:
2608000 Mk.8.

Allm-ndich fand aber auch das deutsche "Material wachsende
VerwenduiiK^ < mpfohlen einerseits durch die guten Erfahrungen
unserer Kriegsmarine mit deutsclicn Blechen, uuterstützt

andererseits durch wiederholte schlechte Erfahrungen mit
englischem Material, wie bei dem Untergang der „Elbe*" *.

Die deutschen Flufseiscn-Bleche verdrängten die aus schottischem
Paddeleisen hergestellten Bleche; das Dillinger Werk lieferte

die ersten gröfseren Platten, sodann Krupp. Jetat yerwendet
man vorzüglich basisches Stemens-Martin-Flulseisen. Es ist

nicht nur billiger, sondern gilt auch als leichter, trag- und beim
Stranden widerstandsfUhiger — Allerdings stellte sich

deutsches Material immer noch teurer als englisches. So
waren l'^M»! nach einer von den westliehen Interessenten auf-

genommenen Statistik*^ die niedrigsten Preise von
englischen deutschen englischen deutschen

Stahlplatten 100 110 Winkeleisen 95-08 103—115
Kesselblechen 119-180 174 U-Stahl 100—106 100-11$
Blecbeo 101-lOÜ 110—125 Mark.

i Stahl und Eisen 188&, 8. 147.
' Ebenda 1900, S. 290.
3 Ebenda 1895, S. bbS.
* Ebenda 1895, S. 288.
» Ebenda 1885, S. 6:56.

• Ebenda 1896, S. 283.
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EiDen grofsen Fortschritt lär die deutsche Eisenindustrie

bedeutete die nach langen Beratungen im Herbst 1804 er-

folgte Herabsetzung^ der preufsischen Tarife für gewisse
M?iterialien nach den Küsten; sie wurde nm 1. Februar 1899
aut allen zu See- und Flufsschifieu zu verwendenden Stahl und
Eisen erweitert'. Seitdem nimmt der Gebrauch deutschen
Materials in der Handelsmarine noch stärker zu, neben Blechen
besonderü in Ankern und Ketten. Letztere genicrücn auch
zur Schleppscliii&hrt auf den Flüssen ZoUfreiheit. Die ganze
Elbkette ist fransOsisch^ Der neue Tarif dehnt die Zollfreiheit

auf alle Materialien zur Flufsschiffiihrt aus. —
Wenn sich auch der Import an Schiffsbaumaterialien noch

nicht absolut verringert hat, so hat er doch mit der wachsenden
Kachfrage nicht entfernt Schritt gehalten und deckt einen

nur wesentlicl» ircrinc'pren Teil des Rfvlarfss als frfilier*.

Der ScliitVbau uii*l die ihm das M;itt l ial lielernden Gewerbe
haben sieh also auf Grund lebhaften Bedarfs und verbesserter

Prodiiktionsbedingungen ohne einen Schutzzoll so gut entwickelt,

wie nur wenige der zollgeschützten Industrieu. —

§ 13. Die ZdUe auf Kisenwaren.

Für Eisenwaren hatte der Zollverein im Vergleich zu
andern Staaten von jeher mäfsige und wenig diffmniterte
Zolle gehabt, die dann durch die Handelsrerträge mit Frank-
reich 1865 und Österreich 1868 noch eine weitere Ennäfsigung
erfahren : 24 Mk. für ganz grobe, 80 Mk für grobe — durch-
gangig seit 1808 — und 240 Mk. für feine Eisenwaren; Nfth-

nadeln, Schreibfedern, Uhren, Gewehre unterlagen dem be-

sonderen Zoll von (lOO Mk. pro t. Die Zölle auf grobe
und ganze grobe Waren wurden 187*1 auf 'J'), bezw. 50 Mk.
bf^rabgesetzt und Helen dann ara 1. Januar 1><77 ganz fort,

wahrend die feinen Waren den Zollschutz unverändert auch
vou lb77—1879 beibehielten und bis heute beibehalten haben.

Die Fabrikation von Eisenwaren war in Deutschland

etark entwickelt Der Ruf deutscher Waren, wie der Solinger

und Remscheider, erstreckte sich über den ganzen Erdkreis,

und andauernd Ubertraf der Export die Einfuhr. Wfthrend der
industrielle Aufschwung nach dem französischen Kriege in der
Huttenindustrie zu zahlreichen Neugründungen Anlafs gegeben

t Stahl oad Eisen 1894, S. 1078.
« Ebonda 1900, S. 197.
* Kbenda IJ'OS, S. 558. — I>iesp nt'!>tiiiimung bebt (Ut neue Tarif-

entwarf auf; er legt einen Zoli von '.'> Mk. auf KeUcn zui bcLileppschiflfahrt.

* Auf die Bestrebungen zu einer Bevorzugung der aus deutscheoi

Material hergestellten Schifte seitens der VenicheningigeseUschaften ksna
hier nicht eingesogen werden.

Digitized by Google



74 XXI 3.

und alle Produktionsverbältnisfie umgeworfen hatte, war er

hier auf eine t^p\t vielen Jahrzehnten niisgebildete Influstrie

gestofsen und hatte diese wohl angefeuert, aber keine grofsen

Umwälzungen hervorgerufen. Dafür war auch die prrofse

Krise weniger empHndlich gewesen, um so mehr als (iL-brauchs-

ütiinde, wie die Ki iahi ung zeigt, nicht aüicheuöchvvaukuugen
unterliegen wie Kohstoffe ^

Am stflrksten liatten die Gfeüsereien die Entwicklung der
Hattenindustrie mitgemiiolit ; gegenüber 441 Betrieben im
Jabre 1869 gab ea 1873 783 3 ^um gro&en Teil auf den
Bezug ausländischen Giefsereiroheisens eingerichtet. Die
plötzliche Abnahme des Bedarfs rief wie bei der Hütten-
mdustrio niedrige Preise der Gufswaren und schlechten Ge-
schäftsgang hervor, auch noch führend des Bestehens der

Zölle. Die früher nie erhebliche Einfuhr war 1<S73 bis

auf 71000 t fUr alle groben Waren gestiegen, nach der Krisle

aber war sie alsbald wieder erheblich gesunken und ging
nach Aufhebung des Zollschutses nocb weiter berab. Sie

Uieb immer betrflcbtlicb hinter der Ausfuhr und erst redit

binter der Produktion zurOck, die ausländiscbe Konkurrens
war nie umfassend, beschränkte sich vielmehr auf Spesialititen»

als welche Sering'^ englische emallierte Gufswaren, nord«

amerikanische Kochgeschirre und österreichischen Ofengufs
erwähnt. Empfindlich %var nur die französische Einfuhr von
Rohren, Dachfenstern, < fen

,
Balkongittern und ähnlichen

Gufswaren auf Grund des Systems der titres d'acquits-a-

caution.

Der irauzüsische Eisenfabrikaut durtte üamlich bei Aus-
stellung eines Begleitscheins (acquitrk-caution) Roheisen, das

er für den Export yerarbeiten wollte, zollfrei einAlbren. Das
konnten und taten aber auch die weitaus zahlreicheren

Fabrikanten, die in Wirklichkeit französisches Eisen ver-
arbeiteten. Sie verkauften dann die Acquits an Händler, die

fremdes Roheisen zum Verbrauch in Frankreich einführten,

zu einem Preis, der der Höhe des Zolls fast gleichkam*. Uro
diesen Preis konnten sie dann ihre \\ aren billiger exportioroiu

Es lag darin also einu verschleierte Exportj^rämie, die jeden-

falls dem Sinne des Artikels VI des deutsch-französischen

Handelsvertrags zuwiderlief. Trotz lebhafter Vorstellungen
unserer Regierung war sie abgeschwächt, aber nicht beseitigt

worden^« Auf Qrund dessen fand ein ziemlich lebhafter Ekport

s Vgl. Sering a. a. 0. 8. 190.
* Sering a. a. 0. 8. 179; davon loÜiriogiBcbd 81.
» A. a. O. S. \19.

* Yffl. Lexis, Die französischen Ausfuhrprämien seit der Eestau«
xation 1870.

^ Die hier nur anzudeutenden 2. T. verwickelten Fragea bospf idit
eingehend Sering a. a. 0., besonders S. 138—140, 152.
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nach Deutachland statte der bei dem vorhandenen Mangel an
Auftrügen empfindlicher wirkte, als zu normalen Zeiten ; aufser-

dem erwartete man hei einem Sinicen der fransösischen Preise

seine Zunahme.
Die in der Eisenenqiiete vernommenen Giefseroibesitzer

forderten für sich hauptsachlich nur einen Schutz gegen die

französischen Exportprämien ^
, aufserdem bei Verzollung; des

lioheisens zum Ausgleich Zölle auf ihre Waren ^ man meinte

den ZoU anf GieCBereirohdsen ziemlich in ganzer Höhe tragen

zu müssen. —
Auch die Einfuhr schmiedeeiserner grober Waren

hatte anfangs der 71er Jahre einen grofsen Aufschwang ge*
Bommen ; war aber nach der Krise alsbald zurückgegangen
und wuchs auch nach der Zollbefreiung am 1. Januar 1877
nicht wieder. Denn zieht man nach 8erin^;s Methode für

1877 und 1878 die nur unvollständig deklarierte Durchfuhr ab^,

80 ergibt sich als Einfuhr zum Verbleib, wobei auch die ganz
groben gufseisernen Waren mitgerechnet sind^, in lUUO t:

1^74 75: 39300. 1877: 31200. .q^q,
187G: 34000. 1878: 2<;iu0.

Wesentlich gröfser war, auföer 1873, die Ausfuhr, lb7G
um 48 000 t, und die Produktion, für die eine Statistik freilich

fehlt Die Einfuhr deckte daher nur einen unbedeutenden
Teil des Gesamthedarfs^

Soweit sich bei der Mannigfaltigkeit der in dieser Gruppe
ereinigten Industrien durchgängige Erscheinungen überhaupt
erkennen lassen, waren die Klagen über den schlechten

Geschäftsgang weniger lebhaft; insbesondere wurde auch die

Konkurrenz des Auslandes in Her Eisenenquete nicht als sehr

schlimm hingestellt. Andere Erscheinungen waren hier der

Anlafs schwieriger Zeiten , so der vielfacli sich vollziehende

Über^fing von Handwerk und Handarbeit zu Fabrik- und
Mahchiiiciiarbeit und die erbitterte, teilweise unreelle Konkurrenz
der kleinen Meister

Über Englands Konkurrenx wurde besonders geklagt bei

schmiedeeisernen Röhren. Der Import war grofs, wurde aller*

dings schon 1877 von der Ausfuhr uberholt, 1870 um das

doppelte. Gerade in den Jahren des Freihandels hatte sich unsere

Produktion sehr stark entwickelt und die englische Rivalin Schritt

ftir Schritt verdrängt, so dafs die Einfuhr 1877 nur noch 12^/0

des Gesamtbedarfs deckte und , selbst wenn man die l>urch-

ftthr nicht abzieht, nur 22 " o gegenüber 27 <>/o 1875. Trotzdem

1 Knqiiete-Kommissionsbericht S. 22—24.
« Die Durcbtuhr ist 1876 mit 1^600, 1877 mit 4040 t angegeben.
' S 0 r i n g a. a. 0. S. 200.
* Kbenda S. 215.
» Vgl ebenda S. 226.
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war der Wettbewerb gegen England und Schottland entachiedeB
schwierig, da, nach den Behauptungen der in der Enquete
Ternommenen Industriellen, die Engländer um V^^'o billiger

als wir produzieren konnten und aufserdem zur Vernichtung
unserer Industrie die Exportpreise noch um lO^/o— 12®;o herab*
setzten ^ Es wurde daher ein starker ZolUchutz verlangt
Unsere Qualität sei wohl hesser. Die Verkaufspreise tiber-

stiegen mit 210— Mk. aber nicht die IlerstellungskostPii

mit gleichfalls 215—330 Mk.^. Am schlechten Geschäftsgang
trüge die gerinpre heimische Nachfrage allerdings die Haujit-

schuld. — Sonst konkurrierten bei uns noch England mit

fewissen Werkzeugen, Feilen, Sägeblättern, Gas-Haupthahnen,
Vankreich mit kleinen Schrauben, Feilen, Sensen, Hobeleisen

I und auch Schlosserwaren ^. ^
Auch in veraibeiteten und sog. feinen Waren überwog

der Export immer hei weitem die Eitufuhr. Trotz uiiter-

brochencn Zoilschutzes hatte sich die Industrie k«*iner guten
Tage zu erfreuen. Kehon der allgemeinen Depression «chadeten ihr

die erhöhten Zollschranken, besonders Österreichs und Frank-
reichs, weniger die ausländische Konkurrenz. Neben feineren

Werkzeugen aus England und Amerika kamen auf den dcuucLen
Markt Torstiglicb englische Stahlfedern, sowie belgische und
Merreichische Gewehre.

Die Ansichten tiber die Nützlichkeit von Zöllen waren
hier auch sehr geteilt. Petitionen fiu und wider liefen Hei

dem Reichstag aus den Bezirken der Kleincisenindustrie ein:

so verlangten Petitionen der Kadelfabrikanten , der Hufnagel-
schmiede und der Hagener Kleineisenindustrie Ablehnung der
Roheisen* ohne Änderung der EisenwarenxöUe; dagegen
wünschten die Remscheider Gewerbe einen hohen Zoll aar feine

Waren, besonders Feilen. Nur für den Fall der EinAlhrung tob
Roheisenzöllen verlangte man allgemein AusgleichndUe.
Besonders den ost- und mitteldeutschen Fabrikanten lag mehr
daran, die Absperrung der fremden Märkte su yerhindeni ab
den eigenen zu schliefen. —

DieDebatten des Reichstages erstreckten sich nuraafeinselne
Gegenstände wieHufnägel, Blechgeschirre; im ganzen unterlaMi
die Positionen kaum noch heftigen Angriffen, nachdem mit aar
Annahme des 10 Mk.-Zolls für Roheisen die Hauptentscheidana;
gefallen war. Einewichtige Änderung brachte die dritteLesung mit
der Annahme eines Antrags Stumm, der die Pos. Oe 2 weiter
differenzierte, fUr grobe Kochgeschirre, Öfen, Feiienstahl den

• Bericht der Eispn-Enqnoto-Knni'niswon S. 84, 85.

215; Gasrohre, ^^k»: biederohre.
* Sering s. s. 0. 19i.
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Zoll auf 60 Mk. pro t herabsetzte (6e 2a)y dagegen mehr
verarbeiteten Gegenständen wie Handfeilen und Schneide-
Werkzeugen den stärkeren Schutz von 150 Mk« auerteilte

(6e 2/)» Ferner wurde der Zoll auf gewalzte und gezogene
Köhren von ^0 Mk., wie ihn der Regierungsentwurf vorschlug,

auf 5m Mk. erhöht. — Auch in dieser Fassung war der Tarif
noch Uufserst einfach und wenig spezialisiert^ im Gegensatz
s. B. zum österreichischen und franzOsichen Tarif.

g 14. dnts- and grobe Waren. Fortsetzung.

Die Position 6 e la enthält unter einem Zollschutz von
25 Mk. pro t ganz grobe Gufswaren, n. a. Herdgufs, grobe Öfen,
Oufsstttcke für Maschinenbau, Röhren ; etwas mehr yerarbeitete

Giifswaren finden sich in 6e 2a; gröbere Kochgeschirre, Öfen
mit Verzinnung r Kamine ^ Kandelaber mit einem ZoU von
HO Mk.

Der ZoU hat den erwarteten Schutz gegen die französischen

titres d'acquits gebracht. Die Einfuhr betrug

1873 1874 If^T' 187(3 1877 1878
17,4 16 l^b 7,8 9,7 5,8 1000 t

Dagegen nach dem Zollgesetz nur

188U 1881 188Ü 1890 1892 181H3

4,7 3,9 2,9 (5,2 3,9 4,3 lO(H) t

Erst von \^96 an ist diV bis dahin ganz unbedeutende
Einfuhr wieder etwas gestiegen.

Überhaupt aber pintr die» Einfuhr, wie seit !S77, zurüek
und ilberstieg in gewöhnliehen Jahren nicht \H){j{} t. Nur die

Zeiten besonders lebhaften Bedarfs 1R89 00 und 1897— lUüO

zeigen einen etwas gröfseren Import — bis zu 25(KiO t i. J.

1S99. Aber bereits 1900 und 1901 ist er wieder gesunken.

Kelii i) englischen Artikeln haben in den lot/.ten Jahren
französische, belgische und nordanierikauiacin \\ aren bei uns
F-Iingan^ gefunden, vorzUgliih Leiiuiigsrölirt n aus den nach

der Grenze gelegeneu französischen \\'erkeuinrunta3ItiUdSon. Die
Steigerung des belgischen und französischen Exports erklärt

sich weniger aus einer Verstärkung der dortigen EIxportindustrie,

als vielmehr aus einer Forcterung der Ausfuhr infolge un-

genügender AufnahmefiLhigkett des eigenen Marktest Auf-
nahme konnte aber der Export hei uns finden, weil in

Deutschland der Bedarf und damit die Preise — unterstUtat

dareb neugegrtlndete Kartelle — besonders in Röhren sehr

gestiegen waren. Daher hat bei dem Rückgang von Bedarf

* Gothel 0, Deutscher Aufsenhiindel I. S.
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und Preisen seit 1000 die £infuhr aus Frankreich und Belgien
auch wesentlich al^nommen; die amerikanische Termehrte
sich noch.

Die Ausfuhr macht im Durchschnitt nicht mehr als 5%
der Produktion aus und ist nicht sehr gewachsen. Sie ist in

Depressionszeiten eher stärker, als in Janren des Aufschwungs,
was darauf sehlielsen läfst, dafs Deutschland nicht viel tiber

den Eigenbedarf produziert. Die höheren Preise des Giefserei-

roheisens erschweren, besonders England gegenüber, den Wett-
bewerb auf dem Weltmarkt. Abnehmer sind hauptsächlich die

Schweiz^ Hollandy Rnfsland, Frankreich und Danemark.

Die Produktion wuchs ständig, vorzüglich in Maschinen-
und BauffuTs, sowie in Rohren, wo sie in 20 Jahren fast auf
das dreimche stieg. Die Industrie findet in den Gas- und
Wasserleitungsanlagen einen regelmäfsigen Absats, bisher

kaum durch die Ronkurrenz der schmiedeeisernen Rtfhren

beeinträchtigt'. Langsamer ist dagegen das Wachstum der
Geschirrgufsproduktion — infolge steigender Anwendung email-

lierter Blechgeschirre — und der Fabrikation von Ofen.

Die Gesamt])roduktion von Gufswaren ist so stark, dafs

sie bieh zu der Jiinfuhr etwa wie 1<M>:2 verhält. Für die Ent-

wicklung der Gufswarenindustric spielte daher die auslandische

Konkurrenz nur eine unbedeutende Rolle. Desto wichtiger war
die Gestaltung des Roheisenpreises, vgl. ^ 8. Da Hüttenwerke
und Qiefsereien nur selten kombiniert sind, haben die im ganzen
etwas höheren, in einzelnen JaJiren so^ar sehr stark erhöhten,

Preise des GieTsereiroheisens entschieden den Giefsereien ge-

schadet: besonders nach der Elrise des Jahres 1900 befanden
und befinden sie sich in einer sehr schwierigen Lage*

Die heimische Konkurrenz bot auch bei diesem Industrie-

zweig zu wiederholten Klagen Anlafs. Besonders sollen Öfen
stark unter gegenseitiger Unterbietung gelitten haben. Ein
1882 errichtetes Kartell scheiterte alsbald*. Dagegen kam ein

solches bei Tempergiersereien und liMiO bei K<>hrenß^ufs zu-

stande. Das Röhrenkartell hat sich in den letzten J;ihren an
den sehr starken Preissteigerungen beteiligt; von einem
billigereu Verkauf ins Ausland war bei dem verhältnismäfsig

geringen Export bisher nichts zu bemerken^.
Das direkte Verschmelzen von Ersen au Guiswaren kam

nicht wieder in Aufnahme. —
Im ganzen war der Zoll eine notwendige Folge des

» Stahl und Eisen IS^^. S.m
^ Vgl. Das deutsche Wirtschaft^aht 1880, 1881, 8.227, 1883. ÜAupt-

sitz der Industrie ist Frankfurt a. M.
* Nach y ogeUtein a. a. 0. S. 91 erhöhte die linksrheinische Giappe

des Verbandes deutscher Eiaengiertereien svischen 1897 und 1900 uire

Grundpreise sehnmal.
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GieraeretroheisensoUs ; insofern dessen Preis gestiegen ist hat
er, wie beabsichtigt, als Ausgleichungssoil gewirkt; in anderen
Zeiten nahm er die Form eines selbständigen Schutzzolls an
und ist als solcher in den letzten Jahren vom Btfhrenkutell
benutzt worden, während sein Etnfluls auf die ttbrigen Giefsereien
belanglos war\

Als Hauptbemf übten die Eisengiefserel und Emaillierung
aus 1882: 35 108, 1sM >: 74.'7«) Erwerbstätige, abo eine Steige-

rung auf Uber das doppelte; davon waren 1882 : 931, 1895:m Selbständige. —
Unter die Posltio n n e 1 /9 gehört die ganze Fülle schmiede-

eiserner grober Waren, als da sind Ambosse, Scbraub-
fitöcke, Winden, grobe Maschinen- und Wagenbestandteile,
Achsen und Radgestelle, Hemmschuhe, Brecheisen, Hufeisen,
Oesehütze; fUr einzelne Waren, wie Brücken, Anker und
Ketten, Drahtseile, Kanonenrohre enthält die Hrindelsstatistik

besondere Angaben. Auch roh vorgeschmiedetes Eisen, das
früher zum Materialeisen gerechnet wurde, ist wegen der dabei
verwandten Arbeit in Position (ie Iß eingereiht, soweit es

iiirlit als Schiffsbaumaierial zolUVei eingeht. Die Eisenbahn-
achsen und anderes Eisenbahnmaterial sind schon im Zusammen-
liaüg inii den Schienen besprochen worden (§ 11).

Mit wenigen Ausnahmen bestand in allen diesen Artikeln
bereits vor dem Zoll^resetz von 1870 eine wesentliche Mehr-
auafuhr, und die zum grofsen Teil aut den Export angewiesenen
loduatrien wurden daher durch den Zoll kaum berührt. Die
j^nfohr ist ziemlich unTerftndert gehlieben, dagegen stiegen

die Aitsfahr und die Produktion bedeatend| die erstere un-
gehemmter als hei groben Oulswaren, weil der Preis des
schmiedbaren Eisens im ganzen nirlit gestiegen ist

Den Einblick in die Verhältnisse dieser Industrien gibt die
Vergleiohang der Beniftstatisttk von 1895 mit der von 1882.
Soweit die Statistik fttr die Verfertigung von einielneii Waren
beson 1* re Daten gibt, wie bei Feilenhauern, GeschUtzgielsem,
werden diese Angaben jedesmal bei den einzelnen Waren an-
gef\ihrt werden. Hier werden nur die Erwerbstätigen auf-

gezahlt, die die Berufestatistik unter Sammelgruppen zusammen-
uTst, so dals eine Scheidung nach einzelnen Waren gemäfs den
Positionen des Zolltarifs nicht möglich ist. — Man mufs dabei

noch be lenken, dafs dir Metallindustrie gerade seit 1895 einen
grolsen Aufschwung ertahreu hat. —

* D«r am Tsrifuitwiiif diffsrenuert die OalSffdliren nach ihrer Wsnd>
ittrin; Ar die sebwächerea erii»ht er die Zölle weMsdich.

,1*
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Es waren darnach Erwerbsttttige im Hauptberuf

bei der Fabrikation ?on

Steige-

1882-95
in «/o

I

davon Selb-

ständige

1882 18»S

Schwarz- und Weifsblech
Blechwaren und

Klempner
Stiftpn, Niigeln, Schrauben,
Nieten, Ketten, Drahtseilen

Nagelschniieiie

Eisendrahtzicher
Grobschmiede
Schlosserei

Zeug-, r^iesserschmiede, Scheren-
schleifer

Kurzwaren
Nadler- und Drabtwaren

2575

I

51355

20167^

159 142

128399

I

49850

11068j

3127

16 126
67489

18828
5239
5 243

195 167

295 700
26 450
10300
13 218
12 750

1

21

63

18

29
130

15

68

1827$

1

71886
25071

14740

2251

21 901

4981

62 722
24 tk>N

8411
4 875
2157
1453

Die Prozentzahlen beweisen eine bedeutende Yermehrun^
besonders bei Blechwaren und Schlossemy weniger bei Schmieden.
Die Zahl der Selbstständigen weist fast nirgends eine Zunahme,
yiehnehr meist einen StiUstand oder Rückschritt auf. — Eine
grOfsere Hausindustrie findet sich bei den Messerschmiedea
und -Schleifern^ der Nagel- und Kurzwarenindustrie. Jedoch
ist die Zahl der selbständigen Hausindustriellen nirgends so

grots wie die der übrigen Selbständigen —
Von den einzelnen Waren können nur die wichtigsten

besprochen werden. In K n n o n c n r > 1 1 r ( n und G e s c Ii Tj t ?. n
stellt Deutschlands Tinliu>trio allen anderen voran. Kingeiüiirt

werdrii nur vereinzelte Frübestiicke oder Modelle, so 1894:

290 t". Die Ausfuhr ibt zwar bedeutender, aber auch nicht

sehr grofs, weil die meisten Staaten für ihren Kriegsbedarf
eiji^ene Werk-stätten haben, um politisch unabhängig zu sein;

sie richtet sich daher mehr nach exotischen und kleineren

Ländern» wie China, Dänemark; der Schweiz und Holland.
Der Zoll spielte bei dieser Sachlage keine Rolle, auch schon

um deswillen nicht, weil der Staat, der einzige Abnehmer,
ohnedies nur bei den heimischen Industriellen kauft. —
1895 ttbten die Geschatzgiefserei als Hauptberuf Über 7000
Erwerbstntige aus^.

Ziemlich gering ist auch der Aufsenhandel in lu
grofsen Maschinenteilen roh Yorgeschmiedetem Eisen,
auptsächlich wohl wegen des groisen Gewichtes. Die Einfuhr

* Über die Zahl der ia den Hauptbetriebea BeschiUtigten vgL Tab. VIL
Oothein a. a. 0. S. 393.

' Die Benit— tatistik von 1882 trennt die Büchsenmacher und die ia
der Geschützgiefserei Beschäftigten noch nicht; auch 1895 sin d die Geschütz-
giefätir in B. 51 noch nicht scharf auageschiedes, weshalb die obigen Ajigaben
nur ungefähre sind.
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hat sieh infolge des ZoUs nicht erändert; sie stieg selten aber
250 t =60000 Mk. Wert. Die nach verschiedenen Ländern
gehende Ausfuhr war mit 1500— 3<kK) t= 1 000000 Mk. Wert
noch wesentlich gröfser. Die Produktion ist in beständigem
Steigen. Eine Zollwirkung ist nicht zu erkennen. —

Ganz verschwindenrl war der Import von Brücken und
deren ßestiindteilen, während der Export ziemlich lebhaft^

wenn auch naturgemäfs schwanken l \v;ir. In allen Weltteilen

werden von deutschen Ingeniuureii ürückeii geschlagen, deren
Bestandteile deutsche Firmen, in erster Linie die bertthmte
vormals Harkortsche Fabrik in Duisburg, lieferten. Der Zoll

hat die Einfnhr nicht beeinflulst und ist gegenüber einer solchen
£xportindustne belanglos. —

Weit überwog der Export femer die Einfuhr bei Broch«
eisen, Ambossen, Hackennägeln; bis vor wenigen
Jahren stnnd einer Einfuhr von 200 bis t ein Exjiort von
2i)00—300U tgegenüber, die nach Rulsland, Holland, der öchweiz,

Frankreich, Belgien gingen. Erst in den letzten Jahren ist

bei einem mäfsigen Steigen des Exports die Einfuhr, besonders

aus Frankreich und Belgien, lebhafter geworden, und bis auf
1000 t, etwas Uber ein Viertel der Ausmhr, gestiegen, — eine

Folge unseres starken Mehrbedaris, wie er sich nicht gleich

lebhaft bei unsern westlichen Nachbarn bemerkbar machte.

Die Produktion ist sehr grofs und der Aufsenhandel hat ihr

gegenüber nur eine geringe Bedeutung. Auch hier ist ein

Einflufs des Zolls nicht zu konstntieren

—

Eine Mehreinfuhr weisen nur Anker und Ketten auf.

Die Einfuhr schwankte im letzten Dezennium zwischen 1400
und :VJOO t, war ls\H> am gröfsten, ging aber seitdem erliebiich

zurück, wahrend der Export in den letzten Jahren eine wesent-

liche Steigerung zeigt. Die Einfuhr stammt meist aus Grofs-

britannien. Ein grofser Teil derselben wurde vom Zoll gar nicht

getroffen, sondern ^ing als Schiffsbaumaterial frei ein. Der
Aufschwung des Schiffsbaues hat aber mit Hilfe der Tarif-

erleichterungen von 1897 und 1899 in den letzten Jahren den
Import zu Schiffszwecken sehr eingeschränkt, also ohne Hilfe

des Zolls. — Übrigens findet auch nach England ein ziemlicli

reger Kettenexport statt, so dafs sich das Unterhaus einmal

angelegentlich mit der vermeintlichen Konkurrenz deutscher

GefUngnisarbeit beschäftigte. Diese Klagen stellten sich als

unbegründet lieraus, wurden übn^i as auch im Inland in den
wirtschaftlichen Depressionsjahren 1884—1887 laut*. —

Im ganzen ist demnach bei den groben Waren in

Pos. 6e Iß der Einflufs des Imports und auch des Zolls sehr

' Nach dem neuen Tarifentwurf' soll der Zoll für Ambosse, Anker u. s. w.
von 8 atit 5 Mk. erhöht werden.

* Handel und Industrie S. 302.

ForMhongan XJII 8. — K«ttB«r. 6
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gering; entseheidieiid ist vidmehr der heimische Bedarf und
sein Verhftltnis zum inländischen Wettbewerb. £iBe Ab-
Schwächung desBelben durch Kartelle ennochte ich nur bei

Ketten feetausteUen ^ —
Der Zoll aof sohmiedeeiserne Rohren (Poe. Oe ly) hatte

BOnttchst den erwünschten Erfolg, die schon vorher stark ab-

nehmende Einfuhr noch weiter zu vermindern. Auf der 1881
erreichten niedrigen Stufe blieb sie fast ununterbrochen bis

1895. Seitdem stieg sie rasch bis auf 22< K)0 1 1899. Die englische

Einfuhr nahm ah, während die Österreichische besonder» in

den letzten Jaliren lebhatter wurde. Dnzu kam seit 1895
Schweden und seit 1897 die Vereinigten huiaten, von wo der

Import )mj fast U)m) % i. J. 19(>0 noch 7400 t betrug. Die
Produktion ist seit 1879 fast auf das Fiiiitt'ache, die Ausfuhr
auf das Dreifache gestiegen, besonders seit letztere nach
der Schweiz, Belgien, Holland^ Italien, Daueinark, Rufsland,

dem Balkan und einer grofsen Reihe anderer Lander. Aufser der

Drahtfabrikation gibt es keinen Zweig der Eisenindustrie, bei

dem ein so grofser Teil der Produktion ans Ausland abgesetst

wird. Zwar sind die Produktionssiffern in der Reichsstatistik

zwelfi^os zu niedrig angenommen, denn in einseinen Jahren
steht die Ausfuhr der Produktionsaiffer fast gleich'; aber trota-

dem geht man wohl nicht fehl, wenn man ein Drittel der

Produktion auf den Export rechnet. — Der Inlandsbedarf ist

ebenfalls, sehr viel stärker geworden, besonders an QasrOhren
seit der Verbreitung des GasglUhlichts und der häufigeren
Anwendung v^on Gaskochern. Die <^o?^f'hmiedeten Köhren
haben vor den gegossenen den Voizu^i ^infsnrer Haltbarkeit

und werden .sich wohl noch auf Kosten der letzt» rcT5 v«^rin«'hren

;

da sie aber teurer sind, begnügt man sich v »rderhanci n<»ch

meiät mit den guTseisemen, deren Produktion zwei bis dreiüach

so grofs ist*.

Auf die Preise hatte der Zoll anfilnglich wenig Kinliul»;

nach dem kurzen Aufschwung 1880 sanken sie sofort wieder

tief. Im Jahre 1HH2 jiber bildete sich ein Kartell in Gasnihren*,
daa in der allgemeinen Depression von 1882 an die Preise

aufrecht erhielt, ja sogar mit belgischen und englischen Werken
Konventionen schlofs. Um die Wende der 80 er Jahre ging
es auseinander, bildete sich aber im Herbst 1892 nach einer

Zeit ziemlich schlimmer Inlandskonkurrenz von neuem. Ib
den Jahren groüser Nächfrage seit 1896 hat et filr das Inland

' Kine i\eiho weiterer Kartelle tinden sich bei Lielmann «Uie
Unternehjijcrverbande'* aulgefuhrt

• Die Ausfuhr soll z. B. 1889 187<»/o der ProdoktUm betngen babSU»
fgL aach Gothein, Deut ^hrr Atirsenbaadel & 881.

» SUihl und Kisen S. 309.
* Uaodel uad lodusUie 6. Iä6,
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die Preise sehr gesteigert, während die Esportpreise, wie froher,

mäTsig blieben ^
In dieseD An^ben läfst sich der Einflufs des Zolls deut-

lich erkennen. Denn bei der gleichfalls hochentwickelten
Produktion P^nglands, Belgiens und der Vereinigten Stfiaten

würde ohne ihn wohl auch nuf dem (h utschf^n Markt, sicher

in der ersten Zeit, ein starker Wettbewerb geherrscht, und die

Bildung eines neuen Kartells nicht möglich gewesen sein; auf
den Zoll mt auch der Export zu niedrigeren Preisen zurück-

lufUhren. Daraus erklärt sich zum Teil die Höhe der Aus-
fuhr, aus der Preissteigerung im Inland dagegen die Zunahme
des Imports der letaten Jahre*. Mit der Rttckkehr zu nor-

maleren Zuständen und Preisen ist auch 1900 und 1901 die

Einfuhr wieder zurUckgQgangen'. —
Eine Fülle heterogener Dinge enthält die Pos. He 2, und

zwar in a die bereits bespr'^>e!ienpn Gufswaren, in fi die ab-

^eschliflff'nf^n groben Waren, vor allem grobe Werkzeuge, Beile,

Axte, Hämmer, Zangen, Düng- und Heugabeln, dann grobe
Messer, Sicheln, Sensen, Schlösser, Schlüssel, Nägel, Draht-

stitte und alle Sorten Schrauben, Schlittschnhe mit lOU Mk.
Zoll pro t, auch emailliertes Blechgeschirr. Davon getrennt

sind in Pos. 6e 2/ mit einem ZollscbutB Ton 150 Mk. die mehr
bwheiteten Waren, besonders auch Schmiedewerkseuge —
Solinger Waren —^ wie Handfeilen, Meifsel, Scheren, SXgen,

Bohrer, Degenklingen, Maschinen- und Papiermesser.

Aus den Einfuhr* und Ausfuhrdaten, die alle W^aren unter

einer Zahl zusammenfassen, lassen sich nur allgemeine Tat-

sachen entnehmen. Darnach war für die.se Industrie bereits

1879 die Ausdehnung des Exports von wesmtlich gr Msrrc r

Bedeutung als die Abwehr des Imports, und mit dem mächtigen
EmporblUhen der Fabrikation hat sich dieses Verhältnis in

den letzten 2<* Jahren noch viel schärfer herausgebildet.

Schon damals opponierten, wie gezeigt, zahlreiche Waren-
fabrikanten den iSinfUhrunigen des Zolls. Dieser ist dann
auch im Yerbttltnis au dem allerdings sehr ungleichen Wert
der Waren relativ gering, wenn man z. B. bedenkt, wieviel

Millionen yon Nfigeln und Stiften dem Gewicht einer Tonne
gleichkommen, oder welchen Anteil an der Preishöhe einer

Sense ein Zoll von Inn Mk. pro t hat, — wenn man ferner

die Zölle solcher Länder ins Auge faXst, die ihre Eisenwaren*

> J)f\<i Kartell besteht aus zwei Abteilun^^en , einem Gas- und eiasm
Siederohrkartell — vgl. auch Liefmann a. a. 0. S. 142.

• Tgl. Gothein a. a. 0. S. ^2.
• Der neue Tarifentwurf ilifferenziert auch hier nach der Stärke der

Wandung, bringt aber sowohl für starke wie für schwache eine sehr wesent-
liche Erhöhung des Zolls auf 6 bezw. 10 Mk., was mit aogeblicb schwerer
Konkurrenz begrOadet wird. Es kann nur so siaer weiteren StSrinmg dss
£xpoitprftmieiis7ttsiii& beitragen.

6*
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indastrie mit einem wirklich starken Schutzzoll versehen
haben. Auch hier sollte die Verteuemng der Hohfttofie aaa*
geglichen werden.

Infolge deö Zolls ging die Einfuhr 1880 noch weiter

zurück* lind blieb seitdem die beiden Jahrzehnte fast

konstant; auch die Steigerung der letzten Jahre war un-

bedeutend.
Die Ausfuhr^ in deren Daten die Pos. 6e 2 leider nicht

weiter zerlegt ist, ist etwa auf das vierfiiche des 1880 erreichten
ümfanges gestiegen. Sie richtete sich nach allen Ländern der
Welt, besonders abernach BuÜBland^ Holland, England^ Österreich
und der Schweiz.

Über die Produktionsmenge fehlen leider jegliche Zahlen.

Sie ist enorm f^^cwaclisen, w?e man auch aus einem Vergleich
der Berufs- und Uewerbezalilen erkennen kann (vergU nähere»
in § 17).

Nur in einzelnen Waren macht sich die Xonkurrenz des
Auslands fühlbar; und zwar im wesentlichen bei denselben
Gegenständen, über deren Konkurrenz schon 187ö geklagt
wurde. Die Handelskanunerberichte' der 90 er Jahre stellen

eine bedeutende Einfuhr und Konkurrena ftlr folgende Waren
fest: Werkseuge, orzttglich Feilen, damals aus England und
Frankreich, jetzt mehr aus England und den Vereinigten
Staaten, franaOsische und englische Schlosserwaren, allerdinga

im Rückgang befindlich, gewisse Bodenkulturwerkzeuge, wie
amerikanisclie Heugabeln und österreichische Sensen, ferner
Holz^ih rauben und französische ^luttern. — Es handelt sieb
alsM um Spezialitäten, deren Import den Zoll wohl etwas ab-
gesclnvaeht, aber nicht beseitigt hat.

lui luichsten Mafse Exportartikel sind zunächst die
Solinger Waren — z. T erst nach Pos. fie o gehörig
—, d. h. Waffen und Schneideartikel, als Scheren, Sensen,
Taschen- und andere Meeser. Auch hier nahen natttrlich gute mit
schlechten Zeitenabgewechselt, die bestimmendenFaktorenwaren
aber immer in- und ausländischer Bedarf, sowie die heimische
Konkurrenz, fast nie die ausländische. Gerade in den Jahren
nach Einführung des Zolls war die Lage der Solinger Industrie
besonders schlecht®. — Ferner sind alle Drahtwaren stark
auf den Export angewiesen, als Drahtgeflecht, Drahtgewebe,
Drahtstifte, wo sich auch Kartelle f^(

l)i!det haben (vergl. > l«»).

Ein Import war fast gar nicht vorhanden, ging in Drahtstiften

nur einmal über 100 t hinaus, während der Export von lti(t(M>

auf 52000 t, zeitweilig sogar <»40UU t stieg. — Exportiert

^ Intoige der Abweichungen der Handelsitatisük kann man die Zahlen
vsr und nach 1879 allerdings nur unsicher vergleichen.

' Berichte der Ältesten der Berliner Kaiifmannschaft.
* Das deutsche Wirtschafl^abr 1881, S. 2i0%.
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werden ferner stark Nägel, besonders Hufbligel, gewisse

Bodenkoltarwerkseuge , bcä denen eine Verbesserang der
QnatitSt und damit zagleich die Verdrängung Frankreicbs
kensUitiert wird, Heogabeln, Schlittschuhe nnd noch sehr viele

andere Waren. Die Beseitigung fremder Zollschranken gehört
daher zu den HauptwUnsc Ken der Industrie. Bei vielen Waren,
HO besonders Sensen^ Haken, Holaschrauben findet auf dem
Weltmarkt ein erbitterter Wettbewerb statt, der aeitweilig wie
bei Holzschrauben durch internationale Vereinbarungen ab-

fesihwiicht wurdet Auch Heugabeln |waren vortibergehend
kartelliert —

Trotz der Zollschranken machte sich rlie ausländische

Konkurrenz drr (Icutsclicn F e i l e n Industrie bemerkbar. Die
grofse Produkt inn l)i utschlanda — allein in Remscheid werden
jährlicli :i Millionen Feüen hergestellt, daneben noch in Biedlar,

Efslingen, Nürnberg* — wurde nur von der Englands und
der Vci eiaigLen SUaten übertroffen. Der früher starke Import
aus Belgien und England wurde mit Hilfe des Zolls, haupt*

sichlich aber durch Qualitatsrerbesseningen verdrängt; aber *

iettweilig wie 1880—1888 Uberschwemmten wieder belgische^

französische, auch Schweiaer Feilen den dentsehoi Harkt
Es wird das hauptsächlich darauf surttckgeftlhrti dafs bei uns
immer noch nicht jene seit Generationen herangebildete und
geübte Arbeiterschaft besteht, wie bei unsern europäischen

Rivalen*. Dazu kam in den letzten Jahren der Wettbewerb
Kordamerikas, dessen Industrie der deutschen bisher vor allem

durch gröfsere Anwendung von Maschinenarbeit überlegen war,

»0 zum Sclileifon. Feilen und Hauen der Feilen. Darin hatten

die deutschen l^cileiiarbeiter eine besondere Haudtt rti;i:keit er-

Iar)ift. sn dnfs ihnen der t"'bergang zur Maschinenarbeit be.sondera

ächwer wurde, auch sti)rte anfangs die Ungleicliinal.sigkeit dies

Stahls, in diesem Übergangöprozers von der Handarbeit zum
Maschinenbetrieb hat die deutsche Feilenindustrie schwere
Zeiten durchgemacht, die in den letzten Jahren aber schon
überwunden zu sein scheinen. Hinderlich war noch die aus
den früheren kleinen und a, T. ärmlichen Verhältnissen

stammende Angewohnheit^ sich sämtlichen oft recht ttber-

triebemen Forderun^pen der Abnehmer anzubequemen,
statt wie in Amerika nur einige Sorten herzustellen,

zwischen denen dann der Käufer zu wählen hat. Man kann
hier die Beobachtung machen, dais Deutschland mit den von
alters Uberlieferten Manufakturen auf dem Weltmarkt schwächer
aufzutreten vermag als in den neu entstandenen. Feilen sind

eine Weltmarktsware ersten Ranges; Deutschlands Export

> riandd und Industrie, S. 29G.

« Stahl und Eisen IW, s. 701 (Hädicke).
* Uaodel uod loduätrie, S. 2i^l.
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ttbenteigt die Einfuhr wesentlich. Im Kampf um den Welt-
markt entscheiden nicht deutsche ZollverhAltnisse, sondern die
Qualit&t und die Selbstkosten der Erzeugung und VerseDdong.
— Im neuen Zolitarifentwurf ist allerdings der Zoll, besondere
für. kleine Feilen, wesentlich erhöht worden. — Feiienhauer
waren 1895 im Hauptberuf B056 Erwerbstätige^ wovon 274;i

Selbständige. Die Hausindustrie ist recht stark: 1020 Selb-
ßtindige, 847 Gehilfen und Arbeiter. Von 1882 liegen noch
keine besonderen Daten vui

Sehr grofö ist der Autschwung der, besoiiderü in Aa( lien

ansässigen, Nagel i n dus tri e, bei der ~ nur anfangs zum
Schaden der Quiilitfit — der Fabrikbetrieb mehr und mehr
das Handwerk veidniiigt hat^ Die Einfuhr ist behmglos.

In der Fabrikation von Schlössern, deren llaupt^itze

Velbert und RadoTormwald sind, hat sich Deutschland zu
einer grofsen Exportindustrie entwickelt'. Mit der Ver-
feinerune des Geschmackes haben sich die deutschen Artikel
neben die fransösischen ebenbürtig gestellt und sie aus

» Deutschland verdrängt Viel hat dazu wie tlberhaupt auf dem
Gebiete der Eisenwarenindustrie die Minderung der deutschen
Vorliebe für ausländische Erzeugnisse beigetragen. Mehr als

Uber die Konkurrenz des Auslandes wird in sohlechten Zeiten
Über die der Gefiingnisse geklagt*.

Die Herabsetzung des Zt)]1s auf emailliertes Blech*
geschirr von 100 auf 75 Mk. durch den österreichischen

Handelsvertrag hat den Import oder die Konkurrenz nicht
gesteigert. Weder die österreichische noch eine andere
Industrie kann sich mit der dentsclion messen. Ihr Hauptsitz
ist Berlin. Sie ist auf den Export angewiesen und widerstrebt
daher jeder Erhölmng der Selbstkosten.

Geschosse scldief^^Hrh unterlagen unverarbeitet einem
Zollsatz von Älk., verarbeitet einem Bolchen von liH> Mk.
und vernickelt oder mit Bleimäntel versehen 240 Mk. pro L
Die Einfuhr kam niemals in Betracht, während die Ausfuhr
ziemlich erheblich war, aber mit den Bestellungen auswärtiger
Regierungen schwankte*. Ihr durchschnittlieher Wort ist

etwa 2 Millionen Mk., sie richtet sich tiberwiegeud nach kleinen

und exotischen Ländern, für die sich die Anlage eigener

Munitionsfabriken nicht lohnt — Von einer Zollwi»ung kann

» stahl und Eisen 1886, S. 522.

Kbeiida.
« Z. II Handel und Industrie S. 295.
* Gothein, Der deutsche Aurseiitaaüdel S. 416.
• Im neuen Tariientwurt ist der Zoll für die meisten iCrzeugnigse der

Kleineisenindiutrie erhöht, besonders stsrk bei FeUen uod Ntgeln. Die
Differenzimmg ist meist verschärft, mitunter auch abgeschwächt . weshalb
eine Vergleichung schwer mOglich ist. Ueu- uod Düogergftbeln büetbea
unverändei-t. —

Digitized by Google



XXI 8. 8?

aufserdem Bchon um deswillen keine Rede sein, weil der Staat

der Hauptabnehmer ist, nnd dieser sich in der Hauptsache nicht

on wirtschaftlichen Erwägungen leiten iäfst —
Mit den angeführten geringen Ausnahmen ist demnach

Ton der Fabrikation grober Waren an sagen, daCs die aus-

ländische Konkurrenz nur wenig ins Gewicht fiel. Sehr
wichtig war dagegen der Export und die Vermeidung jeder

Erhöhung der Selbstkosten. Unter diesen Umstünden ist der

EtDfluIs des Zolls, so schwer sich das im einzelnen detaillieren

Ittfsty geringfügig gewesen. —

§ 16. Fortsetzung. Feine Waren.

Tn Pos. (»e 3 tinrlen sich die so^r. foinen l^isenwaren,

nMmlu li in Üe 3a die tVinfii lackieilen, polierten, vernickelten

(Jutswart-n, leichter Ornament- und Kunstgufs, dann in i>e liß

fernere Messer, Schoren, Schlittschuhe, Nägel, sowie Patent-

Ächaen, Druckplatte ii und gröbere Nadeln mit einem Zollschutz

von '24u Mk. pro t; — schliefslich in 6e 3y feinere Nadeln,

Uhren aus unedlem Metall und Gewehre, mit einem Zollschutz

von 600 Mk. pro t (für Gewehre ertragsmäfsig niedriger).

Über die Industrie feiner Waren ist im ganzen nichts

anderes zu sagen, als über die in Oe 2 aufgeführten, wie es

sich ja meist um dieselben Gegenstände nur in feinerer Aus*
lUhrung handelt Deutschland beherrscht den Weltmarkt noch
mehr aus bei gröberen Waren. — Die Ausfuhr feinerer guis-

eisemer Waren ist 12 mal so stark wie die Einfuhr; in Be-
tracht kommt höchstens der amerikanische Import mit 300 t.

Die Ausfuhr feiner schmiedeeiserner Waren Übertrifft die Ein-

fuhr um das 12— 15 fache und ist bedeutend gerade nach den
Ländern, die wie Frankreich, England, Österreich und die

Vereinigten Staaten zu uns in etwas gröfserem Mafsstab ein-

führen. Es handelt sich daher meist nur um einen Aii< tausch

»gewisser Spezialitäten. — Unsere Hauotahnehnier sind Kurland
und Rufsland, auch die cxotischf^n Oebiete. Hesoiulers lebhaft

ist der Export in feinen Schiieidewerkzeugen, Taschenmessern
und aus dem besten Stahl hergestellten Rasiermessern; fiberall,

beiionders aber in den Vereinigten Staaten , früher unserm
b«»ten Abnehmer, stehn uns hohe Zollschranken entgcj^en.

Ein Einflufs unserer eigenen Zölle liüst sich um so weniger
nachweisen, als dieselben seit Dezennien — seit 1805, z. T.

seit — unveriindert bestehen, selbst von den äUlrksten

Wogen des Freihandels nicht weggeschwemmt ^ Seit dem
Zolltarif von 1879 ist die Einfuhr ganz langsam etwas gestiegen,

die Ausfuhr sehr stark, etwa auf das 17 fache des Jafires 1878.

Auch der oeue Tariteutwurf HDÜert Uie meisten Zollsätze nicht
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Günstige Handelsverträge und niedrige Materialpreise sind sehr

wichtig, da auf dem Weitmarkt ein sehr scharfer Wettbewerb,
besonders mit den Vereinigten Staaten, bestellt. —

In noch höherem Mafsc Ex'pnrtindnstrie ist die NaHel-
fa b r i kati o 11, wenn auch die Austuhr infnl^^e der hohen aus«

ländischen Zölle wenig wächst. Unter Pos. ije 6/ — fiOO Mk.
Zollsatz — geiiüren nur die feinen guten Nadeln und zwar die

Hundnahnadeln aus gleichniäfsig gutem Stahldraht, die Näh-
und VVirkmaschiueiiuadeln aus bestem, gleich raÄfsigem. zähem^
hartem, elastischem Tiegelguisstahl, wahrt iid die gev»ü hu lieben
aus weniger hartem und ^'leichmäfsigeiu Bessenierstahl , Eisen

oder Mcäsingdraht hergcsLellten Strick-, Haar- und Stecknadeln
unter einem ZoUsefatttz von 240 Mk. (Pos. 6e 3^) stehn^ —
Die Lage der Nadelindustrie ist haaptslkshllefa von der Auf*
nahmefilhtgkeit des ostasiatischen Marktes abhängig Daneben
kommen besonders Frankreick, Österreich and Ostindien ab
Besugslttnder in Betracht

Der Import ist ganz gering, er kommt meist aus England,
einige Tonnen Nähmaschinennadeln auch aas den Vereinigten
Staaten. Im ganzen beträgt die Einfuhr etwa 1 °/o der Ana*
fuhr, ist also, so oft sie auch erwähnt wird, wie seit 30 Jakren
ganz verschwindend. Sie erreichte 1875 ihr Maximum mit
140 Dztr., sank dann auf 52 Dztr. 1878 und verblieb seitdem im
wesentlichen auf dieser Höhe; nur die letzteren Jahre brachten
eine kleinr Steigerung. — Die sehr bedeutende Produktion,
deren 1 I iuptsitze Aachen, tlancben Ichtershausen in Thüringen
und Chemnitz sind, geht immer mehr zum Grofsbetrieb über ^

Unter diesen Umständen ist der im neuen Zolltarif ftir

Nähmaschinennadeln vorgesehene Zollsatz von 2U0U Mk. pro t

nur als Koni])ensation."5objekt fiir den mit den Vereinigten
Staaten aljzuächliefsenden Tarifvertrag zu betrachten.

Der Import von Uhren aus unedh^m Metall ist seit 1874
im wesentlichen stationär geblieben, abgesehen von einer

kleinen Steigerung anfangs der 80er Jahre; er stammt haupt-
sächlich aus der Schweiz» Dagegen hat die Ausfuhr stSnmg
angenommen. Der Einflufs des, im Verglmch zum Wert nicht
hohen, Zollsatzes läfst sich am so weniger erkennen, als Uhren bei
uns nie zollfrei eingingen sind. — Uhrmacher waren 1882 im
Hauptberuf 27721 Erwerbstätige, 1805: 33910; davon waren
Selbständige 1882: 13830, 1895: l(i004.

Von Er iegsge wehren gilt im wesentlichen dasselhe
wie von Geschossen. Die Einfuhr war minimal. Der Staat
als einziger Abnehmer Übt sich gelegentlich bei dem Erscheinen
eines neuen Modells vom Ausland einen gröfaeren Posten

1 Stahl und Eisen 1895, S. 609.
« Jlandel und Ind i trio in Deutschland*', II. 8. 307.
» Vgl auch Gothein a. a. 0. S. 412-414.
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kommeiii wie 1890 von Östemicb, befnedig^ sonst aber seinen

Bedarfim Inland. Unsere grolse Gewehr&bnkation, besonders
in Sonneberg in Meiningen und in Sömmerda, deckt den
greisen beimischen Bedarf yoUständig und erfreut sich eines

swar sehr schwankenden aber doch regen £sports Ton etwa
3*2d Millionen Mk. Wert; er geht aus denselben Gründen,
wie bei Geschossen , fast nur nach kleinen und exotischen

Lindern. — Der ZoU — von 600 Mk« pro t — hat unter
diesen Umständen keine Bedeutung ^

Wichtiger ist er für Jagdgewehre und Gewehrteile,

eine der wenigen Eisenwaren, wo die Einfuhr den Export
an Gewicht überstei^rt. Der <j()U Mk.-Zoll (h*H Generaltarifs

ist im liclgischeti Handelsvertrag auf OU Mk. für grobe,

Hm» ^ik. für abgeachlitfeue und 'J4(» Mk. für feine — polierte,

lackierte — Gewehrfedern, Hähne, Läufe und Gewehrschlösser
herabgesetzt, ohne dafs diese Mafsrege! eine Mehreinfuhr zur

Folge gehabt hätte. Der fast nur aus Belgien stammende Import
hauptsächlich von Gewehrteilen trägt einen ständigen Charakter;
er schwankt zwischen 110 und 155 t oder 1,5—2 Mill. Mk.
Dem steht eine ebenfalls rege Ausfuhr gegenüber, die an
Gewicht swar niedriger, an Wert aber au nOber angegeben
wild — Bwischen 2»5 und 3 Millionen Mk. schwankend —
und ebenCsUs nach Belgien, sowie nach England. Kuüsland,
österreidi gebt, in den meisten Staaten aber hohen Zöllen
bsgegnet. — Die Bedeutung der ausländischen Konkurrenz
kann man bei dem Mangel an Produktionsstffem nicht
zahlenmäTsig angeben, doch ist unsere stark entwickelte

Produktion wesentlich höher als der Import'.

Da auch auf Jagdgewehren ununterbrochen ein Zoll

g l gen hat, kann man seinen Einäufs schwer erkennen ; seine

Herabsetzung 1892 bat der deutschen Industrie nicht geschadet
Ebenso wie am eigenen Zollschutz ist diese jetzt an der Herab-
setzung der hohen Auslandszölle interessiert. —

Kigentdralich sind HeZoUTerhältnisse für Fahrrftder. Bei
der Schaffung des Tarife von 1879 gab es Fahrräder im
heutigen Sinne noch nicht, und als dann sp&ter die Frage
ihrer Verzollung auftauchte, reihte man sie unter Draisinen',

die seit lanfrem bekannten, auf Schienen laufenden Dreiräder
ein. Als p^nlcfie unterlagen sie in Pos. (Je Sß einrin Zn|ls;itz

von 240 Mk. pro t^ was für ein modernes gutes Falii rarl riü»

m

VV'ertzuächlag von 2—8% gleichkommt. — In Deutschland
entstand d'w Fahrradfabrikation im Anschlufs an die Käh-
maschineu- und Waffenindustrie, wegen der übereinstimmenden

* Vgl. auch «iotbein a. a. 0. S. 416.
* Vgl. Uotbeiu a. a. 0. S. 417, 418.
* Kidi dem bsdiidifln Efibder t. Disis beesant; vgl. Stahl ond Eisen

im S. 5%.
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Verwendung der wertvollsten Werkzeug-, der FrftsmaschineD
und der zu Rädern, wie su Gewehren erforderlichen dOnii-

wandigen Röhren K Den ersten Fabrikanten Seidel Naumaiui
in Dresden, DUrkopp in Bielefeld folgte eine grofse Anndbl
anderer, nachdem seit Anwendung der 1890 erfundenea
Pneuroatics^ das Radfahren immermehr aufkam. Daneben
beschäftigen sich zahlreiche Fabriken mit der Herstellung von
FahrradteÜm, Oestellon. Reifen, Rädern. Ri'diren, Ketten: allein

zur T^H ninutichersteUung werden jährlich 8000 t Uummi
importiert".

Jahrelang herrschte infolge der rapiden Zunahme fies

Radfahrens fllr alle Fabriken eine Zeit des lebhaften Aul-
Schwundes. Nucli vor der Krise von 10(K) liefseii aber die

Anscbaifungen nach; das Radfahren kam aus der Müde, der
Bedarf der einzelnen an F ahrrädern war gedeckt, und «chliefs-

lich mögen auch die immer zahlreicheren Vorortbahnen dem
Fahrrad^ besonders in Arbeiterkreisen, Konkurrenz machen.
Andererseite ist bei weiterer VerbilUgung eine grölaere Ver-
breitung des Fahrrads noch wohl möglich, vorsttglich aufden
Lande fUr Ärste und Tierftrzte. Auch nimmt daa Heer in

wachsendem Malastabe das Rad in Gebrauch\ mit überwiegend
günstigen Erfahrungen. Vor der Hand aber stockt der
dar^ auf dessen gleichmäfsig starkes Wachstum man gerechnet
hatte, — und so herrscht jetzt, verbunden mit starkem Sinken
der Preise^ eine entschiedene Überproduktion.

Diese wird vorzüglich durch den amerikanischen Wett>
bewerb verschärft, und es verlangt daher ein Teil der
Fabrikanten die Einreihung der Fahrräder unter der Rubrik
„Fahrzeuge", d. h. einen Wertzoll von (3^/o, oder auch einen
selbständigen höheren Zollschutz Der Import aus den Ver-
einigten Staaten war zeitweilig, besonders 1898, sehr stark,

hat aber in den letzten Jahren, wie die ausländische Konkurrenz
überhaupt, erheblich abgenommen. Es betrug nämlich die

Einfuhr aus — in Tonnen —
Österreich Frankreich Verein. Staaten im ganzen

1897: 72 79 224 546
1898: 82 90 462 802
1809: 78 91 190 513
1900: 54 122 885
1901: 5:{ 32 85 250

Also helief sich 1900 der amerikanische Import nur
noch auf wenig über ein Viertel desjenigen von 18yb. —

' Stahl und Eisen 1887, S. 5%.
* ><henda.
» Ebenda 1^97, S. 387.
* Vgl. z. B. Stahl und Eibeu 1897, S. 594.
* Vgl. Schriften der ZentnditeUe ftr Verbreitiina tob Baadab-

TSftxftgea Heft 18, 8. 156^
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Einer Erhöhung^ des ZoUs stehen hier geringere Bedenken
entgegen «k bei Maschinen oder Instmmenten, die selbst der
Produktion dienen. Der nene Zolltarif bringt denn auch eine
Stetgenuig auf 150 Mk. oro Dstr., oder etwa 20 Mk. für ein

Fabrrad. Es Ist aber sehr fraglich, ob diese MaTsregel der
Deutschen Industrie wesentlichen Ntttsen bringen wird. Denn
allein schon die Zahl der in Deutschland hergestellten Fahr-
räder ubersteigt den Bedarf beträchtlich. Aufserdem wird
aber auch sehr viel mehr aus- als eingeführt, 1899 das drei-,

19oU das vierfache, während 1896 der Überschufs des Exports
noch gering war. Hauptabnehmer sind Österreich und Holland,
danr})on Dänemark, Schweden, die Schweiz, Knfsland und
England. Die Ausfuhr nach Landern, die wie England selbst

eine starke Industrie besitzen mit einer Jahresproduktion
von etwa 70(Mjuu Fahrrädern \ spricht für die Güte der
deutschen Erzeugnisse. Dagegen findet nach den Verein ii^ten

Staaten, dem Plauptkonkurrenten auf dem Weltmarkt, gar kein
Export statt, da dort ein Wertzoll von 35% erhoben wird*.

Die amerikanische Produktion wird auf 1 Million j^üirlicb

eeschätzt^. In Deutschland aber scheint die zeitweilig vor-

handene Vorliebe für amerikanische Räder mit der Erfahrung
im Schwinden be^ffen zu sein, dals sie zwar eleganter, aber im
allgemeinen unsolider sind.

Eine wirkliche Besserung der Verhältnisse wird steh nur
durch Vennehrung des Bedar£i, der in wirtschaftlich gttn-

stigeren Jahren durch die niedrigeren Preise angelockt werden
wira — , oder durch Produktionsetnschränkung erreichen

lassen, sei es, dab eine Kartellierung erfolg oder dafs ein

Teil der Fabriken wieder zur Waffen- und Nähmaschinen-
erzengung zurückkehrt, wie es schon vielfach geschieht. ^

l5er Import von Stahlfedern schliefslich geht zwar
langsam zurück, ist aber immer noch bedeutend; Bezugsland
ist Grofshntnnnien. Gleichzeitig hat sich aber auch die

Ausfuhr besonders nach Osterreich und der Schweiz sehr

entwickelt. Der Zoll von tiUÜ Mk, pro t kommt nur etwa
Ü^Iq de» Wertes gleich*.

Trotzdem konnte von einer Bedrängung durch ausländische

Konkurrenz oder einer Notlage Uberhaupt eigentlich niemals
gesprochen werden. Da die Nachfrage andauernd stieg, er-

freuten sich die wenigen in Deutschland bestehenden Firmen,
hauptsächlich in Berlin, Bonn, Leipzig und Iserlohn, eines

regen Ab&atzes. Die erhebliche Zunahme des Bedarfs ist

ganz der heimischen Produktion zu gute gekommen. Zwischen
Iö82 und 1895 verdoppelte sich daher die Zahl der hier

1 Suhl und Eisen 1897, S. 5fg.
< £beoda 1697, S. 594.
* Ebenda 1897, S. 5fo.
« Eboids im, 8.m
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beschäftigten Arbeiter. — Während früher auch bei Stahl-

federn eine Vorliebe ftlr ausl.tndisclie Erzeugnisse bestand,

werden jetzt mehr und mehr deutsche Fabrikate verlangt,

80 (lafs deutselie TTrossisten in Birmingiiam vielfach englische

Federn mit deutschen Stempeln versehen lassen sollen Bei

der Verfertigung von Schreibfedem waren 1895 erwerbstätig

im Hauptberuf tj93 Menschen, wovon 2G Selbständige. —
Über die Mafsregeln zur weiteren Bekämpfung der eng-

liaeheii Konkurrens gehen die Anrichten ansetnander Lebhaft
wird ein intensiver Musterschutis verlangt, damit die E&ufer
wirklich sicher deutsche Federn erhalten. Einige Finnen
erlangen einen wirksamen Zollschutz, andere unter Ablehnung
desselben eine Vergröfserung der Nachfrage durch zwangsweise
Einführung deutscher Federn in Schulen und Bureaus.

Ein verstärkter Zollschutz würde in diesem Fall wohl
einer Wirkung auf die englische Konkurrenz nicht entboliren.

Der neue Tarifentwurf bringt denn auch eine Einführun;^ nnf
960 Mk. pro. t, welchen Satz Handelsverträge kaum modi-
fizieren würden. —

Will man die Wirkungen der Eisenwarenzölle. dar-

nach in ein Gesamtbild zusammenfassen, so eigibt sich

noch weniger ein positives Resultat als bei den Roheisen- und
FabrikatztUlen. Fttr die feinen Eisenwaren brachte die 1879er
Gesetzgebung keine Änderung, aber auch für die groben
Waren ist ein wesentlicher Einflufs nur zu erkennen einmal bei
groben Gufswaren, denen der Zoll im Westen einen Schutz gegen
die L'nterbiotung durch französische Artikel auf GruTuT des
Systems der titres d'aquits-ä-cautinn brat hte. und bei schmiede-
eisernen Röhren. Diese stärkte er in ihrem .schon vorher
erfolgreichen A\'ettbewerb gegen die englische Konkurrenz,
hauptsächlich daciurcli, dals er zu dem Zust^nndekommen eines

Kartells beitrug. Bei Köhren zeigte sich auch die bei Roheisen

indirekt und bei den Fabrikaten direktbeobachtete Erscheinungy
daTs das Kartell die Zolle unter gleichseitiger Erhöhung des
Inlandspreises aur Forcierung des Exports benutate. Diese
Wirkung Iftfst sich sonst bei Eisenwaren kaum wahrnehmen.

Aufser bei jenen beiden Artikeln dtirfte den Zöllen eine
erhebliche Bedeutung nicht zusumessen sein. Die schoa
vorher schwache Einfuhr ist kaum aurttckgegangen, die Preise
sind im ganxen nicht gestiegen.

Die Eisenwarenindustrie ist in Deutachland schon seit

Jahrzr'hnten dor des Air^lands zum mindesten ebenbürtig, zum
guten Teil ferner Exportindustrie; sie unterliofrt also im ganzen
nicht dem Einflufs der ausländischen Konkurrenz, mit Aus-

^ Schriften der Zentralstello für Vorbereitung toq Handelsverträgen
Heft 13, S. 28.

• Ebenda ftberhaupt & 27%.
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nähme gewisser Waren, wie Stahlfedern, Röhren, Feilen und
einiger anderer Werkzeuge, Fahrräder, Anker und Ketten,
deren Konkurrenz der Zoll auch nicht beseitigt, höchsten»
abgeschwächt hat Entscheidend ist für ihre wirtschaftliche

Lage vielmehr der in- und ausländische Absatz und deren
Verhältnis zum heimischen Wettbewerb. Sie folgte den
Schwankungen d' v Konjunktiiren , die insbesondere Anfang
und Mitte der b'>er Jahre s< lilecht, gegen Ende dieser und
der 90 er Jahre sehr gut waren.

Im ganzen hat sich die Eisenwarenindustie sehr stark,

und zwar besonders in der Richtung auf den Export hin,

entwickelt.

§ 17« YerhAltnis cwisehen der Eisen erieigenden unil

verarbeitenden Industrie.

Die Zol!p:esetzgebung de» Jahres 1><70 war bezüglich des

Eisens vor allem diktiert von der Küekäieht auf die Eisen
erzeugende Industrie. Diese litt am schwersten unter den
Folgen der Gründerjahre und wurde terner durch die Kon-
kurrenz Englands bedrängt. Ijit; Lage der Eisen verarbeitenden,

spesiell der Eisenwarenindostrie, war, mit gewissen Ausnahmen,
nicht 80 ungünstig und vor allem der fremden Koiikuirens
weniger ausgesetst

£in Zoll, der ein Produkt Terteuem soll, also dessen
Verbraucher belastet, rechtfertigt sich in erster Linie aus der
Rücksicht auf die in jenem Produktionszweig beschäftigten
Menschen. Aus diesem Gesichtspunkt ist es von Bedeutung,
die Zahl der Beschäftigten in der durch den Zoll vor allem
^schützten Eisen erzeugenden Industrie gegenaberzustellen den
bei der fäsenverarbeitung Tätigen.

Die Grundlage der Vergleichung gibt die Gewerbe-
und Berufsstatistik der Jahre 187", l^^ß?, H*»-,. Hoch
schied und scheidet diese nicht die in flcr I i nrhotViundustrie

von den in der Eisenfabrikation (.Schweiiseisen- und Stahl-

wf>rke) Tätigen. Eine solche Unterscheidung bringt aber das
im ganzen sehr zuverlässige „statistische Bureau des Vereins
deutscher Eisen- und Stahlindustrieller"*. Dies gibt für 1875
als Arbeitskräfte an in der Hochofenindustrie 22760, in

GHeisereien, Schwelleeisen und Stahlwerken 114003 Arbetts-

krlfte. Darnach kann man mit Hilfe der Gewerbestatistik

beiech&eii'.

' Dr. K entsteh, Dresden. Abgedmclct im Dortmunder Jsbbacb
1MNV1901. S. 59-2.

* Die ^^bl der gGchüleu*'. d. b. derjeniffen, die uicbt Beuiebsleiter
oder Aii6iclit6per80iuü sind , betrug uAcb der Gewerbestatistik 1875 in der
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die Beschäftigten: in der Hochofen industrie auf 24000 koapp^
in der Eisenverabeitung incl. Oiefserei auf 122000.
In der Eisenwarenindnstrie waren tätig 316 931
in der Maachinenindiistrie 321447
woraus also ein ganz erhebliches Übergewicht der Eisen ver-

arbeitendea Industrie folgt. (Die Hochofeniudustrie maclit etwa
3,1% der G^esamtsumme ans.) Natürlich iit die Rechnung
ungenau, da auch damals achon Kombinationen swiachen
Hutten* und Walswerken vorkamen, auch nicht die gesamte
Maschinenindustrie Eisen verarbeitet, und die Reparaturhand-
werker von den Eisenpreisen unberührt bleiben. Immerhin
folgt soviel daraus, dafs die Zahl der durch die ZoilgesetB-

gebung 1879 zu Unterstlitzenden nur relativ gering war*.
War somit ein Zoll, der die Hochofen auf Kosten

der Eisen verarlx itenden Industrie begünstigte, im Hinljliek

auf die darin 1 eschäftigten Mensehcn nicht gerechtfertigt, so
war er docii uin deswillen erträglich, weil der Interesse-
gegensatz einmal, wie schun eingehend dargetau wurde,
nur in gewissen Grenzen bestand, aufserdem aber durch die
Ausgleichszolle zum guten Teil wieder wett gemacht werden
konnte.

Die Eisen verarbeitende Industrie war natürlich an dem
Wohlei^ehen der Hochofenindustrie stark interessiert, ebenso
übrigens wie die 25 000 in den Eisenerzgruben und die zahl-
reichen bei der Kohlengewinnung Beschäftigten. Auf dem
regelraäfsigen Bezug des Roheisens beruht ja in erheblichem
Mafse die Macht der Waren- und Maschinenindustrie. Eine
etwaige P urderung der Hochofenwerke durch Zölle war also

auch ihnen erwünscht. Den Nachteil der Verteuerung des
Roheisens infolge des Zolls konnten die Fabrikat- und Waren-
zölle tatsächlich wieder ausgleichen, weil die Industrien ganz
überwiegend auf den heimischen Markt angewiesen waren, und
daher eine Abwälzung des RoheisenzoUs mOc^ich war. Aufser-
dem hatten die Exportindustrien wie die Solingens vielfach ia
gewissen Grenzen einen ziemlich sicheren Markt, der dem
Wettbewerb nicht zu stark ausgesetzt war. Immerhin stand ein
wesentlicher Teil der JBasenwarenindustrie den Zöllen ablehnend
liegenUber. —

So kam es, dafs im ganzen 1879 das Interesseagesetz

einer BegünstiguDg der Uochofenindustrie nicht im Wege
stand. —

Eisen- und Stahlherstellung incL Giel&eieien 135574, die Zahl der „Arbeits-

kräfte" nach dem Dortmunder Jahrbnch 196768, also demlich gleich viel,

80 dafs man „Gehilfen" mit Arbeitskräften* identifizieren kann. Die „GehiUim*
«achten mm ft-^-n 90" V> aller Doschäftigten aus. Um die Zahl der Hf^^chäftigten

io Hochöfen- und äoustigen Eisenbetheben getrennt halten zu können, fügt
msn sn den „Arbdtskrtneii* die fehlenden Proxente bisia. «

> Ebenso sndi Sering s. s. 0^ S. 192. ^
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Seitdem hat sich nun das Ubergewicht der Eisen ver-

arbeitenden Industrie noch wesentlich verstärkt. Das Bureau
der Eisenindttstriellen gibt fUr 1882 die Zahl der Arbeitskräfte

im Hochofenbetrieb an auf 28015, in der Eieenfabrikation auf
125769, flbr 1895 aof 24059, beaw. 181178. Damach kann
man wieder mit Hilfe der Benife- and GewerbestatiBtik die

Zahl der Be«chAfifcigten berechnen fbr 1882. 1895.
aof: im Hochofenbetriebe etwa 24000 25000
in Gleliiereien, Schwmleeisen- und Stahl-

werken 131000 182000
In der Eisenwarenindustrie waren tfttig 845 907 4:^0 730
in der Maechinenindostrie 3Ö512U 582 Ö72 K

Das nähere zeigt Tabelle VXII. Darnach wuchsen am
meisten der Schiffbau, die Eisen- und Geschtltsgiefeereien,

die Industrie von MaachineUi wissenschaftiichen und musi-

kalischen Instrumenten, Lampen; — femer auch die Blech-

warcnindustrie (besonders Haushaltungsgegonständc) , die

\^'agen^a7i^r nnri Teüf der Klei neis^n Industrie, Messer-

schmiederei uiifl Sc lilosscrci, in denen der (rrofsbetrieb stiirke

FortHchritto macht Stabil bliei> Hngegen die Eisen- und
iStahlher.steUung, wälirend die in den Erzgruben Tätigen einen

Kückgang aufweisen. Um den Zusammenhang dieser Er-

Kcheinungen mit dem Übergang zum Grofsbetrieb darzutun,

sind in der Tabelle die Zahlen der in einem Grofs- oder
Mittelbetrieb — über 5 Gehilfen^ — Beschäftigten mit an-

gegeben. Eine Verbindung mit der Wirkung der Zölle Iftfst

sich dabei ohne Zwang nicht herstellen.

Die Ursachen der Entwicklung in den Terschiedenen

€buppen darsutan, kann nicht Angabe dieser Arbeit sein.

Denn dals die gröfsere Zunahme der Waren- und Maschinen-
industrie mit den Zöllen nicht susammenhänRt, folgt ja schon
daraus, dafs die Roheisenzölle relativ die höchsten waren« Es
handelt sich vielmehr um eine Erscheinung, die man in der
Wirtschaftsgeschichte regelmäfsig bei aunehmender Indus-

trialisierung eines Volkes beobachten kann.
Dafs die in der Hüttenindustrie Beschäftigten nicht zu-

nahmen, bedeutet natürlich nicht eine Stabilität der Industrie

selbst, wie sieh das nach dem früher gesagten von selbst

ausschlier«?t. \m noc:mU^\\ stieg die Produktion enomi : ist

infolge technischer Fortschritte u. a. m. phen möglich gewesen,

mit d^rsplben Arhpiterzfihl viel gTülser^" Leistungen zu er-

zielen. Aber es bedeutet doch soviel, dafs im Falle eines

* Die Ilocboteuindustric machte nach dieser Ecchnung löö2 etwa
S3*/», 1895 etwa l,9<>o der sesamteD Industrie aus, für den Fall einer
besonders starken Zunahm p der Hochofcnarhciter seit 1896 — nach drm
Bnraao der Kist^nindustriellen 1599 auf 36Ho4 — etwas über 2^/o für l?^'.«^.

* Die liewerbesutistik von 1^75 oeimt es „Grorsbetheb", die von
vnd im »VittflU mid Qro^flbetrieb^
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Gegensatzes der Interessen diejenigen der Eisen erzeugenden
Industrie immer weiter zuruktreten mttssen hinter denen der
Eisen Terarbeitenden Industrie^. —

Diese Qegenstttze traten nun raeist nicht hervor, weil im
allgemeinen das Roheisen bis zu den letzten Jahren im Preise

nicht gestiegen ist, oder wenip:»tens nur in Zeiten, wo auch
die Fabrikat- und WareupK ise hoch standen. Schon 1881,
1>^82, besonders aber seit 181's machten sich die unverhältnis-

mäfsig hohen Roheisenpreise sehr bemerklich.

Und nun fragt sich : Sind die Interessengegensätze bestlg*

lieh der Zolle in den letzten 20 Jahren schftrfer eder milder
geworden?

In gewissem Umfang haben die sahireichen Betriebs»
kombin ationen eine Ab Schwächung gebracht^ indem
sie die Werke, die ihr Roheisen nicht mehr kaufen^ sondern
selbst herstellen, von einer Verteuerung des Roheisens un-
abhängig TTiaehten.

Dagegen vergröfserten sich die Gegensätze mit der zu-

nehmenden Entwiekhingunserer Eisen- und äiaschinenfabrikation

zur P]xp 0 r t i ii li 11 ^ t r i e. Denn die dieser erwachsende
^Steigerung der Selbstkosten vermögen jetzt die Ausgleichungs-

Zölle viel weniger wett zu machen als oamals, vielmehr könnte
das nur ein entwickeltes System von ExportpFftmien. Der
Export ist aber femer nicht nur wichtiger geworden, sondern
er ist auch erschwert und zwar durch das Auftreten Nord-
amerikas. Es wird die Aufgabe des III. Abschnittes dieser

Arbeit sein, darzutun, dafs die deutsche Eisenindustrie einem
Wettbewerb des Auslands innerhalb Deutschlands im all-

gemeinen weder von europäischen SUuiten, noch von Nord-
amerika ausgesetzt ist^ — aufser in einzelnen Waren, wie
Röhren, Weifsblech, Werkzeugen und gewissen Maschinenarteu,
— dafs aber auf dem Weltmarkt ein äulscrst scharter und
noch im Wachsen be^ntlcuer \\ eubewerb, bcäüuders seitens

der Union, droht. Dies bedeutet aber, dafs immer mehr die

Notwmdigkeit mner Vermindening der Selbstkosten die Ober-
hand gewinnt ttber das Verlangen nach einer Verteuerung der
inländischen Warenpreise durch Zölle.

Bisher hat sich also ergeben, dafs

1) die Interessen der Eisen verarbeitenden Industrien in den
letzten 20 Jahren gegenüber denen der Eisen erzeugenden
Industrie immer mehr an Bedeutung gewonnen haben, — und d«if8

2) die Interessengegensätze durch die Betridjsknin-

binationen zwar eine gewisse Milderung, durch die zunehmende
Bedeutung des Exports aber eine wesentliche Verschärfung
erfahren haben.

* Eine Vergleichung des Wertes der von der Hochofen- und der
übrigen EiseD- und Masehinenindustrie hergestellten Waren ist nicht mügUcb,
da jede zuvu^rlassige UDtedage leblt.
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Dritter Abschnitt.

ProduktionsbedingDngeii

der Eisenindastrien anderer Länder.

§ 10. Die earopäisehen Staaten.

Das Land, dessen Konkurrenz 1870 in Deutschland am
meisten Sorge hervorrief, und gegen das sich vornehmlich die

Schutzzölle richteten, war Grofshritannien. Seine Überlegenheit
^>f^ni}itp, wie gezeip^t "wurde, im wesentlichen auf dem billigeren

Erzbczugzur Stahlberoitiing, daneben autVler<rröföeren Leistungs-

fähigkeit der Arbeiter, den geringeren Frac hten, hauptsächlich

infolge der Nähe von Kohlen und Erzlngern, gröfserem Kapital-

reichtum und besseren AbsatzbezicLungen nach dem Auslaiui,

in beuchränkteui Malse auch auf besserer Technik. Dazu
kamen gewisse Imponderabilien, der alte Ruf der eDgÜsclien

Eiaenindustrie, Überhaupt von Handel und Industrie in Eng*
land. Während es damals schon ein hochentwickeltes Industrie-

land war, befand sich Deutschland noch auf dem Wege snm
Industriestaat.

Das Bild hat sich sehr verschoben: auch Deutschland ist

ein grofser Industriestaat geworden. Schiffahrt und Verkehr
haben sich mächtiir 'entwickelt, der heimische Verbrauch steht

dem englischen absolut gleich und pro Kopf der Bevölkfrun«^

nicht viel Tinch. Es wurde '•ehon festgestellt, dafs Englands
grofser Vorteil in der Hesel lailunp: r.wr Stahlhereitung ge-

eigneter y.rzo im wcsr-nth'clion durch (iie Erhndung des Thomas
beseitigt wurde. Und eh* ll^o ist aucli in den andern an-

geführten Punkten der Abstand zwischen England und Deutsch-
land wesentlich verringert.

Damit soll keineswegs gesagt werden, dafs Englands
Suprematie auf dem Eisenmarkt völlig gebrochen sei. Man
hat stell

^ vorzüglich in der amerikanischen Literatur, daran
FoTMliiuiffio ZZI S. — K«»tti*r. 7
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gewöhnt, England als emen niedemlieDden Industriestaat su
etrachten, der insbesondere Nordamerika gegenüber kaum

noch in Betracht käme^ Daa ist ein wesentlicher Irrtum.
Englands Roheisenproduktion ist mit 9 Vi Hill, t immer noch
die zweitstärk.ste aer Welt, in Giefsoreiroheisen speziell die

stärkste überhaupt, und seine Ausfuhr an Eisen und Eisen-

waren wird von keinem andern Lande auch nur annähernd
erreicht. Seine Ausfuhr belief

^

sich auf im) t Mill. Mk. (^=20 Mk.)
an Roheisen 1429 12o
vStabeisen 157 31
Eiscnbahnmaterial . . . 464 64
Draht 38 18
Bleche, Platten aufser . 398 109
Weifsblech 274 80
Gufö- u. Schmiedeeisen . 339 116
Umgearbeiteter Stahl 308 74
Eisenwaren 42 21; —
dasu kommt eine enorme Maschinenautfuhr, allein an Textil«

maschinen ftir 136, Nähmaschinen 26, Lokomotiven 29 MiU. Mk.

Der grofse Aufschwung der deutschen und amerikanischen
Eisenindustrie hat der englischen also im wesentlichen keinen
Abbruch getan ; vielmehr stieg der englische Export zwischen
1807 und 1000 bedeutend, abgesehen von einaelnen Artikeln
wie Weifsblech, dessen Ausfuhr durch die amerikanische
Produktion stark vermindert ist. Ohne sich gegenseitig zu
stören, bind die Industrien der drei Länder cüiporge.stiegen,

was ermöglicht wurde durch die Bedarfssteigerung der letzton

20 Jahre. (\\gl. § '^.) Mehr und mehr hat sich die deutsche
Eisenindustrie ebenbürtig neben die englische gestellt Ks
produzierieu an 1000 t Roheisen

188U mo 1895 1899
England: 7802 8030 7703 9454
Deutschland: 2729 4058 54()5 8143

Die englische Produktion verhielt sich K^sn zur deut&ch<^rj

wie 28(3:100, jetzt nur nocli wie 11G:1UU. Der noch vor-
hauiiene )ersehnfs ist nur Oiel'sereiroheisen , wahrend die
englische Stahlerzeugung schon vor 1890 von der deutschen
eingeholt und nunmehr weit überflügelt ist Inabesondere iat
die Anwendung des basischen Proaesses unbedeutend geblieben.

* In einem Aufsatze: >The nations in competition at tbe dose ef tbe
Century' im „Forum", März 1901, tritt dem auch der bekannte ammkaniscbe
bchriftsteiicr Jakob bchoeuhoff entgegen. Man zögere nicht des Löwen Fall
SB verteilen, obgleieli the lioD is not br anj meaos dead.

• Dortnninder Jahrbacb 1900A)1, 6. m.
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Nach Iron and Goal Trades Review ^ wurden 1899 in England
hergestellt in 10(X) t

4327 Frisch- und Giefsereiroheisen, 874 Thomaseisen,

4054 Hämatitetseii, 198 Spiegeleifien

aDcl zwar hauptsächlich in Cleveland, Schottland
,
Darham,

Lancashire una South-Walei« Anitnehmend verbreitet ist der
Siemens-Martinprozefs mit 2900 % besonders bei Blechen und
Stabeisen.

Vergleicht man nunmehr die einzelnen Produktionsfaktoren
miteinander, so ergibt sich, dafs England an Erzen weniger
reich ist als Deutsehhind; es Averden 14 Mill. t gefordert

gegenüber 18 Mill. t bei unu. Und jene Summ* rei« ht bei

weitem nicht zur Deckung des Bedarfs aus, tast ein Drittel

desselben wurde in den letzten Jaliren durch importierte Erze
befriedigt, also ganz erheblich mehr als in Deutschland. Für
Schlesien ist ja allerdings auch der auslAndische £rzbezug von
wachsender Bedeutang, in Westfalen aber im wesentlichen nur
durch die hohen Inlandstarife aufrechterhalten. Es ist daher
der vielbesprochene Vorsprung Englands durch billigeren

Bezug spanischer Erze heute viel unwichtiger als 1879, wenn-
gleich Deutschland noch ziemlich grofse Mengen aus Spanien
einftihrt. Übrigens sind auch die überseeischen Frachtkosten
dauernd zurückgegangen. — Ferner eignet sich nur ein

kleinerer Teil der englischen Erze zur Verwendung im
basischen Prozefs.

Enghind8 Stein kohlen Förderung ist mit 220 Mill. t 1899
noch unmer die mächtigste der Welt, dopjjelt so grofs als die

deutsche. Aber ein Vorzug ist hierin nicht weiter gegeben,

da beide Lftnder in sämtlichen Bezirken mit Kohlen völlig aus-

reichend Tersehen sind.

Unvergleichlich günstig ist nach wie vor die Lage von
Erzen und Kohlen zueinander, sowie die Lage der Hochöfen
am Meer. Darauf beruht wohl auch, dafs das hauptsttchlich

aus englischen Erzen erblasene Giefsereiroheisen immer noch
bil]igf»r als irgenrhvo sonst hergestellt wird. Wonicr^^r kommt
das tür die Stahlwerke in Betracht, deren Ansprüchen die eng-

lischen Erze kaum genügen.
Der deutsche Arbeiter h;it sich, besonders im W esten, so

vervollkommnet, dafs er an Leictuiigsfähigkeit dem englischen

kaum noch nachsteht
;
genaue Berechnungen lassen sich dartlber

kaum anstellen, um so mehr als innerhäb Deutschlands sehr

wesentliche Verschiedenheiten bestehen, so zwischen Schlesien

und Westfalen. Allerdings ist nach übereinstimmenden Be-
richten die Lebenshaltung des englischen Arbeiters noch
wesentlich höher als die des deutschen, und dies dtlrfte sich,

wie gewöhnlich, in höherer Leistungsilkhigkeit äuisem. Ent-

1 9. Min 1900. Abgedruckt im Dortmuader Jahrbocb» S. 599.

7*
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fiprecheDd Bind auch die Löhne durchschnittlich etwas höher,

und Ewar nicht nur der Geld-, sondern auch der BeallohUy

da die notwendigsten Mittel zur Bedflrfnishefriedigung in Eng-
land billiger als bei uns zu haben sind, hauptsächlich infolge

niedrigerer Nahrungsmittelpreise. Nach Nasse bezieht der
englische Arbeiter (1892) Brot, Fett, Fleisch, Kleider billiger

als der deutsche. Die Weizenpreise Londons standen 1km_>—
li>l)ü pro t um 34—28—22—34— Mk. unter denen Berlins

und um 36—11— 11— 12Mk. unter den Berliner Koggenpreisen
1896 4 Mk. höher. Ähnliches gilt von den Fieischpreiüen.

Man wird nach alledem wohl sagen können, dafs sich Löhne,
Lebenshaltung und Leistungen der deutschen Arbeiter in den
leisten 20 Jahren den der englischen mehr gentthert haben,
ohne sie in den drei Beziehungen ganz zu erreichen.

Die englischen Transportverhältnisse sind nicht besser
als die deutschen. Zwar erfreut sich England Terkehrareicher
Kanäle, aber die Dichtigkeit des Eisenbahnnetzes übertriflft

die des industriellen Deutschland nicht wesentlich ; bleibt doch
die L.lnge der englischen Eisenbahnen um l'OoO km ls*.''>

liintcr den unsrigen zurück. Auf den Kopt der Bevölkerung
kommen etwa gleichviel. Ebensowenig sind die englischen
Frachten billiger, sondern im Gegensatz höher, auch die

britischen liiteressentenverbände, wie die British Irou Trade
Association, beklagen sich über ihre Höhe.

Der beste Untergrund für die Blüte einer Industrie ist

immer ein grofäcr heimischer Absatz und Verbrauch, der
bedingt ist durch die Möglichkeit, den Bedarf zu decken und
somit mittelbar durch den Kapitaireiditum eines Volkes. In
dieser Besiehung war der Unterschied zwischen Deutschland
und England 1879 sehr grofs, jetzt nur noch geringfügig; ich

verzichte darauf, dies durch Zahlen zu belegen. Der ge-
wöhnlich als Wertmesser betrachtete Zinsfufs- ist jetzt im all-

gemeinen gleich, 1870 war er aber bei uns durchsehnittlleli

höher. 80 ist auch der Verbraiu b nn Roheisen auf den Kopt
der Bevölkerung 1809 nicht viel Ik Ik r als bei uns, wälirtod
er 1880 noch etwa 4 mal so grois war. Und was der
deutschen Industrie n'ich an Intensität des Verbrauchs abgeht,

das ersetzt die Grüfse der Bevulkerung, so dafb unsere Eisen-

industrie einen gleich guten und grofsen heimischen Absatz
hat wie die englische. —

Und schliefslich ist auch das Prestige der englischen
Eisenindustrie gegenftber der deutschen nicht mehr so mächtig
wie 1879. Nicht als ob man den englischen Waren mangeU

> Yierteljahnhefte der deotsdien Statistik 1898« Heft L Vgl. Lots,
Handelspolitik 1890—1900, S. 75/76. Die Lebensmittelpreise in den englisdiea
Eisenrevieren, die ich nicht besitze, überschreiten die LoDdons sidier na
weniger, als die Westiaiens die Berliner Preise.
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hafte Qualität naeLijageu dürfte, aber die Leistungen der deutschen
Industrie sind ihr ebenbtlrtig geworden.

So ist ea gekommen, dafs die Überlegenheit der eng-

liächr-n Eisenindustrie, -wie bio bei der Zollgesetzgebung
187'.' noch vielfach bestand, heute auf eiuzelne Punkte zurück-

gedrängt ist.

Es ist das in der Hüttenindustrie die Giefsereiroheisen-

proJuktiuD, dfreu Produktionskosten etwas niedriger als die

von Schlesien und Klieinland- Westfalen, ungefähr gleich denen
Lothringens und Luxemburgs sind. Dagegen sind die Kosten
Ton Flius- und Puddelroheisen im allgemeinen nicht geringer \
ttm 10 mehr aU die englischen Hüttenwerke nicht wie die

uisrigen einen erheblichen Gewinn ans dem Verkauf der
pbosphorhaltigen Schlacke Eiehen, die bei dem Überwiegen des
sauren Prosesses in geringerem Mafse gewonnen wird und
auch in der englischen LandwirtBchaft weniger Verwendung
findet

Unter den Fabrikaten besteht Elnglands Suprematie
nach wie vor bei der Weifsblechindustrle in Süd-Wales und
Monmottthsire auf Grundlage der dort gefundenen Kohlen und
des aus Australien, China, Banka importierten Zinnes, — sowie
bei dem Schiffbau, — aus sozusagen historischen Ursachen*
Die 1899 brrgcstellten Schiffe hatten 1713uno t Register-

cehalt gegenüber 258000 in Deutschland. Dagegen steht

die englische Drahtindustrie der deutschen weit nach, die

IlHüdelseiiien- und Scliienenindustrie gleich. In (\vr Herstellung
von Ki seil waren liat Deutschland ebenfalls England überholt,

so die v5oliiiger Industrie von Sebneidewerkzeugen di(^ »Scheftields.

In der Ma.'^chinenerzeugun^ ist — nach Spezialitäten ver-

schieden — teils die englische, teils die deutsche mächtiger,

England Ubertrifft uns namontlieli noch in landwirtschaftlichen

und Textilmaschinen auf Grund seiner enormen BaumwoU-
fubrikaiiuii, nicht mehr in Werkzeu^inaaclnuen.

Ist sonach — bei aller Difi'erenzierung im einzelnen —
die deutsche der englischen Eisenindustrie an sich ebenbürtig,

so reicht doch unser Eisenexport noch nicht entfernt an den
englischen heran.

Es beruht dies im wesendichen auf Englands seit Jahr-

hunderten hoeheutwick«'lt('m A ufsen handel , seinen in alle

Welt reichenden Absatzheziehungen und zahlreichen Kolonien,

^ö\^ie seiner gewaltigen ilandelstiotte. Darum ist die englische

Konkurrenz nach wie vor der liauptgegner für den Wett-

bewerb unserer Exportindustrie ; darum sind ft&r diese Handeb-

t Ena. sod Mining Jonroal berechnet 1897 die Kosten pro t Bewemer-
rolieiteD in aerrlsnd anf 49.90 Mk^ wovon Ene 80,2, Koks 19,4. AibeH 2,6 BIk.
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vertrage von gröfster Wichtigkeit, die England keinen Vor-
sprinig gewinnen hissen, — um so mehr als das freihändlerische

England der beste Käufer der Welt und daher auch im Ver-
trieb seiner Waren weit bevorzugt ist ^

Auf unserem Markte kann dieser Vorsprung der deutschen
Industrie auch ohne ZoUschutz nur vereinzelt gefährlich werden.
Denn natürlich sind die Absatzbeziebungen unserer hehniscben
Industrie im Inland günstigere als die der englischen, seitdem
auch noch die Vorliebe fttr englische Fabrikate verschwunden
ist. Etwaige geringere Produktionskosten Englands werden
durch die höheren Frachten mehr als ausgeglichen, aufser
etwa bei dem Absatz an der Nord- und Nordostküste, In
Deutschland 8elb^^t ist die Konkurrenz von Bedeutung nur in

den erwflhnten Artikeln, Giefsereiroheisen, Weifsblech, Schiffbau
und gewissen Branchen der Maschinenindustrie.

Die Hauptvorteile des englischen Eisen-Ausfuhrhan 1 1 I

s

machen sich al^o nicht in Deutschland, wohl al)er auf dem
Weltmarkt geltend. Auf diesem findet daher ein starker
Konkurrenakampf statt, z. B. bei groben Gufswaren in Rum&nien,
Norwegen, Dftnemark, feinen Waren in Ägypten, Australien,

landwirtschaftlichen Maschinen, besonders Pflügen, Putzmflhlen,
Damnfdresch-, Dampfniiih- , Häckselmaschinen in Rufsland,
Nadein in allen £rdteilen^. —

Von den andern enropaischen Staaten war Frankreichs
Konkurrenz der deutschen Eisenindustrie sclion 1870 nur in

gewissen Artikeln gefährlich, auf Grund des Systems der Ein-
fuhrücheine. Die franzobibche Eisenindustrie war der deutisehen

nicht ebenbürtip^ und ist seitdem immer ^tiiLr lünter der
deutüchen zurückgehlieben. Frankreich produzierte 1805 noch
mehr, 1869 gleich viel Roheisen wie Deutscnland; die Herstellung
betrug dann in 1000 t

1880 1890 1895 1899
1733 1970 2004 2567

Der Puddelproaefs ist verhältnismttng noch recht stark,

besonders bei Handelseisen, weniger bei Blechen, der Thomas-
prozefs findet sich hauptsächlich in den Departements Nord
und Meurthe-et-Moselle.

Die Prodiiktionsbedingunp:cn der französischen Eisen-
industrie gelten im allgemeinen für ungünstiger als die deutschen\

' Diifj, englisches Roheisen nicht nnrh weiter verdrängt ist, düifte

grolseiiteils auch darauf beruhen , dafs unsere Industriellen die Hersteliuug
schmiedbaren Eisens lohnender fanden, und daher lieber für den Export —
direkt oder indirekt — Flufseisen produsierten, als OiefsereiroheiBeii ftkr

den heimischen Bedarf.
* Vgl. auch Gotbein, Anfsenhandel S. 395 fg.
* Das Engineering and Mining Jonroal 1897 berecbnet die ProdaktionS'

koBten von 1 t Bessemerroheiaen im Loiregebiet auf 58,20 Idk.« wovon auf
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mit Ansnahme etwa der an der Ostgrenze gelegenen Werk<>,

die denen Deutsch-Lothringens ungefähr gleich stehen. Die
Steinkohlenproduktion ist mit 32,3 Mill. t noch nicht ein

Drittel so stark wie die deutsche, 'lie Mehreinfuhr voii Koks
beträgt etwa 1 ',2 Mill. t. Leistungen und Lebenshaltung der

französischen Arbeiter sind ein Teil geringer als die der

deutschen bei zien.ili< Ii gleichen Löhnen. Die Tarife sind

durchschnittlich etwaö niedriger. Die Länge der Eisenbahnen
bleibt um 8000 km hinter denen Deutschlands zurück.

Worin Frankraidi im Welthandel hervorragt» das sind

nicht Fabrikate, sondern feine Waren, hei denen die Material«

preise eine sehr erhebliche Rolle nicht spielen, vielmehr in

erster Linie die geschmackvolle Herstellung wichtig ist. Darin
steht seit einiger Zeit Deutschland in lebhaftem Wettbewerb
mit Frankreich, besonders in der Schweiz, Spanien, auch
Rufsland, Rumänien, Argentinien \ während Frankreiehs Aufsen»
handel im tibrigen im Vergleich zu Deutsehland gering ist.

Auf f\em d outsehen Markte selbst hat sich die französischo

Konkurrenz, wie gezeigt wurde, nur in gewissen einzelnen

Spezialitäten erhalten. —
Das deninacliiL aui meisten Eisen produzierende Land,

R u f s 1 a n d , kommt als Konkurrent fUr uns weder in Deutsch-

land noch auf dem Weltmarkt in Betracht. Dagegen ist uns
innerhalb Rufslands, eines unserer besten Märkte, eine leb-

hafte Konkurrenz entstanden. Seine Roheisenproduktion, fast

lu gleichen Teilen Schweifs- und Flufseisen, betrug 1894:

2704000 t, wovon auf Südrufslan«! die Hälfte, ein Viertel

auf den Ural, je ein Zehntel auf Polen und Mittelrufsland

^^ntOillt; seine Koldfnfxirderung betrug etwa 1'^» Mill. t^. Da-
rauf näher einzuLrch -n, knnn nicht Aufgabe dieser Arbeit sein.

Unser Export aber, dowie die sonstige Entwicklung scliemeu

darauf hinzuweisen ^ dafs Rufsland seinen Bedarf an Rohstoft'en

mehr und mehr selbst decken wird, dagegen wir für Fabrikate,

Waren und Maschinen noch einen sehr aufnahmefllhigen Markt
besitzen. RufsUnds Einfuhr an Stahl und Eisen sank zwischn
1897 und 1809 um ttber 5 Mill. Pud auf 19126 Mill. Pud^
Dagegen vergH^fserte sich in der gleichen Zeit der Wert des
Imports an Eisenwaren von 24,5 auf •'^i2,(> Mill. Rubel, der an
Maschinen von 54,8 auf 99,4 Rubel. Besonders wächst der
deutsche Export von feinen Eisenwaren*.

Ebensowenig droht uns im allgemeinen seitens Oster-

38,3 Mk., Koks Mk., Kalk 1,5, Arbeit T'nkosten 1,5 Mk. entfaUeo.
1 Gothein, Aufbenhandel 1. S. 404, 410.
< Dortmunder Jahrbuch S. 602, 603.
* T. Schals e-Gft?ernitz, Volkswirtscfaiftlicbs Studien an Rufsland

8.282 .m
* Dortmunder Jahrbuch i:». t>02, 003.

Gothein, Deotscher Aursenbandel S.404.
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reich B eine Konkurrenz, Beine Eisenindttstrie macht m&fBige
Fortschritte und steht hinter der unsri^en noch wwter sorttek

als 1879. Es stellt hei einer Erzföiderung von 3,4 MilL t

und einer Kohlenförderung von 37,8 Mill. t etwa 1427000 t

Boheisen und 880000 t Stahl her^ Die Konkurrenz Oster*

reicbs beschränkt sich zum Teil auf Spezialitäten, wie steirische

Werkzeuge, teils ist sie Torttbergehender Natur, wie bei

schmiedeeisernen Bohren. Von Sensen gehen etwa 10*.'#,

von Sicheln dreiviertel der Ausfuhr nach Deutschland, in

beiden Artikeln, wie auch in Feilen. Gabeln, Blechemailjr^srhirr

stehn Deutscliland und Österreich im Wettbewerl) um den
russischen und spanischen Markt, sowie ttberhaupi iu Klein-
eisenwaren im ganzen Orient, besonders in Rumänien Inner-
halb (Jsterreichö finden wir nur einen ziemlich beschriinkten Ab-
satz, da die durch die Schutzzölle und andere Mittel starK

protegierte® Eisenindustrie im wesentlichen den heimischen Be-
darf deckt. — Zum Vergleich der österreichischen PruJuktion.^-

bedingungen liefen recht wenig Angaben vor ; die Verhältuiüse

scheinen — in dem angegebenen beschränkten Umfang — den
uosrigen nicht unähnlich, Löhne, Arbeitsleistungen, Verkehr,
Eapitalreichtum, Verbrauch niedriger, die Frachten etwm
gleich 2u sein. —

Belgien hat seinen von alters her herrorragenden Platz
unter den Eisenländem der Welt nicht gans su hebaupten
vermocht. Die Roheisenproduktion steht mit 10360<XJ t an
7* Stelle, die Kohlenförderung mit 22 Mill. t. — ein FQnAel
der deutschen — an ftlnfter*.

Es produzierte 1881: 600000, 1890: 832000, 1805: 829«>M)
1899: 1036000 t Roheisen, wovot^ nnr wenig Gielserei- und
etwa drei Fünftel Flufsroheisen sind. Die immerhin bedeutende.
Produktion ist hauptsächlich auf den Export zugeschnitten, da
die Aufnahmefähigkeit des kleinen Landes naturgenirir?; nicht
.sehr grofs ist. So liftrug ls!i<i die Ausfuhr von JStabeisen

24> •»<»() t, von Blechwaren <i]UO t. Schienen 74O00 t, Trägern
lOl'Ooo t; sie richtet sicli nach Kivirland. Holland, Frankreich,
Rufsland, Südamerika, auch nach intlien, Japan, China, Spanien.
Schweden, Deutschland, — fast überall in lebhaftem Wett-
bewerb mit deutschen Erzeugnissen, besonders Di'aht und
Jjrahtjstiften, groben Gufsv^-aren, Geldschränken*.

Und diese Konkurrenz ist gefährlich , da Belgien auf-
nehmend günstige Produktionsbedingongen hat Sein grofser

^ Swaok, tbe American aud toreigo irou tiudcä in 16^, 50.
* Stahl und Eisen, 1899, S. 94. — Vgl auch OotheiOt a. a. 0. S. 9d5fi|.
» ht.ill und Eisen \m, S. -or,.

* DorUnunder Jahrbuch 1900 Ul, S. tiOl.

* Kach dem Bulletin du Comitö des Forges de France Nr. lö-k> ;*ti-

ffedrackt im Dortmunder Jabrbuch 1900, S. 601 vgl auch GotheiD.
Dentacher Aafaenhandel S.396%.
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KohlenreiclitLim ermöglicht eine Ausfuhr von 5 573 000 t Stein-

kohlen und Koks ; die En» besieht es billig aus dem nahe-

gelegenem Luxemburg und Lothringen, auf Grund ungewöhnlich
niedriger Frachteni nämlich bei Erzen l^l Pf. pro tkm, bei Koks
1,62 Fi.y nach den Luxemburger Hochöfen sogar nur 1,3 Pf.*

Auch den belgischen Arbeitern wird bei gleichen Löhnen
etwss gröfsere Leistungsfkhigkeit nachgesagt, doch dflrfte dies

Deutschland gegenüber nicht wesentlich sein^.

Die Gefahr belgischer Konkurrenz innerhalb Deutschlands
ist nicht grod^ da wir in den Artikeln, in denen Belgien
excelliert, auch eine hochentwickelte Industrie haben, und zwar
gerade in den Belgien benachbarten Gebieten. Desto lebhafter

^itt sie auf dem Weltmarkt in Erscheinung. —
Den Wettbewt^rb Luxemburgs kann man kaum als

ausländischen bezeii hnon, da es innerhalb des Zollvereins liegt,

seine Industrie auch teilweise mit d^r fleutschen kartelliert ist.

Ea ist 'ialior schon bei Besprerh uiig der inliindischen Kon-
kurrenzverlialtnisse auf Luxemburg Riieksiclit genommen
Worden. Unter den Interessenten schwankt allerdings die

Stimmung, wie weit man Luxemburg zum Inlaude rechnen
soll. Der bekannte Ingenieur Lünuann^ hat einmal in

SolemiHcher Weise dio direkten Vorteile Luxemburgs aus
er Zollvereinszugehörigkeit auf 48 Miü. Mk., die indirekten

auf 2(59 Hill. Mk. berechnet, indem Deutschland keinen Zoll

gegen Luxemburg erhöbe und ihm Koks zu billigeren Preisen
liefere; dafür scnftdige uns Luxemburgs grofse Ersausfuhr
nach Belgien, das daraus billiges Roheisen herstellt Anklang
scheint diese Auffassung und ktthne Berechnung kaum ge-

funden SU haben.

Luxemburg erzeugte 18M9 über G Mill. Tonnen Erze and
983 (X)0 t Roheisen^ besonders Thomas- und Giefsereiroheisen.

Die Selbstkosten sind infolge niedriger Erz- und mä&igor
Kohlenpreise niedrig, etwa den lothringischen entsprechend. —

Leohaft übersehUtzt scheint lanf^e S c Ii w e den- Norweg"en

zu «»'in. von dem man eine pofährliche Konkurrenz erwartete

auf (irund der ^rolsen Krzsehätze, besondere Xorwegens, im
H«-zirk von Gellivara, Kirunawaara und Luosawaare. Dorli

^ri'liii der Fjitwifklun^' einer leijliaften Eiseuiudustrie otien-

l>ai unui>.'r^vifidlichc Hindernisse entgegen, der Mangel an
Htarkrr heimisclier Nachfrage, an Arbeitskriitten und auch an
ausreichenden Transportmitteln trotz der projektierten Eisen-

» Stahl und Kisen 1«99, b. 96y.
• Die Herstellung von 1 t Bessemerroheisen berechnet Eng. and Mining

Joamal 1895 auf 4^*3,40 Mk. in Lüttich, wovon auf Hnee 823, Koks 14,6

Kalk 1,5, Arleit V^, T'nkosteii \f> Mlc. gerechnet sind.

* '^Hiior wirt>H<h;itlspolitiscliL'n Auitassniifr mrli reiiuT M('rknntili>t;

tr hitlt es lur ein Unglück, „wHin Geld aua dein Lande gehl" ! ''!:tahi und
Eiten im, 8. 805 fg
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bahn Lulea-Ofoten *. Vorderhand istjedenfalls die Konkurrenz der
schwedischen Eisenproduktion für dif^ deutache Industrie in

abselibarer Zeit weder auf dem deutsehen noch auf dem Welt-
markt, aufser in gewissen Spezialitfiten, bedrohh'ch. —

Die Eisenindustrien der übrigen Länder Europas, Italien,

in dem sich unter dem Schutz hoher Zölle eine Industrie zu
entfalten beginnt^, Spanien mit 296000 t Roheisenproduktion
Griechenland kommen als unsere Eonkurrenten nicht in Be-
tracht, ebensowenig wie Japan ^ mit 20000 t Roheisen-
produktion.

In der Schweiz wird swar kein Eisen erzeugt, wohl aber
in gewissem Umfange verarbeitet, besonders su Maschinen)
von denen vorzüglicli Textilmaschinen zu uns importiert

werden. Daneben ist die Schweis ein wichtiges Absatzgebiet
ftlr uns.

§ 17. Die Vereinigten Staaten von Amerika.

Von gröferer Bedeutung als der europäische ist fUr die

Zukunft der deutschen Eisenindustrie die Gestaltung des
nordamerikanischen Wettbewerbes. Die enorme Ehitwic^ung
der transatlantischen Eisenindustrie ist ja bekannt.

Fuhrendes Land ist Nordamerika in der Maschinen^
industrio; und zwar vorzüglich in landwirtschaftlichen, daneben
auch in Nuh- und Werkzeugmaschinen, sowie in Fahrrädern^
deren Jahresproduktion 1^07 auf 1 Million geschätzt wurde.
Es soll von 24 Einwohnern einer ein Rad besitzen*.

Ebenso ist die Ivoheiseii Industrie die gröfste der Welt.
Die Produktion lu lOUU Toüuen betrug:

IbSO 1800 1894 1895 1899
8897 9:U4 <^7<)4 9597 18859

und war 1900 noch überall im Steigeu begrili'eii. Sie niachie

1899 etwa 35**/o der Weltproduktion aus, gegenüber 23*^/o in

Deutschland, speziell die Stahlerzeugung t^ogar &8t 40®/o*.

Bemerkenswert ist dabei das starke Überwiegen des sauren
über den basischen Prozefs, etwa um das achtfache. Weniger
bedeutend ist die vorzüglich im Süden ansässige Giefserei-

roheisenproduktion. An Spiegeleisen werden inkl. Ferro-
mangan etwa 220000 t hergestellt, an Stahl über I0,(i Mill. t,

wovon ein knappes Drittel in dem sehr stark entwickelten

Herdfriöchpruzels. Die Zalil der im Betriebe befindlichen

Hochöfen ist überaus schwankend, IbDo: 242, 1890; 159,

' Vgl, Gothein, Deutscher Aufsenhandel I, S. 363.
2 Stahl und Eisen, 1899, S. 99.
3 Dortmunder Jahrbuch 1900, S. 602,
* Ebenda, S. 603.
* itahl und Eisen 1897, S. 5.

* Swank , Direktoryto thelron snd SteelWorksoftbe United Ststes, 1899.
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1890: 289. — Ebenso verschieden ist die Schienenherstellung

io den einzelnen Jahren (1899 : 2273000 t); die zum Strafsen-

bahnbau beistimmten Schienen zeigen seit mehreren Jahren
keine Vermehrung. — Auch in der Drahtfabrikation steht

Amerika mit 1 099000 t i. J. 1899 voran, wenngleich sie in

den letzten Jahren nicht sehr angewachsen , und der Import
noch ziemlich erheblich ist. Die Nagelindustrie ist schon seit

130 Jahren stnriv »entwickelt; neuerdings vfrl'ort auch hier die

H'^rsfolluiiL^ gciichuittener Nägel an Bedeutung" p^c^cniiher den
Drahtstitten. An Platten und Blechen wurden 1 'JU^uOu t 1899
hergcstfdlt

;
ganz besonders wuchs in letzter Zeit die Weifs-

bh'cliprnduktion, von linoo t i. J. 1891 auf fast 400000 t i. J.

Im»!», liauptäächlich infolge des grofsen Bedarfs an Konserven-
buchbcn. In demselben Mafso ging der englische Import von
:{2800O t i. J. 1891 auf 59000 t i. J. 1809 zurück und wird

wohl binnen kurzem gänzlich verschwinden. — Flir den
Schiflfbau werden neuerdings gewaltige Anstrengungen gemacht,

doch sind die Leittungen bis hierher keineswegs imponierend.

Nachdem noch 1898 ein Rückgang erfolgt war, belief sich

1899 die Zahl der erbauten Schiffe aaf 91 mit 131 000 Register-

tons Oehalt. —
In den letzten Jahren hat sich aach der amerikanieche

Export bedeutend entwickelt. Während bei der Gestaltung

des deutschen 2joUtarifs 1879 die Vereinigten Staaten nur als

Absatagebiet unserer Eisenindustrie in Betracht kamen und
erbeblich mehr ein- als ausführten, übersteigt jetzt der Export
die Einfuhr bedeutend. Der Wert der Ein- und Ausfuhr an
Eisen, Stahl und Waren daraus belief sich in Millionen Dollars

im Durchschnitt der Jahre auf:

1876—80 1881—85 1886—90 1891—95 1890—1890
Einfuhr 34,3 48,9 45,2 30,4 i:),4

Ausfuhr 15,a 19,8 20,3 30,8 60,0.

Zwiechen 1890 und 1899 stieg letstere von 49 auf 120
Hill. Dollars inkl. landwirtschaftlicher ^laschinen- und Werk-
zeuge; davon entfallen 43 Mill. auf Maschinen, besonders

Werkzeug-, Nfth-, elektrische, Schreib-, Buchdruck- und
Schuhmaschinen, Pumpen, 13,6 Mill. auf landwirtschaftliche

Werkzeuge und Maschinen, femer auf Röhren <),7, Schienen
•>,1, Draht o,'), Schbisser etc. 5,5, Roheisen 3,3 Mill. Dollars.

Der stark zurtlck<:^o;j:angcne Import war noch bedeutond in

WeifsMech, Maschinen, Messern, Stahlingots und Roheibon.

Auf Orund dieser Tatsachen hat sich nun allmfthlich die

Überzeugung gebildet — nicht am wenigsten in der amerikani-

ni^cbon Literatur — dafs Amerikas Ei>5«^nin(histrie die absolntn

t'berlegenh' it IjesJtfse und flie andern Län(l<'rn neben sich 7(*r-

drückte. Dabei laufen doch aber wesentliche L berschätzuugen
mit unter.
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Auch die deutsche Eis'?nindustrie hat Bich in den letzten

20 Jahren sehr stark entwickelt. Die amerikanische Koheisen-
produktion war schon 1880 wesentlich stärker, als die Deutsch-
lands, so dafs in diesem Um^ta^d an sich noch keine neue
Tatsache lie^t; sie stieg seitdem von auf 18, (> MiUiunen t

t, oder die Produktion von isso gleicli lou gesetzt, von Ion
auf 355, die deutsche von 3,7 auf 8,14 MilHonen t, oder von lüO
auf 298. Und ebenso wie in den Vereinigten Staaten ist auch
in Deutschland die 1880 noch unbedeutende Mehrausfuhr jetzt

sehr grofs^, die Ausfuhr selbst erst gerade an Wert Ton der
amerikanischen überholt, während beide erheblich hinter der
englischen zurückbleiben.

Bis jetzt kann daher keineswegs von einer Suprematie
Nordamerikas in der Eisenindustrie gesprochen weraen; in

Abschnitt I. und II. war ferner dargetan , dafs innerhalb
Deutschlands der amerikanische Wettbewerb nur in Speziali-

täten, Köhren, gewissen Werkzeugen, FahrrJtdcrn hervor-

getreten ist, wozu noch landwirtschafth'che, Werkzeug-, Schreib-

und Nähmaüchinen kommen. Umgekehrt hat die deutsehe
Eisenindustrie noch an den Vereinigten Staaten einen guten
Abnehmer, wenn sie auch an Boden sehr verloren hat*. —
Dagegen ist allerdings auf dem Weltmarkt die amerikaDische
Konkurrens mit voUer Kraft in Erscheinung getreten und
kftmpft gerade mit der deutschen Industrie aufs erbittertste

um viele Märkte, so mit dem deutschen Draht in Rumänien,
Ostasien, Argentinien, mit Werkzeugen in Frankreich, Italien,

groben Waren in Mittel- und Südamerika, Maschinen in Ost-
asien und, besonders landwirtschaftlichen, in Rufsland ^.

Nun ist eine verbreitete Meinung, die <-inierikanibche

lOiseuindustrie entwickelte sich so, dafs sie biiuii:.*ü kunjem die

unsrige auch auf dem deutschen Mai-kte in Bedrängnis bringen
würde. Um dies feststellen zu können, ist notwendig ein \'er-

gleich der deutächcu und amerikanibchen Froduktions- und
Absatzbedingungen, der ergeben wird, 1. worauf die Macht-
stellung der amerikanischen Eisenindustrie beruht, und 2. ob
sie auch in Deutschland uns gefährlich werden kann.

Innerhalb Nordamerikas selbst ist die Roheisenproduktion

fanz verscliieden geartet in den Nord- und Südstaaten,
He nördliche Gruppe vom Ozean bis Chicago beruht auf dea

ausgezeichneten Erzen am Lake Superior und den Kohlen-
schfUz^^n Pcnnsylvaniens, die grofsenteils auf dem Wasserwege
zueinander gebracht werden können; der Mittelpunkt dieser

^ Eine genaue VergleichuDg der W erte lal'st sich bei der Verschiedea-
heit der Stanstik nidit einwandsfrei durchf&hren.

' Bei nicht l&r den Massenbedarf bestimmten Artikeln ood Maschinen
soll dieselbe sogar noch einer Steigerung filhig sein. — Stahl und Efssa
18Ü5, S. 002.

• VgU Gotbein, S.401fg.
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Oru]>p(' ist Pittsbarg. Die sttdÜclie nmfalst die Staaten

Alabama, Tennessee, Georgia, wo Eroe, Kohlen ^ Kalksteine
grofeenteils oft direkt bei einander lagern, zuweilen im Umkreia
von 5 Heilen. Der Mittelpiinkt ist Birmin^^ham , von wo das

Eisen sur Ausfuhr an den Mexikanischen Golf geschafft wird.

In Boston sind Anlagen von Hochi^fen auf Grund
spanischer, als Getreiderttckfracht billig sa erhaltender Erze
im Gange*.

Die Industrie des Nordens ist sehr viel mächtiger, be-

sonders in Pennsylvanien , wo die Hälfte alles Roheisens
crbla^en wird, Ohio, Illinois, ferner Wisconsin, Minnesota, den
Erzgebieten, Michigan, und den atlantischen KUstonstaaten

Virginia, New-York, Maryland, New-Jersey. In den Süd-
öta^iten, von denen Alabama etwa S^'/o, Tennessee 8^'o des
Roheisens herstellt, steht einer starken Entwickluiii^ das un-
gunstige Klima und das Uberwiegen der industriell schlecht

arbeitenden Negerbevölkerung entgegen. — In Pennsylvanien
wichst die Produktion am stärksten, dann in Ohio, viel

schwächer in Alabama.
L Was nun dis einzelnen Produktionsbedingungen betrifft,

so ist Kordamerika enorm reich an Erzen. Neben Deutsch«
land lülenfalls ist es das einzige Land , das mit seinen Ensen
im wesentlichen auskommen kann

,
importiert werden nur

)74()0<> t = 2J^/o, wovon :^l)^^000 t aus Kuba. Seine gesamte
Erzproduktion wird für 1899 auf 24683000 t angegeben oder

29,5 der Weltproduktion. Die Lager am Lake Superior
sind wohl die reichsten der Welt. Es wurden in 1000 t Erze
verschifft aus den Gebieten Mesabi r»()2(>, Marquette '^757,

Blenoininee Gogebic 270'5. Vermilioii 1772. Die Gruben
sind eii^er stärkeren Ausbeute sehr wohl noch fähig. Diese

Krze entliaiten im Mittel 6<>% Eisen, eignen sich br«i einem

Phosphorgehalt von <>. l.j—0,85% vorzriglich zum Hessenier-

betrieb und liee:eii nicht tief, sondern sind meist nur von einer

mÄolitigen lvi»'ssehicht bedeckt, die durch grofse Dampfbag^rer
einfach und billig fortgest-haufelt werden können. Mit den
gröfsten Dampfbaggern kann man bei 70 Mann B«'dienung

tÄglich etwa 2oOO t gewinnen Die Gewinnungskosten öind

daher sehr niedrig und werden sogar nur auf 10 Cent be-

rechnet, was alleraings wohl ein denkbares Minimom bedeuten
aoU« Dasn kommen die Abgaben an die Grundbesitser, die

erschieden in den einzelnen Gebieten sind, etwa 50 Cents
pro t betragen. Damach stellen sich die Gewinnnngkosten
pro t auf Dollars in Mesabi 0,25—0,0, Vermilion 0,6—1,2,
Gogebic 0,6-0,9, Marqnette 0,75—1,5, Menominee 0,5—1 t*.

• Stahl iiDil KiiJon ll.>uO, >. 1<>-.

' Balloü, Die Uoutäch- uiiiciikanibcheu lliiiulfls]»c^ieliuiigcu iii den
Sdiriflen des VereiuB fOr Socialpolitik Bd. 91, S. 186.

• Stahl nad Eisen 1897, S. 952.
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Die Erze der Südstaaten eiitlialten wenicer, durcLöchaitilich
37—40*^ 0, zuweilen 44 ^/o Eisen, sehr viel Schwefel, geringe
doch für den basischen Prozefs meist unzulängliche Meu^a
Phosphor; sie sind aiemlich kieselig und nach alledem Air den
Bessemerprozefs nur mftfsig geeignet Die Förderung ist iwar
bequem, doch arbeiten die Ne^r schlecht und teuer, so daüs

sich die Kosten im ganzen nicht niedriger als im Saanrebiet
stellend Der Preis der Erze richtet sich nach dem Eisen*
gehalt.

Ebenso vortrefiflich ist Kordamerika mit Kohlen versebn,

was anfänglich auch zu grcüser Kok vrrschwendung führte *,

Seine Gesamtproduktion wird auf 227 Mill. t = 31,5*' o der
Weltproduktion angegeben, wovon auf Anthrazit 54, auf
bituminöse Kohle 17*^ Mill. kommen. Pittsburg bezieht seine
Koks aus dem GonneUviller Kevier, wo sie mH Bohrmaschinen
leiclit geffM'dert werden. Es soll sich der Preis der Tonne
Kohle durchschnittlieh aul etwa l,r> Dollar in Pittsburg stellen,

zuweilen nur auf 1 Dollar; sehr oft ist er aber erheblich hober;
neit mehreren Jahren betiägt der Kokspreis etwa 2,5—3 Dollar
pro t.

In den Südstaaten kostet in Alabama die Kohlo nur
2,50 Mk. loco Grube, eine Tonne Koks etwa (),50 Mk. ^. wajs

auf ausgedehnter Maschinenverwendung, Mächtigkeit der Flocze.

sowie Geringfügigkeit der Grundrente beruht*.

Mit Holzkohie werden fast 300000 t Roheisen erblasea. —
Endlich ist auch noch der, für die Koksproduktion sehr förder-
liche, Qasreichtum der amerikanischen Erze und Kohlen su
erwftlknen*. —

IL Während in den Sudstaaten, wie erwähnt, Kohlen and
Erze ganz dicht beieinander lagern, liegen die Erze des Lake
Superior und die Kohlen von Connelsville sehr weit entfernt.

Doch ist der Verkehr durch die Möglichkeit der Benutrang
von Wasserwegen sehr erleichtert. Man schalTt die Erae %n
den Connelsviller Kohlen, jetat sollen auch Hochöfen im En*
gebiet erriehtet werden

Mit der Eisenbahn gehen die Erze zunächst von den
Fundstätten an die Häfen des Lake Su|)erior. h?ui|»ts,^clilic-h

Escanaba, Two Harbors, Duluth, Mnr'pi*'tte, Aslilmnl ; li-i Ent-
fernung Mesabi-Duluth beträgt 130 km, die ui)ngen i^wisclien

OU und 1"»'» kiu. Dort werden sie in den sogen. Waltiscb-
rückenschilieii mit grofsem Tiefgang verladen, die bis ö^'mmi t

Erze aufnehmen und zwischen Mai und Dezember etwa 40

» Ballod, a. a. 0. S. Suiii und Eisen 1897, S. 437.
» Stahl and Eisen 1B88> S. 280.

V Ballod, a. a. 0. 8. 185» aus „Kchrichtea snsHaodelitDdladnttrie
1900, Nr. l '^^V

* Stahi und Eisen löÖ7, S. 393.
• Ebenda, 1899, 8.989 (Swank>
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Reiaea maehea könnend In diesen werden sie Uber den Lake
Saperior transportiert, dann nach dem Lake Hnron und ent-

weder ttber den Lake Michigan nach Chicago oder durch den
St Ciairkanal vom Huronen* nach dem Eriesee. wo sie in

Cleveland, Ashtabola, Erie auMieschifft und wieaer auf die

Bahn verladen werden. Die Entfernung Duluth—Clevehmd
btttrügt 1200 km, die nach Chicago noch mehr.

Von den unteren Häfen des Lake Erie eehen die Erze
endlich mit der Eisenhahn nach Pittsburg oder den andern
Produktionsstätten Pennsjlyaniens, eine Entfemimg Ton etwa
210 km.

Der Gksamtweg, den die Ene zurfickanl^en haben, ist

etwa 1200 km zu Schiff und 350 km zu Eisenbahn, wobei ein
zweimaliges Umladen erforderlich ist*. Die Kiitfernung ist

aläo gröfser als irgend eine in Deutschland oder England fUr
die j^enindustrie in Betracht kommende.

Diesen grolsen Entfernungen entsprechen aber die Fracht-
kosten keineswegs; besonders iät die Seefracht auCserordentlich

billig auf der ganzen grossen Entfernung etwa nur 1 Dollar pro
Tonne. Auch die Eisenbahnfrachten werden, hauptsächlich

infolge der Konkurrenz, niedergehalten, die sich die Privat-

eisenbahnen untereinander machen. Doch sind sie bisher an
«ich nicht niedrig: Ballocl^ gibt für die Fracht Mesabi— Duluth
8*' Cent = 3,v?() l^Tk. nn, was uni^ 'tahr Pf. pro tkm aus-

niaclit, für die Fracht von den Kriehäten nach Pittsburg

lUö Cent = 4,41 Mk. bezw. 2,1 Pf. pro tkm.

In den letzten Jahren haben nun allerdings die ^mf^en
Kisen- und Stalilunternehnier mehrere der Hauptlniion erworben,
so die l'^cdcial Sieel Comp. Ib99 die Eisenbahn Duluth

—

M'-snlti, dieselbe, sowie Carnegie Linien von (^levcland nach
Putüburg. Sie hoffen, die Transportkosten auf letzterer Strecke
bis zu 25 Cent pro Tonne heraozubringen *.

Es werden darnach die Kosten einer Touin I^rz in Cleve-
land, also nacli der Ausschiffung, auf 1,82— Dollars an-

gegeben, wovon auf Gewinnung 0,2.")—1,5 Dollars, auf Abgaben
(\"5— 0,5 Dollars, Tran-pDiikn^ten l,ü2— 1,8 l)(dlars und
Kuiiiiüission 0,1— (>,15 Dollars entfallen". Tatsächlich waren
die Erzpreise in den letzten Jahren « auch schon vor der

> Ballod.u. ft. 0. &187.
« Ebenda, S. 18«.
» A. a. 0. S. IH7, 188.
* KWenda, S.

• Suhl und Eisen lö97, 8. d50%.
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Hausse meUt höher. £b kostete ntfmlich in Dollars Flufs-

robeisen

1898 1899 1900 1898 1899 1900

Marquette
3,3 6.2Mesabi 2,15-2,25 2,25-2^ 4,4-4,9 bpecular 12

Krl.BeBsemer
Marquette exii a

low-phospb,
Hematites 2,85 3,0 5,6 3,9 6,9

Mesabi von Marquette uün-
2,5Bessemer 1,8 2,0 4,1 Bessemer 2,4

Zwischen 1899 und 1900 ist der Erzpreis auf mindestens das
doppelte gestiegen \

Bisher kann man darnach kimm behaupten, dafs die

amerikanischen Hochöfen ihre Erze etwa wesentlich billiger

erhielten als die deutschen oder engh'scheii. Auch abgeüeheu
davon, dass die deutschen Erze in guten Zeiten hingst nicht

so rapid im Preise zu steigen pflegen, ist selbst in gemäfsigten

Zeiten; wie 1898, der Erzpreis nicht geringer als bei uns.

Rechnet man noch zn den oben angegebenen Summen 100 cent
fUr die Fracht Cleyeland—Pittsbur^ so stellt sich die Tonne
ESrz in den pcnnsylvanischen Hochöfen auf reichlich 3,5 Doli,

im Durchschnitt-; diese Summe wird nur von einem Teil der
rheinisch'WestfiUischen und schlesischen Hochöfen übertroffen.

Kohlen und Koks bezieht Pennsvlvanien natürlich billiger,

als etwa Lothringen bei uns, aber der Unterschied gegenüber
Rheinland—Westfalen oder Schlesien kommt kaum in Betracht.

Bei allem Reichtum der Vereinigten Staaten an den beiden
Rohstoffen der Eisenindustrie muls daher festgestellt werden,
dafs sie sich im Hochofen nicht billiger als bei uns stellen.

HI. Sehr unsiclier ist wieder der Vergleich zwischen
deutschen und amerikanischen Arbeitskosten.

Es ist ja bekannt, wie sehr viel höhere Löhne in Amerika
gezahlt werden, :\\^ auf dem Kontinent und auch in England.
Gates, Vorsitzeuder der , Steel and VVire Comp/ gibt den
Tageslohn eines Arbeiters im Oktober 1898 an auf 7,60 Mk.
— Monatslühn 45,4 Dollars =191 Mk. — im August 1899
auf 9,5 bis 10 Mk. — Monatslohu 58,6 Dollars = 240 Mk. —
und zwar für gelernte Arbeiter 12,8 Mk., fttr ungelernte

8)6 Mk« Er meint, dafs man in den Vereinigten Staaten um
60—85^/o höhere Löhne als in Europa bezahle. Die ,Laboiir

Qazette' gibt als Jahreslohn bei den grofsen Stahltrusts fUr
gelernte Arbeiter 3000 Mk., flkr ungelernte 1500 Mk., durch-
schnittlich etwa 2200 Mk. an, — vor der Fusion 2630, bezw.

' hwank, a. a. 0. S. 1$.
* Vgl. Ballod S. 18&
* Vgl. hiem Ballod 8. 194—197; StaU und Eisea 190a B. 1014.
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1250, durchschnittlich 19G0 Mk. Es entspräche das etwa dem
Gates äclien Prozentsatz.

Nun wird zwar auch von wesentlich niedrigeren Löhnen
berichtet; naeh einem Artikel^ de« New York Eng. and
Mining Journal vom 8. X* 1898 soll swar der Tages-^ nicht

aber der Jahreslohn der amerikaniKhen Beig- und Eiaen-
arbeiter höher als in Europa sein wegen der unregelmäfsigen

BeechAftigung. So verdiene ein Bergmann zwar 7,35—8 Mk.
pro Tag, aber nur etwa 840 Mk. im Jahr. Doch scheint

mir die Richtigkeit dieser Behauptung gegenüber allen andern
Angaben sehr zweifelhaft. Gewifs ist der IJetiieb in den
aniPi ikanischen Werken sehr viel üchwankeiidcr als bei uns,

all» ! «lal's ein Arbeiter durchschnittlich nur etwas über KH) Tage
im Jahre beschäftigt ist, dürfte doch wohl nur in Kriö<iiijahren

vorkommen. Man darf nicht vergessen, dafs unsere Jahres-

lohnberechnungen auch meist eine etetise Beschäftigung
voraawetsen, wie sie 1901 nur ein Teil der Metallarbeiter

gehabt hat
Im ganzen wird jedenfalls auch in der amerikanischen,

nicht schutzzöUnerischen Literatur die groJse Höhe der Lohne
als ein Faktum hingestellt^.

Der für die Lebenshaltung der Arbeiter entscheidende

Reallohn ist infolg:e d^r hohen amerikanischen Warenpreise
etwas geringer anzus tzen. Doch sind gerade die Haupt-
bedürfnisse des Arbeiterhaushalts infolge niedriger Getreide-*

und Nahruii^smittelpreise nicht teurer zu befriedigen als in

Deutschland. Jedenfalls ist der Reallohn noch ein ganzes Teil

hbhet als bei uns. — Ein Teil der h5hmn Löhne ist auch
gegen die grösseren sosialpolitischen Lasten Deutschlands auf-

surechnen.
Dementsprechend ist aber auch die Leistungsfähigkeit der

amerikanischen Arbeiter der der europäischen Überlegen. Es
ist anzunehmen, dafs die auf eine Produktionseinheit ent-

fallenden Arbeitskosten trotz höherer Löhne den deutschen
t-iwA »gleich siiifl. wie denn fOx i iiau])t die J atsacho wisj>en-

>rlial tlicli als anerkannt gelten darf, dafs höliere Löiine und
niedrigere Arbeitskobten — wenigstens innerhalb einer in-

dustriell 1 Ii kIkmuwickelten Kultur — meist zusammentallen.

Auch Gates nimmt die amerikanischen Arbeitskosten als

deich an^ — Ich versiebte darauf, die höhere Leistung»-

uhigkeit der amerikanischen Arbeiter in den Nordstaaten

* Zitiert nach Stahl und Etseo 1896, 8. 1061.
* Atkinson, in zwei Vorträgen „The interdepence of natiODs" tmd

«fihtisb Manufactnrrs sind the Policy of unfettered Commerce", Apri! 1901.
* Ii5ö2—1»% kobiete in Chicago der Weizen weniger als der W eizen

ia Berlin 55-47-50—80-^ Mk., als der Roggen in Berlia 55-80—
Sa—28-21 Mk. Vierte\jahrshefte 1898, Heft I, S. 21, 22.

* Ball od a. a. 0. S. 197.

ForaehuBgea XXL 8. — £«sto«r. 8
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durch ZaMen zu belegen, da gans einwandsfreie Angaben doch
kaum zu machen sind; als Beispiel führe ich nur an, dafs

man die Jahresleistung eines amerikanischen Grubenarbeiters
auf 450, die des deutschen auf 271 t Kohlen einschätzt^.

Atkinson geht so weit zu sagen, dafs auf der Höhe ihrer

Löhne die Leistungsfähigkeit der amerikanischen Industrie

beruhe; ein Ex])ort finde nur in Waren statt, die von höher
gelöhnten Arbeitern hergestellt vvilrden^.

Inimerhin ist der Unterschied zwischen den Löhnen in den
Vereinigten Staaten und Deutschland so hoch, dafa wenn zwar
nicht höhere, so doch aucli nicht geringere Arbeitskosten für

Nordamerika anzunehmen sind. —
IV. Bedeutend sind dagegen die Vorteile, die aus den

enormen Betriebskombinationen der amerikanischen
Eisenindustrie resultieren. Dem Verzeichnis yon Swank*
entnahm ich einige Angaben Uber die grOfsten der Trusts

:

Die Carnegie Company besitzt eigene Erz- und Kalk-
lager, Kohlengruben, Eisenbahnen, Schiffahrtslinien mit einem
Kapital von 100 Mill. Dollars; die Federal Steel Comp, eben-
falls Erze, Kohlen, 20 Hochöfen, Walzwerke, Eisenbahnen
mit loO Mill. Dollars Kapital; ebenso die American Steel and
Wire Comp, in Jersey mit 90 Mill, die National Steel Comp,
im New York mit 50 Mill., die Republic Iren and Steel Comp,
mit 55 Mill. Dollars Kapital. Dazu kummen die National

Tube Comp. — vorzüglich Köhren :— 80 Mill., die Amer. Bridge
Comp, mit 70 Mill» die American Sheet steel Comp.: 52 MiU.,
die American Tin Plate Comp.: 50 Mill. — Walzeisen und Weifs-
blech — , American Smelting and Rifing Comp, in New York:
65 Mill., American Car and Foundry Comp, in St. Louis:
00 Mill., American Steel Hoop Comp, in Pittsburg: 83 Mill.

Dollars, — vorwiegend Bandeisen — , die Crucible Steel Comp,
mit .jH Mill., die Shipbuilding Comp, mit 30 Mill. Dollars und
noch mein ro -indoro mit gleich hohem K;i|/ital. Vau in den
Trusts angelegte Kapital schätzt man auf im ganzen 5000 Mill.

« Stahl und Eisen 1900, S. 344.
* £r sagt S. 29: 1 chaUenge aay one to name a liiigle artide liatsd in

the nianitpst.s of onr oiitpoinfr vesspls in which rhf wajjes or earninps of
those wbu pertom the mauual and mechanical work ot iheir production are
not higher in terms of money by twenty-tive to one hondred per cent thad are
the wages of the manufacturing or exporting countries, chiefly Great-
Britain, France, Germany and Belpritim from which the saine kinds of poods
are sent out to other parts ot the world. I challenge aoy oue to name any
arlide , even of the crade prodocts, of (he field and the mine, in whidi fhe
wages recovcred from the export by the producers of this conntry are not
f-om live to ten tinies so urcats as are the wages or earnings in money of
other cüuutiies from which crude producta of like time are sent ont into
the markets of thi- world.

^ Swank, Direktory to the Iren and Steel Works of the Unitetl

btateb, lö99; ebenso *The consolidations and Listed btock Companies in the
Xron and Allied Tradea>; Supplement to the Iron Age 27. XII. 1900.
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Dollars. — Auch in Canada hat sich vor zwei Jahren als

Dominion Ck>al und Steel Cromp. ein ähnliches Riesenunter-

nehmen aa%etan K
Die Bewegung macht natürlich immer weitere Fortschritte,

besonders durrh Ankauf eigener Erzgruben, Eisenbahnlinien
und Damptertlotteu.

Die in § i\ besprochenen Vorteile solcher Betriebü-

kotnbinaiionen gelten für Amerika in noch höherem Mafse,

doch scheinen den Vorteilen bei derartig grofsen Vereinip^ungen

auch einige Nachteile gegenüber zu stehen^, einmal ein suirkes

Steigen der Grundrente, ferner auch die Möglichkeit der
KapiUilauögabc zu unproduktiven Zwecken. Die Kombinationen
der letzten Jahre, besonders das Aufkaufen der Transport-

linien ist teilweise zu so hohen Preisen erfolgt^ dafs auf
Ordndergewinn and Kapitalverzinsung ein grofser Teil der
Einnahmen verwandt werden mofs, und die Bestttndigkeit

der Riesenuntemehniungen in Depressionsseiten doch in Fnge
gestellt ist.

Immerhin tlberwie^n die wirtschaftlichen Vorteile der
Kombinationen erheblich^ um so mehr als ihre Wirksamkeit
durch die Uandekpolitik der Vereinigten Staaten in hervor*
ragender Weise unterstützt wird.

V. Dazu kommen noch mehrere Vorztlge technischer
Art, hauptsächlich auf dem Gebiete des Transportwesens*.
So verwenfl'^t man bessere Entladunj}:svorr!('!itnni:en, nämlich
trichterfönni«' t^ebaute Wahren, deren KntladunK durch blofses

Offn«'n der Klappen bewirkt wird, sowie ^^'a^r^'onH mit liöberem

Tonnengehalt, was eine grofse Ersparnis bedeutet. Nach An-
gaben des Ingenieurs ^laeco* können die anierikaiiischen

Waggons 55 t fassen gegenüber 10—15 t in Deutschland;
daher brauche ein preufsischer Durchschnittszug von 7« 5 Achsen
oder ^^8 Wagen a 15 t 8o4 m Geleislänge, ein araerikauibcher

von i^leicher Ladeßihigkeit, 143 m — {V\ Wagen k 45 t). —
Die Nutzlast sei viel gröfer; auf die Tonne kttmen dort nur
35^) kg Tara, in Prenfsen 533 kg, und die Zvgkosten
stellten sich demgemSfs in Amerika nvr auf 0,62 Pf. pro tkm.

Ein anderer Vorsprung liegt in der stärkeren Ver-
' wendang von Maschinenarbeit bei der Produktion, wie dies

ftr Fe&n in § 14 schon dargetan wurde. Auch in der
Nagelindustrie hat man schon müi mit Maschinenarbeit be-

gonnen und f\lhrt dies in stärkerem Mafse als bei uns durch.

Bei den Werkzeugmaschinen wird von Fachkennern vielfach

die schärfere Präzisionsarbeit betont, von anderer Seite aller-

dings lebhaft bestritten.

> btaiii und Eibeu 1899. 8. 1034.

BsUod s. 9u O., S. 198.
• Ball od a. n. 0., S rn.
* Ötehl und Eis«» im, 7^., 765 und 1^99, S. 7äti.

8'
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Ein {iTulcrer, viel besprocheDcr Vorzug der amerikanischen
Industrieveriiältnisse, liegt in der gröfseren Uniformitiit ihrer

Erzeugnisse, der geringen Zahl ihrer Modelle. Ks ist drul>en

viel weniger üblich, nach Bestellung zu arbeiten als bei uns;
ffewiase in der Zahl betchrttnkte Modelle werden Torrätig ge-
nalten, und unter diesen mvSk aicb dann der Käufer aur Wahl
entschlieOBen ^.

Im einseinen kann hier natürlich nicht auf technische

Differenzen ein^gangen werden. Von einer allgemeinen Über»
legenheit amenkaniflcher Technik kann man wohl kaum
sprechen.

Als Nachteil schliefslich wird noch angeführt, (lafs

die wisssenschaftlichen Prütun^en und chemischen Unter-
suchungen, besonders in den i^üdstaaten, recht unzuverlässig

sind. Daher gilt das Giefsereirobeisen auä Alabama als ziem-
lich mangelhaft

VI« Wae flchlieblleh die allgemeinen Faktoren anbelangt,

on denen die Blttte einer Induttrie abhängt, heimischer
Absatz und Verbrauch, Lebhafltiffkeit des inneren Verkehrs^
Kapitalreichtum y so ist es bei der grofsen Verschiedenheit

der Eonsumtionszwecke innerhalb der Eiaenindustrie kaum
möglich, allgemein gültige Tatsachen hervorzuheben.

Nimmt man als Mafsstfib den Roheisenverhrfiuch pro Kopf
der Bevölkerung, ein mangelhafter Notbehelt, so erhiilt man
17<) kg für IPOo, also weniger als in England und etwas mehr
als in Deutschland.

Es dürfte aber nicht richtig sein, daraus auf eine grofse

Kaufkraft der au^erikanlachen Bevölkerung zu schlielsen. Auf
einiselnen Gebieten, so an Maschinen, Weifsblech, besonders
landwirtschaftlichen Werkseugen und Maschinen, ist der ge-
brauch allerdings bedeutend höher als bei uns. — Der Kapital-

reichtum steht noch weit hinter dem Englands, Deutschlands,
Frankreichs zurück.

Sehr stark ist die Verkehrsentwicklung innerhalb Nord-
amerikas infolge ihres enormen Eisenbahnba iies; sie haben
nm ein Viertel mehr Kilomotor Schienen liegen als ganz
Europa. Trotzdem ist bei den weiten Landfläclion Amerikas
die Dichtigkeit seines Eisenbahnnetzes auch nicht annähernd
dem Deutschlands zu vergleichen. Die für den heimischen

Absatz in Betracht kommenden Eisenfracbten, besonders von
Pennsylvanien nach den Industriestaaten der atlantischen Küste,

sind verhttltnismttfsig niedrig. —
Versucht man die festgestellten Erscheinungen in ein

Gfesamtbild zusammenzufassen, so wird man folgendes sagen

Wedding, Eisenhuttenweseo S. 76 luhrt dies mit Recht auf
historische Gründe zurück ; in Amerika Mi nicht wie bei uns der FiArikbetrieb
ans dem Handwerk eatstendeo.

üigitized by Google



XX[ S. 117

können: Nordamerika ist ungemein reich an Rohstoffen,

Kohlen und Ersen. Trotz niedriger Frachten erhalten aber
die Eisenwerke infolge der grofsen Entfernungen ihre Roh-
stoffe nicht billiger als bei uns. Trotz höherer Löhne sind

die Arbeitskn.sten etwa crleich. Aus den Betriobskombinationen

ergeben sicii uber\vi<4;«'iKl Vorteile. Der heimische Absatz
ist etwajj weniger intensiv, vor alhnn gröfseren Schwankungen
aus£re«etzt als bei uns. — Darnach eind die Produktions-

kuöten im ganzen günstiger als in Deutschland, aber nicht

bedeutend
Die Angaben über die Produktionskobtcii dcä Roheisens

speziell öind sehr schwankend; nach dem Dortmunder Jahr-

buch 1900 betrugen sie — wohl in Pittsburg — fUr die Tonne
Thomauoheisen 1897: 45,02 Mk, ohne Generalunkoeten, wo*
Yon anf £rae 18,59 Mk., Koks 18,19 Mk«, Kalk 1,94 Mk^
Arbeitslohn, Reparaturen 5,54 Mk. entfallen, also ungefilhr

gleich wie in Bheinland-Westfalen und teurer als in Lothringen
und Ilsede. Die Selbstkosten einer Tonne ThomasstahlblOcke
wird auf 72,14 Mk. berechnet^ wovon an Nebengewinn für

basische Schlacke 2,90 Mk., Stahlsclirott 1,49 Mk., alte

Koqaiilen 0,41 Mk. abgingen« — Allerdings werden auch
wesentlich niedrigere Ang^en gemacht, so für die Tonne
Bessenierroheisen 0,75 Dollars ohne Qeneralunkosten in Pitts*

bürg, wovon Koks nur 1.") Dollars*; — für dasselbe Jahr
37,0 Mk. tiir Bessemer und 37.40 Mk. lür Giefsoreiroheisen *,

Die Produktionskosten in Alabama sollen 1S<I7 bis auf 27 Mk.,
IS'JO sogar auf 20 Mk. herabgegangen äein*, hauptsächlich

infolge })illigen Kohlen- und Erzbezuges. Gleichwonl scheint

die Kisciiindustrie Alabamas nicht voranzugehen: übrigens
gab auch das Peiner Werk für dieselben Jahre niLiu höhere
Zitfern an. Viel läfst sich aus diesen Berechnungen nicht

«chliefsen *.

Die geringsten Preise zwischen 1897 und 1900 be-

trugen • fllr

Oiefsereirohetsen Kr. I., Philadelphia Juli '98« 11,25 Dollars,

graues Puddeleisen PitUburg Juli '97« 8,25

Bessemereisen PitUbuig Mai '97« 9,25 ,

Stabeisen Pittsburg Februar '97«1U,0 ,
Bessemer Flnfseisenknttppel Mai '97= 13,85 ^

* EbSDSO im ffaazeo Ballod a. a. 0^ Ingenieur Schröder- Düsseldorf,
Stslü nod Eis« 1897, 8. 948, 1899, S. 152.

« Stahl und Eisen 1897, S. 948fg.
* Ebenda 1^99. S. 76,

* Elmida löi^i, 8. 439 fg.

* Vor einer ns gOnstigeD Bsortsüiing der smeriüswitchSB gegcnohtr
den eoglUchen Produktionsbediogmigen warnt Schoenhoff a. a. 0. S. 102
pWith nü ht'T ftntiquitated appHance^, a dozen years s^ ind her humdram
meUiodb Ol l^U>r and menagement, the cosc of production (in EagUnd) was
Ol nnefa higiMr thsa It is at tbe bsit appointsd worin ia Aoierica to-daj."

* Swank «. a. S. 4A.
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Selbst in so besonders ungünstigen Jahren, wie es 1897
tur die amerikanische Eisenindustrie war, und wo von einer

inländischen PreiserhOhtiDg durch Zdlle und Trusts noch keine
Rede sein konnte^ standen die PitUburger Preise nicht «ehr
bedeutend unter den deutschen Durchsäinittsjfreisen in De>
pressionsjahren. Die amerikanischen fiisenpreise unterliegen
so starken Schwankungen, wie die keines anderen Landes, —
übrigens ein Beweis, dafs hohe Zölle an sich keine Festigkeit
der Preise garantieren. Stahlschienen z. B. schwanken seit 1880
zwischen 17,H2 Doli, und ()7,5 Doli., Qieisereiroheisen Nr. I
»wischen 11,(3(3 Doli, und 28,5 Doli.»

—

Für die uns vorliegende Frage nach der Gefahr des
amerikanischen Wettbewerbs in Deutschland und auf dem
Weltmarkt sind nunmehr die amerikanischen Absatzbedingungen
in das Ausland einer kurzen Prütung zu unterziehen. Es
zeigt sich zunächst, dafs sie in keiner Weise mit denen
Deutschlands oder gar Englands verglichen worden können.
Die amerikanischen Handebbesiehungen mit anderen Lftndem
sind weniger re^e; insbesondere haben die Kaufleute sich

nicht an so zahlreichen Plätsen niedergelassen wie die deutschen.

Das gilt nicht ftlr Südamerika, wo die Vereinigten Staaten
w^en der geographischen Ntthe hanptsllchlich den Handel an
sich geaogen habeöi.

Wenn trotzdem gerade in Eisen und Eisenwaren die Ausfuhr
grOfsere Dimensionen angenommen hat, so beruht das zum
g^rofsen Teil auf den Trusts und der sie b^ünstigenden ameri-
kanisclicn Handeispolitik.

Die hohen Zölle auf Eisen und Eisenwaren crm?3glichen

es neben der abgeschlossenen Lage Amerikas den grofsen
Trusts, unter Ausbeutung des inneren Marktes den Export zu
forcieren. Es ist eine viel erwähnte Tatsache, dafs die Eisen-

industrie der Vereinigten Staaten, wenigstens in guten Jahren,

für den Export in noch stärkerem Mafse die Preise erniedrigt,

als die unsrige. Die einzelnen Angaben stimmen allerding»

nicht überein.' Nach Gates sind die einheimischen Preise
50—60, ja 70 ^/o höher als die Üzportpreise, nach Guthril»
Präsident der Amer. Steel Hoop Comp, um etwa 20 ^/o.

Jedenfalls handelt es steh um sehr erhebliche Unterschiede,

Ob die In* oder Auslandspreise den Kosten entsprechen^
ob Amerika also ins Ausland zu Schleuder- oder ins Inland
zu exorbitanten Preisen liefert^ ist im einzelnen Fall schwer zu
sagen. Dafs die Industriellen, wie Guthril sagt, mit Ver-
luf<t nur aus Patriotismus exportierten, um Geld ins Land zu
bringen, ist natilriich eine Vorspiegelung, um so mehr als er

* Swank, ebenda.
• Vgl. Ballod a. a. 0. S. 197, 19ö.
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l^eicbzeitlg behauptet, dafs man Deutschland^ England, Belgien

aofihrfn fM>pnen Markten unterbieten könnte'. Wahrscheinlich
wird tiir (Icü Export ohne Gewinn zum Kosten preis exportiert,

und werden desto firmiere (jewinnc im Inland erhoben. Jeden-

falls sind Exportpr( 186, die nicht we.s»»ntlich die Selbstkosten

überschreiten, aui die Dauer nur möglic Ii, wenn auf dem Innern

Markt infolge hoher Zölle ziemlich beliebige Preise erhoben
werden können.

Andererseits hindert allerdings dieselbe Prohibitivpolitik die

Entwicklung der amerikanischen Ausfuhr, weil die Vereinigten

Staaten andern Ländern wenig abkaufen, und daher auch ihr

Absatz erschwert ist* Aber dies macht sich einmal solange

inciit geltend, als sie an Europa noch verschuldet sind, —
und aufserdem nicht filr die Eisenindustrie, die in Amerika
ja eigentlich nicht auf den fbcport zugeschnitten ist.

Nach alledem gewinnt die weitere Gestaltung der amen
kanischen Handelspolitik auch für die uiibrige ein weitgehendes
Interesse. Nicht etwa, weil man hoiSen könnte, iUr unsern

Etsenezport den amerlkaniacheii Harkt wieder zu. erobern —
dM 18t wohl im grOfseren Mafse ausgeschlossen, — sondern
weil die Möglichkeit einer Konkurrens der Vereinigten Staaten

wesentlich bedingt ist durch ihre hohen Zolle und die dadurch
ermöglichte Forcierung des EIxports; diese wttrde mit einer

Zollroduktion wahrscheinlich ihr Ende finden. Denn dann
wttrde die amerikanische Industrie ihre Inlandspreise er-

mäßigen müssen, um sich nicht durch die ausländischOi in

erster Linie englische Konkurrenz unterboten zu sehn.

Eine derartige Schmälerung der im Inland erzielten Gewinne
wUrdc die Beibehaltung von Schleuderpreisen für den Export
unmöglich machen und damit die Qefahr der amerikanischen
Konkurrenz wesentlich vermindern.

Es ist nattirlich noch sehr unsicher, welchen Qang die

Handelspolitik der United States weiterhin nehmen wird.

Zweifellos mehren sich die Anzeichen, dafs man daran denkt,

von der Hnrliselintzpolitik abzugehen, wie es Me Kinl^'V in

seiner letzten Kede in der Pan American Ausstellung in

Butfalo am 5. Sept. 1901 gesagt hat'^: „Isolation is no longer

posflible or desirable . . . Heciprocity treaties arc in harmony
with the spirite of the times, measuries of retaliation are not"
Kühler klingt allerdings die Botschaft des neuen Präsidenten

Koosevclt Auch viele and<'rft amerikanische .Staatsmänner

und Publizisten sind für Ermälsiguiig des M c. Kinley-
Tarifs tätig; vor der Hand scheitern aber die Bemühungen

' Zitiert nach „The buUetiü ot the Amer. Iroo and Steel Assoäüüoa,"
1 üiUd. 21). 6ept. 1901,
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der ReziprozitätstVeunde noch an dem Widei^tatid des Senats

und der Interessenten, die meinen : ,Let reciproeiU wait' ^ Es
scheint auch fraglich , ob die Anhänger von Handelaver-

trägen gerade Ermäräigungen der Eisenzöllo ffXr den Fall ihres

Sieges in Aussicht genommen haben; bisher ist haaptslchlicb,

auch bei Atkinson, von einer ErmXisigung der Zölle auf
fremde Rohstoffe die Rede, ^^'ahr8cheinlich wird sich aller-

dings ein Umschwung der Zollpolitik auf die Eisenindustrie

mit erstrecken. — Die Entwicklung der Zölle hängt sehr von
finanziellen Rücksichten ab; jedenfalls bedeuteten in den letzten

Jahren die o^rofson Ausgaben anläfslich des Krieges mit Spanien
ein starkes Hindernis tiir Zollreduktionen".

Fast noch wichtiger dürfte in dieser Beziehung ein

etwaiger Kampf ge^^en die Trusts werden, denn diese sind ja

zum grüfscu Teil aul der amerikanischen Zollpolitik aufgebaut,

und sie können daher wirksam nur durch ^oUermäfsigungen
angegriffen werden. Fttr die nächsten Jahre ist entgegen den
ersten Ankündigungen Rooseyelts ein solches Vorgehen
nach der Botschaft an den Kongrefs ausgeschlossen. Dafs es

aber in absehbarer Zeit zu einem solchen Kampf zwischen

Trusts und Konsumenten kommen wird, ist sehr wanrscheinlich.

Denn auf die Trauer wird die Masse der amerikanischen Ver- •

braucher nicht willfahrig genug sein, um sich zu Gunsten des

Auslandes höhere Proise al)ne})nien zu lassen. Zölle auf Kr-

Zeugnisse von Exportinduätrieu lassen sich nur schwer auireclit

erhalten.

Aber selbst wenn auch die amerikanische Handelspolitik

noch lange unverändert bliebe, dürfte doch — aufser iu ge-

wissen Waren — auf dem deutschen Mar kte der amerikanische
Wettbewerb unserer Industrie kaum sehr gefährlich werden,
wie es ja auch bisher nicht der Fall ist. £iner weiteren Zu*
nähme des £x})<jrts stehen die bedeutenden Frachtkosten
nach Deutschland entgegen. Einmal ist die Entfernung Pitts-

burgs V(jn der atlantischen Küste recht grofs, bis Baltimore

520, Philadelphia 5Go, New-York 090 km, — und wenn die

Fracht auch niedrig ist, so beträgt sie doch fdr die Tonne
Roheisen 1,0 bezw. 1,7 bezw. 2,1 Dollars, für die Tonne Stahl

-

knüppel 1,H bezw. 2,1 bezw. 2,4 Dollars. Fertige Fabrikate
kosten '^^'•\^') Dollars — 14,10 Mk. bis New-York'.

Dazu koinmt noch die viel bedeutendere Seefracht.

Schon nach England rechnet man meist ii,ü—4 Dollars pro
Tonne, zuweilen allerdings auch nur 2—2,5 Dollars*. Für
die Seefracht nach Deutächiaud mufs mau aber mindestens

1 The Üulletiu 10. Okt 1901.
> Atkinsott a. a. 0. 8. 87 fg.

« Ballod a. a. 0., S. 189.

* ätahl and Eisen 1897, S. 439, 948.
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10--12 Mk« ADB6tBdii| darclischnittlich wohl mehr ^. In Zeiten

gans anfinigewöhnlich niedriger Preise kostete daher 1896
amerikanisches Gufsrobeisen 48 Mk. cif Hamburg, 62—05 Mk.
verzollt in Mitteldeutachlandi bei ziemlich <::eringer Qualität;

1897 kommt einmal aas Alabama Giefsereiroh i sc ti Nr. III. für

14,4 Mk. cif Hamburg und Thomasroheisen für 51 Mk. ohne
Zoll auf den Markt

"^'f
das ist aber auch das niedrigste, was

erretcbt ist. Der Frachtverkehr wird für Eisen und Eisen-

artikel solange kaum eine Verbillig^iinf^ erfahren, als wir einen

Getrf'idr»import aus den Vereinigten Staaten haben, was auf

absehbare Zeit der Fall ist. Wir dagegen führen nach
Amerika im allgemeinen wenig vohiminöse, fertige Waren aus.

Es gibt dalier keine biüigen Uuckfrachten. vielmehr werden
die 8chiflfe auf der Fahrt Amerika—Deutscliland sciion jetzt

durch den Getreidetransport stark in Anspruch genommen. —
In feineren, billiger zu traiis|>ot tierenden Waren — mit hohem
öuezifischem Wert ioL aber die deutsche ludusine fast

durchgängig der amerikanischen überlegen. —

Ans den vorhergehenden Betrachtungen ergiht sich:

1. Die deutöchü Eisenindustrie ist bis auf wenige Artikel

so stark, dafs sie eine ausländische Konkurrenz nicht zu fllrchten

braucht. Kmn anderes Land hat um so viel günstigere

Prodnktionshadingungen , dafs es unter Hlnzurechnonff der
Frachtkosten uns auf dem deutschen Markte unterbieten

könnte.

U. Infolge der den Verbrauch immer leichter über*

ataigenden Produktion gestaltet sich der Wettbewerb auf
dem Weltmarkt immer schwieriger. Der Erfolg filUt dem
aui der die günstigsten Handelsbesiehungen und Vertrttge

aowie die niedrigsten Produktions- nnd Frachtkosten hat.

III. Es ist nach allem nicht wahrscheinlich, dafs diese

VeriU&lmisse in absehbarer Zeit eine Vernnderung erfahren

werden. Dies würde nur dann der Fall sein, wenn die Ver-

einigten Staaten bei weiterer gewaltiger Entwicklung ihrer

Produktion ihr Zollschutzsystem weiter ausbauten, das tatsäch*

iich 7Äi einem Exportprilraiensystem geworden ist. —
Daraus folgt fiir fiie deutsche Wirtschaftspolitik in B(^zn2"

auf die Eisenindustrie: Abgesehen von einzelnen, angetuiirten

ifakturen f*ind Schutzz^llle nur noch i^r^^i'u Länder mit

K^^ t '"[*tprämi<'n nötig; sohni;,'e Nordauierika heiiie Schutzzoll-

politik aufrecht erhält, ist natürlich an Zollreduktionen ihm
liegen Ii her nicht zu denken. Im übrigen kommt es für die

Eisenindustrie nach der Entwicklung der letzten Jahre weniger

auf Zölle, als auf Absatzbeziehungen und Produktionskosten

< Ebenda 1880, 8. 1094.
• Ebenda 1897, 8. 127.
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an. Unbedingt verwerflich wäre ein MiDÜnalzoli oder gar
eine ZoUerliöhung für Roheisen.

In ihrem gegenwärtigen Stande kann man die deutsche
EiBenindnstrie stantlicheräeita zu unterstützen versuchen, indem
man unser Schutzzullsystem noch weiter zu einem Export-
prämiensystem ausbildet, wie es tatbächlich schon grofsenteils

gesdiehen ist Dies fördert BttDächst die Prodosenten^ schädigt
aber die Verbraucher und damit wieder indirekt die Pröda«
senten selbst

Oder man befördert sie durch Verminderung der Produk-
tionskosten, was hauptsächlich geschehen kann durch Erhöhung
der Lebenshaltung und damit der Leistungsfähigkeit der
Arbeiter, sowie (liirch Verkebrserleifhterungent Frachter-
mäisigungen, ii^senbahn- und Xaualbauten.
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tS

Produktion und Ao&enkandet in Roheisen* (1000 Tonnen).

—5

B Pro-
duktion

Einfuhr =^ Ausfuhr
Mehr-
einfnjir

Ver-

BoImImb

Ant«il dar
Einfuhram
ToxbrMch

2 241 744 154 590 2881 26,3 ®/o

1874 1 yu6 388 76 307 2 218 17,3 «/o

1875 2029 438 171 267 2296 19t0

1876 1846 418 149 864 2110 19,6 Vo

1877 1988 880 219 161 2094 18,1 V9

1878 2148 880 291 188 2287 14,4 «/o

1879 2 257 367^ 434? —
1880 2 729 282 208 24 2753 8,4%

1881 2 914 245 245 ±0 2 914 8,4 o/o

18^ 8381 283 187 96 8477 8,1 «/•

1883 8470 275 258

280

17

85

8487 7,9

1884 8601 265 8686 7,4W<>

1885 8687 216 214 2 8689 5,8

188t) 8 529 165 251
I
—86 8 448 4,9 «/o

1887 4 024 157 212 — 55 8 969 3,9 «/o

1?<88 4 337 217 144 78 4410 4,90/0

1889 4525 338 156 { 182

117
i

268

4607 7,3 o/a

1880 4658 385 4926 7,8

1891 4641 245 III 184 4775 5,1

1892 4988 209 118 96 5034 4,2

1898 4 986 219 109 HO 5 096 4,30/0

1894 5 380 204 155 49 5429 3,8 0/0

1895 O 4O0 ISA 135 58 0 «Uo t5,4 "/O

1896 6 373 323 140 183 65Ö6 4,9 ^/o

1897 6882 m 91 832 7214 5,9 «/o

1898 7818 385 187 198 7511 5,1

1889 8143 618 182 481 8574 7,2 »A»

1900 8 521 727 129 598 9119 7,9 «/o

7856 268 150 118 7 974 3,3 »/o

' Die Ziffern sind ilor Roichs>tatistik entnommen; sie ^reichen von
den in der Begründung zum neuen Zolltarif gegebenen nnerheltlicli ab.

* Bis 1878 nach der in § 2 gemuC> Serin s ausgeführten Berech-
iinng. Vtr 1879 in die Berechnung unsiclier, weil in den ersten 6 Monaten
Dnrchftilkr enthalten ist
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TalM'llf- m.

st

AufsenUiUiUel uud l'rüduktioü vou Gufs waren in 1000 Tüuueu

(.lUDz grober

6e 1«

Eiiifubr'Ausfulir

Nicht all-

fen*:

jrrol>e

'
' e '2 it

Einfuhr*

Feine Gu&waren
6e 2« Produktion von

ÜiUXUOI Auafuhr
(»esohlTT'

Aonren
sonstige!»

j
wAr«ii

1.^75

1H76

1^77

187^

1879

22,9

2:^,0

17.2

14,1

•S7

öl,0'

114,0'

121,0 >

115^51

0,7^

0,7

03

0,5

0,5

1,4

13

1,2

—

"

38

88

83

—
—
56

50

58

333

836

357

18.^0 4.3 10,4 3,6 i>, l G.l • » 55
1

423

\m 15,7 0.1 6,3 36 ' 65
' 459

1888 18,6 8,2 0,1 6,5 37 70 518

1888 17,1 23 0.1 73 40 69 545

1884 183 23 0,1 7,7 44 90 564

1865 5,2 21,7 3.4 0,1 8,0 51 86 538

\m 3,0 17,2 3,0 0,1 8,:{ 52 107 545

Ii'><7 4,4 22,1 0.1 8,i) wo 104 600

5,0 24,o 3,0 0,2 9,3 (il 116 661

]iS88 19,0 4.6 03 113 69 187 784

1890 113 18,2 5,4 03 18^2 73 142 812

1801 •,8 193 43 03 18,7 68 157 794

1898 7,4 18,1 4.6 0,8 183 64
1

167 781

im 8.9 1 1(5,6
< 4

t, t 0.3 15.4 G5
,

188 797

4.2 1 16,2 5,0 0,0 15.9 70
;

190 öOl

5,1
'

19,1 4,1 0,3 74 m 916

\<% 18,6 73 03 20,5 89 195 1080

1807 M 27,7 9,7 0.4 203 86 195 1168

18W 18^ 293 15,1 03 203 92 212 1278

18» 82,9 18,4 0,6 28,6 108 248 1428

1900 21.6

1

31,1 17,2 0,6

1

24,.^

* Enthält bis 1879 die Ausfulir aller ganz grober und grober
Wtreii.

' F.DthiU aach sdimiedeeisenie Waren; beifigHch der Ausftihr vgL
Xibelle IV.

'Bis 1879 ist die Einfuhr, durchgängig die Ausfuhr feiner guls-
and leluuadMiienier Waren nngeichieaen«
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XXi 3. 129

Tabelle VII. Üe^^ainfhedarf an Roheisen fttr Inneren KMUmm
Aast Uhr 1H78-1901 In 1000 Tonnen^

L> Einfuhr von 2. 3.

j
b) Eisen-

a) Roheisen .^^j!""'v''V""

Brud^en ^^^^^^
reduziert

(•) Summe
der Einfuhr,
auf Koheisen
reduziert

Hochofen-
Produktion

Gesamt'
bedarf an
Koheisen

(bumnie von
Ic und 2)

1873 743 392 1135 2241 3376

1874 549 222 771 1906 2677

187 • 825 174 798 2029 2827

1876 584 132 715 1846 25G1

1877 541 345 886 1933 2879

1878 485 274 759 2148 2907

i87y 188 577 2227 2804

1.S80 239 86 325 2729 8054

1881 250 88 388 2914 3252

1882 292 97 388 3381 3769

18^'' 284 100 884 3470 3854

18t*4 272 113 :^85 3601 8986

1885 228 117 340 40-27

188<i 170 07 267 3529 3796

164 119AAV 288 4024 4307

1888 225 121 346 4337 4683

1889 353 155 508 4525 5033

1890 406 191 597 5255

1891 251 1G2 418 4641 50.54

189J 216 134 350 4937 5287

I8yj 227 ll^'i 361 4986 5:347

1894 212 135 347 5380 5727

1^5115 200 140 340 5465 5805

1896 337 190 528 6373 6901

1897 462 139 601 6881 7482

189H 408 171 579 7313 7^92

1 676 219 8148 90:38

827 209 luao 8521 9557

1901 293 144 437 7856 8293

* Die Tabellen Vli und iX fuhren die von Sering in der Ocschichte
der preoftiich-deutBchen Eisenzölle a. a. 0. 8. 294->297 gegebene Über-
•icht fort Ebendort l&fot sich die Entwicklung bis 1834 inrdckTerfolgen.
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130 XXI 8.

TabeUe TUI. Beschäftigte in der Eisen»

Zahl der in den Hanptbetrieben

Gruppe

1875

Beschäf-
tigte

wovon im
Grofs-

betrieb

18Ö2

Beschäf-
tigte

wovon im
Grofs-

betrieb

Eisenerzgrüben 25 284 24314 30 012 2*J 62S

Hüttenbetrieb, Frisch- und Streck

werke 112075 110819 109184 106518

Eisengiefserei und Emaillicrwerki

Schwarz- nnd M^lr., ]; . , ,

'^1m
I

33 9C»4

2 ^'lOn 2 50'^

45 447 I 43692

3 011 ! 2907

Klempner

Sonstige Blechwaren . .

Nägel, Schrauben, Stifte, Ketten

'

Huf- und Qrobschmiede . .

Schlosserei, Geldschränke.

Zeug-, Sensen-, Messerschmiede

und -Schleifer', Feilenh&uer',

Kurzwaren .....
Stahlt ('(lern

Nah- uiul Stt'cknadt'In .

Nadler- und l>rahtwaren

37 762j

22188

134554

70052

42 675

3 978

5 721

8 738

7105

8842
17417

15960

3 927

3140

37 364

10 130

28759

140155

66680

56518

353

3 459

7 557

2470

8 804

11825

2556

12480

21 579

347

3335

4870

Sa. Eisenwaren . 316931 . 60129 845907 68124

Maschinen, Werkzeuge, Apparate

Wagenbau
Schiffsbau

Geschiitzgieftereien

Büchsenmacher

Uhrniai ht^r

Musikinstniincnte

Wisbenschaltlitjhe lubtramente

und Apparate

Lampen
Fahrräder

Elektrische Ind

154122

95 002

11094

5516|

2o ( i9',t

15 904

13 185

3585

!

t

142 499

24 343

9163

2 716

9 4ÜÜ

5 978

3359

170796

98658

24862

693

n647

26 517

21807

13 636

4 687

153723

19711

20.530

sm

13490

7484

4285

:V21 417
I

200 «91 365120 228524

Gesamtsunjiije (aufeer Erz-

gruben) 787 369
I

408 311
j
928619

,
459765

^
* Die 1895 unter ^agelindustrie u. s. w. eingereihten Drahtzieher

Bind zum Zwecke besserer Yergleichung auch 1895, wie 1875 und 1882
unter Nr. 2) „Uttttenbetrieb" aufgef&hrt.
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XXI 3. 131

ud MMehlnen-lateitrie. Tabelle Till.

beschäftigten Personen.

1895 Zunahme Die Zahl der
Beschäftigten 1875
gleich 100 gesetzt:

Beschäf-
wovon im

#1 «anorois-

betrieb

1875 1875

tigte 1882 1895 1882 1895

20670 20559 4 728 — 4 614 119 1 82 1

las OoO 199 III —.2041 10250IV •HIV 97 109 2

84 977 84 271 11 III 50 641 132 248 3

n 1 4

4'J voo

81347

1 A CIO

22533 1
9732 l 43429

1

126

1

i 215
5

o

21778 16 071 1571 -415 107 98 1

142851 8070 5600 7796 104 105 8

104905 58911 — 8422 84858 95 148 9

1

\ 64981
1

—
37 548

\
13 838 > 23000

1

154
10

744 742 : 11

4 135 4 093 -519 157 87 104 12

9031 7 241 1836 3310 132 158 13

483269 171985 28976 116888 109 187 Sa. 5—18

273 935 288088 16676 III 178 14

128 515 57 7 Iis — 1 344 9>« 135 lo

35 336 :iS 977 13 268 24242 219 319 16

9340

12 564

9:^0

10 396
. 1834

1
16888

1

188 i 895
17

18

33 388 9 443 3418 10 289 115 145 19

29 272 21098 5 903 13368 137 184 20

26 582 17 064 451 13 397 103 202 21

10288 10080 1152 6698 183 289 22

7186 6985 7186 28

26821 24776 26321 24

458 754 4-1 ' M .

'

261 2-2 IM 1-1 1? 24

1229 704 838321 141 230 442 315 118 156 Sa. 2—24

9*
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182 XXI 3.

Tabelle IX. Terbraucli au Rohciseu für deu inneren Bedarf
1878-11101 In 1000 Tonnen.

1. 2. Ausfuhr 8.

Im
Jahre

Gesamt-
bedarf an
Roheisen

a) Uohei.sen
und altes

Brucbeisen

h) Ei^en-
fabrikate,

auf Roheisen
reduziert,

im Vfrbaitn.
100:140,
1879-1900
im > erbaltn.

100: 133 Vs

c) Summe
der An5;fnlir.

aufRoheisen
redusiert

Roheisenver-
brauch fbr
(\ou inneren
liedarf(Ilift>>

rens von 1

und 2 c)

1873 8376 158 268 421 2*j.:.4

1874 2677 222 341 563 2114

1875 2^27 432 771 20^.7

1876 2561 306 500 806 1755

1S77 -.'*19 365 782 1148 1671

1878 2907 416 884 1300 1607

1879 2804 850 1283 1520

1880 2)054 819 988 1802 1753

1881 818 1183 1496 1756

1882 oiOv 279 > 1163 1442 2828

1883 tfoM 819 1219 1588 2316

1884 OVOO 274 1156 1430 2556

1885 4l»z7 250 1177 1427 2f>00

1886 oiyo 345 1250 1595 22t:>0

1887 43u7 273 1321 1594 2713

1888 4Wo 195 1258 14.53 8231

1889 50'>o 190 1300 1490 8543

1890 182 1152 1848 8921

1891 218 1393 1605 8449
4 AAA
1892 qVSI 178 1897 1574 8713

1898 5347 172 1517 1688 3659

1894 282 1747 1979 3748

189.) 220 1842 2064 3741

1896 6901 193 1979 2172 427S

1^97 7482 129 16.84 1813 5535

1><JS 7892 272 1805 2082 5659

1899 9088 235 1700 1935 6984

1900 9557 191 1811 2002 7555

1901 8298 804 2724 8028 5265
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Vorwort

Die Verfasserin der vorliegeDden , der Berliner philo-

sophischen Fakultät als Dissertation eingereichten undf von
dieser angenommenen Untersuchung über die Berliner Fila-

schuhmacherei ist kurz nach bestandenem Doktorexamen so

ernstlich erkrankt, dafs sie ihre im Berliner staatswissenschaft-

lichen Seminar gemachte Arbeit weder nochmals durclisehen

und in den Zahh'ii und Anmerkungen nachpnii'en, noch selbst

ein Wort der Einleitung schreiben konnte. Um die Arbeit

nicht veralten zu lassen und den Anforderungen der Fakultät

zu genügen, iiiuL^Lu daher mein Assistent Dr. Spiethoff und
ich die Drucklegung und Fertigmachung übernehmen. Wir
hoffen, dafs dadurch keine zu erheblichen Fehler stehen ge-

blieben seien.

Frilulein Charlotte Reimers aus Hamburg war eines

der besten Mitglieder meines Seminars. Mit ausgezeichneter

Vorbildung, durch mancherlei soziale Hilfsarbeit vorbereitet^

von den allgemeinsten geistigen und sozialen Interessen er-

füllt, hat sie sich trotz sehr 7,arter. leidender Gesundheit der

grofsen persönlichen Muhe unterzogen, welche da^ Studium
der Berliner Filzschuhmacherei und ihrer Ar bei kr ntorderte.

Jeder fein empfindende Leser wird neben dem nat i
ti al< ko-

nomibchen Wert der Arbeit das psychologische und kiiltur-

bistoriscbe Urteil in derselben zu würdigen wissen. Fräulein

Reimers schickte steh eben su einer grofsen Untersuchung
auf dem Gebiete der Heimarbeit nach der magna cum laude

bestandenen Prüfung an, als die Überanstrengung der vor-

hergegangenen Zeit sich durch einen leidenden Zustand rächte^

der sie auf Monate von der Arbeit fernhält In der Hoffnung,

dafs sie bald wieder mit hergestellten Kräften sich ihren

Studien widmen könne, übergebe ich das Heft der Öffent-

lichkeit,

Berlin, im Juli 190G.

G« Sehmoller.
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I.

GeschichtUclie flutwicklaug.

Bedingungen and Ursachen für die Entstehung.
Über Behufs andrer Handwerke an Meistern und
Gesf'llen. Als in rlor zweiten Hälfte des 10. Jahrhunderts
das Haiidwr'rk der grofsindiif>triellen Fabrikation weichen
mufste, blieben für die ^^elernten Handarbeiter nur drei Mög-
lichkeiten übrig. Entweder sie suchten durch Herabsetzen
der Preise den Verzweiflungskaiupf mit der Maachiueuindustrie

aufzunehmen, wie die Handweber es getan, um schliefslich

doch dem Stärkeren weichen zu mttasen; oder sie liefsen sich

SU Maschinenarbeitern degradieren, verzichteten auf ihre Selb-

stftndigkeit, gaben alle vorteile einer mühsam erlernten Qe-
schickltchkeit auf und gingen in einen ungelernten Beruf
über. Es geschah aber notgedrungen noch ein drittes. Denn
nur diejenigen Handwerker konnten überhaupt daran denken,
die Konkurrenz mit d^r M.ischine aufznnelimcn , die einen

sicheren, ansgedelinten ivniidenkreis oder anderweitigen Abssatz,

auf den sie rechnen küiinten, z. B. an Verleiher, hatten. Und
andererseits, da die Masciiinen Arbeitskräfte übertiüsbig niaelien,

so konnten bei weitem niclit alle Handarbeiter ihren Lebens-
unterhalt als Fabrikarbeiter in ihrem alten Gewerbe finden.

Eine grofse Anzahl gelernter Handarbeiter wird beim Über-
gang vom Handwerk zum maschinellen Grofsbetrieb aus seinem
Gewerbe verdrängt und steht vor der Notwendigkeit, einen

anderen Lebenserwerb zu suchen. Dafs dies nicht so einfach

vor sich geht, wie der liberale Individualismus es glauben zu
machen bestrebt war, bedarf heute kaum der Erwähnung.
Mittellos, ein älterer Mann, kann der brotlns fi^ewordene Hand-
werker kein neues Gewerbe lernen. K< mitfs vielmelir der

Erwerb, den er erj^reifen kann, zwei Bedingungen eriüllen :

er darf keine grol'se Geschicklichkeit erfordern, keine neue

Technik zu erlernen aufgeben, und er dai l kein Kaj)ital er-

heischen. Daher ist aus allen Handwerkermonographien
Forschungen XXI 4 (96). — Engel Reimer». 1
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2 XXI 4.

ersichtlich, dafb zunächst ein guter Teil der au? ihrem eigent-

lichen Beruf verdrängten Handarbeiter Nachtwächter wirti,

Fortier, Briefträger oder Badewärter, je nachdem ihm dat
Glück ^llnstig ist, ein anderer Teil aber, dem es echwerer
wird, Sick in einer abhängigen Stellung zarecht zu finden,

weil er schon die lange, schwere Lehrzelt hindurch sich mit
der Hoflfhung getrOstet hat, dermaleinst sein eigner Herr sein

zu können 7 sein eignes kleines Geschäft zu haben, von dem
er sich und die Seinen schlecht und recht ernähren könne«
sucht lieber als ^ Verlegenheitserwerb" einen Beruf, in dem
er weiterhin, wenigstens äufserlicb, den Meister spielen kiuin.

Diesem Bedürfnis brotlos gewordener kleiner Meister und
Gesellen, einen neuen Erwerbszweig zu finden, der weder
Lehrzeit noch Kapital erfordert und doch eine gewisse Selb-

8tänd!<^l<<Mt gewährl''i<t<'t, ist die Fi!z:?chuhniachorei in Berlin

entspruii^^i n, und daraus erklaren sich ihre Ant'Hnge. Sir» i-t

keine Sjiezialisieruug der Scliuhmacherei, sie wurd»' Endo dt r

sechziger und Anfang der siebzijxer Jahn» Zudu« ht für An-
gehörige aller Gewerbe*, die in iiirem eigentlichen llauthverk

kein genfijrcndes Auskommen mehr fanden. Einer der r*rsf^n

Filzschuliial in kanten z. I^., deno es gclan;^^ ^scinen lictrit.-b

einem Grofsbetrieb zu gestalten, war ein früherer Schlädbter-

meistcr.

Qrofsstädtische weibliche Arbeitskräfte. <

Möglichkeit der Hausindustrie. Ein zweiter üm>
stand, der das Emporbltthen dieser Industrie in Berlin iz

der besonderen, vorliegenden Form ermöglichte, lag in dem
Vorhandensein der grofsstädtischen

,
mUfsigen, weibli^MB

Arbeitskraft. Wie die übrigen Bekleidungsindustrien nur
durch die Ansammlung zahlreicher weiblicher Arbeitskrftfis

mißlich sind , wie sie in industriellen Grofsstädten auftreten,

so machte sich auch die Filzschuh Fabrikation die immer schArier

werdende Konkurrenz der arbeitsuchenden Frauen dienstbar.

Es sei an die Worte Alfred ^^^'V)ers erinnert, mit denen er die-

jenigen Industrien charakterisiert, die allein die^e brach*

' XameiitUch kciminon hi<'r <!ie Sattltr itt l^ tiMclit. Diirfh *lif*

veräußerte VerkehrsWirtschaft «'rt'uhr dit» Saftlerei io «ior Mute
19. Jahrhunderte einen ganz bedentenden Umsichwnn^. Der Miutrhln^pti-

betrieb setzte ein, die Zahl di r klt inm Mci^tor guiff g*"* •>rhebl«ch

zurück. PI enge f\ri:rl. Schriften den Vereins für Sn/i.iljkdirik.

Hd. LXVl, S. 4h8) zeif^t \ on Sachsen, „dafs Dresden und J.' ipzi^ .•»ch'tn

1850 einen Rückgang ihrer Sattlerbevölkernng iiaben .... Sechs Jaim-
später i.«*t .... der Kückp:ang ül)« r:ill einjretreteu.'^ Er pbt aa, dlf»
1840 auf cini'ti Sattl rrn- i^tcr in L> \]>/Ä<^ Ml>(j9 EiiiwohntT k;uneiu 1S61
dag»'gen 4*il7, Für die Sattlenneister und (Gesellen war die ril.'sv-hulj-

maeherei besonders darum ein willkommener Verlegeiüieitserwerb, w^-il

sie gewohnt waren, mit der Nadel nmzngeben.
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XXI 4. 6

liegenden Arbeiuknifte verwerten können Wir haben es

in der Filzachuhmacherei mit einer solchen zu tun. Der
Arbeiter brauchte keine Schuhiuaclit'rkf nntnisse zu besitzen;

was von iiiui vt'ilau^t wurde, das konnte jede t-nifache P^rau,

die das Nähen verbtaud, leisten, ohne eine Ltluzeit durchzu-
machen. Ohne diese billigen Arbeitskräfte hätte die Industrie

in Berlin nicht feste Wurzel fassen können. Voll ausnutzen
konnte sie sie aber nur, weil sich die Technik der Filzschuh-
macherei zur Heimarbeit eignet. Das Rohmaterial wie die

fertige Ware sind leicht beweglich, Maschinen wurden in der
ersten Zeit garnioht gebraucht, die Heimarbeiterinnen konnten
ihre Arbeit selbst in dem kleinsten MansardenstUbchen aus*

fuhren. Die ersten Filzschuhfabrikanten haben hiervon in

ausgiebigster Weise Ckbrauch gemacht und die Produktions-
kosten dadurch sehr Terringert

Bedürfnis nach hilliger Ware. Zu diesen drei

Umständen niufste sich selbstverständlich als vierter noch das
Bediirfnis oder wenigstens die Aufnahmefähigkeit für billige

leichte Fufshekleidung im Publikum gesellen. Noch bis in

tli»* Mittf» fler sechziger Jahre dienten der iirmeren Bevölkerung
Berlins llolzsehuhü als Fufsbekleidung, und für die schmutzigen
Strafsen iler Stadt, die Balzac noch etwa io Jahre vor Ent-
stehung Unsen r Industrie einmal in dem ehrlichen Abscheu
de» durch da^j so viel glänzendere Paris verwöhnten i'ranzosen

jener Zeiten „maussade" nennt, hätte man sich kaum ctwiis

Anderes gewttnscht. Die Kinder liefen barfufs. Ledernes
Fufsseug bildete wohl einen Teil des Sonntagsstaates, man
«wftngte sich nur an Feiertagen in die Stiefel hinein und
ertrug dann heroisch die Qualen im BewuTstsein, dafs dieses

Unbebagen nun einmal zu den guten Kleidern gehöre. Sie
»piellen die Rolle, wie etwa jetzt der Handschuh bei den Ar-
IjHeitem. Das Änderte sich in den siebziger Jahren. Berlin

ergröfserte sich, die Entfernungen wucbsen, die Strafsen

wurden besser gepflastert,, und weite Wege auf Holzpantoffeln

rtirOckzulegen , empfand man doch als Unbequemlichkeit.
Von den siebziger Jahren an stieg auch der Wohlstand der
Beviilkcrunjr. so dafs der Lohn nicht nur an«*reichte, um knapp
rias narkt»^ I.oiHni zu fristen, sondern orlauhto. auch auf hes<pre

Kh'idun^' etwas zu verwenden. Bekanntlich war«'n die Löhne
in der ersten Hallt«' des Jahrhundert« stark gesunken, er-

reichten ihren grtifsten Tiefstand in DcutscMand zwisclun

iS40—45 und begannen erst in den sechziger Jahren all-

III J>chrit'tt'u iU'B Vereins für Sozialpolitik, Üvl. LXXX\', 1899, S. 41.

1*
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4 XXI 4.

mählich sich zu erholen. Barhaupt und barfafs zu gehen, ist

leichter erträglich, als keinen wannen Rock anzuhaben, auf

die Schuhe verzir-litotf^ nuin zuerst. Bis in dio sofhziger Jahre

hätte eine derartige industrie, deren Produkte vornehmlich
für die Arbeiterklasse bestimmt waren, in Berlin keinen Absatz
gefunden. Die Filzscliuhraacherei entstand Ende der sechziger

und Anfang der siebziger Jahre, d. h. zu einer Zeit, in der

es wenigstens einem grofsen Teil der Berliner Arbeiterschaft

möglich war, auch rar Frau und Eindor billiges Schuhzeug
SU erstehen.

Besondere fördernd auf den Konsum von FilzsckuheD
wirkte noch ein anderer Umstand: Nach dem Kriege yon
1870/71 verdrängten grofse Mietkasemen die alten Öftuser,

in denen bisher kein Mensch Anstois an dem Geklapper der

Holzpantinen genommen liatte. Aber in diesen neuen Massen-
(^uartieren, in denen oft Uber 100 Menschen hausten, verboten

sie sieh fast von selbst. Der Lärm wäre unerträglich gewesen,

und der Wirt konnte auch nicht davon entzückt sein, wenn
die grofse Kinderschar der vielen Familien ihm Treppen und
Dielen durch das bchwere Fufszeug ruinierten. iCoch bis vor

kurzem konnte man in den Hauaeingängen der Miethätuer

im Osten und Norden der Stadt eine Tafel sehen mit dem

Da war der Filzschuh der beste Ersatz. Auch waren die

neuen, in der Schwindelzeit oft entsetzlich unsolide gebauten

Wohnungen bedeutend kälter als die alten Häuser, und der

warme Filzschuh war dadurch doppelt willkommen.

Erste Anfänge. Die Bedingungen, welche die Ent-

stehung der Industrie ermöglichten , haben auch ihrer ersten

Entwicklung die Bahn vorgeschrieben. Noch in den ersten

der 1870 er Jahre waren die Artikel, die mau anfertigte,

sehr einfach. Es wurden überhaupt nur zwa oder drei ver-

schiedene Arten hergestellt: der Cfordpantoffel, aus Cord mit

Doublesohle, der rote Plttschpantoffel und Plüschschuh und
der schwere sogenannte „pommersche* Schuh aus Filz mit

dicker Filzsohle. Nach einem Musterschuh oder -pantoflfel

schnitt der Meister Oberstoff und Sohle zu, nähte selost oder

mit 2 oder 3 Gesellen nach Sattlerart mit zwei F.tden beides

aneinander, so Hafs die Naht nach aufsen kam, nnrl das Ein-

fassen ])esorgtcn Heimarbeiterinnen. Um den Sciiuh gegen

Feuchtigkeit widerstandstahiger zu machen, klebte man eine

Ledersohle unter die Double- oder Filzsohle. Auch kam man
bald dazu, die Schuhe zu wenden, d. h. die Naht nach innen

zu legen, und liels auch diese einfache grobe Arbeit von

Heimarbeiterinnen ausführen.

Dieser primitiyen Produktionsweise entsprach die Ein-

richtung der Betriebe, Das Kapital , dessen der Fabrikant

Verbot Holzpantinen zu klappern*.
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XXI 4. 5

bedurfte, war sehr bescheiden. Das Material bekam er auf
Kredit, die Lohne waren aufserordentlich gering, Miete f&r
ArbeitsrAmne, Auslagen für Beleuchtung sparte er durch Be-
Bchilfligung Ton Heimarbeiterinnen, Dabei waren die Preise,

die der Fabrikant bekam, sehr gttnstig, so dafs er von den
Verkaufspreisen der Regel nach die Hälfte als Reingewinn
gehabt haben soll. Wie blühend das Geschäft war, dafttr ist

der beste Beweis, dais der Begründer einer der jetzt grölsten

Fabriken ohne weiteres, trotzdem er selbst nicht einen Pfennig
Vermögen hatte, von einem in der Geschäftswelt als sehr TOr-

»ichtig bekannten Manne 80 000 M. geliehen bekam, als er

«eine Absicht äiifserte, eine Filzschuhfabrik zu gründen. Der
Fabrikant zog sicli nach wenigen Jahren mit einem Vermögen
vou liooooo M. zurück.

Der Absatz war ausschlieisiieh ein lokaler. Hatte der

Fabrikant einen Posten Schuhe und Pantoffel fertig j^esteilt,

so packte er sie zusanuntin und verkaufte sie einem Hausierer
oder ging selbst damit hausieren. Das Berliner Publikum,
auf da« er als Abnehmer rechnete, war zai arm und zu wenig
verwöhnt, uui au dem wenig elegarUea Aussehen seiner Ware
Anbtofs zu nehmen. Die Schuhe wurden verkauft, sobald sie

eben fertig waren, ja, es wird allgemein behaaptet, dafs damals
kaum soviel hergestellt werden konnten, als verlangt worden.
Und dieses fllr den Fabrikanten günstige Verhiltnis von
Nachfraffe und Angebot bestand auch noch, als die 2^hl der
FihBsehimfabnken, die Mitte der siebsiger Jahre etwa sieben

beiragen haben soll, stieg. Es erklärt sich dies aus der fabel-

haften Geschwindigkeit, mit der sich Berlin entwickelte. Man
verfcegenwärtige sich, dafs die Bevölkerungszahl Berlins

1^^^057678 betrug, 1805 dagegen 1()78924. Die jährliche

Zunahme war 1875—80= 3,3%, 1880—85 --3,4^/0, 1885—90
- = 4*^'o. Und da gerade die Arbeiterbevölkerung den gröfsten

Anteil an dieser Zunahmo liatto, so wurden Industrien wie
4^x0 FiUschuhmacherei nicht zum wenigsten durch dis Wachsen
<b'r Hauptstadt gefördert. Auch besbcrten sieh durch den
^icl» vergrüfsernden Wohlstand die Lrdine immer weiterer

ScbichtfU, so dafs auch nach dieser Richtung hin der Kunden-
kreis äsich ausdehnte, in diesen Bahnen bewegte sich die

Industrie in den ersten 20 Jahren ihres Bestehens von Ende
Uer 1800er Jahre bis etwa Ende dov lH8<)er Jalne. Die
kleinen Betriebe glichen noch mehr einer Handwerker-Werkstatt
als einer modernen Fabrik. Ihre Uberführung auf den heutigen

Stand wurde durch eine Reihe von Umständen bewirkt, von
denen die wichtigsten die £infClhrung der Durchnähmaschine
ttnd die Aufnahme der Lederartikel waren.

Übergang zur modernen Organisation. Die
PurchnAhmaschine. Aus Connecticut und Massachuseta,
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6 XXI 4

wo die hohen Löhn« der wohlorganisierten Arljeiter in der

Schuhindustrie „eine erstaunliche geistige Fruchtbarkeit um
mit den Webbs zu reden, hervorriefen, wanderte die Durch-
nfthmaschine vor etwa Jahren', so wie die meisten .sp?iteren

Schiihnmschinen , zu uns herüber, (»ärgerte sich zunächst in

der meehaiiisehen Schuhmacherei ein, und Ende der achtziger

Jahre, nachdem auswUrtige grofse Firmen in Sachsen^ Ntirnberg,

Erfurt damit vorangegangen waren, bequemten sich auch die

Berliner Filzächuhtabrlkauten dazu, sie in ihre Betriebe ein-

zuftihren. Der Unterschied in der Technik besteht darin, dafs

der Schuh jetzt, nachdem der Schaft auf die Sohle gezwickt

isty von der Maschine, bcTor er gefüttert wird, von innen

genfthty und das Futter erst nachher eingeschoben wird. Das
Wenden wird dadurch erspart, die Arbeit ist dauerhafter, und

die Produktivität wird ganz ungeheuer gesteigert. Während
sonst ein Betrieb tiiglieh etwa 3—5 Dutzend Paar produziert^.

zMt mnii flin an einem Tage von riTipr Fabrik gelioforieii

Paare jetzt nach Hunderten von J)utzi üden. Was früher

fleifsige Hände mühsam in 1(»— 15 Minuten iertig stellten —
eine geübte Wenderin kann niclit mehr als .S—4 Sehuhe in

der Stunde liefern — das ächaüt die Maschine in wenigen

Sekunden — der Durchnäher näht stündlich etwa 40—5U Paar.

EHlr solche Mengen reichte der lokale Markt nicht aus.

Die Einführung der Durchnähmaschine wies also darauf

hin, füLT eine Vergröfserung der Erzeugung neuen Absati su

suchen, sei es, dafs neue Artikel aufgenommen wurden, die

auf dem alten Markt abgesetzt wurden, sei es, dafs man fto

die alten Artikel neue Märkte suchte. In derselben Richtung
wirksam war die EitTf^nart des Gewerbes als Saisonindustrie,

iuid dieser Charakter wurde durch den Übergang zur ni,-i"<«-lii-

nellen Technik noch versehärft. Der Filzschuh ist ein Saison-

artikel, der mehr als die meisten von der jeweiligen Witterung
abhängt. Je früher im Herbst die kalte Witterung einsetzt,

desto eher beginnt der Verkauf; bei warmem Wetter will

kein Mensch etwas von Filzschuhen wissen. Während frtther

die Händler die Fahrikanten drängten und zur Eile antrtebeSr

weil sie nicht genug Schuhe bekommen konnten, wurde jetzt bei

der in ungeahnter Weise gesteigerten Produktion die Nachfirage

bald befriedigt, und es entstand nun für die Fabrikanten dio

Aufgabe, die Produktionsmittel, in denen jetzt viel Kapital

steckte, in der flauen Zi it nnsznnutzen. Das Nächstliegende

WAV. die lol;:de Besehränkung autzugeben und für den Al>>atz

einen gii lV len Markt zu gewinnen. Man suclite bich aut

ganz Deuueldiind auszubreiten und die \\ are möglichst auch

' Systi'in Makkay. Die erste Durchiimimaschine wurde l?-*)*^ i»

Amerika ert'undeu. In den siebziger Jahren koustruierto ein faiglander

John Keats ein neues Syston, eine DoppeUtichmaschine.
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nach fremden Ländern attunführen. Diea glttekte aber nur
in bescbrttnktem Mafee, denn es standen den Berliner Fa-
brikanten hier ältere, gröfsere, best angesehene Finnen in

I' iyern, Sachsen etc. hindernd im Wege. Zudem kann der
Filsschuh wegen seines beschränkten Gebrauches als Ausfuhr-
ware nie die Bedeutung erlangen wie etwa fertige Blusen and
Hüntel.

Verfertigung von Lederschuhen. Es mufste ein

andrer Ausweg gefunden werden, und auch hier zeichneten

wieder die lokalen Bedürfnisse und Bedingungen den Weg
vor. Man fing an^ bunte leiL-htc Lederschuhe hersustellen,

und liatte damit einen so groisen Erfolg, dafs der ursprUng*

liehe Artikel, von dem heute noch die Industrie ihren Namen
trägt, in den grOfseren Fabriken mehr und mehr zum Neben-

itrodtikt herabsinkt, wenn auch noch in allen Betneben
Tilzsehuhe hergestellt wrrdfn. —

Bunte Lederschuhe waren immer beliebt, aber su- uralten

noch zu unsrer r4rofsmiitter Zeiten als Luxus. Satt);uiscliuhe,

weifi^^ Olacescliuhe oder die sogenannten Uoldkaferschuhe
tru^^en Damen nur zu grofser Toilette, und auf ihre Herstellung

wurde ganz besondere Sor^talt verwendet. Jetzt machte man
solche Schuhe in Schatleder nach, fütterte sie mit glänzendem
Baumwüllutlas, klebte eine fast durchsichti^^e Ledersohle drunter,
und der hübsche Schuh prangte zu einem Preise von 3—4 M.
und weniger im Schaufenster und entzückte die jugendlichen
Käuferinnen. Die Ware fand grofsen Anklang. Mit der
steigenden Wohlhabenheit hat sich in Berlin ein bisher nicht

gekannter Hang au Pracht und Puts in der BeTälkerung ent-

wickelt» der, ron den obern Schichten ausgehend, sich auch
auf die ärmere Bevölkerung ausdehnt Überall macht sich

der Sinn für das Zierliche, die Freude an der Farbe geltend;

unser ästhetisches Empfinden hat sich verfeinert, das Auge
will befriedigt sein. Man verlangt vom Hausmädchen nicht

nttr, dafs sie eine gute Arbeitskraft sei. sie soll auch nett aus-

seben. Das grobe Arbeitskleid ist dem hellen Waschkleid
gewichen, die derben HolzpantoATol werden selbst dem
^M.'ld< hr-Ti für Alles" nicht mehr gestattet. Auch die Ver-
kiiuterin darf nicht in uneleganten KlciibTn erscheinen. Viel

dafür aufzuwef)df>n . jrestnttet das dürttige (iebalt niclit. So
k«rfi «iie FilzscliuliiiiaclH'rei mit den neuen billigen f>nx»is-

jiriikeln auf den Markt zu einer Zeit, wo ein grofses Publikum
dafür reif war. „Billig und hübsch" war die Devise der
Filzschuiifabi i kanten, und nach billigen und hübschen dachen
sehnte sich die weibliche Jugend Berlins.

W ettbewerb mit der mechanischen Schuh-
macheret. Mit der Aufnahme der Lederartikel war die Filz-

schuhmacherei in eine neue Phase getreten. Sie griff in das
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Gebiet der inf^chanischen Schuhmacherei über und mufste ver-

suchen, f1i< s( I einen Teil des von ihr bereits eroberten Feldes

abzugewinnen. Die mechamüchc iSchuhniucherei hatte das

Handwerk verdrängt, sah sieh jetzt aber durcii die Filzseimh-

maclierei aut einen älinlicheu Verteidigungsstandpunkt veractzt

wie dieses. FUr den Angriff der Filzschuhmacherei bestand

nun eine doppelte Möglichkeit: entweder sie Überbot die

mechanische Schuhmacherei in der Gute der Erseugnisse und
suchte sich dadurch einen neuen Kundenkreis zu gewinnen;
oder aber sie brachte bedeutend billigere Ware und ergriff damit
dieselbe Taktik, welche die mechanische Schuhmacherei gegen-

tlber dem Handwerk geübt hatte. Für die Filzschuhmacherei
konnte nnr das letztero in Frage kommen. Die Betri':'be

wariMi viel zu kapitalarm, um teurem Materird, das sauberf

Arbeit, d. h. guto Arbeiter verlangt, vorarbeiten zu können.

Es konnte nicht anders vcrtaliren werden, als tiitsiichlich ge-

schehen iät, und wie es eben geschildert wurde. Die „Rivalen

im Leder" mufsten um jeden Preis unterboten werden.

Gefängnisarbeit. War durch den Wettbewerb mit

den Schuhfabriken schon ein schroffer Kampf für das Gewerbe
nach aufsen gegen iIh i einer fremden Industrie entstanden, so

trat jetzt noch ein Umstand hinzu, der auch im Gewerbe
selbst die Lage sehr verschärfte. Es war dies die Geftlngnis-

arbeit. Das Bestreben, an den ProduktioTiskosten zu sparen,

führte «'twa ls7') di»» Filzschuhfabrikaiuen dazu, die Arbeit

nicht mehr von freien Arbeitern, wundern von Gefangenen
herstellen zu labten. Der billi«;' Arbeitülühn — die Ver-

waltung verlangte pro Tag 1') Pfennige für die Überlassung
eines Gefangenen — wog dem Fabrikanten die Nachteile

dieser Art der Arbeit auf^ z. B. das hiluiige Wechsln der

Arbeitskräfte und das damit verbundene Amernen neuer Ar-
beiter. Als aber, durch das Drängen der sich geschädigt

(Uhlenden Konkurrenten und der sozialdemokratischen Partei

bewogen, die preufsische GefängnisVerwaltung diesen Preis

zuerst auf 00 Pfennige, dann auf 80 Pfennige erhöhte, da
nahm der Wettstreit dir Unternehmer, in den Gefiingnissen

arbeiten zu lassen, sehr ab, und jetzt, seitdem der Preis auf

1 Mark gesetzt ist, findet die Verwaltung überhaupt fast

keinen Unternehmer mehr'.
Was die (iefängnitarheit zunächst bewirkte, war eine

schwere Schädigung der kleineren Betriebe, die mit wenigen

freien Arbeitern arbeiteten. Dennoch aber fohrte dieser neue

' Ee sollen Jc</.t i Inl-o Fabriken mit der Gofanj^nisvorwaltuni;
ein Abkommen getrotlVn h.iben, wotkhIi der Fs^brikant nicht <1io Vbrr-

liissuiig des Gefau^'nen, »«uderu die fertii: herj^estellte Ware bezahlt.

Danach wfirde die v erwaltung daa Risiko rar die verdorbenen Arbeiten
tragen.
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Umatand nicht dazu, die Zahl der kleioen Betriebe zu ver-

riDgern und dadurch das Auswachsen der Industrie zum
Grofsbetrieb zu fördern , wpü d»Mii Kleinfabrik«iTitentinn ein

Nachwuchs in den eiitiasäeueii bträilingen entstund. Nichts

ist natürlicher — und bei der Rechtfertigung der i^ewerb-

lichen Gefkng^nisarbeit wird dies auch stets naclidi ückUcli

betont — aU dai's der Getangeue bei seiner Entlassung aus

der Strafanstalt und seinem Wiedereintritt in das bürgerliche

Leben die Kunst, die er im Gefiliignts erlernt und ausgeübt
haty als Broterwerb weiter au führen sich bestrebt, namentlich
wenn es sich um ein Gewerbe handelt, das im Aufblühen
begriffen ist. Viele von den ehemaligen Gefangenen und
Zuchthäuslern liefsen sich in Berlin nieder, gründeten kleine

Filzschuhbetriebe, drückten und mifshandelten ihre Arbeiter,

wie sie selbst einst gedrückt und mifshandelt worden waren,
und brachten durch Flfils und Energie ihre B' trifho in die

Höiie. Ermögliclit wurde liinen dies aus denselben Gründen,
aus denen sich die Filzschuhmacherei für kapitalarme Hand-
werker eignete.

Wenn die Gefängnisarbeit auch nur eine Episode für die

Berliner Filzschuhmacherei darstellte, die heute so gut wie
überwunden ist, so hat sie doch die auch jetst noch nach-
wirkende Folge gehabt, die Neigung des ganzen Gewerbes
zu Hungerlohnen und zu Schundware zu verstärken. Die
Gef^ngnisarbeit hat einen nicht unwesentlichen Anteil daran,

dafs das Gewerbe ein parasitisches wurde und blieb.

Dies ist in kurzen Ztig'en die Entwicklung, welche die

Filzschuhniacfierei seit Ende der IHüOer Jahre genommen hat.

Die einfache Handarbeit ist von der im höchsten Maf^^e

arbeitsteiligen Maschinenarbeit zum grofsen Teil abgelöst,

aber noch nicht gan/lich verdrängt. Der Kreis der Krzeug-
nisbc hat sich erheblich vergröfsert. Man stellt Lederartikel

her, um die Schäden der Saisonarbeit eu überwinden. Aber
die Betrtebsunkosten sind gewachsen, der Wettbewerb ist nach
aufsen und nach innen yerschärft, und alles in allem ist die

Lage des heutigen Filzschuhfabrikanten bedeutend schwieriger,

als sie es vor 30 Jahren war.

Es bleibt nun zu zeigen , wie nach einer solchen Ent-

wicklung die Industrie sich heute im einzelnen darstellt
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Organisation und gegenwärtige Lage
der liiditötrie.

Produktion «gegenstände. Die Berliner Gewerbe-
uusötellung von 181l'> liat »'inen Aufschiufs über die Leistungs-

tähigkeit der Indubuicu der Keichshauptstadt gegeben, der
im höchsten Grade überraschend war. Die Kesultate setzten

um 80 mehr in Erstaunen, als man in weiteren Kreisen Berlin

nicht unter die Industriestädte zu rechnen gewohnt war. Für
die ttberaus schnelle und gTrofBartige EntwicklttDg dieser In-

dustrien, für die Schwiei i^^keiten, mit denen sie su kllmpfen
gehabt haben, and für den W^, den die Produktion^ durch
diese Schwierigkeiten gedrängt gegangen ist, schliefslich kann
die Berliner Filzschuhmacherei als typisch gelten, wenngleich
sie im ersten Punkt von der übrigen Bekleidungsindustrie,

namentlich der Mäntel- und Blusenkoofektion, bei weitem Uber-

trotFen wurde.
Die Erzeugnisse der Filzseluihmacherei sind selir ver-

schieden. Quantitativ den f^röfsten Raum nimmt noch die

Herstellung der ^loben Ware ein: der grobe Filzschuh mit
dicker Filzsohle oder Filz- und Ledersohle, der Cordschuh
und -pantoffel sowie der noch derbere Juteschuh. In grofsen

Mengen wird der minderwertige bunte Lederschuh hergestellt

aus Schafleder mit derber Sohle in einfachster Ausführung,
oft dient statt des Leders Ledernachahmung. Ein bedeutender
Artikel ist für die Filzschulimacherei der Tennis- und Sport-
schuh geworden y aus Segeltuch mit Lederkappe, in gan»
billiger wie in liessercr Ausführung. Daraus liat sich der
Segeltuchstietel mit Lederkappe entwickelt, der sieh wegen
seiner Leichtipfkeit grol'se Beliebtheit errungen hat; auch dieser

wird teilweise sehr schlecht hergestellt — man erzählt sich, die
Damen hatten nach Ansflfl^en Sohle und Absätze in der
Tabche nach Haus getragen, wenn sie von einem liegen über-
rascht wurden — teilweise aber aus gutem Material, sauber
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Arbeitet, so dafs der Stiefel einen eleganten Eindruck macht
id did>6i bedeutend billiger als ein Lederstiefel ist. Die
bweren Oberfilzachuhe^ die aas gewalktem Filz hergestellt

srdeD, sind Produkte der Filz* und Hutfabriken. Nur wenn
3 mit einer Ledersohle versehen werden sollen^ kommt der

rtige Filz teil in die Filzschuhfabrik, um dort an die Sohle
inÄht zu werden,

I>ie Produktion der besseren Artikel tritt zuriit-k hinter

ir drv sridorhtf'ren Ware. Der feine, zierliche Fiizpantotfel

it ."^i lih^ite öder Pompon garniert wird in geringeren Älengen
rgeütelit, da da« Publikum, fUr das er bestimmt ist, ein

)nig zahlreiches ist. Er ist beliebter in der Provinz als bei

n f Irolsstildtern. Als besondere Berliner vSpc/.ialität hat

'h der leichte bunte Lederschuh , der Reise- und Morgen-
huh, Lt iauogebildet, aus Ziegenleder, meistens aus feinem
gerbten Schatleder, gewöhnlich braun oder rot, mit Atlas

futtert und mit dttnnw Ledersohle yersehen. Gerade wegon
i&er Leichtigkeit wird dieser Schuh gern getragen. Er ist

tin Modeartikel ^00 kurzer Dauer — dazu ist er zu prak-

ch und angenehm. Sein Publikum ist Tiel zahlreicher als

a des feinen Filzpantoffi^; es will wirklich gute Ware
ben, ist aber aucn fkhig und willig, den entsprechenden
-eis zu zahlen. Da nun dieser ArtikeL wie zu zeigen sein

ird, auch in anderer Beziehung besonders für die Berliner

idustrie geeignet ist, so ist dieser bunte leichte Lederschuh
iT die Berliner Fabrikanten der LUckenbufser geworden, der
ic Nachteile des Saisonartikels Filzschuh ausgleichen soll.

1 den grofsen Fabriken hat or den Filzschuh fast verdrängt,

» thifs nuui wohl sagen kann, die grofsen Berliner Filz-

huhfabnken seien keine Filzschuhfabriken mehr.
Aber erst in den letzten Jahren, und natürlich auch nur

In den grofsen Fal)rikon, hat sich dies(i Sj)ezia1it?U in der Ber-

liner Filzschuhfabnkaiion herausgearbeitet. Bislang war oder
ist auch teilweise noch ein gewisses .Suchen und Tasten unter den
Berliner Fabrikanten vorhanden, um einen Artikel zu finden,

der den besonderen Verhältnissen, unter welchen sie arbeiten,

entspricht, nämlich : einerseits die Intelligenz der Berliner Ar-
beiterschaft, andererseits die Eapitalschwilche der Berliner In-

dustrie. Man hat versucht, in unrichtiger Nachahmung von
Pirmasens und anderen Fabrikzentren, billige, grobe Leder-
stiefel herzustellen. Aber der Versuch mufste mifsiingen. Der
grobe Ledersttefel , d. h. der schlecht gearbeitete und aus
schlechtem Material hergestellte Stiefel, hat eine beschränkte
Lebensi^higkeit, denn mit den Fortschritten der mechanisclien

Lederschuhmacherei wird der gute Lederstiefel so billig, dafs

nicht genug Preisunterschied zwischen der guten und der
schlechten Ware bleibt, um das Publikum über die Nachteile der
letzteren zu tftxwchen. Gutes ledernes Schuhwerk können die

DifMzeai^y ioOOgle
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Filzschuhiabrikanten aber nicht herstellen, weil die Arbeiter
infolge der niedrigeo Akkordsätze verlernt haben, sorgfältig zu
arbeiten, und weil es an Betriebskapital mangelt. Aach die
Ballschuhfabrikation wurde versuclit, ebenfalls ohne nennenft^
werten Erfolg. Der Ballschuh widersteht der fubrikmäTsigen
arbeitsteiligen Herstellungsweise am Längsten. Er kann nicht
durch zahlreiche Hände wandern, olinean seinem Aufsern Schaden
zu nehmen, und sein Wert besteht einzig und aliein in seinem
Äufsern. Mehr Erfolg scheint einer der Berliner Filzschuh-
fabrikaiiten mit der Fabrikation der sogen. Galan teriesclnihe

zu haben; das sind schwarze ausgeschnittene Schuhe aus feinem
Leder, Spangenschuhe usw. Er versucht darin mit den Wiener
Firmen zu konkurrieren, deren Speziali t;it dieser Artikel ist,

und behauptet, ihnen, wenn üiciiL au Gelailigkeit der Form,
SO doch an Solidität der Arbeit überlegen zu sein.

Darstellung der Betriebe. Die Fabrik. Den
Grund) warum die Produktion diesen Weg eingeschlagen bat,

versteht man, wenn man sieb die Qrofse der Berliner
Betriebe vergegenwärtigt.

Es sind in Berlin 84 Betriebe vorbanden. Von dieeen
beschäftigten im November 1904:

BetriebBgrOfse Zahl der Betriebe

I. Arbeiter . . 2Ü
davon ganz ohne Hilfe . . . 6»

II, 6— 10 Arbeiter . • 12

HL 11— 50 » • • 28

?> 11— 20 12
b) 21- :'.0 4

31— 40 5
41— 50 p 7

IV, 51—100 n 11

V. 101-200 m • • 7

ba. 84

Die Schwankungen während des Jabres laigt
folgende Übersicht:

Es beschäftigten:

(Siehe die Tabelle auf Seite la.)

Von den 84 Berliner Betrieben arbeiten also &st ^s mit
weniger als 5 Arbeitern, etwa Vs su Zeiten ganz ohne fremde
Hilfe. Betnahe die Hälfte beschäftigt weniger als 10 Arbeiter,
mehr als 50 Arbeiter nur ein Viertel der Betriebe.

* im Februar desaelben Jahres 7, im Mai 8, im Augost 10.
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Klasse
Februar Mai August November

der
j>e-

triebe

Summe
Ar-

beiter

Durch-
Suiiiliu*

Ar-
beiter

Durch-
OCUUtVI»

Summe
Ar-

beiter

Durch-
oCUUtll»

Summe

beiter

Durch-
oCIlUlIrb

I

nm 80
592

1,85

6,67

21,14

H8
89

645

1 46

7,42

2:3,04

30
y;3

677

LIT)

7,75

23,46

52
99

778

2
8,25

27,78

a>
b)

V I

12»;

71

ISl

854

10..VI

17. 75

87,71

142
83
149
271

11.83
20,75

20.80
38.71

1«9
87

I5U
871

14.08
•21.7.")

30
86,71

183
99
182
3U

15.2.^

24,75

36.40
U.86

IV
V

809
741

46^ 648
779

58,45
111,28

714
807

64,91

115,28

749
874

68,09

124,85

Sa.
1

29,28 2m 26,11 2821 27,68 2552 ao,74

Die Betriebe der I. Klasse mufs man als Zwergbetriebe
besseichneii« Wo Mann und Frau mit einem oder swei Ar-
beitern ztiaammenarbeiteii, die teils als Heimarbeiter, teila in

der Wohnung des kleinen Meisters tätig sind, die sie entlassen,

sobald die flaae Zeit eintritt ^ da veraieoen sie mehr die Be-
zeichnung „Hausindustrielle'', trotzdem sie sich stolz den Namen
»Fabrikant" j^oben. Sie kaufen das Material auf Kredit,

la^H»'?i die Sohlen in einem Masehinengeschäft stanzpn, niaeheii

die Seliulie zu Hause fertig und suchen sie dann um jeden
Preis los zu werden. Auch die Betriehe der II. Khisse älinelii

durchaus nicht der Vm Stellung, die man sich von einer „Fabrik"
macht. Häufig sind bie in einem Keller untergebracht, in den
Weder Sonne noch Mond ihren Weg rinden. Der Meister

schneidet zu, ein Durchniiher und ein Stanzer teilen sich in

den Teil der Arbeit, der nicht aulserhalb der Fabrik geniaclit

wird, eine oder zwei Zwickerinnen vervollständigen dab „Per-
sonal". Alle ttbrigen Arbeiter sind Heimarbeiter. In dieser

Kategorie befinden sich auch die beiden Betriebe, welche ftir

die der 1. Klasse das Ansstansen und Durchnähen besorgen.

Mit diesen Kellerbetrieben ist oft ein stehender Detailhandel

erbunden, wie mit denen der ersten Klasse meist ein solcher

im Umherziehen.

Von einem planvollen, den Vorteil berechnenden und aus-

nutzenden Proanzieren kann kaum bei den Fabriken der
IQ. Klasse die Rede sein. Die Tabelle zeigt uns, dals sich

hier die Saisonarbeit am stärksten geltend macht, weit mehr
als in den kleinen Betrieben. Der kleine Fabrikant wird
durch Uausiereu oder auf stärkten seine Ware los, der mittlere

ist von Aufträgen abhängig und hat nicht Kapital genug, viel

auf Vorrat zu arbeiten. In den Wintermonaten kann er seine

Maschme nicht vollauf beschäftigen; aber auch während des
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Hochbetriebes ist er häufig nicht imstande, eine der höchst*
möglichen Produktivität entsprechende Arbeitsteilung durch-
zuführen. Zur bessern Beschäftigung des Durchnähers z. B.
mufs er ihn noch zum Einleisten heranziehen, wodurch er
aber doch nicht voll ausgenutzt wird, ganz ZU schweigen davon,
dafs die Mn«rhino brauli li<*Lrt.

Ancli ilii sr i-'abriken betinden sich nicht in Hausern, die

zu I'abiikzwecken gebaut sind. Die Räume sind klein, niedrig,

nicht ventilicrbar ; fast allgemein sind die Klagen über schlechte

Ventilation. Oft sitzen die Arbeiter bo dicht zusammen, dafs

sie keinen Ellenbogenraum haben und sich gegenseitig hindern.

Zuweilen sind nicht einmal alle Zimmer heizbar. In einer

Fabrik, die ich besuchte, arbeiteten Einleister, Zwickerinnen
und Polierer eng zusammengepfercht in einem kleinen, stark

überheizten Raum, während die beiden Stanzmaschinen in

einem sehr grofsen, trotz der strengen Dezemberkälte un*
geheizten Saal standen.

Erst mit der vierten Gröfsenklasse beginnt di*^ ^Taschinen-

Verwendung und Arbeitsteilung in einem Umfange, dafs hier

von höheren Graden der rruiluktivitat gesproclien werden
kann. Iiier bleibt der Arbeiter bei seiner speziellen Verrich-

tung und macht keine „Lückenarbeit". liier kommt die

Maschine nicht zum Stillstand. Bemerkenswert ist, dafs erst

in der fUnften Klasse^ also in den gröfsten Betrieben, die Pro-
duktion den Charakter der Saisonarbeit weniger zeigt.

Das Ausselien der einzelnen Fabriken dieser Klassen
variiert sehr je nach der Spezialität des betreffenden Fabri-

kanten. Machen wir uns zunächst etwas mit den M aschinen
vertraut, mit denen gearbeitet wird. Es sind dieselben, die

in der mechanischen Lederschuhfabrikation zur Anw<Mif!ung
kommen, nur sind viele in der Lederverarbeitung gebrauchte
Maschinen für das losere Material nicht tauglich. Die wich-

tigsten sind die Stanz- und die Durclmähmaschine. Noch vor
25—30 Jahren niulste der Arbeiter das Stauzeisen mit dem
Arm schwingen. Jetzt hat auch die Hebelstanze der Exzenter-
maschine weichen mtlssen. Sie wird nur noch teilweise ver-

wendet zum Stanzen der Lederflecken, mit denen die billigen

Cord- und Filzschuhe oft verschen werden. Von der Hand-
f^resse her haben die kleinen Betriebe, in denen sie sich am
ängston hielt, noch heute bei den Arbeitern den Namen
„Quetsche" behalten. Eine Stanzmaschine kostet etwa OUO M.
Zum DurchnHlien wird sowohl das System Makkay" als auch
„Keats" verwendet. Erstere ist eine Kettenstich- , letztere

eine Doppelstichniascliine. Eine Keats Maschine kostet 1200
bis IHOO Si. Das sind die beiden iür die Filzseliuhfabrikation

wichtigüten Maschinen. Hat dt:r Fabrikant nicht Kapital genug,
um sie zu erstehen, so mufs er sie „borgen", d. h. die Arbeit
von andern, natürlich mit unnötigem Aufwand, machen lassen.
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Die Verwemluijg der übrigen Maschinen hängt ganz davon
ab, welche Warenart sich der Fabrikant zur Spezialität ge-

macht bat. Stellt er nur feine Fils- und Lederacbube her,

die beide gewendet werden, so apart er sogar die Durchnäh-
maachme und braucht nur die Stanz* und Sohlenstepp-Maachine,
welche dem Wender die Arbeit vorrichtet Soweit mir be-

kannt, ist aber nur eine Fabrik, welche für eine grofae baj-
riache Firma die Ware herstellt^ in der Spezialisierung so weit

fegangen. Werden auch derbe Filzsachen gearbeitet, so tritt

ie Durchnähmaschine in ihr Recht, und da die groben Filz-

schuhe in den kleinen Fabriken noch den grOfsten Raum in

der Produktion einnehmen und auch aus den grofsen Fabriken
noch nicht verschwunden sind, so finden wir die Durchnäh-
manchino mit Ausnahme der einen eben erwähnten Fabrik überall

vor. W'n liessere Leflorwaren fai)riziert wfnlen, und die Nalit,

welche die Durchnälmiaschiiie auf der hohle macht, vn-flec kt

werden soll, da müssen die Kifs , (41ätt- und Frais-Mascijiin a

angewendet werden. i>ie Nagelmaschine wird nur fi\r schwere
Lederware gebraucht und gehört nicht eigentlich in die Filz-

schuhmacherei. Auch die Zwickmasehine, welche allgemein

in der Schuhmacherei benutzt wird, sich aber auch erst spät

dort cin;<ebiiigci t yai haben scheint', kuüiüil in der Berliner

Filzschuhmacherei nicht vor. Man hat einige Male den Ver-
such gemacht, ist aber immer wieder davon zurückgekommen.
Die Maschine verlangt besseres, widerstandsfilhigeres Material,

als man allgemein heute verwendet Sie ist auch sehr teuer
— eine Zwickmaschine kostet etwa 6000 M. — , so dafs sich

die Anschaffung nur dann lohnt, wenn sie voll ausgenutzt
werden kann. Die neueste Maschine ist die Wendemaschine.
Mit ihrer Hilfe ist es möglich, auch die leichten. ledernen

Reiseschuhe usw. maschinell herzustellen; für die leichten

Filzsachen ist sie nicht zu gebrauchen, da der Fils reifst, Sie
ist aber erst in vier Betrieben eingeführt.

Wie die Art der Maschinen von der Art der Produktion
nbbun^l, so auch das Verhältnis, in dem die Maschinen
z i: i fu 'I e r stf'li^^n. Werden in der Hauptsache schwere,

durchgenähte Artikel fabriziert, so l)ran<'bt der Fabrikant
fbcnsovicle 1 )urchn?ihmasrbin«'n wio Sfniziiiaschinen ; werden
dag(;gen mehr leichte Rei^ie- und ^Lor;;enschuhe oder Cord-
und Filzpantoffel he r^^n\s teilt, so genügt eine Durchnähmaschine
fUr zwei, drei, oft fünf Stanzen.

Dem MaschinenVerhältnis entsjjricht das Verhältnis
der Arbeiter. Auch dies än«]ert sich je nach der Spezialität

dfls Fabrikanten. Nehmen wir als Beispiel einen Betrieb, in

dem taglich 10 Dutzend Cord- und Filzpantoffel, 0 Dutzend

' Vcr^^h Moritz Schöne: Die moderne Entwickeluug des Schuli-

nseh«rgew«ibes. Jena 1888, 58.
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ffrobe Filzachuhe, 4 Datzend schwere Filzjirtikel mit Futter-

besatz, davon 2 Dutzend mit reinem Lederboden, aufserdem
5 Dutzend farbige Lederschuhe mit reinem Lederboden her-

gestellt werden, so würde sich folgendes Arbeiterverhältnis

ergeben

:

1 Zuschneider (1. Kraft),

1 Zuschneider (2. Kraft),

2 St«anzer,

8 Zwickerinnen,

1 Durchniiher,

1 Glätter (mit Nebenbeschäftiguug),

1 Arbeiter^ um Absätze susammenzustellen.

1 Arbeiter, um Schnitt und Abstttze zu nraisen und
zu glasen,

1 Arbeiter zum Bimsen und zum Brennen der Kanten,
dem

1 Zuarbeiterin hilft,

2 Putzer,

\^ Einleit>ter,

0 Kinfasberinnen (als Heimarbeiterinnen),
4 Stepperinnen.

8a. 33

Mit Motorkraft werden nur in 15 Fabriken die Ma-
schinen angetrieben. In Fabrikbetrieben, die neu angelegt
werden, stellt man nur noch elektrische Motoren auf, da diese
viel kleiner sind als die mit Gas betriebenen. Der kleine
Motor ist insofern eine Ersparnis, als Kraft, die nicht in

Ar})eit uniirewandelt wird, liier kaum verbraiu-iit wird. Nament-
lich in kleinen Hetrielifn, in denen iiirl^t alle Maschinen vollauf

beschäftigt sind, erwi i^L er ?<iidi als st hr vorteilliaft. —
Betreten wir nunmehr eint* Fabrik der vierten Klasse,

die mit 50—lUO Arbeitern und motorischer Kraft arbeitet,

um den Produktionsprozels kennen zu lernen und die

Maschinen an der Arbeit au sehen. Die meisten dieser

Fabriken befinden sich in Berlin K., 1)0* oder C. Wir treten

in eines der neuen Häuser, etwa in der Nähe des Alexander*

Elatzes, wo uns der „stumme Portier" mitteilt : II. Hof III Treppen
efinde sich eine Filzschuhfabrik. Die Wunderlichkeit, aafs

ein so feuergefährlicher vStoff wie Filz in der III. Eta^o eines

nur durch eim" Ilöt'e von den andern Hiluserreihen ^r'-trennten

Hauses verarbeitet wird, fällt hirr weniger auf als in dm alten

Häusern, auf deren engeren Holztreppen kaum zwei Meiihehen

an einander vorbei })assieren können. Inmierhin. wenn man
bemerkt, dafö im Parterre eine Karton fahr ik, im ersten Stock
eine Buchdruckerei und im zweiten eine Blumenfabrik ist, so
wird man den Gedanken nicht los, das im Fall einer Feuera-
brunst die Feuerwehr bei ihrer Ankunft wohl nicht mehr viel
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zu retten fände, Haben wir die Filzschuhfabrik erreicht, so

gelangen wir zunächst in einen kleinen Raum, in welchem die

Heiniarbeiteriniicii ihre Arbeit ablieierii und neue zugeteilt be-

kommen. Zwei bleiche Frauen mit müden, abgehärmten Zügen,
die Körbe mit der fertigen Ware überm Arm, stehen wartena
da^ während der Fabrikant einer andern in ihr Arbeitsbuch die

Zahl der Schuhe^ die eie anm „einfassen** ^ bekommt, einträgt.

Wir gehen weiter. In dem angrenzenden groüben Raum
ttfnt uns betllabender Lttrm von den Maschinen entgegen.

Die Luft ist verbraucht; Fttfsboden und Tische sind dick

mit Filzstaub bedeckt. Die Gesichter der Arbeiter, namentlich
derjenigen, die an den Maschinen stehen, sind erhitzt, manchem
stehen die Schweifstropfen auf der Stirn. Kein Kopf wendet
sich der natttrlichen Regung der Neugier folgend nach uns
um, wenn wir eintreten, alles schafft mit äufserster, nerven-
zehrender Hast weiter. Quer durch den Raum hrtn^iren die

Treibriemen, oft so tief, dafs man nur mit 3lülie an ihnen

vorbeigehen kann. Dieser Übelstand Wlt iori, wo kleine

Motore angewendet werden.
Die Aufstellung der Maschinen ist giüisienteils durch

die Räume, oder durch den Motor bedingt. In den alten

Häusern, wo die Räume klein sind, und die Fabrik über
mehrere Eta;^M^n verteilt ist, da wird auch in gröfseren Be-

trieben oft die eine oder die andere Maschine — gewölinlich

die Stanzmaüchine für Filzsohlen — mit dem Fufs getrieben,

weil das Überleiten der Kraft in das andere Stockwerk mit
Umstünden und Betriebsankosten verbunden ist Wir nehmen
einen gunstigeren Fall an, bei dem alle Maschinen sich in

einem grofsen Raum befinden, und alle durch elektrische

Kraft betrieben werden.
Die Stanzraa schine lenkt zuerst unsere Aufmerksam-

keit auf sich. Schnell hintereinander f^Ut das scharfe Eisen
mit lautem Schlag herunter und schneidet aus dem Leder oder

Filz die Sohle aus. Jedesmal, wenn der Filz getroffen wird,

fliest eine dichte Staubwolke in die Höhe. Grofse Geschick-
lichkeit und angespannteste Aufmerksamkeit sind mitig, um
zwischen den Schhigen des Eisens das Material bereit zu

Ifügen und es zugl' i( h möglichst so niszunittzcn , dal's rec lu

wenig verloren geht. Der Oberstoff wird da;(egen mit der

Hand zugeschnitten ; zwei oder drei Z u sc Ii n e i d e r stehen

au tsinem Tisch, auf dem Her;:e von Filz und L(!der aller

QualiUiten und der ver.schie«ieusten Farben aufgetürmt liegen.

Sind ( )berstoti und iSohle hergerichtet, so werden sie zu-

Hammen g ez w i ck t. Hiermit ist eine Orup)»e juf^endlichei-

Arbeiterinnen beschäftigt, welche am andern Ende dcö Saales

* Dieftc IVciiiiik wird bei DarsteUuug der Heimarbeit uäber
erkläre w«rden: vergl. S. 22.
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um einen Tisch herumateht Vor ihnen auf einem Aafzwick*
stttnder liegt der Schuh« Mit einem Hammer schlagen sie

kleine Stiftchen durch Sohle und OberstofF, die auf diese Weise
zusammengeheftet werden« Ist der Schuh gezwickt, so iilter-

nimmt ihn der D u r o h n ä h e r. Die Aufgabe seiner Maachino
ist es, Sohle und Oberstoff endgültig aneinanderzufügen. Die

N?idel der Maschine greift in den »Schub hinein und zielit den

Faden durcli die Sohle durch, auf der eine Naht sichtbar

wird. Die Durchnähniaschuie ist der ii.ckstein der modernen
Fabnkäehuhniacherei. Staunen erregend ist die 8ehri<*llii^keit,

mit der sie arbeitet; sie schaÜL uieiir als das Zchulaclie von

dem, was die geschickteste Hand zu leisten vermag, und die

Dauerhaftigkeit der Arbeit ist weit gröfser. Die Arbeit an

der DurchMhmaschine ist angreifend. Keinen Moment kann

der Arbeiter seine Maschine unbeobachtet lassen, unaufhörlich

mufs er den Schuh drehen und schieben, um die Stiche zu

regulieren. Unschön ist allerdings die breite Naht auf der

Sohle, deren Stiche sich auch leicht durchtreten. Wie schon

erwähnt, dient bei besseren Lederartikein die Glättmaschine

dazu, SIC 7.11 verdecken.

DiL' eigentliche Schuhmacherkunst üben in der

Fabrik nur die Kinleister. Unter ihren Händen erhält

der Selmh erst eine dem menschliciieü 1 ula cntsprecliende

Form. Dem mit der Maschine durchgenähten Schuh schieben

sie das Futter ein; auch die gewendeten Schuhe werden oft

von ihnen erst nach dem Wenden gefUttert Wo die OUtt*

maschine fehlt, da besorgt der Einleister deren Verrichtungen.

Auf ihren kleinen Schemeln hockend, arbeiten die Ein-

letster in einiger Entfernung von den Maschinen. Manch ein

graubärtiges Haupt ist unter ihnen, Leute, die seit 30 Jahren

und länger Tag für Tag tiber ihre Arbeit gohfMjf^t sitzen. Sie

haben die Zeiten gekannt, in denen sich die i^'abrikation noch

auf den Cordschuh und den poniiuerschen Schuh — 'leu

Stammvater aller feineren Filzschuhe — beschränkte. Eiui^^e

haben in der ältesten gröfseren Filzschuhfabrik gearbeitet und

erzählen gern, wie sie bei jenem Meister auf einem Hänge-

boden safsen, zu dem man auf euier kleinen eisernen Treppe
gelangte, die durdi das Eüchenfenster führte. Die mttde

Gelassenneit, mit der solch' ein älterer Arbeiter beim Läuten

der Mittagsglocke die Arbeit aus der Hand legt, sein Brot

hervorzieht und, ohne den Platz zu wechseln, es inmitten des

Staubes und des Durcheinander verzehrt, ohne auch nur seinem

Rücken eine Stütze zu gönnen oder seine T.ungen am offenen

Fenster zu erfrischen, verrät den Menschen, der abgestumpft

ist, dafs er nicht melir das Bedürfnis hat, sich die wiclititrsten und

dabei unsclnver erreichbaren Erleichterungen zu verschaffen.

In einer andern Ecke des Suah's rasseln die Stepp-
maschinen. Das Sohlensteppen ist Männerarbeit Man
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verwendet deutsche Maschinen, überwiegend System Pfaff mit
einetn Ringschiflfchen, welche 100—300 M. kosten. Wo Kraft-

betrieb ist, wird auch die Sohlensteppmaachine motorisch an-
getrieben. Das Steppen des Obentones dagegen, das häufig

an die Stelle einer Borte bei feineren Schuhen tritt, besorgt

die Singernflhmaschine,
Das Nähen an der KähmaschiDe hat sich im Laufe

der Zeit zu einem Frauenberuf herausgebildet, obgleich das
unausgesetzte Treten der Maschine dem weiblichen Kürper
schadet und oft zu Unterleibsleiden fuhrt.

Absatz-Bauer und -Glaser arbeiten in gröfseren

Setrieben auch mit Maschinen. Der Absatz mufs geglättet,

mit Farbe bestrichen und wieder geglättet werden. Der hohe
französische Absatz wird mit der Frais m .'i s f h i n e ausgehöhlt.

I >ie Sohl<^ wird ebenfalls geglättet. Aiu h die kleine Bürste

des Putzer?* wir»! in einer Fabrik in der Gröfse der von uns
besuchten mittr!> einer Maschine in Bewegung gesetzt.

"Die F'abriiiarbciter besitzen durchweg keine V o r kenn t-

nisse, wenn sie ihren Beruf ergreifen. Nach 4— «i Wochen
haben Zwicker wie Stanzer und Durchnäher ihre Technik
erlernt, aber ein Jahr vergeht, bevor soviel Geschicklichkeit

erworben ist, dafs der Durchschnittslohn erreicht wird.

Von einer Verteilung der Produktionsgegen-
• tftnde und der Qualitäten auf die GrOfsenklassen
kann man schwer sprechen. Der kleine Fabrikant mit
geringem Betriebskapital verwendet natürlich mit Vorliebe das
ecblechte Material, dessen Beschaffung^ billiger ist und von
billigen Arbeitskräften hausindustrieli ohne eigene grofae

F*abrikräume verarbeitet werden kann. Aber die schlechte

Ware wird auch von den grofsen Fabriken angefertigt^ angeb-

lieb weil die Kunden es verlangen. Nur ein Betrieb ist mir
bekannt geworden, allerdings die gröfste Fabrik, welche
<lie Herstellung der schlechten Ware ganz einem kleinen

F*^ibrikanten in Auftrag gegeben hni, der ausschliefslieli für

sie arbeitet. Der F.Un'ikant erspart dadurc!) <lie VerhandluiiLren

mit d<-n Heimarbf itcrn uimI katin seinen i^etrieb ganz aut die

TTorst« Uung der besseren W are einrichten. Vielleicht ist dies

iJler Anfang einer Arbeitsteilung unter den Fabriken.

Krgänzung der FabrikbetrieVn; durch haus-
t ndustrielle Auls en betriebe. Die hier geschilderten

Fabriken werden ergänzt durch hausindustrielle Aufsen-

betnobe. Wie wir sehen, war die Berliner Filzsehuhmacherei

on Anfang an auf die Benutzung von Heimarbeitern an-

gewiesen, und auch heute noch gibt die Heimarbeit ihr

ein eigenartiges Gepräge, denn sie allein ermöglicht die

kleinen Betriebe. Was nicht durch die Maschine an den
Fabrikratim gebunden ist, gibt der kleine Fabrikant den

2*

m
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Arbeitern in ihre eigene Wohnung. Wollte man die Frage

stellen: Welche Ware wird ab Fabrikarbeit hergestellt, weiche

nicht, so lautete die Antwort: Die durchgenähte Ware ist in

der Hauptsache Fabrikarbeit, alle übrige in der Hauptsache
Heimarbeit. Wie schon erwähnt, können die feinen, leichten

Filz- und T.f'derschuhe ni< lit mit der Durchnähmaschine ge-

arbeitet Wiarden; die Maschine kann nur starke Sohlen ikssen,

der Schuli aber würde durch die dicke Sohle seinen haupt-

sächlichsten Vorzug, seine grofse Leichtigkeit und Elastizität,

einbüfscn. Aus demselben Grunde widersteht der schlechte

Filzschuh der Durchnähmaschine: das Material ist zu wenig

haltbwr, die Maichine würde es zerreifaen. Daher wird die

schlechteste wie die beste Ware nicht mit der Maschine durch*

fentthty sondern mit der Hand gewendet, und es ergibt sich

as sonderbare Zusammentreffen, dafs die schlechtesten wie

die besten Artikel als Heimarbeit, wenn auch nicht g^na fertig

gestellt, so doch zum gröfsten Teil angefertigt werden.
Die Ordnung der Heimarbeit in der Berliner Filz-

schuhmacherei zeigt verschiedene Ei^'fTiarten. Allgemein

verkehrt der Fabrikant direkt mit oeirien Heimarbeitern.

Z w i s c h e n m e i 8 1 e r scheinen nicht vorzuktimnien. Einen

bestimmten Grund hierfür wUfste ich nicht anzugeben, da z. Ü.

in der Lederschuhfabrikation das Schäftenähen allgemein von

Zwischenmebtern ansgeftthrt wird. Wahrscheinlich werden

sie dadurch ttberflttssig, dals die Heimarbeiter und Heim-

arbeiterinnen dicht bei den Fabriken wohnen, und somit deren

Hauptfunktion, den Arbeitern Zeit und Weg zu sparen, fort-

fällt. Vielleicht ist der Qrund auch in der rehitiv geringen

Zahl der Heimarbeiter — verglichen mit andern Zweigen der

Bekleidungsindustrie — welche der Filzschuhfabrikant durch-

schnittlich beschäftigt, zu suchen.

Die Ablieferung der Arbeit geschieht i in-, zwei-,

auch dreimal in der Woche. In einzelnen Fabriken er-

scheinen die Heimarbeiterinnen regelmäfsig nm sieben Uhr,

um das, was bie am Tage vorher fertiggestellt haben, abzugeben,

vor allem aber, um tSglich das augerichtete Rohmaterial in

Empfang zu nehmen, da der Fabrikant bei man^lhaften Pro-

duktionseinrichtungen nicht in der Lage ist, so viel auf Vorrat

zu arbeiten, dafs er seine Heimarlx iter für mehrere Tage mit

dem N uiui ]i versorgen kdnnte. Wo nur wenige Arbeiter alle

maschinelle Arbeit verrichten, kann oft der Einleister nicht

so viel schaffen, wie die Heimarbeiterin wünscht. Das nötige

Werkzeug mufs der Heimarbeiter selbst stellen, ebenso ist es

allgemein üblich, dafs er die Fournituren , d. h. die kleineren

Zutaten, Stifte. Garn, Seide selbst kauft. Nur der- vor-

gearbeitete vScliuli wird vuiii 1 abrikanten geliefert. Die Be-

rechnung geöcljieht dutzendweise. — Die Folgen der flauen
Zeit treffen den Heimarbeiter zuerst. Hat der eine Fabrikant
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Dichte mehr ffir ihn zu tun, so wendet er eich wohl an einen
andern. Im allgemeinen aher Hegt es im Interesse sowohl
des Fabrikanten wie des Heimarbeiters^ bei einander zu bleiben^

namentlich wenn der Arbeiter geschickt ist Es ist nichts

Seltenes, dafs ein heimarbeitender Einleister zwtflf, dreizehn
Jahre und langer fUr diese! l « F ibrik tätig ist

Den Umfang der Heimarbeit genau zahlenmärmg
festzusteiien, ist leider nicht möglich. ^lan mufs sich auf
ächiitzungen beschränken, da man keine zahienmä£»igen Anhalts*
punkte hat Aus den BUchern der Krankenkasse ist nicht zu
entnehmen, ob dor Ijetreffende Arbeitor Fabrik- oder Helm-
arbeiter iHt, weil !)ei der Aiinielfiung eine genaue Bezf^icliining

der Hesehattigung nicht obligatorisch ist. Als Ausweg wurde
bleiben, die Zahl der Versicherten im Jahr vor der
obligatoriselien Versicheruiigspriicht für die iieimarbeiter und
im Jahr nach derselben, d. h. 1901 und llM):i zu vergleichen.

Ili»'r ergab sicli aber wieder eine neue Schwierigkeit. In der
Krankeukassenstatistik sind mechauiöche Lederschuhiabriken,

Bull- und Filzschuhtabriken nicht getreimi. Man würde also

nur ein Bild davon bekommen, wieviel Iieimarbeiter etwa in

der gesamten Berliner Schuhindustrie beschäftigt waren.
£)ie Heimarbeit in der Filzschuhmacherei ist sowohl

gelernte wie ungelernte Arbeit Letstere wird fast aus-

acktieCsiich Ton Frauen betrieben , aber auch die gelernte

Arbeit ist nicht mehr Privileg der Männer. Es kommt hier

als gelernte Arbeit namentlich in Betracht: das Einleisten,

Putzen und Zwicken. Aufserdem muCs noch das Wenden der
leichten, bessern Artikel hierher gerechnet werden. Diese
Art des Wendens wird oft, zum Unterschied von dem Wenden
der schlechten Ware, als Häkeln beieichnet, da die Teclmik
dem Häkeln sehr ähnlich ist.

Die Le b e n s 9ch i c k s al e der einzelnen H e i m

-

arbeit<r fthneln sich sehr. Oft i<t der Mann selbst früher

^Meister** ^rcw^'^en , dem die Sehuldäden die Kundschaft ab-

«|>cnstig gfiiiat lit li'iljen. ufifl der min froh ist. in tler Fabrik

einen regelniäfsig zahlenden Auftra|^^^,'t'lier zu rinden. Wiihrend
A\e Fabrikarbeiter, wie schon erwj\hni, nur in verschwindender
^ald i:«^lernte Schuhmacher sind, vielmehr gröfstenteils in der
F^'abrik arbeitsteilig angelernt werden, haben die Iieimarbeiter

überwiegend in jungen Jahren nach allen Regeln der Kunst
die .Schuhmacherei gelernt. Aber neben diesen hochgelernten

Kräften stehen natUrlich auch minderwertige. Eine nume-
risch nicht unbeträchtliche Rolle spielen die Rentenempfänger,
sowohl Invalide als auch solche« welche der Armenversorgung
anheimgefallen sind. Da die Rente nicht nach den Bedtlrf-

niseen einer Arbeiter&milie berechnet wird, ja nicht einmal

für die Versofgung der betreffenden Emufhnger ausreicht, so

wirkt sie nur zu oft wie einst in England die labour rate : sie
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wird zur Prämie für den Fabrikanten. Ohne sie würde er

keinen Arbeiter finden, der ihm ftlr diesen Lohn die Arbeit
verrichtet , er wUrde sich gezwungen sehen, mehr zu geben.

Ähnlich ist es mit der Armenunterstützuiig:. Auch sie ist ge-

wöhnlich so knapp bemessen, dals ein Erganzungsverrlienst

hinzukommen inuu» und der Fabrikant zieht daraus eineo

direkten Vorteil.

In bezug auf die Herkunft und Schulung der weib-
lichen Heimarbeiter mufs zwiächeu gelernten und un-

felemten unterschieden werden. Die gelernten weiblichen

[eimarbeiter sind häufig Frauen, die vor ihrer Verheiratung
in einer Fabrik gearbeitet haben. Reicht der Verdienst des

Mannes dann später für die Familie nicht aus, so nimmt die

Frau ihre alte Beschäftigung wieder auf und ist froh, wenn sie

die Arbeit im eigenen Heim machen kann. Die ungelernten
dagegen weisen naturgemäfs keine einheitliche Herkunft auf.

Die Kräfte wandern auch vielfach von einer Industrie in die

andre. Der ungenügende Verdienst des Mannes treibt Hun-
derte von Frauen aus den verschiedensten Arbeiterkreisen

dazu, Heimarbeit zu suchen. Unzählige Gründe gibt es, die

ihnen das Arbeiten im eigenen Heim wünschenswerter aU die

Fabrikarbeit erscheinen lassen: ein krankes Kind, eine alte,

pflegebedtlrftige Mutter, oft auch nur der Wunsch, die Not
geheim zu halten. Die selbst für ungelernte Arbeiterinnen
ungewöhnlich geringen Anforderungen, welche die Filzschuh-

macherei in bezug auf Vorbildung und Übung stellt, macht
diese Industrie besonders geeignet zum Ergänsungsbenif fiir

diese niedersten Arbeitskräfte. Es wird nichts weiter von der

Arbeiterin verlangt, als das, was sio von Kind auf zu tun ge-

wohnt ist: sie mufs etwas nälien können. Aber sie braucht

nicht entfernt die Geschicklichkeit zn besitzen, die etwa die

Knopflocharbeiterin oder die Schürzennäherin haben niur:>.

Das „Wenden" besteht darin, dafs sie iniL einem derben Faden,

und daher mit grofsen Stichen, den Oberstoff auf die Sohle

tlberwendlich annäht ; beim „Einfasse n** mufs sie den Rand
des Schuhes erst etwas susammenaiehen, alsdann die Borte

omähen und dieselbe zum Schlufs umbiegen.
Durchgängig arbeitet der Heimarbeiter mit Hilfskräften,

die ihm die Familie stellt. Ist der Mann Einleister, so über-

zieht die Frnn oft Brandsohlen. Nehmen ihr aber die Kinder
zu viel ihrer Zeit, um regchnfifsig arbeiten zu können, so

setzt sie sieh doch auf ein paar ^Stunden zu ihrem Mann, um
ihm die Arbeit vorzurichten. — Der Zwickerin hilft wohl eine

altt; ^lütter, eine unverheiratete Schwester, oder auch ein

kranker Mann. Fast immer . werden die Kinder nach der

Schulzeit zur Arbeit herangezogen. Angewiesen auf die Mit*

arbeit ihrer Angehörigen sind die Wenderinnen und Einfasse*

rinnen. Der Verdienst ist so gering, dafs sich die Arbeit
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überhaapt nicht lohnt, wenn der Arbeiterin nicht unbezahlte
Hilfe zur Verfügung steht.

Wie schon ausgeführt, ist die Arbeitsleistung des Heim-
arbeiters gröfstenteils Ergänzungsarbeit für die Fabrik.
Nur selten kommt es vor, dafs der Heimarbeiter den Schuh
verkaufsroif Ijorstpllt und sich nur das zugeschnittene und ge-

stanzte Roliinaterial holt. Gewölinlicli macht er nur eine, oder
auch wohl zwei oder drei arbeitsteilige Verrichtungen. Das
Zwicken in der H<^im;irbeit, sowohl von Frauen wie von
Mttnnern au8'T:<*üht, ist selten mit anderen Arbeit^sverrichtungen

verbunden; (ias Emieisten dagegen, fast ausschlierölich Mäuner-
arbeit, ist gewöhnlich mit Putzen, F^raisen usw. verbunden.

Diese A r b e i t s t e i 1 u II g z w i 8 c h c n F a b j- i k u n d Ii a u 8 -

industriellen A uioeubetrieben hat ein unausgesetztem

Ineinandergreifen beider Betriebsformen zur Fulge. Keine der

Arbeitsleistungen ist ausschlieblich auf die Heimarbeit be-

•chränktf keine — aulser dem Stanzen, Durchnähen und Zu*
schneiden — von dieser Betriebsweise ausgeschlossen. Daher
ist das Verhältnis zwischen Heim- und Fabrikarbeit in jedem
Betriebe verschieden. Aus dem, was oben über die Verteilung

der Warenarten unter die beiden ßetricbsformen gesagt worden
ist, ergibt sich^ dafs derjenige Fabrikant die wenigsten Heim-
arbeiter beschäftigt, der die meiste starke, durchgenähte Ware

f
»reduziert. Einen je gröfseren Bruchteil der Produktion die

lerstellung schlechter Ware ausmacht, destomehr wächst die

Zahl der Heimarbeiter. Ebenso verhält es sich mit der feinen,

leieliten Ware dort, wo die \V*'TKlema.schine noch nicht ein-

irt'liUirt ist, also mit ganz geringer Ausnalinif» in all^n Berliner

Betriel»en. Auch hier wächst die Zahl der lieiniarbciter

im Verhältnis zu der Zahl der guten, leiehten Artikel,

fHe hergestellt werden. Der Grund, wesbalb <iie Arbeit dem
Arbeiter ins Haus gegeben wird, ht immer der gh;iebe: das

Be8trel)en, an den Produktionskosten zu .sparen. Die kujutal-

arinen BetrieV)e befinden sieb sogar in der Zwangslage, sich

diei>e Produktionsweise zunutze zu machen, da es ihnen an
Betriebskapital zum Mieten einer geeigneten Werkstätte fehlt.

Und wie die Kapitalschwilche sur Benutzung von Heim-
arbeitern fllhrt, so wird wiederum die Möglichkeit, in der Fils*

tchahmaeherei fast nur mit Heimarbeiten aussukommen, sur
Ursache dafür, dafs kapitalschwache Elemente hier besonders
leicht Unternehmer werden. Trotzdem wäre es falsch, etwa
den Umfang der Benutzung von Heimarbeitern mit der Kapital-

Htärke des Fabrikanten in Beziehung bringen zu wollen; nur
die Art der Ware ist, wie aus<,etührt, raafgebend. Es gibt

B. eine Firma in Berlin, welche hiesige Warenhäuser mit

ganz billigen Artikeln versorgt, und trotz eines bedeutenden
CJms^tze.« fast ausschliefHlich Heimarbeit< r beschäftigt.

Im allgemeinen kann man wohl sagen, dafs in der Filz-
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scliuhüiacherei die Fa b ri k arbei t der Heimarbeit über-
legen ist. iJie ^laschiue arbeitet gleichmälöiger, sie bedingt
vor allem bessereö Material. Dies gilt sowohl von der Wende-
maschine wie von der Durchnähmaschine. Auch mögen wohl
die besten, leistttDgsßÜiigsteiL Arbeiter die Fabrikarbeit Tor-
ziehen. Nicht in afien Zweigen der mechanischen SchuhEabri'
kation ist dies der Fall. Es gibt auch hochwertige Artikel,

für die der Heimarbeit gegenüber der Fabrik ausschhiggebende
Vorzüge innewohnen. In der Ballschuhfabrikation z. B. hat
die Ware, die der Heimarbeiter herstellt, die höhere Qualität.

Der Heimarbeiter fertigt den Seliuh vom ersten Stich bis 2ur
Verkaufsreife an, nnrl nur dadurch bleibt er tadellos sauber.

Es handelt sicli beim Ballschuh eben um Luxusware, nicht

um Gebrauchsware; Leichtigkeit und elegantes Aufsere bind

da die Hauptsache. Bei der Filzschuhmacherei fehlt es an
derartigen Artikeln, uud deshalb liegen hier rein objektiv

keine Gründe fUr die Benutzung der Heimarbeit vor. Es
sprechen lediglich QewinnrUcksichten für sie, d. h. die gegen-
üDer der Fabrikarbeit sehr viel billigere Arbeitskraft.

Befremdlich könnte es nun scheinen, warum der kleine

Fabrikant angesichts der grofsen Ersparnis, die ihm die Be-
schäftigung von Heimarbeitern gewährt, sich nicht ganz auf
deren Benutzunp: besehrJtnkt. Es geschieht wohl darum, weil

die Ablieferung durch die Heimarbeiter niclit rei^elmäfsig genug
geschieht, um dem Stanzer und dem Uurclmäher keinen

Aufenthalt zu verursachen. Der Fabrikant mufs suchen, sich

eine gewisse Unabhfin^^igkeit von seinen Heimarbeitern zu
sichern. Trotzdem ist wegen der z. Z. tatsächlich bestehen-

den Arbeitsteilung zwischen Fabrik und Aufsenbetrieb die Ab-
hängigkeit der Fabrik von den Heimarbeitern und umgekehrt
weit gröfser als z. B. in der Blasen- und Mäntelkonfektion.
Dies hat zu einer lokalen Konzentration der Industrie geführt.

Der Gesundbrunnen, die Umgegend des Bahnhofs Börse haben
sich zu Zentren für die Berliner Filzsehuhmacherei heraus-

gebildet, im Süden der Stadt ist z. B. keine einzige Fabrik,

Frafii^en wir nun noch einmal zusammenfassend : Auf welchen
Umstanden beruht die Heimarbeit in der Filzschuh-
maciiereiV Zunächst kommt in Betracht, dafs einen nicht un-
wesentlichen Produktionsgegenstand noch immer die ganz
schlechte Ware bildet, die allein mit den vorgeführten, billigen,

niedrig stehenden Arbeitskräften hergestellt werden kann.
Das Gegenstück bildet, wie flir alle grofsstädtischen Bellet-
dungshaustndustrien, das Vorhandensein überschüssiger weib-
licher Arbeitskraft, die sich zu jedem Preis anbietet, und
deren Benutzung deshalb für den Fabrikanten stets einen
starken Reiz bildeti solange er Verwendung für eine aus ihren
Händen hervorgegangene Ware findet. Die letzte Vorl)edingung
wird voraussichtlich in den Grofsstädten sobald nicht schwin-
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den. Wenn die erstere auch, wie 8chon angedeutet, in ent*

Bchiedenem Rttckgang begriffen ist, 80 wird sie doch in ab-

sehbarer Zeit voraussichtlich nicht ganz aufhören. Immerhin
wird man sagen können, dafs dieser Teil der Heimarbeit im
Abnehmen begriffen ist.

Eine Ursache für die Stärkung der Heimarbeit in der Ber-

liner Filsschuhmacherei könnte sich dagegen in der Zukunft
nur aus den Arbeitsverhältnissen konkurrierender Produktions-

sentren ergeben. In den zum Teil kleinstädtischen provin-

ziellen Falirikationsorten droht Mangel an Heimarbeitern ein-

zutreten. Wie mir berichtet wird, ist die Heim.irbeit daselbst

heute gegründet auf d'io filtere (Toneration, der noch die un-
übf^r^^ iiidliche Scheu vor der Fabrik inne wohnt. Die junge

G< !i''i ation zieht die Fabrik vor, und die überschüssige niüfsige

weibliche Arbeitskraft fehlt dort. Wenn hier also in Zukunft
wegen Arheitermangels die Heimarbeit immer mehr schwindet

und damit die Mögh'ehkeit, die ganz schlechte billige Ware
im Wettbewerb mit der grofsstiuUiichen Heimai bcit herzustellen^

t>o könnte für die Berliner Industrie dadurch ein Zuwachs sich

ergeben, weil für sie ja die billige Arbeitskraft in unerschöpf-

licher Menge sur Verfügung steht.

Kicbt viel mehr Aussicht auf Fortdauer hat die gelernte

Heimarbeit, welche die feinste Ware herstellt. Auch dieser

ist ein bedeutender Konkurrent im Entstehen begriffen. Die
Verfeinerung und Veirollkommnung der Maschinen entsieht

ihr stetig auch die feine, ihr bisher Torbehalten gewesene
Ware und führt sie der Fabrik zu. Das heute in dieser Be-
siebuug Wesentlichste ist die Vervollkommnung der Wende-
maschine, wodurch es möglich ist, die feine, leichte Ware, die

Berliner Spezialität, in die Fabrik zu bringen,

Bezug des Rohmaterials. Das Rohmaterial bezieht

*ler Faljrikant aus den verschiedenst«*?! Ifäuden. Knpital-

kriifiige Fabrikanten werden immer suchen, den Lederbiindler

zu umgehen und von der Lederfabrik das Rohmaterial

zu kaufen Teilweise ist es aber aucli für sie vorteilhafter,

ihre Auftrüge den Kommissionshitnsern in Berlin zu geben,

i>der vom Ledergrofshäiidk.i zu kaufen, namentlich, wenn es

öici» um kleine verschiedenartige Aut träge hfindelt, unter l'm-

ständen in verschiedenen Farben, die nicht besonders in der

Fabrik angefertigt werden können. Filz sowohl wie Leder,

die in der Fflzschuhmacheret verarbeitet werden, sind deutsche

Fabrikate. Grofse Gerbereien, von denen das Sohlenleder be-

sagen wird, sind an den verschiedensten Plätsen, z. B. in

Wttrttembetigi in Thttringen. Oberleder für Reiseschuhe wird

in Thüringen hen^estellt, in Kim a. N., in Mainz. Fttr die

Filsschohe wird der Oberstoff und der Sohlentilz aus Oieng^n

st, Bf. bezogen, aus Fulda ^ wo eine sehr bedeutende Fabrik
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ist, und aus Sachsen. Besonders geriilimt wnrdon auch die

Sohlenfilze, welche Roth a. S. liefert. Für Berlin kommt noch

Adlershof in Betracht. Früher verarbeitete man viel ru>-ische

Sohlen- und Futterfilze. Man ist aber davon zuna ki^ekouinien,

Heitdem die hohen Zölle eingeführt sind, und aeitdem die

deutsche Industrie in der Filzfabrikation Fortschritte gemacht
hat. In Sachsen fertigen zwei grofae Filzachahfabriken den

Fiixt den aie brauchen, selbst an.

Alles Rohmaterial ist in den letzten 15—20 Jahren teurer

geworden; ein auswärtiger Fabrikant meinte, die fertige Ware
sei wegen dieser Steigerung allein um lOVo teurer als vor

10 Jahren. In den letzten Jahren aber waren die Lederpreise

ziemlich unverändert; es wird sogar allgemein behauptet, dafs

<lie Lederfabriken seit längerer Zeit mit Verlust arbeiteten,

wenn sie auch teilweise kleine Aufsehläge von 3— er-

reicht hätten Sie hoffen durch ein Lederkartell, an dessen

Zustandekommen sehr eifrig gearbeitet wird , bedeutendere

Preiöerhöhungen zu erzielen. Durch ein solches Lederkartell

wurden die kleinen Filzschuhfabriken sehr schwer getroffen;

sie würden dea Schlag wohl schwerlich aushalten.

Kreditverhältnisse. Von Anfang an war die

Industrie auf den Kredit angewiesen. Nur durch eine Aas-

nutzung desselben in weitestem Umfange konnte sich die junge

Industrie aus den kleinen Anfängen der siebziger Jahre heraus-

arbeiten. Alle heute besteh onrlon Berliner Fabriken haben ohne

nennenswertes eigenes Kaj)it;Ll angefangen. Als Kreditgeber

kommt namentlich der liohmaterialienhändler in Betracht.

Der Lederhändler, der seine Leute kennt und oft besser als

der kleine Fabrikant weifs, wie das Geschäft steht, ^ibt nicht

nur Warenkredit, er streckt auch Kapital vor. Er weifs, welche

G^ahr er dabei läuft, kann aber durch Ausnutzung dieser

Verbindung mit dem ausgeliehenen Geld ein gutes Geschftft

machen, und hat den kleinen Fabrikanten, der es nicht wagen
kann, zu einem anderen Rohstoffhänd 1er oder auch, in aber-

maliger G( Idnot, zu einem anderen Geldverleiher zu gehen,

in der Hand. Nicht selten wird eine Fabrik mit dem vom
Lederhändler 2;-eliehenen Kapital be^'^riinrlrt.

Der W a r e n k r e d i t wird allgemein in Anspruch ge-

nommen. Aber der Fabrikant selbst mufs auch kreditieren,

oft so sehr, dafs ihm Schwierigkeiten daraus entstehen. Die

kleineren Fabrikanten sind in der Kegel nicht in der Lage,

Kredit zu gewähren und können deshalb meist nur in be-

schränktem Umfang an Kleinhändler verkaufen, die ihrerseits

auf einen Dreimonatskredit angewiesen sind, den sie auch

regelmäfsig von gröfseren Firmen bekommen. Deshalb befindet

sich (Ur kleine Fabrikant zum grofsen Teil in der Zwangslage,

seine Erzeugung an Grofshändler absetzen zu müssen, die zwar
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Kar benhlan, aber dafUr die Preise drücken. Je kleiner und
webrloeer der Fabrikant» desto mehr mufs er eich von seinen
Kunden gefallen lassen. Von dem grofsen Fabrikanten erhIÜt

der Großhändler den ttblichen dreimonatigen Kredit Der
Kleinhändler aber kommt mit dieser Frist meist nicht aus.

Der Orofshiindler gibt ihm durchschnittlich fünf bis sechs

Monate Ziel, den Fabrikanten mufs er, wenn er nach drei

Monaten nicht bar bezahlen kann^ nach diesem Termin mit
einem Dreimonatsakzept bezahlen. Nur die Warenhäuser be-

zahlen bar innerhalb von dreifsig Tagen. Auf der Schuhbörse^
ilfTf-n Ordnung: unten Tioch näher darzustellen ist, war das
Krüditieren trüber verpünt, bat sich heute aber auch dort ein-

gebürgert

Charakteristik der Fabrikanten. Interessen-
vertretung. Eine allgemeine Charakteristik der Fabrikanten
zu geben, ist nicht leicht. Die Berliner Industrie ist noch zu
jung, cü fehlt an jeder Tradition. Sämtliche Berliner Fabriken
sind, wie schon erwähnt, aus kleinen Anfängen hervorgegangen ;

ihre Gründer haben einst mitgearbeitet Auch heute noch
sind weitaus die meisten ihren Arbeitern an Bildung kaum
überlegen, ja, sie stehen hinter ihnen an Ansicht und Fach-
kenntnis nicht selten zurttek. Es fehlt den kleinen Fabrikanten
nur SU oft an aller kaufmännischen Vorbildung. Daraus
entsteht ungenügende Aufsicht im Betrieb selbst, Mangel jeder

Voraussicht imd Berechnung, die sich im Laufe der Zeit durch
•chwere Verluste rächen, und die in Verbindung mit der durch
die wachsende Konkurrenz stets schwieriger werdenden Lage
manchen Bankerott herbeiführen. Nur an der Spitze der
wenigen grofsen Finnen stehen Kapitalisten. Fachkenntnisse
bringen nur weniü^e für ihren Beruf mit. Häufig verbindet
.sich dor „Kachmann" mit l in^m .Op!flmann", um sein Oeschäft

zu vergröfsern und tritt dann selbst bald darauf zurück.
Einige haben — nicht zum Ruhm des Gewerbes — ihre

Lehrzeit hinter vergitterton F*n>tt*ni durchgemacht. Ftir

dic^sf? ka})italistischen Fabrikanten ist die Filz«chuhmacherei
gröfstenteils Durchgang^sberuf, den sie je eher desto lieber

mit dem angenehmeren des Rentiers zu vertauschen bestrebt

.sind. Auffallend ist es, wie oft die gröfseren P'irmen in andere
Hände tibergehen. Da kann sich denn ein Zugehöri^keits-

ffefUhl zu den Arbeitern, ein objektives Interesse an tecbmschen
Verbessemngen, ein Verständnis fttr die nationalen Aufgaben
der Industrie nicht entwidieln« Wer die Rolle kennt, die

s. B. ein altes solides Hambniger Geschäft, das sich vom Ur-
grofsrater vererbt hat, in der Familie des Besitzers spielt, wie
man sich an seinem Gedeihen, wie an dem des liebsten Kindes,

obue an den persönlichen Vorteil zu denken, freut, wie der
Besitzer keinen greiseren Ehrgeiz hat, als dem Sohn daa
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Geschäft noch blühender su hinterlassen, alt er selbst es vom
Vater übernomraen, und wie er, selbst wenn der Sohn Chef
der Firma geworden . sich doch von seinem Kontor nicht

trennen kann und solange nur die Kräfte reichen, jeden

Morgen auf dem lieben alten Platz sitzt — den berührt dies

Verhalten moderner Fabri kauten doppelt befremdend und
peinlich. Das Geschäft ist bei letzteren kein Berui, keine

Lebensarbeit und -aufgäbe, sondern nur Mittel zum Zweck.
Und dieser eigentliche Zweck ist, in möglichst kurzer Zeit

fnöglichst viel Geld zu verdienen.

Die gröfeeren Fabrikanten etwa 18 bis 19 Filzschuh-

fabrikanten nach Schätzung der Gewerkschaft — gehören dem
Zweigverein Berlin des über ganzDeutschland verbreiteten Ver-
bandes deutscher Schuh- und Sehiiftefabrikanten
an. Der Verband ist ein reiner Kampfverband, und nichts

Hegt der Tendf^üz des Vorstandes ferner als „die Idee sozialer

CJleichbereehtigung und paritätisclier Verständigung zwischen

organisierter Arbeiterschaft und organisiertem Arbeitertum

Der Zweck des Verbände« ist nicht d&a Fernhalten des iStreiks,

bondern das gewaltsame Niederdrücken aller Streiks. Eline

sonstige Vertfetung gemeinsamer Interessen, aulser dem Kampf
gegen die Arbeiter, erfolgt nicht Von den Verhandlungen
wird nichts verö£Pentlicht, und aus demselben Geist heraus fllr

wissenschaftliche Arbeiten kein Material zur Verfügung gestellt*.

Die wichtigste Waffe dieses Vereins ist der 1897 ins

Leben gerufene Arbeitsnachweis. Bei den zahllosen kleinen
»Streiks, die auf eine Fabrik beschränkt sind, bei denen oft

;\uch nur eine bestimmte Gruj)pe von Arbeitern die Arbeit

niedergelegt hat. sollen mit Hilfe dieser Einrichtung alle

Arbeitsuchenden derjenigen Falirik zugeführt werden , bei

der gestreikt wird, um so den Kampf der Arbeiter zu unter-

drucken. 1898 gab der Verband eine Arbeitsordnung heraus,

welche von allen Mitgliedern des Verbandes ihren Arbeitern
aufoktro} iert ist.

EinflufsderVerschiedenartigkeit der Betriebe
und ihres Wettbewerbes auf die Eigenart des Ge-
werbes. Das ist das Bild, wie es sich uns von der heutigen
Organisation der Industrie darstellt. Eine beträchtliche Anzahl
von Betrieben, von denen a^'r kaum der zehnte Teil so

gestellt ist, dafs er l'rofiuktion.-^niittel und Arbeitskräfte rationell

ausnutzen und ^t•l^lt•n Vorteil beim Einkauf des Rohmaterials

und beim Absatz wahren kann. Die Grofsstadt ermöglicht

* Vcr<^l. VV a 1 (l o m 91 r Z i in m o rm a n n : Die Streikversicherong der
Arbeitgeber. So/,. Praxis-, XfV. Jahr-

,
Nummer 33.

• Auch W. Kulemuiiii ^ibt an, dafs der Verband der Schuh-
und iScliäftefabrikanteu ihm auf seine Anfraifc keine Antwort erteilt

habe. (Die Gewerkachaftebevegung, Jena 1900, 8. d45.)
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d&a Bestehen kleiner und kleinster Betriebe, die sonst nicht

exiatCeren konnten. Sie haben hier Gelegenheit) jederzeit die
billigsten Arbeitskräfte zu bekommen, und daneben G^egenheit,
ihre Ware an Ort und Stelle loszuwerden. Dadurch erklärt

es sich, dafs von den 84 Betrieben 49 kaum anders als mit
dem Namen Zwergbetrieb bezeichnet werden konnten.

Wie erweist sich die Wirkung dieser Gröfsenverhältnisse

der Betriebe auf den Gang der Produktion? Der kleine

Fabrikant wird in jeder Beziehung zum Hemmschuh. £r ist

der geschworene Feind jeder Neuerung, die für ihn nur eine

Mehrauslage bedeutet. Und doch kann er solche Ausgaben
nicht umgehen, die Konkurrenz zwingt ihn dazu, will er nicht

ganz zurückgedrfinnrt werden. Als einziger Ausweg bleibt ihm
die Verschlechterung des Materials. Sobald ein neuer Artikel

auf den Markt kommt, wird er sofort von den kleineren

Fabrikanten in minderwertigem Material nachgeahmt und zu
bedeutend billigerem Preis angeboten. Auch in dieser In-

dustrie hat sich eine er.staunliche „Wissenschaft des Betruges" '

gebildet. Selbst bei der besseren W are wird Pap})e zu Brand-
sohlen verwendet; sie dient aljer auch bei den billigen Leder-

bchuhen zur Herstellung der Vorder- und Hinterkappe, die

daher beim ersten Naüswerden aufweichen. Zu einer förmlichen

Kunst ist das Verdecken der Pappe durch Leder geworden;
das gespaltene Leder wird aufgeklebt, oder aufgenietet, oder

es werden die Lederabfiüle mit Pappe zermahlen und gestampft— das bereits erwfthnte Factis— ; entweder man besieht die

Vorderkappe nur von aufsen mit Leder^ oder aber auch von
innen, um die Täuschung vollkommener su machen. Auch
der Absatz bekommt nur einen schmalen Lederflecken sur
\'erdeckung seiner Pappseele. Nicht besser ergeht es der
Sohle. Das Publikum ist meist nicht imstande, Gutes vom
Schlechten au unterscheiden, es läfst sich durch den billigen

Preis und das Aufsere der Ware besteehen, und wenn es den

Betrug merkt, ist schon wieder ein neuer Artikel „niKilcrn".

Dies Unterbieten zwingt aber die besseren Fabriken, incb

mit den Preisen nachzurücken und ihr^Mseits an Hohstoti und
AuNfiihrung zu sparen. So zieht das i'olipolium (die mnrslo>e

Konkurrenz) der kapitalarmen Betriebe die Produktion in

bezug auf die Qualität weit unter das Niveau, das sonst erreicht

werden konnte.

In derselben Richtunjj; wiiki die unuiai'si<^e Konkurrenz
der kleinen Detailhiindler unter einander. Es gibt in Berlin

nicht weniger als 0000 selbständige Schuhmachermebter, von
denen nur dte wenigsten noch ihren Namen verdienen. £än
Teü hat ein mehr oder minder gut gehendes Ladengesehflfi

* VergL G. Schmoller, Grundrifs der allgcineiuen Volkswirt-

sehafttlehre, Loipilg 1904, IL S. 56.
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und treibt dabei etwas Flickschuhmacherei; fUr einen andern
Teil Miufs eine Portierstelle oder ein ähnliches Amt den

Ilaiiptteil des Einknnnuens beschaffen. Der gr fste Bruch-

teil der Schuhmacherineister ist auf die AuöbesserarbLMt zurück-

gedrängt, im günstigsten Falb Besitzer einer Besoblansuüt
Auch von den Ladenin Imbern können die meisten nicht

leben und nicht sterben. Das Publikum p:<nvöhnt sieh inuner

mehr an die grol'sen Schuhgeschäfte und an die Warenhaust-r.

Durcli die hohen Mieten sitzt der kleine Meister ^^ewohnlich

von vornherein auf einem Etat, der seine Verhältnisse weit

übersteigt. In der Regel kann er seine Schuld bei dem GroCi-

händler nur ratenweise bezahlen. Seine Kunden beanspmcben
langen Kredit, und er kommt aus den Schulden nieht hmni.
Diese Kleinhändler unterster Ordnung mttssen mit allen ifasen

BU Gebote stehenden Mitteln Käufer anlocken und sich gegen*

seitig abspenstig machen. Das führt natürlich su einem Unter-

bieten, das oft genug bis zum Verkaufen mit Verlust geht
Verschärft wird dieser Wettbewerb noch durch die sogenannten
Partiewarengeschäfte, welche grofse Massen schlechter Ware
aufkaufen und au Schleuderpreisen abgeben. In den letslea

Jahren haben auch die Geschäfte mit Einheitspreisen d«a
Schuhmachermeister das Leben erschwert Auf einer der letzten

Versammlungen des Vereins deutscher Schuhwaronhänd'er
wurdf f^eklagt, dafs durch diese Einlieitspreise für den -^aiizva

Kft iiilianrlel der Nachteil entstehe, an eine gewisse Preishöbe

gebunden zu sein, die den Verdienst stark begrenze. Diese*

unaufhörliche Unterbieten der Kleinverkäufer setzt sicii ui

einen starken Druck auf die Fabrikanten um und Im w irkt

ebenfalls, dafs die Herstellung in bezug auf die Güte nieht

das erreicht, was erreicht werden könnte. Wie sclnverwiegeud

das ist, wird sich zeigen, wenn wir die Stelluiig der Berliner

Filzschuhmacherei innerhalb der übrigen deutschen Filzschuh-

macherei näher untersuchen. Es wird sich dabei eigebou
daTs die Eigenart der Berliner Filsschuhmacherei in beaug auf

die yon ihr hergestellten Waren und in bezug auf ihre

Leistungsfähigkeit bedingt ist gerade durch die Eigenart der

Berliner Produktionsyerhältnisse.

St< liung der Berliner Filzschuhfabrikatioa
innerhalb der deutschen. Mangelhafte Ausbild ung
des G r o fs b e t r i e b e s. Rufen wir uns noch einmal die Or06e
der ersten Berliner Betriebe ins Gedächtnis zurlick. Nur eine

einzige Fabrik arbeitet zuzeiten mit mehr als 2<"> Arbeitern,

nur sieben mit nn'hr als K>0. Welch anderes Bild bieten -Jie

provinzialen FaHrik-^'n! Eine der ältesten Filzschulifabriketl

die ^Vereinigten fränkischen Schuhfabriken" in Furth-

Ktirnberg, beschäftigen mehr als 20(Mi Arbeiter, *l. Ii. beiaaiie

so viel wie die gesamte Berliner FUzschuhindubtrie, hab&k
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fiiion üiusatz von 4 Millionen Mark und arbeiten mit 2») Diirch-

nähmasjchinen. Das tägliche Erzeugnis beläuft öicb auf
lUOO<) Paar. Die Gröfse dieses Betriebes ermöglicht eine

ArbeitBtaüung und Spezialtsierung sowohl bei Arbeitern, wie
bei Haachinen, die rar kleinere Betriebe unerreichbar ist. Sie

erzielt aufaerdem eine Vollständigkeit und Vielseitigkeit in

den hergestellten Waren, welche eraebliche Vorteile beimAbsatz
und im Verkehr mit den Kleinhändlern mit sich bringt. Auch
in Sachsen gibt es Fabriken, deren Grölse nicht nur ein voll-

kommenstes Ausnutzen der Produktionsmittel gestattet, sondern

sie auch in den Stand setzt, sich eine kleineren Betrieben
ganz unmögliche Unabhängigkeit zu schaffen, welche sogar
bis zu Ik'triebskombinationen geführt hat So fabriziert eine

Fabrik in Oschatz ihren eigenen Filz, um nicht von den Boh-
stofferzeugern abzuhängen. Andere sächsische Firmen lassen

iiocli heute in gröfstem Mnfse in dvn HjU-lisi-^clien Of'fjiriLcnissen

arbeiten, was eine ganz erhebliche Ko>teneröpariHS bedeutet.

Von Hulclier Konkurrrmz müssen die Berliner Firmen, von
denen die gröfstcrij wie wir gesehen haben, kaum den vierten

Teil des Umsatzes der Nürnberger Fabrik z. B. liaben, erdrückt
wcrdi n. Infolgedessen ist die Berliner Industrie, die als Ganzes
durch die Überzahl kleiner und kleinstem Betriebe zur Her-

stellung von Schund Ware gezwungen wird, in diesem Artikel

doch gegenüber der auswärtigen Konkurrenz in grofötLii

Nachteil. Sie kann hierin auf dritten Märkten mit der aus-

wärtigen Industrie nicht konkarrieren. Und in Berlin vermag
sie dies nnr, indem sie sich mit gans geringem Nutzen begnügt,

während die aufserberliner Fabrikanten ganz gut bei den
Preisen bestehen können.

Bedeutung des Berliner A r be i termateriais.
Einen Vorteil aber haben die Berliner Fabrikanten dagegen^
der wohl geeignet wäre, diese Kachteile aufzuwiegen : das ist

die intelligente Berliner Arbeiterschaft. Abgesehen
von den unzähligen Bildungsmilglichkeiten , welche dem Ar-

beiter in Berlin erreichbar sind, erzieht die Grnfsstadt ihre

Kinder .st'lijst. ^rrniz ohne deren Zutun. Das Treil)On auf den
btrafsen maciit gewandt, tiink, uitmerksani. Durch flie L'roi's-

artigen Ausstellungen der Luden wurden Auge und (tt-M hmack
ireschult, die Fühigkcit, neue Kindrücke zu erfassen und zu
verarbeiten geschürft. So brin^^t der grofsstiidtische Arbeiter

von vum herein drei wichti^'^e Kigensehaften mit: rasche Auf-

fassungsgabe, Geschmack und (Gewandtheit. >ie crmö<rlichen

eine Sorgtalt der H< rst» llmig, eine geschmackvolle Ausführung,
wie sie sonst im Ueich nicht erzielt wird. Wie weit dies

«llgemdn anerkannt wird, dafUr diene der Umstand als Bei-

spiel, dafs die mehrfach erwähnte bayrische Firma ihren Be-

Digitizeiliby Google



82 XXI 4.

darf an eleganten Reiseschuben von einem Berliner Fabrikanten
herstellen läfst.

Infolge eben dieses Vorteiles ist es den kapitalkräftigeren

Berliner Fabrikanten gelungen, eine Spezialität herauRzubildon,

in der bie ein bedeutendes Übergewicht haben. Das ist der
elegante Fantasieschuh, der leichte Reise- und Morgenschuh,
der für ein kaut kräftiges und zahlungswilliges Publikum be-

stimmt ist Nicht die Fabrikation guter schwerer Lederschuhe
und -Stiefel — dazu reicht das Betriebskapital nicht aus —
nicht die handgearbeiteten Ballschuhe, deren Herstellung anf
billige und geübte Heiniarbeit begrtindet ist, in denen die

Österreicher Überlegen sind, kann für den Berliner Filaschub-

fabrikanten der vornehmste Produktionsartikel sein, sondern
der aus feinem Leder, mit Masehinen arbeitsteili;^^ hergestellte,

geschmackvoll ausgestattete Fantasiesf'lmh. Die Ausbildunt^

dieser Spezialität, die erst in den letzten Jahren hervor^^^treten

ist, bedeutet einen grofsen Vorteil und hoöentlich den Antan^
einer neuen Zeit. Alles, was einer Spezialisierung in dieser

Kicbtung entgegenarbeitet, ist eine grofse Benachteiligung des

Gewerbes. Alles dagegen, was diese Entwicklung befördert,

mttfste mit Fleils verfolgt und ausgebeutet werden.

Absatzmarkt und Ab satz ver h ä 1 1 n i sse, Ftkr den
Absatz ist auch heute noch der lokale Markt von gröfster

Bedeutung. Bis in die neunziger Jahre kam er allein in

Betracht. Versorgt >vurde er gröfstenteils dureli den Hau-
sierer, der in die Arbeiterwohnungen geht und durch seine

Überredungskunst seine Ware anzubringen sucht. Die kleinen
Fabrikanten gingen selbst vielt'aeli mit ilirer W are von Haus
zu Haus. Die Hausic'rer haben den zunehmenden Verkaufs-
plätzeu und den Verfolgungen der Hauswirte weichen müssen.
Ihre Zahl nimmt sehr ab. Ebenso gaben Messen und
Jahrmarkte dem kleinen Fabrikanten Gelegenheit, gröfsere

Mengen seiner Ware loszuwerden. Aber auch ihre Bedeutung

feht in den letzten Zeiten zurttck. Die Grün waren keller,
ie noch bis in die achtziger Jahre alle neben Obst und

Gemüse auch Filz- und Cordschuhe feil boten, kommen eben-

falls nicht mehr in Betracht; die seit 1885 bestehenden Markt-
halb'ii vordrängen sie mehr und mehr. Dnir^^iren haben die

Berliner Filzschuhfahrikanten neue und s^^hr gute Abnehmer
in den iriofsen Warenhäusern gefunden. Wie die Waren-
häuser uln i haupt eine Arbeitszusammenfassung, eine Verein-
fachung des Absatzes bedeuten, so schalten sie auch den ver-

mittelnden Grofshändler aus und verkehren mit den Fabri-

kanten selbst. Teilweise sogar verpflichten sie einzelne
Fabrikanten, nur für sie zu arbeiten. Das setzt sie in den
Stand, dem Publikum die Waren zu den Preisen zu Ter-
kaufen, welche sonst der Klein- dem Grofshändler zahlt.
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Allerditig^s mufs sich der Fabrikant allerlei Abzüge von 4

biä l)
*' 0 t'iir Skonto, Umsatzbonus und \\ areiihaussteuer vom

vorher vereinharten oder, bei marktgängigen Waren, vom
üblichen Preia gefallen lassen. Er hat dafVir aber einen

sicheren Abnehmer gefunden, der ihm vollauf zu tuii gibt,

und, was noch mehr ist, einen prompten Zahler. Die Waren-
häuser pflegen ihre Konti 30 Tage nach Ablauf des Liefe-

ruDgsmonats zo begleichen.

Fflr den grOfaten Teil der Berliner Filsschahmaoherei

«teht swiscben Fabrik und Kleinhändler der Großhändler.
Seine Aufgabe ist eine mehrfache. FOr den Kleinhändler
bietet er den Vorzug, dafs er die Gesamtheit der Artikel

ffthrt, die in einer Mehrzahl von Betrieben h r^rfstellt sind,

und damit eine Vereinfachung des Bezuges herbeiführt. Seine

Hauptleistung für diesen bcMteht aber darin, dafs er ihm jede
bc1]e\>ige Menge liefern kann, während die Fabrik nur grofse

Posten abgibt. Für den Fabrikanten ist der Grofshöndler der

grofse Abnehmer, der den Verkehr mit zahlroichon Kinzelge-

8«diliften «Tspart. ]> ist der kapiüil kräftige Vi-nnitilrr zwischen

dem aui Barzafilung angewiesenen Fabrikanten und d'^m kapital-

schwachen Kleinhändler, der Kredit in Anspruch nehmen mufs.

Aber für den Klein iiaiul 1er niederer Ordnung nicht

11 ii tider als für den kleinen Fabrikanten ist der Orofshändler

häufig ein s( hwerer Druck, da er eben seine Kapitalkraft

rücksichtslos nach beiden Seiten hin ausbeutet. Um auch
geringere Mengen vorteilhaft einzukaufen und nicht auf die

Örofshändler angewiesen su sein, haben darum die handel-

treibenden Schuhmachermeister 1877 die sogenannte Schuh-
bOrse eingerichtet Zu dem Zweck haben sie den Verein

der Schuhmacher Berlins und der Verkaufshalle gegründet,

der jetst etwa 300 Mitglieder zählt. Jedes Mitglied sahlt

300 Stark Eintrittsgdd, der Verkäufer aufserdem 50 Pfennige

fttr das Recht auszustellen, der Räufer 25 Pf. Eintrittsgeld. Der
Gewinn wird an die Mitglieder verteilt. Die Fabrikanten
erscheinen auf dieser Börse mit ihrer Ware und geben sie

hier in Mengen bis zu Dutzond ab. Während der kleine

Händler aut der Börse die Möglichkeit hat, unter den vielen

Atisstellern nach Bf^lieben sich seinen Bedarf auszusuchen,

liegt für den verk-nii-nden Fabrikanfn der Vorteil in der

iltr7 thl^n;:,^ Doch bat sich auch hier die Kreditzahiung ein*

^eschli<'h''ii.

J<'(U 11 Montjig Vormittag verwandeln sich die Räume (]»'r

Brauerei am Friedrichsliain in einen groAsen Markt, auf

welchem alles ausgeboten wiid, was sich ein Scliusterherz

nur wUnichen kann. Neben fertiger Ware (gröberes Fabrikat)

wie Leder8chuhe und -stiefel, Cordschuhe und -pantoffel, Filz-

schuhe, leichte bunte und schwarze Lederschahe, findet man
namentlich die jeweilige „Saisonneuheit^. Auf andern Tischen
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ÜlL|



XXI 4

liegen Wichse, Schuhbänder, Patentknöpfe aus; wieder auf
anaern „Mafsbücher mit nützlichen Winken", Plakate mit

„letzte Neuheit", „Pariser Neulieit" oder „feste Preise". Von
all' diesen »Sachen holt sich der kleine Meister seinen Wochen-
bedarf. iSchareuweise ziehen die Meister und Meisterinnen

herbei, alles wird erst gründlich besehen und geprüft, von

dieser oder jener Sorte ein „Gang" ersUmden, in dii.s be-

kannte schwarze Schustertuch, das oft vor Alter grün aus-

sieht, gepackt, und Uber den Rücken geschlungen nach Hause
getrs^n.

Die SchnhmackerbOrse hat nicht die Bedeutung erlangt,

die man erhofft und erwartet hat. Es liegt das wohl cum
Teil daran, dafs Berlin zu grofs ist, die Entfernungen au
weit, um für den entfernt wohnenden Händler bei seinem

geringen Bedarf den Zeitverlust lohnend erscheinen zu lassen.

Anderwärts h;it man bessere Erfahrungen mit dieser Ein-

richtung gemacht, z. B. in Altona, wahrscheinlich, weil hier

die weiten Entfernungen fortfallen.

Die wenigen grofsen Berliner Filzschuhiabrikanten habon

eigene Reisende, welche in ganz Deutschland au jedeia

Platze die Warenhäuser, Schuhgeschäfte, auch Wollgeachäfte,

die in kleinen Städten oft Filaschuhe verkaufen, aufsuchen
und Aufträge für ihre Fabrik sammeln. Nach aufserdeutschen

Ländern werden keine Reisenden geschickt.

Die deutsche Ausfuhr der Erzeugnisse der Filzschuh-

macherei nach den übrigen europäischen und nichteuropäischen

Ländern ist leider zahlenmJtfsig nicht festzustellen. Die Reichs-

statistik unterscheidet die Schuhwaren nicht genauer, auch

nicht die Filzartikel. Die Filzschuhausfuhr hat alle Phasen
durchgemacht, welche ähnliche Industrirn erlebt haben. Als

nach der deutschen Einigung der grol'se wirtscliaftliche Auf-

schwung cilulgte, mulstc üich der deutsche Kautmaim auf

dem Weltmarkt erst seinen Platz suchen und erobern. Er
entwickelte dabei eine besondere Gabe, sich den ausländischen

Verhältnissen anzupassen und jede Gelegenheit heraussufinden,

die ihm noch offen stand. Hierbei war eine der wichtigsten

Aufgaben dieGewinnung der bisher kaufunf^higen Bevölkerung,
namentlich der überseeischen Länder durch ganz billige

Artikel. Diese Spekulation gelang auch den Filzschuh-

fabrikanten. Firmen ;)hs Pirmasens, Bnv'M-n, iSaclisen, welche
bin-f'its in den ^kbzi^er Jahren maschinellen Betrieb hatten,

führten ganz grobe Ware zu sphr billigen Preisen aus, das

Schlechteste des Schlechten an Material und Ausführung, und
hatten damit in den überseeischen l^andern, namentlich in

Sudamerika und Afrika, grofsen Erfolg. Auf die ersten

Zelten des gewinnreichen Ausfuhrgeschäftes folgte dann aber
bald ein mafsloser Wettbewerb unter den unzähligen neuen
Unternehmungen, welche der Gewinn der andern hatte ent-
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btehen la&seu. Eine ÜberDroduktion war unvermeidlich, es

eotstand ein wüstes Uotermeten ^ und eine grofse Zahl von
Fabriken wurde dem Bankerott zugeführt.

Die grObte Bedeutung als Auafuhrartikel hat der gana
grobe Jute- oder Cordpantoffel. £r wandert nach den
Tropen — Sttdamerika vor allem — wie auch nach den
Ländern mit gemtfiiigtem Klima, während für den eigentlichen

Filz»c)uih naturgemäis nur die letzteren, namentlich Südafrika,

Nordchina, Japan und Canada in Betracht kommen Recht
bedeutend ist die Ausfuhr von Filsschuhen nach dem euro-

Däiscben Norden, nach der Schweis und nach Holland. Auch
England ist ein Abnehmer dieser Ware. Seitdem aber alle

KuTturlitndnr im Zeichen des Schutzzolles stehen, ist die Aus-
fuhr, flio nie im Entferntesten etwa mit (loricnip^en fertiger

Kontcktiou verglichen werden konnte, sehr zurückgegang* ii.

Die eigentümliche Lage, in welcher sich die Berliner

Industrie in bezug auf die Auüfuhr befand, wird verötändlich

durch die Stellung, welche die Berliner Filzschuhmacherei zu
der übrigen deutschen Filzschumacherei einnahm. Die
wenigen Berliner Firmen, welche überhaupt für den Export
in Betracht kamen, waren alle viel jünger alb die sächsischen

und bayrischen Firmen. Sie konnten sich au der Ausfuhr
erst beteiligen^ sAb der überseeische Markt bereits mehr oder
weniger in festen Händen war> und überdies die Preise durch
den wttsten Wettbewerb bedeutend herabgedrUckt waren.
Die Berliner konnten nicht so billig arbeiten wie die aufser-

berliner — die Höhe der Mieten und Löhne verbot es und
verbietet es noch heute. Die Gröfse der bedeutendsten
Aüfeerberliner Firmen übertrifft die der berliner ganz bedeu*
tend und setzt sie in den Stand, sich ganz erhebliche Produk-
tions- und Absatsyorteile zu verschaffen. Da kann für die
Berliner von einem vorteilhaflen Wettbewerb in billigen

Massenartikeln nicht die Rede sein.

Dazu kommt noch ein Umstand, der die Ausfuhr hilliger

Äla-sf TnvHr»^ beeinträchtigt: der Bedarf an diosf n Artikeln ist

eiri Ijeschrankier. Mit der steigenden Kuhur der aufser-

eurofjliiöchen Länder verliert er an Bedeutung, weil der
ilhorüceische Käufer sich dann nicht mehr mit der Schund-
w^irt« begnügen will. Auch gelangen diese Länder bald dazu,

gerade diese grobe Ware, zu deren Herstellung keine tech-

nische Gesehickln hkeit erforderlich ist. seihst herzustellen.

3Iehr Aussicht hat der Berliner Fabrikant bei der Ausfuhr
der feinen Ware, der eleganten Reise- und Morgenschuhe, bei

deren Fabrikation, wie wir sahen, dem Berliner Unternehmer
Vorteile au Gebote stehen, die anderwärts fehlen. Die grofse

Letchtfgkeit dieser Ware macht sie zur Ausfuhr sehr geeignet.

Wenn diese trotadem noch keine grofse Bedeutung gewonnen
bat, so liegt das einmal daran, dais die Herstellung dieses

8*
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Artikels noch nicht den genügenden Raum in der BcffÜaer

Produktion einnimmt, anderseits in den ungünstigen Zofi- '

Verhältnissen* Doch ist anzunehmen, dafs, je mehr die Ba-
hner Fabrikanten diesen Schuh als ihre eigentliche SpensUtit
erkennen, und je grölseres Gewicht sie auf schöne und ge>

schmackvoUe Ausführung und Ausstattung legen, sie ein de^tc

gröfseres Publikum auch in fremden LiUidem diesem Artik«!

erobern werden.
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III.

Arbeiterverliältiiisse.

Lage der Fabrikarbeiter.

Das Material. Um die hn^f^ (1er Berliner Filzschuh-
arbeiter kennen zu Ipnn n, wurd(^ eine Umfrage vom Verein
„Frauenwohl** unternoninien , die seitens der Gewerkschaft
weiteste Förderung fand Es wurden im ganzen 23 Werk-
stättcnbogen — ' a aller Betriebe — und etwa 200 Persünen-
fragebogen, 60 davon durch Heimarbeiter, beantwortet. Es
liegen also Antworten von dem zehnten Teil der in dieser

Indnstrie beschäftigten Arbeiter vor. Dafs die Zahl keine
grOfsere ist, liegt nicht an einem Mangel an gutem Willen,
sondern nur an der grofsen Schwierigkeit, mit welcher das
Auffinden der Heimarbeiter verbunden ist. Mit gröfster Opfer-
willigkeit haben sich die Mitghedcr des Vereins „Franenwohl"
der Aufgabe unterzogen, aber \u sehr vielen Fällen war es

trotz ^^()l7,^sanlsten Suchens nicht möglich, die betr^'ffende als

Heiniai beiier bezeichnete Familie aufzufinden, (iemi^t die

Zahl der beantworteten Bogen nun auch durchaus nicht, um
genaue zahlcnmärsigc Aufstellungen zu maciien, so hissen sich

doch die Verhältnisse, in denen die Arbeiter dieser und ähn-
licher Industrien leben, daraas ablesen. Die Heimarbeiter
wurden alle in ihren Wohnungen aufgesucht und der Versuch
gemacht, in ein näheres Gespräch mit ihnen zu kommen.
Von den guten Erfahrungen, die Gertrud Dyhrenfurth^ bei

diesen Besuchen gemacht hat, kann hier aber nicht viel be-

richtet werden. Die Leute, denen jede Minute kostbar ist,

* Ich Rprfche allen Förderern, bosomiprs Herrn Carl Herrniiinn
and Herrn i- riedr. Weber hiermit meinen verbindlichsteu Dank aus.

' Verjjl. Gertrud Dvhrenfurth, Die huusindustrieUen Ar-
boiterinnon in der Berliner l31u8en-, Unterrock-, Schürzen- und Trikot-
koiitVktion, Schmollert) Staats* und sozialwiftseoscbaftliche Forschungen
ßd. XV, Heft 4, 3.
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empfinden die Störung sehr unliebsam, und man wird auch

selost da« peinliche Gefühl des EindriDgens nicht los. Sie

sind scheu, wortkarg, und leben in der ständigen Furcht,

dafs ihnen der Lohn verringert oder die Arbf^it entzogen werde.

So war es oft schwer, sie zum Reden zu bringen. Aber was

der Mund verschweiget, das reden die Züge und die Umgobiniir.

Die Aussagen der Fal>rikarbeiterbogen wurden ergänzt durch
auägiebige mündliche Unterhaltungen.

Die ä u fa e r n Arbeitsbedingungen. Wir haben
die Arbeiter bei ihrer Arbeit ^^c^lOIl aufgesucht. Wir haben
gesehen . wie schwer sie unter d<:n ungünstigen räumlichen

Verhältnisäcn leiden, die keine Ventilation gestatten, und durch

die sie gezwungen werden, in staubiger, verbrauchter Luft

sich den ganzen Ta^ aufzuhalten. Wir wissen auch, dafs von

84 Betrieben nur in 15 mit motorischer Kraft gearbeitet werde,
dafe in den meisten Fällen also die KOrperkraft des Arbeiters

die Maschinen antreibt. Das macht die Arbeit sehr ermüdend.
Aber auch dort^ wo Gas oder Elektriaitftt das Antreiben be-

sorgen, ist sie nicht leicht. Die ungehenre Schnelligkeit, mit

der die Maschinen arbeiten, erfordert anaosgesetztc Aufmerk-
samkeit bei ihrer Bedienung; ein einziger Seitenblick, und die

Arbeit ist verdorben. - Die Arbeit ist schwer, wenngleich
die Fabrikarbeiter der l'x iliner Füzschuhmacherei viele Vor-

teile sicli errungen haben, um die auswärtige Genossen sie

beneiden mögen.

Die Arbeitszeit betrHf^t seit durchschnittlich

lU Stuncion einsehliefsiich 1 Stunde Mittagspause. In den Fa-

briken, deren Eigentümer Mitglieder des Fabrikanten verein» sind,

wird im Sommer von 7— 5, im Winter von 7*/«— gearbeitet

und je Va Stunde als 1 riihstücks- und Mittagspause gewährt
Überstunden kommen anscheinend nicht vor, oder doch nur

ausnahmsweise. Auch wird den Fabrikarbeitern selten Arbeit

mit nach Hause gegeben. Die Arbeiten eignen sich dasa
nicht, weil es den Fabrikarbeitern zu Hause an Werkieug
fehlt. Die stillen Monate für die Filzschuhfabrikation

sind die Wintermonate. wurde ffesseigt, dafs die grODseren

Fabriken durch die Herstellung anderer Artikel, namentlich
der Reise- und Sportschuhe, eine gleiehmUfsigere Produktion
anatrel)en. Im grofsen und ganzen sind die Monat?^ Dezember
und Januar die schlimmen Zeiten für die Filzschuh;! rbeiter.

Der Fabrikant braucht sich durch Entlassungen keine Uu-
annehinliclikeiten zu bereiten; der ungenügende Verdienst

zwingt die übertiüssigen Arbeitskräfte, sich nach anderer
Arbeit umzuschauen. Dafs diese Zeit der Arbeitslosigkeit

gerade in den Winter Mit, ist natürlich fUr die Arbeiter ein

sehr erschwerender Umstand.
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Die Lolinform ist im allgemeinen der Akkordlohn. Nur
die Stanzer und die ZuschnfMVler stehen durchschiiittHc}! im
Stundenlohn Auch hfi den Durchnaln rn kommt der iStunden-

lohn vor, aber nur ganz vereinzelt, Kinieister und Fraiser usw.

«tehen überall im Akkord.
Abneigung der Arbeiter gegen das Akkordsystem ist

b«;kaiint und wird von den Filzsehuharbeitern redlich geteilt.

Sie sind geneigt, dem System alle Schuld an ihrem Elend zu-

zuschreiben; durch diese Lohnforni soll sich ergeben, dafs

vornehmlich auf die Arbeiter die Nachteile des Saisongewerbes
fallen. Jeder Rückgang des Geschäfts trifft sie durch eine

Abnahme ihres Verdienstes. Der Fabrikant kann den im
Stundenlohn stehenden Arbeiter nicht sofort entlassen , wenn
die Attftri^e spftrlicher werden; er bleibt und erhält denselben

Liohn. Der im Akkord stehende Arbeite verdient sofort ent-

sprechend weniger. Aber in Industrien wie die Filzschuh*

xnacherei spielt der Akkordlohn noch eine besondere Rolle»

Die Herstellung billiger Massenartikel, die hier, wie wir sahen,

Doch den grölsten Teil der Produktion ausmacht, lohnt sich

nur, wenn die Produktionsmittel auf das Äulserste ausgenutzt
werden. Hierzu ist aber vor allem ein schnelles Arbeiten er-

forderlich. Um dies zu erreichen, kann der Fabrikant kein
l>»'ss<'res Mitte! (»rsinneii, als den niedrip^cn Akkordsatz, welcher

dem Ailji'iter eiin n leidlich nuskömmlirheii Verdienst nur
dann gestattet, wenn er mit ununterbrochener Hast arbeitet —
dem kein Mensch wird Tag für Tag und Jahr für Jahr einer

ÄU^strengenden , monotonen Arbeit mit gleich grosser Energie
nachgehen, wenn die Not ihn nicht täglich von neuem dazu
zwingt. Die Gewandtheit, welche der Arbeiter im Laulc der

Zeit erlangt, kann diese grofüe Anstrengung nicht mildern,

deun mit ihr rechnet der Fabrikant bereits, wenn er die Lohn-
höbe festsetzt So wird der Akkordlohn in seiner heutigen

Handhabung zur Hetzpeitsche fOr den Arbeiter. Der niedrige

Akkordlohn ist aber eine der wichtigsten Grundlagen, auf die

«oh die Produktion billiger Massenartikel gründet. — Der
eifi;entliche Grund aber, weshalb sich die Arbeiter durch die

Akkordlöhnung benachteiligt fUhlen, liegt tiefer und entspringt

<1 er unbefriedigenden Lösung der Akkordberechnung, die

L. Bernhard ^ als den Angelpunkt der Akkordfrage hinstellt

Und zwar ist es hier nicht, wie in manchen andern Gewerben,
die Arbeitsleistung, welche sich nicht berechnen liefse. Mag
auch ein genaues Abwägen der Arbeit des einzelnen durch
den h.tufi^en Wechsel der Mode sowie namentlich durch di»'

unausgejsetzte Änderung der Technik schwierig sein — un-

möglich ist es nicht denn in der amerikanischen Schuhfabri-

> VerL'l. r^r. L. Bernhard: Die Akkordarbeit in I>eut«chland
Leipzig im ö. m ff.

Digitized by Google



40 XXI i

kation sowitj auch in mehreren Schuhfabriken im übrigiea

Deutschland gelten allgemeine Tarife , welclie die volle An-
erkennung der Arbeiter geniefsen. Die unüberwindliche
Schwierigkeit liegt vielmehr darin, daOi die beiden Vertrags-

parteien von grundverschiedenen Oeeichtspankten beim 6e>

messen des Lohnes miseehen. Der Arbeiter will seine Arbeit
den Aufwand von Muskel- und Nervenkrafi bewertet wissen;

der Fabrikant dagegen den Lohn in Einklang mit dem Markl»
preis der Ware bringen. Je geringer dieser letztere ist, desto

schärfer macht sich der Gegensatz geltend. Denn es gibt eine

unterste Grensse für das, was an dchlechter Arbeit gelei>trt

werden kann, wenn die Ware überhaupt noch verkfluflick

sein soll, und die wird sehr viel früher erreicht als die Grenze^

bei welcher für den Fabrikanten der Profit aufhört. Bei des

meisten Waren ist der Unterschied der Arbeitsleistung bei ge»

ringerer und besser^^r Güte weit weniger grofs als der Unter-

schied der Bezahlung; tatsächlich wird die Arbeit bei den

billigen Massenartikeln am sc hl echtes t^Mi b» zahlt. Der Lohn, dw
eine Einfasserin z. H. für das Eintasten bcbserer Ware ht-

kumoii, ist bedeutend höher als der für die geringen Sorten.

Und doch kann sie an letzteren kaum einige Stiche weTmr»r

machen, ja, sie hat im Gegenteil von ihnen mehr Mühe, weil

das schlechte Material reifst und zerfällt, wenn sie es nicht

mit grofser Behutsamkeit behandelt. Ganz allgemein; das

Akkordsystem findet in der Filzt»chuhmaeherei der der-

zeitigen Entwicklungsstufe eine wesentliche Sttltse. Du
System ist dort schwerer anwendbar, wo höchste oder asich

nur höher stehende Arbeitsleistungen verlangt w«rden mOssen,
und das ist in der heutigen Filaschuhmacherei nicht der FaS.
Vornehmlich werden billige Massenartikel hergestellt, die des
billigen Akkordlohn aur Vorbedingting haben, und deshalb
findet das Akkordnystem hier durchgängig Anwendung.

Hiermit stimmt es überein, dafs die wenigen Arbeiten die

in der Filaschuhmacherei im Zeitlohn stehen, diejenigen

sind, welche qualifizierte Teilarbeit leisten, nämlich die

Zuschneider und die Stanzer. Die Kunst des Zuschneider»

sowie des Stanzers besteht vornehmlich darin, das Material

sparsam zu verwenden. Wollte der Fabrikant sie durch nied-

rigen Akkordsatz treiben, er schnitte sich ins eigene Fleisch.

Der ArbeitfM' könnte sich dann nicht die Zeit nehmen, nvx

Überh'Lninu 'iiid Sorgfalt seine Arbeit auszuf'ihrtMi , und (l»"f

Fabrikant »ell^t liätte den Nachteil. Nur wü elekirisclier 1»*^

trieb herrseht, stehen auch die Stanzer zuweilen im Akk irJ-

lohn, weil aujrenseheinlieh hier dem Faitnkanten mehr darum
zu luii ist, die teuere elektrische Kraft voll auszuüul>ieij, ait

mit dem Material zu sparen.

Lohnhöhe. Trotzdem die Art der Löhnung — nimUoh
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Akkordlohn für alle Arbeiter bis aaf die Stanaer und Zu-
Bcbneider — in allen Berliner Fabriken die gleiche ist, ist

die Hohe der Löhne, die der Fabrikant fUr die einzelnen
ArbettsleiAtungen zahlt, sehr verschieden , ich möchte sagen,
kaum in zwei Betrieben die ffleiche. Diese Regellosigkeit^

unter der die Arbeiter mehr als unter irgendwelchen andern
Nachteilen leiden, führt zu unaufhörlichen Reibereien. Aber
eine Einheitlichkeit in den Löhnen ist ein Zugeständnis» gegen
das sich die Fabrikanten am meisten wehren. Solange das
]p:egenseitigo Unterbieten eine der wichtigsten Waffen im Wett-
bewerbnkampt' für deri Fabrikanten ist, will er seine Be-
wpff lu

I L^sfrei hei t in bezug auf die Löhne nicht pin))iifseTi. Un-
f'r<3rlMi|»t'lich int die Erfindungsgabe des Fabrikanten, durch
kleine „Veränderungen" irgendwelcher Art mehr Arbeit für

den gleichen Lohn von seinen Arbeitern zu verlangen. Man
könnte auch in dieser Beziehung von einer „Wissenschaft des
Betruges** reden. Die Einflihrung einer neuen Maschine be-

deutet für den Arbeiter zunächst immer eine Verringerung
seines Einkommens, die er gewölinlich durch einen Streik ab-

tuwehren sucht Ebenso geht es bei der Herstellung neuer
Artikel: der Arbeiter ist oft nicht imstande, seine neue
Arbeit au beurteilen, er sieht erst ein, dafs er bei dem fest-

gesetsten Akkordlohn nicht bestehen kann, wenn am Wochen-
ende die Lohnsahlung erfolgt Aber noch weit kunstYoUere
Mittel werden^ angewendet Es gibt Fabrikanten, die ihren
Arbeitern weniger Lohn ins Buch schreiben, als sie ihnen tat-

sttchlich geben, um sich auf die Bücher berufen au kOnnen^
wenn es ihnen bei einem Wechsel der Arbeiter pafst Ein
anderer ersetate, ohne dafs die Arbeiter es gewahr wurden,
die Bezeichnung der Artikel auf der nach § \S4 der G.O,
obligatorischen Arbeitsordnung durch Buchstaben, welche aber
nicht mit d^^n s-.nst angeführten Artikf^ln übereinstimmten, und
l>etro<j^ dadurch seine Arbeiter um einen Teil iiirer Arbeits-

liM-tiiii^^ Das Ausspielen der Heimarbeiter gegen die Fabrik-
urbeiter geschieht in der Filzschuhmacherei so irut wie in alh-n

andern Industrien. Ebenso ist ein bequemes Mittel zum Lohn-
druck die Einfuhrung der Frauenarbeit.

Einwirkung d er Frau en a r b e i t auf d i Löhne.
Die billige Frauenarbeit war eine Existenzbedingung tur die

Industrie. Das Wenden und Einfassen ist bis heut Frauen-
arbeit geblieben. Beide Arbeiten sind mehr mit ,,Nähen^ als

mit ,Schuhmacherarbeit* an beseichnen , und welch ehrsamer
Schuatei^geselle hätte sich noch vor dreifsig Jahren träumen
lassen» dafs er einst Schulter an Schulter mit einem Mädohen
wOrde arbeiten mtlssen. In einer Industrie aber, in der das
Hauptprinsip jedes Fabrikanten das Unterbieten ist, war die

Verwendung der billigen weiblichen Arbeiter auch fttr die
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sonst den Männern Torbehaltenen Arbeiten natürlich. Fürdet

Fabrikanten ist die Frau stets der bequemere ArbcitiT, dem.

„Frauen essen wenig, verachten den Tabak, betrinken sich

nicht, sie sind schwer zum Streik zu bewegen und widerietieD

sich selten den Befehlen* * — was könnte sich der Fabrikiiit

Besseres wünschen?

Seit lU Jahren etwa werden Frauen auch zum Zwicken

benutzt, sowolil m den Fabriken wie in der Heimarbeit. H?»ate

sind in Berlin etwa zweihundert Frauen und MadehcL <l3

Zwickerinnen tätig, und damit ibi diese Besehäftigung ^be^

wiegend Frauenarbeit geworden. Wie bereitü ausgeMn.
arbeiten Frauen anfserdem an der Ntthmaschine und als Hüft-

arbeiterinnen« Dafs die Frauenarbeit auf diese Arbeitm-
richtungen eingeschrttnkt bleiben wird, wenn es der Gewsii-

schaft nicht gelingt, durch einen Air beide Geschlechter gleick

Löhne vorschreibenden Tarif einen Riegel YorsuschiebeB« 1«

nicht anzunehmen. Das Einleisten z. B. wäre dem weibliclici

Körper nicht unzuträglicher als das sehr anstrengende Zwickco.

und es ist nicht einzusehen, weshalb nicht eines scbdBCB

Tages ein besonders findiger Fabrikant entdecken könnte, da

audi zum Einleisten sich Frauen „besser eignen*. - Di«

Zunnahme der weiblichen Arbeiter in den einzelnen Jahrtri

läfst sich leider wegen der schon erwähnten unuenil spenden

Krankenkassenstatistik ebensowenip: frf'nnii angeben wie f^?-*

Verhältnis von Fabrik- und Heimarl) "it( rn. Im Noveiaiio"

19U4 waren in flon Berliner Filzschulimachereien im pmiec

1207 Frauen beschäftigt Davon enttielen auf die Betriebe mit

Betriebsirrörse Zahl der beschäftijrten FnuKfi

1. — r> Arbeitern 20 Frauen
IT. 0-11 , 45 .
III. 11—50 „ 41ü

a) 11—20 „ W ,
b) 21—30 , 50
c) 81—40 , 89
d) 41-50 „ 177

IV. 51—KM) ^ 372
V. 101—200 . aiiu

n

zusammen 1207 Frauen.

1 Beatriee Webb: j,Woiiieii and the Factorr AcU.* b ^
Sammlung: von S. and B. Webb: Problems of modern indnstiT. Luodoi

im, p. 82.
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44 XXI 4.

Wir sehen: während in den kleinen und Mittelbetrieben

das Verhältnis von weiblichen zu männlicben Arbeitern wie
1:2 ist, verhält es sich in den grofsen wie 1 : Das Imt
seinen Grund darin, dafs in den grorseri Fabriken, deren
Hau{)t^e^^enstand gute Ware bildet ^ Männer zum Zwicken
an^e.stellt werden. Denn in der Filzschubniacherei wie in

allen andern Industrien wird der weibliche Arbeiter nur da
beschalligt, wo e^ den Fabrikanten weniger um gute Arbeit

als um Kostenersparnis zu tun ist Bei unserer heutigen ma-
aebinellen Produktion, wo Muskel* und Nenrenkraft die baupt-
sachlichsten Erfordernisse des Arbeiters sind, Fähigkeiten,

welche die Ungunst der Verbfiltnisse bei der Frau aus dem
Arbeiterstande nicht zur Entwicklung kommen lassen, ist der
weibliche Arbeiter stets der minderwertige. Die einzige Be-
dingung, unter welcher er angestellt wird, ist eine starke
Lohnkürzung gegenüber seirem männlichen Vor^ränger. D^t
geringe Lolin nmfs durch rasches d. h. ungenaues Arbeiten
ausgeglichen werden, und so folgt ein circulus vitiosus von
schlechtem Lohn, der schlechte Arbeit zur Folge hat, und von
schlechter Arbeit, welche den schlechten Lohn zu rechtfertigen

scheint.

Welche Kolle die weibliche Arbeit in der Filzschuh-

macherei spielt, zeigt folgende Übersicht. Sie stellt die Löhne
dar, wie sie vor EinfUhrung der weiblichen Arbeiter für Zwidc-
arbeiten gezahlt wurden im Vergleich mit den beutigeii Löhnen.
In der Rubrik der Löhne von 1903 sind bessere und niedrige

Löhne angegeben. Die höheren werden in den Fabriken
gezahlt, in denen bessere Ware hergestellt wird, die von
männlichen Arbeitern gezwickt wird; die niedrigen sind
FrauenlöhnCy die für minderwertige Arbeiten verwendet werden*

(Siehe Tabelle auf Seite 45.)

Es geht hieraus hervor, dafo der Lohn in sieben Jahren
stetig gefallen ist und heute nur noch 50—60 ^/o des früher
gezahlten beträgt. £s handelt sich hierbei um einen nn>
bedingten Lohnriickgang, da technische Verbesserungen oder
sonstige Arbeitserleichterungen nicht mitspielen.

Sollte wirklich die Zeit einst kommen, in welcher für
gleiche Arbeit gleicher Lohn gezahlt wird, und in welcher ea
der Frau, auf Grund besserer Ernährung nnd besserer Vor-
bildung auch in der Tat niöglicli ist, gleiche Arbeit wie der
Mann zu leisten — einstweihMi bed^ ui<'t das Eindringen der
Frauen in eine Industrie vom 8üin«lj »unkte der Arl)eiter aus
nichts weiter als eine \'er.schlechterung der LohnverluUtnisse,

und der Eifer, mit dem die Gewerkschaften einem weiteren

Vordringen der Frauenarbeit entgegenzuwirken suchen, er-

scheint nicht frauenfeindlichy sondern bedeutet gerechtfertigte

Abwehr gegen ein Herabdrttcken des ganzen Gewerbes.
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L <i h u e

1903 Abnahme

täS wurueu beziiiut lur
1893 höhere niedrige

in Prozenten

1 Dutzeud L* -*5hne höhere niedrige

4 i Löhne

i>bfrfilzsi'huhe für Herren
360 150 — 00,00

1Oberfiizßchuhe fQr Damen
mit SeiteiilcdtT .... 300 150 120 OK).— DU,

Filzbf'r»atz,«stipf('l f. Herren 480 H50 300 0*7

Fil2be»at£ätiefel f. Dameu 420 325 300
Filsbesatniiefelf^ftdchen 360 870 — OK20,—
Filzstiefel mit Futter, ohne

B^^Htz, Doppelsohle für

300 150 00,00130
FÜMtiefel mit Futter, obne

Benats, Doppelsohle f&r
240 ISO oi,OU 45,83130

Oberüizaehuhe, Doppel-
100sohle ohne Fntter . . . 135 70 Z0,92 4o,14

Oberfilsschuhe m.FilzsoIiIi' 100 85 50 IK10,— 50,—
Olx^rfilzpantolffel mit Dop-

Obcrülzprtntoifel mit Filz-

90 60 45 33,33 50,-

S'>hl«' . . 70 50 40 AO QU.

HchhifHp:int'>HVl 12r> UO 60 0^—
Pommerscher Pantotfel . öO 60 — OK

Cordpantfiffel m. Spaltsohle 50 40 85 20,— QAoU,

—

Cordpantotfel ro. Spsltoohle
für Mäilchpn 40 30 1 O CA1^',50

Or
ZO. —

Samtpantoft'el mit Biese m 100 70 40,14
llerrenlederpantotiel mit

150 09,99225 135 Wf—
I >amculederpantoff&l mit

125200 — o<,aü ^

Plüsch- und Cordpantoffel 100 60 50 4U,

—

^A50,—
Grenschnhe m. Ledersohle
ond LederBpitze .... 100 90 75 10,— 25,—

Orcnschiiho mit Filzsohle
und Ledcrgpitze .... 80 65 — 18 75

125 90 — 28,-
Herren 1ederschahm.Leder«

»«»hl*' 480 330 225 31,25 53,12
l>aineuiederschtthm.Leder-

175 42,85 58,33
If&dchcnschoh mit Leder-

t 1

. . 360 200 130 44,44 63,88
Lastiii^^scliuh für Herren . 480 350 27,08

La^tiu^schuh für Damen . 420 325 22,61

Cords«'huh für HiMTen . . 420 250 40,47

Tum»chnh für Herren . . 360 265 16,66 26,38

Tiini-r'hTih für Damen . . 300 275 240 8,38
1

20,-
Turtirochuh für Mädchen . 275 200 150 27,27 45,45

Tanischah für Rinder . . 250 175 120 80,- 52,-
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ArbeitszutateTi. Trotz(^em auch die Berliner Fabrik-
arbeiter fast rlurchgaiiLn^^ clif Fo uru 1 1 u r t- ii selbst beschaffen

nitis.sen, so bedeutet dies für sie doch niclu tienselben Milastaud
wie für die Arbeiter in kleineren Fabrikstädten, wo die

Fabrikanten aui Grund des durch Abo. 2 des § 115 der G.O.
gewfthrten Rechts verlangen, dafs die Arbeiter die Fournituren
von ihnen kaufen. Wie sich im Jahre 1897 bei Gelegenheit
eines Streiks in WeifseDfels ergab, hatten sie einen Aufschlag
von 100—115®/o auf die Detailpreise angerechnet Der Arbeiter

der Grofsstadt ist dem Fabrikanten gegenüber nicht so wehrlos
wie der in kleinen ProTtnsstädten , wo einige wenige grofse
Fabriken die ganze ftrmere Bevölkerung beschäftigen, und
diese dann nur die Wahl hat, ent\veder die von den Fahrikanten
diktierten Bedingungen anzunehmen oder den Ort zu verlastjen,

weil es an anderer Erwerbsgelegenheit fehlt. Natürlich treten

aber auch die Berliner Arbeiter ftlr die freie Lieferung der
Arbeitäzutaten ein. Die Fabrikanten weigern sich fortgesetzt,

auf die Forderung einzugehen, trotzdem es gerade wegen
dieses Punktes schon verschiedentlich su emstlichen Reibereiexi

gekommen ist. Die Unternehmer erklären, nicht feststellen

zu können, was der Arbeiter braucht. Es läfat sich aber
nicht einsehen, warum eine Kontrolle hier nicht ebenso mOglich
wäre, wie in grOfseren Schneiderwerkstätten.

Löhne der einzelnen Arbeitergruppen. Hierüber
gibt uns die Umfrage folgende Auskunft.

Die Zuschneider. Wie erwähnt, stehen sie durch-
gängig im Wocheniohü, der zwischen 22 und 3ü Mk. schwankt.
Die Hilfskraft fllr den Zuschneider verdient weniger und steht

auch wohl im Akkord, weil sie nicht volle Beschäftigung
findet und noch zu andern Arbeiten verwendet wird. Ähnlich
stehen sich

Die Stanzer. Ihr Verdienst beläuft sich im W^ochenlohn
auf 24, 25 auch wohl 30 Mk. Im Akkord sucht der Arbeiter
höher zu konnnen. Es ist unter den Filzschuharbeitern fast

Glaubenssatz u -worden, dals ein im Akkord stehender Stanzer

sicli krank arbeitet. Aber wie erwähnt, ist dej- Akkordlohn
bei den Stanzern eine Ausnahme. Für ihn ist der Akkordhilin

insofern besonders ungünstig, weil dieser ihn verleitet, nicht

genügend behutsam zu arbeiten und sich dadurch an der
Maschine zu verletzen. In verschiedenen Bogen fand sich die

Bemerkung, dafs die Hand durch einen Unfall an der Ha-
schine verstümmelt sei.

Ebenso ist die Lage der Durch näher, die wie alle

andern jetzt folgende Gruppen fast ausschliefslich im Akkord-
lohn stehen. Auch sie verdient in der tlotten Zeit bis zu
30—35 Mk., aber dies ge?^cliieht auf Kosten der Gesundheit
und der Arbeit Es bedeutet eine Anstrengung, die kein
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Organismus auf die Dauer verträgt Bei normaler LeistuDgs-
ftiliigkeit betntgt der Wochenverdienst nur 2')—28 Mk. In
klr-iner«Tt Bcfrif ben wird er dadurch sehr beeinträchtigt, dafs

der Durchnriher nicht immer volle Beschilttigung hat und
dann andere, wesentlich schlechter bezahlte Arbeit verrichten

mufs.

Die Einleister klagen über die Unregelmäfsigkeit der

Arbeit Kommt die flaue Zeit heran ^ so gibt es iUr sie

weniger za tun, und der Durchntther ttbemimmt noch oben*

drein einen Teil ihrer Arbeiten. Es kommen Wochenverdienste
Ton 25—26 Mk. im Akkord vor: in 40°/o der Bogen steht

aber auch: höchstens 15—16 Mk. wöchentlich. Das ständige

Gebticktsitzen ist sehr jf^esundheitsschädlich. 20 ^/o der Be-

fragten gaben an, daTs sie brustkrank durch ihren Beruf
geworden seien.

Der durchschnittiiciic Woclieuverdienst der

Putzer belftuft sich auf 18—20 Mk. Besonders tüchtige

Arbeiter bringen es wohl auch bis auf 27 Mk. wöchentlich,

on andern aber wird wieder als Htfehstverdienst 16 Mk. an-

gegeben. Häufig mUssen die Putzer neben ihrer eigenen

Aroett einkisten und fraisen. Auch von ihnen wird ttber

Brust- und Lungenleiden geklagt.

Nicht viel anders ergeht es den Fraisern. Ihr Durch-
Schnittsverdienst ist 18—20 Mk. wöchentlich. Einige aber
bringen es nicht über 14—-15 Mk. Auch für das Alrsatz-
bauen, A b s a t z g 1 a s ^ tu B i m s o n etc. erzielt der Arbeiter

im Durchschnitt 20 Mk. pro \\ oclie.

Wesentlich schlechter stehen sich die Zwicker. Von
den 2h eingegangenen Antworten schätzten ihr Durchschnitts-

einkommen

1 auf lU,— Mk. wöchentlich

1 « 15, - n

1
r, 1J3,50 „

^ n 17' n II

3 ^ 18,— „ «

^ II 1Ö>— » »

3 auf 20,— Mk. wöchentlich

2 22

1 » 23,— „ „

3 « 24,- ,

1 n 25,50 „

Die Schwankungen im Laufe des Jahres bei demselben

Arbeiter bewejjen sich zwischen 12 und 2H Mk. Es geht

dies darauf zurück, dufs die Arbeiter in der stillen Zeit nicht

entlassen werden, sondern dafs das verringerte Arbeitsuuantum
auf ihre OesamUimt verteilt wird. Von den weiblichen
Zwickern gaben 60^/o der Befragten 15 Mk. an, B verdienten

durchschnittlich nicht mehr als 12 Mk. wöchentlich. Auch
in der flotten Zeit steigt der Verdienst vielfach nicht höher
als 16 Mk. wöchentlich.

Das geringste Einkommen unter den Fabrikarbeitern der

Filaschtthmacherei haben die Stepperinnen. Mehr als
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11—12 Mk. bringt die Stepperin nicht heim ffir ihre an-

strengende Arbeit. Nur eine einzige der Befragten gibt 13 Hk. an.

Stellt man die durchschnittlichen WochenVerdienste zu-

sammen , 80 ergibt sich folgendes^: Es verdienten durch-

achnittiich in der Woche

Lohuböhe Mäuuer Frauen

Über HO Mark 2
26—30 „ 14

21-25 „ m
16—20 „ 21 1

11-15 , 9 la
Unter 10 „ 1 1

So jstellen sich uns die Lohnverhältnisse in der Berliner

Filzschuhmachorei nach den Ergebnissen der Umfrage dar. —
iSur ein geringer Teil der Arbeiter kann auf einen wöchigen

VerdieoBt von 30 Mk. rechnen; selbst ein Dorchschnittsver^

dienst von 23—25 Mk. fttr die Woche wird nur von den

besseren Arbeitern erreicht Wo ein höheres Wochenein-
kommen ersieh wird, da mufs der Arbeiter es mit ganz zer-

rütteter Gesundheit bezahlen. Ein grofser Teil der Arbeiter

mufs sich mit 15—18 Mk. wöchentlich begnügen. Und es

sind fliVso letzteren durchaus niclit jnni^e Leute, die hoffen

können, im reiferen Alter zu besser lohnenden Beschäftigungen

aufzurücken. Der Akkordlohn sorgt im Gegenteil rlafür, dafs

bei abnehmenden Körperkrflften, zu einer Zeit, in welcher der

Mensch gröfserer, körperlicher Pflege bedarf, das Einkommen
geringer wird. Über die Bedeutung dieser Lohnsätze wird

unten noch ein Wort beizof^gen sein, nachdem savor die

Verhältnisse der Heimarbeiter dargestellt sind.

Lige der Heimarbeiter.

Allgemeines. Wir haben oben ausgeftihrt, dafs bis

auf das Zuschneiden, Stanzen und Durchnähen alles andere

als Heimarbeit vergeben wird. Selbstverständlich ist die Lage

der gelernten Heimarbeiter eine ganz bedeutend bessere alt

die der ungelernten. Ist aber nominell auch der Verdienst

des gelernten Heimarbeiters oft ein recht guter, so steht er

sich doch schlechter als der Fabrikarbeiter, weil seine Arbeits-

zeit eine sehr ausgedehnte ist Charakteristisch für alle Heim-

> Bei dieser Zusainmenstelluug konnten nicht alle Bo^'oii der Um-
frage benutzt werden, weil nicht alle Gefragten genau genug geant-

wortet hatten.

^ j . ^ci by Google
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arbeiter aber ist es, dafs sie weder die Zeit, die sie bei der
Arbeit mbringen, noeb die Mitarbeit etwaiger Familienmil^eder
bei der Berecbnung ibres Verdienstes in Anschlag bringen.

So tftascben sie sieh meistens Ober dessen Hohe.
Ein Mi(8Stand, unter dem die Heimarbeiter der Filzschuh*

iD^^a^trie besonders leiden, ist der schlechte Filz, der ihnen
die Luft geradezu verpestet. Man kann sich in der kleinen

niedrigen Kammer, in welcher solch eine Filzschuharbeiterin

sitzt, nicht auf halten, ohne sehr bald einen ganz empfindlichen
Hustenreiz zu spüren. In dieser Luft sitzt gewöhnlich die
Familie den ganzen Tag, nimmt ihre Mahlzeiten dort ein und
«rlillift auch wohl nnch in tlfrselben Kammer oder Küche, in

tier des Tags gi/arbcitct wird. Ks war nicht zu V( rw uinlcrii,

dafs fast hei jedem besuchten Heimarbeiter Lungenkatarrh
vdtr Lungenschwindsucht testgestelit wurde. Wie sehr die

Krankheit durch die unter diesen Verhältuissen hergesteilten

Filzschuhe verbreitet wird, läfst sich denken.
Das Fehlen des Z w i s c h e n m e is ters in der Berliner

Filzschuhniacherei hat keineswegs verhindert, dafs die Löhne
ebenso gesunken sind wie in andern Heimindustrien, in denen
er sein Wesen treibt — ein neuer Beweis dafür, dafs Beatricc

Webb recht hat, wenn sie meint, nicht der Zwischenmeister
•ei der eigentliche Blutsanger, sondern die gesamten Fro-
doktions'verhttltntsse

L 0 h n V c I !) ä 1 1 n i s s e der einzelnen Heimarbeiter-
^ru|>|>en. Nach den Ergebnissen der Umfrage stellten sie

«ich WH' folgt:

Dan Wenden. Wir erinnern uns, dafs es sich hierbei

tini eine zweifache Technik handelt. Die urs{)rüngliche Art,

i'ilzschuhe herzustellen, nach der das Oberzeu;; auf die Sohle

tibervvendlich angönalit wird, und welche vor Einführung der

Durchnähmaschine allgemein zur Anwendung kam, wird auch
noch heute bei den ganz billigen Schuhen beibehalten. Sie

ist Frauenarbeit. Wegen der schlechten QualitKt der Ware
wird sie sehr schlecht besahlt; sie ist mtthstun, schmutzig und
ungesnnd. Fttr 1 Dutzend (also 24 Stack) werden 25—30 Pfg.

MMhlt Die Zataten mufs die Wenderin selbst liefern, es

bleiben ihr dann als wirklicher Verdienst bei 12—14stttndiger
Arbeit 4—7 Mk. wöchentlich. Aber 7 Mk. werden selten er-

reicht i nur von besonders kräftigen und gewandten Arbeite-

rinnen, Eine 47jährige Frau, die seit IG Wochen dieser Be-
achltfttgung oblag und infolgedessen eine genügende Übung
«erhalten hatte, konnte es trotz 14 stündiger Arbeit nur auf

4 Mk. wüchentiich bringen, von denen noch eine Mark fttr

* Verjgl, Betttrice Webb, »How to do away with the bweatiag
Sy-^tem.** ui der Sajmnlung von S. and B. Webh: Problems of moderu
indastty. London 1898, p. 189.

ForMhiMiMi ZXI 4 (M). — Bngiat lUbmm. 4
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Nähgarn abging. Ihr selbst hatte die schwere angesunde Ar
beit einen Lungenkatarrh eingetragen«— Die gute^ feine Ware
wird nicht überwendlich angenäht, sondern der Oberstoff wild

mit einem hakenförmigen Instrument auf die Sohle von
verkehrten Seite angehäkelt Die Arbeit, die ebenfalU al«

Wenden bezeichnet wird, geschieht meist von Männern und

wird ganz bedeutend besser bezahlt; ftir 1 Dutzend Paar gibt

es je nacli der Qualität 2. 4,50 Mk. Zutaten werden mich

hier vom Arlioiter geli< t'ri (. Der Arbeiter liat Muh<^', sulbi^t

bei 12stUntli|;< r Arbeit täglich 1 Dutzend Paar fertigzu-'<i<'lli.'ii.

und so brin^^^r » in geschickter Weivlcj-, selbst wenn die Kr;ri.

wie das meist der Fall ist, einige Stunden hilft, es sriter

auf mehr als 25—27 Mk. wöchentlich, schwächlieln-re Arl*€iter

dagegen nur auf 14—10 Mk. So sahen auch JiitM- «iie Yer
hältniüse oft trüb jrenug aus, und die Arbeiter machten mmi
einen müden resignierten Eindruck.

Sehr kümmerlich i6i auch der Verdienst der Einfa>?e-
rinnen. Ihre Arbeit besteht darin, die fertigen i "il/^ehuLf

mit einem Plüschstreifen oder sonstigem Besatz zu ^garnieren*,

einznfaasen. Der Schuh mufs zu dem Zwecke dreimal be>

nfiht werden : zuerst wird er etwas zusammengezogen , dann
der PlUschstreifen vorgenäht, und zuletzt dieser nach innca

umgebogen. Die besseren Sorten werden dann noch mit einer

Schleife oder Rosette verziert. Die Arbeit ist nicht anstrengend*

aufreibend wird sie nur durch die Hast, mit der die Fransn
des erbärmlichen Lohnes wegen arbeiten mttssen. Die beaserc

Sorten werden mit (K)—70 Pfg. das Dutzend Paar besaUi
die geringem nur mit 25 Pfg« Da mufs dann in der flattn

Zeit alles tthrige liegen und stehen bleiben, wie es einmal i»t»

zum Rochen und Waschen bleibt keine Zeit Tag und Nacht,

Sonntag und Alltag wird fieberhaft gearbeitet Die Kinder
müssen helfen, wie müde sie auch sein mögen, von Schul-

arbeiten ist keine Rede — und am Ende der Woche dod
4—5 Mk., im allergUnstigsten Falle 7 Mk. verdient. Welche
Verwüstung Gram, Entbehrun«^ und Tlberbürdung in einem
Mcnsehenantlitz anrichten könimn, sieht man bei diesen Frauen.
Klagen hört man selten — da/n fV}i1t die Zeit.

WenderinTK'n und Einfujsserjiui' n, die ausschlicfslich Filz-

schuhe verarljiit« !!, leiden sehr uiiitT der Un rep:el mH f sig*

keit der Arbeit. Vom Dezember his in den Sommer gibJ

es oft nielits zu tun, gerade zu einer Zeit, iu der auch vieU
Männer arbeitslos sind, und die Ausgaben steigen.

In groisem Umfange wird auch das Zwicken als Heiin

arbeit vergeben. Die männlichen Heimarl)eiter, welche <L-

Zwicken betreiben, sind meistens gelernte Seluilinmcher.

bekommen, nanicntlieh von kleineren Hetrielien, die be*5«r«

Ware zum Verarbeiten, und ein kräftiger, gewandter Z^ekat

kann, allerdings bei sehr ausgedehnter Arbeitszeit, lü^ici

Digitized by Google
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4—5 Mk. verdienen. Der Verdienst der Frauen ist weit

schlechter. Die Heimarbeiterin, welche Filz- und Reisesdiahe
Bwickt, verdient etwa 12—15 Mk. die Woche. Selten aber
arbeitet sie allein; meist hilft ihr eine Schwester oder die

Mutter^ und ^ler Verdienst ist also auf zwei Arbeiterinnen zu
feerechnen. Auch wälirt die tiigliche Arbeitszeit 12 Stunden,
wenn niclit lan^^er. Die übernKifsig lange und angestrengte

Arbeit rUoht sieh bald. An I: unter diesen Ileiniarbeiterinneu

iai dii" Schwindsucht ein liaunger Gast; sie leiden auch viel

an gescIiwoUenen Füfsen, Krampfadern usw., <lie durch daa
viele und andauernde Stehen verursacht werden. Kine -Isjalirige

Frau, die mit ihrer jungen Tochter tagh'ch 12 Stunden an iler

Arl)oit steht, erzählt*^, dafs sie in gilnzh'cher Erscluijifung den
Sonntag über zu Bett li^'gen müsse, weil sie sonst flie Arbeit

nicht ausfiielte. So geht das Leben dic^ser Frauen hin! Häutige
Frscheinungen sind bei den Zwickei-n Zahn- und Ivieterleiden

;

um Zeit zu sparen, niiiiiui <ler Arbeit<'r die Nägrl iu den
üluud, was allmählicfi diese H<\sch\verden hervcnrutt.

Das grüfste Elend herrscht unrcu- den S t e ]> p e r i n n e n.

Sie erhalten für das Steppen von 1 Dutzend Paar (21 Stück)

File* oder Lederschuhe 5, 8 oder 10 Pfg. Davon gehen noch
bedeutende Auslagen ab. Die Stepperin mufs sich eine Maschine
anichaffen, deren Preis ca. 140 Mk. ist. 6 Mk, werden an-

{g«E*hlt, das tibrige wöchentlich in Raten von 1,50 Mk. ab-

ipetragen« Wie schwer sind diese 1,50 Mk. oft aufzubringen,

wie oft wandert die Maschine wieder zum Fabrikanten, und
4lie angezahlte Geld, das die At l)öiterin sich buchstäblich ab-

Mbongfit liat, ist verloren. Einige Beispiele aus der Um-
fimge: l><.is £bepaar K., von dem der ^lann .sie Ii als Krd.-irbeiter

ilan Fufs verstümmelt hat, steppen Filzschuhe, öie arbeiten

in der tiotten Zeit 17 Stunden ta;;lieli und verdienen dann zu-

Mmmen 24— Mk. in der stillen Zeit arbeiten Matm und

FVu je ^ Stunden und verdienen dann zusammen U Mk.
WÖchentlieh. Ein aiiileres lOiepnnr, belfle h-idciid , verdient,

wenn beide je ] 'A Stuntleu arijeiteii, /.us;uiiiii''i) w orlieiitlieh

Jti Mk. Die Frau hat aeht toT;^<')»oreii(' Kirider ^^ehaln. Der
1 rntersehit'il im \'erdi»Mist i>t aut den in d^r Arln it-zni /iiriiek-

zufuhren. — Frau A,. auf dw die l^rliaiiunir iI.t iranx'-n Fa-

milie ruht, verdient durch Steppm mir llilte invaliden

Miinn"'» und der Kitider l>"i , end l-is^-r'' ,\il»' i!^/<et laulieh

],sn,

—

'2 Mk. — wenn Mann und Kind<'t' wiilii-cnd dr> -an/eii

T-'igc.-i hell'on auch wohl 1 Mk. Dir l'rau ist durelt dir An-
.Htr«rn<^^unf; un(crleii*!>leideii(i inid lungenkrank, der Magen nimmt
ÜIU' noeh tlussi^e NahrunL: ant".

l [••imarl.M.'iter, welehe das Fi n 1 e i s l ^ n ausfuhi en, i;'. wrilm-

Jjeh 7u^'leich auch das Putzen besorgen, bringen es bei I J l^is

14attlndi^er Arbeit auf nicht Uber 22—24 Mk. wöchentlich.

OefT^^hnlich hilft die Frau dann noch einige Stunden. In
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einem Fall gab der Arbeiter 30 Mk. pro Woclie an; er ar-

beitet dann aber 10 Stunden, und die Frau hilft 4—5 Stunden.
Eine besondere, wenig zahlreiche Gruppe hildeii <Üe Ar-

heiter, welche nar das sugeschnittene Material bekommeo
und die Ware fertig liefern. Es ist nur ganz grobe Ware,
die auf diese Weise hergestellt wird, und der Verdienst ist

äufserst kümmerlich. Der 46jährige G. z. B., der schon
14 Jahre in dieser Weise für sich und die Seinigen den
Lebensunterhalt erwirbt, verdient tägiicli nur 2 Mk., trotzdem
er „von früh bis spät" arbeitet, und seine Frau und ein

13jähriger Junge ihm tüchtig helfen.

Übersicht über die Lohnhöhe der Heimar-
heiter nach den Ergehnissen der Umfraget

Es yerdietiton durch-

echnittlich wöcbeut- Männer Frauen
lich.

Über ao Mark 1

26-^0 „ 2 1

21-25 „ 6 2
16-20 „ 8 6
11—15 ^ 5 11

Unter 10 „ 5 41

Um einen Anhaltspunkt für die Beurteilung; der Heim-
arbeiterlöhne zu geben, stelle ich sie in nachstehender Tabelle
den Fabrikarbeiterlöhnen gegenüber. Zu beachten ist dabei,

dafs der tatsächliche Verdienöt dcö Heimarbeiters noch weit
eringer ist als sein nomineller Lohn, weil ihm die Miete fllr

en Arheitsraum, die Ausgaben für Beleuchtung, Heüsung
und selbst auch filr Maschinen sufallen.

(Siehe die Tabelle auf Seite 68.)

Die Zahlen sprechen beredter als Worte. Es kann die
Tatsache nicht geleugnet werden, dafs hunderte von Mitonern
und Frauen unsers Volkes dem langsamen Hungertode preis*

gegeben sind.

Verhältnis von Lohn und Lebensbedürfnissen.
Zu einer richtigen Würdigung der Löhne aber kann man erst

gelangen, wenn man sich bewufst ist, was in Berlin die Be-
friedigung der notwendigsten Lebensbedürfnisse einer Arbeiter-

familie kostet: Es sei daher gestattet, zunächst das Einkommen
der Fabrikarbeiter daraufhin zu untersuchen^:

(Siehe die Tiibeile auf »Seite 53.)

1 Auch hier konnten nicht alle eingelaufenen Antworten benntst
werden.

* Die Gewerkschaft rechnet für Durchnäher und Stanzer 48
Arbeitswochen, lür alle übrigen Fabrikarbeiter 45 Arbeitswochen. Diese
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D II r c h s Ii M i t t 1 i e In- r S t ii !i tl e n I n h n

Falnrikftrbeiter

•

Heimarbeiter

1. Zwicker « . • .

2. Einlcister . . .

4. Steppor ....

5. Wender ....

6. Eiufasser . . .

7. Für(iU«Fcrtig-
Btelleii iQ-
ceschnittenen
Haterialfl . .

MftimerdSVi 4
Frauen 26 ^

85 ^\
22 4|

1

1

Mfmnor 6—10
in einmn Füll 58
Fraiion 5Vs—30 4-
4 I i befingten Fraaen gab 20

21 4 an.

21-26 4.
für die bessere Ware 8Vt 4-
für die sclilcchtprt' Ware 4'

MsiuDer: für Ua» Wenden ^iiakoln)

<ior leioDien w «r© i'iA a^.

Frauen: für das Wenden der
groben Ware 4'"5—5 4»

In einem Fall 8' lu /v^-

für die bessere Ware 8V» 4*
für die achlechtere Ware 4V»—5 4*

9-10 4.
In einem Fall 22V» 4.

Männer.

\Vi>( li(ni-
Jahres- Einnahme

1 )iir(li-
Prosen

t

Durch-

loUu
\ i'r- durch Ab- \ i»ln

dienst vermieten
pieis «cliuitt Jttlircti- scliaitt

ver-

Mark Mark Blark Mark Mark dienst Proaent

12.50 562.Ö0 120. -

'

21,23
14.— 630.— 144.— » 1971
16.—
16.—

675.—
<)7ö.

—

120,—»
120. '

\u,(n

ij).tii j
19,61

la— 810. sl —

»

1U,12

la- 810.~ 120.— » lü, 4

18^ 810- 120.— »

1
112.80 15, 4

j

14,06

IflL- 810.— 12it.--' 15. 4
IR- 810.— 120.— ' 15. 4

lU.-
19.-

85o.-
855.—

14.").

120.-' 1
132.ä0

1

lü/JO

14. 4 j
15,50

19.60 882. - 211;.— ' 24.48

2a—
20—

m—
9eo.-

300.—
432,— jm—

j

31,25
45,- j

38,12

Angaben liegen der folgenden Berechnung zu Grunde. — V ergl. auch
dieJ^iner Statistik von 1906. Heft S. 8. 25.

Es konnte auch an dieser Aufstellung nur ein Teil der Bogen
benutst werden.

» Schlafstelle.
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W f 1

VVochen-
Jahres- Einnalmic

Miets- üurch-
Prozent Durch-

schnitt

vom
schnittiolin

dienst vermieten
preis Jahres-

ver-

Mark Mark Mark Miark ' dienst Prozent

20.— 900.— 222.— 24,66
OA
<,\J,

190 AOO 1 1 Sl 11
1

ITVV.
1Q0
1 i/ii.

Qä9 1 214-1 2111 \ 2495
20.- 900 — 288.—

1 1
20,88

C\tu\9vv.

—

30 —
2050 922.50 84.—» 9,10 9,10

1

Ol 29 20
91
Ol

Qd.*» -

qi.e;
t/t»J.

OKO

9Äft 270— <

96 R6
> 28,56
1CkAK

IriO.

—

9ß4 •57 OH

99 —
innfi

qqo•JUKl'—
94ß

265.—
J

24 44
26 66

,

} 25,75-
J

22.— 990.—
QQft

246.—
OAA i 255.-'

J

24,84
2ß 66 1

25.75

22. 1 V'JU.— 940 22 72 2*' 72

22^50 lobo.— 294.— 27,22 27,22

Ivls.vv 1

99 'iO 144 1 l Ol«
. 14 22 ' 21iiS

99 "^n IA19 "lOIUI 6.0V 970 — 66

2a.—
CO'—

1035.—
\ 267.— 24 Q3 i 26,10

OQ 1 1 04 — 240 21 73 21.73-

9<i

1 1 •»<

i 1 60.

—

190 99«;

'V)ii000. } 280501
19 94
51 80 }

20^78-

•O.UV 144 I 13 61 18.61

04. 1 1 CLO
1 XOC,— 9^Q 22 39

0^6*.
Oi

llWÄ.—
Ilk«

1 9* i 1 10 42
1562 > 17,05.

lljto ^QH 19 80 r

64.

—

IWv.

—

9*^ Q9
9A inwo 1 19 17

1

> 24.84HOO \ 284 fln J 27 77

1
1

23 30
)91 iWÖV.

—

flOUv. 97fi 9Ü 55

*o.

—

1900 QfiO *W>ov j
30—

1900 lOv.— oto.— 14

9c 1900
259.— l

1
OK IvOO 970 l 19,0&

1900
1

19

)CO,— 1900 91

CO.OM 1 14 I.OU *20 91 20 91

25.60 1224.— 240.- 19,60 19,60

26.— 1170.— 2<0.— 21^,07 23,07

26.50 1272.- 25,51 25,51

27.— 1215.- 264.— 400.— 11,19
18,1827.- 1215.— 267.- 21,97

27.- 1215.— 260.— 21,39

27.50 i2.n7.oO 267.— 21,57 21,57

28.— 1260.— 276.— 21,90 21,90

J Schlaf:^tellc.

* Aftermiete.

^ j . ^ci by Google



XXI 4 55

Wochen-

lohn

Mark

Jabrea-

ver-

dienst

Mark

Kiimalinie

durch Ab-

vermieten

Mark

Miete-

preis

Mark

Dnreli*

Bchnitt

Mark

Prozent
vom

Jahres-
ver-

dienst

Durch-

schnitt

Prozent

29.—
29.

—

30.—
30.-
iiO —
33.—
42.50

1392.—
1392.—
1350 —
13.50. -

1440.—
1485.-
191250

288.—
222.—
300.—
240.—
228.—
264.—
812.—

\ 255.—
{

J
270.-

j

20,6S

15,94
22,22

17,77

15,83

18,02

1631

1
1831

1
19,99

15 83
18,02

1631

Frauen.

9.50
12.—
12.50

1350
15.—
1 <;

15.—
15.—
15.—
15.—
15.—
15.50

427.50

5Ö2.50
607.50
675^
675 —
675.—
675—
675.—
675.—
675.-
697.50

108.—
96—»
96.-»
? •

72.— '

72.—'
120.— '

120. -

'

144.— '

219.—
270.—
252.—

•

[
145.28 '

25,26
17,85

17,06

36,12
10,66
10 66
15,.55

15,55
21,:U

32,47
40,-
36,12

25,26
17.85

17,06

36,12

20,88

36,12

Es sind kf^ine Überraschungen, die sich uns hier zeigen.

Die Höhe der Berliner Mieten ist genugsam bekannt und
Gegenstand eingehender f>ürterungen gewesen. Will man
aber dem Arbeiter gerecht werden, s«j nmrs man sich immer
wieder vergegenwärtigen, dafs die Mehrzahl von ihnen 25 bis

30 ^/o und mehr ihres fUnkommens hergeben mufs, um ftUr

sich und die Seinen überhaupt ein Obdach ku erlangen —
fast das doppelte von dem, was der wohUituierte Bürger in

Prozenten von seinem Einkommen für seine Wohnung zahlt.

Und was hat der Arbeiter dafür! Fast in jedem Bogen wird
die Wohnung als „dunkel und feucht" bezeichnet.

Nichts gefährdet das Familienleben des deutschen Arbeiters

so sehr wie dies MifsverhaltiiKs zwischen Verdienst und Miete;

es wird geradewegs zu einer Prämie aut" das Zollbat. Solange

der Arbeiter unverheiratet bleibt und sich mit einer Schlafstelle

begnügt, reicht sein Verdienst aus, um ilim ein erträgliches

Dasein zu schaffen. „Der Mensch ist das, was ihn seine

» Schlafstelle,
s Aftermiete.
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Wohnung worden läf^t" * — ein Familienleben kann in unsem
Berliner Arbeiterwohnungen nicht godeilien. Oft wird der

Frau die Schuld daran aufgebürdet, und man sucht durch
Gründung von llaushaltungsschulen usw. dem Übel ahzuhelfon.

Aber weit mehr als alle solche hjiirichtungen, wie öegenisreich

sie auch an und für sich sein mögen, wird der Besitz einer

Wohnung, welche sauber und ordentlich zu halten öich der

Muhe lohnt, welche die Bezeichnung „Heim'* verdient, die

deutsche Arbeiterfrau wieder sur guten Hausfrau machen.
Jetxt gesellt sich zu der Müdigkeit, — fiült ihr doch nur zu
oft die dreifache Aufgabe einer Hausfrau, Mutter und Er-
werbenden zu — yerbunden mit mangelhafter ErnUlirung,

noch die trübe Resignation beim Anblick der trotz aller Ar
beit Rtets schmutzigen und unfreundlichen Kammern. Sie ver-

liert den ^lut und gibt den Kampf, dem sie sich nicht ge-

wachsen fühlt, auf.

Wandert so fast ein Drittel des Arbeitereinkoramens, oft

sogar die liälftc, zum Hauswirt, ao fragt eö sich weiter: Wozu
reicht das übrige Geld? Diese wichtige Frage kann in der

vorliegenden Arbeit nicht in angemessener Weise erl^rtert

werden, sondern bedarfeiner auf allgemeinerer, breiterer Grund-
lage aufigebauten Untersuchung. Zur Vervollständigung des

Materials seien hier aber einige Budgets aus dem Haushalt
der Fabrikarbeiter unserer Industrie wiedergegeben:

T. Die Familie besteht ans drei Köpfen, Verdienst de«

Mann«i:5 20 Mk. Wüehontlieh, ^liete "24 Mk. iiionatlich.

Während dreier Wochen wurde ausgegeben^:

Für Milch (21 1) 3,78 Mk.
„ Brot (Schwarzbrot und Sclirippen) . . 7,35 ,

„ Butter 3 Pfd., Schmalz ö Pfd. und Talg
2 Pfd 0,75 „

„ Fleisch 8,— ,

„ Aufschnitt 4Vs Pfd 4,50 ,

„ Kartoffeln 40 Pfd 2,25 „

„ Gemüse 2,45 „

» Obst 1,— „

„ Zutaten (Salz, Zucker, Eier, Mehl usw.) 8,05 „

, Petroleum, Seife usw 1,88 „

„ Kaffee und Zichorien 2,45 „

„ Kohlen 2,50 „

„ Bier 1,50

_ Sa. 53,3(3 Mk.
' Vor^l n. Schmoller: Mnlnmif in dnr WohTHingsfirilß«.*'

Zur Sozial- und Gevverbepolitik der ücgcuwart, Lci^^zig löSH), 8. 3«.
* Die zugrunde liegenden Preie« der Lebensmittel sind im Osten

und Norden Berlins eUvu folpon l.': 1 l Milch 18 Pf., 1 Pfund Bntt. i

1 Mk., 1 Pfand bchmalz Pf., 1 Pfund Aufschnitt 1 Mk., m Pfund
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Auf vier Wochen berechnet, stellt eich das Verhältnis von
Einnahmen und Ausgaben folgendermarsen

:

Einnahmen: Ausgaben:
Miete .... 21,— Mk.

^^^^^^^^^ Lebensmittel , , l(>l,l(j ^

80,— Mk. Sa. 125, la Mk.

11. Die Familie bestellt aus vier Köpfen. Verdienst des
Mannes 10 Mk. wöchentlich. Miete 23 Mk. monatlich.

Während dreier Wochen wurde ausgegeben:

Für Milch 20 1 3,(iu Mk.
„ Brot 6,25 ,

„ Butter 2 Pfd., Schmalz 5 Pfd., Talg . 5,oU „

„ Fleisch 7,30 „

, Aufschnitt OV2 Pfd 0,50 „

. Kartoffeln 72 Pfd 2,16 „

„ Obst und Gemttse 4,20 .

, Zutaten (Salz, Zucker, Eier, Mehl etc.) 7,88 „

^ Petroleum, Seife etc. 1,40 „
Kaffee und Zichorien 0,25 „

^ Bier 2,04 „

„ Kohlen . . 3,00 „

Sa. 50,68 Mk.

Auf vier Wochen berechnet, stellt sich das Verhältnis von
Einnahmen und Ausgaben wie folgt;

Einnahmen Ausgaben
Miete . . . 23,— Mk.
Lebensmittel . 07,44

64,- Mk. Sa. 90,44 Mk.

III. Die Familie besteht aus fünf Köpfen. Verdienst des

Mannes 26 Mk. wöchentlich. Miete betrügt 19 Mk. monatlich.

Es wurde wahrend fünf Wochen ausgegeben

:

Für Milch 19 1 3,32 Mk.
n Brot 10,45 ,

„ Butter 5 Pfd., Schmalz und Talg . . 11,75 „

„ Fleisch 12,30 „
„ Aufschnitt 10 Pfd 10,05 ,

„ Gemttse 7,75 „

Kartoffeln 1 Mk., Gemüse; 1 Pfund Mohrrfiben 10 PfU 1 Kohlrfibe 10 Pf.,

1 Pfuud Hülsenfrüchti' 20 Pf . 11 Petroleum 18 Pf., 1 Pfuud Seife

20 Pf., 1 Pfinid Kam »- 1 Mk., 100 Prefskohlen 1 Mk. DI.- Bu(ij?ets siud
im Oktober und November ISKH aufgestellt, also zu einer Zeit, wo
noch keine strenge ELälte herrseht
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Für Obst 3.30 Mk.
^ Zutaten 11,40 ,

^ Petroleum, Seife etc 2,10 ,

„ KatFee 5 Pfd., Zichorien 4 Pfd. . . 6,— ,

„ Kartoffeln 2^2 Ztr 6,25 ^

„ Kohlen 4,65 ^

„ Bier 4.25 .

Sa. 99.75 Alk.

Auf vier Wochen beredinet, stellt sich das Veriilttois«
Einnahmen und Ausgaben wie folgt:

Einnahmen Ausgaben
Miete . . . 23,— Mk.
Lebenamittel . 79,64 ,

104.— Mk. 8a. 102,64 Mk.

IV. Die Familie besteht aus sieben Kopien. V<^rf1ien»t des

Mannes 30 Mk. wuehcntlich. Miete beträgt 2o Mk. monatlicL

Es Würde während 3 Wochen auBgegeben:

Ftlr Milch 25Va 1 5,— Mk,
„ Brot 14,70

„ Butter 4 Pfd., Schmalz 11 Pfd., Talg . 9,95

^ Fleisch 9,60

„ Aufschnitt 6V4 Pfd 6,30
„Gemüse • 3,80

„ Zutaten (Mehl, Zucker, Salz, £ier etc.) 9,35

„ Petroleum, Seife etc 1,65

^ Kartoffeln 80 Pfd 2,10

„ Kohlen 19,60

„ Bier , . . 2,65

Sa« b4,70 Mkl

Auf vier Wochen berechnet, ergibt sich das Verhiiltnia voo

Einnahmen und Ausgaben wie folgt:

Einnahmen Ausgaben
Miete ... 20,- Mk.
Lebensmittel 112,92 ^

120,— Mk. Sa. 132,92 tfkT"

Ohne, wie noch einmal gesagt sei, die Arbeiter Hans-
haltungsfrage Iii 1 erörtern zu wollen, sei zur Kennzeichnang
der Berliner Filzschuhmacherei nur folgendes beigefügt: Is

Berliner Arbeiterkreisen gilt allgemein ein wöchentliches Eti-

kommen von 30 Mk. als erforderlich, um eine leidliche Lebens-
haltung zu ermöglichen. Ist aber die Familie grofs, so reicht

auch dieser Verdienst nicht aus. Und selbst bei einer minder
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grofsen Kiiulorzalil bleibt bei einem Einkommen von 130 Mk.
monatlich ftir Kleidiinj,^, F.'iliri?< l(l, Beitrage zur L^ar isation

und alle unvorhergo8(^hfMT;n jbiilic, die in keiner B\iiiiilie aus-

bleiben, (fi^* "ichts iiung. So niufs äidbst bei diesen besser

gestf^lU'^n Ai ln itprn die Frau initverdienen , wenn mehrere
Kincitr voili ni l' 1 sind. Wo aber die Frau auch aut Erwerb
ausgehen nnil-. «la vcj küiamert das Familienleben, denn es

fehlt der MiiuliiUiikt von dem aus die Strahlen eines warmen,
ruhigen Glückes aut tiie übrigen Uln^der sieh verbreiten sollen.

.Statt einer heiteren^ luilden, sorgenden Mutter, welche die oft

widerstreitenden Charaktere der Ihren ausgleicht und v<u\söhnt,

stets bereit mit verstaudniävoller Liebe die grufsen Sorgen ded
Mannes wie die kleinen der Kinder zu teilen, kommt dea

Abends eine mttde, abgehetzte, nervöse Frau beim in das ver-

Dachlttssijgte Hauswesen. Und wie wir sahen , können nur
wenige Familien der Filzschuharbeiter auf den Verdienst der

TrtLU Teraichteni denn das Einkommen der allermeisten dieser

Fabrikarbeiter bleibt weit unter 30 Mk. wöchentlich. Fttr

die bei niedrigerem Einkommen mögliche Lebenshaltung bieten

die andern Haushaltrechnungon einen gewissen Anhalt. Sie

enden sämtlich mit einem Fehlbetrag, der eben durch den Erwerb
der Frau gedeckt werden mufs; eine lediglich auf den V rdienst

des Mannes angewiesene Familie wttrde sich also noch beträcht-

liche Ktnschrünkungen auferlegen müssen.

Alts der Tatsache, dals auch in der Urmlichsten Haushalt-

rechnung vj^f'h ein gewisser Satz für Fleisch enthalten ist,

di'i: fV n keine falschen Schlüsse gezogen werden. Die Ernührung
ist derjenige Punkt, an dem am wenigsten gespart werden kann.

Der ]VIann, der als Durchniiher oder Stanzer täglich seine

Kräfte aufs {lufserste anspi' nen raufs, würde in den (M-sten

Wochen der Anstrengung erliegen, wenn er nicht taglich

ein Stück Flf^isch bekiime , und kein^ Kochkunststüi kchcn

der Frau kuimten darüber hinwegtiiUftclicii. Es kommt hier

der gesunde Sinn unserer Arbeiterklasse zum Ausdruck, dei-

sich nicht wie die Mittelklasse durch falsche Vorurteile be-

4tiniinen läfst, zuerst an dem zu sparen, was niemand sieht.

Wie steht es uuu um die Lebenahaltung der llcim
Arbeiter? —

Das Verhältnis von Miete zum Verdienst stellt sich

fulgcndermafsen

:
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Männer.

V\ ochon-
Jahre8-

lohn
vcr-

dienst

Mark Mark

12.50 562.50
14.— 6.m—
15.— 675.—
15.

—

720.—
15.— 720.—
15.— 720.—
16.— 742.50

16.— 768.—
17.— 765.—
17.— 765.—
17.50 747.50

18.— 810.—
18.— 810.—
18.— 810.—
18.- 810.—
18.— 810.—
18.

—

810.-
19.— 855.-
19.- 855.—
19.— 855.—
19.— 8.55.-

19.— 855.—
19.—
15- 675.^
21.- 945.—
21.— 945.-
21.- 945.-

Einnalime

durch Ab-
vermieten

Mark

Mieto-

preis

Bfark

Dnrcb-

schnitt

Mark

Proseiite
vom

Jahrea-
ein-

komnen

Durch-

schnitt

Pro2€iu

8.— 135.—
4.— 1-^0.—

r>.~ 225.—
5.— 225.—
5.— 225.—
5.— 225.—
5.- 225.—
5.— 225.—
5.— 225.-
5— 225.—
4.—

12.- 540.^
15.— 675.—
und

8oh«r««ter
17,— 765.

—

19.— 855.—

96,

—

120.~
228.—

72.— 375.—m-
276 —
276.—
324.—
818.—
400.—
240.—
84.—
120,-
120.—
120.—
r20.-
270.-
120,-
180.—
192.-
255.—
264.—

84.— m.-
216.—
240-
240.—
258.—

Frauen^
Mann krank)! 284.—
M.nm krank) 216.—

96.— 168.

72.-2
72.—«
72.—«
216.—
288.

228.—
228.—
240.--

22ö.—
276.

150.-

240.-

}
369.-

{

139.-

214.05

I

216.—

I

72.-
(Mann Alt«rs-
Tmlobarnng)

} 159.50

17.06

19.04
.^M.77

57,87

16,W
38;33
37.17

42,18
41.56

l-.M
30.47

10,37

14,81

1431
14,81

14 sl

3.ivit>

14,0S
21,^'

22,45

27,42
80,87
32,28
32,-
25,a9

25^
27;io

IfiO,—
120,-
32,

32,-
82,—
32,—
96.-
96,—

101,3:^

101,83
76,19
42,22

40,76

19,60

28,07

I

17jQ6

19,04

33,77

87,62

37,17

4^1>

30,1-?

30«47

17,0»

24^

32,-

36,03

120,—

65,33

4l,M>2

40,76

ly,60

28g07

1 Berüeksichti&^t Bind nur solche F&Ue, bei denen der Verdieiift
der Heimarbeiterin das Hanpteinkommdn— aUo nicht Nebenv^rdieiist

—

der Familie ist.

• Schlafstelle.
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Gemeinsamer Verdienst •von Mann und Frau.

Jahrea* Sumahme
mit; 18- T )ii n» II -

II

Prozente Du Vt'Il»

ver- durch Ab-
schnitt

vom
schnitlohn preis Jahres-

ein-

Mark Mark Mark Mark Maik kommen Prozent

12^ 540.— 2,^2.— -o o2 52,22

14— OiJU.— 120.— 2s.s._ 2ü,ü6 26,66

15.— «75.— 226.-- 83,77 a3,77

720.— 222.— 30,83

18.— 810.— 240.— 29,62
18.— 810.— 240.- 29,62

1

18.— 810.— 258 — > 253.20 < 31,85 > 31,25

18.— 810.— 258.-
1

1

81,85
(la— 810.— 270.— 33,:^3

19.— 855.— 240.— 28,07 28,07

20.— 900.— 276.- 28,75 28,75

25.- 1125.- 324.— 28,88 28,88
1170.— 264.- 22,56 22,56

27.— 1215.- 228.- 18,76

27.— 1215.— 228 — 18,76
270

) 274.— 1

22 22
1 22,3427.— 1215.— 324.— 26,66

27.— 1215.— 270.— 22,22

27— 1215.— 824.— 26,66

27.—
27.—

1290.—
1996.—

240.—
240,- 1

240.— 18,51

18,51 1
18,51

31.— 1395.— 2:M.- 16,77 16,77

40.— 1800— 264.— 14,66 14.66

Während bei den Männern sich das Verhältnis nicht viel

anders gestaltet als bei den Fabrikarbeitern — d. h« ein Drittel

bis ein Vimlel des Verdienstes mufs für Miete gezahlt werden
— sind die Familien, in denen die Frau als Heimarbeiterin

der baupterwerbende Teil ist, in weit schlechterer Lage. Hier

beträgt die Miete oft mehr, ii) einem Fall das einundcitihalb-

fache des Fraueneinkommens überhaupt Ist der Mann krank
oder tot, wie in den meisten Fällen, so müssen auch bei

helfendem Eingreifen Ton Krankenkassen oder Armen unter*

stQtKong die Kinder ganz unTerhältnismäfsig sum Mitverdienen
herangezogen werden. Über die Ernährung dieser Heim-
arbeiter noch zu sprechen, erscheint tlberflUssig. Wenn irfi:en(l

welche Arbeiter, so bieten sie den Beweis daftlr, dafs ..m:\u

aucli liun^roriid loben kann'*^ sich sogar in das UngenUgeude,
in das i:^tbehreu hiueiolebt.

Die Gewerkschaft.

Was haben die Arbeiter nun selbst getan, um ihre Lage
zu verbt^ssern? Man hat sovi*-! von der „reinen Selbsthilfe"

der Arbeiter erwartet, als Ende der sechziger Jahre die Ko-
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alitionsverbote fielen, dafs vielfach das Errungene weit hinter

den Erwartungen zurückbleiben mufste. Nur wenn man mit
den unendlichen Schwierigkeiten rechnet, luit denen unsere
deutsche Gewerkschaftsbewegung zu kämpfen hatte und noch
hat, kann man ihren tatsächlichen Letstun^en gerecht werden.
Es erscheint deswegen angebracht einen Blick auf das Werden
der Schuhmachergewerkschaft, welcher die organisierten Filz-

schuharbeiter seit 1893 angehören, su werfen, bevor die obige
Frage beantwortet wird.

G esc h i eil tl i c h es. Die !ü:Mn7liche Umgestfiltnng der
Produktionsverhältnisse nnch Aiit liclnnnr des Zunftzwanges
traf die Schulimacherei mehr als vi* le andere Gewerbe. Das
Fufszeug gehörte zu den wenigen Kleidungsstücken, die man
üllgenioin seit langem nicht mehr im Hause autertigte. Das
Publikum brauchte nicht erst an das Kaufen fertiger Schuh-
waren gewöhnt zu werden. Es gelang leicht) durch Termehrte
Absatzmöglichkeit — nun der Verkauf nicht mehr an die
Herstellung gebunden war — den Konsum zu steigern, und
die Hoffhongy diese Steigerung durch Ausdehnung des Kunden-
kreises nach unten noch erheblkli zu verstärken, lockte bald
den Grofsbetrieb an. Der Kampf des Handwerks mit dem
Grofsbetrieb, der nur in weniirrn Gewerben so qualvoll und
langwierig war, begann. Die Fabriken bezahlten ihre Arbeiter

aufserordentlich schlecht, um die Handarbeit unterbieten zu
können. Die Handwerker drückten und schraubten an den
Löhnen ihrer Gesellen ^, um mit dej* Fabrikarbeit konkurrieren
zu können. Den letztern nahmen die Schfiftefabriken , die
schon in den fünfziger Jahren entstanden, auch einen grofsen
Teil ihrer Arbeit. So ging es den Fabrikarbeitern wie den
Gesellen gleich schlecht. Den Gesellen hatte die Gewerbe-
freiheit den Schutz der Zunft genommen, ihnen aber keinen
Ersatz geboten. Teilweise hielt man noch an den alten Sitten

fest, die Gesellen Bchliefen beim Meister, Ko-^t und L^gis
wurden vom T.olm ab<^erec'hnet. auch das ungleiche Kündigungs-
recht bestand noch fort. Aber die alten Gebräuche hatten

ihre Berechtigung verloren, weil ihr eigentlicher Sinn — das
patriarchalische Verhältniü, der väterliche Schutz und er-

zieherische Einflufs des Meisters abhanden gekommen war.
Die Gesellen empfanden sie nur als Druck und unberechtigte
Beeinträchtigung. Alle diese Zustände machten die Schuh*
machergesellen — von den Fabrikarbeitern nicht zu reden —
besonders empfänglich für die neuen Ideen der Oiganisation
und der Arbeiterbefreiung durch den Sozialismus. Und als

im Jahre 18G8 die Gewerkschaftsbewegung wie über Nacht

> 1871 erklären die streikenden Köniir^herger Schnhmachereesellen,
ihr I>un hnittsoinkonuiiri) botrape 120 Tidor im Jahr. V^ rgl. Diony»
Zinner, „Creachichte der deutscheu Schuhmacherbewoguug.'' Gotha 1904.
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entstand, da liefsen sie es aucli nicht an sich fehlen. Aber
die Oewerkschaftsbewegimg bis Ende der siebziger und AnCsag
der achtziger Jahre war nicht dazu angetan, um diese noch
kaum der Bevormundung durch die ZUnfte entwachsenen
Arbeiter zum Genossenschaftsgeist und zum richtigen Ver-
ständnis iJirer Interessen zu erziehen. Die Gewerkvereino
waren keine Srfir>pfungen eine)' zur Selbsthilfe ent^jchlossenen

.Schar; ä\e waren, wie Baniberger sich ausdruckte: „als Nach-
bildung der englischen Tr^Tf-lp Unions im Ko]>te der Politiker

iius dem höheren Hürgerslaude entstunden'*. Was in KngLmd
in jahrztdmtelanger Kntwicklung, unter mühsamer Arbeit und
lehrreichen Krfahrungen erreicht worden war, das «ollte bei

uns als fertiges Ganzes plötzlich geschaffen werdeji. J)ie

gänzliche Verschiedenheit des historisch Gewordenen, durch
die verHossenen Jaiii iiuiuierte Bedingten iibersali man; was
in England geglückt war, das konnte auch in Deutschland

seine Wirkung nicht verfehlen. Man halte keine Zeit, Li-

fahrungen zu sammeln, man brauchte die Arbeiter zu politischen

Zwecken, und darum umwarb man sie. Und so erging es den
Arbeitern wie den Heiden, sie wurden bekehrt und wieder
umbekehrt Auf der einen Seite ertönte Lassalles mächtige
Stimme, welcher eine neu( \, gerechtere Weltordnung denen
ersprachy die sich um seine Fahne scharten, auf der anderen

Seite lockte der Liberalismus, der mit Kredit- und Vorschufs-

rerainen vorgearbeitet hatte.

Die Schuhmacher wurden in den Strudel mit hinein-

g<!ris»en. Von allen Seiten wuidcn organisiert, und in

.'illen Lag'^rn verfuhr man dabei nach einem vorgefalsten. be-

•tinuiiten Schema, das oft seltsam genug mit den wirklichen

Zustlinden kontrastierte. Tu dem Glauben, <la!s wie die

Arbeitemotsoauch diii Arbeiterinteressen in allen Kulturländern
gleicb seien, gründet(^n die Marxisten internati o n nl e

( t e w (M' k s c h a f t ?3 g e n o s s c 11 s c Ii n f t e n .
- zu oim r Zeit,

in der <lie kapitalistlsi he Entwiekl iing in 1 )(Mit.sihl.:n(l kaum
begonnen hatte, walirmd r,ie in England in volLsfr Hinte

stand, ja, in W(di'her tjelb.st iniKM-halb 1 )t'ntsrhland^ das BiMungs-
uiveau zwisclem Nord und Süd. zwi^^eiHMi deii urolViMi Städten,

deren enormes \\ achsen sciioii bi-gonnen liattt-. und d'-n kh-inen,

in welchen iiir den Ilandwerkur die Land wiitschalt inK-h die

bieherste Kinnahine(|iH'lle bild<'tt\ ein L^riuiilvrrscliifdenes war.

lind in der <Hese \'er>elii*'dtMdi<Mt dincli die |i(»liHs('}u' Zer-

>iplitterung begünstigt wui'de. Vau einfaches Ignorii'i"i>n aller

Schrank<'n, welche Sprache, Kasse. I^ilditni:, ja Nahnings- und
W'ohnniigsweisff erric hten. Auch die SehulnnacluM' wurden /u

einer solchen G ewerksgenossenschaft zusammengetan, deren

Sll^iuten * ein seltsames Gemisch von grauer Theorie und

* Abgedruckt bei Dionys Zinner a. a. 0. S. 35.
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Konzessionen an die Wirklichkeit waren. So wenig hatte

sich noch dio Scheidung zwischen Unternelniier und Arheiter

vollzogen, dals man die Kleinmeister in die Gewerksehatt mit
aufnahm. Krankenka.ssen-, Invaliden- und ReiseunterstUtzun^

mufste gewfthrt werden, um den dringendsten BedOrfnisaeii bu
entsprechen, daneben aber hielt man fest an dem Oedanken,
Produktivgenossenschaften zu grllndeiL ,um das Hauptmittel
zur Hebung des Arbeiterstandes zu erlangen, indem aadorch
der Arbeitslohn durch den Arbeitsertrag ersetzt wird" —
Man konnte von den Mitgliedern nur einen monatlichen
Beitrag von 2(> Pfi;. fordern und d^ni Vorsitzenden wöchentlich
nur 1 Taler Entschädigung gewähren.

Nicht viel mehr Fühlung mit der Wirklichkeit hatten die
Lassalleaniöcheu Gewerkschaften*. Eine; der zehn
Gewerkschaften, welche aus dein Allgemeinen Arbeitervereia

des Herrn von Schweitzer hervorgingen, war der „Allgemeine
deutsche Scbuhmacherverein*. Auch hier suchte man durch
grofse Versprechungen die Arbeiter an sieh zu locken, konnte
aber wegen der bittem Armut der Schuhmacher nicht dem-
entsprechende Beitritge erheben.

Schwer hatten auch diese jungen Gewerkschaften mit
einem Übel zu kämpfen, das sich wohl in allen Demokratien
geltendniacht : mit dem ^Iil'str:in^n gegen die Führer. Die
fiamniendc Begeisterung weicht bald der Verdächtigung, gegen
die sich der betreffende oft nicht wehren kann. Immer wieder
taucht diese „Krankheit' auf, bald begründet, bald völlig

grundlos

1869 bestanden drei Schuhmachergewerkschaften inDeutsch-
land — neben den beiden genannten noch eine Hirsch*
Dunckersche. Zu einem energischen, planvollen Wirken
nach aufsen, einem kräftigen Stöfs gegen die Unternehmer
konnte es natürlich nicht kommen. Die drei Oewerk j^c haften,

jede in sich selbst noch gänzlich ungefestigt, befehdeten ein-

ander unaufhörlich und suchten sich gegenseitig die Mitglieder

abspenstig zu machen. Immerhin dienten diese Reibungen
docfi wohl da2u, Persünlichkeiten hervortreten zu lassen, die

bonst unentdeckt, ihrer eigenen Begabung vielleicht uubewufst,

in der Masse verschwunden wären. Uberall ist die Gewerk-
schaftsbewegung in ihren Anftlngen von einseinen Personen
abhängig. Erst wenn sich der rechte Mann findet , der die

Gemüter b^eistert und mit sieb reifst, der es versteht, brauch-
bare Leute heraussufinden und für seine Zwecke anausteilen,

^ Vergl. birrzii J. Sc hm öle, ^Die sozialdemokratischen Gewerk»
Schäften in DeutHchiantl." Jona 18y6, S. 15.

* So wurde der erste Präsident deei sillgemeinon deutschen Schuh-
machervereins 8cboD im nächsten Jahr we^'en ^politischer Uiuuver-
liisr^ipkeit" abgesetzt (D. Zinner, S. 51). Noch 11?Ö8 konnte der ver-
dienstvolle Bock schwer das MiTstraueu besiegen.
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können Ekfolge erreicht werden. In Deotscliland aber, wo
die OrganiaationsgedaDken einer gröbtenteils kaum den Zunft-
erbältnissen entwachaenen Arbeiterschar ans Herz gelegt

werden mufsten , wo man ftir die Idee der Interhatioiialität

Begeisterung erwecken wollte, als es noch keine Deutsche,

sondern nur Sachsen, Prenfsen, Bayern — ja. eigentlich nur
Leipziger, Berliner, Nurnbor^j^or gab, da war die Persönlich-

keit besondcrö wichtig. Und wie die Hemmung erst die Kraft
auslöst, so war jedenfalls die Spaltung ein Mittel , den Eifer

der Fuhrer besondent ansastacheln, ihre Bemtthungen um den
Verein zu yerdoppeln. Minner wie Vahlteicli, Ullrich, he-

aonders Bock sind ijrscheinnngen, wie sie nur dann auftreten,

wenn es gilt, einer Sache gegen Anfechtungen anm Siege au
verhelfen.

Aber gerade die Besten unter den Ftihrern fühlten die

Nachteile der Spaltung sehr empfindlich und strebten ehrlich

nach einer Vereinigung^. Docli liefs der giftige Wurm des

Mifstrauens gegen die „Andersgläubigen** den aul'dem Kongrel's

in Berlin 1872 geschlossenen Hund zwischen Lassalleanern und
Marxisten nicht beatehen. Erst die steigende Bedrängnis der
nächsten Jahre^ die Verfolgungen durch Tessendorff, die zu der
Schliefsung des Lassalleanischen Allgemeinen Schuhmacher-
vereines führten, die antisoziale Politik Bismarcks, gegen dessen
Vorschlag, Arbeitsbücher einzuführen, auch die Schuhmacher
Protest einlegten \ vollends die Not der beginnenden Stockung,
brachten zustande, was den eignen Führern nicht gelungen
war, eine einige, nationale Organisation, Den eminenten B^ort-

schritt, den Sdimöle* in (l^*n dem Gotliaer Kongrefs 1875
folgenden * iewerkschalten /.'ii^i . sehen wir auch bei den
Schuhmachern. Die vage Ide»« «l r Internatiunalitiit ijit ge-

schwunden ; mau fordert nur noch auf, .,die Schuhmacher von
Nord bis Süd, von Ost bis West**, sich zu vereinigen. Auch
vor den häufigen Streiks warnten Bock und die übrigen
Führer eindringlich und suchten einen Beschlufs durchzubringen,
dafs nur dann gestreikt werden dürfe, wenn zwei Drittel der
Arbeiter organisiert seien. Man hatte nicht umsonst viel ge-

litten und bittre Erfahrun^rori iresammelt.

Die Mitglirderzald der ( iewerkschaft nacli dem Einigungs-
kongrefs jU'ibt Zinner" auf 4uou in iS.i Stiidten an. Einen leichten

Stand hatte man nicht. Unaufhörliche Lohnreduktionen, die

zu kleinen, lokalen Streiks führten, mangclliafte Leitung
der Ortsverbände , vielfach bogar Veruntreuungen durch die

Kassierer, Verfolgungen der Polizei als Vorboten des Sozia-

listengesetzes, dem die Gewerkschaft 1878 zum Opfer fiel.

* Diouv8 Ziuuer a. tu 0. S. 75.

* a. a. O. 6. 47.
» S. 257 a. a. 0. S. 86.

Fortohnng«» XZI 4 (98). — Engel R«Ini»re. 5



66 XXI 4.

Dadurch wurde das, was die Arbeiter in 10 Jahren mühMin
aufgebaut hatten, mit einem Schlage vernichtet

Ks ist liier nicht fif'r Ort zu untersuchen, wie sehr dies

Opsetz, noch verdchärft durch ni;uichen KluniMfer der Polizei-

beamten, der Organisation sbewt:: Iii: g «j^eschadet, der Propaganda
des Sozialismus aber genutzt hat. Leicht begreift man , dafs

der Arl^eiter an die Besserung seines Loses durch Erringung
von Zugeständnissen auf gesetzlichem Wege nicht mehr glaubte

und sie erst von einem Umsturz der bestehenden GwUsohafts-
Ordnung erwartete. Die erziehliche Wirkung der Gewerk-
schaften war unterbunden, den revolutionären Ideen, die man
hatte beseitigen wollen, bereitete man selbst den Boden durch
die Empörung und den Hafs, der in den Unterdrackten ent-

stand. Den Fuhrern erwuchs die schwere Aufgabe, zu retten,

was zu retten war — doppelt schwer, weil gerafl»^ auf sie die

Polizei ihr Augenmerk gerichtet hatte. Der um riinidli« he

Bock scheint von allen Gewerkschattiern der erste gewe.neu

zu sein , der durch eine Zeitschrift „D e r S c h u h m a c h e r %

deren Gründung er noch in demselben Jahre unternahm \
wenigstens das Zusammengehörigkeitsgefühl unter den Fach*
genossen aufrecht zu halten suchte. Sehr yorsichtig mnfste

zu Werke gegangen werden, und das Blatt durch beigelegte

Schnittmuster, Besprechungen über Verbesserungen der Tech-

nik ein möglichst harmloses Aussehen bekommen. Die f^roUe

Abonnentenzahl — zeitweise über 2500 — beweist, dafs dW
ehemnlipfen Gewerkschaftler die Absicht ihres Pr.tses wohl

verstanden und würdifrten. Den Flu^'^blftttern fol*;-teM die

Fachvereine. L'bcrall entstanden sie, überall suchte man ,

den Charakter eines politischen Vereins zu umgehen, teils

durch Anschlufs an einen Arbeiterbildungsverein , wie in

Hannover, teils durch die Aufnahme kleiner Meister, in-

dem man dann den Verein bieder als ,Innung" bezeichnete,

wie in Mttnchen. Zinner' gibt für 1882 80 solcher lokden
Fachvereine der Schuhmacher an. Sie schulton ihre Mitglieder
— der Berliner soll deren 400 gehabt haben — vielleicht besser,

als es früher die Ortsgruppen der Gewerkschaften getan hatten.

Die stete Gefahr, in welcher der Verein Bchwebte, machte ihn

den Mitgliedern um so teurer.

Einen solchen lokalen Faehverein gründeten inj September
nachdem schon nielirfach Anläufe dazu irf-macht worden

waren, die Berliner Filzschuharbeiter®. Frütok(jHl)ücher exi-

stieren leider nicht mehr. Die Amter des Vorsitzenden usw.

waren Ehrenämter, die Mitgliederzahl belief sich durchschnitt-

» Zill HPT M. a. 0. S. 108.
« u. a. O. S. 109.

• Die Nachrichton über diospn Berliner Lokalvereiü verdanke ich

der Liebenswürdigkeit des ehemaligen Vorsttsendeu.

^ j . ^ci by Google
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lieh attf 200. In den Venanunlungon ging es oftmals etwaa
Bttirmisch 2U, und sie wurden nicht selten Yon der Polizei

aufgelöst, wobei dann wohl auch gelegentlich ein Bierseidel

dem Schutzmann an den Kopf flog. Manchmal fand man
keinen Wirt, der sein Lokal hergeben wollte, und man mufste auf
<jffiier »Strafae t<ig<^!i. hatte der Filzscliuhinacherverein

eine erfolgreich»» L hiibewegung, 1894 löste er sich rltirch ein-

stimmigen Bcvscbiuis auf und ging in den Verein deutbcher
Schuhmacher über.

Dab Interessante an dem Verein ist die negative Seite,

dafb er sich nicht den iil)rigen Fachvereinender iSchuliniaeher

anschlofs, sondern allein blieb. Es zeigt dies, wie wenig sieh

noch Ende der achtziger Jahre die Filzschuharbeiter als Schuh-
macher ftthlten. Erst Anfang der neunziger Jahre ging
diese Wandlung vor siclu Der nie rastende Bock hatte die

SchuhmacherfachTereine schon 1883 wieder vereint in einen
^ünterstützungsverein deutscher Schuhmacher***
— der sechste Schuhmacherverein seit 18()9! — Nichts hätte

näher gelegen, als dafs sich <ler Berliner Filzschuharbeiter-

verein diesem angeschlossen hatte. Aber ilic Technik war
noch nicht weit genug vorgeschritten, das Fluktniereii der
Arbeiter zwischen Lederschuh- und Filz8chuht'al>i iken noch
nicht häulig genug, um ein Solidaritätsgcfülil ^iwisclien den
Arbeitern beider Branchen hervorzurufen. Der neue „ Unter-
stiltzungsverein'^bezeichnete als seine Hauptaufgabe die Wander-
und Arbeitslosenunterstützung. Er trat aber auch mit der
Absicht hervor, den Zehnstundentag durchzusetzen und die
Sonntagsarbeit zu bekäm]jfen. Noch immer herrschte das Mifs-
verhftltnis zwischen Beiträgen der Mitglieder und verheirsenen
Leistungen des Vereins. Man konnte die Unsummen ver-

schlingende Arbeitslosenunterstützung nicht aufrecht erhalten

und raufste sich mit der KeiseunterstUtzung von l!S85 an be-

gnügen. Ks war eine Kiesenaufgabe für Bock, den Untcr-
stützungsvereiu zu erhalten. Die kleinen Fachver«Mue kaniptten

um Leben und Tod, fast jeden Monat verschwand einer, er-

hielt dann vielleicht nachtrüglich die Erlaubnis zu existieren
• und tauchte wieder auf Die Kassen wurden aufgezehrt durch

Streiks, welche die nie aufhörenden Lohnreduktionen an allen

Orten hervorriefen. Bei derartigen lokalen Scliwi. ri^keiten

war es natUriich unendlich schwer, Interesse für die Zentral-

organisation wach zu halten. Um die kostspieligen Streiks

auf ein möglichst preringes Mals herabzusetzen, wülilt*^ man
Bock als Si lnedsriehter. Mit grofser Umsicht und viel Oe-
schick versaii er sein Amt, und es gelang ihm mehr als ein-

mtlf die Parteien zu einigen, die Forderungen der Arbeiter

< Zinner a. a. 0. 112.

5*
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auf gUtUehem Wege durdisuaetzen, und so manchen Streik
im Keime xu erstidcen*.

Aber cler Kampf wurrfe immer schwerer. Alle Freudig-
keit und aller Knthiisinsmus , der (41;ml)n nn d'w Selbsthilfe^

diese erste Bedingung jeden Erfolges einer < Organisation srhwand
den Arbeitern immer mehr. 1887 strich man die Bestimmungen
über das Unterstützungswesen, und gab dem Verein den
Namen : „Verein deutscher Schuhmacher". Die Zweck-
boBtimmttng wurde gettodert in das vage: Die geistigen und
Schlichen Interessen der Mitglieder durch theoretischen und
praktischen Unterricht au fördern. Obligatorisch war nur
(He Errichtung unentgeltlicher Arbeitsnachweise in jeder Filiale.

Bock brachte im „Fachblatt'' einen Arbeitsmarlkt} um eine
Übersicht ttber die Arbeitsverhältnisse su geben.

Verein d c u t s c h p r 8 c h u h m a c h e r. Dafs die Organi-
sation all' diesen Drangsalen nicht erlegen ist, sondern mit
14U00 Mitgliedern und Zahlstellen den Fall des Sozialisten-

gesetzes begrüfsen konnte, gibt der Üpferfreudigkeit ihrer

Mitglieder und der Energie und Begabung der Leiter ein

flttnaendes Zeugnis. Wie sehr die Gewerkschaft seit der Auf-
ebong des Soaialistengesetaes gewachsen ist, beseugen folgende

Zahlen.
•

E« waren vorhanden:

im Jahre
Mit-

glieder
Z&hi-
Btelleii

im Jahre
xMit-

glieder
Zahl-
stellen

18S8 5 8GM 171 13 336 204
1^6^ »925 im iö97 15 97r. 233
1890 14 019 253 1898 15 20.-) 239
1891 9 789 222 1899 180:ls 239
1892 9 084 243 1900 19 558 244
189a 9347 227 1901 19 263 247
1894 9170 228 1902 23419 247
1895 9885 198 1908 28298 259

Die Unterstützungen, welche die Gewerkschaft ge-
währt, bestehen in Arbeitslosen-, Kranken- und Reiseunter-

Stützung. Die Arbeitslosenunterstützung betrügt je
nach der Höhe der Beiträge (1. Kinsse 20 Pfg. , 2. Klasse
So Pfg.. 3. Kla...sn 5<t Pf-, wöchentlich) 3 Mk. , 4.r>(» Mk..
7,80 Mk. für die Woche und dauert höchstens 4U Tage, Geringer

^ Wohl die schwieriffste Aufgabe der Gewerkschaftsleitmig ist es,
die HerrHohaft übor gtrciklustigc; Arbeiter zu behalten uinl t in» n Streik,
drn iVu^ Ffiliror für auHHiehf«In^ hnltoTi, 7:u verhiiuiem. Ancii B m U er-
fuhr dah. Z inner erzählt (n, a. O. .S. 186), dafs die Berliner Mitglii-der
1888 deswegen ^einen förmlichen Feldsug gegen Bock organisierten,**
ihn verdftcbtigten, wo sie nur konnten.

^ j . ^ci by Google
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noch sind die Unterstützungen in Krankheitsfällen;
sie betragen 3 Mk., XM) Mk., (i,(iU Mk. für die Woche. Wöch-
nerinnen erhalten einmal eine Unterstützung von 'i Mk. Wie
gering die Hilfe auch ist, die dem einzelnen Mitirlied gewährt
werden kann, die Aufwendungen der Gewerkschaft dafür sind

gauz erhehliche.

Sie betrugen im Jahre:

1888 4 718,03 Mk.
1889 l:i:)17,58

1890 22211,99
1891 19912,44
1892 15338,—
1893 10550,—
1894 1040Ö,—
1895 M
1890 ) 30050,—
1897 I

18981

9

n

V

n

ff

1899
19<MJ

1901

2078Ö,-

26878,—

1903

Aufserordriitlieh hoch sind die Summen, die für Streiks
itoigewendet werden. Sie betrugen im Jahre:

1888 9000J0 Mk.
1889 9 14i;,:^9

189n 38181,30
1M>1 40050,22
1892 4 879.05

1893 3290,08
1894 39494,02
1895 M
1890 191978,04
1897 )

204125,43

n

ff

ff

1898
1899
1900
1901
1902
1903

90450,—

182237,-

Solche Summen bedeuten natürlich für die Gewerkscliaft

eine grofse Last. Ruhigere Zeiten sind aber nicht sa er-

warten, bis der Fabrikantenverband sich entschliefsen wird,

* 8oit 1894 erechoiiion nicht mehr jahrliche Abrecbniingen , seit

1896 erscheinen sie regehn&rsig alle zwei Jahre.

Digiti.
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die beiden Hauptforderungen der Arbeiter: Einheitlichkeit der
Löhne und Lieferung der Zutaten zu bewilligen. Daftir aber
sind wenig Aussichten vorhanden. Noch im Jahre 1905-

haben in Weifsonfels a. S. mehr als 2000 Arbeiter und Ar-
beiterinnen r]\f> Arhi'it niedergelegt*, um eineii Tarif durcb-
zusot/on . miir.sten aber nach mehrwöchigem Streik rlon

Kam|jt aufgeben. Nicht gr^fsern Erfolg hatte die 0- werk-
schatt mit Eingaben an den Fabrikantenverein um Abächiuik
eines Tarifa, zuletzt im Jalire 1000.

In der Berliner Filzschuhmacherei sind die Streiks seit

10 Jahren grOfstent^s Abwehrstreiks. Oft sind es nur
Kleinigkeiten, wegen deren die Arbeit niedergelegt wird, und die
Gewerkschaftsleitung weifs wohl, dafs die Kosten selbst des ktir-

zesten Streiks dann in keinem Verhältnis stehen zu dem Streit-

objekt* Und doch kann man den Arbeitern nur Recht gcben^
wenn sie aucli dann in den Ausstand treten ; denn jede ruliig hin-

genommene T.ohnrediiktion würde eine endlose Kette \v^'iterer

Abztige zur Folge haben. Es handelt sich dabei im Grunde
immer um die Frage: sollen die Arbeitgeber unumschränkte
Herren in ihrer Fabrik sein, deren Anordnungen sicli die Ar-
beiter widerspruchslos zu fügen haben, die jede Folge schlechter

Konjunkturen, etwaiger eigener Rückständigkeit und Unttlchtig-

keit auf die Arbeiter sofort abwälzen können, ohne ihnen su
Zeiten flotteren Geschäftsganges einen größeren Anteil am
Gewinn einzuräumen — oder sollen die Arbeiter bei Fragen,

die ihre Existenz betreffen, mitreden. Sobald die Arbeitgeber
diese Frage durch Annahme eines allgemeinen Tarifes in

letzterem Sinne entschieden haben, wird es der Gewerkschaft
auch gelin^fn. alle kleinen Differenzen zu beseitigen, so gut

wie dies bei ilen Buchdruckern, Buchbindern, im Verkekrs-
gewerbe usw. der Fall ist.

Die Liste der Streiks in Berliner Fabriken ist folgende.

Es fanden statt:

Kosten.

1898: Allgemeiner Ausstand wegen Er-
langung eines paritätischen Arbeits-

nachweises 19843,— Mk.
1899: 439,60 „
1900: 186,75 „

1901 : AUgemeine Aussperrungwegen Lohn-
forderungen 31 189,50 ,

435,25

1UÜ4: 1249,— ,

Die Einbufse der Fabrikanten wird diesen Ziffern ent-

sprechen. Man möchte glauben, dafs das Qeld besser an*

1 Vergl. Sosiale Ptszis XIV. Jahrg. 1905 Nr. 29, 8. 759.

^ j . ^ci by Google
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gewendet worden wäre, wenn mau sich mit den Arbeitern ver-

ätüudigt und wenigsten» einen Teil ihrer W ünsche betricdigt

hätte.

Hält man bich vor Augen einerseits diu schweren Ver-

lolgiingen, denen die deutschen Arbeitervereinigungtüi bis in

die neusten Zeiten ausgesetzt waren, anderseits die Armut
und wirtschaftliche Not der Schuhmacher, so kann man vor
dem, was die Schahmacher in ihrem Streben nach Besserung
ihres Loses, nach Anteil an den Kulturgütern der Nation er-

reicht haben , nur die grOiste Achtung haben. Es ist ihnen
nichts in den Schob gefallen , alles mulate in harter Arbeit

errangen werden. Unendliche Mühe macht die Oiganisation

der weiblichen Arbeiter. Den Heimarbeitern steht die Ge-
werkschaft gans machtlos gegenüber. Ihr Los zu verbessern,

wird nie gelingen, wenn der Staat nicht mit kräftigem Durch-
greifen eine Heimarbeitergesetigebung schafft

Digitized



IV.

Volkswirtsehaftliclie iiiid koltorelle Bedeutung
der FUzschuhmaelierei

Bedeutung der Industrie für die Arbeiter-
schaft und für die Verb rauchen Kach Darstellung
der Einselheiteu bleibt die Aufgabe, den yolkswirtschafüichen
Wert oder Unwert der Filsschuhmacherei EU untersucheD.
Die Frage dürfte in der Hauptsache in swei Unterfragen zer-

tallen , von denen die eine dahin geht, welche Bedeutung die

Industrie für die Vr^rwertung persönlicher Produktivkräfte,

oder, zugespitzter ausgedrückt, fUr die in ihr heschäftigten

Arbeiter hat. Die andere Frage ist die nach der Bedeutung
der Industrie für die Konsumentenschaft, also nach dem Wert
der von ihr hervorgebrachten Güter. Die voraufgehende
Untersuchung hat uns reichlichen Stoff an die Hand gegeben,

um die erste Frage zu beantworten. Die awei und ein halbes

Tausend in der Joerliner Filzschuhmacherei beschäftigten Ar-
beiter sind nicht so gestellt, dafs ihnen der Aufwand von

Muskel* und Nervenkraft ersetzt wird. Nur ein kleiner Teil

verdient genug, um sich und die Seinen zu erhalten. Weitaus
die meisten müssen Frau und Kind auch auf Arbeit schicken,

nur um die notigsten Ausgaben liestreiten zu können, und be-

üchworen dadurch alle die lUiseligen F'olgen für das Familien-
leben in ihr Haus. Die bestgelohnten Arbeitskräfte der In-

dustrie, die gelernten Fabrikarbeiter und die gelernten Haus-
industriellen erreichen bei einem Wochenlohn von 24 Mk. bis

30 Mk. den Darchschnittsverdienst Berliner Fabrikarbeiter
besser gestellter G-ewerbsarten« Es ist dies Ergebnis aber in

der Filzschuhmacherei mit gröfserem körperlichen Kraftauf*

wände und stärkerer Gesundheitsschädigung verknüpft als in

der Mehrzahl der anderen Industrien, denn die Arbeit ist

durchweg anstrengend und sehr gesundlieitsschädlich wegen
des vielen Staubes, den der Filz verbreitet Der ungelernte

^ j . ^cl by Google
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Teil der Arbeiterschaft aber und namentlich der hausindastriell

tätige gehört Btt den allerniedrigst gelohnten Arbeitern, die
Berlin ttberhaapt kennt Die Mehrzahl von ihnen darbt. Durc^
ihre Benutzung zehrt die Industrie am Marke des Volkes. Da
wir aaiserdem Uber die Zeiten hinaus sind, in denen der kranke
eder invalide Arbeiter wie ein unbrauchbares Glied von der
Gesellschaft abgestofsen wnr<le, so fkllt die Last, das un-
genügende Einkommen zu ergänzen, auf das gan^e Volk.

Überall da. wo es sich um die Herstellung der billigen

schlechten Ware iiandelt, was, wie -vir sjihfTi. in mehr als der
Hälfte der Betriebe der Fall ist; werden die Kräfte der Ar-
beiter vom Standj)unkte der Volkswirtschaft aus in unwirt-
üchaUiicher Weise verwertet, d. h. es koiinte mit ihnen er-

heblich Besseres geleistet werden als tatsächlich geschieht.

Wir haben der Vorteile gedacht, die der Berliner Arbdter för

die Industrie mitbringt Was aoer für Gesundung^ Ersiehung
und künstlerische Bildung der Arbeiter von ihnen selbst und
der Nation aufgewendet wird, wird vernichtet durch die minder-
wertige Beschäftigung, zu welcher der gröfste Teil der Filz-

schuharbeiter gebraucht wird. Dies alles bedeutet, dafs die

Berliner Filzsehuhmacherei nirhts tut, um die in ihr be-

schäftigte Arbeiterschaft zu erziehen und emporzuheben. Und
da die Industrie der Uberzahl auch wirtschaftlich nur Un-
genügendes bietet, wird man ihre Bedeutung für die Arbeiter
nicht zu hoch anschlagen dürfen.

Wie steht es nun mit der Befriedigung des Konsu-
mentenbedarfnisses? Wir sahen, dafs die grofse Mafse
der hergestellten Waren darauf berechnet ist, dem Publikum
in bezug auf Material Sand in die Augen zu streuen und es

über die Wertlosigkeit und den Mangel an Dauerhaftigkeit
hinwegzutäuschen. Nur einen geringen Bruchteil der Produktion
bildet der elegante, gute Keiseschuh, der aus «rutem Feeder her-

gestellt und sorgfältig icfarbeitet. nicht mehr zu sein vorgibt,

als er ist, und dessen (icbrauchsw ert seinem Verkauf;s])reis

entspricht. Pappe und Ledernachahmung, die der Kunde zu

erkennen nicht laiiig ist, spielen eine für ihn unheilvolle Rolle,

SO dafs er sich nur zu oft davon überzeugt , dafs der Preis

trotz seiner anscheinenden Niedrigkeit yiel zu hoch war für

den Nutzen^ den ihm die Schuhe leisteten. Man wird also

in gleicher Weise wie für die Arbeiterschaft auch für die Kon
sumentenschaft behaupten können, dafs die Filzschuhmacherei
in ihrem heutigen Zustand, wenigstens in zwei Drittel ihres

Umfanges Ungenügendes leistet und grundlegende Änderungen
erfahren müfste.

Nach alledem mufs man diese Industrie als ein parasiti-

sches Gewerbe bezeichnen. Es entsteht hieraus die weitere

Frage, welche Ursachen dem zugrunde liegen, und wie die

Industrie sich voraussichdich in der Zukunft entwickeln wird.
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In bezug auf die Ursacherklilrung kommen munendtch xwö
Umstände in Betracht.

Erklärung der Taimiindustrie aus denBedftrf*
nissen der Konsumentenschaft und aus neuzeit-
lichen gewerblichen Organisations- und Produk-
tion sformen« Die Ursachen für die geschilderten Zusilnde
können liegen entweder in einem derzeitigen BedUrüais der

Verbraucher oder in allgemeinen Herstellangsbcdingungeo^ die

das Gewerbe in diese Bahnen drängen. — Was die erste Ur-
sachreihe betrifft, so können wir den derzeitigen Stand der

Filzschuhmaclierei nur rirhtifr verstehen, wenn wir sie im Ge-
ßnnithild der Bekleidungsuidiustrie und des ji:r"l>en Kntwick-
lungüprozeöses, der sich hier vollzieht, betraciiten. Noch bi»

in die zweite ilältte des vorigen Jahrhund«TLH drilekte sich

der Klassenunterschied auch Aufserlich durch die RhruiuBt?

aus. Nicht nur Samt und Seide lagen ganz aufserhalb der

Sphäre des gemeinen Mannes, alles ir«^end\vie Entbehrlic he in

der Kleidung — Hut, Handschuh, Ühr, Schirm und Stock,

und zum grofsen Teil die Fufsbekleidung — war ein Luxua.
den er sich nicht leisten konnte. Und man empfand die Not
als eine Tugeml ; die Kleidunjt^ sollte den Menschen kluäa*-

fizieren. Auch das Alter kennzeichnete sich auf diese VVei«^
Die verheiratete Frau kleidete sich anders als die unverhei-
ratete. Koch jetzt stecken sich in vielen Gegenden die Bild-
chen erst bei der Verheiratang die ZOpfe auf» Qewisse Failm
und Formen waren in ausschlie(slieher Wehe der MmtoxMie
vorbehalten, andere der Jugend. Erst mit dem steigenden
Selbstbewufstsein der unteren Klassen, mit den verbesaerten
Lohn- und Einkommensverhftltnissen, die sich seit B^nti der
sechziger Jahre geltend machten, mit der demokratisierendea
Wirkung der Volksschule und der allgemeinen Wehrpfliehu
mit der steigenden Industrialisierung der Bevölkerung, dem
Zttsammendrttngen gro(ser Volksmassen in den Orofsstudteo
ergriff eine grofse allgemeine Bewegung die untern Klaaaeo,
die von dem Wunsche nach Emporsteigen getragen war.
Äufseilich tritt diese Bewegung dadurch hervor, dafe man
auch die bis dahin in der Kleidung hervorgehobenn FTlnsacn
unterschiede zu verwischen sucht. Der kleine Mittelstand gin^
natürlich voran, erst lan*i::samer fulgte dr^ Arbeiterschicht, lo
den <1urs»^r"n Lebonsgewolniiiciten ist der bezeichncndst»^ Aus-
druck tVii diesen VVandel, dafs jede Arbciicrtochtcr zum Frtiu-

loiH aut'gerilckt ist. Und alinlieh ist »»s mit tausend andern
Eigentiunlichkeiicn, die früher VVirrechi tier Heüitzenden waren.
W.nhrcnd z. B. vor 1"— l-^ Jahren die blaue Schürze und da?
Koptluch Abzeichen der Arbeiterfrau waren, trägt beute di^

jugendliche Rn liüerin jeden Standes tust allgemein einen Hut
Dieäe ganze Bewegung zeitigte lediglich aus Grttnden
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sozialen Niv ellierun^-swunscheä BedürfoUse, die nur in diesem
ZusammeDhang ent»tatiden und zu verstehen sind, Bedürluisse,

die im allfi^emfinen mehr dera Wunsch nach einer höheren
Äufseren Kultur entsprangen, als dal's sie aus den veränderten

Lebensbedingungen selbst hervorgegangen wären. Ein be-

sonders charakteristisches Beispiel in dieser Beziehung ist der
Regenschirm. Heute noch trägt der Bauer in manchen Gegen-
den ihn nur Sonntags, and wenn er in die Stadt geht; nicht

anders ist es mit der Uhr und dem Taschentuch. Auch sie

•isd noch für den Bauer Staat, keine Gebrauchsgegenstftnde.

Die Bäuerin trttgt ihr Taschentuch sorgfältig gefaltet auf dem
Oesangbuch. So sehr all' diese Dinge jedem Kulturmenschen
mn wirkliches Bedürfnis sind, so wenig sind sie aus diesem
Orunde zu allgemeiner Verbreitung gekommen.

Sollte aber dies Streben der untern Klassen sich in Wirk-
lichkeit umsetsen, so mufsten Gegenstände zur Befriedigung

dieser neuen Bedürfnisse angeboten werden, deren Preis inner-

halb der Grenzen des fUr diese Kreise Möglichen lag. Die
Spekulation bemächtigte sich dieses neuen Triebes, suchte die

Wünsche nicht nur zu befriedigen , sondern unentwegt neue
Bedürfnisse zu wecken. Dies tat sie und konnte sie zunächst
nur tun dureli (\\(' Herstellung von Talmiware, d. Ii. von Ware,
welche in nuini'^rwortigera Matriiai teuern Gegenständen
hffhrrer äufserer Kultur täuschend ahnlich sieht. Die Nach-
biidun;; Ai'H Scliildpatt in Zelluloid, die Pelziniitation sind

gro^Hi- Industrien p^eworden. Zum Teil gelanir es d u tcch-

uibciien Wissenfscliat'ten, früher nur durch groiaea Aut\v;iii<l zu
erzielende Effekte billig Zugewinnen. So wurde daa teure Indigo

durch die Anilinfarben ersetzt usw. Im Rahmen dieser neuen
industriellen Bewegung iät die Filzschulimaeherei entstanden.

Sie schliefst sieh mit einem grofsen Teil ihrer Produkte den
angeführten Tüluiiiiidustrien an. Die Artikel, welche sie zu

Beginn joder Saison auf den Markt bringt, sind gefällig und
aufserordentlich billig, aber unpraktisch und unsolide, und
können weder Schmuts noch Kegeo vertragen* Es wurde
acbon eingangs betont ^ wie schwer sich die Bevölkerung an
das Tragen einer Fulsbekleidung gewöhnte. Noch sind die

frohen rantinen selbst in Berlin nicht ausgestorben. Der
Lutscher trttgt sie auf dem Hofe^ wenn er seine Wagen scheuert,

der Hausknecht eines Weingeschttftes, wenn er flaschen spttlt^

der Maurer auf dem Neubau. Sie konnten in den sechziger

nnd aiebiiger Jahren nur durch einen sehr billigen Artikel

verdrängt werden. Die Cordpantoffel bildeten immerhin einen

Fortschritt den Pantinen gegenüber. Sie sind leichter, der
Träger macht sich nicht überall durch Klappern unliebsam

bemerkbar, der bunte Cord vermochte eine Stickerei wohl
vorsutittschen , er mufste dem Aup:c hesser gefallen als das
plumpe H0I2« Und wegen seiner Billigkeit konnte er sum
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Pionier in der Gewinnuofif der untersten Schichten der Be-
völkerung für eine bessere Fufsbekleidung werden. Und
wiederum ist der grobe Filzschuh dem Cordpantoffel über-
legen. Schon die Tatsache, dafs es ein Schuh ist , in dem
der Fufs fest sitzt, kein Pantoffel, dessen man sich jeden
Augenblick entledigt, macht ihn wertvoller. So k?mn man der
Filzschuhmaeherei das Verdienst nicht «'ibspreciien , dals sie

einer festen Fufsbekleidung den Weg gebahnt, ihr die ärmste
Bevölkerung erobert hat und noch erobert. Die Gewoliiiung
an eine stete und solide, dabei aber auch leichte und bequeme
Fufsbekleidung mufste aher in unserm Klima in grofsstadti-

sehen Verhältnissen notwendig erfolgen.

Eine ähnliche Aufgabe fiel der Filzschuhmacherei dem
kleinen Mittelstand gegenüber zu. War dieser Teil der Be-
völkerung, auch an feste Fufsbekleidung gewöhnt, so mufste
hier die Überzeugung wach gernten werden, dafs das Schuh-
werk mcht n\iT zum Schutz gegen Schmutz und Feuchtigkeit
diene, sondnu auch dem Auge angenehm sein könne. Die
Tradition Ues farbigen Schuhes, der im Mittelalter, in der
Rokokuzeit eine grolse Rolle spielte, erhielt sich in den sech-

ziger und siebziger Jahren durch den hellen Lastingschuh,
der oft mit bunter S^de abgesteppt und mit bleichen Schleifen

und Ponpons verziert war, eine in wohlhabenden Kreisen jener
2eit verbreitete Mode. Aber, wie erwähnt, war der Schuh
sehr teuer, vollends gar der feine Glacö-^ Saffian- und Maro-
•quinschuh. Das alK»8 war absolutes Vorrecht der reichen

Krauen. Fttr die Männer war im Jahrhundert durch die

Kinförmigkeit der Kleidung, neben Kniehosen und seidenen
«Strfimpten, auch das bunte Schuhzeug verschwunden — dem
Schimmer und Glanz der Rokoko- und Empirezeit folgte das
nüchterne Schwarz; und Braun. Für den Mittelstand gab es

nur deu derben, unbeholfeneu Rofjs- oder Uiadleder- Schaft-

atiefel, der sich dem Fufs nickt anschmiegen konnte und im
Hause sofort mit dem weichen Filz- oder Plttschschuh ver-

tauscht wurde. Nun kam die Filsschuhmacherei, als die

Durchnftbmaschine zur Aufnahme andrer Artikel drängte,

mit den leichten roten und braunen Schuhen, die so billig

waren, dafs auch Minderbemittelte sie sich anschaffen konnten.
Man lernte dadurch auch auf die Fulsbekleidunü; achten.

Am „Ausgehtag" wiinsclit die Berlinerin nicht nur wegen ihres

Kleides und Hutes, sondern auch wegen ihrer hübschen Schuhe
bewundert zu werden. Auf den äuföcm Effekt sind die Ar-
tikel, welche die Filzschuhmacherei auf den Markt bringt, be-

rechnet. So gut wie die begüterte Frau zu einem Sommer-
kleide heile Schuhe trttgt, will auch die Verkäuferin , die
Kindergärtnerin zu ihrem weifsen Kleid keine schwarzen
Schuhe anziehen. Die hellen Segeltuchschuhe mit ihren roten
Spitzen, die schon für 2,40 bis 3 Mk. zu haben sind, machen
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erst die „Toilette** Tollständig« MOgen die Schuhe hinten er-

barmungslo« drücken, mögen eie auch bei dem ersten Recen-
achauer aufweichen — der erste Eindruck ^ den sie machen^
ist tadeUoS) und das entscheidet

Oewiij ist die Aufgabe, den Mittelstand für Farbe und
Formen empfänglich zu machen, keine gleichwertige mit der
Gewinnung des Arbeiterstandes für Fui'sbekleidung tlberhaupt.

Aber gerade der Mittelstand, namentlich der neue, durch
unsere modernen Wirtschaftsverbältnisse sich entwickelnde
Mittelstand fUhlt den Wert, in solch äufsem Dingen sich

nicht von den begüterten Klassen zu unterscheiden. — Am
Sonntag, im Gasthof will der Rayonehef von seinem Prinzipal

nicht abstechen; die Lrulnerin erträgt die Mühs*>!i;::krMten

ihres Berufv*' leichter, wtMin .sie, in der elektrischen Hahn
sii/.' iid. sieh bewufst ist, vom Ko]>f bis zu den Fiüsen „modern"
S6U Dafn sie iiir mühsam verdientes Geld bevsser für

andere Zwecke au.sj^eben könnte, ist zwar eine unleugbare
Tatbache, auf die nuch einzugehen sein wird. Aber es mufs
doch anerkannt wcrd«;n, dafs durch die billigen und im Ver-
gleich mit dem, was in den sechziger und siebziger Jahren
getragen wurde, reizvolleren Erzeugnisse auch die Filzschuh-

macherci zum A ii>^leich der Standesunterschiede beigetragen hat.

Wie wichti^^ auch diese allgemeine Entwicklung für die

£nt8tehung der Talmiindustrien war, eine weitere unerläfsliche

Vorbedingung mufste noch erfüllt werden : das zeitliche
Znsammentreffen mit neuen Organisations- und
Produktionsformen. GIrst die freie Konkurrenz gab die

Möglichkeit, jede noch so leise Regung im Publikum auszu-

spQjren und auuunutzen, durch tausend Mittel die Kauflust
SU reisen und dadurch neue Wünsche au wecken. Reklame
and strahlende Schaufenster, in denen die Gegenstände in

möglichst gunstiger Beleuchtung ausgestellt und mit Preisen

ersehen sind, mufsten das Verlangen reizen und zugleich den
schüchternen Käufer davon überzeugen , dafs er es wa^^en

dürfe y sich einmal eine solche Sache zu spendieren, deren

Besitz ihm bisher nicht möglich war. Und weiter: Nur durcli

die Entstehung neuer Prodoktionsformen konnten die Artikel

sn dem Preis hergestellt werden, der sie den untern Schichten

erreichbar machte. Für die Bekleidungsindustrie im all-

gemeinen, wie t-ingangs gezeigt, auch für die Filzschuhmaclierei,

war die Entstehung der neuzeitlichen, grnfsstädtischen Frauen
ban.-sindustrie ausschlaggebend; die uberschüfsige ^vcibliehe

Arbeitskraft, die sich zu jedem Preis anbietet, lietert Heim-
arbeilerinnen. .'Ulf di'3 die Bekleidungsindustrien sich gründen.

Der FilzHclaihmacherei im speziellen tVdirte das untergehende
Handwerk auch gelernte Heimarbeiter zu, welche für den
Fabrikanten eine grofse Ersparnis bedeuteten. Dnfs aui die

Enstehung der Fiizschuhmaeherei dieser letzte Umstand, die
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billige Arbeitskraft^ bestimmend wirkte, braucbt hier nicht
iiocliTTials ausgeführt zu worrl^n ; aber auch für ihre fernere

Eatwicklung zu einer Talmiindustrie war er ausschlagirphend.

Die Möglichkeit, jederzeit billi^'-ste Arbeitskräfte zu bekommen^
hat nicht nur die grofsc Zalil kapitabinner Betriebe zur Folge,
welche wegen ihres geringen Betriebskapitals gezw ungen sind,

das billigste, d. h. schlechteste Material zu verarbeiten, sie

verleitet auch kapitalkräftige Fabrikanten dazu, schlechte
Ware zu produzieren. Denn die Fabrikation von Schundware
bietet dem Fabrikanten manchen Vorteil: der Hersteliunga-
prozefs ist ein einfacher, die Arbeit braucht wegen ihrer
Ausführung nicht beaufsichtigt zu werden; der Akkordlohn
ist darum bei dieser Warengattung leicht anwendbar. Die
Technik ist nicht so vielen Änderungen unterworfen wie
bei der gut*^n Ware, weil die Kunden, welche diese
billigen Artikel kaufen

,
aiihjjruchsloser sind ; der Absatz ist,

wie noch zu zeigen sein wird, leichter; schliefslich ist, wegen
der eiiüacheren Technik, der Arbeiter, der Schundware her-

stellty leichter anzulernen und darum auch leichter zu ersetzen.

Alle diese Vorteile machen es b^^iflich, wenn die Fabrikanten
Schundwäre bevorzugen. Da aber diese Schundwäre nur
Absatz findet, wenn sie zu aufscrordentlich niedrigen Preisen
verkauft wird, und die grofse Konkurrenz diese Preise noch
obendrein drückt, so lohnt sich ihre Herstellung nur, wenn es
gelingt, die Produktionskosten auf ein Mindestmafs herab-
zudrücken. Da nun l)ei der geringeren Ware der Lohn einen
weit gröfseren Bruchteil der Herstellungskosten ausmacht als

bei der guten — der Lohn für einen groben pommersclien
8chuh ülmc Ledcrsohle, den der Kleinhändler mit 7ü Pfg.
bezahlt, beträgt etwa 16 */a Pfg. — 22 *^/o vom erzielten Preis,

für einen bunten Lederschub mit Ledersohle , den er mit
3,50 Mk. bezahlt, etwa 38 Vs Pfg. = 11% ~ so sind sehr
billige Arbeitskräfte die Vorbedingung für die Herstellung
von Schundware. Auf der andern Seite zieht der billige

Arbeiter die Produktion schlechter Ware nach sich, weil sie

die vorerwähnten Vorzüge vom Standpunkte des Fabrikanten
aus hat. So ist auch in der Filzscliuhinaeherei die billige

Arbeitskraft ein nicht zu unterschätzender Faktor in ihrer
Entwicklung zu einer Talmiindustrie geworden; ohne .sie hätte
sich für den Fabrikanten die Herstellung der sehr billigen

Talmiartikel nicht gelohnt, ja sie wäre technisch uaausiulirbar
gewesen.

Folgen und Nebenwirkungen der Entwicklung.
Haben nun die Talmiindustrien, wie wir sahen, nicht wenig
dazu beigetragen, einer höheren Kultur der unteren Stände
vorzuarbeiten, sie zunächst an einf> verfeinerte äufsere Um-
gebung zu gewöhnen, welche den Weg bahnen mufs iUr eine
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gesteigerte innere Kultur, so sind sie doch von Folgen be-

gleitet, die, wenn sie bleibend wären, als in hohem Mafse
ungünstig zu beurteilen wären. Denn es kann keinem Zweifel

unteriiegen, daJjB die untern Klaasen dieses Aufstetgen su der
äoisern Ijebenskultur der hohem aufserordentlich teuer be*

tahlen. Die Arbeiterschaft ist dem Fabrikanten gegenüber
die wehrloseste und darum die bequemste und sicherste

Kundschaft Er braucht sie nicht su umwerben, er kann mit
ihr rechnen, ümt wie mit einer gegebenen Gröfse. Unbedingt f^Ut

sie dem zu, der am billigsten liefert Die Arbeiterfrau kann
nicht wählen, kann nicht ihren Vorteil abpassen, die Summe,
die sie für ihren Haushalt in die Hand bekommt, ist so klein,

dafs jeder Pfennig, den sie erübrigen kann, einen Gewinn
bedeutet Die augenblickliche Ausgabe ist es, die sie fürchtet,

und so wird sie unter allen Umständen immer das Billigste

kaufen , auch wenn sie die feste Überzeugung hat, dafs der

etwas teuere Gegenstand ihr einen weit gröfsern Nutzen ge-

währen würde. So hat der Fabrikant sie ganz in seiner Hand;
aut dir Abnahme seiner ^elileclitesTen Ware IcruiTi er stets
sicher zählen, das Publikum für seine teuern Artikel mufs
er sicli erst durch hcsumh'ro Vorzüge, die er bietet, erwerben.

Wäre dem niclit so, die Erzeugnisse der Beklüidungs.-

industrie hätten nie den Tiefstand erreichen können, wie es

tatsächlich der Fall ist. „Jetzt sind die Filzschuhe so schlecht,

Kchlec-hter können sie nicht werden", war der Ausspruch eines

Fahrilvanten. —- Man mufs nur eimnal einen solchen Schuh,

der mit 0,90 Mk. bis 1,20 Mk. das Paar im Kleinhandel zum
Verkauf kommt, genauer betrachten. Im Vergleich zu seinem

Nutzen ist der Schuh zehnmal kostspieliger als die teure

Ware. £r verträgt weder Regen noch Schnee, und doch
sieht man im Winter die Kinder mit diesen Schuhen an den
Fttüsen durch die schmutaigen Strafsen aur Schule stapfen,

und die Frauen tragen sie im Hause so gut wie bei inren

kleinen Besorgungen.
Auf diese Weise gibt die Arbeiterschaft viel mehr Geld

fIXt ihre Kleidung aus, als sie es tun wttrde, wenn sie in der

Lage wMre, etwas teurere, solide Sachen au kaufen. Und mit
tiiesem Schaden ist es nicht allein getan, auch mittelbar macht
sich eine verderbliche Rückwirkung geltend. Mehr als alles

andere ist es diese schlechte Ware, die der deutschen Arbeiter-

frau das Sparen abgewöhnt* Der billige Preis raubt dem
Stück den Wert, und das Ausbessern dieser Sai h« n hdint sich

tatsächlich nicht. W'ahrend früher die Uaupttäti^heit der
Hausfrau im Sparen bestand, findet sie es heute vorteilhafter,

das beschädigte Stück durch ein neues zu eri^etzen und ihre

Zeit zum Geldverdienen anstatt zum Niihen und Waschen zu

benutzen. Das An^'»d)ot dieser billigen ( iegcnstandc . die so

schlecht sind, dafs sie keine Ausbesserung erwünscht erscheinen
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laBBon , schaltet einen erheblichen Teil ihrer hauswirtschait-

lichen Tätigkeit aus. Sie verlernt das Kechrien ; Wert liat

nur da8 bare Geld, da« im Hauä kommt. In tauöeudeu von
Fttllcn zwingt die Not die Frau zum eigenen Erwerb. Aber
immer häutiger werden die Beispiele, dais die Fiüu auch tianu

mitverdienty wenn daa Einkommen des Mannes wohl ausreichen

wttrde^ um die Familie zu erhalten. So lange sie gesund ist

und die Anstrengungen nicht empfindet, ist der Zuschufs, den
ihre Arbeit ihr einbringt, sehr willkommen; er gibt ihr auch
wohl dem Manne gegenüber eine gewisse Selbständigkeit, die

ihr behagt. Wie sehr sie den Ihren schadet, bedenkt sie nicht.

Und so vermehrt sie das Heer der Gelegenheitsarbeiterinnen,

die für alle andern die Lnfme verderben. Mit mehr als

einem Fall wurden wir durch die Umfrage bekannt, in welchem
die Frau, trotzdem der Mann einen Wochenverdieubt von
30 Mk. hatte, sich Zwickarbeit ins liauh holte. Auf diese

Weise wird durch die Schundware die hauswirtschaftliche

Tätigkeit der Pran verdrängt, die, richtig angewendet, für

die Familienwirtschaft einen weit hohem Wert hat als das
an ihrer Stelle hinzuverdiente Geld. Andererseits zwingt
natürlich die Notwendigkeit des Hinzuyerdienens und das
Fehlen der für die Flickarbeit erforderlichen Zeit in tausend
und abertausend Fällen die Frau dazu, neue Schundwäre an-
zuschaffen.

Treibt so die Not und wirtschaftliche Unbildung die

Arbeiterscliaft dazu, melir für ihre Kleidung auszugeben, als

eigentlich ihren Verhältnissen entspricht, so ist eine andre
üble Folge der Talmiindustrien, dafs sie auch den kleinen

Mittelstand zu gröfsern Ausgaben verleiten. Wir deuteten

schon darauf hin, der billige Preis täuscht und lockt un-
widerstehlich. Der Wunsch, eine neue Mode mitzumachen,
ist zu grofs in den jugendlichen Herzen. Der Entschlufs ist

bald gefafst. Und ein Gegenstand zieht den andern nach
sich. Zu der chiken

,
eleganten

,
billigen Bluse gehört ein

fesiher Oin-tel mit irgendwelcher oxtravaj^anten Sclmalle, die

man mit der Hand zerbrechen kann, die aber aussieht wie

Stahl. Ein seidener Unterrock, dünn wie Papier, der aber

„rauseht", kann nicht fehlen. Da gibt denn die Ladnerin,

die Näherin eine Menge Geld für gänzlich wertloses Zeug
aus, um nicht hinter ihren begüterten Schwestern der obern

Klassen zurückzustehen, um nicht als das erkannt zu werden,

was sie ist Man vergifst, das auch das einfachste Kleidungs-

stück kleidsam sein kann. Man fragt nicht: was ist ^t?
sondern: was ist modern? Das Schritthalten mit der Mode
gilt allein als Merkmal ^bessern Standes*'» als Zeichen höherer
äufserer Kultur.

Es liegt im Interesse dieser Imlustrien, mehr noch als

andre zu reizen. Hierzu drängt auch die grofse Konkurrenz.
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Daa hat am einem Wechsel der Ifode geführt der, man mOchte
«agen, mit jedem Jahre rascher wird. Heute sind runde
Kttmme Mode, in vier Wochen eckige; bald lialjen die Ärmel
vor dem Handgelenk einen riesigen Beutel, bald idt der ünter-

ärmel stramm, dagegen der Oberärmel so breit, dafs der Kopf
fast in f!on Schultern versinkt. Je gröfser der Kontrast

zwischen der nitro und neuen Mode ist, desto unliebsamer

ftlllt derjpTiige aut, der die neue Mode nicht mitmaelit d(!8to

mehr Aussicht ist vorhanden, dafs der neue Artikel grolüen

Absatz findet. Das gibt für die Fabrikanten den Anlafs zu
den auffälligsten, bizarrsten Formen, und da die Sachen sehr

billig sind, so scheut man sich nicht« der Mode au huldigen.

Und der billige Preis IftTst auch wiederum versohmerzen,

wenn der Schuh oder die Bluse nur eine Saison hält. Auf
diese Weise vergeudet die Jugend unseres Mittelstandes eine

Unsumme von Zeit, Gedanken und Geld auf die Frage:
womit soll ich mich kleiden?, die der Ausbreitung einer

höhern Kultur geradezu im Wege steht. Das Äufserliche

.spielt eine ganz unverhältnismäfsig grofse RoHe, die Mode
wird zur Alleinherrscherin, der Sinn für das Solide schwindet,

alles wird auf den äufseru Effekt hin beurteilt.

Das sind einige der sehr üblen Folgen der Talmiindustrien.

Sie bereiten eine höhere Kultur vor, tragen aber zugleich die

grofse Gefahr in sich, den Geechmack au yerflachen und einer

gesunden BedUrfnisbefriedigung im Wege zu stehen. Die
Filzschuhmacherei hat die untern Klassen der Bevölkerung
an eine feste, stete Fufsbekieidung gewohnt» sie hindert aber
durch ihre billigen Talmifabrikate die gesunde Ausbreitung
der Lederschuhindustrie, die in Amerika z. B., wo der teuern

Arbeiter wegen die Herstellur^^ der Talmiware nicht Wurzel
gnfafst liat, eine weit gröftsere Bedeutung gewonnen hat und
wegen de» enormen Absatzes nicht minder als wegen der

rationelleren Produktionsweise sehr viel billigere und bessere

Ware liefert ab unsere mechanischen Lederschuhfabriken.

Die Preise für gute, solide Lederstiefel sind absolut um ein

Drittel, relativ mindestens um die Hälfte billiger als bei uns.

Mit den genannten Folgen sind die Nachteile der Talmi-
industrie aber nicht erschöpft. Sie sind noch von Neben-
erscheinungen begleitet, welche auch nur als höchst ungünstige
bezeichnet werden können. Die wichtigste dieser Neben-
wirkungen ist die, dala sie ihren Kundenkreis nicht nur nach
unten ausdehn ( tu sondern auch nach oben, und dadurch
Schieliten der lievolkerung in eben diesen Kundenkreis hin(Mn-

ziehen, für die sie einen Rückschriti bedeuten. Der ungeheure

Wechsel der Mode, der, wie erwähnt, gerade im Interesse dieser

Industrien liegt; verlockt eine grobe Zahl Bessergestellter,

deren Vermögensverhältnisse es ihnen wohl gestatten wttrden,

echte, solide Artikel zu kaufen, sich mit Imitationen zu be-

PttrMhnng«n XXI 4 — Kn^•! B»im«rt. 6
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gn0g6D, nur am ja bei jeder Änderang der Mode In der
Lage zu sein , diesen Wechsel mitzumachen. Man denke an
die Pelzindustrie: in jedem Winter ist eine andre Pelzart

modern; auf Nerz folgt Seehund, der von Chindiilla abgelöst

wird. Ein Nerzcape kostet 150u— 2h<mi Mk., ein £rntps See-

hundcape 800— 1000 Mk., das sind Ausgaben, die alljährlich zu
machen , selbst der Begüterte sich scheut. Um nun nicht in

Nerz sich kleiden zu müssen, wenn „alle W^elt" Seehund
trägt, werden lieber unechte Sachen getragen, die so imitiert

sind, dafs die Trttgerin nicht Gefahr läuft, „entdeckt" su werden,
und die kaum den zehnten Teil kosten. Es geht auf diese

Weise das Gefilhl fiir das Solide, Echte auch den obero
Klassen verloren; verzerrte Figuren in unechter Bronze, ge-

malte Gobelins, geprefste Lederstühle, deren Muster Hand-
punzcrei vortüosrlifn sollen, das ist die Umgfbimg der Frau,

die im Sommer über ihre Batistbluse eine unechte Pelzboa

legt und uneehte Kämme ins Haar steckt. Unser Volk, da»
einen Peter Vischer hervorbringen konnte, opfert bis in die
obersten Kreise hinaui jede Rücksicht auf individuelle Ver-
anlagung der Mode, laag sie noch so unschöne Formen leitigea.

Auch die FUsschuhmacherei hat solchen Einfluis. Die
Mode der Strand- und Sportschube , der wechselnden Formen
und Farben etc. mitzumadicn, ist ein teurer Luxus, der manche
wohlhabende junge Dame dazu verleitet, sich mit Segeltuch-
schuhen zu begnügen, anstatt gute Lederstiefel zu tragen. So
sehr wi'^ /. B. bei der Pclziniitation unterscheidet »ich echt
und unecht nicht in der i ilz.sc Ii uliinacherei. Aber um die
Mode mitmachen zu können, werden billige Schuhe gekauft,

bei denen, wie wir sahen, Pappe und Kleister den Uaupt>
bcütaudteil bilden.

Künftige Entwicklung, So ungünstig nun aucb
dieser gegenwärtige Zustand der Talmiindostrien unter absoluten

Gesichtspunkten zu beurteilen ist, so falsch wftre es, darum
diese gewerbliche Richtung Überhaupt zu verdammen. Die
Hauptschuld trifft die höheren Klassen, die sich durch die

Bewegung haben mitreifsen lassen ; ihnen fehlt das Gefühl
der Verantwortliehk*^it, die der Besitz auferlegt. Anstatt dafs

sie der Industrie iniiner höhere Ziele stecken und dadurch
die äöthetiöche Erziehung, welche sie durch ihre bevorzugten
Lebensverhältnisse genieföen, verwerten, halten sie durcli ihre

Kundschaft die Industrie auf dieser niedrigen Stufe fest. Für
die Gewöhnung der untern Klassen an eine höhere Ilufsere

Kultur aber waren diese Talmiindustrien unentbehrlich. Und
auch für die Gegenwart und für die nächste Zukunft wird
man sie nicht ganz entbehren können. Allerdings wird dieser
Fortschritt von den untern Klassen aufserordentlich teuer er-

kauft, aber welcher Fortschritt wäre der Menschheit geschenkt?
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Eins aber wird man mit allem Nachdruck betonen müssen:
dal's die jetzigen Verhältnisse nur ein Durchgangsstadium
bleiben dürfen. Das Ziel darf nicbt sein, die untern Klassen
mit einer äuÜseren Kultur zu umgeben, welche ttufserlich der
Bedttrftiisbefriedigung der AUerreicbsten gleicht; mit einfachen

Mitteln, welche dem Vermögensstand dieser Kreise entsprechen,

mufs vielmehr eine solide,, wahrhaft künstlerische ftuTsere

Kultur geschaffen werden, die geeignet ist, Hera und Sinne
XU enjuicken und zugleich au einem immer feineren Ver-
st&ndnts fUr die höchste Kunst zu erziehen. Der Einfluls, den
die tägliche Umgebung auf den Menschen ausübt, ist un-

schätsbar. Die staunenswerten Fortschritte in der Verviel*

fiÜtigung der Meisterwerke unsrer bildenden Kunst machen
es wenigstens dem kleinen Mittelstand möglich« sich täglich

künstlerische Eindrücke zu verschaffen. Künstlerische Ver-

anstaltungen aller Art, an denen auch der besser gestellte

Arbeiter teilnehmen kann, wollen zu einem edlen Ausnutzen
der Mufsestunden verhelfen, teilweise zum Selbststudium, dem
die Volksbibliotheken entpfogenkorameii, anregen. Hier mufs
sich auch die Bekleidungsindustrie anschliefsen. „Kleider

machen Menschen" auch in dem iSinne, dafs sie, als die

ständigsten Begleiter, den Geschmack und dadurch den Cha-
rakter iiires Trägers beeinflussen.

Die Wichtigkeit dieser Geschmacksbildung charakterisiert

einer uubrer gröfsten Volkserzirher^ mit fol^renden Worten:
„Die Zukunft unsrer Industrie wird mit davon abhängen, ob
wir entschlossen und imstande sind, der nächsten Generalion
eine sorgfUltige, künstlerische Erziehung des Auges und der
Empfindung angedeihen zu lassen. Bisher haben wir nur für

die Aoabtldung von Kttnstlern gesorgt. Dafs wir damit allein

eine erste Rofle auf dem Weltmark weder erringen noch be-

haanten können, springt uns jetzt in die Augen, und wir er*

Uicken in der Eraiehung eines heimischen Konsumenten, der
die höchsten Anforderungen stellt, eine der wichtigsten

Lebenaaufgaben*.
Es ist dies ein Ziel, dafs sich zum Teil gewifs selbsttätig

durchsetzen und aus den Bedürfnissen der untern Klassen
erfiülen wird. Aber es kann und mufs in dieser Richtung
dach auch noch viel durch tätige und bewufste Mitarbeit ge-

leistet werden. Eine Hauptsache dabei wird ein gutes Beispiel

der obern Klassen sein. Je mehr man sich hier von der All-

herrschaft der Mode emanzipiert und es lernt, Kleider und
Umgebung des Eigners als einen Rahmen betrachten, der
dem indiviMuellem Geist angepafst sein mufs, und von diesem

erst seinen Inhalt bekommt, je mehr die Besitzenden allem

^
) A I freil Licht w u r k , I'l .unpen in der Betrachtang von Knnst-

werkcu, 2. Aud. Dresden im, S. 16.

6»

^ a Digitizii^a by Coü'
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Unwahren, MinderwertigeOt Schablonenhaften den Krieg er-

klären, desto eher werden auch die Nichtbegtiterten den Weg
2u einer eigenen, ihrem besonderen Empfinden und iliren Be-
dürfnissen entsprechenden soliden und künstlerischen Kultur
finden.

Die Erzieliung zu diesem Ziel liegt aber nicht zum ge-
ringsten Teil in den Händen unsrer Fabrikanten, In der
Kundenproduktion iöt für die Fabrikanten ausschliefslich der
Wille und Oescbmaok des Kunden mafsgebend ; in der Markt-
Sroduktton aber tritt die Konkurrens als selbsttätiger Faktor
azwischen. Ich lasse mir einen Gegenstand anfertigen, genau

wie ich ihn haben will; ich kaufe an fertigen Artikeln schliefs-

lieh doch, was mir geboten wird, auch wenn es nicht meinen
Wünschen entspricht. Alles, was dazu beiträgt, dem Fabri-
kanten die Verwertung dos schlechten Materials unerwünscht
zu machen — eine durchgreifende HtiimarbeitTgesetzgebung,
eine Beseitigung der Hungerlühne durch Eingehen von Tarif-

gemeinschaften etc. — wird eine Entwicklung im vorstellend

geschilderten Sinne eanz erheblich fördern und beschleunigen.

Dafs eine in dieser Richtung laufende Politik in der
Filzscbuhmacherei auf besonders fruchtbaren Boden fallen

würde, bedarf nach den vorausgegangenen Ausführungen keiner
besondem Erhärtung.

Pierersch« Hofbuchdruckerei
SUphsn Q«ibel a Co,
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Einleitung.

Um die Handelsbeziehungen, die Deatscbland mit Spanien
verbind^*!"), riolitip' vorstelioTi und eine sicliere Grundlage für
die Beurtf ilinii; ihrer zukünttigen Gestaltung gewinnen zu
können, iist es ii tti;]:, sich die gesamte wirt.sehaftliclm r^age

SpaDiens zu ve^gegen^\ artigen. Man ist im allgemeinen grneigt,

die Spanier als eine abäterbende Nation zu betrachten , und
diese ungünstige Meinung rührt keineswegs erst von dem
Krieg mit Amerika her.

^
PaBsarge hat einmal^ die Smuiier der europäischen Kultur

SIeich unflähig erklärt wie die Türken oder Ägypter. Wenn
lese Ansicht auch in den weitesten Kreisen als gerechtfertigt

anerkannt wird, so sind doch gerade in neuester Zeit von
kompetenter Seite völlig anders gefKrbte Urteile gefiUlt worden.
Der englische Historiker Martin A. S. Hume, der in mehreren
Werken die Geschichte des spanischen Volkes dargestellt hat,

charakterisiert in einem derselben, das den Krieg mit Amerika
schon mit in den Kreis seiner ik'tracbtuns? zieht, die Lage in

Sjjanion während der letzten 2.—3 Jahrzehnte folgcndcrmafsen ^

:

Die politischen Panmen wechsln im Amt mit so wenig Grund
oder Nntsen fUr das Land als früher; die alten Mifsbräuche
der »empleomania*' ' und der Verwaltungskorruption dauern
ohne grofse Änderung fort; die ländlichen Klassen sind noch
von so schweren fiskalischen Lasten bedrückt, dafs in vielen

Fällen ihr trockenes, unbewässertes Land nicht mehr d. r Be-
arbeitung wert ist; aber die Nation lebt ihr Leben und schreitet

fort, unabhängig von der Politik, indem sie nur verlangt, dafg

man sie in Frieden arbeiten und einen Teil des Arbeitsertrages

fhr den eigenen Unterhalt behalten läfst. Eine gewisse Ein-
seitigkeit lüfst sich in dieser Auflassung insofern nicht verkennen,
als sie die Tätigkeit des Volkes so gänzlich unbeeinflufst von der
staatlichen Politik hinstellt, aber wichtig ist— abgesehen von der
kurzen und doch treffenden Schilderung der Hauptschäden in

der spanischen Staatsverwaltung — vor allem das Zugeständnis»

1 Aus dem lientigen Spanien und Portttgal. S. X.
* Modern Spain S. 551.

Stellcnjägerei.
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dafs das Volk im Fortschreiten begriffen ist; eine Ansicht, die

selbst der für Spanien unglückliche Ausgang des Krieges von
1898 in dem Vertasser niclit zu erschüttern vermochte» Noch sein

letztes Buch ' schliefst derselbe mit den Worten: . . Spanien
wird nicht mehr zurttckaugehen brauchen, um ein neues
Leben zu beginnen; denn jetzt nach 3 Jahrhunderten des

Wanderns geht sein Volk fest un<l hoffnungsvoll den Weg
des Fortsclirittr's , indem es naturgemäfs von seinen primi-

tiven Traditii tien zu dem höheren Stand eines erleuchteten

iiio Jörnen .Staates schreitet." Diese Aufserungen eines sach-

kundigen Gebchichtsehreiberü verdienen um so mehr Be-

achtung, je mehr sie der landläufigen Auflassung wider^

sprechend Soviel mufs man auch zugestehen, dafs das Ver-
halten der Spanier nach dem Kriege in gewisser Hinsicht
jene o})timistische Auffassung bestätigt hat Denn es scheint

zweifellos, dafs, wie sich im Verlauf dieser Arbeit zeigen wird,

die durch den Krieg hervorgerufene Erschütterung des Wirt*
Schaftslebens im grof^^en und ganzen eine vorübergeliendQ war,

dafs vielfach danach in Handel und Industrie ein neuer Auf-
schwunj^ eintrat. Auch die noch immer wenig erfreulichen

politischen Zustände haben die« nicht zu verhindern vermocht.
Deren Betrachtung scheidet nun allerdings im allgemeinen bei

der nachfolgenden Untersuchung aus; es sollen hier nur die

Hauptzweige der spanischen Volluwirtschaft, sowie die Finanzen
und die wichtige Valutafrage erörtert werden, woran sich

sodann die Darstellung der Handelsbeziehungen zwischen
Spanien und Deutschland anzuschliefsen hat

' The spaniah peoplo S. 514.
3 Auch in einem Aufsatz in „Der Lotae** vou» 14. Dezember 1901

(n. Jahrg. Heft 11, Spanien. S. v. H.) ist mit allem Nachdruck darauf
hin^reTrirBen, wie 8ehr rnnn Bich fügt allenthalben im Anslsnd fiber die

Kräfte des Lande» im unklaren betindet.



Erstes Kapitel.

Die wirtschaftliche Lage Spaniens.

Bei einer GeiamtoberflUche von 504552 qkm hatte Spanien
nach der Zahlung von 1897: 18080500 £inwohner und zwar
8773730 Männer und 9315 770 Frauen; es kämen also auf
1 qkm ungefähr 30 Personen. AVahrscIieinlirh ist die Summe
von 18 ^lill. zu niedrig, und die Bevölkerung w«Hre auf 20 Mill.

zu schätzen. Infolge des Fehlens einer zuverlässigen Statistik

zeigen sich gänzlich unznivichende Angaben hei einer Scheidung
der Bevölkerung nach lici utsgruppen. Der bei weitem grölste

Teil der berufstätigen Bevölkerung treibt Ackerbau. Ob die

von Routier^ (Hr das Jahr 1897 angefahrten Zaiilen genau
der Wirklichkeit entsprechen, soll dahingestellt bleiben : gegen
5 Mill. Personen mögen in der Landwirtschaft tätig sein,

während wohl nur IV« MilL Handel, Industrie und Gewerbe
angehören.

Obsehon so die Landwirtschaft die zentrale Stellung im
Wirtschaftsleben Spaniens einnimmt, genügt eine Angabe, um
darzutun, wie sehr sich die Agrikuitui- im Rückstände be-

liudet. Die mit Getreide bebaute Fläche ist in Spanien und in

Frankreich ungefähr gleich grofs; aber während hier die jähr-

liche Li Ute 270 Mill. hl beträgt, erhebt sie sich dort günstigen-

falls nicht viel über 90 Mill hl. Dabei darf freilich nicht

ttbersehen werden, dafs der spanische Boden in seiner Ge*
samtheit keineswegs durchweg besonders vorteilhafte Pro-

dnktionsbedingungen darbietet, dafs er etwa, ohne die Mtthe
intensiver Kultur zu erfordern, die reichsten Erträgnisse

liefere^ Namentlich zeigt sich ein schwer zu überwindendes
Hindernis in dem oftmals langanhaltenden Repff^nraangel. Dies

gilt namentlich von f]«-in Hochplateau in der Mitte und von

zahlreichen Strichen im SUden des Landes, wo sich nur ein

1 Ljindnstrie et le commerce de TEspa^rnc S. 20.
* Ein neuerer spanischer Geolo^jo, Ribeyro y Sauics, hat dies un-

längst näher aiisjrf^-fünrt in: El nuclo de la psitria (Hulletin de la -»ociöt^

de ^eographic de Madrid. Vgl. Behms geographisches Jahrbuch
(hrsgeg. V, fl. Wagner). 1901 S. 314.
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spärlicher lYiederscblag findet Deshalb macht man sieh daran,
soweit die Flufsbetten genügend Wasser fthren, umfangreiche
Bassins anzulegen, von denen auä durch Kanäle der trockene
Boden berieselt wird. Allerdings hatten sich bis jetzt seitens

der Privatpersonen kaum vereinzelte Anstalten gezeigt, schon
bestehende Kanäle wie die von Tl! i::el . Henares u. a. in aus-
gedehnterem Mafse ftlr Bewässerungszwecke zu benutzen. In-
folgedeöüeii hat hier die Regierung die initiative ergriffen und
mit beträchtlichen Kosten einen Plan für über das ^anze
Land sich ausdehnende J^ewässerungbanlagen ausarbeiteu lassen,

auch bereits in einigen Provinzen mit der Anlage grofser

Wassersammelbecken begonnen. Es scheint fraglos, dais eine
nach dem weit ausschauenden Plan systematisch durchgeführte
Berieselung die spanische Landwirtschallt in aolSMroraentlicli

hohem Mafse zu fördern geeignet wäre. Bislang wurde daa
künstlich bewässerte Land auf nur 900000 ha geschätzt; der
Reichtum der auf diesem Boden gewonnenen Erträgnisse läfst

dif Tragweite der e:eplMnten Meliorationen erkennen. Z. B.
hftiunf im Jahre lüUl iiei der \^'eizenemte auf bewaasertem
Acker der höchste durchschnittliche Ertrag 2H dz pro ha in

der Provinz Valencia, der Sferingste in der l'roviiiz Madrid

9,48 dz; auf unbewässertem Land der höchste Ertrag 2-i,o7 dz
in der ProYinz Oerona, der niedrigste 4,15 da in der Provinx
Alicante.

Ein wie gro&er Teil der Qeaamtfläche bebaut ist, lälst

sich nicht mit völliger Sicherheit feststellen. Ein Bericht dea
Fomentoministeriums ^ gab 1898 48 ^/o als unbebautes Land an
gegenüber 9 ^/o in Frankreich. Nimmt man mit dem Geologen
Sfallada* an, dafs lO°/o der Oberfläche sich aus gäozlic!i un-

produktiven Felsen zusammen setzt, so erhellt, dafs b»'i der
Duichtührung der Äleliorationen die I^udwirtschaft noch emer
beträchtlichen Austiehnung fähig ist.

Nach amtlichen Schätzungen waren dem Anbau von
Cerealien 1899/1901 folgende Flächen gewidmet:

im* 1900 1901

Hektar

Weizen . .

Gerste . .

Koggen . .

HMsr . .

Hais . . .

Reis . . .

3 mi\ noo

1 4(r2 :m
7'lb 200
377 200
469 500
33 700

3 568 676
1389 053
730 926
879 254
475 77S5

33 14d

3 711937
1335 943
796839
382112
467 ^1^
34182

Totid . . .
i

6694400 6 577 436
|

6 728 891

> Vgl. Roatier a. a. 0. S. 24.
* Zitiert bni Vivien de Saint-Martia : Nouveau dictionnaire de

g^ograpbie UDiverselle.
* FOr 1899 abgerundete Zahlen.



XXI 5.

Auf diesen Flächen wurden geerntet:

5

1899
I

1900 1901

Doppelz entncr

Weben . .

Qente . .

Hafer . . .

Mais . . .

Reis . . .

26599000
1 1 T'.n 000

5 41') 000
2 192 000
6 510000
1470000

27406791
12H48 432
5 5:U 889
2'M 642
6 608 858
1 95ti 2iV.]

37259456
17 381917
7 206 864
3 307609
6 54^^097

Total . . . 53 929000 562B6d75 i 73485811
1

Bei einer nur geringen Zunahme der Anbaufläche ^ hat

das Jahr 1901 also eine ^anz beträchtliche Krti a^ssteip^erung

dem Jahre 1899, das fi ilich eine märsige Enit« geliefert hat,

und ll^OO gegenüber aui weisen können. Vor allem ist be-

achtenswert die Froduktionszunahine in der hauptsächlichsten

Brotfrucht Spaniens, dem Weizen, und daneben der Qerste.
Von 7y25 dz pro ha ist der Durchschnittsertrag des Weisen»
«ttf 10»04 ds gestiegen. Vergleichsweise sehr stark ist die Zu-
nahme der Roggenemte, da bei einer Ausdehnung der Anbau-
fläche von 6,5 ^/o der Ertrag um 33»l^/o zugenommen hat,

on 7,2 ds auf 9 dz pro ha. So sehr diese ganaen Ertrags-

ziffem auch z, B. hinter denen Deutschlands zurückstehen,

ihre Steigerung beweist schon einen gewissen Fortschritt der
soanischen Landwirtschaft. Es erhebt sich nunmehr die Frage,
ob Spanien in der Lage ist, den Bedarf an seinem wichtigsten

Brotgetreide selbst zu decken, eventuell vielleicht noch einen

Überechufs zu exportieren? Da 1893 bei der Beratung des

Handelsvertrags mit Spanien im deutschen Reichstag Be-
sorgnis vor der Eonkurrenz der spanischen Landwirtschaft

laut wurde, erscheint ein Hinweis darauf nicht überflussig.

* In einem Handelsbericht über Madrid, Deutsches Hsndelsarchiv
1900 T. II S. 699, Endet sich die befremdliebe Anj^abe, dafs die Gotreid.'^

arrbatifläfhe «eit 1879 um 40*^/0 verklpinort sei. Da irlfichzeitig die

Fläche für lö99 mit 3861977 Im angogebeu ist, so zeigt sieh, dafs hier
nur die Weizenanbanflftche mit dem gesamten Getre!aetai)d verglichen
i«t. — Routier a. h. O. S. 85 ist die umgekehrt V(>rwech8lang sn
finden, er meint, (l ifs di« mit Weizen bf'stsindcne Fliu hf' 'Ho er auch
auf 8 861 977 ha urifxil't, mcI« nm 40" o vrrinpert habe, mdera er die

(;e«amte Getreidcrtuclie von 0,0 Mill. ha im Jahre 1879 für das Weizen-
snd ansieht. — Auch im ^cenomiste earop^n, Jahrg. 1900 Nr. 484, wird
von dem j:,'lei<:lipn Hfick^ng gesprochen. — Dafs di<Mt' Angaben irr-

tümlich sind, läfrtt H^ich pjnmal aii« den Fjrtracr5'^iff«'ru entnehnion, sodann
daraui», daüs 1850 die den Cerealien gewidmete Fläche auf ca. 0 Mill. ha
gesehatst wofde. Dsfs in der korsen Zeit eine Verdoj)pelung und dann
wieder ein Sinken aaf fktt die Hälfte eingetreten sein soU, seheint
aosgeechloisen.

Digitized by Google



6 XXI 5

Man hat Spaniens Bedarf an Weiz( n auf 2695 Mill. kg ge-

schätzt. Diese Hdhe erreichte die Produktion von 1899 nicht

ganz. Nach der spanischen Handelsstatistik sind aber 1899
eingeführt an Weizen '^7'H96 263 kg und an Weizenmehl
22l:^>9*291 kg; exportiert dagegen 82<>'i:? k^^; V\'eizen und
lü-ioö7i kg Weizenmehl, so dafs ein übenscluifs der Einfuhr
von ca. 394918 Tonnen vorhig. Für den Konsum blieben

demnach ca. 3054 Mill. kg. 1900 belief sich die Einfuhr an
Wdsen und Weisenmehl auf 230700 t, der eine Äusfiihr von
2630 t gegenttherstand : auf den LandeskonBum würden mithin
2968 Mill. kg entfallen. Mau könnte nach diesen Zahlen jene

Schätsun^ des inländischen Bedarfs für zu niedrig halten,

aber es ist zu berücksichtigen , dafs im Innern des Landes
teilweise die über Bedarf vorhanilene Menge als Viehfutter

dient, da es bei den sohlechten Verbin(lun^^sst^afsen und der
teueren P^racht nicht lohnt, den "Lberdufs an niiflfre Landes-
teile zu verschicken, die vorläufig durch daä Ausland billiger

versorgt werden können. .Soweit die vorläufigen Ziffern für

1901 erkennen lassen, hat in diesem Jahre eine abermalige Ver^
minderuDg der Weizeneinfuhr stattgefunden.

FOrdie übrigen Getreidearten ist 1B99 folgendes sa
erzeichnen: ÜbarschuTs der Einfahr Uber die Ausfuhr bei
Mais 72000 t; hing^en überwiegt die Ausfuhr bei Gerste una

8800 t, bei Roggen um 400 t und bei Reis um 8000 t. 19(J0

ubersteigt die Einfuhr die Ausfuhr bei Gerste um 9750 t, bei

Roggen nm 7'>'" t und bei Mais um 50 790 t, Reis wurde
nicnt importiert, wohl aber 9500 t ausgeführt.

Diese und die oben angeführten Zahlen maehen es wahr-
scheinlich, dals es f[\r Spanien sehr leicht wäre, einen Import
von Cerealien zu semieiden, dafs es sogar nicht unbetniclttliche

Mengen exportieren könnte. Einmal sind, wie erwähnt, noch
weite Strecken vOUig für die Kultur zu erobern; dasu kommt
ein anderes. Als Spanien in den achtziger Jahren Gelegen-
heit für gewaltige Weinexporte nach Frankreich hatte, schien
es vorteilhaft, gewisse Flächen Getreideland für den Anbau
der Weinrebe zu verwenden. Da nun dieser Absatz stark

zurückgegangen ist, und der Export nacli anderen Ländern
kaum einen so greisen Aufschwung nehmen wird, scheint es

geraten zu sein, wiederum gröfsere Gebiete zum Getreidebau
heranzuziehen. Am folgenreiehsten aber wäre eine Intensi-

vierung der Bodenbewirtöchaftung. Uis jetzt hat uian von
einer wirklich rationellen Bearbeitung des Ackers nur sehr
wenig Gebrauch gemacht, betreibt vielmehr in veralteter Weise
die Landwirtschaft ohne genügende Düngemittel und ohne
Unterstützung durch landwirtschaftliehe Maschinen, oft in roher
und sehr primitiver Form.

Dem gegentlber sucht, wie gesagt, die Regierung mit
ihren Meliorationsplänen hier fördernd einzugreifen and» davon
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abgesehen, hat sie es sich auch sonst vielfach angelegen sein

lassen , durch positive Mafsregeln den Ackerbau zu heben,

indem sie durch Anlegung von Versuchsstationen, von Acker-
bau8chul(!n u. s. w. es unterniiiiint , Koimtnisse in der land-

wirtschaftlichen Technik zu veri)r('iten Mnti mnf^ immerhin
einige Zweifel hegen, ob alle in Angritt' genomni< iien Projekte
auch wirklich zur Aust^ihrim/2: gelangen, jedetilalLs zeigt sich

8ovi(;l, dafs man bemüht ist, neues Leben auf diesem Gebiete

zu erwecken.
Da (iber den Anbau der übrigen landwirtscliaftlichen

I^odukte und deren Ernti- eine Statistik meist nicht besteht,

«o laüt sich ihre Bedeutung nur einigernialöcn durch die

Zahlen der Ausfuhrstatistik erweisen. Ausgedehnte Flächen sind

mit Gemüse und Küchengewächsen bestanden: unter

ersteren nehmen eine hervorragende Stellung die Erbsen ein,

Ton denen 3— 4 Hill, kg im Werte von 2*— 3 Mill. Peseta
jlhrlich exportiert werden ; unter den KQchengewächBen werden
namentlich Zwiebeln an das Ausland verkauft: 1898 Uber
30 Hill, kg, 1899 sogar Uber 72 Mill. kg im Werte von
5—6 Mill. Peseta; Oewflrze wurden 1898 fttr 15,8 MilL Peseta
und 1899 für 9,4 Mill. Peseta exportiert, darunter Saffran fUr
13 bezw. für 7 Mill. Peseta, daneben Anis, KtUnmel und Pfeffer.

Sodann ist Spanien reich an allen denjenigen Früchten,
die überhaupt unter einem südlichen Himmel reifen:

Orangen, Zitronen, Trauben, Mandeln, Nüssen. Oliven u. s. w.
Voran stehen Orangen, von denen 1808: 237,7 Mill. kg im
Werte von 23,7 Mill Pesat% 1899: 310,9 Mill. kg für 4r;jl Mill
Peseta exportiert wurden: sodann Rosinen 1898: 33,8 Mül. kg
im Werte von 10,9 Mill. Peseta; 1899: :I5,7 Mill. kg ftir

17,7 Mill. Peseta. Insgesamt gingen ls<)S für ca. 77 MilL
Pesata und 1>^99 für ca. MHl. Südfrüchte ins Ausland.

ErwHlmt mag ferner das Kspartogras werden, dessen
Aril)au ohn^ grofse Arbeit und selbst in unfruchtbaren und
«'fimli-rn Gegenden mügiicl) ist; zum T»'I1 wird es im Lande
•scib.st verarbeitet, doch bleiben für den Export immer noch
ca. r»0 Mill. kg im Werte von rund t> Mill. Peseta übrig.

KtwRH eingehender als über die Südfrüchte mag über
einige ander*' wichtige Rodenprodukte und die damit in Ver-
l)iiidung stehenden landwirtschaftlichen Industricen gesprochen
werden. Grofser Gewinn liefse sich durch die Oliven-
pflanzungen erzielen. Die Angaben über die hierzu be-

nutzten Flächen sind folgende:

1^*'-: lU92;'.2s ha
lsi>9: 1 ir)2li37 „

1900; 1153827 «

Wieviel hier noch au verbessern ist, zeigt die Tatsache,

data davon nur 71 650 ha bewttssertes und 1 082 177 ha trockenes

Digitized by Google
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Land sind. Die Ülpflanzungen bind nicht in einer Gegend
konzentriert, sondern iindon sich in .>i Provinzen, am aus-

gedehntesten in Jaen, Cordoba und Sevilla. Die Menge dea
gewonnenen Öles betrug 1900: 2976384 hl im Werte von
195427017 Pes. Ein schlimmer Feind des öibaumee ist die
Larve der ölfliege. Die von ihr angefressenen Früchte sind
zwar nicht schlechthin sur Olgewinnung unbrauchbar, aber
sie liefern ein minderwertigeres öl und nur eine geringe
Menge. Wenn das spanische Ol nicht die gleiche Nachfrage
wie das französische und das italienische findet, so Keo^t das
an der geringen Sorgfalt, die auf seine Herstellung vrrwendet
wird. Würde man verstehen , die Öle besser zu behandeln
und zu reinigen, so läfst sich annehmen, dafs sie dem Provencer
öl kaum nachstehen und weitere Absatzgebiete gewinnen
könnten. Dies beweist namentlich der Umstand, da£s in
Frankreich ein Teil des aus Spanien bezogenen Öles einer
besseren Behandlung unterworfen und dann als französisches

Öl exportiert wird. Immerhin ist auch jetzt die spanische
Ausfuhr nicht unbedeutend. Dafs im Jahre 1898 54^59 MilL
kg im Werte von 46,4 Mill. Pes. exportiert worden, war
allerdings eine Ausnahme; 1897 waren es 11,4 Mill. kg und
1899 Jl,!') Mill. kg für IH,;] Mill. Pes.,

In ähnlicher Weise wie d^r < )lproduktion manL^flt es

auch bei der We i n b er ei t u ng vieUach an der Kenntnis der
richtigen Behaiidlun^^sart. Wo man dagegen tüchtige fran-

zösische Winzer ins Land gezogen hat, ist cö gelungen, mit
deren Hilfe die vorzüglichsten Sorten herzustellen« Man hofft

durch eine Verbesserung der Qualität dem Wein neue Absats-
märkte zu schaffen, nachdem seit Jahren der Export in einem
Rückgang begriffen ist, und zwar datiert dies von der Be-
endigung des Handelsvertrages mit Frankreich 1892, worüber
weiter unten einige Worte zu sagen sein werden. 1891 war
der Wort der Weinansfuhv Mill. Pes., davon allein für
2^)2 Mill. nach Frankreich; im näclisten Jahr war der Ge-
samtexport auf 142,8 Mill. Pes. gesunken, da der fran-

zösische Bezug nur noch 105 Mill. betrug. Als dieser sich

189;} auf 70,7 Mill. ötellte, umfafste der Gesamtwert nur
94,9 Mill. Auch in den folgenden Jahren wurde im ganzen
niemals mehr als für 145 Mill. exportiert, und das Jahr 1900
wies die überhaupt niedrigste Ziffer auf mit 82 MilU Der
Anteil der Weinausfuhr am Gesamtezport Spaniens ist von
38<> o im Jahre 1891 auf 12^/0 für 1900 gesunken. Für
Spanien war es einmal nachteilig, dafs man seit Beginn der
neunziger Jahre in Frankreich immer mehr die Weine aus

Algier und Tunis herlicksichtigte, sodann scliadete ihm in

neuester Zeit die Konkurrenz der ii Menischen Weine, auf die

Frankreich seinen Minimaltarif jetzt anwendet. Dafs es nun,

auch wenn allenthalben auf die Weinproduktion mehr Muhe
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Terwendet würde, möglich wäre, den Absats anf die frühere
H0he SU bringe n, wird trots des iiiedrif;en Preises kaum an-
nnehmen sein. Daher scheint die vielfaeh geplante Ver*
Uetnerang des Weinlandes und seine anderweitige Verwen*
dong von Nutzen an sein. Die 1883 auf 1,4 MilL ha ge-
schlitzte Fläche* wurde 1800 auf 1,0 Mill. ha und 1899 auf
1,7 MilU ha angegeben. Die Weinproduktion ist allerdings

Dicht in entsprechendem Verhältnis gestiegen. So unsicher
die Zahlen auch sein mögen, SO viel Ittfst sich doch ersehen,
dafs 1890 ca. 30 Mill. hl gewonnen wurden gegen 20 bis

23 Mill. hl in den Jahren 1899/1901. Dir Ausfuhrmenge
in diesen letzten Jahren betrug 5—6 Mill. Iii; doch wurden
die restierenden 14 15 Mill. hl keineswegs von der Bevölkerung
konsiimif^rt , sondern die schlechte Kommunikation und die
teueren Frachten in Verbindnnjr mit der hohen Konsumsteuer
mat-h»»n oitmals oinen weiteren Transport in weinftrmere
Gegenden uinii oi^lich , »o dafs der Wein, wofern er nicht in

der Industrie gebraucht wird, keine Verwendung Hnden kann
und verdirbt. Deshalb hat man sehr energisch betont, dafs

eine liebung des Weinbauer vieiraehr durch die Emheruiig
den ^fast noch günzlich unausgebeuteten inneren Markti^s" als

durch liandelsverträgo zu erzielen sei. Als Mitttel dazu scheint
den Vertretern dieser Ansicht vor allem die Abschaffung der
Konsumsteuer geeignet. Richtig ist, dafs deren Beseitigung
wiederholt von den Vertretern verschiedener Parteien ver-

3»rochen ist, aber da diese leicht einzutreibende Steuer die

rundlage zahtr^cher lokaler EHnrichtnngen bildet, so ist

nicht an erwarten, dafs hier so bald eine völlige Ändernng
eintreten wird*. — Der Qmnd für den Rückgang der Pro-
duktion seit 1890 ist zu einem guten Teil in den Ver*
Wüstungen durch die Phylloxera an erblicken, deren schftd*

liehe Wirkungen man durch Anbau amerikanischer Reben an
zahlreichen Stellen zu hemmen hofft.

Da sich so der Weinbau teils infolge der Schüdigungen
durch die Reblaus^ teils infolge der Konkurrenz anderer
Länder auf dem Auslandsmarkte nicht mehr in dem Mafse
wie früher lohnt, will man von einer weiteren Ausdehnung
der Weinberge absehen und wendet sich immer mehr dem
Anbau der Zuckerrübe zu, weil hierdurch noch höhere Qe>

' I>ie wirkliche Aiisdohikuii^ des gesamten Wrinlai)<t«'s läfst «sich

schwer fentÄtellen, du die voU den Besitzeni an das Ministerium
macbten Anftaheu meist tu niedrig sind.

- nii- spaninrh«' Hcp^ierung hat auch diesem Gejyenstandc ihre Auf-
Tnfrksjiinkt'it :'M!;ewend«*t imd ein aus Weinberphositzf^rn und Weiii-
i)Hndi»*ru bestehendes -Syndikat" errichtet, das seinerseit« in den Wein-
fcegend«'n „Uot^nyndikate* q^richten soll. Diese KorporatioDeii soUeii
TUT ilcbnng des Weinbaues mitwirken durch Verbosaerung dex ße-
bündhni^'. <\urr\\ ErhrvjuvfT ^illi^erer lYanqiortkosten und finnäTsigangen
der Konsumsteuer u. dergi. menr.

DigitizQd*y Google
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winne aU durch Getreidebau erzielt werden können. Bis An-
fang der neunziger Jahre war eine nennenswerte Rübeiikultur

in Spanien nicht zu finden, obschon der Boden dazu geeignet

ist wie kaum sonst irgendwo in Europa ^
Der Bau des Zuckerrohres, seit Jahrhunderten in Spanien

heimisch und nach langer VerDachlttssigung um die Mitte des
19. Jahrhunderts wieder eifriger betrieben, hatte nicht entfernt

solchen Umfang, um genügend Zacker fUr das Inland liefern

zu können. Auch begünstigte man mit Rücksicht auf die

Kolonien weder den Anbau von Zuckerrohr noch Ton Runkel-
rüben fni Mutterlande besonders. Da die in den neunziger
Jahr» n zuerst nur voreinzplt vorCTTioinmenen Versnc})<* mit
der Kultur der Kuben giaiizendr' Ertolge erzielt liMttPii. nahm
man nach dem Verluste der Antillen und der Philippinen
mit dem gröfsten Eifer den Anbau der Runkelrübe vor, und
allenthalben entstanden Aktieugesellächaften zum Betriebe voq
Zuckerfabriken. Dafür, dafs die Entwicklung durch eine ttber-

mttchtige auslindische Einfuhr nicht gehemmt wurde, sorgte ein
hoher Zoll, der jetzt 85 Pes. pro dz beträgt. Während Anfang
der achtziger Jahre nur 2 Zuckerfabriken beetanden, die
Runkelrüben verarbeiteten, waren 1900 schon mehr als 25
in Betrieb; aufserdem diente eine fast ebenso grofse Anzahl
Fabriken der Erzeugung von Rolirzueker. Der Gewinn
Rübenzucker wurde für 1898'!»*J auf 49 Mill kg und 189*» il*OU

auf 45 Mill. kg geschätzt, an Rohrzucker auf 29 und auf
30 Mill. kg: 1901 auf ca. 58 Mill. k^' Rüben- und 28 ^lü.
kg Rohrzucker. Wenn alle noch nicht in Betrieb gesetzten
oder noch im Bau befindlichen Fabriken mit der Arbeit be-
ginnen würden, so ergäbe sich eine Produktion von mehr als
150 Mill. kg. Da eine derartige Menge den Bedarf dea
Landes, der auf 80/90 Mill. kg zu Teranschlagen sein wird,
bei weitem übersteigt und den jetzt schon stellenweise niedrigen
Gewinn ^ der Produzenten noch mehr zu schmälern droht»
haben die Rübenzuckerfabrikaiiten mancherlei Versuche ge-
macht, zur Vrihütung einer starken Über})roduktion in ähn-
licher Weisi L'in Syndikat zu l)ilden, wi<' os unter den Rohr-
zuckcri'abn kanten schon seit langem besteht. Bereits 1899
hatte mau Verabredungen getroffen, die Fabrikation einzu-

schränken, allein diese Einigun£; war nicht von Bestand.
Man wollte ein Syndikat derart bdden, dafs jede Fabrik nur

' Houtier a. a. O. JS. i4ö erwähnt, dafs Ispauien in dieser Beziehung
namentlich deshalb ftnTserst vorteilbafle BedinguDgen darbietet, weu
es mit 84)00 Stunden Sonnenschein im Jahre günstiger dasteht als alle
anderen Länder Europns.

Der Grund liegt in den oft noch recht hohen Produktionskosten,
wobei besonder» die Bezahlung des vielfach ausländischen Personals
mitspielen soll. 1901 mufaten eine Reihe Fabriken von der Terteilnn^
einer Dividende absehen.
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{r gewiaie Menge prodasteren dUrfe^ die in einem bestimmteD
Hafte ihrem Anlagekapital entspräche. Dadurch sollte die
Fh>duktion bis au 50 ^/o eingescnränkt werden. Auch dieee

Mbon weit gt^diehenen Verhandlungen haben aich wieder zer-

fldüagen. Zu dem Hilfamittel der Produktionaeinachränkun^
hat man deshalb greifen wollen, weil eine starke Ausfuhr und
eine Konkurrenz auf dem Weltmarkt bei den noch ziemlich
teueren Produktionskosten vorläufig .schwer mö«^lich ist Eine
Verbilligung d^r Produkt in wird <lunn vielleicht eintreten,

wenn man die bcssc^ren Kulturmethoden an/.invcnden gelernt

hat und die DifTusionsrÜckstündo in ausgedehnterem Mafse
die Viehzucht verwontlet werden.
Die Bedeutung der Zackerpro<luktion t'iir den nationalen

Bedarf zeigen tV?l:rf'nd(; Zahlen, welche die Einfuhr von Zucker
in den letxten Jaüiren darsteilen:

Jahr Menge in kg Wert in Pes.

70 ]r>i 4L' '2:V_> Itni

19 {Xr2 7M.*»

1s;m; 17 l»>iS25

8 m2 474 4083389
4 420 .'>97

im) 461m 274

Solange Spanien seine Kolonien be.-5als , war im Interesse

der dortigen Pflanzungen der Anbau von Kaffee und Tabak
im Mutterland verboten. Jetzt, nachdem dieser Qrund zum
Verbot fortfallen ist, wird hie und da beabsichtigt^ derartige

PUntagen in Spanien selbst anzulegen. Man ist der Ansicht,

data der Boden sich teilweise sehr gut dazu eignet. Kleinere
Versuche mit Tabak- und Kaffeepflanzungen haben in einigen
Provinzen durchaus befrielügende Resultate ergeben; ob diese

Kulturon lohnend sind, und oh .sie auch In anderen Proviiiz<*n

betrieben werden können, nuifsi ilic Zukunft h 1. i n. JcdentalU
wird t's sich hier kaum um derartig grofne Anla^'cn }iand< In,

da£i deren Erz<'ugni>?8e in nennenswertem Mal'se tUr den
Export in Betracht kommen. Beim I i hakbau ist noch zu
berücksichtigen, dafs in Spanien das 1 haksmonopol besteht

und dieses an eine Gesellschaft verpachtet ist, die sich natür-

lich gegen eine Durchbrechung: des Monopols viel leichter

sichern kann, wenn sie den ganzen Bedarf unter Kontrolle
aus dem Aushmd Itezfeht.

Kine nicht minder unentschiedene Frage ist es. ob es

nio^lieh sein ^^ird, Haumwoll«' in heimisehen Plan r;iL;efi zw

gewiiiuen , naeii'lem man seit der Mitte des 1" .Tain lnniderts

deren früher geiorderten Anbau Teruachiatjöigi hat. Auch

Digitized
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hier sind die neuerlich angestellten Versuche befriedigend

ausgefallen, und man wendet ihnen seitens der Kegierung
weiterhin Autmerksamkeit zu. —

Soviel lassen alle diese Betrachtungen über die spanische
Landwirtschaft erkennen, dafs, wenn man verstände, unter
Benützung der vielfach so auTserordentlich günstigen ualür-

iiehmi Bedingungen die im Boden ruhenden Krl^ zu ent-

wickeln , der £rtrag im hohen MaTse yanrielfilltigt werden
könnte^ und es ist auch nicht zu leugnen, dafs weit mehr
als gemeinhin angraommen wird, hier entsprechende Versuche
vorliegen. —

Als das wichtigste Produkt der Forstwirtschaft sei die
Korkeiche erwähnt. 2^<M>00 ha von 7/8 Mill. ha Waldland

»

sind ilirem Anbau gi'widmet. Sowohl nach Menge wie nach
Qualität des i^ewoiinenen Korkes steht in erster Linie die
Provinz Gerona. Daneben wird die Korkeiche in Teilen von
Andalusien und Extremaduin kultiviert. Die besseren Sorten
Kork, die in Gerona gewunnen werden, werden in unver-
arbeitetem Zustand nicht ins Ausland versendet, sondern
bleiben «ir Verarbeitung im Inlande. Obschon Kork mittlerer

Sorte in rohem Zustand in grofsen Massen für die Industrie
anderer Länder versendet wird, hat die Korkindustrie in
Spanien selbst stark zugenommen. Das Zentrum für diese
Industrie wie ihr Hauptausfuhrliafen ist der kleine Ort San
Feliu de Guixols, wo 75 Korkfabriken bestehen. Fast die

ganze Bevölkerung der Provinz Gerona ist an dem Blühen
der Korkiodustrie interessiert und stellt die geschulten Arbeiter
für dieselben. In letzter Zeit hat die Maschinenarbeit einen
gröfseren Umfang erreicht, ohne jedoch die Handarbeit dadurch
einsuschrftnken. Die Wichtigkeit dieser Industrie ftor Oerona
zeigen die Ausfuhrsiffern : diese Frowins hat 1899 für 14 bis
18 Mill. Fes. Korkstopfen exportiert; 1900 für mehr aU
32 Mill., eine Menge von ca. ()OCX)0 dz. An KorkabfkUen
wurden in den letzten Jahren 58—50000 dz an das Ausland
verkauft; aufserdem andere Produkte der Korkindustrie. 19(KJ

hatte die gesamte Ausfuhr von Kork einen Wert von über
Mill. Pes.

Von der spanischen Viehzucht hat man behauptet-, dafs

sie stets eine der bedeutendsten Erwerbsquellen des Landes
gewesen ist; doch ist es schwierig, ein sicheres Bild davon zu

feben, da die Zahlen Uber den Viehbestand unisureichend und
orehM eg zu niedrig sind. So soll der Viehbestand 1895 be*

tragen haben:

^ Von dein gesamten Waldart-al sind 5 Mill. Iin für Scliutzwäld<*r

erklärt, da man eingesehen bat, wie sehr die Bewässerung des Landes
durch OM flchonuugsloae frühere Abh<^s6n der Wilder gelitten hat.

* Handelsbericht über Ifadrid, Deutsches Handelsai^iy 1900. T. II
S. 701.
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Pferde 397 172 Stück
Maultiere und Eeei . 1521842 »
Homvieb 2217659 ,
Schafe 16469303 ^
Ziegen 2534219 ^
Schweino in27Sf;i

^

Zuammen : 25 068 059 Stttck Vieh.

Die UnWahrscheinlichkeit dieser ZittVrn leuchtet sogleich

ein, wenn man sieht, dafs die 8cliätzung lür 1891 ganz genau
dieselben Zahlen aufwies; nur wurden damals 13359 473 Schafe
angegeben ; noch deutlicher zeigt es sich bei einer Ver^^leichung

xuit 1803; damals hatte eine Bevölkerung von lU Mill. Menschen
einen Viehbestand von Ober 17 Mill. Stück; dafs eine fie-

Olkemng von — jedenfaU»— 20 Mill. nicht mehr als 25 MilL
Stttck Vieh haben sollte , ist kaum anaunehmen. Routier'

glaubt für 1899 den Viehbestand auf 32—35 Mill. Stück
schätzen 2U können und wird damit wohl so ziemlich das
Richtige getroffen haben. Und auch hier wird man sagen
müssen, dafs damit selbst niitpr fregenwärttfren Verhältnissen
die I I'K'hstgrenze bei weitem nicht erreicht ist. Die aus-

gedelinien Flftchf»n , die vorderhand noch nicht als Ackerland
bearbeitet werden können, würden treß'liche Weiden abgeben.
Hier kamen namentlich die Schafherden in Betracht, voraus-

gesetzt, dafs die Kassen yerbessert würden; denn während in

früherer Zeit die Wolle der spanischen Merinoschafe ein be-

rühmter Handelsartikel war, hat heutautage deren Bedeutung
stark abgenommen, so dafs die Ausfuhr an Wolle der Einfuhr
nicht stets das Qleichgewicht hält. In ähnlicher Weise wie
die Schafzucht hat auch die Pferdezucht ihren alten Ruhm
eingebüfst, und der Verkauf andalusischer Pferde an das Aus-
land hat längst aufgehört. — Bei einem Vergleich der Ein-

und Ausfuhr ergibt sich im ganzen , dafs die Einnahmen aus

der Viehzucht für Spanien gar nicht so sehr f^rofs sind. 1898
tibertraf allerdings die Auafuhr an Vieh, Hauten und Fellen.

Wolle und iiaaren, Fleisch die entsprechende Einfuhr um
ca. 24 Hill. Pes., 1899 blieb sie dagegen um .16 Mill dahinter

snrück.
Dafs ein Land in einer derartigen Lage wie Spanien nicht

ein hochen twickeltes Fi schere igewerbe besitst, liegt wohl
hauptsächlich an der Schwierigkeit , bei den mangelhaften
Transportwegen den Bewohnern des Binnenlandes frische

Fische zuzuführen. Einige Bedeutung hat der Fischfang in

den baakiscli< n Provinzen und in Galicien , wo hauptsöchllch

Sardinen gefangen werden. Wie stark in dem katholischen

Spanien die Nachfrage nach Fischnahrung ist, zeigt die beträcht*

> A. a. O. 8. 91.
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liehe Einfuhr von Stockfisch, die mit ca. 40 MilL kg einen

Wert von rand 28 Hill. Pes. repräsentiert. —
Wenn man hört, dafä von Spanien gesagt ^vird es sei

das reichste Land der £«rde; dies beweise schon der Umstand,
dal's seine Bewohner seit mehr als 8000 Jahren daran arbeiteten,

es zu ruinieren, ohne dies schon vfllUg erreicht zu haben, so

ist man versucht, dem l)eizustimmen. Nicht nur wäre .sein

Boden in der Lage, landwirtächat'tliche Produkte der mannig-
fachsten Art in reicher Fülle hervorzubring'en, sondern es ruhen
im 8chüiäe der Erde auch die gewaltigsteu Alineraltichätze.

Und gerade hier aeigt sich der Reichtum des Landes; denn
obsclion man seit Jahrtausenden mit deren Abbau beschllftigt

ist, so scheinen sie doch fast unerschöpflich, und die Zahl der
Beigwerke wächst noch von Jahr zu Jahr. Dabei ist nicht

etwa eine einzige Gegend im Besitze eines natürlichen Mono^
pols; sondern die Minerallager ziehen sich durch das ganze
Land hin. Freilich dient zum Betriebe der Minen vielfach

nicht einlieimisches K.ijiitaL sondern f!u*^lHndische Ka})italisten

sind im Besitze zahlreicher Gruben. Beim Bergbau ist in

hohem Mafse deutsches Gehl beteiligt, nicht minder englisches;

man denke nur an die berühmten Kupferminen von Uio Tiuto.

Die Zahl der im Betrieb befiDdtichen Bergwerke betrug
nach der amtlichen Minenstatistik

:

1898: 1912 mit einem Flächenraum Ton 251 üll ha
IH99: mn „ „ , „ 25(3 730 ^

190U: 2046 , , « , 250394 ,

Im Jahre 1900 waren im Bergbau beschäftigt: 71ü52
Männer, 3386 Frauen und 0224 Kinder, d. h. abo die Kinder
machten mehr als 11 ^/o der gesamten Arbeiter aus. An
mechanischen Kräften wirkten in den Bergwerken 1900: 875
Dampfmaschinen (1899: 831) mit 26590 Pferdekräften. Be-
merkenswert ist die grofse Zalil von Bei-gwerken, für welche
Konzessionen zm ar erteilt sind, die aber noch nicht ausgebeutet
werden. Es waren dies:

1898: 141G5 mit einem Flächenraum von 327 354 ha
1899: 15555 „ ^ , » 364906 ^

1900: 17401 „ „ „ „ 419788 ,

Viele ^lutung;en werden nur deshalb angebracht, damit
das Recht für dcji spiiteren Betri»d) gesichert ist. Ks fehlt

vorläufig oft an dem Betriebskapital, oder die schlcM-hten Ver-
kehrsverhältnisse gestatten nocli nicht den Transport der Erze
nach dem zur Verarbeitung geeigneten Plaue,

1 Zitiert bei Th. Fischer, Die Iberieche Halbinsel, 8. 694 Uo (nach
dem BttlletiD de la soci^tö de g^graphie de Madrid XIII, 1882 S. 17X

^ j . ^ci by Google
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Za den nachstehenden Produktionssiffern ist wiedenim
zu sagen, dais sie wohl durchweg hinter der Wahrheit sarUck-
bleiben. Wenn auch offiziell in der Minenstatistik publiziert,

^^o beruhen sie doch auf den Angaben der Grubenbesitzer,

die, um eine hohe Besteuerung zu vermeiden, die Ertrags-

Ziffern und namentlich den Wert möglichst niedrig ansetzen.

Zur Illustrierung dessen mag folgendes dienen : nach der
Minenstatistik wurden 1899 an Eisenerz: 9397 733 t im Werte
von 43001050 Pes. gewonnen, während die Ausfuhrstutisiik

als Export in diesem Erz 8(313137 t im Werte von 1033o7G44
Peseta verzeichnet; die Produktion von Kupfererz soll im
gleichen Jahre 2448044 t im Werte von 1492&0(I5 Pes. um-
fafst haben, während 948952 t im Werte von 34158^ Pes.

ausgeführt sind. Ähnliches läfst sich auch fttr andere Erse
nachweisen. Dafs diese enormen Wertdifferenzen, selbst wenn
man den Wert der Erze an den Minen noch so gering an-

schlägt, nielit die Frachtkosten von der Mine bis an die

Grenze ausmaefion können, liegt aut der Hand. Wenn auch
zum Teil andere Ziffern als die der offizielle ri Statistik vor-

liegen, so sind sie deshalb nicht mit herangezogen, weil sie

nicht gleicli vollständig sind, jene alsu nicht gan/.lich ersetzen

können, eine Verbindung aber das Bild völlig verschiebt

Die Erzeugnisse des Bergbaues hatten 1898—1900
folgenden Wert:

1898: 152371842 Pes.

1899: 107154437 ^

1900: 189137559 ,

Im einzelneu gestalteto sich die Förderung für iHi^U

folgendermafsen : den reichsten Krtrag lieferten die Eisenerz-
gruben, nämlich 9397 733 t im \N erte von 43nulo5G Pes.

Den Hauptteil trugen die 131 Eisenjj^ruben der Provinz Vizcaya
dazu bei, die allein 2 Mill. t förderten^ es folgten Santander,

Murcia, Almeria und eine grofse Zahl Provinzen mit geringeren

£Srträgen. Gegenüber 1898 war eine Produktionssteigerung

von mehr als 2 Mill. t zu verzeichnen, an der fast sämtliche

Provinzen beteiligt waren. Man hatte früher die BefUrchtung^

gehegt, dafs die grofscn Erzlager bei Bilbao beinahe erschöpft

wären, und diese Produktionszunahme schien jene Besorgnis

zu beseitigen. Doch hut e.s d^-n Anschein, als ob u-emde die

Gruben, welche das für den Kxp<'rt bestimmte Kr/ lief.'rn, in

nicht ferner Zf^it ab^^ebaut sein werden, während ilie La^^er

noch von unui aieislicher Stiirke sind, welche bisher daü für

den Inlandsbedarf verbrauchte Erz geliefert haben. Aufserdem
sind in anderen Provinzen noch viele neu erschlossene Gruben
in Benutzung zu nehmen. Das Jahr 1900 hatte allerdings

einen Rückgang in der Eisenerzforderung von über 700000 t

zu verzeichnen gehabt. Das grofse Interesse des Auslandes
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ao diesen Produkten erhellt ans der Tatsache, dafs der bei

weitem gröfste Teil des Erzes nicht im Inlands selbst Ter-

httttet wird, sondern der Industrie anderer Länder sur Roh-
eisenerzeugung dient.

Zw?ir Tiirlit der Meng^^ aber dem Werte nach das zweit-

wichti^ste Erz ist silljerlialtiges Bleierz, wovon 211 Minen —
155 in der Provinz Murcia — 18490ti t im Werte von ;i8 122534
Peseta förderten; an anderen Bleierzen wurden in 889 Minen
128 201 t im Werte von 23872041 Pes. gewonnen, wozu die

227 Minen von Jaen daä Meiste beitrugen.

Seinen uralten Ruf als eines der ersten Kupferlftnder
der Welt — namentlich auch hinsichtlich der Qualität des ge-

wonnenen Erzes ^ hat Spanien noch immer bewahrt: ^09
Minen produzierten 2443044 t im Werte von 14925005 Pes.»;

Huelva mit 178 Gruben allein fttr mehr als 14,5 Mill. Pes.

An Quecksilber iat Spanien aueh heute wohl der beste

Produzent: es wurden 82144 t Quecksilhererz im Werte von
Ü378nlt) Fcs. in :21 Minen gefördert; in der einen Mine der
Provinz Ciudad Real t(ir mehr als > Mill. Pes.

Kicht gering ist die Ausbeute an Zinkerz: 119 770 t fttr

t) 044 937 Pes.; ferner werden eine grofse Anzahl anderer Erze

aufserdem abgebaut: Schwefel-, Manganerz, Eisenkies, Salse,

Silber, Phosphor u. s. f., auch beträchtliche Mengen Mineral-
wasser gewonnen.

Seit viel kttraerer Zeit als die meisten dieser Erze werden
Kohlen in Spanien gefördert. Die gewaltigen Kohlenlager
sind zum Teil erst nach 1850 entdeckt, und sie werden jetzt

in der TTunptsaelie von spaiii^^-lien KajMtalisten oder von den

Eisenbahngesellscliaften ausgebeutet. An ijteinkohlen lieferten

1M99: 47:> Minen 2505487 t im Werte von 28900572 Pes..

davon über 1.5 Mill. t die Provinz ()vied<i, deinnachat Cordobji,

Ciudad Real, Leon u. ö. w.^ an Anthracit wurden in Cordoba
34842 t von 491278 Pes. Wert gewonnen; der Ertrag au
Braunkohlen, die hauptsächlich in den Provinzen Barcelona,
Guipuacoa und den Balearen gefunden werden, stellte sich auf
70901 t im Werte von 303151 Pes. Freilich vermochten
vorderhand die im Inland gewonnenen Brennmaterialien in

keiner Weise den Bedarf zu decken. Gegenüber einer ge-

ringen Ausfuhr von 80S5 t wurden 1899: 178345:^ t Stein-

kohlen und Koks eingeführt, so dafs nach Abzug der Ausfuhr
der (Te.sanitverbraneb an Kuhlen und Koks 4 454 033 t betrug;

es war dies eint; Zunahme von l:)"o flogen 189ft. Eine weit

geringere Zunahme wies dann allerdings das Jahr 19ut' auf,

^ Aus der mir nur unvollständig vorliegenden Statistik fHr 1900
rntnt'liine ich, dafs in dir.'^om Jahre 2 714 714 t im Werte von <'' '2:?0 0r)7

l'eseta gewonnen wurden. Auf welche Weise diese hohe Wertangabe
zu erkllren ist — ob vielleicht durch eine genauere Schätzung —

,

yemsg ich nicht snsngebcB.
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da bei einer Prodnktioii von 2771820 einer Einfuhr yon
1 987 124 t und einer Aasfuhr von B5B7 t ein Eohlenverbrauoli
on 4749863 t blieb, also ßfi^/o mehr als 1899. Die in

den letzten 15 Jahren erfolgte Ausdehnung der spemschen
Industrie beweist das Wachsen des KohlenVerbrauches , der
1900 sich um llO^/o höher stellte als 1885; damals kamen
ungefähr 130 kg auf den Kopf der fievölkerungi heute
ca. 263 kg.

Die Erträgnisse der Hütten und Hochofenindustrie
waren:

1898: 774920 Pes.

1899: 17(Hf^4216
„

1900 : 210440 778 »

Die 1dl im Jahre 1899 im Betrieb befindlichen Hochöfen
besehilftigten 13430 Mftnner, 442 Frauen und 2080 Kinder;
ferner waren 49 hydraulische Maschinen mit 1716 Pferde-
k reiften und 409 Dampfmaschinen mit 28606 Pferdekräften in

Tätigkeit.

Bei der Verhüttung der Erze repräsentierten unter den
gewonnenen Metallen den höchsten Wert Blei: *U 7o9 t im
Werte von ^-i7 252329 Pes.; es folgten Kupfenmitte mit 41927 t

flir 29297 725 Pes., silberhaltiges Blei mit 70874 t im Worte
von 24476617 Pes., Stahl mit 112982 t für 20691584 Pea^
feines Silber mit 88409 kg für 10807057 Pes^ weiter weiches
Eisen, Gufseisen, Quecksilber a. a. m., auch bedeutende Mengen
Koks, ohne jedoch einen starken Import hieran überflüssig

zu machen. — Dafs tlbrigens auch die Zahlen bezüglich der
verhütteten Erze und der gewonnenen Metnilo sehr nnp^enau

sind, läfst sich bei einer Vergleichung mit den Atisfuhrzitfern

leicht f'PHtstellen. »So wenig zuvorUissi^^ also iiile diese

Daten sind, sie erleicl^tern druAi die Vorstellung von den
Bodenschätzen Sjiaiiieiiö; luu rauls man daran denken, dafs

in Wahrheit die Erträge viel reicher «ind.

Der Kries mit Amerika, der annftchst einen hemmenden
Einflttfo auf das ganze Wirtschaftsleben Spaniens ausübte,

ermochte die Montanindustrie nicht nacnhaltend nieder*

zudrücken: in den baskischen ProTinzen hat man mf diesem
wie auf anderen Gebieten forlgesetzt eine lebhafte Tätigkeit

entfaltet; daneben in Galicien und in Asturien, die am Meere
gelegen nicht allzusehr unter der Ungunst der Verkehrswege
zu leiden haben und in Bilbao einen trefflichen Exporthafen

besitzen. Selbst die wenig ermutigende Lage im Jahre
19<'() hat es nicht verhindern können, dafö die Metall-

gewinnung einen um 40 Mill. höheren Wert erreicht hat

als 1899. —
Bei der Betrachtung der industriellen Lage Spaniens

mnls man im Auge behalten^ dafs in zahlreichen Zweigen der

Fonebniietii XXI 5. — W««ipbaL 2
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Industrie ebenso wie beim P>< igbau ausländisches Kapital
die treibende Kraft ist. Man kaim nicht sagen, dafs es im
Inlande so sehr am Gehle fehle: es wird im Gegenteil an-
genommf'Ti , dafs viele Millionen sich untätig im Landn be-

ti 11(1* Ii ; allein es mangelt noch in den weitesten Kreisen an
dem nötigen Unternehmungsgeist. Die nach dem Verlust der
Kolonien aus diesen zurückgezogenen Kapitalien — allein iin

Jahre 1899 sollen dies ca, 500 Mill. Pes. gewesen sein —
könnten grofse Gebiete befrachten. Vorläung ist eine rege
industrielle Tätigkeit wieder nur in den baskischen ProTinzeo
und in Katalonien, teilweise auch in Asturien su finden.

Der entwickelteste Industrieeweig ist die Textilindustrie.
In den Baumwollenfabrikcn sollen 1899 38860 Arbeiter
beschäftigt gewesen sein, und Maschinen mit insgesamt 19500
Pferdekräfiten Verwendung gefunden haben. Die Herstellung
der Waren geschah durch 2 614525 Spindeln und durch
<>88Hf> Webstühle. An RohbaunnvoHe wurden in der Zeit
1880—84 im Jalire durchschnittlich 481)33 t und 1803—
)S3n2 t eingeführt; speziell 1899 betrug die Einfuhr 86461 t

gegen (h>'.>7i\ t 1898; Hezugsland war hauptsächlich Amerika,
in letzter Zeit wegen der billigeren Frachten daneben
Ägypten.

Während hierbei das Ausland als Bezugsort des Koli-

stoffss nicht entbehrt werden kann, steht es wesentlich anders
bei der Fabrikation der Woll waren. Eis ist bereits oben
der nicht gerade glänzende Stand der heutigen Schafsucht dar-
gelegt: von der gesamten verarbeiteten Wolle sind nur lO^'o
heimischen Ursprungs, während Argentinien 70 ^/o und
Australien 20% liefern. 1880—84 betrug die durc hschnittliche

jährliche KiTifuhr 1898 t, 1893—90: 2795 t. 189'» -rlbst stellte-

sie sieh aut 8217 t gegen 1964 t l8iKS. Tätig sind in der
WuiiinduHtrie »;u2000 Spindeln, r.600 gewöhnliche, 1200 Jac-
quard- nnd 2nflO mochnnische Webstühle. Bezüglich der
Leiüiungeu der Textiliii(lu8trie mufs man sagen, dafs diese

sich unter dem Schutze des hohen seit 1892 geltenden Zolles

kräftig entwickelt hat. Wie es ihr gelungen ist; den heimischen
Markt mehr und mehr zu erobern, so hat sie auch den
Export beträchtlich ausdehnen können. Dabei lieferte in der
Fat die spanische Textilindustrie Erzeugnisse, die in ihrer
Güte hinter denen anderer Länder nicht zurückstehen. Es
läfst sif-h dies daraus erkennen, dafs ein erheblicher Teil df^r

Ausfuhr nach nuropiliselien LUnrlern geht, obschon die
spanische Textiii ndustrie insofeni ungünstic^ere Produktions-
bedingungen hat, als die erforderlichen Kohj^toffe wie Baum-
wolle u. s. w. nielit zollfrei eingehen, auch beim Export keine
Rückvergütung des Zolles stattiindet. Das Wachsen der
TextÜinduBtrie yeransehaulichen am besten folgende Zahlen:

»
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Einfuhr: MiU. Pea.

JAhr

1891

1892

1893

1894

1895

1896
1897

1898

1899

1900

Bauniwollen-
warea

16,0

13,0

11,0

13,5

12,2

9,5

8,0

5.7

10^5

11,1

WoUwaren

29.5
22,5

12,6

18,0

16,0

10,0

9,0

5,5

12.5
iii»8

Auäfiiiir: MiU. Pes.

Baumwoiieo-
waren

28,5
40,5

50,7

52,2

46,5

60,5

70.0

45,0

41,2

HO

WoUwaren

3,9

6,5

6,5

4.5

3.7

3,5

3,0

2,9

2,1

1,7

Namentlich die BaumwoUenindustrie hat bis 1897 einen
ganz uni^emeinen Aufschwung erlebt: bei einem Rückgang der
fÜnftthr auf die Hälfte ist die Auafahr auf das 2Vi fache ge-

steigert worden; epanteche WoUwaren haben zwar nur geringe
oder nur vorübergehend erhebliche Bedeutung für die Ausfuhr
gehabt, um so mehr aber haben sie die ausländische Ware vom
heimischen Markt zu verdrängen vermocht. Der I^ückgang
der Aiisfuhr in Textilwaren seit 1898 ist eine Fol^e des

Krieges mit Amerika. Dureh den Verlust seiner Kolonien
hat Spanien einen wichtigen Käufer seiner Fabrikate ein-

l^elmist; zudem wirkte der Krieg selbst durchaus lähmend auf
diese Fabrikation. Was im besonderen die weitere Ver-
schlechterung im Jahre 19U(> anlangt, so ist daran zu erinnern,

dafs dieses Jahr für die gesamte spanische Industrie einiger-

mafscn kritisch war. Währtind sich aber in anderen Zweimen
eine gewisse Überstürzung^ und eine starke »Spekulations-

tätigkeit regte, wurde die Textilindustrie geschädigt vor allem

durch den ungünstigen Ausfall der Baumwollenernte und die

dadurch bewirkte Verteuerung der Rohbaumwolle; dazu kam
da> Steigen der Preise flbr Kohle. Wiederholte Arbeits*

einetetlungen Tersohttrften die schlechte Lage ; doch ist, soweit

es sich Übersehen IftTst, die Krise in ihren schlimmsten £r-
seheinnngen jetzt überwunden.

Eine Tor Jahrhunderten in höchster Blüte stehende In-

dustrie war die Seidenindustrie, die als Älteste Yon gana
Europa seit dem 11. Jahrh. in Andalusien heimisch tst^ Seit

As&ng des 16. Jahrh. in stetem Rückgang b«g;riffen, hat sie

auch durch mancherlei Unterstutsungen seitens aer R^ierungen
nicht zu ihrer früheren Bedeutung erhoben werden können^
da Krankheiten unter den Seidenwürmem und widrige
UtTnatische Verhältnisse die Ausbeute an Seide beeinträchtigten;

so ist z. B. der geringe Gewinn im Jahre 1899 durch die

enorme Hitae verursacht, und die frühere Ertragsziffer Ton
2*
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1 Hill, kg Kokons und mehr nicht erreicht worden. An Roh-
seide wuraen e«. 70000 kg erzeugt , so dafs 154000 kg ein-

gefllhrt werden mufsten gegen 86000 kg 1898. Ein Teil

dieser Rohseideneinfuhr ist freilich nur dedialb notwendig ge-
wesen, weil die spanische Industrie so wenig entwickelt ist,

dafs grofse Mengen Kokons zur Soidegewinnung ins An'^lnnd

geschickt werden mufsten: 18V*8 noch 111H)(,(J kg,
51 ODO kg. Wie geringe Fortschritte Spanien selbst in der
Seidenindustrie gemacht hat, zeigt sich darin, dafs einmal der

fröfste Teil der Filaturen sich im Besitz von Franzosen ba-

ndet, und dafs ferner ein Teil der hier gewonnenen Robseide
nach Frankreich geht, um in Lyon Terarbeitet au werden. Die
Ausfuhr von Seidenwaren ist unbedeutend, und die Einfuhr
hat nur 1898 einen nennenswerten Rückgang erlitten, übertraf
aber 1899 mit 17,5 Mill. Pes. und 1900 mit 15,2 Mill. Pea.
den Wert von 12,5 Mill. Pes. 1891. —

Recht wonig: ^'ntwickelt ht bis jetzt noch die M a 8 c h i ti e n -

indiistrie. l^edeutendf Fabnkrii )iat wied erinn nur Katalonien
aufzuweisen und auch dies nur ein«' i^fringe Anzahl. Doch
heifst es, dafs man. wftlirend bislang die einheimische Her-
stellung Ton Maschinen und Geräten nicht mein- als der
betreffenden Einfuhr ausgemacht habe, in letzter Zeit diesem
Fabrikationssweig eine cröfsere Aufmerksamkeit zugewendet
habe. Der Wert der Masohineneinfuhr ist fUr den Durch-
schnitt der lotsten 10 Jahre auf 30 Mill. Pes, anauschlagea»
und awar betrug er seit 1896:

1896: 27,0 MiU. Pes.

1897: 30,3 „ „ .

1898: 25,3 , ,
1899: 40,0 „ ,
1900 : 60»5 , . ,

Diese Zahlen beweisen im übrigen, dafs die schlimmeu
Rttckwirkungen des unglttcklichen Krieges von 1898 aum Teil
on der Industrie überwunden sind, da wohl von ihr hanpfr-

sächlich die gesteigerte Nachfrage nach Maschinen ausgeht. —
Vielleicht noch härter als die Textilindustrie ist die M e t a 1 1-

Warenindustrie von der kataluniBchen Krisis betrofien

worden, dn p^erade in diesem Zweig die Arbeitseinstellungen

eineTi aufi^erordeiitlichen Umfang aniinhmcn. Daher waren für
die Ausfuhr UM M l nur Waren im W erte von 2,3 Mill. Pi^».

verfücrhar pe^en (5,1 Mill. Pes. 1891. Einen hohen Auf-
schwung liatte diese Industrie in der Mitte der neunziger Jahre

:

sie exportierte 1895 für 18 Mill. und 189Ö für 17 MiU. Fes.,

wohingegen in dieser Zeit die Einfuhr nicht 30 Mill. über*
schritt Legen 34,2 MilL Fes. 1891 und 36^7 Mill. 1900.

Kicnt unbedeutend ist die spmische Schuhwaren-
industrie, Wesentlich ftkr sie ist die Einfuhr von Häuten and
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Fallen bestimmt, wekhe von einem Jalireedttreheclmitt Ton über
7000 t in der Zeit 1880-*1884 auf ttber 10000 t 1899 etieg,

eeh einem Sinken auf 5200 t 1898. So findet denn aueli

ein iterlter Export von Schuhwaren statt; «ein Wert betrug

1899 i 17,5 MilL Pea. gc^en 8,9 Mill. 1898 und lieb den Ein*

fohrwert Töllig hinter eioh zurück. An Häuten und Fellen

selbst wurden Mengen im Werte von 14/15 Mill. Pes. ins

Auelaad verschickt. Die Seluiliwareniiidustrie i»t gleichüaUa

ein Industriezweig, dem 'i< i \ < i lu^t der Kolonien nicht

ringen Abbruch tat, und selbst die lange Gewöhnung der
Bewohner in den ehemaligen Kolonien an die Waren des

Mutterlandes hat nicht verhindern können « dafs dort andere
Linder nunmehr erfolgreich mit Spanten konkurrieren.

Gleichfalls höher — wenn auch nicht um sehr viel — als

der Einfuhrwort ist der Ausfuhrwert P a j> i ^ tmv a r r- n , da
sich R'^it r'iTri;^en Jahrzehnten die Papieriivlti'^tn kt iiu;^ -«nt-

wickelt iiat, '.vohei zu hrrnf^rk'^n jst, flnfs m dieser biuln'Tulrvi

Industrie vieltiicii — naiiieiitiicti m Katalonien — HruMia) lieit

ri>rfrerr8cht. Der Einfuhr von 7,2 Mill. Pes, staud eine Aus-
tubr vr^u >^.H Mül 189^> gepMTülxT.

Aui keiiiei liuiien StutV» >t< Iii die chemisch*^ I n d uö u i e

,

muuitiü doch an Chenukalien lS*>y: HO KM i uud 1809 über

l:iOU<)<> t im Werte von über lio Mill. Pes. eingeführt werden,

denen ein luu Lr- rmger Export nicht das Gleichgewicht iiiclL

Von den mehr 2ou Seifenfabriken wurden immerhin
ü—7000 t Seife für ^— 'V a Mill. für den Export erzeugt.

Nur erwälmt mögen werden die Glasindustrie, die

Hoiswareuindustrie u. a. m., manche mit kräftigen An-
aitaea» doch noch ^eine zur Blüte gelan<^t, keine im stände^

andi nur annähernd dem Bedarf zu genügen oder einen

grOfaeren Absatz im Ausland zu erlangen.

Wie skeptisch man auch immer die Aussichten der
ap*ntechen Industrie betrachten mag, man wird nicht sagen

können, dafs keine Anzeichen auf ein weiteres WachsiMi vor-

handen sind. Es bleibt eine beachtenswerte Tatsache, dafs in den
gewerbereichen Gegenden, trotz 1 r starken Erschütterungen

Tm VVirtsebaftsieben ,
gleich nach dem Kriege wieder reges

Leben pulsierte: so hülsen die Handelsberichte aus zahlreichen

jVovinzen einen Aufschwung auf sämtlichen Gebieten von
Handel und Industrie erkennen. Tnd auch die Überwindung
der katalonischen Krisis mit ihren Folcceerscheinunji^en hat be-

wiesen , dafs in dem Volke, das so viele Pronunciamento^,

eepanitistischc önruhen, sozialrcvolutioniire Hi'wef^un^^en über-

standen hat, doch eine erstaunliche Leb^Miskraft wolmt. Somit

Ist es keinesw -::^ unwahrschiMulich, dafs, namentlich we»*'i die

industriell tätigen Eb-mente, die l\ataloiu;ii und die Basken,

ihren Unt* i iu-hmungsfreist iiocfi nudir wi^' l>is jetzt in anderen

Provio^eu botatigeu, zahlreiche indudtriezweige, ähnlich wie

Digitized by
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die Textilindustrie, zur höheren Entwlcldaiig gelaogen K Man
könnte freilich darauf hinweisen , wie wenig gerade jene ge-
werblif'H hoch^^tolieüdon Volkskreise genei^'t sind, rnne inniger©

Verschiiielzuiifi; mit den ührip'en Provinzen lierhr»iznftihre!i,

wie sie vielmehr auf eine Loslösung von diesen bedaciit seien.

Und gewifs ist zuzugehen, dafs diese separatistischen Be-
strebungen, die teils darauf hiiuiusgehen, Katalonien an Frank-
reich anzugliedern, teils — und das ist die weit stärkere

Tendens — es völlig selliBtttiidlg tn machen ^ nicht ohne
Gefahr sind; aber lieutzotage erscheint diese ganse Richtung
als ein Anachronismus. Die katalanische Industrie ist so
sehr mit dem Wirtschaftsleben des Übrigen Spanien verknflpft,

ist so sehr mit ihren Ersengnissen auf diesen Markt an*
gewiesen , dafs sie selbst von einer Trennung den schwersten
Schaden haben würde.

Eine noch engere Verbindung mit den übrigen Teilen des
Landes wird um so schneller vor sich gehen, je mehr die

innere K o nun u n i k a t i o n ausgesUütet wird, wie diese über-

haupt die Grundlage für die weitere wirtschaftliche Hebung
des Landes Ist Allenthalben werden Klagen darttber laut, wie
unanreichend die Zahl und die Länge der Land strafsen ist,

und in welch' schlechtem Zustande sich diese meist befinden.

Auch gibt dies die Regierung durchaus su, ohne jedoch
bisher hier die bessernde Hand anzulegen. Nun könnte zwar
ein weitverzweigtes Eisenbahnnetz diesem Mangel eintger-

mafsen abhelfen, aber auch damit ist es nicht allzugut hestollt.

80 ilafs un Innern nicht wenige Gegenden sich einer gänzlichen

Abgeschiossenhnit erfreuen. Die Folge ist, dafs ein Aus-
tausch der Produktt^ von Provinz zu Provinz nicht möglich
ist, un<i dafs es sich nicht lohnt, landwirtschaftliche und
industrielle Erzeugnisse auf den weiter vom Meere entfemteD
Gebieten Uber den lokalen Bedarf hinaus au produzieren. Ea
betrug die Länge des gesamten spanischen Eisenbahnnetsea:

' Gegenüber den aufserbalb äpanieus herr^cliendeu Ansichten über
die epSDische Industrie eeten folgende Darlegungen des spaaischeti
So/ialdomokrAtcii A. Garda Qaejido aus der „Neuen Zeit" 20. Jahrg.
Brl. II Nr. 1 S 12 angeführt: „ . . . J< tzt haben wir, da die Erzeugnisse
unserer Industrie gröistenteÜB noch zu minderwertig sind, um auf den
Anslandtmftrkten mit Erfolg konkurrieran sa können* (vgl. dasn aher da*
oben über die Ausfulir »'inzfliier Waren Gesagtem „als hauptsH^ lilIchstcs

Absatzgebiet nur den imieni Markt. Aber trotzdem oder vielleicht gerade
dadurch ist bei un» seit einigen Jahre« eine Ära industrieller
Prosperität eingetreten, die wohl in Verbindung steht mit der sU«
gemeinen Prosperitfifsepoche auf dem Weltmarkt, die bis vor kurzem
estand. Unsere Inaustrie hat sich enorm entwickelt, wie

schon die Tstsache beweist, dafs seit Beendigung des Krieges mit den
Vereinigten Staaten der Gfltenrerkehr aaf den Eisenbahnen sich

erdopi>elt bat"
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1807: 12916 km
1898: 13048 „
1899: 18281 ,

So «ntfieleo 1899 ftttf lOpOO qkm Grundflädie nnr 263km
£iseiibahneii. Von einer einkeitlichen Gettaltang des ge-

samten Betriebes ist man natürlich sehr weit entfernt, da
eine grofee Anzahl Gesellschaften sich in den Besitz der
Linien teilt. Die wichtigsten gehören französischen Kapitalisten;

doch ist gerade an den Eisenbahnen belgisches Geld gleich-

fnlls stark beteiligt; so hat sich 1899 wiederum eine Gesell-

schatt in Brüssel gebildet, nm lOOOO km K l)"nni<pnbalinen

in Spanien zu erbauen. Die bedeutendste Linie ist die nord-

spanische Eisenbahn mit einer Länge von 'M)H^ km, die mit

einem Kapital von 232 750000 Pes. gegründet worden ist;

dann die Linie Madrid-Zaragossa-Alicante von 3605 km Länge
mit einem Kapital von 178000000 Pes. vl. s. f.

Die Einnahmen sämtlicher Gesellschaflten betrugen 1899:
224467543 Pes., woran die nordspanische Eisenbahn allein

mit 102614254 Pes. beteiligt war. Da infolge der hohen
Interessierung fremden Kapitals viele Obligationen der Gesell-

schaften sich im Ausland befinden , so ergeben sich bei dem
hohen Wechselkurs beträchtliche Einbufsen an dem sonst nicht
unbedeutenden Gewinn.

Im Vergleich mit den ungenügenden Verkehrsmitteln 5m
Landf selbst ist die Handelsmarine vcrhältnismäfsig hoch
entwickelt. Die günstige Lage der Halbinsel, die mit einer

grofsen Anzahl vorzüglicher Häfen versehen ist, bietet die

geeignetste Grundlage für den Betrieb einer regen Schiffahrt.

Der wichtigste Einrohrhafen ist Barcelona, Uber das im Jahr
1900 ein Drittel der gesamten Einfuhr ging. Einer grofsen

Entwicklung fllhig ist der Hafen von Bilbao, wo man seit

1888 mit der Errichtung eines gewaltigen AuTsenhafens be-

schäftigt ist, der bis 1903 fertiggestellt werden soll. Es ist

ein Zeichen für die rege Betriebsamkeit in diesem Teile des
Landes, dals man bemüht ist, neue Schiffahrtslinien ein-

zurichten und mit den transatlantischen Gebieten Handels-
beziehungen anzuknüpfen; da man nämlich befürchtet, dafs

Bilbao später einmal nach dem Abbau der hier befindlichen

Erzgruben in seiner Bedeutung stark zurückgehen wird, sucht

man sich einen dauernden lebhaften Verkehr zu sichern: so

hat sich denn an diesem Platz ein blühendes Reedereigeschttft

entwickelt.

Die Angaben ttber den Bestand der spanischen Flotte

sind zu unvollständig und auseinandergehend, als dafs sich

feststellen liefse, in welcher Weise die Flotte selbst gewachsen
ist, 1900 setzte sie sich zusammen auf? 'I^ Dampfschiffen

von zusammen 714t>59 Kcg.^Tons und 532 begelschiffen von
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94698 Heg.-Tons. Über den Schiffsverkehr in den spanischen

Häfen ma^^ folgende Übersicht für 1890 orientieren: Eö liefen

ein IS 72») Schiffe, davon b^>4ö in Bailast. Von den übrigen
lUo81 brachten ül4U spanische eine Ladung von 1014 833 t

und 4241 fremde eine solche von 2385177 t. Die Häfen
vdrliefsen 17418 Schifie und swar in Ballast 1914. An spani-

ichett Schiffen trugen 6555 eine Last von 2723714 t und
8949 fremde Sdiiffe 9133960 t

Von den fremden Marineu beteiligten sich namenilicli

folgende am SchiffsTerkehr:

Flaggenfttaat

Ladung uach Tonnen

Einfohr Auafuhr

Ororsbritumien . . . 1509 821 7 117 790
Frankreich .... 1^^718 '>05

151m , 4;iöü74
ItsUra 1S1915 288122
Deutschlaad • . • • 94 498 253 985

138 692 57 210
44 064 147 898
18816 168 194

Der Anteil der spanischen Flotte am Außenhandel hat
sich in den letzten Jahren ein wenig gesteigert: 1895 be-
förderte sie 19**/o der Gesamtmenge von Ans- und Einfuhr,
l<j(in bereits 24**'t). Von verschwindender Hedeutung ist die
Beteiligung der ausländischen Flaggen an der Küstenschiffahrt,

Hierbei liefen in Ballast gegen 2rK)() Schiffe auswärtiger
Flotten aus und ein , ohne einen gröfseren Anteil an der
Kftotenschiffiethrt erlangen au können. —

Der Obersicht aber die Gestaltung des spanischen
Handels im letzten Jahrsehnt mag oransgeschickt werden,
dafs die spanische Handelsstatistik die Untersclic'i<Iiing zwischen
General- und Spezialhandel nicht kennt. Es hatte der ge-
samte Handelsverkehr folgenden Wert:

1891: 1951015525 Pes.

1892: 1610034954 „

1893: 1480452285 ,
1894: 1477078186 ^
1895: 1643447 022 „

1896: 19:^2^11 71»i
^

1897: 1 984 422 U33 ,
1898: 1642 387 575 ^
1899: 1909759868 ^

1900; X 822 563 112 ,
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£iDen beaseran Blieksohlufg auf die Wirfcschaftliche Lage
lassen die Zahlen zu, wenn man die nur „vorübergehende"

Ein- und Ausfuhr sowie den Edehnetallverkchr nicht berUck-
sicbtigt. Dann ist der Wert dea auswärtigen Handels:

Wert in Feseta
Jabr

Einfuhr Ausfahr Zusammen

1891

1892
1893
1884
1895
1896

1897
1888
1899
1900

798116 857
748584 887
695 875 689
728589821
74:^ 962 720
740545803
727 660 957
590 447 042
958 :m 582
856 877 420

826 572 599
695 545 006
647 650 891
624858481
71i> 100 128

828 868 142
857 i:i5 941
843 995 4»;8

800 419 074
7U2 928 005

1 624 689 4,')6

1 489 129 848
1 848 226 580
1858 892 752
1 456 062 848
1 56b 918 445
1 584 796 898
1484442 510
1 75a 8 1 »>5f>

1 569 800 425

Zunächst fällt hierbei in die Aogeiiy dafs der Handel im
ganzen seit 1891 nicht fortgeschritten ist, nachdem der hdbere
Stand von 1899 wieder verlassen ist. Das Sinken des Gesamt-
handels datiert vom Jahre 1892, in dem die alten Handels-
verträge abg-eiaut'en waren und eine atärker schutzzöUnerische

Politik eingeschlagen wurde. Diese äuf?*» rte sich am nach-

haltigsten in der Einfuhr, welche daun löDd während des

Krieges einen aufserordentlichen Tiefstand erreichte. Ob und
inwieweit hier, wie auch bei der Ausfuhr, das hohe Goldagio
Ton £inflttiB war, wird weiter unten im Zueunmenhang mit
dem Stande der Valuta untersucht werden. Fragt man, welche
Waren einen besonders hohen Rückgang in der Einfuhr auf-

wiesen, so aeigt sich, dafs die Rohstoffe am wenigsten von
den Schwankungen berührt wurden. Von 334 Mill. Pes. 1891
ist ihr Einfuhrwert bis 1807 nicht unter 307 Mill. Pes. ge-

sunken, und 1897 seihst })etnig er MS Mill. Pes., erst IS'.iS

infolf;e der gestörten lndustri( t.itigkeit des Landes sank er auf

28U Mill. Pes.; dann aber — uiKi dies ist wiederum ein Beweis,

wie sich in der Industrio ijach dem Kriege neues Leben
regte — stieg sie auf 403 Mill. 1899 und hielt sich 1900 mit
390 MilL auf annähernd derselben Stufe. Bei der Einfuhr
der Fabrikate ftufserte sich die namentlich gegen sie gerichtete

Schutzollpolitik zwar nicht sogleich 1892, wohl aber 1893,

.das mit 208 Mill. Pes. um 62 Mill. gegen 1891 surttckblieb.

Doch ist es bemerkenswert, dafs die Zurttckdringung dieser

Einfuhr nur eine vorübergehende war, da sie sich sogar über

den Wert von 1891 erhob , bis dann die ungünstigen Absats-
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bedingungen des Jahres 1898 den Wert auf 197 Mill. stellten.

Auch hier liefs die gesicherte Lage und die gestärkte Kauf-
kraft der Bevölkerung 1899 eine Einfuhr von 350 Miii. und
1900 von 827 Mill. Pes. zu. Weit weniger eine Folge der
jeweiligen Handelspolitik als vielmehr des Ernteergebnisses in

Spanien ist die Einfuhr der Kahrungsstofie gewesen. Auch
die aafeerordentlich geringe Einfahr Ton 113 Miil. 1898
gegen 194 Mill. 1891 ist hauptsächlich durch die günstige

erhielt sich die Ausfuhr in diesem Jahre ebenfalls auf einem
hohen Stand. Die weniger reich ausgefallene Ernte von 1899
veranlafstc eine Einfuhr von 200 Miil. Pes., und die im gansen
besseren Ertrfige von 1900 eine solche von 140 Mill.

In anderer Weise verlief der Ausfuhrhandel. Im Gegen-
aiitz zur Einfuhr hatte der Export schon 189n «einen früheren
btand iiberliolt und selbst 1898 blieb er über dem selben, um
dann 1899 und noch mehr 1900 beträchtlich zu ialien. Der
Hauptgrund, dafs die Ausfuhr in ihrer Gesamtheit zurück-
gegangen ist, liegt in dem verminderten AUatz von Nähr-
stoffen an das Ausland , der sich 1900 auf 255 Mill. gegen
484 Mill. 1891 stellte. Es ist bereits oben das NAhere flber

den Rückgang des Weinezports mitgeteilt worden, der hier

wohl in der Hauptsache das bestimmende Moment war.

Fabrikate wurden zwar 1899 mit 195 Mill. und 1900 mit

166 Mill. nicht weniger ausgeftihrt als 1891 mit 1(34 MilL,

aber das Herabfallen von dem Höhepunkt mit 248 Mill. im
Jahr 1890 beweist, wie schwierig es nach dem Verlust Her

Kolonien für die spanische Industrie ist, diese Absatzgebiete
zu behaupten oder entsprechende neue sich zu erwerben.
Weit weniger schwankend war die Ausfuhr der Rohstoffe.

Allerdings trat auch hier nach 1891 ein Rückgang ein, der
1894 mit 196 Mill. gegen 228 Mill. 1891 seinen tiefiten Punkt
erreichte, aber die dann folgende aufsteigende Periode wurde
selbst 1898 mit 287 Mill. nicht unterbrochen und erreichte

ihren Höhepunkt in den 322 Mill. des Jahres 1899 , worauf
dann 1900 ein Sinken auf 282 Mill. erfolgtet

Die Angaben darüber, mit welchen Ländern Spanien
hauptsächlich in Handelsbesiehungen steht, können nur als

relativ richtig angesehen werden, da, wie sich nachher am
Beis])icle Deutschlands zeigen wird, die spanische Handels-
statistik für Registrierung der HerkunftS' und Bestimmungs-
länder nicht völlig einwandfrei ist.

^ Über den Edclmet al 1 verkehr finden sich tmtea i& dex Unter-
•u«huttg fiber dio Valuta einige Angaben.

rnte veranlafst,
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Spaniens Anfsenhandel, nacH Lindern geordnet
In 1000 Peiete.

1Ö90 1899

f

l bersrliufs
1

Übersehn frt

Ausfuhr i der spanischen £infahr oBfuhr der Bpaniflchen
*

Efnfnbr Ausfuhr Einfuhr Aissfuhr

GroliDiilaiimen . .
Ol Q Vl\sloof I — 28798 «91 4VV 89989

iimkreich .... ^An A4 «
133 311 ld# v44 92658

von rsoru-Amerika M 872 106 852
äA MI SA AQA Ol «7Ö 7000 (00 Ofi 4l4>

Douttfchliiia . * . 44 4 ( •>
^: 4 f. ^ "

J.) •).) l 89 006
IT 1

•

DtMgien 4U 4 < _ Z\ 440 19027 ,>.> •>.)

i

7 094
rortiural .... 'M 87:5 :35 r)72 798 82 57G 0 181
HnlSICIMi .... M\ 2Ö 980 4»; 048 1 901 44 142

IG :^y;i 8 082 ö:{01 2;uir, u; 120 7 296
Areentinieu . . • 10 579 lö 409 4ö29 24Ö44 18147 11697
Honand 2as9 13 890 = 11 051 7584 28 225 20 741
i'liilipplnen . . . 24 r,r,n \) 218 21 182 11 6.58 9 524
l'ucrto Rico . . . 2:'. 127 2lm;i7 510 9 751 17*;o4 78öÜ
Korwegtea .... 19 an 49i;| 18 72a i5üoa 1642 , 18 701

Utteneicli-Üiigaiii . ovo 12445 617 1 11828
440 oain S<S73 8 ir,8 9 797 6 684

Trupiiay .... 2 0:{r> 7 . 5 550 2 22i\ 5 921 8695
Die übrigen Lander 84 007 26 914 109 889 52 550

041 1H7I9H7 759 1 045 8ü2, 064 868
1

In erster Reihe steht Grorsbritanmen, das an der Einfuhr
mit und an der Ausfuhr sogar mit HS^'o hoteiligt ist.

Es hat dadurch Frankreich verdrknjz:!, fias früher hauptsäch-

lichstes Absatz- und Bezugsland für ^Spanien gewesen war, und
das 1890 31 0 der gebauiten Einfuhr nach Spanien stellte,

vqn dessen Gesamtausfuhr aber nicht weniger als 4ö^Io

empfing; dagegen betrug der entsprechende Anteil 1899 15*^/0

bes. 29<»/o.

Was der Verlust der Kolonien ^ auf denen sich der
sfNinische Handel ein ausgedehntes Monopol erworben hatte,

bedeutet, zeigt der Rückgang der spanischen Ausfuhr nach
Kuba und Puerto Rico. AU der spaDische Ausfuhrhandel
1897 einen so hohen Aufschwang nahm, wurde nach Kuba,
Puert o Rico und den Philippinen für 365490628 Pes. expor-

tiert, 18'JÜ dagegen tUr l<);i()5n402. Dies ist eine Abnahme
um 72*^/o. Um emen Ersatz dafür zu gewinnen, hat man .sich

bemüht, in Mittel- und Süd-Amerika gröfsere Absatzgebiete

zu erringen, olnu* (LlauiiL freilich bis jetzt allzuviel zu erreichen.

Aus welchen Artikeln sich der spanische Au&enhandel
ansammensetst, hat sich im wesentlichen nei den Betrachtangen
ober die Landwirtschaft und die Industrie gezeigt Es mag
hier eine Zusammenstellung der wichtigsten Waren ftlr 1898
und 1899 Fiats greifen:
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Spaniens Einfuhr nach Waren geordnet
Werte in Peaetas.

Artikel
Einheit der

MeDgen

im

Menge Wert Menge 1 Wext

Weizen
Die übri'ren CereaJien . .

fiteinkohkn
Wa^^se^fallrzeuge aller Art
Hok (auu^g. FikMmx) . . .

Maschmen n. einzelne Teile
Chemische Erzeu^^sae. ,

Häute iTTid Folie ....
Kabüau und Stockfisch
Eisen, Stahl n.Warendaraus
Vieh
Kaffee
<Tew'ebe, seidene . .

Crowebe, wollene . .

Wolle und fiaare, roh
Kakao
Seide, roh und gezürnt
Alle filnrigen Artikel

Kilogramm

Tonnen
rersohiedene

Kilogramm
n

f>

n

Stück
Kilogramm

n

if

n

n

t)0 .T/Ü 1L"J|

59 476 3^7

1

114 927 110

1440 570

16771855
90 10:^ 0«4

:> 149 023
a4 924 77b
86441756

498 823
6 34() 63(j

13'J 892
402 992

2 097 r>47

5 134 791
I7H956

14 869 097
16 153 953
43 217 095
9 812 800
30Ö08;^1
25447579
2' Hin 763
13 994 914
22 701 106
18523346
23 135 9:i0

17 291 954
5 094 973
4 547 617
9 977 027

10 226 869
6 685 346

373 496 263
82 266 725
1783458

26 481 978
130 034 187

10 317 859
37 671 590
62120986

371 929
8 794 .>46

294 440
1 198 364
3 452 235
6 582 675
293 526

96 8:VS 0.:!

85 904 14

11498 706

62 420m
59 658 3'ji

4b 432 74-'

89 9*26 12-:

37 001 6.57

m 062 i><)

25 616073
284M72B
20 595 1)4

'

19 855 401

16 3f;8 M-:

14 845 644

13 074 -V.H

12 940 ^6'-'

T 1728 444 8691 110458919»

Spaniens Ausfuhr nach Waren geordnet.
Werte in Fesetae.

Einheit der
1898

Artikel
Mengen Menge Wert Menge Wert

Kilop'amm
Liter

Kilogramn

7 931 126 873 'l29 185 020 10162:i'i6 617 165 074 «(j^-,

Wein 642 750509 .139 739 0^ 487 303468 103 5iJ l^
/Blei . 180496874 1 57074839 162855941^ 58lWS9ftl
I Quecksilber ....

ff
1 741 392 9 403 517 3 221 101 17 39::5 94^

k Kupfer und Messing ;i3 329 047 30 426 586 29 561 067 25 678 2^7
1 Eisen und Stahl . , . n 49 295 205 5 058 515 47 659
^Die übripen Metalle .

Sädürüchte, frische . .

n 4799596 2 997 8 181 919 9847 98S
ff

35 ^'.V2 752 41 088 02!?

. trockene .

Gewebe aus Baumwolle
M 41 339 551 62 036
n 5 871 284 IN 292 614 5 958 666 39 915

10 274 243 ••{469 417 4 890 278 2 61^340
Korkstopfen .... lOOC "^iri>'\ 2 046 9^)1 28 359 608 2158 391 31 81?^ 45 '.

i5tuck

Kilogramm
528 909

1

a2 375 270 158257 18 6;t9 86-
Olf gewöhnliches . . 54598124 46404155 21 619698! 18 376 t>s4

Scliuhwerk • 560 438 8 967 008 1 094 410 17 510 56')
Hiiute und Felle . . n 5 451 918 20 0.^7 420 6 029 031 16 8:^^911
Konserven

ff
11926334 17 889 501 10 758212 16 U7 ^iü

Wolle und Haare, roh
ff

186781581 16576821 18428« »469108
n 15

'

-n -.'n 9 414 8.C.

Die übrigen Artikel . 2H9 626 ö45 — i202 44:iO31

^ [910948206 --
1

.Li by Google
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Die »panische UandeUbilans ist im letsten Jahnehiit
nar orübergehend fUr Spanien aktiT gew^n ; 1899 and 1900
dagegen Ubertraf die Einfuhr um 153 Mill. Pes. die Ausfuhr.
Schwien^ ist es natttrlicb, Genaueres Uber den Stand der Zab-
Inngsbilanz zu sagen. Man wird von vornherein zu der
Annahme geneig-t sein, dafs auch rlieae für Spanien passiv ist

Dem gegenüber hat EdnioiHi Tlu-rv nachzuweisen versucht,

dafs iJpaiiieii im Gegenteil nicht Schuldner, sondern Glaubiger
des Auslaiidcö sei. Er kumiut zu diesem überraschenden
Resultat für das Jahr 1900 auf folgendem Wege*: Ftlr den
Dienst der answJIrtigen Schuld und andere im Ausland unter-

gebraobte Papiere nimmt er im ganzen etwa 60^65 Mill.

Frank an» fllr Zinsen der Eisenbabnobligationen 50 MUl Fr.,

für Reisen der Spanier ins Ausland, speziell zur Pariser Aus^
Stellung, 30 Mill. Fr. Der Überschuß der Einfuhr über die

Ausfuhr betrug 158 Mill. Fr., und dies wäre bei einem mitt-

leren Wechselkurs von 29,55^0 ein effektiver Ausflufs von

120 Mill. in Gold. Auf diese Weise hätte Spanien mindestens

265 Mill. Fr. ans Ausland zu zahlen. Dagegen kämen von
den im Autiland lebenden Spaniern mindestens 200 Mill. an
Ersparnissen ins Muttt i Und fremde Reisende bezahlten im
Lande wenigstens 50 Mill. Fr., und die Zinsen von fremden
Pdpleren bräcbten ihren spanischen Besitsem aucb gegen
50 Mill., so dafs durch alles dies Einnabmen too 300 Mill.

ersielt würden. Ein reiner Oewinn wäre freilich auch hiermit

nicht erzielt, da einmal 1900 die Oesamtaui^fuhr der Edel-

metalle die Einfuhr um über 15 Mill. überstieg, und dann
von Spanien im Ausland Papiere zurückgekauft wurden für

ca. 100 Mill. Pes. Nun kann mnn selbstverständlich niclit im

einzelnen nnr-hweisen
, ob und inwieweit jene Schätzungen

— etM'as an il eres ist es doch meist nicht - der Wahrheit ent-

sprechen. Wenn nach einer anderen Angabe^ angenommen
wird, dals Spanien nur 140 Mill. Pes. vom Ausland empfängt,

dagegen 211 MilL zahlt, so erscheinen beide Zahlen, besonders

die ersten, als zu niedrig. Aber so günstig, wie Th^iy meint,

wird die Sache für Sfmnien doch nicht liegen. Zunächst sind

in den Abgaben ans Ausland nicht einbegriffen alle Zahlungen,
welche in Form von Dividenden oder als Gewinnbeteiligungen
ausländischen Kapitalisten zufallen; denn es sind ja z. B.

* Im ^nomiste enrop^n. 1901. Bd. 19 Nr. 476.
* In La Situation ^conoinique et financi^re de VEspagne S. 5S

ichätEt TWry diesen notrijf? auf r»0 Mill. Fr. im Minimum; doch ist dies

XU niedrig Ke^iffen. Im Economiste europeen a. a. O. gibt er an, dafü

ans Afffentimen und Alder mindestens 100 MilL Fr. von den dort
wohnenden Spaniern geschickt würden: die Banco Espanol «Icl Rio de
la Plata habe allein während des leuten CreschMtsjabres für 2 MilL£
gesendet.

* Nachrichten fttr Handsl und Lidoatrle vom 10. Hin 1902.
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nicht nur die ObHgationen der EisenbahngeselbchAfiteii, mid«fB
auch Aktien davon im Auslande. Dasu kommt ein andem.
Die 703 Mili. Pes.« welche Spanien fUr die aosgeftlhrtfle

Waren sich anrechnet, bedeuten nicht lediglich einen Zuwachs
des spanischen Nationalvermögens, sondern sie flicfsen'z. B. den

ausländischen Kapitalisten zu, welche in Spanien aii< ihren

Bergwerken, aus ihren Fabriken u. s. w. ex})ürtieren, uud da

die Einfuhr in weit höherem Mafse den Bedari der bpanier

selbst deckt, so wird die Differenz zwischen Einfuhr und

Ausfuhr noch gröfser zu Ungunsten Spaniens. Auch nur

eine annähernde Schätzung hier vorzunehmen, ist allerdin^i

gänzlich ausgeschlossen, aber es läfst sich doch mit einiger

Gewifsheit annehmen , dafs Spaoicn auch eine passive Zah*
lungabilanz hat
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weites Kapitel. ' j

Iii^^i2i4^e Lage and die Valutati'^ef

,1
' W«im Uniemiohuog «ich jetet der finAnsieUen Lage

~ftt, so Vemit (üe dimit ein Oebieti ItAr
die Urteile im aUgemeioen Mit langem die denkbar un-

nd« Indem s. B. Ehrenbeig^ nnter Hinweia iAf
Ton 1820« 1837, 1851 und 1878 meint, dftb

ien wA in neuerer Zeit der Gewohnheit , elwia nlle

Jahre einen Staatabankerott aa reranatalten , treu

geblieben** iat^ kommt er zu der Ansicht: „Es handelt sieh

Uet ollbttbar um eine innere Notwendigkelt| welche «li«^ Jahr-

nhuv'lri te überdauert. In letzter Zeit war es der Ausbruch
s Kii^gea mit Amerika , der nicht nur im Ausland die

Meinung erweckte, Spanien werde dies Beginnen mit dem
fiäanziellen Ruin ^ ' '.'ihlen, aondem auch im Lande selbst

fthnlicha trübe Anschaiuingen herrorrief*. Die Erfahrung
scheint nun gelehrt zu haben, dafs man sich über die Kapital-

kraft Sp inir nR an f-^erord entlich getäuscht hat. Denn der htaat

ist unter drv i:<;\v;ilti2"PTi Srhiilrlorilast, die er »^nf sich nrlinipn

innr>tr. nirlit /usaiinn«Ti;^cl>]"i »cheii , und fV]f iiarli i\n«';j:i'

ß iu«Tri< «iiini''Ti''ii K<'(ii';4aiii>.-itir'növerHHclir , ihr' /mn Teil >< li'>n

b^ti'ieiiigendt.' K'-siil tat'' ,L:t'/,tMti,:^'t hn"f)< 'II. li-'lx'fi liiii uitn wieder

Sfi vf*r^!f»htlichere M' iiniii;^> ii /uit kouiiüeii. Uhr»e aber, wie es

guwüliiilic h «fr'Mohii lit . die \n i ri -chaft]ich(Jn Kriifto des Lurjfl**s

und ciei eu Au>si( lit<;ii zu iinteiöchJitzeri , wird man sich 1 « Ii

Vorläufig huitiit, zu weit gehende Folgerungen aus Ionen Kr-

l^rluM^san der Finanzrctorm zu ziehen; es bleibt aumcrhin
fTii^'^Hih, ob es sich hier um dauernde Errungenschaften

li;iri«lrlty und gerade in einer der wichtigsten Fragen, der

X'alutaregulierung, haben die hierin unternoraraenen VerBUcho

Lpch nicht den beabsichtigten Erfolg hervorgebracht
^ Beendigung des Krieges mit Amerika hat also den

ilbm einer Besserung der spanischen Finanaen gegeben«

I > ZsKaltsr dar Foggsr. Jena 1896. Bd. II 8.m
t TgL. & B. MaesSi, Hacia otn Eapafia 8. 91.
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Bis dahin hatte m der 2. Hälfite des 19. Jahrh. der Staats-
hauahalt trotz aller gflnstigen Voranschläge fast stets mit
einem Defizit abgeschlossen , das in den letzten 20 Jahren
sich auf durt'hschnittlich 7() Mill. Pes. helief ; zwar erzielte

man kurz vor dem Kriefje 1896/97 einen geringen Überschufs,

aber dieser war in der Hauptsache verursacht durch die infolge

des Kolonialaufstandes gesteigerten Mehreinnahmen aus der

Militärbet'reiuDg. Da liegt es denn auf der Hand, wie sehr

die Befürchtungen wegen einer Zahlungauiifilhigkeit des Staates

gerechtfertigt waren. Zonächat worden einmal grofae Ana-
gaben duren den Krieg nötig gemacht Villaverde, der Finana*
mini ter.im kons« rvativen Ministerium SliTela, das 1699 nach
dem Krieg ans Ruder gekommen war, veranschlagte die ge-
samten Rosten auf 1969 Mill. Pes. Da dies nur einmalige

Ausgaben waren , gelane: es durch Verkauf von Papieren,

durch eine besondere Kriegssteuor ii. s. w, die nötigen Gelder
zu finden. Schwieriger verhielt es sich mit dm Ausgaben,
die eine dauernde Belastung des spanisch* n liauöiialtes dar-

stellen mufsten. Die fUr die Kolonien aufgenommenen und
vom Mutterland garantierten Anleihen nebst den kolonialen

ZoUobltgationen betrugen 1469425625 Pes. im Nominalwert
und erforderten eine {ährliche Ausgabe von 135812449 Pes.

Dazu kam eine schwebende Schuld für die Kolonien, die sich

nach Abzug der Entschädigung von 20 Mill. Dollar fUr die

Philippinen auf 132(5279787 Pes. stellte, mit t)8965O00 Pes.
jährlicher Ausgabe; ferner verschiedene andere Ausgaben für

die Kolonien, so dafs die jährliche Gesamtausgabe für alle

diese Schulden 2ö282l(iU3 Fes. betrug. Früher waren diese

den Spezialbudgets der Kolonien zugefallen: nach dem Kriege
weigerten sich diese durchaus die Schuldeii auf sieh zu nehmen^
auch die V^ereiuigten Staaten hielten sich nicht dazu, ver-

anlafaty und bo mufate Spanien sie infolge seiner Garantie
anerkennen. Nach dem Budgetanschlag ittr 1898/99 betrug
der Dienst der öffentlichen Schuld bereits ttber 399 Mill. Pes.»

d. h. ungefähr 45°/o der gesamten Staatsausgaben. Dazu sah
der Voranschlag ein — allerdings geringes — Defiait von
ca. 3 Mill. vor; um die früheren Defizits zu decken, war
immer wieder eine schwebende Schuld anfg^^nommen , die,

obschon 18P1 225 Mill. davon konsftlidiert waren, sich nm
1. Juli 1891» auf Uber (>06 Mill. Pe^. belief. Hier vermuciite

aUo nur eine durchgreifende Keorganisatiuii di« erforderlichen

Mittel zu schaffen, und es ist das Verdienst Villaverdes, trotz

heftigen Widerstandes einen grofsen Teil seiner Reform-
projekte dnrehgesetst au haben. Einmal lieferte die Remigani-
sation der Slaafcssehuld, über die noch au sprechen sein wird,

eine Einnahme von 176,7 Mill. Pes., und aann wurden zahl-

reiche neue Steuern ynd Steuererhöhungen eingeführt. Daa
Resultat war, dafs schon das 2. Semester 1899, das ein



XXI 5. 33

Finanzjahr für sich bildete', mit einem Überschufs von
58,7 äill. Pes. abschlofs. Der Voranschlag für 1900 wies
wiederum ein Defizit niif, aber die schliersliche Abrechnung
ergab einen Uberschufä von 88,8 Mill. Pes.; als 1901 die

Kriegssteuer fortfiel, und somit eine Einuahmeminderung sich

ergab, erhielt man einen Übersrhuls von noch J^,7 Mill. Pes.

Dabei ist zu beachten, dai'd mau heute keineswegs sparsamer
wirtschaftet als frUher, im Gegenteil: jetzt, wo Spanien keine
Xolonien mehr besitzt, weiBen die Auagaben fllr fast sümtlieke

MiDisterien xiiin Teil beträchtliche ErhOhttngen auf, trotz der
fast allseitig erhobenen Mahnungen cur Sparsamkeit Zum
Vergleich mögen die Budgetanachl«ge lUr 1897/98 und fklr

1902 hier angeBlbrt werden:

Einnahmen: mim 1902

Direkte Stenern nnd Gkschenk der Königin
Indirekte Stptierii

Rimw-hfuifti nm dem StutMrüten ....

297 460 810
807 2::') 000
Hl 14^000
96718942
110721019

418470 377
339 590 000
162820 000
29375358
29 1^014

s-;; •J7> 771 071 ):;7 749

Auegaben:

G«\'»('tz^obendor Körper .......
Ofieuthche Schuld (Gewöhnliche AuBjgaben)

„ (Ausg. f. Felds, anf&ttba)
GerichtsausffaDcn » •

VerlMTifllichKeiten des Staate n. Pensionen

öffentlicher Fntfrriclit und schöne Kun tn

Ackerbau, Industrie, Handel, öfi'entüche

Finanzen .«•....
Fernando Po «.••.

9 250000
1 r,n8 08f)

95071 019
1 585 447

58 699 im
1013 467
4739887
54 5^0 054

142 l'Ju:{9(>

28 344 991

27fi@7569

1
79 446 306

in 109 442
28 222 212

875 000

9 406 849
1 838 085

413811806

1 456 190
71 780 500

985 883
5881662
54 202 655

606 716
35 941702
52 578 158

43860160

74875890
19 887 253
30 259 820
2000000

87b86öb7ö 971 176259

Das Budget fUr 1902 zeigt in seinen Einnahmen vor

allem die Wirkung der inzwischen eiugeluhrtcn Steuergesetze,

während der Rlickgaug iu den Erträgnissen des Staatsschatzes

1 Vom 1. Januar 1900 sollte nämlich das Finanzjahr mit dem
Kalenderjahr zusammenfallen.

^ Dies alles bildete 1897 noch ein einsiges lliaieterinm.

FoiMhuagaa JLJU & — Wftstphftl. 3
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auf das Verbot der Silberprägung zurückzuführen ist. Jedenfalli

kann man zugestehen^ aafs das Gleichgewicht im Budget er-

reichtist, und obschon die gewonnenen UberschUsHP bfsh«r lüoist

zu aufserordentlirhen Ausgaben verbraucht werden uiufjitea,

scheint CS nicht mehr aiizuschwiehg zu aein, hier die Ordoanf
aufrecht zu erhalten ^

Wie erwähnt, war mit der Herstellung Je«i Buiii.^» t^jletch-

gewichts eng verknupit die Regelung de r Staate ><!i'i Id.

Nachdem Spanien sich einmal bereit erklärt hatte, die Kol- r :al-

schulden auf sein Budget mit zu übernehmen, lag es aui der

Hand, dals die Inhaber der spanischen Wertpapiere irgend*

welche Opfer bringen mufsten. Solange es sich dabei nicht

um die auswärtige Rente han<lelte, die zum gröfsereu TeJ
sich in Händen ausländischer Gläubiger betindet, war ea nicht

schwierig, günstige Ergebnisse zu erzielen. Zunächst wurde
im August 1899 die AmoiÜsation der 4®/oiKen amortiaaables

Rent^ der Zollobltgationen, sowie der kolonialen Papiere «n^
gehoben. Da nun die kolonialen 5 und 6 ^/o igen Anlettiea

höhere Zinsen brachten als die innere Schtald, wurde im Min
1900 zur Konversion jener wie der 4 ^/o igen amorüsaaUcn
Rente in eine 4^/sige innere, ewige Schuld aufgefordert Oh*
schon gewisse Kompensationen beim Umtausch gewfthrt wurden»
waren doch teilweise Benachteiligungen nicht zu enneidea,
und so führte die freiwillige Konversion nicht ganz zum Zi«l.

Daher entschlofs sich die Regierung, die nicht zur Konverainn
eingereichten Papiere nebst den nicht abgestempelten —^ albO

im Inlande befindlichen — Exterieurs zum 1. Februar UHi2
zwangsweise zu konvertieren. Höhere Einnahmen ab durch
diese Zinsreduktion wurden dadurch erzielt, dafs unter dm
neuen Steuergesetzen eines in Geltung trat^ welch«^- die

Zinsen von StaatH]>Hpir'rrn mit einer 20 "'o igen Abgahe he-

legte. Endlich sclu itt man zur Konsolidierung der schw»*h»ii(ieti

Schuld, zu der man die intolge ihres schnei l?^n TilguniT«-

erfordernisses besonders drückenden ZollfiliH^atmiK >n und dit?

in Händen von Privatpersonen i^etindlieiien Zahlungsvcr|»rtich-

tuugsbcheine des Tresor (Pairares) hinzufügte. Eine innert

5 oige amortiösableAnleihe im Nominalbetrag von 12<MI MilL Pea.

wurde zum Kurse von 83% aufgelegt, und obsclion aucL
sie der 20^' eigen Einkommensteuer unterworfen wurde, war
der Erfolg ein unerwartet gunstiger, da eine fast 2.*^ tVu.-be

tjl>eizeithnung sich ergab. Aufser der Konsolidierung jener
Papiere gestattete die zum Teil in Metallgeld gezeichnete
Anleihe die Rückzahlung von 148 Mill. Pes^ welche die Bank

^ Um di<' Mittf des Jahre? 190*J hVr^fMi -ich in d'-r 5p;ini.-icl'?D

Presse iM-tiirchtunc^eu darüber hören, dafs der definitive J tihrp<!ih?i<''hla£j

wieder mit etueiu Defizit abörbliefseu würde. Sichere und eiuwündfrei»
Nachrichten nach dieser Sichtang sind noch nicht bekennt gew^wKSe». •
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OD Spanien in Obligationen der schwebenden Schatzschuld
besali). Damit war freilich erst ein gewisser Anfang gemacht,
die enge Verbindung von Staatsschatz und Bank zu lösen,

während diese noch immer über 944,8 Mill. in Schatzanwei-
aungen (Pagares) besafs; allein da dertn /insfufs von 5 auf
2* 2*^1» herabgesetzt war, so hatte maii auch diese Last be-

deutend erleichtert.

Weit weniger erfolgreich verliefen die Versuche der
•panischen Regierung, die Zinsen der im Besitze Yon aus-

wärtigen GUubigem befindlichen 4 ^/s igen ESzterieurs ebenfoUs
m verkürzen. Zunächst wollte man von vornherein vor-

aiofatiger vorgehen, da eine einseitige Zinsredaktion dem
apanischen &edtt im Auslande empfindlich geschadet hätte,

und es war wahrscheinlich, dafs man früher oder später doch
wiaderum die Hilfe des Auslandes in Ansprucn nehmen
ma&tc; sodann aber war es 8t<u k bestritten, ob Spanien ohne
deo offenkundigsten Rechtsbruch, ohne Vertragsverletzung eine

derartige Zinsherabsetsung den ausländischen Gläubigem
ffegcntlber vornehmen konnte. Im Jahre 1876 war nämlich
mtgesetzt worden und zwar gesetzlich, dafs die äufscre Schuld
von jeder Steuer frei sein sollte, und als 1883 die alte

3*/oige äufsere Schuld in eine 4*^/oige Rente umgewandelt
wurde, erklärte die spanische Regierung, an jener Bestimmung
festhalten zu wollen. 8io war auch ihren Zahliint^sverpflich-

tungen durchaus nachgekommen, und trotz des zeitweise sehr

hohen OoMn^^ios waren die Coupons (h'v aufseriMi im Aus-
land bcHndlichen Rente , di<' zu diesem Behuie abgestempelt
war, in Gold l)ezahlt worden. Ib99 vertrat man nun die

Ansiclit, das Oesetz sei kein zwischen Spanien und seinen

(jfiaubigern getrulli-nes Ubereinkommen, sondern eine einseitige

gebctzliche Mafsregel , die durch ein neues Gesetz aufgehoben
werden könne. Trotz dieser Anschauung war die Regierung
darauf bedacht, ein gewaltsames Vorgehen gegen die Inhaber

der Schuld zu vermeiden, und sie liefs sich ermächtigen,

in Verhandlungen mit ihnen einzutreten, um auch diese

Papiere der Steuer zu unterwerfen. Erst im Juni 1900 be-

gannen die Verhandlungen darüber. Zwar gestand man seitens

der auswärtigen Gläubiger zu, dafs das Verhalten Spaniens
in der Bezahlung seiner Schulden vollste Anerkennung ver-

diene und dals man, um ihm über die schwierige Lage hin-

wi^gsohelfen, gewisse Opfer bringen woUe^ allm an die Über«
imhme jener Steuer könne mit Rücksicht auf die Abmachung
Ton 1882 nicht gedacht werden. Bei dem Entgegenkommen
der Gläubiger mochte wohl auch die Besorgnis mitspielen,

dAfs ein* absolute Ablehnung jeglicher ZinsverkUrzung die

spanische Kegierung veranlassen würde ^ ohne jede Rücksicht

d(ie Couponsteucr auf die auswärtige Rente auaaudehnen. Nach
mancherlei Verhandlungen wurde dann yereinbart^ an Zinsen

3*
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•ollten kttnftig nur 3,50^/« gesahlt und 0,50 ^/o zu einem
AmortiMtionsfonds «ngesaiomelt werden. Dieser VoneUag
•oUte den Gläubigern sur Absdinniung nnterbreitet werden
und nnr bei Zustimmung von ^ 4 des Betrages Gültigkeit

finden, wobei dann freilich jede ^iichtäufserung des Protestes

als Eiiiwilli^ün^ aufgefafst würde. Die abgestempelten £z-
terieurs im Auslände verteilten sich nun ^

:

Frankreich 671830400
England 140925100
Belgien 121158 700
Deutschland 53778 800
Holland 34815000
Portugal 17 474100
Verschieden 175000

1 040 157 100 Pe«.

Widerspmch wurde nur ^ erhoben von Besitzern von
88 791 700 Pes., so dafs weit mehr als *U Majorität mit dem Plan
einverstnnden schien. Als dieser dann den Cortos zur Ge-
nehmigung vorgelegt wurde, erhob sich hier starker Wider-
stand und zwar deshalb, weil man die Abmachung als dem
Ausland zu günstig ansah. Formell wäre ja damit anerkannt,

dafs jenes „convenio" von 1882 für die Regierung bindend

sei, düafs also niemals eine Steuer von den Exterieurs erhoben
werden dürfe; sodann war damit die Verpflichtung der Re-
gierung gegeben , stets in Franken c^e Zinsen au zahlen und
nie in Silberpeseta. Während trotadem die Deputiertenkammer
mit grofser Majorität den Vorschlag annahm, acheiterte er im
Senat. So ist die Sachlage denn die, dafs die ausländischen
rtlMnbiger nach wie vor 4**^i Zinsen in Gold empfangen; die

Frage frcilicl», ob eine von Spanien getroffene Einschränkung
zulässig sei, ist offen geblieben, und der Grund für künftige

Differenzen liegt noch immer vor. Allerdings sclicint das

bisherige Verhalten der Regierung die Ajisicht zu recht-

fertigen, dafs man aufs äufserste bestrebt ist, das Vertrauen
des Auslandes nicht au erschttttem. Wiederholt ist in letater

Zelt Ton den Terschiedenen Finansministem yersichert worden,
dafs die äufsere Rente völlig unverändert bleiben sollte.

Wesentlich veranlafst durch die Erfordernisse der Exterieurs
^ynr eine vielfach kritisierte Mafsregel: die £inforderung gewisser

Zölle in Gold. Durch die Zinszahlung an das Ausland war
die Regieninp; imm( r in die Notwendigkeit versetzt, eine be-

stimmte Menge (jold aufzukauff^n , eine bei den spanischen

Währungsverhftltnissen sehr kostspielige Operation, die oft-

mals von Spekulanten ausgenutzt wurde. Deshalb griff man
zu dem Mittel ^ die Ausfuhrzölle und gewisse Einfuhrzölle in

1 Nach Aconomiflte earopteD 1900 Nr. 464.
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Gold zahlen zu lassen; zu den letzten gehören u. a. die Zölle

auf Steinkohle und Koks, Petroleum, Stockfisch, Weizen,
Weizenmehl, Kakao, Kaffee, Tee u. s w. Auch hier läfst

eich nicht verkennen, dafs man bemüht war, dem Ausland
keinen Grund zu Beschwerden zu geben : eine Erhebung der

Zolle in Gold anstatt in Silber wäre natürlich einer be-

deutenden Zollerhebung gleichgekooimen \ und deshalb wurde
bestimmt^ data die betr^nden Zolle ermttfetgt werden aoOten

je nach dem mittleren Wechselkurs auf das Ausland. — Eine
weitgehende Zustimmung errang sich ein in der zweiten Hälfte
von 1902 eingebrachter Gesetzesvorschlag, betreffend die Ab-
schaffanff des „AtHdavita", d. h. der Abstempelung der in den
Händen von Ausländern befindlichen Exterieurs. Vom 1. Ja-

nuar VM):] ab sollten alle Coupons der äufseren Schuld in

Gold bezahlt werden, ohne Rücksicht darauf, ob dieselben

im Besitze von In- oder Ausländern sich betiuden. Der
eigentliche Sinn dieser geplanten Änderung war der, dafs

man ein leieht zu Terhandelndes internationales ZaUungs-
mittel schaffen wollte; denn hierfür konnten bei dem bis-

herigenModus der Zinszahlung und infolge der yorsunehmenden
Abstempelung die Ehciterieurs nor in beschränktem Mafse, die

Übrigen Staatspapiere, deren Zinsen ja nur in Silberpeseta

gezahlt wurden, fast gar nicht in Betracht kommen. Unmög-
lich oder (loch mit grofsen Schwierigkeiten verknüpft wäre
eine derartige Umwandlung nun keineswegs, da die Zölle ge-

nügendes Gold liefern. Es fragt sich aber, welche Wirkung
eine derartige Malsnahme hervorrufen würde. Man wird ohne
weiteres annehmen können, dafö sie in hohem MaOse die

Spekulation in Spanien selbst anreisen mnls; denn die Ana-
sieht darauf, die Zinsen in Gold au erhalten, wttrde die

spanischen Kapitalisten su umfangreichen Ankäufen der Ex-
terieurs Teranlassen und die Kurse stark in die Höhe treiben.

Indes rechnete man damit, dafs hier bald eine Höchstgrenze
erreicht und diese nicht viel unter dem Parikurs sich befinden

und erhalten würde. Da bei dem h?5heren Kurse die in Gold
gezahlten Zinsen dann keine so aufsprordentlich günstige

Stellung mehr einnehmen wurden, wäre ein Ausgleich ge-

schaffen und das Papier könnte seine Funktion im inter-

nationalen Zahlungsverkehr erfüllen. Auch diese Projekte

sind nicht ausgefllhrt worden; die Neukonstituierung des
Ministeriums lieb sie verschwinden, und ihre Wiederaufnahme
ist vorläufig wenig wahrscheinlich.

Über den Betrag der spanischen Staatsschuld ma^
folgende Übersicht orientieren, nach dem Jahresbericht des

1 Dosbalb hat man von franxOwaeher Seite dies voigeschlagen als

MIttrI zur Anfh s^ernng der Fiaanaen. Vgl. a. B. Eoosomiate europte
Bd. 19 (Jahrg. lÖOiJ Nr. 476.
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Council of the Corporation of Foreign Rondholdcrs. die den Stand

von Anfang Juli lOMl iribt, und die mir als zipnilich genau
erscheint, während völlig korrekte Zubammenötellungen nicht

vorliegen.

Art der Schuld Kapital Zinefors
Jährlicher
Zinsbetrag

StaatSBohuld.

ÄufBere Schuld.

ö«/o Schuld {^('^pn die Ve^
SOOuuuo.OO

1026296700,00 4%
150000,00

4105168^40

Innere Schuld.

Nicht abgestempelte äufsere

Ewige innere Schuld ....
Tilcrbare „ „ ....
Kubanische Hypothekenscheine
von looD unu io9u • * • *

Hypothekenobligationen der

Aktien offimtlicher Anlagen
„ von Landstrafsen . .

Schul 'ipn an die Beamten . .

5"/o amuriispablc Schuld . . .

,6401292135^001

1

178000,00
109500,00

1 116 500,00

1 191565 000,00

4%

2>/» o/o

5%

25f( 051 685,40

4450,00
278760

65 476 750,00

BchatzBchuld.

Obligationen, durch die Zollein-

nanmen garantiert ....
Zahlungsverpfl ichtuogescheine

33 1128:30,00

994842639,47

5«/o 1655 641,50

23621 145«0O

9651508904,47 {888014217^

Yttrachiedene Zinenhlungen . 10990900^00

399005177,40

Dazu ist Anfang des Jahres 1902 eine uene Emission
von Schatebonds im Betrage von 125000000 Pes. getreten.

Wenn somit Spanien die Aufstände in seinen Kolonien
bekämpft und den Krieg mit Amerika geführt hat, dann das
Gleichgewicht im Budget und im wesentlichen die Liquidation
fler dur<'!i den Krieg hervorgerufenen Ausgaben erreicht hat,

ohne die ililie des Auslandes in Anspruch nehmen zu niü!»sen,

90 ist es fraglich, ob ein Gleiches bei der Regulierung der
Münzve rhiiltniRse erfolgen kann. Hrkanntlich besteht seit

18Ü8 in iSpanien gesetzlich die Doppelwährung, und die Münz-

' Dabei ist allerdings angenommiTi , dafs die genannten Schulden
Hchoii knnvort)f>rt seien, was in der Tat am 1. Joli 1901 noch nicht
völlig der Fall war.

L
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Srägung erfolgt nach dem Fufse dee IstemtscLcii MUnzbunde%
em Spanien jedoch nicht beigetreten ist. Die Entwicklang

ist derart gewesen , dafs das Gold fast gänzlich aus der

Zirkulation vorschwunden ist, und tatsächlich jetzt Silber-

währuDg bestellt mit einem starken Umlauf von unterwertigen

Noten. Auch dies ist kein durch den Krieg entstandenes,

sondern alt eingewurzeltes Übel; bereits 1891 sali Leroy-

BcauUeu* neben der Uerötellung des Gleichgewichts im Budget
in der Reduzierung des Notenumlaufs die dringendste finan-

sielle MaTsnabme, and doch betrug Ende 1891 der Noten-
umlauf erst 801|5 Mül. Pes., w&hraid 1901 mehr als der
doppelte Betrag davon umlief, nämlich 1632,8 MUl. Pes.

Da(a in dieser fortwährend gesteigerten No tenausgabe der
Hauptgrund tlUr die Entwertung der Valuta liegt, darüber
herrscht kaum Streit. Das Reeht Noten auszugeben war 1874
allein der Bank von Spanien zugebilligt worden, und zwar
Noten bis zum Betrage von 7äO Mill. Im Jahre 189U war
diese Höchstgrenze last erreicht, und deshalb setzte man
unter entschiedenem Widerspruch der handeltreibenden und
industriellen Kreise es durch, dafs in einem neuen Bank-
statat die Höchstgrenae dee umlaufenden Notenbetragea auf
1500 Mill. Pes. normiert wurde, wovon Vs metalliach gedeckt
«ein sollte und zwar die Hälfte davon in Gold; dafilr

mufste die Bank ihr gesamtes Grundkapital im Betrage von
150 Mill. Pes. dem Staat zinslos bis 1921 vorschieben. Als

1898 die Zirkulation sich wieder jenem Höchstbetrage näherte,

glaubte man darüber hinausgehen zu müssen und als Eraissions-

grenze wurde 2V'2 Milliarden festgesetzt, so zwar, dafs die

Metiillreserve der Bank die Hälfte der Papiere deckte, so-

lange der Umlauf zwischen IVa und 2 Milliarden betragen,

und -/a, sofern er darüber stehen würde. Erst 1900 ist

dann die HOchstgrenae wieder auf 2 Milliarden herabgesetst.

Sicherlich ist nan diese fortwahrende Erhöhung nicht ver-

anlafst durch die Gescbäftserfordemisse; die zunehmende Ent-

Wertung der Noten seigte, wie sehr sie die Bedürfnisse des

Landes überschritten: es war vielmehr die Konseciuenz der
schlechten Finanzwirtschaft des Staates. Den dauernden
Defizits im Budget ^ den gesteigertf^n Anforderungen an den
Staatsschatz während der Kolonialaufstände und des Krieges

mit Amerika glaubte man durch Anleihen nicht völlig ge-

wachsen zu sein, und so griff man zu dem Mittel, sich von
der Bank von Spanien Vorschüsse machen zu lassen, und je

mehr Schatzanweisungen und Papiere der Bank von Spanien
verpfilndet wurden ^ um so stärker wuchs die Emission der

Noten. 1895 belmnden sieh im Portefeuille der Bank an
diesen auf solche Weise in ihren Besits gelangten Papieren

I Im ^onomitte Iran^sitk
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154 Mill. Pes., 1897 schon für 584 Hill, und am Schlafs des

Kriegsjahros I^OR für 1276 Hill., die dann durch verschiedene

Rückzahlungen auf H)58 Mill. Pes. 1900 und 1(MJ3 Mill. 1901

reduziert waren ; davon abgesehen besaffl die Bank noch

zwischen ^^HO—400 Mill. Pes. an der 4% igen inneren amor-
tissablen Anleihe. Dementsprechend hat sie, wie gesagt, von
dem Privilegium der Notenausgabe den ausgiebigsten Gebrauch
gemacht Dm Jabresmitlel das Notenaimaufs 1875 betrag
erst III Mill. Pes. bei einer Metalleinlage von 85 Mill.» 1881:
227 Mill. bei 242 MilL Metallreserre. Wahrend in den
folgenden Jahren die Notensirkulation wuchs, verringerte sich

der metallische Bestand, so dafs er 18B3 120 Mill. betrug bei

einem Notenumlauf von 349 Mill., 188(3 105 Mill. gegen
493 Mill. Noten. iHOo hatte die Bank bei einem durch-
sLlinittlic Inn Notenumlauf von 730 Mill. Pes. eine Metall-

deckung von 262 Mill. Die Entwicklung in den letzten

1 1 Jahren für den Schlufs jedes 4. Vierteljahres zeigt folgende

Tabelle

:

B.'trag in Mill. Peseta

Jahr
Xoti'n-

zirkuiatiou

M.'tall-
Gold Saber

Verhältnis

zwischen

Einlaj^e und

Umlaut

1891 801,5 274,0 160,0 114,0 340/0

1892 884,1 321,1 190,S 130,8 36«/o

1893 927,7 827,6 197,9 174,7 40 »/o

1894 909,4 475,7 200,1 275,6 52 o/o

1895 989,5 456.5 200,1 2.56,4 460/0

1896 1 OMA 466,7
4!>S,8

213,2 253,5 450/0

1897 1206,3 235,8 258,0 41 0/0

1898 1440.0 472,3 276,5 195,8 820/0

1899 1 517,9 702,5 840*0 862,5 46»/«

1900 1 586,0 758,5 850,0 408,5 470/0

1901 1682,8 782,1 350,4 481,7 48 o/t

licintrrkenswert ist hierbei, dafs die Metalldeckunp: sich

entsprechend, zum Teil noch stärker vermehrt hat als die Noten
emiasion; ausgenommen ist hiervon aber niimentlich das Jahr

1898, in dem die Zirkulatiua U/s Milliarde Uberschritt, ohne
dals die erforderliche Bwdeekung der Hälfle yorfaanden ge-

wesen 18^ da nur 32 ^/o gedeckt waren. Auch in den folgen-

den Jahren hatte die Metalleinlage nicht die gesetzlich yot*
geschriebene Höhe. Auf eine weitergehende Vermehrung
wird jedoch vorderhand kaum Wert zu legen sein. An eine

Wiederherstellung des Goldumlaufes ist in absehbarer Zeit

doch nicht zu denken, und bei dem hohen Goldaufcreld bringt

jede Vermehrung der Geldeinlage starke Verluste mit sich.

4
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Ein anderes Aushilfsmittel in der fortwährenden Finanznot
wir die Ausprägung von Silbermünzen — meiöt o-Peseta-

•tttcken mit Zwangskurs. So sind seit 18Ü8 Uber 1300 Mill.

in Silber geprftgt, daTon mehr als 1058 in 5-Pesetastltcken,

der Rest in SekeidemttnEe; allein 1898/99 prägte man ftlr

241 MüL Pes. Hierbei spielte freilieh in diesem Jahre noch
sin aoderes Moment mit als der aogenUicIdtehe Bedarf des
Tresors. Infolge der Entwertung des spanisehen Silbers fanden
1896/97 nmfangretehe Silberansmhren nach den Ländern statt,

wo das Silber seinen höheren Wert behalten hatte, haupt-
sIeUieb nach den Kolonien. Der Überächufs der Ausfuhr in

Silhermiinze und -harren über die Einfuhr betrug 1895:

17,5 MÜi. Pes., 1896: 38,1 Mill., 1897: 45,7 Mill. Auf diese
Weise war in der ersten üälfte Ton 1898 ein Silberman^el
eingetreten, dem die Bank von Spanien dadurch abzuhelfen
suchte, dafs sie einen Teil ihrer Silbereinlage dem Verkehr
überliefs. Ende des 1. Vierteljahres \H9S hatte sie 2ö7,9 Mill.

Ppsnta Silber in ihrer Kasse, am Schlufs des 2. Vierteljahres

nur \
]'2^^ Mill. Um der S|»f^kulatinn ein I'nde zu machen,

wurde am Mai die Silberaustulir vorläutig verboten. Der
Tresor hat aus den Silberprägun^en verbältni8mflfsif::^pn Nutzen
gez<ii:oii; es sind die Gewinne aus diesen Operationen auf
141* 2 Mill. geschätzt worden.

Ein weiterer Grund für die Entwertung der Valuta liegt

in den Kolgen der jahrelang aufrecht erhaltenen verkehrten
Politik der Bank von Spanien. Indem diese den Wechsel-
diskont und den Preis» iür Verschlisse ;iuf Wertpapiere auf
einem niedrigen Fufse erhielt, unter dem Zinsfufs der iStaats-

papiere, ermöglichte sie es, dals grofse Mengen an spanischen

Wertpapieren von heimischen Kapitalisten im Ausland ge-

kauffc und bei der Bank yerpfibidet wurden. Noch im Jahre
1900 bat die Bank, angeblich um die Operationen des Tresors
SU erleichtenii den Diskont Ton Wechseln und von Darlehen
mit Garantie durch Öffentliche Fonds auf 3Vs^/o herabgesetzt,

SU einer 2ieit^ in der die meisten grofsen europäischen Noten-
banken einen weit höheren Sats normiert bitten. Allerdings
darf man bei diesen Bfafsnahmen der Bank nicht ttbersehen,

dafs sie auch ihre günstigen Folgen hatten. Namentlich seit

1897 trat nämlich bei zahlreichen ausländischen Besitzern

spanischer Papiere aus Furcht vor Zinsverkttrsungen das Be-
streben hervor, sich dieser Effekten au entledigen, und da
man nun in Spanien in der Lage war» die Papiere auf*

zunehmen, so waren die Kursrückgang nur orttbergehend»
oder sie waren doch nicht so stark, wie man es bei der be-

sonders wenig aussichtsvollen ökonomischen Lage des

Land PS liHtte erwarten können. W.Hhrend 180') im Ausland
untergebracht waren ca. 1400 Mill. Fes. 4 o ige Kxt^ riours

und ca. 200 Mill. Pes. 5 und 0"/oige kubanische Papiere,

Digitized by C^c)ügle
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waren im Mai 1900 von jenen noch gegen 1038 Mill. und von
diesen nicht mehr als 50 Mill in den Händen auslltndischer

Besitzer^ Man wird diese Tatsache zwar nicht fliirchaus

als ein erfreuliebeH Zeichen - der grofsen Kapitiilkrat't des

Landes anerkennen, aber es bleibt bemerkenswert, dafs dieses

trotz der ungeheuren Kriegslasten zu einer derartig um-
fassenden Zuriickzieliung beiner ^Schuld, im stände war. Hier-

durch wurde freilich das starke AnsstrOmen des Goldes Ter-

anUGit. Nachdem In den neunziger Jahren bis 1896 ein*

schllefiBlich die Goldeinluhr die Ausfuhr Überstiegen hatte,

zeigte sich 1897 zum erstenmale ein Überwiegen der letztem

um 14 Mill. (Mttnsen und Barren), 1898 bei dem hohen Stande
des Goldagios sogar um 3,3 Mill., und doch war in beiden
Jahren der Wert der Warenaitsfnhr weit höher nh derjenige

der Eintuhr; auch 1809 überwog die Qoldausfuhr noch um
2,2 Mill. und 1900 um 0,70 Mill.

Über die tatsächliche Gestaltung der spanischen Valuta
ist nun zu sagen, dafs sie bis 1881 ungetahr die PariUit mit

den französischen Franken hatte; Yon 1882 an ist eine fast

ständige Zunahme der Madrider Wechselkurse auf Paris, d. h.

des Goldagios* bemerkbar, ohne jedoch eine bedrohliche

Hohe zu erreichen, da 1 890 der Wechselkurs im Jahresdurch-

schnitt erst 4,33 ^/o Uber Pari stand. Unter dem Eindruck des
neuen Bankgesetzes von 1891 wuchs dann das Agio bedeutend, so
dafs es noch in diesem Jahre l^y^'o tiberschritt. l>r>r Jahres-
durchschnitt im Stande des Agios 7a\ Madrid betrug:

1891 1 1892 1898 1894 1895 189<)
' 1897 1898 1899 1 1900

6,50
1
15,32 1836 i 20,15

j

14,86 20,65
1
29,58 53,85 24,80

1
29,56

In dieser bis 1898 steigenden Verteuerung des Goldes
machte nur das Jahr 1895 eine Ausnahme. Man betrachtete

auf den ausländischen Börsen die Lage Spaniens wieder mit

. günstigeren Augen, und während in den gesamten voran-
<rf4,ppf|en Jahren zahlreiche Exterieurs von Spanien aufgekauft
waren, wurde die Nachfrage danach im Auslande während
der letzten Monate von 1894 und des Anfangs von 1895 so

;itark, dafs das dafür nach Spanien fliefsende Gold den
Wechselkurs wesentlich verbesserte. Am 15. Mär^g 1895, kurz
bevor Martinez Campos zur Unterdrückung des Aufstandes
nach Kuba geschickt wurde, betrug das Goldagio in

Madrid nur 7,20 ^/o. Die darauf einsetaende Steigerung erhielt

ihren Höhepunkt im Anfang Mai 1898, wo man in Paris
überhaupt keine Wechsel auf Madrid handelte^ und hier das

' Vergl. Economiate europ^en Bd. 17 (1900) Nr. 438.
* So geschieht ea im Econombte europeeu.
' lu Madrid und Barcelona werden Wechsel auf Paris in Gk>ld-

aafg«ld gehandelt.

^ j . ^ci by Google
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Aufgeld 115^/o betrug. Die Wiederherstellung gesicherter

Zustände führte 1899 eine Ermäfsigung bierin herbei, 1900
folgte wiederum ein Steigen infolge der teilweise gedrückten
Lage der Industrie, des südafrikanischen Krieges u. s. w.;
dio zögernde Politik in der Bankreform und das Mifs!in*j^en

der ersten Versuche hielten 1901 und 1902 das Agio auf
30—35, zeitweise sogar auf ^^(i— 38*'o.

Der Eiiitiuis der hohen Wechselkurse auf den A u fs e n -

liaudel ibt Vüu luaiicber Seite ^ —
* namentlich in meinen

günstigen Wirkungen aaf die Ausfuhr — stark tibertrieben

worden. Es ist oben geseigt worden, wie sich der Aufsen-
handel gestaltet hat Die verminderte Einfuhr 1898 ist gewifs
mit yerursacbt durch das liohe Ooldagio, in der Hauptsache
scheint sie doch die Folge der durch den Krieg herbeigeführten
schlechten ökonomischen Lage des Landes gewesen zu sein.

Von der anjC^^ljÜch die nationale Produktion zu g'esteigerter

Ausfuhr stimulierenden Wirkung des Goldagios lilfst sich auch
nicht viel nachweisen. Mit 844 Mill. 180!^ "^ep^.ni 8ö7 Mill.

1897 (beid« mal ohne Edelmetallverkehr und die vorüber-

ehende Austuhr) ist ein absoluter KUckgaug eingetreten. Bei
en Waren, deren für den Export bestimmte Produktion am

ehesten hlltte ausgedehnt werden kennen, hei den Fabrikaten^
ist die Ausfuhr um 45 Mill. snrttckgegangen ; Bohstoflfo wurden
um 14 Mill. mehr ausgeführt, und wenn an Lebensmittdn
um 19 Mill. Pes. mehr versendet wurden , so war dies mehr
durch den besseren Emteausfall — also unbeeinflufst durch
den Wechselkurs — verursacht. Obschon 1899 und besonders
19un (]n^ Goldagio noch eine ansehnliche Höhe hatte, ist die

Abnahme der Ausfuhr weiter fortgeschritten, ein Aulschwung
der Eintuhr nicht verhindert worden.

Fragt man noch umgekehrt, inwieweit der Au I sen ha ndel
die Valuta beeinflufst hat, so liegt auch hier kaum eine

anfikllige Einwirkung vor. Obnchon 1898 mit einem Übenchnfii
Yon 259^ Mill. der Warenausfuhr Uber die Einfuhr die

Handelsbilanz fUr Spanien sich so gttnstig wie niemals ge-

staltet hat, ist doch dadurch keineswegs der hohe Stand des
Agios verhütet worden: dies hielt sich vielmehr bis in den
Oktober auf tiber 50®/o, sank erst im November auf 41 " o

und blieb über 85®/o im Drzpmber. Auch 189t) und 1897 war
die Handelsbilanz für Sj^anien durchaus aktiv, aber trotzdem
war der Wechselkurs hoher als in irgend einem Jahre vorher.

1899 und 1900 war die Bilanz passiv; in beiden Jahren

* Dies gilt in erster Linie von Edmond Thiry, La Situation ^cono- •

mique et tinanci^re de l'Espa^ne S. 27 ff. Seine Beweise stützen sich
aber auf !iöchst problcrnatischf lianilclsstatistifcbp Ziffern; teils f»ind dies
nur provisorische, teils läfst sich gar nicht ermitteln, woher sie stammen.
NseuThfiTs Anssben übertrifft such die Ausftihr von 1896 die von 1^
noch tun es. 80 Mill, obsebon sie in Wshrhsit dabintsr surflckblsibt
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überwog die Einfuhr die Ausfuhr um fast die gleiche Samme,
um 158 und 154 Mill., doch war 1900 das Agio um 6®/»

höher als 189«).

Aus alledem scheint hervorzugehen, dafs den oben dar-

gelegten Gründen gegenüber, welche die V'ahitaentwertung

herbeiführten, die Schwankungen des Aufsen handela von nur
geringer Bedeutung für die Höhe de& Goldagios waren.

Ein dauerndes Intereue der einaelnen Prodaktionaswetge am
Beitande des hohen Aufgeldes tat in keiner Hinsicht vorhanden,
iehnehr werden sie darch die entwertete Valuta in hohem
Mafse beeintrflehiigt Die infolge der neabelebten Indastrie-

tätigkeit hervorgerufene Mehreinfuhr von Rohstoffen, von
Werkzeugen u. dergl. läfst es im Vorteil der gewerbtätigen
Kreise gele;?en er.'^cheineTi , nicht zu teuere Preise ans Aua-
land 7Ai })ezahleii. Damit verbindet sich der Nutzen des

Staates und zahlreicher Gesellschaften, wenn sie nicht mehr
zum Zwecke der Zinszahlung für ihre Schulden sich zu

hohen Preisen Gold verschaffen müssen. Dafs aber auch
das Ausland wesentlich daran interessiert ist, die Entwertung
hexw. das Schwanken der Valuta vermindert an sehen, damit
eine ruhige und stetige Entwicklung des Handelsverkehres
mit Spanien nicht durch Unsicherheit in den Zahlunss*
Verhältnissen, namentlich beim Import nach Spanien, gefiüiraet

wird, liegt auf der Hand.
Dieser Anschauung hat sich die spanis'^he Regierung auch

keineswegs verschlossen, und Urzai?:. der die Fin.inzpifine

Villaverdes in den Fragen des Budgets und der Staatsschulden

fortgeführt hatte, unternahm liier die ersten Reform ver-
suche. Ohne Schwierigkeit wurde am 28. November 1901

dem steigenden Silberumlauf durch Verbot der weiteren Silber-

prägung ein Ende gemacht Hartnftokigen Widerstand, der

schliefslich das Ministerium au Falle brachte, erregte dagegen
der Plan, der den Kern des Übels treffen, nämlich die allzu-

Sofse Notenzirkulation verhindern und die Geschäfte der
ink mit dem Staat beschränken wollte. Dagegen regten

sich die intpresisierten Kreise. Die Bank von Spaniern war
nämlich in den letzten Jahren immer in der Lage gewesen,

ihren Aktionären eine Dividende von 20**-ü und mehr, 1899
sogar 25*^/0 zu verteilen. Der Hauptteil dieser hohen Gewinne
stammte aber aus der Notenemission und den Geschäften mit

dem Tresor. Bei der Verbindung, welche zwischen der Bank-
leitnng und PoHtikem sämtlicher Parteien besteht, war eine

Opposition gegen alle PlAne zu erwarten, welche die Tätigkeit

der Bank in jener Hinsicht einzuschränken unternahmen. Das
erste Anfang 1902 vorgelegte Projekt enthielt in seinen

wesentlichsten Punkten die Grundsätze der Peelschen Bank*
akte , in dem eine Trennung der Bank in zwei völlig un-

abhängige Departements voi^sehen wurde. Die Passiva der

^ j . ^cl by Google
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EmisBioiUMibteilung sollten reprttaentiert werden dnrcb die
mnlaiifeiideii Noten, die Aktiva dareh die mehr als 900 Hill.

Schatzschuldscheine, welche die Bank beeitat, den Bankvor*
echufs von 150 Mill. Pes., den vorhandenen Goldbestand und
soviel Silbergeld, dafs durch diese Metalle und die Effekten
der Betrag der Noten erreicht wird. Eine Reduktion dieser

sollte in dem Mafse eintretenj als die Regierung ihre Schuld-
scheine gegen Barzahlung zurückzog. Auf diese Weise hoffte

mau es zu erreichen , dafs der Staat einen EinÜuf.s auf den
isoieiiuiiilauf erhielt, so dals dieser nicht naebr tiber Bedarf
ausgedehnt würde. Obgleich es zunächst den Anschein hatte,

als liefse sich &tr diesen Entwurf eine Majorität unter den
Deputierten finden, so zeigte sich bald solch Widerstand, der
seine Waffen vornehmlich in den aablreichen Argumenten
gegen die Peelsche Akte fond, dals man schiiefslich das Geseta
in der gepianten Fassung aufgab.

Als ein neuer En twu rf eingebracht wurde, zeigte er weit
wenTf.'er einschneidende BcstirrmiTingen und wurde riosliall) mit
eini^^eii Abänderungen nach wenig ausgedtbuLea Üeratuiigen

angenommen. Danach hat der Staat innerhalb lü Jahren —
bis spätestens 31. Dezember 1911 — der Bank von Spanien den
Betrag seiner bei ihr schwebenden Schuld zurückzuzahlen.

Hieran soll Terwendet werden einmal die nach dem Gesets
om 2. August 1899 zu emittierende Schuld; aweitens be*

sondere Mittel nnd Emissionen, welche die Cortes au be-

willigen hätten; drittens die Überschttsse der Budgets. Die
Maximalgrenze der Kotenemission beträgt 2 Milliarden und
zwar so, dafs bis 1200 Mill. der dritte Teil — die Hdlfte

davon in Gold — metallisch gedeckt ist; von 1200— ]50() Mill.

sollen ÜU " 0 des überschiefsenden Belrages — davfui mindestens
40^/0 in Gold — Bardeckung haben und von 15Ut>—2000 Mill.

70®/o des Überschüsse.^ und zwar mindestens hO^lo in Gold.

Die Regierung wird »ich u. a. nüt der Bank wegen Fest^

setaung des Diskonts fUr Darlehen mit Garantie durch Öffent-

liche Fonds in Verbindung setzen, dessl. Uber den Ver-
kauf von Panieren der (öffentlichen Schuld u. s« w., so dafs

das Portefeuille sich nur aus Wechseln mit 90tägiger Verfall-

zeit ausammensetzt ; doch darf dieser Verkauf erst stattfinden,

wenn die Bank von Spanien die dem Staat geleisteten Vor-
schüsse zurückerhalten hat.

Dafs diese Bestimmungen — die anderen, welclie die

Valutafrage nicht ho unmittelbar berühren , sind hier über-

angen — geeignet sind, eine baldige und anhaltende Besserung
er Valutaverhältnisse herbeizuführen, wird mau kaum sagen

können. Einmal ist der Zeitraum, den man zur Regelung
der Beziehungen zwischen Bank und Staatsschatz fes^esetat

hat, ein zu langer, und dann ist durch das gekllnstelte STstem
der Kotendeckung, wie man es hier duräiführen will, ein
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Mifsbrauch der Emission nicht zu verhüten; denn die £r^
fahrung hat gezeigt, wie es trotz solcher Einschränkungen der
Bank gelungen ist. den Umlauf der Noten zn erhöben. Von
Seiten französiselior Finanzmänner war vorgeschlagen worden,
den Notenumlaut auf 1200 und dann auf ^HD Mill. herab-
/Ausetzen

;
dahingehend eine gesetzliche Bestimmung zu er-

lassen , wäre aber auch nicht zu empfehlen , da raaft hier zu

leicht eine allzu willkürliche Grenze aufstellen könnte. Unter

den gegenwärtigen Verhältnissen wird das einzige Mittel sein,

um £e Entwertung der LandesTsluta zn beseitigen, dafs man
so schnell als möglich die Vorsehriften des neuen Qesetses su
erfüllen sucht, da bei Rttckaahlung der gewährten Vorschüsse
an die Bank diese den Kotenbestand verringern könnte. Ob
die Valutaregulierung für die spanischen Produktionszweige
die hochgespannten Erwartungen erflillen wird, wie man sie

hauptüiichiich in Frankreich hegt, mufs die Zukuntt lehren.

Neuerdings, im Laufe dea Jahres 1902, sind mehrfach
weitere Vorschläge und Plüne aufgetaucht, welche die Senkung
des Agios zum Gegenstand hatten. Am meisten erörtert wurde
die Bildung eines Syndikats, das die Beschaffung der not-

wendigen ausländischen Goldmünsen durch gröfsere Ankäufe
erleichtem sollte. Als Mitglieder des Syndikats waren gedacht
der Staatsschatz, die Bank von Spanien, die Eisenbahngesell-

Schäften und endlich alle anderen Unternehmungen, die fUkt

Dividenden- oder Zinssahlungen auswärtigen Qoldes bedurften.

Dafs die Durchführung dieser Pläne einen weitgehenden Ein-

flufs auf den Weclisolknrs ausüben wfirde, erscheint wonig
glaublich. Es handelt sich nicht um einr» grofse Goldanleihe,

sondern um die Erwerbung verhältnismalsig geringer Mengen
unter dem jeweiligen Durchschnittskurs. Den gröfsten Vorteil

würden die Eisenbahnen und andere private Unternehmungen
haben, während der Staatsschatz das für Zinssahlung nötige

Goldgeld, so lange das Gesets über die Zahlung gewisser ZöUe
in Gold besteht, stets zur Verfügung gehabt hat Auch die Bank
hat nicht ein unmittelbares Interesse an dem Erwerb gröfserer

Goldbestände; die ihr sukommende Goldmttnse wflrde höchstens
au einer gewissen Verstärkung ihrer Reserven dienen können.

Die praktisclie AusfCihrung des gescfiildortoTi Planes war
<lerart beabsichtigt, dafs einige Filialen der Bank von Spnnicn
im Auslande, so vor allem in Paris, vielleirht auch in London,
Berlin u. s. w. errichtet werden sollten, denen der ISIünzankauf
zufallen sollte. Ob bei der im November li)U2 eingetretenen

Umbildung des Ministeriums und dem dabei erfolgten Wechsel
in der Person des EHnansministers eine Verwirklichung aller

dieser Projekte eintreten wird , läfst sich noch nicht sagen \

^ Inzwiscben ist Anfang 1903 das Syndikat zwischen den Eisen-
bahnffesellscbaften und der Bank, aber ohne den Staatsschats, sh-
gesdiiOBMn worden.

^ ij,.. by Gt:



Drittes KapiteL

Die handelspolitischen Beziehungen

zwischen Spanien und Deutschland im letzten

Jahrzehnt.

Wie schon bei der Überoicht über den spaniaehen Anfsen*
handel erwähnt wurde, beaeichnete das Jahr 1892 einen

Wendepunkt in der spanischen HandebpoUtik insofern, als

damals bei der Reguliernng der Handelsbeziehungen zum
Ausland die hochschatasOUnerisch interesssierten katalonischen

Industriellen wiederum ihre frühere dominierende Stellung

einnahmen, flie sie 1882 verloren hatten. Im Jnlire issj war
das ausschlaggebende Moment hei der Gestaltung der spanischen

Handelspolitik der Weinexport nach Frankreich gewesen.
Infolge der Verwtistungen der französischen Weinberge durch
die Heblaus im Jahre 1870 reichte die Iranzösische Wein-

Sroduktion bei weitem nicht aus, den inländischen Bedarf zu
ecken, and man sah sich daher genötigt, grolse Mengen an

spaniscnem Wein an importieren. Um sich das so gewonnene
Absatzgebiet möglichst au sichern, verliefs Spanien die Bahnen
des Hochschutzzolles, die es 1877 durch Aufstellung eines

Maximal- und Minimaltarifes — beide mit einem angeblich

vonibergeliendcn, aber sehr hohen Zollzuschlag — eingenommen
hatte, und schiofs am »>. Februar 1882 einen Handelsvertrag
mit der französisclien Kepnblik. Durch diesen Vertrag setzte

Fraiikieith u. a. den Zoll auf spanische Weine bis zu einem
Aikoholgehalt von 15,9 Grad von 3'/2 fr. aui i fr. für 1 hl

herab. Die Konzessionen hatte Spanien ziemlich teuer zu
erkaufen, da es eine grofse Anaahl wichtiger Zollsätze betrftchi-

Heb ermäfsigen mabte, so unter den Fabrikaten auch troti

des lebhaften Widerspruchs der Textilindustriellen Kataloniens
die Zölle auf Baumwollenwaren. Die Folge war, dafs die

Weinansfohr nach Frankreich den grOfsten Umfang annahm.
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1875 umfafste sie nur 124000 hl und 1891 «IW 9 Miil. hl

im Werte von 2<)2 Mill. Pes. Wenn man auch zugab, dafs

dem gegenüber zahlreiche Zweige der Industrie durch den
Handelsvertrag geschädigt und in ihrer Entwicklung gehemmt
würden, so ghiubte man doch, dafs der Vorteil, der aus dem
Weinexport gezogen wurde, jene Schädigungen bei weitem
aufwiege. Aber es mufste von vornherein klar sein, dafs eine

derartige Handelspolitik, die so ausschliefsltch einen einsigen

Zweig der nationalen Prodtiktion förderte, doch nnr so lange

aufrecht zu erhalten war, als man in Frankreich auf die

tpaniachen Weine angewiesen war. Zunächst jedoch folgten

diesem grundlegenden Vertrag eine Reihe MeistbegOnstigungs-
Verträge mit anderen Staaten im Jahre 1883; am 12. Juli

dienes Jahres der mit dem Deutsr})en Reich. Aiifser der
gegenseitigen Meistbegünstigung fancien sich in dem Vertrage
Bindungen resp. Ermälsigungcn für eine Anzahl Tarifpositionen.

Spanien gewänrte dies für Eisenbahnschienen, Eisen- und
Stahldraht, kiiustlichc Farben, lackierte Felle, landwirtschaft-

liche Maschinen, Branntwein u. s. w.; Deutschland für Kork
nnd Korkstopf« II, Südfrüchte, Wein u. s. w.

In den folgenden Jahren gewann die Agitation gegen die
Handelsverträge in Spanien weite Kreise. Seit Mitte der
achtziger Jahre war die Rückkehr zum HochschutsaoU einer
der Programmpunkte der konservativen Partei geworden. Ein
wichtiger Bundesgenosse entstand den industriellen Gegnern
der bisherigen Handelspolitik in den Landwirten Kastiliens,

die uTi rer dem Druck der amerikanischen Konkurrenz willig

die Hand zu einer allf^emeinen Umgestaltung des Tarifs in

achutzzölluerischem 8irine darboten. Bald zeigte sich der
Einflufs dieser mächtigen Koalition. Die liberale Partei war
zwar noch am Ruder, aber das Gutachten, das eine 188U ein-

gesetzte, aus Senatoren, Deputierten und Staatsbeamten be-

stehende Kommission ahangeben hatte, war dnrchans schnts-

zOllnerisch und griff vielfach anf den Tarif von 1877 snrttck.

Die Wirkung dieses Berichtes wurde dadurch nicht ab-
geschwächt, dafs der Liberale S. Moret y Prendergast seiner-

seits ein besonderes Gutachten abgab, das jenem ersten in

den meisten Punkten entgegenlief.

Als bald darauf iKirh dem Sturze des liberalen Ministcriume
Canovas del Castillo Ministerpräsident wurde, konnton die

Wünsche der kastilisehen Landwirte zu einem guten Teil schon
befriedigt werden. Es wurden nJtmlieh die Zölle auf Ap:rar-

produkte, soweit sie nicht vertrnf^'snnlfsic- gebunden waren,
1890 durch Dekret erhöht. Alsdann berief man eine neue
Kommission unter dem Vorsitz eines anerkannten Schutz-

xülfaiers, um die Einaelheitttn des künftigen Zolltarifes au
beraten.
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So deutete alles darauf hin, dafs die spaiiibchen leitenden

'

Kreiae entt^chlossen wareu, die betitelienden Verträge nicht zu
erneuern.

Diesem Bestreben kam man in Frankreich entgegen. Hier
war die OppoBition gegen den Handelsvertrag in den letzten

Jahren nicnt mtnder lebhaft gewesen. Der Urnnd hiensu lag
ebereeile darin , dafs die französischen Weinbra^e sich ajf
mihUch von den Verheerungen durch die Reblaus erholten,

und man sich, soweit als möglich > von dem Obermafs der
spanischen Konkurrens befreien woUte ; andererseits vor allem
in den im gröfsten Mafsstabe betriebenen Weinrerfillsehungen
der spanischen Exporteure. Wie erwähnt, hatte der in Frank-
rekb importierte spanische Wein bis 15|9 Grad Alkoholgehalt

nur 2 fr. für das Hektoliter zu aahlen, während reiner Sprit

emem Zoll von 15G'/4 fr. pro hl unterlag. Der spanische
Exporteur wie der fraoaöaische Händler machten nun glänzende
Geschäfte, wenn man dem fUr den Export bestimmten
spanischen Wein, dessen natürlicher Alkoholgehalt nicht 15^9

Grad betrug, einige Prozente zusetzte und so den hohen Zoll
ftlr diesen sparte. Oder man nahm sogar gefärbtos Zucker-
WHMHfT. vermii^chte dies mit Sprit und sandte es als spanischen

Wein n.uh Frankreicli. Zwar entdeckte iii.in in Fiaitkroich
— allerdings erst ziemlich spät — diesen ]^ trug und suchte
ihm entgegenzuwirken , desgleichen wurde die spanische Re-
i:i« rung veraniafst, einzuschreiten; allein gänzlich vermochte
man dem Übel nicht zu steuern, üm so erregter war man
in Frankreich, und namentlich fehlte es nicht an zahlreichen

Hetzereien gegen Deutschland, dem man die Schuld an jenen
Betrügereien beimafs, weil Spanien einen grofsen Teil seines

Sprit aus Deutscliland bezog.

Unter dem Druck der öffentlichen Meinung cntschlofs

sich die französische Regierung im Jahre 1891, von dem ein-

jährigen Kündigungsrecht Gebrauch su machen, und Spanien
batta nun guten Grund, seinerseits die Verträge mit den
ttbriMn Mttchten zu kttnaigen; der mit dem Beutscben Reich
gesciiloasene sollte zum 1. Februar 1892 ablaufen.

Es wurde sodann ein neuer Zolltarif mit Maximal- und
MinimalsStsen publisierty die geeignet schienen, die hoch*
gehendsten schutszOllnerischen Wünsche zu befriedigen. Dafs
es aber mit derartig hochgeschraubten Sätzen nicht leicht sein

warde, Tertragsmilfsige Handelsbeziehungen mit dem Ausland
anzuknüpfen, sah die spanische H«'gierung sehr wohl ein, und
man InVH daher für gut, den Minimaltarif nicht etwa ftlr

unabttnderitch zu erklaren, sondern weitere Ermftfsigungen

gegen entsprechende Eonzessionen anderer Länder susulassen*

Hieraus ersah das Ausland, dafs Spanien neuen Handels«

rertrilgen nicht durchaus abgeneigt sei, und neben anderen

Digitized
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Staaten suchte auch Deutschlaad Verhandlaogen darüber an-

zuknüpfen. Um Zeit hierfür su gewinnen, sicherten sich

Deutschland unJ Spanien provisorisch gegenseitige Meist-

begünstigung zu, ausgenommen davon blieb der Alkohol beim
Eintritt in Spanien und der Wein beim Eingang in Deutsch-

land. Die nun folgende Zeit bietet in den Handeisbeziehungen
zwischen beiden Ländern ein Bild der gröfsten Unsicherheit:

immer wieder luufs das Provisorium erneuert werden; mehr-
mals tritt die Verlängerung nur «nf einen Monat ein; der
betreffende Notenaustausch findet erst kun vor Ablauf der
Frist statt; ohne dafs man cum Handelskrieg sn schreiten

beabsichtigt, bestehen für einige Zeit — vom 30. Juni bis

31. August 1B93 — überhaupt keine vertragsmäfsigen Handels-
beaiehungen, worauf dann wiederum gegenseitige Meistbegan*
stigung festgesetzt wird.

Inzwischen hatten die Verhandlungen über den Vertrag
begonnen. Am November 1802 waren dio Dologierten beider

Länder zusammengetreten und begannen am 28. November
die Beratungen, Eine Verzögerung trat ein, als der Sturz
des spanifichen Ministeriums die Demission der spanischen

Kouiiuiaöiousmitglieder veranlafste. Nachdem diese ersetzt

waren, wurden die Sitzungen am 10. Februar 1893 unter dem
Vorsitz des Herzogs de Almodovar del Rio eröffnet: am
3. August desselben Jahres setzte die Kommission die end-
gültigen Beschlüsse fest und schlols am 8. August mit der
Unterzeichnung derselben die Beratungen.

Im allgemeinen hatte man sich über die einzelnen Artikel

des Vertrages sowie Uber die Höhe der Zölle bald geeinigt

Der einzige Punkt, über den man sich erst ganz zuletzt ver-

ständigte, betraf den deutschen Zoll auf spanische Korkstopfen.

Nach dem deutschen Generaltarif betrug derselbe 30 Mk. für

lOU kg, während der Vertrag ISS:') In Mk. festgesetzt hatte.

Im Interesse der deutschen Korkfabrikanten, die aufser von
Spanien auch von Algier und Portugal Koikholz einführten

und in Deutschland verarbeiteten, schlugen die deutscheu
Delegierten einen Satz von 20 Mk. vor, dem die Spanier
8 Mk. entgegensetzten. Schliefslich erldärten diese, unerläTs-

liche Bedingung für den Abschlufs des Vertrages sei mindestens
der Satz von 1883, da ein höherer Zoll das industrielle Leben
on 3—4 Provinzen, dessen Mittelpunkt die Korkindustrie
wäre, aufs schwerste schädigen wlirde. Nach langen Aus-
einandersetzungen wurde dann der Zoll von 1883 mit 10 Mk,
angenommen.

Deutscherseits hatte man versucht, eine Ermäfsigun^ des
Zolles auf Alkohol zu erlangen, um die gewaltige Ausfuhr in

diesem Artikel weiterhin betreiben zu können In dem neuen
Tarif betrug nämlich der Zollsatz für 1 hl Alkohol l(iU Pes.

1

^ j . ^ci by Google
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gegen 21JU Pes. ti iili' r. wozu noch die Kunsumsteuer von 25 Vp'^.

gekommen war. All im <lio^«' Versuche malyton srlipitern, da
die 8p?^^i«chen Delei^ici t' ii «lurch finf kgl. VerurdiimiL'" vom
'M. Deiiciüber IHl^l gebundeit waiua, wonacl) hol kuuitigen
}land('l«vprtrfie'**n keine Herabsetzung der Zuil .nif Alkolud
oder Lii^ucui .^uauinden sollte. Man hat den deuUcbuii Uaiei-

händlern seitens der L iiuhvirte später vorgeworfen, nicht

alles getan zu haben , uin hier (üne Konzession zu erlanyfen.

Aber dieser Vorwurf war um so unberechtigter, als selbst iiii 1^11

einer Zollreduktion der deutsche Spritexport doch den enormen
BQckgang b&tte aufweisen milssen, wie er nach 1891 eintrat:

Fnutlureieh hatte nftmlich die HödisIgTeiiBe des AlkohoIgehallet
bei den importierteii Weinen auf 10»9 Qrad normiert, so dafs es

also unmöglich gewesen wäre, den spanischen Wein femer mit
Sprit sn yerscnneiden. Weiterhin aber konnte ein grofser

Teil an spanischen Weinen, der einen höheren Alkoholgehalt
hflsaib als 10^9 Grad, nicht mehr nach Frankreich exportiert

werden; er fand so im eigenen Lande die Verwendung, dafs

«T zu Weinsprit gebrannt wurde und den Bezug vom Aus-
lände gftnalich überflüssig machte. —

Derjenige spanische Delegierte, der dem Staatsminister

über die Verhandlungen den Bericht zu erstatten hatte, kam
in der Beurteilung derselben zu dem Resultat, dafs die Er-
gebniase der Beratung für 8)>anieQ im wesentlichen durchaus
^^Unntige seien. Es sollte sich bald zeigen, dafs man in wr-it i!

Kreist.'ii Spaniens gänzlich anderer Ansicht war. Wie sich

hier die (Opposition erhob, so hat man wohl auch gel^entlieh

m I>eatschland — allerdings erst als der Vertrag gescheitert

war — diesen als Must^T dafür liingestellt, wie man nicht

verHUclien dürfe, llaiulelsvertrag(? abzuschlicfsen , da aus
snlchen nicht ein Staat einst-itig Nutzen ziehen solle, wie es

hier Deutschland gewollt hatte. Kin»* nähere Betrachtung; des

Vcrfrriires sowie eine Vergleiehung mit den früiiort'n Z'>11-

s^ixi '.i mag zeigen, ob und inwiefern dieöe Ansicht be-

grttrniet ist.

Kine Eigentümliclikeit des W-rtra^^es licstaiid darin, dafs

nicht mehr die Klaus(^l der allgemeinen Meistbe^i^ünstigung

«•nthi- U. Die Abneigung dagegen war damals in Spanien

.'ijleii thalben 7ti mächtig gewesen, als dafs man sie wiederum
hätte festseL^eii könn'^n. So gewiihrteii sieh Ix^de Länder nur

für eine Reihe bc-^unders aufgeführter Artik<'l die Meist-

hejj^ün»tigung ; für eine Anzahl auderer Waren wurden dits

2iölle erUKSfsiL't resi». ifeliit'»<l«>'>

T>te so gebundenen Sätze mögen fiir eine Reih'* wichtigerer

sj>aniiK:her Waren den Zöllen von lbb3 gegenübergestellt

werden. Die Zolle galten für 100 kg:
4*
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Artikel

BiDBen und Espartogras
W^beeren, frische snm Tafelgenitfii

Wein und Most in Fässern
Friflche Apfelsinen, Zitronen, Limonen .

Pomeranzen, Granaten, Mandeln*, Datteln
Safran
Oliven • , . • •

Olivenöl in Fässern
Erdnufsöl in Fasern, amtlich denat.

Olivenöl „ , „ * * "

Getroekii«te Feigem» Korintheii, Bosmeii

Zollsatz Zollsatz

von 1SQ3 von 188S

Mark Mark

frei 1

4 4
20 24

4 4

40 50«

80 30*
3 4
6 • •

frei

8 8

Für 78 Nummern seines Zolitarifes räumte Deutschland
Spanien die Meistbegünstigung ein. Auf Grund der Verträge
mit Osterreich, Italien, Schweiz, Belgien trat eine Redükti<m
der Zölle für einige Artikel ein, unter denen ich her\'orhebe:

Stmmpfwaron ans Baumwolle . . • .

Besen aus Bast, Stroh oder Schilf . . .

Schmiedbares £isen in Staugen ....
Eisen in Blöcken n. s. w.
Roggen ,

Holz aus Buchsbaum, Zeder, Kokos u. s. w«
Zedemholz, geschnitten
ZiegenfoUe, gegerbte oder halbgare . .

TOD lao Mk. anf 95 BOc

n

H

n

n

n

n

4
2,50

2,50
6

2,60
6
8

n

n

a

3
1,50

1,50

0,60

0,25

1

n

n

n

Wie man sieht, waren die Bindungen und Erniedrigungen
im allgemeinen nicht dazu angetan , die deutsche Produktion
8chädi£;end zu beeinflussen. Es handelte sich doch meist um
Artikel, die gar nicht oder nicht derart in Dentadüa&d ge-

wonnen werden können. Widerspruch erregte es im dentscheii

Reichstag, dafs Spanien auf Koggen die Meieibegttnttigung
erhalten sollte; die nraktische Bedeutung der Bestimmung
war aber sehr gering, aa eine starke Konkurrenz der spanischen
Landwirte auf dem deutschen Markt nicht zu befürcnten war.
Wie wir ^ah^^n , wäre 8})anTen in der Lage , nicht nur die

Oetreidezufuhr aus dem Auslande zu vermeiden, sondern
selbst Agrarprodukte zu exportieren. Allein, wie die Ver-
hältnisse Ingen, namentlich infolge der unentwickelten Ver-
kehrswege, war Spanien doch von diesem Ziele aufserordentlich

weit ennernt. Wenn nach der deutschen Statistik 1892 £Ur

SVi MilL spanischer Roggen importiert wurde , so blieb das

1 Im Vertrage von 1883 nicht enthalten.
> Im Vertrage von 1883 nicht enthalten: allgemeiner Zoll 12 Mk.
3 1885 auf 40 Mk. herabgesetzt
* 1885 auf 20 Mk. herabgesetzt
* 1888 nicht feetgesetst; aUgemeiner Zollsats 10 Mk.
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eine außergewöhnliche und vereinaelte Eracheinung ; diese

war wohl dadurch Terursacht, dafs man, um den Ausfall der
russischen Einfuhr zu decken ^ an allen erreichbaren Plätaen,

selbst mit hohen Kosten, Roggen aufkaufte.

Unter den 17'i ermäfsigteTi spanischen Einfuhrzöllen führe

ich an und stelle mit der 2. Kolonne des Tarifs von 1891 —
Minimaltarit — und dem Zollsatz von 1883 zusammen folgende

wichtigere Positionen:

Artikel Mafsstab

1

Vertrags- • Miniiiial*

tarif tarif

von 1898{von 1891
tarif

von 1883

Pesetas Pesetas Pesetas

40
40
5

/ 1,75

1 0,50
6
1,50
12
1

1,50

50

52,50

3

7,50

8»75
15

}
«

34,65

4,55

\ 0,10

4,80

1,50

9,15

{
^

8 6,90 2,49

27,50 27,50 27,20

3,50

12,50

4
20

2,60
8

12
12

18

23
2,40

10^58

Kristallglas und dessen Nachahmnngen . •

Porzellan
Schmiedeeisen u. 8tthl inEisenlMihnsehienen

Nähnadeln, Stecknadeln, Schreibfedem . .

Farben in Pulver oder in Stücken . . .

Salpetersawes Kali
Stärke
Satzmehle zum Gewerbegebrauch . . . .

Dextrin
Plüsch, Samt n. Doppdgewebe za Kleidungs-
stücken

Grame aus Hant oder aus Leinen, von Kr. 21
anfirirts

Asfenushan, Felbel a. Samt aus Wotte oder
Haar

Samt n. Felbel aus Seide oder Floretseide
Motoren ieder Art, mit oder ohne Kttael
sowie die KcBsel allein , ,

Güterwagen, Gepäckwagen u. s. w. . . .

100 kg
n

n

1 kg

100 kg

n

n

100 kg

1 kg

100 kg

Aufserdem erlangte Deutschland für weitere 172 Sätze

dea spanischen Tarifes die Meistbegünstigung. Infolge der

apftiiiachen Yertrttge mit der Schweiz, mit Norwegen und den
Niederlanden ergaben flick u. a. folgende Zölle:

Artikel

Faxbstolfeitmkte

Farben, aus Steinkohlen gewonnen . .

BanmwoUe,gespoonen n.genrlint bis Nr. 35

», r, » .Nr.3«an
Tascheuuhren, goldene

„ nlberne
Oltneb nnd Waehsleinwaad

Minimaltarif
;

VertragsUrif

von 1891 i von 1893

7,80

2,50

1,25

1,75

7.50

8
1

5
0,50
1,60
1

1

1

0,50

0,75
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Von flen weiteren Bestimmungen des Vertrages mag
folgende« erwähnt werden : auf deutscher Seite hätte man im
Interesse der heimischen Industrie die Aufhebung der apanischen
Aubiührzölle gern gesehen; wurde auch dies nicht erreicht,

80 verpflichtete sich Spanien doch den Ausfuhrzoll auf Kork-
holz nicht Uber 5 Pes. zu erhöhen ^ fallö die Cortes ihre Ge-
nehmigung erteilen würden, sollte der Ansfiihrzoll anf nicht
silberhaltigen BleigUms im Betrage von 1,25 Pes. aufgehoben
werden Ferner wurde vereinbart, dafa die Festsetzungen
Uber Meistbegünstigung, Ausfuhrzoll u. s. w. nicht bertlhrt

werden sollten durch die einer dritten Macht im GrensTerkehr
gewährten Begünstigungen.

Die oben anp:effihrten Zollsätze sind zwar fast durch-
gehends höher als die Sätze von l^s;>, aixT es war den
deutsclien Unterhändlern doch gelungen , ir.uiz beträchtliche

Krnuilsiguugen, zum Teil bis 50®/ü und dartiber gef^tMiüber

dem Minimaltarif von 1891 zu erlangen. Wenn mau imii

später behauptet hat» die Koniessionen waren au grofs ge-

wesen, sie hatten den Vertrag für Spanien unannehmbar ge-

macht, so erscheint es doch mehr als fraglich, ob weniger
weitgehende Errnftfaigungen die Zustimmung der einflufsreichen

Kreise gewonnen hätten, die keine Neigung su einem Handels^
vertrag mit Deutschland auf Grund eines besonderen Kon-
ventionaltarifes besafsen. Dies zeigte sich deutlich in der Art
der Polemik gegen den Handelsvertrag; dabei suchte man
meist gar nicht im einzelnen nachzuweisen, dafs die Er-
mäfsigungen zu stark wären, sondern hielt äich ganz äufserlich

daran, dafs Spanien 17b Positionen und Deutschland nur 2(>

erniedrigt habe, ohne darui au denken, dab die tLbrigen auch
für Snanien keinen Wert hatten. Oder aber es wurde betont,

dafs der einzige Vertrag — aufser dem mit Portugal —, Ton
dem Spanien Vorteil haben könnte, der mit Frankreich wäre^
und dieses wQrde au einem solchen wenig geneigt sein, wenn
es die Konzessionen erhielte, die sein Todfeind Deulacbland
gleichfalls genösse.

Dem Vertrag war die Erklärung angefügt, dafs die Rati-

fikationen bis 31. Dezember lb*J3 ausgetauscht werden sollten.

Die Beratung im deutschen Reichstag nahm nicht allzuviel

Zeit in Anspruch. Nachdem am 23. November 1893 die

Generaldebatte begonnen, vom 30. November bis 2. Dezember
die Kommissionsverhandlungen stattgefunden hatten, wurde
der Vertrag am 14* Dezember 1893 angenommen. Die Gegner
desselben hatten wohl die prinaipiellen Bedenken wie gegen
jeden Handelsvertrag auch gegen den vorliegenden aus-
gesprochen , aber die speziell gegen diesen erhobenen Ein-

wendungen konnten nicht als überzeugend angesehen werden.
Bei weitem erbitterter und langwieriger gestaltete sich

der Kampf in Spanien. Für den Handelsvertrag traten be-
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aonders lebhaft die Angehörigen der Eorkindustrie von
Sxtremadura^ Gerona u. s. w. ein. In zahlreichen Eingaben
und Petitionen an die Cortes hoben sie hervor, wie sehr daa
Blühen der Korkindustrie abhängig wäre von einem gesicherten

Aheata im Ausland; sie wiesen ferner darauf hin, dafs die

Exporteure von Wein und von Südfrüchten ein gleiches In-

teresse bätten^ um so mehr, da das Ausland niclit auf Spanien
angewiesen sei , sondern Italien die Nachfrage befriedigen

könnte. Doch trotz ihrer Anstrengungen und obschoii wiederum
ein liberales Ministerium die Ri^^mrung inne hatte, vorninchtr'n

«ie nif'ht'- ansziiriffiten gegen den ent-^fhlnssfuen \\ ii Icr^iaixl

der hchutÄZoline]\ die aufser den vorhin iit^^n ArirnuKTiien

besonders noch 'lic niit N?H-hdruck iiervoriiob' n , dal- durch
1*1 nen solchen VirtF'sig die tiaiionale Industrie s< livvei gcAcliadigt

wutiit-, und <\n(< sitiuit auch die ArhfMt-l'iii ji«» herunterpr^^hen

midisten. Der liauptaitz des \\ iderstntule.s vvai', w ie stets ti iilin

gegen jeden Vertrag, der Mittel] imlu «b*H indiiöiriellen Lebens,

Barcelona, wo Industrielle, kautiijauiii^>chc Vereinigungen und
Gemeindebehörden nicht müde wurden, die >>chädlichkeit des

Vertrages hervorzuheben. Den schärfsten Ausdruck fand

iliese Opposition in einer grofsen im Dezember 1893 ab-

«haltenen Protestversammluug zu Bilbao, zu der sich 120
Abgeordnete aus Katalonien, Galicien and den baskischen

ProTinsen einfanden und unter der Parole „Spanien fUr die

finanier* beschlossen, das Zustandekommen des Vertrages mit

mum an Gebote stehenden Mitteln zu verhindern.

Im Parlament gelang es, die entscheidende Abstimmung
durch lange Beratungen und ein endloses Verschleppen immer
vieder hinauszuschieben, ohne dafs das liberale Kabinettf in

dmn der Freihändler Moret Minister des Auswttrtigen war,
etwas Ernstliches unternahm , den \'ertrag zur Annahme zu
bringen. Unterdessen war das Handelsprovisorium und der

Gleitpunkt fUr den Austausch der Hatilikati<»n<^n nu-hrinals

Twlängert worden, zuletzt bis zum 15. Mai Da jedoch
die deuttjche Regierung sah, wie sie hingehalten wurde, und
dafs alle weiteren Verhandlungen nutzlos sein würden, er-

neuerte sie das Provisorium nicht wieder und wendete den
deutschen aiitniirmen Tarif auf spanischr ^\'aren an. Der
Hfindelskrieg wai »^omit eröffnet und Spanien liefs seinen

M I \ni:?iltarif in Kraft treten. Dessen 'exorbitant hohen Sätzen
gegentU'i r nHifste Deutschland weitere Mafsre;^''(!ln er^^reifen,

ur^^ ^'^r-j- [x u-rr
!

i. f.f^ A'*Tordnung von J."». Mai ISM I bestimmte,

daü dl*- lOiiitahiz II Ulf die wichtigsten spanischen Waren
um oO^.u erhöht »vu;;ien. Dazu gehürten u. a. Kn}i(M'sen,

Weinbeeren, grobe Korkwaren, Korkstopfcn, Wein, die iSüd-

irüchte, Oliven u. s. w
Trotz des Zollkrieges hatten die Cortes inzwischen weiter

beraten. Die Deputierten beschränkten sich im allgemeinen
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darauf, sehr umfangreiche Erörterungen anzustellen, ob e»

i'eizi überhaupt noch möglich uei, den Vertrag zu raüüzieieo.

)a der zur Ratifikation bestimmtd Temin Tefitrichen sei,

könne der Vertrag wohl nicht mehr als existent angeeehen
werden. Ohne dafs ein praktisches Resultat enielt wirs^
trat am 11. Juni 1894 die Vertagung ein, —

Über swei Jahre dauerten diese Differenzen S bis im Jahre
1896 die spanische Regierung es für gut hielte nachzugeben.
Sie unterbreitete den Cortes einen Gesetzentwurf dahinf^ehend.

dafs auf deutsche Waren der spanische Minim.iluirif An-
wendung finden sollte, wofern Deutschland seinen General-

tarif ohne die Zuschläge anwenden würde. Der Entwurf fand

die Genehmigung der Cortes und wurde auch von der deutächeu
Regierung angenommen, so dafs vom 25. Juli 1896 die beiden
Länder ihre niedricsten autonomen Tarife gegeneinandar in

Kraft setaten. Da Spanien mit anderen Staaten Vertrüge ab-

schlolS) durch die es Konzessionen auf seinen Minimaltarif
einräumte, wollte man in Deutschland an diesen Vorteilen

teilhaben, und so wurde denn bei Gelegenheit des Ankaufs
der Karolinen ein neuer Vertrag a^G:eflch losten , durch den
sich beide Lftnder die Meistbegünstigung gewährten. Sfianien

hatte anfangs einen unkündbaren Vertrag nach Art des deutsch-

französischen abschliefsen wollen, aber die deutsche Regierung
war dazu nicht geneigt; man einigte sich schlieiblieh aui

h Jahre, vom 1. Juli 1899 bis 1. Juli 1904, d. h. der Vertrag
läuft ein halbes Jahr länger als die meisten mit anderen
Staaten abgeschlossenen. Spanten erreichte dadurch
mäbigungen für seine Hauptausftihrartikel : Weine, StIdfirQchte

u. 8. w., während filr Deutschland in Betracht kamen: ver-

schiedene Textilwaren, elektrische Maschinen, Anilinfarbstoffo

u. 8. f.

Dafs Spanien im übrigen nicht daran denkt, das System
eines hohen Zolles zu verlassen, hat es mit der Keupubiikation
des Tarifes am 28. Dezember 1899 bewiesen. Die wenigen
Erhöhungen — es sind sonst die alten Sätze von 1891 —
sind wohl hauptsächlich im Interesse der Finanzen erfolgt;

aber neben den FinanaaOllen haben auch einige Zolle auf
Industrieprodukte eine Erhöhung erfohreo.

Durch die Erhebung etnjger Zolle in Gold werden Waren
aus Deutschland kaum betroffen.

' Bei Zimmermann, Dio Handelspolitik u. s, w. II. Auti. 8. 309
und bei Gruuzel, ilandclspolitik. 8. 4^1 findet iiich angegeben, dafs

Deutscliland am 90. Juni 1895 das Gktets vom 18. Mai dessotben Jahres
artf Spimirn ^M1^r''^^PTv]f•t^ linbp, wonach der Zollzusohlag auf 100^ o

erhüllt wurde und 3&oUfreie Waren einen Wertssoll von 20 '^/o beiahlen
nmfflten. Dies ut nicht richtig; in jener yerordnang vom 90. Jnni
wnrde ledigUeh der Zoll saf Honig auf 54 Mk. «srhOht» sonst trat kerne
Verändernng ein.
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Viertes Kapitel.

Die deatseh-spanisehen Handelsbezieliiingen

im eiuzelneu.

Nachdem wir iresehen hahnn, unter welchen handels-

politischen Verlialtniösen sich di-r Warenaustausch zwischen
Spanien und Deutschland im Irtzteu Jahrzehnt vollzogen hat,

soll nunmehr der Warenverkehr selbst untersucht werden.
Es fragt sich, ob dieser Betrachtung die deutsche oder die

spaniscne Handelsstatistik su Grande gelegt werden soll.

Naturgemäfs kennen die Wertangaben in den Handel»-
atatistiken nicht ttbereinstiinmen ^ da — gans i^igesehen von
den Verschiedenheiten in der Abschätsang des Wertes — die

Ware beim Eintritt in das Bestimmungsland infolge der Fracht
einen höheren Wert repräsentiert als beim Verlassen des Ur-
sprungslandes. Nach der deutschen und nach der sp?inischen

Statistik stellte sich der Handel von 1891—190U foigender-

mafsen dar:

Eiufuhr in Deutschland Ausfuhr nach Spanien

Jahr
Spauidclie Deutsche Spanische Deutsche
Statistik Statistik» Statistik Statistik 1

1000 Pes. 1000 Hk. 1000 Pes. 1000 Mk.

1891 10 156 84 872 42 528 49260
1892 11412 40 743 22 815 40 558
1898 U473 35 985 20326 051
1894 8 550 39 349 22 215 30567
1Ö9Ö 6499 28 607 34250 31 158
1886 9890 859^ 44068 89428
1897 21 474 42118 52 .5fi3 29 960
1898 17 874 48148 VA 24 725

1899 25 551 69 548 44019
1900 81976 82482 77835 54329

> Im SpedalhaiideL
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Es stand v.w erwarten, dafs die spanische Ausfuhrstatiatik

geringere Wertangaben enthielt als die deutsche Einfuhrstatistik,

und dies zeigt sich auch durchgehends. Dafs aber diese

gewaltigen Differenzen nicht durch die Transportkosten

allein verursacht sein können, liegt auf der Hand, um so

mehr, wenn man berttckaicbtigt, dafs der Kun der Peseta
im allgemmneii siemlich niedrig war. Man wird die

deutsche Statistik deshalb fllr auverlissiger zu erklären

haben, weil beim Eingang infolge der Zollerhebung die

Prüfung sorgfiUtiger ist als beim Export. Freilich seigen sich

die Abweichungen auch bei den Mengenangaben ; so sind nach
der deutschen Statistik z, B. 1899 an Eisenerz eingeführt

18447 Ü92 dz, wohingegen die spanische nur 1282510 dz als

Export nach Deutschland anführt; andere Artikel wie Mangan-
erze, Schwefelkies, die 1899 in der deutschen 8üitistik mit

445 57U dz bezw. 3260285 dz tigurieren, weist die spanische

Statistik gar nicht oder mit Terschwindenden Mengen auf.

Der Grund liegt darin , dats der Verkehr «wischen beiden
Ländern sich nicht immer direkt abspielt, so dafs es schwierig
ist, das eigentliche Bestimmungsland von vornherein anzugeben.

Bis 1896 Yerzichtet denn die spanische Statistik auch darauf,

und erst von 1897 an versucht sie, einmal das Land des Ur-
sprungs (origen) von dem der Herkunft (provenien^ijO und
sodann das nächste von dem definitiven Bestimmungbland
(deätino real) zu trennen. Jedocli ist auch damit noch keine
völlige Sicherheit erreicht, da zahlreiche Erze immer noch als

Export nach üollaad uud Belgien angegeben sind, die in

Wahrheit fär sQd- und westdeutsche Plätze bestimmt sind.

In diesem Punkt ist auch die deutsche Statistik nicht yOUig
korrekt, da natürlich die starke ESraeinfuhr ans jenen beiden
Ländern sich nur als deren Durchgangsverkehr darstellt^

während die Waren aus Rufsland, Schweden, Spanien q. s. w.
stammen. Zudem sind in einigen Jahren die Angaben über
die Erzeinfuhr deshalb zu. hoch, weil statt Schweden fälschlich

Spanien als Herkunftsland angegeben ist.

Auch für die Ausfuhr nach Spanien soll die deutsche
Statistik angewendet werden, sowohl um der besseren Ver-
gleichbarkeit willen als auch deshalb, weil selbst für den
Import die spanische kein völlig richtiges Bild ^bt: ein un-

gesetalicher Handel findet immer statt, und bei der Unter-
suchung der Waren, welche die Zollämter wirklich passieren,

wird durchaus nicht stets zuverlässig verfahren. Bringt
man dies in Anschlag sowie den Kurs der Peseta , so
zeigen die Zahlen fttr 1896—1900 gar keine so erheblichen
Differen7:on

Sehen wir /un^chst, wie sich im allgemeinen der Handel
gestaltet hat, so ergeben sich ohne den Edelmetaiiverkehr
folgende Zahlen:
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Deutsehlandt
Jahr Einfuhr Aasl^hr

1000 Mark

1891
1892
1893
1894

1896
1897
189H

1899
1900

94852
40740
35 881

39 273
28 563
35 908
42 056
48 106
H9 520
82 355

48 991

40 557
33 050
30 533
31 15:i

39 428
29 959
24 724
44 019
54 314

Die El 11 t u hr 18t stark ^^eatiegeii, ohne duh die haiidelij-

politibchen Streitigkeitea zwischen beiden Laiuieru allzutief-

greifende oder dauernde Nachteile nach sich gezogen hätten;

noch geringeren fiinflufs darauf hat aber die zeitweise reeht

ongttiMiige wirtschaftliche Lage Spameiia gehabt Da» Jahr
1892, m dem der Handelsvertrag erlosch, braohte sogar eine

Steigerang mit laich, die swar im nichsteD Jahre DaohUe(%
Aber 1894 sich abermals zeigte. EiDen wirklich bedeutenden
Kückgang weist nur das Jahr 1895 auf, das in seiner ganzen
Dauer dem Zollkrieg angehörte. Von da ab ist ein erheb-

licher Aufschwung zu konstatieren, namentlich von 1898 auf
1899 und 1900. Hieran hat, wie wir sehen werden, nur zum
Teil der Umstand mitgewirkt, dafs vom 1. Juli 1899 ab der
Vertragstarif auf spanische Waren angewendet wird. Der
Anteil des spanischen Handels an unserer Gesamteinfuhr hat

sich von ]m .labr*^^ !H«.)1 auf l,(°o für 11»<m» gehoben.
Wesentlich anders liegt es bei der Ausfuhr: bis

ist tlberhaupt keine Zunahme erfolgt, und die Steigerung im
Jahre 1900 läfst sich nicht entfernt mit derjenigen in der
Einfuhr vergleichen. Dan Aufhören des Handelsvertrages

Hefs die deutsche Ausfuhr beträchtlich zurückgehen : als diese

dann nach dem Zollkrieg sieh 1896 zu erholen hegann. wurde
Sie im folgenden Jahre herabgedrückt infolge der geringeren

Aufnahmetlihigkeit Spaniens, welche der Aufstand auf Kuba,
der Krieg mit Amerika und die damit verbundenen wirt-

schaftlichen Schädigungen veranlafst hatten. Den tiefsten

Stand hatte das Kri^siahr 1898 inne, in dem unsere Ausftihr

fiul nur noch die HlUfte von der des Jahres 1891 umfaTste.

Erat unter günstigeren Verhiltnissen näherte man sich 189f^

dem firUheren Betrag, der dann 1900 noch tiberschritten wurde.
1891 machte die Ausfuhr nach Spanien 1,5 ®/o unserer gesamten
Ausfuhr aus and 1900 nur 1,1*^/0.

Die HandelsbilauB hat sich nach mehrfachem Schwanken
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von 1897 an für Deutschland passiv gestaltet Dabei ist der
Edeimctallverkehr fast durcaweg Yon gans geringer Be*
deutuDg. Er betrug ia

1000 Mark

1S91 1892 1893 1894 1895 1896 1897 1898 1899 11900

Einf. 20 3 54 76 44 34 62 42 28 77
Ausf. 269

1

' 84 5 0 1 1 0 15

Also mit Ausnahme von 1891 , wo wir schon ohnehin
«ine aktive Handelsbilanz hatten, ttbertrifft die Einfuhr weit-

aus den Export an Edelmetallen.

Eine Darstellung der Zahlungsbilanz ist nicht mög:licfi,

da die Höhe des in Spanien untergebrachten doutschen
Kapitals sich leider der Feststellung entzieht. Wir wi^-sen

nur, dafs ca. 54 Mill. Pes. Nominalwert der 4*^/oigen »pani-

schen Exterieurs sich in deutschen Händen befinden. Daneben
aber sind bedeutende Mengen an dentachem Oelde in Eisenbahn-
panieren angelegt, desgleichen an Bergwerksuntemehmungen,
eleKtrischen Anlagen, Fabriken der verschiedensten Art
teiligt, so dafs erhebliche Zahlungen als Zinsen oder Dividende
an Deutsehland gemacht werden. Zudem wäre von den Ein-
fuhrziffern die Summe in Abzug zu bringen, welche den Be-
trag für die Erze umfafst, die vnn deutschen Industriellen aus

ihren eigenen in Spanien belee:e[ien Gruben bezogen wenlcn.
Dagegen finden sich kaum spanische Kapitalisten an deutschen
Papieren oder Unternehmungen interessiert und , da Spanien
fUr deutsche Touristen weniger in Betracht kommt, wird man
in der Annahme nicht fehl gehen, dafs Deutschland Gläubiger
Spaniens ist —

Als der bei weitem wichtigste Artikel unserer Einfuhr
sind dieErxe anzusehen, die im letaten Jahre m^r als 66 ^/o

des gesamten Bezuges aus Spanten umfafsten. Es wurden
importiert an »Erden, Ersen» edlen Metallen*" u. s. w.

:

Wert in 1000 Mk.
1891: 18208
18'J2; 19 700
1893: 18 294
1894 : 23670
1895: 15895

1890: 22995
1897: 26368
1898: 29916
1899 : 49324
1900: 54913

Hieraus sehen wir auch, weshalb unsere gesamte Einfuhr
aus Spanien so wenig von den handekpolitischen Konflikten
berührt wurde: die Hauptartikel waren eben Waren, die
man notwendig in Deutschland gebrauchte und die, keinf^m

KiugangszoU unterliegend, ungestört eingeführt werden konnten.
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Das wichtigste unter deo Ersen ist Eisenen, woYon in Spraien
so vorattgliche und reine Qaelitftten gewonnen werden , da&
ein Ersatz dafür anderswo kaum zu finden ist Daher haben
auch einige deutsche Grofeindastrielle, nm diee unentbehrliche
Material stets sicher erlangen zu können ^ eic^onc Eisengruben
in Spanien erworben. Die Wichtigkeit dieses Artikels erhellt

aus folgenden Ziffern:

Einfuhrwert iu 1000 Mk.

1801 im 1886 I 1894 1895 1896 1897
1
1898 1899

1
1900

ISlOdj 15 040 12 728| 17d80 10190 1649d{läai5|2038l{32283j a5 122

Auch im Bezüge dieses Artikels ist der Zollkrieg nicht

spnilns vorübergegangen, aber der geringe Betrag' vnn \>^\^;y

ist daneben mit verursacht durch den Preisrückgang, den
spanische Eisenerze damals erlitten.

Von grofser, immer steigender Bedeutung ist der import
von Schwefelki es geworden, der 1891 2978000 Mk., 1896 ca.

6 Mill. Mk. betrug und 1900 mit über 13 Mill. Mk, nach
Eisenerz den wichtigsten Einfuhrartikel darstellte.

Wie bei Schwefelkies hat auch bei deu Manganerzen
eine fortgesetzte Steigerung stat^efunden. 1891 betrug ihre

Einfuhr noch nicht 1000 Mk, and stieg dann Ton 9000 in

1893 anf 807000 Mk. 1896 und auf 1763000 Mk. 1900.

Wllhrend die spanische Statistik diese Erse nicht oder
wenigstens mit weit geringeren Mengen angibt, figuriert in

derselben Kupfererz als bedeutendster Artikel der Ausfuhr
nach Deutschland. Die Angaben Ton 1897—99 sind folgende:

1^^07: ssr)l>47 dz
1898: |792 8sn „

1899: 1014455 ,

Demgegenüber führt die deutsche Statistik nur an:

1897: 55 dz
1898: 926 „
1899: 8427 „

Würde man annehmen, dafs die spanische Statistik die

Bestimmungsländer genauer angibt als die deutsche das Her-

kunftsland, so mUfste diese doch jene Erze als Import aus

anderen Ländern enthaltf^n ; hier kSme also Belgien und
Holland in Betracht. Aus diesen Ländern wurde aber Kupfer-

erz eingeführt:
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Einfnbr naeh dx ans
Jahr

Niederiand Belgien

1897 11 472U
1898 IT 7707
1889 16 1878

Selbst wenn man meint, für diese Importen habe Spanien
als Herkunftsland sa gelten, so mrd auch damit nicht ent-

fernt die Höhe der spanischen Statistik erreidit. Diese scheint

hinsichtlich der W(?rtang:abe ebenfalls sehr unzuverlftssig : die

gewaltige Menge von 1014 45.") dz im .Tfi!ire 1H*I'.> soll einen

Wert von nur MurlOOi) Pes. repräsentieren: dafs dies un-

zureichend ibt , 1< achtet ein, wenn man bemerkt, dafs die im
Jahre 1900 nach der deutschen Statistik eing^eführten 41 972 ds

mit einem Wert von 3,148 Mill. Mk. angegeben bind. Nach
der spanischen Schäiaune yerh&U sich demnach die Menge
ziun Wert wie 1 : 3,6 und nach der deutsdien wie 1 : 75 ! &
ist natürlich undenitbar, dafs die Erze in Snanien selbst

solch geringen Wert haben und dann dnrcb aen Traneport
so ungeheuer Terteuert werden.

Von den Übrigen Ersen mag noch erwähnt werden Zink-
erz, das auch in immer stärkerem Mafse bezogen wird: 1891
erst für 29000 Mk. und 1900 für 778 noo Mk., sodann Blei-

erz, dessen Einfuhr r»^( ht schwankend gewesen ist zwischen
174 0(1(1 Mk. im Jahn — vorher wird Blei- und Kupfer-
erz nicht getrennt angeführt — und 8200f)0 Mk. im Jahre 1899;

vviir es nur für 41400(> Mk. Datur hat im letzten .lahre

der Import an rohem Blei , Bruchblei u. s. w. einen grofsen

Aufschwung genommen : er betrug nämlich 1 091 000Mk . gegen
303000 Mk. 1899. Die Einfuhr dieses Metalles aeigt gleich-

falls ein unregelmäfsiges Schwanken in dieser ganaen Periode,

obschon niemals ein Eingangszoll darauf erhoben wurde. Die
gleiche Erscheinung trat ein bei Rohkupfer u. s. w., dessen
Einfuhr nach dem Erlöschen des Handelsvertrages, wiewohl

auch dann noch zollfrei , ebenso sank wie di«^ rL^s l^)hblei

und nach einem vorüberziehenden Aufschwung aut «)'»(mm>0 Mk.
in 1893 gf^en r>olO()(i Mk. 1,S!>1 und 150O(m> Mk. 1892 erst

19(M) mit ()l>9ooo Mk. einige Bedeutung gewann. Ebensowcniji:

bietet ein drittes Metall
,

Uoheisen, eine stete Entwicklung iii

der Ausfuhr dar. Dasselbe ist mit einem Einfuhrzoll von
1 Mk flir 100 kg belegt, der wahrend des Zollkrieges auf
1,50 Mk. erhobt wurde. Die geringe Einfuhr dieses Artikels

wurde wenig dadurch gehindert: sie betrug 1891 352000 Mk.,
1895 245000 Mk. und 1900 gar nur 164000 Mk.

Diese Zahlen seigen, dafs die Bergwerke in grOfserem
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Maise die Materialien filr aiulftndische Hoohöfen liefern, aU
im Lande sellMt ^ewonnme Metalle aar Aiufnhr gelangen. Ee
mag hier kan die Frage der spaniachen AusfuhrsöUe
berOhrt werden. Die Tarifkommisaion hatte 1889 solche

tlkr Erse in Vorschlag gebracht, ohne dab die Eeffierang

daranf eingegangen wäre. Bei der Beratung des Handels-
vertrages im deutschen Reichstag 1893 war in K r Kommission
an die deutschen Regterangsvertreter die Anfrage gerichtet,

ob man Spanien nicht verpflichten wolle, auf die unentbehr-

lichen Erze keine Ausfuhrzölle zu legen. Es wurde darauf
erwidert, dies sei nicht beabsichtigt; auch könne Spanien
nicht zugemutet werden , auf gewisse Ausfuhrzölle zu ver-

zichten ; anfsp.rdem soi es wenijL^ wahr-^choinlich , dafs raan in

Spanuri zur Einführung nouer Ausfuhrzölle schreiten würde.
Ich ^li^ube, man wird gut tun, bei einer Neuregelung unserer

Handelsbeziehungen mit Spanii'n diesen Punkt doch nicht

atifser acht zu lassen. Projekte für Ausfuhrzölle waren auch
damals keineswegs aus der öffentlichen Diskussion ver-

schwunden, und nicht blofs von spantscher, sondern auch von
ausländischer, hauptsächlich französischer Seite hat man der
spanischen Regierung zu diesem Mittel geraten. Es kann
auch nicht zweifelhaft sein, daüs mit Hilfe von höheren Aus-
(bhraöllen eine wesentliche Untersttlisung der Bpaniechen

Finanien au erreichen w&re, um so mehr, als der Zoll lediglich

imk aueUndischen Verbrauchern cur Last fiele, welche mit
ilran Erzbezug auf Spanien aufwiesen sind» So hat man
dmin neuerdings zu dieser Aushilfe gegriffen und im Mära
1900 ist u. a. ein Ausfuhrzoll von 0,20 Pea. auf Kupfererz
und von 0,02 Pes. auf Eisenen eingeführt worden. Sollte

man sich auf deutscher Seite späterhin abermals scheuen, von
Spanien Versieht auf derartige Ausfuhrzölle zu fordern, so

mttlste man mindestens gerad«- deren Bindung durchsetzen.

Viel mehr als die industriellen Rohprodukte waren die-

jenigen Artikel abhängig von der jeweil -n liandelspolitisclien

Lage, in denen sich eine starke Konkurrenz rinderer Liinder

geltend machen konnte. So stellte sich Hie Hinfuhr in der

nach den Erzen wichtigsten Warongruppe, den .,Material-,
Spezerei- und Konditoreiwaren folgendermalseu

:

£infuhr in 1000 Mk.

1891
1
1892 1893 1894 1895

1
1896 1897

j
1898

,

1899 1900

8668 1 10 188 9844
1
9299 i 5877

|
Sm 7078 7315

1
9411

1

18195

Das Ertosohen des Handelsvertrages 1892 brachte keine

wesentliche Änderung im Besuge dieser Artikel hervor, da
ja aunichst immer wieder provisorisch die Meistbegtlnstigungs-
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aätse Spanien zugestanden wurden. Deutlich seigt sich dagegen
der schädigende Einflufs des Zollkrifige« 1895 und 1896. Noch
besser läfst sich dios beobachten, wenn man die einzelnen

unter dif^se Gruppe fallenden Artikel untersucht. Von den
Freunden eines Handelsvertrages mit Deutschland war 1S9H
in Spanien besonders darauf hingewiesen, dafs bei einem Zoll-

krieg mit Deutschland Italien sehr leicht in der La^e sein

würde, die spanischen Exporteure von Sudfiücbten aus dem
Felde za schlagen. Diese Besergnie war« wie wir glmck aekeii

werden, volknf gerechtfertigt.

Von den Sttdfrttchten kommen in erster Linie frische

Apfelsinen in EVage. Deren Einfuhr betrog:

Einfjihrwerf in 1000 Mk.

1891 1892 1893 18d4 1895 1 1896 1897 1898 1899 1 1900

IdOO
1

2811
1
3094

1
343

1
413

1
1017 | 470

|
1260

j
3110

Der Zoll des Vertrages von 1883 war H Mk. gewesen,
der auch nach 1801 durch Meistbegünstigung weiter zur An-
wendung kam. Vom 15. Mai 1894 an wurde zunächst der

Zoll von 12 Mk. und infolge der Verordnung yom 24. Mai
ein solcher von 18 Mk. erhoben. Die Wirkung dieser Zoll-

erhOhungen trat sofort in Erscheinung: von den 123753 dz

an eingeAlhrten spanischen Apfelsinen kamen allein 9:^ 072 da
auf die ersten fünf Monate und nur 29081 dz auf die übrigen
sieben. Im Jahre 1895 sank der Wert auf fast ein Zehntel

dep jonigen von 180-1. Gleichzeitig wies <V\f betreffende Ein-

fuhr aus Italien eine ungemeine Steii^enini:: auf; sie nahm
von 1894 auf 1895 um mehr als das Doppelte zu:

Elofiibr tu 1000 Mk.

1894: 2819
1895: 0247
1896: 7576

Dafs die spanische Einfuhr nicht gtfnslfch verschwand,
wird jedenfalls daran gelegen haben, dals Rlr die besten und
teuersten Qualitäten der Zoll nicht so sehr ins Gewicht fiel.

Für eine Reihe anderer Südfrüchte gilt ähnliches wie für

(Vw A]>fplHiTien ; dnfs ihre Au^^fuhr für Spanien keinesfalls

nebensaclilicli ist, zeigt die vieltach in den letzten Jahren
eingetretene Steigerung, welche zu erhalten die spanischen
Exj»orteure Ursache |renug liaben. Hierher gehören z. B,

Rosinen und getrocknete Mandeln, die folgende

Einfuhrwerte zeigten:
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Jahr
EinfiiliT in 1000 Mk.

Kosinen Getrocknete Mandeln

1891 609 464
1895 92 16
1900 1027 972

Die ZolldifTereoz i'Ur diese beiden Artikel war aber auch
eine ganz beträohtlielie; nach dem deutschen Vertragstarif

zahlen Rosinen 8 Mk. nnd getrocknete Mandeln 10 Mk. für
100 kg; nach dem Generaltarif dagegen 24 bezw. dO^ Mk.,
und diese Sätze wurden fttr den Zollkrieg auf 36 hezw. 45 Mk,
erhöht. Die Nachwirkungen de» Zollkrieges dauerten in der
Einfuhr von Mandeln noch mehrere Jahre fort: 1898 betrug
sie erst IiHkh) Mk., um sioh dann ]^99 auf 273000 Mk. zu
heben, wohingegen die Kintuhr von Kosinen schon von 1896
an mit 1Ö8000 Mk. beginnend zu steigen anfing.

Der einzige bedeutende Artikel dieser Gruppe, dessen

Import während des Zollkrieges nicht abnahm, war ^afran^
obeehon aoch dieser von den ZollerhOhungen betroffen wurde,
indem er infolge davon 75 Mk. Air 100 kg entrichten mufste
gegenüber dem seit 1885 geltenden Satze von 40 Mk. Trotz-

dem steigerte der Konkurrent Spaniens hierin, Frankreich,

seinen Export nach Deutschland nicht, derselbe nahm viel-

mehr in den kritischen Jahren sogar ab: 1891 hatte er

»;24 000 Mk. betragen, 1894 :^t3.5000 Mk. und 1895 gar nur
225000 Mk. Aus Spanion })ezogen wir dagegen ISIU für

4(52 000 Mk., 1893 sank der Betrag vorübergehend auf
216000 Mk., um dann jedoch 189.') uuf die bis dahin noch
nicht erreichte Höhe von 572000 Mk. und WJO auf 992 0(J0 Mk.
sich zu erheben. Auf einen verhftltnismftfsig so hochwertigen
Artikel vermochte also selbst eine immerhin beträchtliche Zoll-

erhOhung nicht einzuwirken. Der hohe Stand von 1896 ist

freilich in den folgenden Jahren verlassen worden, und 1900
hatte die Einfuhr einen Wert von 524000 Mk.

Die wichtigste der unter diese Gruppe fallenden Waren
ist jedoch der Wein. Für Wein und Most in Fässern ist

nach dem Generaltarif ein Zoll von 24 Mk. für l'nt kg zu
zahlen: durch den Vertrag mit Spanien von 1883 war dieser

Satz gebunden , und da in Verträgen mit anderen Lilndern

eine Ermaidigung auf 20 Mk. zugestanden war, so wurde bei

den provisorischen Gewährungen der Meistbegünstigungen an
Spanien in den Jahren 1892--94 Wein ausgenommen; infolge

des ZoUznschlages betrug der Zoll 36 Mk., und auch nach
der Beendigung des Zollkrieges war Spanien unglinstiffer

gestellt als die andern nach Deutschland Wein eiportierenden

Fonobniitni XXI 5. — Wectphftl. 5
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Iiänder, bis es 1899 infolge der Meistbegünstigung ebenfalls

nur 20 Mk. zu entrichten hatte. In den 3 Jahren, die vom
Zollkrieg betroffen wurden, trat oin anfangs mfifsiger, hh
1896 zunphmr'nder Rückgang der l^^infuhr ein, der al)er voa
1897 an wieder ausgeglichen wurde. Es wurde eingeführt an
Wein und Most in Fässern (exkl. Verachnittwein und Weine
zur Coguacbereituu^) '

:

Wert in 1000 ^^k.

1891
1

1892 1893 1894 1895 1896 1897 1898 1899
1

1900

5209
1
5321

1
Ö445

1
4882

1
4601 3601 4703

1
5417 5887

1
6132

Im Jahre 1891 stand die Menge des aus Spanien impor-

tierten Weines hinter der aus Frankreich, Österreich-Ungarn
und Italien zurück, während der Wert von dem der fran-

zösischen und Osterreichischen Einfuhr Ubertroffen wurde.
Von 1898 an steht dagegen Spanien nach Wert und Mense
des importierten Weines an zweiter Stelle, hinter Frankreicm.
Der Grund liegt sowohl in dem Wachsen der Eünfuhr aus
Spanien als auch in dem Abnehmen derselben aus den Übrigen
Ländern. Eine Übersicht Uber die Einfuhr aus den wichtigsten
europäischen Ländern mag dies veranschaulichen.

Länder
Einfiihr in 1000 Hk.

1891 1895 1900

Frankreich ....
c) s 10rr«ich-UDgani . .

Italien

Grii'chenlsiid . . .

20900
6848
2 533
5209
2371
581

147

15878
5438
1 682
4 601
3094
599
582

16 704
5170
1 478
6 132
8087
700
928

Besondere Beachtung verdient die Einfuhr von Verschnitt-

weinen. Dieselbe wurde 1892 /um ersten Male verzeichnet

mit 104 OOU Mk. und stieg uui 457000 Mk. im Jahr 1894,
nahm dann rapide ab und verschwand 1897 und 1898 gänslich«

Durch den Vertrag von 1899 trat der Zollsatz on 10 Mk.

* In der vom Roicl! amt dos Innern heraiisKt'cr'^^f ^len Zuaammen-
stellung: „Auswärtiger Handel des deutschen Zollgebiets ... in den
Jahren 1880 bis 1896'* ist hier ein Irrtum untergelaufen. Es sind in
der Einfiihrstatistik zuerst die Nummern 607/609 zusammaogefiikfiit —
also Wfin und Most in Fäss'Tn einschl. Verschnittweine und Weine
zur Cognacbereitung — und dann darunter Nr. 608 und 609 gesondert.
Wihreod bei den übrigen LIadem die ZossmoMMi&MaDg nchtig ao-
gegeben ist, enthält die besQgliche Angabe Ar Spanieii lediglieh Nr. 607,
nicht 607, 608, 600.
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für diese Sorte Wein in Kraft, und die Folge war eine Ein-

fuhr von 180000 Mk. 1899 und 870 000 Mk. 1000. Während
1893 und l."*JO die deutschen Weinhändler dringend die Er-

leichterung des Importe« von Verschuittweinen verlangt hatten,

war vou seiten der Weinbauern behauptet worden, dafs die

Einfuhr vou spanischen Weinen den deutöclieii Weinbau
schädige. Eine solche Gefahr halte ich für sehr wenig wahr-
scheinlich. In jedem Falle iat sie aber von den spanischen

nidht in höherem Grade zu erwarten als von den anderen
ausländischen Weinen. Im Gegenteil: von sachverständiger

Seite ^ wurde im Reichstage 1893 darauf hingewiesen, daiii

der spanische Wein dem italienischen für den Verschnitt vor-

zuziehen sei; jener wäre extraktreicher als der italienische;

es s;enügten also gcriiii^^-re Mengen zum Verschnitt, und
dennoch kämen dabei gröfsere Quantitäten deutschen Wein« s

zur Vei vvcii(limg. Infolge des Zollkrieges wurde dies Ziel ja

nicht erreicht, und 181)9 führte der Abgeordnete Deinliardt

im Reichstage aus, auch jetzt wäre nicht zu erwarten, dafs

apanische Weine in stärkerem Mk(se anm Verschnitt benutat
wurden, woran nach seiner Meinung freilich das deutsche
Weingeseta die Hauptschuld trage. Wie wir sahen, hat nun
doch der Import an spanischen Verschnittweinen angenommen,
und veigleicnt man damit den an italienischen, so geht regel-

mäfsig mit dem Steigen der spanischen Einfuhr ein Sinken
der letzteren Hand in Hand. Dieselbe betrug 1892 2188000
Mark und nahm bis 1894 ab auf 1 0C)4 ()<)<) Mk., stellte sich dann
in den nächsten drei Jahren auf ca. 1500000 Mk. und 1898
auf 1948000 Mk. Nua zeigte sich die spanische Einfuhr
abermals, und die italienische ging zurück auf 1 531 000 Mk.
1899 und 1101000 Mk. 1900. Die Konkurrena anderer
Länder ist hierin für Spanien bis jetzt nicht sehr bedeutungs-
voll gewesen. Es betrug z. B. die Einfuhr im Jahre 1900 aus

Frankreich ... 396000 Mk.
Griechenknd . . 280000 „

Österreich-Ungarn . 156000 „

Diese Ziiferu sind zwar gegenüber 189:i ein Portschritt,

aber derselbe ist keineswegs atetiij^ gewesen, da sich maacherlei

Schwankungen zeigten, und i rankreich z.B. 1898 für 541000
Mark, Österreich 1897 für 213000 Mk. importierten.

Wenn wir späterhin eine Neuregelung unserer Handels-
bedebungen zu Spanien vornehmen, so besteht meines Er-
achtens kein Grund, eine etwa Italien gewährte Herabsetaung
unseres Weinzolles Spanien zu versagen. Aus einer Kon-
kurrenz der Weine beider Länder wird Deutschland den
Nutxen aiehen, indem es den mehr zusagenden sich auswählen

' Abg. Büridiii.

5*
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kann. Die Frage des Wcinzolles scheint mir überhaupt für

einen künftigen Handelsvertrag von grofser Bedeutung, da
hier die Konzessionen unsererseits einzusetzen hatten. Durch
alle spauibclien Zeitungen, in denen „La crisis vinicoia" iubi

eine ständige Rubrik bildet, ziehen sich die Klagen über den
RttckgftDg der Weinaualiibry und es fehlt nicht an bitteren

Vorwürfen gegen das Ausland, das sich um Spanien nicht

mehr kümmert, sobald es anderswo gent^end Wein zu finden

vermag. Unter solchen ümstflnden wird man in Spanien
nicht geneigt sein, die verbleibenden Markte, die noch einer
Mehraufnahme ßihig sind, ohne zwingende Not aufzugeben
lind sich zu einem billigen V< i tia^^'n mit Deutschland — auch
ohne Zollkrieg — vielleicht williger zeigen als 1893.

Die Warengruppe „Getreide und andere Erzeugnisse
des Landbaus" ist von hervorragender Bedeutung nur einmal,

im Jahre 1892, gewesen, als für 3 622 000 Mk. Roggen eingeführt

wnrde. Es ist das Kähere darüber oben bereits mitgeteilt;

jedenfalls hat die Erfahrung gelehrt, dafs ron einer Eonkurrena
spanischen Roggens aufdeatschem Harkt keine Rede sein kann.

Von 1893 an sind nur 3 dz und zwar im Jahre 1897 eingeführt,

und es liegt kein Grund lu der Annahme vor, daüs wir je

in nennenswertem Mafse Roggen aus Spanien beziehen werden.

Wenn man dort rlpn Getreidebau weiter ansrlehnt, so kommt
dafür nur der Anbau von Weizen in Betracht. Unter den
übrigen Erzeugnissen des Landbaues wären frische Weinbeeren
zu ervvaiinen. Es ist bemerkt ii» wert, dafs im Jahre 1900 der

Import aus einer Reihe anderer hierfür wichtiger Länder
nachgelassen hat, der aus Spanien dagegen gestiegen ist. Dies
lieferte uns frische Weinbeeren — und zwar bis 1898 einschl.

nur „Tafeltrauben " — im Jahre 1891 für 445000 Hk., wobei
100 kg einen Zoll von 4 Mk. au entrichten hatten; 1895
waren infolge des 50 "/o igen Zuschlages auf den General tarif

22,50 Mk. zu bezahlen, und so betrug die Einfuhr 178000 Mk.;
1900 dagegen 1364 0(10 Mk. nnd zwar für 5:1-2 rtnu Mk. Tafel-

traiihen und für ^^li2()(iOMk. andere, für welche ein Zoll von
.

In Mk. alü Meistbegünstigungssatz besteht. Von Italien be-

zogen wir 1899 noch ftlr 5 972000 Mk. frische Weinbeeren,
1900 nur noch für 3028000 Mk. Besonders auffallend ist der

Rückgang in ^anderen Weintrauben** (d. h. ezkl. Tafeltrauben)
on 2448000 Ifk. 1899 auf 518000 Mk. 1900. Ähnliches
seigte sich ftlr Osterreich-Ungarn , dessen 1622000 Mk. um-
fassender Import 1899 auf 1079000 Mk 1900 aurückging.
Frankreichs Einfuhr liefs zwar im Werte nach — 1899
1820 ODO Mk. und 1445 000 Mk. 1900 — nicht aber in der
Menge, während der geringe grieehische Anteil von 181 OOO Pes.

in 1899 im folgenden Jahre g;ii /lieh verschwand, und auch
der portugiesische nicht von Üeiang ist, vielleicht deshalb,

weil Portugal nicht im Meistbegünstigungsverhäitnis zu Deutsch-
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Umd steht In weit geringerem MaCbe hat Spanien bis jetzt

in firiachein Obet mit den fibrieen Ländern sa konkumeren
emocht; es hat nur sweimal ntr mehr als eine halbe Million
nach Deutschland exportiert: 1897 für 976 000 Mk., 1808 für

641000 Mk. und der Wert für 1900: 381 000 Mk. bleibt stark
hinter dorn italienischen, österreichischen, französischen u. s. w.
Anteil zurück. Die spanische Einfuhr besteht fast fiiissohliefs-

lich nu8 H>;inuneii, Melonen, Ananas, aUo Arlikein, für die es

aiierdingä wohl günstigere Produktionsbediagungen besitzt als

seine Konkurrenten.
Ein wichtiger Artikel, der aber gegenüber 1891 nicht

gewachsen ist, sondern sogar eine kleine Abnahme au Ter-

seichnen hat, sind Korkstopfen, Korksohlen a. s. w.,

deren Einfuhr betrug:

Wert ia 1000 Ifk.

i^'oi ivri9 ' isn:> ' ' 1^9' •

is^in iq^it ' r^^-^ i^'iin inoo

4250
I

4121
I

3574
|
8697

|
8S18

|
8270

|
8804

|
8857

|
3788

|
8878

Der ZoUsats des deutschen Generaltarifes betragt 30 Mk.
ffkr diesen Arttkel, und durch den Vertrag von 18^3 war er
Auf 10 Mk. ermusigt Nach dem Erloschen des Vertrages
hatte aber auch Spanien trota provisorischer Meistbegtinsttgnng

30 Mk. zu zahlen, da der Satz in keinem andern Vertrage
erniedrigt war; deshalb blieb dieser Zoll, der während des
Zollkrieges auf 45 Mk. erhöht war , nach rlem Vertrage von
l'^OD ebenfalls in Kraft, und so erklilrt siiii, dals Portugal,

das ja in diesem Artikel nicht ungünstiger behandelt wird
als Spanien, sich als ICunkurrenzland regen kann, wohingegen
der schwankende französische Auteii geringere Bedeutung hat.

Es betrug die Einfuhr aus

Portugal Frankreich

Wert in 1000 Mk.

1891: 014 540
1895 : 098 231

19UU : 10S2 506

Bei (\om Bezüge aus Spanien handelt es sich in der

Haiiy>t8ache um bessere Qualit«tten; nacli Italien, Österreich,

Groföbritannien , Kufsland u. s. w. werden zwar auch gering-

wertigere Erzeugnisse geliefert, aber mit der hiert\lr in Betracht

kommenden deutschen Industrie vermag es infolge des Zolles

on 30 Mk. die spanische nicht aufzunehmen. Dafii die ^e-

samte Ansfohr von rohem Korkhola aus Spanien wesentlich

auf minder gute Sorten beschrllnkt ist^ sahen wir bereits oben;
Deutschland ist hieran nicht stark beteiligt, da es seinen
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Bedarf meist in Portugal und neuerdings zum Teil in Algier

deekt, abgeaehen von geringen Mengen aus Frankreidi und
Italien.

Einfuhr von rohem Korkholz aus

Jalur

Portagal Algier Spanien

Wert in 1000 Mk.

1891 4872 439
1895 5560 411
im 4949 218 252

190O 5243 1021 m
Unter der Gruppe „Drogerie-, Apotheker- und Farb-

waren* sind zwei Artikel von wachsender Wichtigkeit ge-

worden, deren Einfahr infolge der Zollfreiheit auch wtthrend
des ZoUkrieges keine Einhufae erlitt: es sind dies Weinstein
und Weinhefe. 1891 umfafste die Einfuhr von Weinstein
32 ODO Mk., die von Weinhefe 8800U Mk. und 1900 1U930(H>
Mark b^w. 1218000 Mk. £s ist beachtenswert, wie hier
Spanien die konkurrierenden Länder gftnzUcli nns dem Felde
freschla^^f'ii hat. lHi)l nahm es den letzten Hang ein, und
19UÜ übertraf seine Einfuhr die aller übrigen zusammen-
genommen. Italien importierte z. B. 18U1 für s;U 000 Mk.
Weiniieie und lur 517000 Mk. Weinstein; 1900 nur 230 OOO
Mark bezw. 381000 Mk; in ähnlicher Weise hat die Einfuhr
•US Frankreich^ Österreich-Ungarn u. s. w. nachgelassen. Da
Deutschland kaum in der Lage ist, die sur Herstellung von
Weinsäure erforderlichen Fabrikate selbst genügend zu pro-
duzieren, so ist die Einfuhr aus Spanien von erheblicher
Bedeutung.

Die gröfsten Schwanknnjr'^n liat der Bezug von 01iven?5l
(in FMsRprn, amtlich denaturiert), aufzuweisen wie folgende Über-
sicht zeigt:

Wert in 1000 Mk.

1«91 1 lbU2
1
im 1894

1

1895 1896 1897 1898
I'

1899 1 1900

115
1

185
{
1253 102

1

m 758 60 1223
1

165
1

1083

Noch unter dem Handelst rtiap^. wo es frei einging, war
die Einfuhr zeitweise sehr gerin^r, kaum viel höher als im
Jahre 1895 bei einem Zoll von Mk. und niedriger als in

einigen Jahren — bis zur Gewährung der MeistbegUnstigune—

,

in denen ein Sata von 2 Mk. besahlt wurde. Es ist kbuv
dafs hier nicht die Zolle das hauptsflchlich Maf^gebende waren^
sondern dals die wechselnden £mten einen grolsen Elnflars

Digitized by Google



XXI 5. 71

auf den Export aus Spanien wuUbten, und dafs die Einfuhr
in Deutschland sich, ebenso regulierte nach dem jeweiligen

All teil der anderen öl einführenden Länder. 1891 und 1894
z. B. betrug die italienische Einfuhr 4,)5 bezw. 4,4 Mill. Mk.

;

die nsterreichische 1891 51)8000 Mk. , und wenn diese 1894

stark abnahm, so trat dafür die türkische mit 1,^-5 MilL Mk.
ein. 1897; als die spanische den niedrigäteu Stand liatte, um-
falste die italienische Einfuhr zwar nor 2,5 Mill. Mk., aber
die türkische, die 1896 auf 722000 Mk. gesunken war, erhob
sich wieder auf 1,4 MtU. Mk. Die geringe Einfuhr 1899
wurde ausgeglichen durch die italienische mit 3,9 Mill. Mk.^
die türkische mit 399000 Mk., die französische mit 381000 Mk«
and die marokkanische, welche 357 000 Mk. umfafste gegenüber
lOOf) Mk. und ähnlich für die übrigen Jahre. Zur Zeit

des hohen Standes der spanischen Einfuhr nahm in der Uauptp"

Sache der Bezug aus den Konkurrenzländern ab: so betrug
die italienische 1893 2,4, 1898 2,7, 1900 2,7 Mill. Mk.; die

türkische 1893 20000 Mk., 1898 allerdings 578000, lüUO

33000 Mk. Entsprechendes gilt fUlr Österreich, zum Teil für

FVankreich u. s. w. Günstig war das Jahr 1900 neben der
snanischen auch der marokkanischen Einfuhr mit 363 000 Mk.
Dafs unter Umständen Spanien uns sehr wohl noch bedeutende
Mengen liefern kann, beweist der Bezug des Jahres 1889 mit
2,5 Mill. Mk.

Einige Bedeutung hat seit 1895 die Emfuhr von Häuten
und Fellen genommen; es sind dies überwiegend Schaffelle.

So importiertf»n wir Schaf- und Ziegenfelle 1891 für 211000
Mk., 1895 für 700000 Mk., 1900 ftir 521000 Mk.

A1!p übrigen Artikel sind von geringer Wichtigkeit. Über-

blickt man den gesamten Import aus Spanien, so zeigt

wirtschaftlichen Krzengnissen , industriellen Roli})iodukten,

einigen Halbiabi ikaien ; von Induatrieprodukten kommen
lediglich die Erzeugnisse der Korkindustne in Betracht.

DieAurtt uhr nach Spanien ist, wie wir bereits sahen,

nicht im gleichen Mafse fortgeschritten wie die Einfuhr: von
48,991 MiU. Mk. 1891 auf S4,SU Mi». Mk. 1900, das bedeutet

eine Vermehrung um 10,9 ®/o, und sieht man fhr 1891 den
Wert der Spiritusausfuhr im Betrage von 3,194 Mill. Mk. ab^

so beträgt der Zuwachs auch nur ll,()^/o. Von 1892 an
hOrte nämlich aus den oben angeführten Gründen die Spiritus-

ausfuhr fast gHnzlieh auf, w?l!irend bis If^Ol Alkohol der

Hau])tai tikp] unserer Ausfuhr gewesen war. Es wurde an
Spiritus exportiert:
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Wert in 1000 Mk.

i<s8li:

1S,S7:

1888:

1889:

15820
15 120

8227
4283
4544

181MI: 7 801

1891 : 8 194

1892: 195
1895: —
1900: 307

Nach der spanischen Statistik war bis 1891 Doch er-

heblich mehr, haaptsächlich wohl deshalb, weil die aus dem
Freihafea Hamburg Btammende Ausfdhr ja nicht in der
deatschen Statistik mit einbegrififen wl So gibt die spanische
Statistik den Wert fUr 1885 auf 45,788 MiU. Pes. und 1886
auf 52,898 Mill. Pes. an. Der von der deutschen Landwirt*
Schaft seinerzeit schwer empfundene Ausfall ist, wie von dieser

Seite selbst zugecohen wird jetzt verschmerzt, und es besteht

auch nicht die geringste Aussicht, dafs unter normalen Ver-

hältiiiööcü Spanien in absehbarer Zeit in diesem Artikel Ab-
nehmer Deutschland;? werden könnte, da die heimische Pro-

duktion den Bedarf ta^t gänzlich deckt: 1891 bezog Spanien
aus dem Auslande im ganzen 4G 197 027 Liter nnd 1900 nur
4258. Bei der Beratung des Vertrages Ton 1893 wurde im
Reichstag darauf hingewiesen, dafs die deutsche Landwirtschaft
einen Ersatz für den Spiritus darin Hnden könne, dafs der
Export von Kartoffelmehl und Kartoffelstärke, sowie von
Dextrin, Kleber nach Spanien erleichtert würde. Während
der Export von Dextrin immer sehr ^]:er!ng gewesen ist, bat

der von Kartoffelmehl zeitweise eine ziemlich hohe Bedeutung
gehabt. Von 1044000 Mk, im Jahre I^IH sank er zwar im
Folgenden Jahre auf fast die Hälfte, wuchs dann aber aul

über IV2 Millionen Mk. und betrug selböt 1J(>5000 Mk.,
schwankte dann vielfach in den nächsten Jahren, und trotz

des MeistbegQnstigungsvertrages konnte er mit 617000 Ifk,

im Jahre 1900 die Stellung von 1123000 Mk. von 1899 nicht

behaupten.

Eine bedeutende Getreideausfuhr fand nur 1899 statt,

wo 76737 da Weisen im Werte von 1013000 Mk. nach
Spanien gesandt wurden. Es war dies das Jahr, in dem
Spanien genötigt war, infolge seiner schlechten Ernte aufser-

gewöhnlich vip! an dieser seiner hauptsächlichen Brotfrucht

aus dem Auslande zu beziehen. Wenn Spanien sonst Weizen
in Deutschland kaufte, so waren dies nur geringe Mengen:
1891 5 dz, 1892 10 dz. 1S97 592 dz, lüOü noch 4283 dz
für 71000 Mk. JedeulalU hat der Export von 1899 nur
analoge Bedeutung wie die Roggeneinfuhr in Deutschland
von 1891.

» Vergl. Deutsche Tageszeitung vom 20. VL 1899.
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Man * hat gemeint
,

SjMMiieii kOnne mit der Zeit ein Ab-
nehmer fUr unseren Rübenzucker werden, da es am Bezüge
von Kolonialzucker kein Interesse mehr habe; dabei wird
aber völlig Ubersehen, dafs sich im Inlande selbst eine schon
(Iber Bedarf produzierende Induatrie entwickelt hat. Sollte

man später einmal dazu übergehen, den Zoll von 85 Pes.
herabzusetzen, so wird man dies doch sicherlich erst

dann tun, wenn die Industrie so entwickelt ist, rlafs sie

vor fler fremden Konkurrenz den heimischen Markt be-

haupten kann.
Die einzigen landwirtschaftliehen Produktiv . deren Aus-

fuhr namentlich bei einer ffntsciinitenden Bodenkultur in

Spanien zu einiger Bedeutung gebracht werden könnte, sind

,Sämereien nicht besonders genannt"; deren 1891 nur 23ü dz
mit 47001) Mk. umfassender Export hat sich fast regelmÄfsig

gesteigert — selbst während des Zollkrieges, in dem der

2oll von 2,10 Pes. gegen 1,(50 Pes. des 2. Tarifes erhoben
wurde — und betrug 1900 bereits 5745 ds im Werte von
575000 Mk.

Im übrigen aber kommt Spanien ffHr unsere Aasfuhr fast

nur als K&nler industrieller Erzeugnisse in Betracht In den
letzten Jahren fiel der Hauptteil der Maschtnenindustrie su.

Die Ausfuhr der Gruppe „Instrumente, Maschinen,
Fabraeuge" betrag:

Wert in 1000 Mk.

1891 1892 189:^
1

1894 1895
1

1896 1897 1S98 1899
1

1900

^»27
I

a3i5 1905
1

2135
1

1927
1

2058
1
2380

|

2265 8858
I

9568

Aufs deutlichste zeigt sich hierin, wie wenig günstig die

unsicheren Handelsbeziehungen und der Zollkrieg selbst einem
stetigen Absatz der Fabrikate waren, bis der gewaltige Auf-
schwung: 1*^00 eintrat, und der Anteil dieser Gruppe an der

^'esanitei; Ausfuhr von »),«)"/o im Jahre 1^91 auf ]7Xi^ o für

ll^OU stieg. \on jener Gruppe entfielen nun sjiczicll auf

M a H c b f n e n exkl. Näbmaschineni Lokomotiven, Lokomobilen,
Dampfkessel

:

Wert lu lüOO Mk.

1891
1

1892 1898
1

1894 1 1895 1896 -1897 1898 1899
1

1900

1618
{

1470 1138
1

1367
1

1165 1399
1

1526
1

1625
1
3297

|
8164

Da die deutsche Statistik 1900 zum erstenmale die Ma-
schinen nach ihrer Verw . tidung unterscheidet, so läfst sich

nicht feststellen, wie sehr bei den einzelnen Arten der Export

1 Oothein, Oeatseher AaCMohaadel 146.
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Peseta»
I n III

18,20 U 12,50

21,60 1» 17

57,20 44 44

18,50

geschwankt hat Ich führe für einige wichtigere Sorten

Maschinen folgende Zollsätze an . von denen Aov erste Tarif

den spanisclK'Ti Maximaltarif entliält, der während des Zoll'

krieget» in Geltung war, der zweite den dann bis 1. Juli

180P angewendeten, und der dritte endlich die Konzessionen

und Bindungen umfafat, welche Spanien anderen Nationen
gewährt hat, und die Deutschland infolge der MeistbegUnstigang
jetst eben&lls genie&t:

Landwirtecbaftl. Ma^^chinen
Motoren jeder Art, mit oder ohne Kessel

Bowie Kessel allein

Maschinen aas Kupfer udcI Legiemngen
(ifTselben

Djuaino-elektrische Maschinen ....

Da, wie wir sahen, die spanische Maschinenindustne sehr

wenig entwickelt ist, so läfst sich annehmen, dafs selbst bei

fortschreitender Verbeaserang der wirtsehaftlichen Lage
S^paniena oder gerade infolge dieser uneer Maachinenexj^rt
auf seiner Hohe bleiben und sich noch stärker entwickeln wird.

Besonders scheint mir dies für elektrische Maschinen
zu gelten, von denen 1900 7630 dz im Werte von 1373 000
Mark verschickt wurden. Elektrotechnische Betriebe finden

nämlich in Spanien eine aufsprordentlich weite Verbreitung,

und die Zahl der elektrischen Zentralstationen betrug Aufaug
1902 bereits gegen GOO. Die Ursaclie ist darin zu suchen,

dafs für die anderen Beleuchtuugsarten wenig günstige Be-
dingungen vorliegen: das Petroleum ist infolge der hohen
Steuer und der atttdtiachen Abgaben ziemlich teuer, und die

EMchtung von Gasanstalten wttrde für die kleinen Stildte,

welche den ttbenriegenden Teil der atttdtiachen Bevölkerung
beherbergen, zu grofse Kosten machen, weil die meiatenteila

aus England eingeführte Kohle ohnehin nicht billig ist und
durch den schvvicrip:en Transport ins Innere noch weiter ver-

teuert wird, die Förderung der einheimischen Kohle noch
nicht p^rofs f^cnug ist. Dagegen lassen sich an zahlreichen

Orten Wasso Ivi-üfte günstig verwerten, und so sehen wir, dafs

mehr als die iialfte der ganzen Anzahl von Werken durch

diese betrieben werden. Her Kraft nach allerdings weit weniger,

weil die Wasserkraft hauotsächlicb wenig bcTölkerten Städten

zugute kommt Der Höhepunkt iat vermutlich noch nicht

erreicht, da eine grofse Anzahl Städte ebenfalla noch damit
versorgt werden können. Auch für die Anlage von elektrischen

Bahnen ist hier noch ein reiches Feld dargeboten. Zahlreichen
Minen, die ftir den Versandt ins Ausland abgebaut werden,

fehlt eine bilhge Transportgelegcnheit. Ein bislang wenig
entwickeltes Netz von Kleinbahnen ergänzt nur in geringem

Digitized by Google



XXI 5. 75

Maföe das der — vielfach eingleisigen — Hauptbahnen. Kine
weitere Ausgestaltung unter Anwendung des elektrischen

Bctriebeb würde durchaus lohnend sein. Die deutsche In-

dustrie hat hier um so mehr Aussicht auf Erfolg, als gerade
auf diesem Gebiet andere Konkurrenten ihr schon öfters haben
weichen mOsaen, wie ja euch die grofsen Werke von Madrid^
Ifalega, Barcelona, Sevilla u. w. von Deutschen errichtet

•ind.

In anderen Industriesweigen wird man in höherem Malse
als seither zur Verwendung von Maschinenkräften schreiten

mttssen. Wie erwähnt, haben bei der hochstehenden Kork-
indostrie erst in letzter Zeit Maschinen Eingang gefunden,.

und es ist wahrscheinlich, dafs, je mehr die Industrie sich

entwickelt, die Handarbeit zurttcl^edrängt wird. Hier haben
deutsche Maschinen bis jetzt nur in geringer Menge abgesetzt

^Verden können , da die Hobel- und Schneidemaschinen au»
Frankrcicli fr^liefert wurden, Deutschland dagegen neben
l^iigland als Fabrikant für die erforderlichen Gasmotoren in

Betracht kam. Überhaupt scheint man auf deutscher Seite

wenig geeignete Fabrikate für die Kurkiiidustrie hergestellt

zu haben, da auch die Versuche mit den Messern zur Kork-
bereitung die spanischen Industriellen nicht dem deutschen

Markte zuiuhrten, sondern die französischen Erzeugnisse

wurden vorgezogen. Die für die zahlreichen neuen Zucker-
fabriken erforderlichen Maschinen sind gleichfalls nicht von
Deutschland geliefert, sondern sum grolsen Teil von Österreich.

Dafo htndwirtschafUiche Maschinen in weit höherem Malse als

biaher — 1900 waren es fhr 100000 Mk. — exportiert werden
könnten, liegt auf der Hand ; aber hier ist nicht in der Haupt*
eache die Konkurrena anderer Länder zu fürchten als vielmehr

die Abneigung gegen moderne Betriebsarten bei der acker-

bautreibenden Bevölkerung Spaniens, die nicht so rasch zu
tiberwinden sein wird. Gröfsere Wichtigkeit hatte die Aus-

fuhr von Müllereimaschinen für 287 (XH» Mk., Weberei-
maschinen für 2100<iO Mk* und namentlich Dampfmaschinen
für 47r)<iiH) Mk.

Von den in dieser Grup]M nicht enthaltenen Maschinen-

arten hatten Lokomotiven und Lokomobilen besonders

eoiptindlich unter den handelspolitischen Differenzen zu loidcn,

1892 hatte ihre Ausfuhr den Höhepunkt mit r>8i!(iiM) Mk.,

sank dann aber rasch, um auf 96000 Mk. wahrend des Jahres

1895 anzulangen. Als dann an Stelle des Maxiraalsatzes von
Pes. der 2. Tarif mit 28 Pes. Anwendung fand —

Lokomotiven, von EisenbahngeHcllschaften eingefühlt, zahlen

Ii) Pes. — änderte das nicht viel, da nach einer kleinen

Steigerung 1899 nur für TOOüO Mk. exportiert wurden; unter

der Qeltang des Zolles von 24 Pes. waren es 1900 dann für

604000 Mk.
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Nächst der Maschinenindustrie ist unsere Eisenindustrie
am Export nach Spanien interessiert; der Anteil der Gruppe
„Eisen uncl Kisenwnren'* an der Gesaratausfiihr ist von

in 18iM aut iiir lUUU gestiegen. Es betrug nämlich
die Ausiuhr:

Wort in KM)0 Mk.

1891
1

1892 1893 1 1894 1895 1896 1897 1898 lä99
j

1900

6389
1
mi

,

4101
1
4m 5514 12055| $288 4013 6417

1
S878

Der gewaltige* Aufschwung l!s9(3 ist nicht etwa verursaclit

durch dip Beilegung des Zollkrieg^^s
,

infolge deren ein lang

zurückge^stauter Bedarf endlich gedeckt werden konnte, sondern
er ist lediglich veranlafst durch den gesteigerten — nur
vorübergehend derart bedeutungsvollen — Export eines
Artikels: nllmlich an Qewehren mr Kri^snuBwecke, deren man
wegen der kubanischen Anfstllnde bedurae. 1896 betrag die

Ausfuhr daran 6060 dz im Werte von 7 636000 Mk. In den
übrigen Jahren 1804—97 schwankt der Export zwischen 1,2

und 1,8 Mill. Mk., und 1800 betrug er 1,3 Mill. Mk., ver-

schwand dann aber 1900 gänzlich, wie er gleichfalls vor 1894
von geringer Wichtiiirkoit gewesen war. — Sonst duldeten den
bedeutendsten Bestandti il dieser Gruppe „grobe Eisenwaren".
8ie schwankten in ihrer Ausfuhr von 1892 an bis 1898 zwischen
l,s und 1,1 Mill. Mk. gegen 2,8 Mill. Mk. 1891, wobei aller-

dings nicht das Jahr des Zollkrieges 1895 mit 1,2 Mill. Mk.
den tiefsten Stand hatte, sondern 1898 mit 1077000 Mk. Im
nachaten Jahr wuchs sie dann auf ab das Doppelte, auf
2489000 Mk. und 1900 auf 3050000 Mk., wodurch auch der
bis dahin höchste Ausfahrwert von 2524000 Mk. im Jahre
1890 ubertroffen wurde. Durch den Vertrag von 1899 haben
wir für diese Waren zwar keine einzige Ermäfsigung der
.spanischen Zollslitze erhalten gegenüber dem 2. Tarif, aber
einipT* wichtige Positionen ^\u(] im Vertrage mit der Schwt'iz

gebunden, und dieser Vergünstigung werden wir ja ebenfalls

teilhaftig.

Der nicht ganz so hohe Export an „feinen Eisenwaren'*
hat sich in ähnucher Weise gestaltet: der Stand Ton I7840(j<)

Mark 1891 konnte in den folgenden Jahren nicht aufrecht
erhalten werden, sondern sank auf 1202000 Mk. für 1895
und 901000 Mk. für 1898. Nach einem kleinen Aufschwung
1899 brachte das Jahr 1900 eine Zunahme auf 2380000 Mk.
Der Vertrag läfst uns hier gleichfalls keine ZoUermlUiitgung,
eondern nur einige Bindungen zukommen.

Ebenso uneicher und weclisitlnd war der Absatz von
Eisenbahnschienen, deren Ausfuhr 1891 410000 Mk., 189.'»

105000 Mk., 1897 gar nur 57 000 Mk. und 1900 5920UO Mk.
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Wert hatte. Dabei bat dieser Artikel im Anfang der acbtsiger
Jabre einen gana beträchtlichen Bruchteil unserer Ausfuhr
nach Spanien dargestellt, z. B. 1881 4133000 Mk. = 14,2 <>/o

der Gesamtausfuhr ; aber auch in den übrigen Jahren 1880—84
waren es über 2 Mill. Mk. Der — nicht fi^ebundene — Zoll

auf ?jacnbnhn8chienen beträgt 0 Pes*. nach dem 2, Tarif ^'egen

7,2U Fes. des 1. Tarife»; werden sie aber von Eisenbahngeaell-

schaften {iXt ihr Material eingeftlhrt, so ist der Öatz nur
4,50 Pes.

Unter den „ganz groben Eisenwaren** hatten Eisen-

babnaeheen, Rüder u. s. w. im Jahre 1900 mit 771000 Mk.
einen starken Fortschritt zu verzeiehnen gegen 195000 Mk.
1895 und 310000 Mk. 1891.

DieAuslnhr von „Ru pfer und Kupferwaren* machte
1891 3,9^ 0 unseres Exportes aus, 1900 dagegen 10,7 <^/o und
stellte sieb folgendermatsen

:

Wert in 1000 Mk.

18dl 1892 1898 1 1894 1895
1

1896
1

1897 1898 1899 1900

im 1948 1827
1

1541 4242
1
6814

[
8806 8180 4865 3888

Nachdem 1893 und 1894 eine kleine Abnahme eingetreten

war, zeigte sich 1895 und 96 ein überraschend starkes Wachsen.
Die Ursache ist einmal die» dafs Spanien 1895 einen grofsen

Posten Artillerieztindungen . Patronen, Zlindhtitchen bezog,

für 1525nno Ikik. gegen 249 UUO Mk. in) Jnlirc 1894. Ver-
anlafst wurdf dieser starke He^Rrf jedenfalls durch tWe Aus-
rüstung den gegen die kubanibchen Kebellen gesandten Heeres.

Grofsere Bedeutunc: hatte der Artikel sonst noch 1893 mit
(>lt)0()0 Mk., 189Ü mit 823000 Mk. und LSÖ7 mit 1070000 Mk.;
in den folgenden Jahren hielt er sich weit unter 100000 Mk.
Sodann war jene Steigerung hervorgerufen durch den ver-

mehrten Export von Telegraphenkabeln, der im Werte von
1 724000 Mk. ISOn stattfand gegen 309000 Mk. im Jahre 1894.

Diese Kabel sind der wichtigste Posten der Gruppe geblieben:

auf dem Höhepunkt von 189(5 mit 4003000 Mk. hielten sie

8!ch zwar nicht, sanken vielmehr ira näclisten Jahre auf

1 n:}7 n(;0 Mk., stiegen aber 1898 auf 1 »;*'4noo Mk. Der Orund
war freilieh der, dafs in diej^em Jnbr dn- «U utsch- amerikanische

Kabel ^^elegt wurde, das über ^Spanien geht. Doch betrug

1900 die Ausfuhr wiederum 2101000 Mk. Durch den Meist-

begtinstigungsvertrae erhielten wir den Zollsatz von 18,50 Pes.

gegen 20 Pes. im Minimaltarif.

Eine gute Aussicht ftlr fortschreitenden Export bietet an*

plattierter Kupferdraht, der 1891 erst mit 50000 Mk. in der

Statistik figurierte, nach einigem Schwanken sich 1891 auf

479000 Mk. und 1900 auf 1006000 Mk. stellte. Daneben
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zeigte sich ein nicht geringor Verkauf von feinen Waren aas
Messin^^ iinH finileren Kupferlegierungen , dessen Wert 1891
(inkl. feine Kui)f^'rvvaren ) :i(i4(M)i) Mk., 1899 lU8()00(> Mk.
und liHM» ir)7(MM* Mk. betrug; daneben 1900 feine Kupfer-
waren mit ÜÜ5000 Mk.

Die Eneu^msse anserer chemischen Industrie machten
bei der Autfiifar nach Spanien 1891 7,17» und 1900 9,4®/«

der Gesamtaasfohr aus. £s betrug nJImiieh der Export an
«Drogerie-, Apotheker- und Farbwaren**:

Wort in 1000 Mk.

1891
I

1892
I

1893
|

1894
|

1895
|

1896
|

1897
j

Ibü-
|

1899
|

1900

mo
I

3580
I

2964
|
8783

|
2620

|
2934

j
3224

|
3173

|
5184

{
5109

^^eben einer ganzen Keiho rfcr verschiedensten Chemikalien
als: ätherische Öle, Chlorkalium, Kalisalpeter, Aniliiiöle u. s. w.,

von denen keines im Werte von einer halben Million ver-

schickt wurde, handelte es sich in erster Reihe um Anilin
und Teerfarbstoffe. Sie wurden ausgeführt 1 891 im Werte
on 596000 Mk., 1892 im Werte von 834000 Mk.; der Zoll

von 3 Pes. übte insofern seine Wirkung aus, als die Ausfuhr
1895 auf 306000 Mk. surfickgtng; sie stieg dann — anfangs
sehr mäfsig — unter dem Zoll des Minimaltarifes im Betrag
on 2,50 Pes. auf 1007000 Mk. für 1900.

Eine Warengruppe, deren Ausfuhr nach dem Aufhören
des Handelsvertrages ebenfalls zurttckging, aber 1895 höher
war als : 5 Jahre vorher und Jahre nachher, bilden „kurze
Waren und Quincaillerien*' mit einem Ksport von:

Wert in 1000 Mk.

1891 iggs 1898 1894 1895 1896 1897| 1898 1899 1900

2453 1898
I

1854 1618 2111 1970 1633 1188 2187 3920

Nachdem die früher nicht ganz bedeutungslose Ausfuhr
von Uhren -- sie betrug z. B. 1891 389000 Mk. — sUrk
abgenommen hatte und selbst 1900 nur 189000 Mk. nmfafiitey

kamen hier hauptsächlich in Betracht: „Waren aus Gespinsten
in Verbindung mit anderen Materialien, nicht besonders tarifiert"

und «Waren aus edlen Metallen**, und zwar ist das Anwachsen
von 1895 durch jene Gruppe veranlagt, die 1891 für 859000
Mark. 1894 fiir 490000 Mk. und 189.' für lOino.Mt Mk. f>x-

portiert wurde, ohne sich freilich auf diei>er Hölie zu eriialten,

da 1900 der Export sich auf 418000 Mk. stellte. Wenn die

Gesamtgruppe trotzdem 1900 noch höher war als 1^95, so ist

dies veraniuiöt durch das Anwachsen der Ausfuhi- in Waren

Digitized by Google



XXI 5. 79

miu edlen Metollen, die 1900 2307000 Mk. wertete gegen
718000 Mk. 1895 und 852000 Mk. 1891.

Unter den literarischen und Kunstgegenständen sind
Farbendruckbilder und Kupferstiche fiftr die Ausfuhr von
einiger Bedeutung gewesen. Der Export liefs zwar gegen
1891 mit 819000 Mk. und 1892 mit 8940^)0 Mk. in den
folgenden Jahren etwas nach, war aber 1895 bei einem Zoll-

satz von l.GO Pes. für 1 kg mit 700000 Mk. immerhin höher
als 1898 mit 520 000 Mk. unter einem Zollsatz von 1,25 Pes.

für 1 kg. Der Aufschwung der gesamten Ausfuhr kam diesem
Artikel gleichfalls zu gute, und 1900 erreichte sein £xport
1 177 (K)U Mk.

Auch die deutsche Kautsch ukindustrie hatte von
1892— '.'8 unter der Ungunst der handelspolitischen Verhältnisse

zu leiden, bis sie dann 1899 und 19(M) eine höhere Ausfuhr auf-

zuweisen hatte als 1891. In diesem Jahre wurde ausgeführt

an „Kautschuk und Guttapercha sowie Waren daraus" für

871000 Mk.; der mit 020000 Mk. im nächsten Jahre ein-

setzende Rückgang hatte 1895 mit 497000 Mk. den tiefsten

Stand; hingegen betrug der Eznort 1899 1132000 Mk. und
1900 970000 Mk. £8 handelt sich dabei in der Hauptsache
um «grobe Waren aus weichem Kautsehuk**! die mit 664000
Mark 1899 und mit 557000 Mk. 1900 mehr als die Hslfta
des Exportes ausmachten.

Unter den Warengrappen von geringerer Bedeutung, die

aber in den letaten Jahren eine Ausfuhr toh Uber einer ludbcoi

Million aufzuweisen hatten, m(^en zuerst Tonwaren genannt
werden. Da Deutschland nur als Lieferant feiner Artikel in

Fayence und Pomellanwaren in Betracht kam, in den gering*

weitigeren Massenartikeln aber der spanischen Industrie keine
Konkurrenz machte, hatte man kein Bedenken jjetragen,

an Stelle des Minimaltarifsatzes von 52,50 Pes. für Porzellan

einen solchen von 40 Pes. zu bewilligen. Da dieser nun nicht

in Kraft trat, im Zollkriege aber ein Satz von (^^,2T} Pes. für

wurden, so nahm die Ausfuhr von Ton waren ab von 4*.K'><MK)

Mark im Jahre 1801 auf 222 (MIO Mk. ISI»'); durch den Ver-

trag von 1809 erhielten wir keine Ermftfsi^ung, und trotz

des Zolles von 52,50 Pes. stieg der Export auf t»2(>(K)0 Mk.
für 1800 und auf 724000 Mk. 1900.

Femer seien angeführt „Tiere und tierieche Produkte,
anderweit nicht genannt**, welche einen Ausfuhrwert Ton
394000 Mk« 1891 und dann ein unregelmAfeiges Schwanken
anfwieeen; 1896 wurde für nur 99000 Mk. exportiert, 1900
fhr 561 000 Mk. Die Gruppe wurde fast gänslich ausgefhllt

on Dftrmen, Blasen u. s. w.

Bei den bisher betrachteten Warengruppen hatte im Jahre
1900 Terglichen mit 1891 ein AnwachaeiL.aer Ausfuhr stalt-

Porzellan und für die übri Waren an.-iloge Zölle erhoben

Digitized by Google



80 XXI 5.

seflinden; daneben haben jedoch auch bedeatonde Industrieo

ihren Export nicht zu fflrdern vermocht. In erster Linie ist

hier die Textilindustrie in Betracht zuziehen. Wir wissen,

dafs es hauptsächlich die Absicht gewesen war, die deutsche
Konkurrenz in Textilwaren zurückzudrängen, welclie 1894
den Handelsvertrag zum Scheitern brachte; wir haben ferner

gesehen, daCs die spanische Industrie so sehr erstarkte, dais

sie selbst mehr und mehr den inländischen Markt renorgeux

konntOi bis dann 1899 und 1900 zum gro&en Teil infolge der
katalonischen Krisis der Bezug aus dem Auslände abermals
anwuchs. Ea fragt sich, inwieweit die deutsche Ausfuhr von
aUedem berührt wurde. An Baumwolle und Baumwolle n-
waren wies dieAusfuhr in den Jahren folgendeEntwicklung auf:

Wert in 1000 Mk.

1801 1892 1898 1894 1895 1896 1897 1898
1

1899 1900

2866 1916 1510 1280 962 769 914
1

686
1
1488 1788

DeuUich spiegeln diese Ziffern die yerschiedenen Phasen
wieder: sobald nach dem Erlöschen des Handelsvertrages der
neue Tarif angewendet wurde, liefs der Export nach, sank
besonders unter der Wirkung des Zollkrieges, und die 1897
gegen 1890 eingetretene Belebung mufste wieder weichen, als

in dem unglilckh'chen Jahr 1898 der spanisolie Markt so wenig
aufnaiimefäiiig war, dals in diesem Jahr der Kxport f^pringer

war als während des Zollkrieges; 1899 nahm die Austuhr um
mehr als das Doppelte zu und stieg 1900 noch weiter, aber

während sie 1891 5,9 unserer Gesamtausfuhr nach Spanien
ausmachte, waren es 1900 nur 34 ^/o. Dabei ist der Rück-
gang der deutschen Ausfuhr ein nnverhältnismäfsig hoher
giwesen. Wenn auch, wie gezeigt, der eesamte Beeug an
aumwollenwaren aus dem Auslande abgenommen hat, so

betrug diese Verminderung nur 04,4 ®/o ' ,
dagegen speziell aus

Deutschland 77,8 « o, sobald man Has Jahr 1891 mit 1898 ver-

gleicht; stellt man 1891 und l*M»o gegenüber, so hotrilgt die

Abnahme der Gesamteinfuhr .'5<>,rt" ü, aus Dcutsclii.nKl iTnni'^r

noch 4Ü**/o. Fafst man die bemerkenswertesten Artikel dieser

Gruppe und die dafür festgesetzten Zölle ins Auge, so wird

es klar, wie sehr die hohen Sätze geeignet sind, ausländischen

Mitbewerb zu beschränken. An Strumpfwaren betrug unsere

Ausfuhr 1891 918000 Mk., 1895 207 000 Mk. und selbst 1900
noch nicht ein Viertel derjenigen von 1891, nämlich 222000
Mark. Der Zoll beträgt fttr 100 kg nach dem Maximaltarif 590

> Diese und die entsprechenden fblgeaden Zittern aliid heredmst
nach den Zasammenstellung* )! der l^eriebte über Handel und Industrie*
vom 27. Juni 1901 {Band Ü Ueft 19).
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besw. 760 Pm. , nach dem 2. Tarif 490 besw. 685 Pes. Die
Ausfuhr von Posamentier- und Knopfinacherwareiiy die im
Maximaltarif einen Zoll von 585 bezw. 260 Pes. und im
MinimaLtanf einen solchen von 450 und 200 Pes. zu bezahlen
liahen, ging zurück von 5i)O0O0 Mk. im Jahre 1891 auf
\:M (HH) Slk. 1895 — noch niedriger freilich war der Export
1894 und 1898 mit je lOl OUO Mk.; 1900 umtalste er 389000
Mark. Der Meistbegünstigungsvertrag änderte nichts an den
Zollsätzen dieser Artikel Eine sehr geringfügige Steigerung
wiesen dagegen baumwollene Oowphe auf mit 502000 Mk.
1891, 2*»:^<»oo Mk. 1895 und 190U mit 555 Oon Mk., obschon
iiut'h j« izi noch die Zolle für die vorscfiu ii* n Art<'n von
<ieweb< ii lioch gcmu^ sind; hier aber aiiul im Verlra^^- mit

der Sciivv "iz Ermäfsigungen festgesetzt, die Deutschland seit

dem l. Juli 1899 ebenfalls geniefst, z. B. beträgt danach der
Zoll für Gewebe, bedruckt, geköpert u. s. w. Ina 25 Fäden
400 Pes. gegen ÜOO Pes. im 2. und 750 Fes. im i. Tarit und
lümliches gilt flir andere Gewebe.

In analoger Weise ist der Verlauf bei der Auefahr von
Woll waren gewesen; nur hat diese sich 1900 nicht auf der
Höhe von 1899 erhalten können:

Wert in 1000 Mk.

Sm
I
4866

I

2272
I

1671
I
1157

I
1299

I
1841

I

884
|
2002 | 1864

Der Rflckgaijg ist sogar noch erheblicher als bei Baum-
wollwaren. ISOI wurden Woll waren in ihrer Ausfuhr nur
von Eisenwaren übertroffen, da sie 12,1% der Gesamtausfuhr
ausmachten; 1900 standen sie mit 3,4 erst an neunter Stelle.

Von 1801 —98 hat der gesamte Bezug Spaniens an aus-

ländischen Wollwaren bl,li^/o nachgelassen, der deutsche Ex-
port um 85,9 "/o; von 1891— 1900 d^egen beträgt die Ab-
nahme der betreffenden spanischen Einfuhr 55,3^/0, die des
deutschen Anteils 6SßV9, Besonders machte sich eine ver-

minderte Ausfuhr Ton Strumpfwaren bemerkbar. Wir expor-

tierten 1891 für 2008000 Mk., 1895 für 109000 Mk. und 1900
nur für 31000 Mk.; eine derartig niedere Ziffer wie 1900 ist

mit Ausnahme von 1898, wo es nicht mehr als 25000 Mk.
waren, in der gansen Periode nicht erreicht, und dahei wurde
1900 ja nicht der spanische Maxiraaltarif mit 1040 Pes. fUr

KK) kg, sondern der zweite Tarif mit 8<>5 Pes. angewendet
Kinea gleichfalls betrncht1ieh< n Rückgang wiesen Tuch- und
Zeugwaren auf, die 1891 in Hohe von 18840nn Mk.. 1S95

von 349000 Mk., 1898 von 181000 Mk. und 190(> von 501 OOO
Mark exportiert wurden. Es ist dies nicht überraschend^

FoncbvogMi XXI WestpliAL 6
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wenn man sieht, dafs z. B. Tuche aus reiner Wolle, die bis

1891 A:y.\ Pes. Zoll bezahlten, jetzt 1075 Pes. im Minimaltarif

zu entrichten hnben; während des Zollkrieges war sogar der

Satz von \1\H) Pes. ftir 100 kg in Kraft. Nicht ganz so uü-
gUnstig liegt die Sache bei Posamentierwaren nnd Knopf-
raacherwaren, die 1900 mit 6(36000 Mk. den Wert von ()85UlMi

Mark fUr 1891 wenigstens beinahe erreichten, nachdem die

Aiuiubr 18d5 202000 Mk. and 1898 196000 Mk. betragen
hatte.

Wenn die Ausfuhr dieser Textilwaren in den Jahren 1899
und 1900 die in den Vorjahren bis zurück auf 1893 bezw. 94
einschl. wiederum übertraf, so läfst sich doch nicht ohne
weiteres sagen, ob dies der Anfang für ein dauerndes Steigen

war, oder ob es lediglich als Folge der vorübergehend stockenden
spanischen Indiistrietiltigkeit anzusehen ist. Das erscheint

jedenfalls als sicher, dafs es unter nnrin il ii Verhältnissen ftir

die deutsche Industrie keine leichte Aulgabe ist, iliren Markt
in gröfserem Umfang auszudehnen, so lange sie mit den
jetzigen hohen ZOUen rechnen mufs.

Wesentlich anders verhält es sich mit den Seidenwaren.
Dafs die Entwicklung der spanischen Seidenindustrie sich in

keiner Weise mit der in der oaumwollen- und Wollenindustrie
vergleichen Iftfst, ist bereits dargelegt. Trat nach 1891 in

einigen Jahren ein Rückgang der Einfuhr ausländischer Seiden*
waren ein, so war derselbe sehr gering mit Ausnahme von
1898, worauf dann aber in den nächsten Jahren eine Ver-
doppelung folgte. Mit dem Schwanken der gesamten Einfuhr
geht nun der Wechsel des deutschen Anteiles keineswegs Hand
in Hand. Dieser betrug nämlich:

Wert iu 1000 Mk.

18»t 1892 1898 1894 1895 1896 1 1897 1898 1899 1900

2382 2617 1862
1

1035
1

671
|

637
|

688
|

681 1809 1879

Im Jahre IS*.».'., in dem unsere Ausfuhr fast ihren tiefsten

Punkt erreicht hatte, bezog Spanien aus dem Auslände für

15 Mill. Pes. , d. h. am meisten in der ganzen Epoche von
1891—98; mit dem Wachsen unseres Exportes 1892 war ver-

knflpft ein gleichseitiger Rückgang der spanischen Gesamt-
einfuhr: 12,5 Hill. Pes. betrug sie 1891 und 11,5 MilL Pes.
1892. Dagegen hatte an dem vermehrten Verkauf des Aus-
landes und 1900 die deutsche Industrie ebenfalls teil.

Seiden«' Wir n exportierte diese nur in geringem Mafse: 19(H»

ftir IbölMHiMk. nach 37000 Mk. 189r> und 177000 Mk. 1891.
Der gröfste Teil nn'^er^r Ausfiihv Kesteht ans halbs-^df^nen

Waren, meist Zeugen, Tüchern, Schals. Den Höhepunkt
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büdttto 1892, wo für 2187000 Mk. halbseidene Waren aus*

gttftfart wurdea, davon für 1923000 Mk. Zeuge, Tttcher,

Sdiali. Infolge der Maximaltarifzölle von 1500 und 1200 Pes.

ging die Ansfahr surttck auf 425000 Mk. 1895 und 347000
lUrk 1890. Die dann angewendeten Sätze des Minimaltarifee

waren mit 1-'" und 1000 Pee. hoch genug, uro nur ein lang-

a&me» An^eliwellen zuzulaasen; erat 1899 mit 1 >'^ <)00 Mk.
and 1900 mit 1521000 Mk. wiesen (in(^ starke Zunahme auf;
hierljoi war von V<»rtoil, dafs uns die der Schweiz gewährte
Ermiilsi^ung dm Zolle« von Hmmj auf 800 Fee. zugute kam.
.Jedenfalls ist in diesem Industriezwoipe eine Erhöhung der
Ausfuhr schon eiicr niö^H« Ii il bei W'oU- und Baumwollen-
waren, da aufser den iibngen iremden Industrien — haupt*
aächbVh treten die fran?:*»si«äche und die schw(Mzeri«'fdio auf -—

nicht auch noch eine blühende «»panische grofäe Aicngea vou
Fabrikaten abzusetzen hat.

Allein eine W'arcn^ruppe tler Texiihudu.^ine hatte —
wenn auch nur raäfsig - ihren Ex|>ort Hmio über den von
IHOl zu fördern vermocht, iiUmlich die, welche Lei neni», :t ru

und Leinwand umfafst; von It't^nwi) Mk. I^^IH ist die

Anafuhr auf 8;i;iOUU Mk. lUUU gestiegen, nachdem in den
Schwankungen der dazwischen Hegenden Jahre 1898 mit
807000 Mk. den tiefsten Stand erreicht hatte. Den ttber-

wiegenden Teil dieser Oru|)])e bilden die Oarne der Ter-

•chiedenen Arten.

Die Lederindustrie hatte 1899 einen grofseren EIxport

*b im Jahre 1891, aber 1900 ist wieder ein Rückgang erfolgt

hinter den Stand von 1891. Leder und Lederwaren wurden
aoBgefÜhrt:

Wert in 1000 Mk.

18»1 1 1892 1893 1894 1895 1 1896 1 1897 1898
1

1899 1900

'i340
,

2161 20^5
j

ITO-i 1940
1
i:m

,
1412 1083

]

2;jKS vm

Die Abnahme gegen 1891 tiel hauptsilcldirh den Fabrikaten

«U, die unter der Bezeichnung „tVine LedcM waren" zusaminen-
pefalbt werden; von 61»uiHX) Mk. sanken nie auf ;ir>20<iO

Mark 1805 und :il50(K) Mk. 1900. Kine spezielle Angabe
der einzelnen Artikel fand in der deutsehen Statistik 1900

zum erstenmal statt, so dafs sieh nicht untersuchen läfst, ob
und inwieweit z. B. feine Schuhwaren eine verminderte Aus-
fahr SU verzeichnen hatten. 1900 war ihr Anteil ganz mini-

mal: 25000 Mk., and es liiat sich annehmen, dafs die Ent-
wteklung der spanischen Schnhwarenindustrie unseren Export
etwas sarackgedllromt hat Weit günstiger stand ein Halb-
finbrikat da: Handschahleder, Korduan u. s. w., das mit 1511 000
Mark 1895 die Ausfuhr der vorhergehenden Jahre fibertraf^

6*
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and auch m der spftteren Zeit war nur der Elzport 1899 mit

1805000 Mk. höher, 1900 ging er wieder auf 1384000 Mk.
Eurttck. Freilich bleibt zu berücksichtigen, dafs die ud-
geminderte Ausfuhr 1805 nur dadurch vielleicht ntifrecht er-

halten wurde, dafs die deutschen Industriollen den Zoll

trugen, um für künftig ihre Abnehiner nicht dauernd zu
verliercTi.

Ali der für die spanische Schuhindustrie notwendigen
Einfuhr von Häuten und Feilen ist Deutschland nicht sehr stark

beteiligt, fast nur mit gekalkten and trockenen Kalb-
fellen. Diese speziell litlen auch kaum unter den bandels-
politischen Differenzen: bei einer Gesamtausfuhr von Häuten
und Fellen von 711000 Mk. 1801 umfafsten die Kalbfelle

505000 Mk.; von 045000 Mk. 1895 sogar 590000 Mk.; 1898
allerdings nur '.mOOO Mk. von 4()4000 Mk.; trotzdem dann
]99^.^ ein grolser Aufschwung eingetreten war, nahm dieser

ii>üU wieder ab, und es wurden nur für 405000 Mk, Kalbfelle

ausprefiihrt, obschon der Zoll von 125 Pes. für loo kg derselbe

war wie unter dem huheren Handelsvertrag.

Zu den wenigen Positionen, die bei Beratung des Ver-

trages 1893 im Reichstage als fttr Deutschland nicht günstig
hingestellt wurden, gehörten die Zölle auf Papierwaren, die,

wie man fürchtete, unseren Absatz hindern würden. Der
Regierungsvertreter hing^en wies darauf hin, dafs eine

Hemmung unseres Absatzes viel eher durch einen Auf-
schwung der spanischen Papierindustrie verursacht werden
könnte In der Tat liat nun die Ausfuhr von Papier- und
Pappwaren einen Rückgang zu verzeichnen gehabt

1891
1

1892 1893 1894 1895
1

1896 1897
1

1898 1899
{

1900

2627
1

2370
1

2461 1651
1

176a
1

1719
1

1524
|

894
|

1658
|

1812

Dafis es nicht die spanische Konkurrenz allein war. welche
unsere Ausfuhr zurtickdrängte

,
zeigt die Tatsache, dafs die

gesamte F^infuhr von Papier in Spanien 1892—94 nicht ab-

nahm, sondern sich mit 10 Mill. Pes. und mehr über den
8 Mill. Pes. von 1801 hielt, erst 1895 trat eine allf^emeino

Abnalune ein, die unserer Ausfuhr crl'olgte aber schon

£in besonders aultalliges Sinken wies der früher bchr wichtige

Artikel ,,Oold- und Silberpapier, buntes Papier** auf, dessen
Ausfuhr sich verminderte von 1 117 (KX» Mk. 1890 und 1 073000
Mark 1892 auf 191000 Mk. 1898; 1900 erfolgte ^ine Zunahme
auf 878000 Mk. Bei dem zweitwichtigsten Artikel diesOT

Gruppe: Cellulose, Stroh und Faserstoffe war die Lage ein

wenig günstiger, wenngleich das Jahr 1900 mit 581000 Mk.
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den Höhepunkt Ton 712000 Mk. 1892 nocb nieht wieder er-
reicht hatte.

Wenn die Abnahme unseres Papierabsatzes zum Teil doch
dadurch erklärt wird , dafs der spanische Bezug aus dem
Auslande überhaupt nachgelassen hat, so lag bei den Holz-
waren nicht der gleiche Grund vor. Zwar hat die Holzwaren-
einfuhr in Spanien ebenfalls in einigen Jahren nachgelassen,

aber nicht in demselben VerhSltnis wie die P«pieretnfahr —
abgesehen yom Jahre 1898 — nnd in anderen Janren besonders
1899 und 1900 war sie stHrker als 1891, ohne dala unser
Anteil darum sich günstiger gestdlt h&tte. Wir exportierten
nämlich

:

Wert in 1000 Mk

1891 1 1892
1

1893 1894 1895 1896 1897 1898
1
1899 1900

1651
1

1266
1

601 494 564 889 600 497
1

718 794

Im Jahre 1896, in dem wir am wenigsten ansführten,

stellte sich der gesamte spanische Besug auf 40 Mill. gegen
47 Mfll. 1891, noch geringer war er aber 1898 mit 33,5 Mill.

Peseta, und 1892, wo zuerst ein Rttckgang unserer Ausfuhr
eintrat, stand mit 53,25 Mill. Fes. nur hinter 1900 mit 59,8 Mill.

zurück. Den wichtigsten Artikel stellten ftlr uns feine Holz-
waren dar, die ihre Bedeutung allerdings eingebfifst haben.

Von 104:^<HK) Mk. 189U und 957000 Mk. 1891 nahmen sie ab
auf 81000 Mk. 1898 und selbst 190(1 waren sie mit 115000
Mark geringer als 1895, mit 138000 Mk.

Unter der Gruppe „Öle anderweit nieht genannt und Fette**

hat merkwürdigerweise die Ausfahr von Palm-, PalmnnfsOl
und KokosnufsOl in einigen Jahren einen beträchtlichen

Umfang erreicht, so 1891 mit 1303000 Mk., 1893 mit 1 146000
Mark, nahm dann jedoch von 702000 Mk. 1894 weiter ab bis

auf 50000 Mk. 1900. —
Wenn Ich auch versucht habe, sowohl bei einigen Artikeln

der Einfuhr wie der Ausfuhr .*nizugeben, wie sich nach der

diesen bis jetzt innewolmend ii Tendenz der Warenverkehr
gestalten werde oder könne, so lälst hich natürlich etwas

Sicherem über die Zukunft der Handelsbeziehungen mit Sjiiiiiieu

nicht sagen, da der eine auöschlaggebende Faktor ein ao Un-

gewisser ist, nämlich die fortschreitende ökonomische Ent-
Wicklung jenes Landes. Der andere in Betracht au siehende
Faktor ist die Regelung unserer Handelspolitik gegenüber
Spanien nach Ablauf des gegenwärtigen Vertrages am 1. Juli

1904. Die Erfahrung hat, wie ich ghmbe, gezeigt, dafs unter

einem billigen Handelsvertrage beide Länder am besten fahren.

Die Frag^ wird nur die sein, ob wir versuchen sollen, einen

besonderen Tarifvertrag zu schliefsen, oder ob wir uns wiederum
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mit der MeistbegünstigUDg begnügen, wenn Spanien mit irgend

einem anderen Lande sich über einen Tarifvertrag: ^efiniirt

hat. Das Ent^jcheidendc flahri ist, welches das betretiendt-

Land sein wird, welchen ]>edürtniöäen also der Vertrag an-

p^epafst ist Der jetzige [,iuiidlegende Vertrag ist der mit
der ^Schweiz und uiir scheint, dafs er in vielen Punkten nicht

den Bedingungen unseres Exportes entspricht; denn wir haben
gesehen, dafo für nieht wenig wichtige Artikel nach dem
Vertrage von 1899 keine Zollermursigung eintrat, w«l sie al»

für die Schweis belanglos nicht vorgesehen war. Sodann,
meine ich, mufs man versuchen, fUr eine möglichst grofse
Anzahl von Zöllen eine Bindung auf Seiten Spaniens durch-
zusetzen; inan ist ja niemals vor einer Änderung der spanischen

HriTidelspolitik und einer Heraufsetzung der ungebundenen
Zolle sicher, wie die Erfahrung gelehrt hat. Für eine weit-

gehende Zahl von Positioiien Ermäfsigung resp. Bindung und
für die übrigen die Meistbegünstigung, in der Art wie der
Vertrag von 1893 geplant war, scheint mir da^ geeignetste

System zu sein.
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Vorrede zum hundertsten Hefte derForschungen«

Am 30. August 187t> haben G. F. Knapp und icli den

Vertrag mit Duncker & Humblot über die Herausgabe der

Staats- vmd sozialwissenschaftiichen Forschangen abgeschlossen.

Die 1876—77 vorbereiteten ersten ffinf Hefte wurden kurs

nacheinander 1878 ausgegeben ; heute sollen diese Geleitworte

das hundertste Heft begleiten.

Fünf- bis sechsundzwanzig Jahre sind seither verflossen.

Die SaniMilung war in ihrer Begriiiiduu^ wohl die erste dieser

Art in Deutschland. Mein Nachtolger in Halle, J. Conrad, folgte

mit der Saminlun^'^ seiner Seniinarschriften unmittelbar darauf.

8chon in Halle a. 8. hatte ich oft Schwierigkeiten gehabt^

die besseren der unter meiner Leitung im dort begründeten

Seminar gemachten wissenschaftlichen Arbeiten zu veröffent-

lichen. Das Bedürfnis steigerte sich in Strafshurg; mein

Freund Scherer hatte (ttr die germanistischen Studien eben

eine solche Sammlung begründet. Die Teilnahme von Knapp,

der 1875 nach Strafsburg berufen nun gemeinsam mit mir

die Seminarübungen leitete, forderte den Wunsch, Ähnliches

zu versuchen. Wir gingen frischen Mutes um Werk. Knapp
wünschte aber .-.ciion vor der Publikation des ersten Heftes

nicht meiir als Herausgeber genannt zu werden, wohl nur um
die Geschäftsführung zu vereintachen, die gemeinsame Arbeit

und das freundschaftliche Zusammenwirken blieb nach wie

vor dasselbe.

Von Anfang an aber war beabsichtigt, nicht blos Seminar-

arbeiten und Dissertationen, sondern auch kleine selbstMndige

Forschungen von Gelehrten, Arbeiten ron Beamten, die ttber die

Zeitschriftenabhandlung hinausgehen, in die etwa t>—20 Bogen

haltenden, selbständig erscheinenden Hefte der Forschungen

aufzunehmen, sowie andererseits alle schwächeren Dissertatiuuen

Digitized by Google



IV Vorrede zum bunderUtea Hefte der Forscbungen.

auszuscliiiei^cn. Auch aus vielen Gründen zufalliger Art,

z. B. wegen zu grofsen ümfangs etc., sind manche unter meiaer

Leitung^ begonnenen Arbeiten nicht in den Forschungen ver-

öffentlicht worden* Ich schätze, dafs etwa die gleiche Zahl

von Arbeiten^ auf die ich einen leitenden Einflafii ttbte^ anderswo

als Dissertationen, als Bttcher, in meinem Jahrbach, in den

Schriften des Vereins fUr Socialpolitik , in provinziellen oder

historischen Zeitschriften etc. erschienen sind. Etwa 27 der

hundert Hefte enthalten Untersuchungen von Doktoranden,

Gelehrton und Beamten, die nicht meine Schüler sind, resp.

mehr von andren akademischen Lehrern beeinflursi wurden.

Die wenigsten der Hefte sind den Tagesfragen gewidmet.

iSo gerne Studierende an derartige Themen sich machen« so

wenig halte ich sie im ganzen für befähigt zur Lösung solcher

Angaben. Sie haben meist keine Lebenserfahrung, keine

praktischen Kenntnisse, und so entsteht die Oe&hr, daüs die

Doktrin, die Parteistellung, die Ansicht des Lehrers in solchen

Arbeiten vorherrscht, dafs die objektive Untersuchung nicht

KU ihrem Rechte kommt. An ferne Zeiten und Gebiete kann
der Anfänger viel leichter, sine ira et studio herantreten; es

ist die Vertiefung in andere etwas ferne liegende Zeiten,

Staaten. Gebiete nach meiner Empfindung ein bessere« ^\ issen-

schattliciies Erziehungsmittel. So bewegen sich die Mehrzahl

der Hefte aui historischem Boden, wie es meinen eigenen

Studien entspricht Man kann nur in dem unterrichten, wo
man selbst zu Hause ist Wirtschafts- und verwaltungs-

geschichtliche Arbeiten herrschen vor; der theoretischen

Nationalökonomie gehört kein einsiges Heft an. Heine Gegner

werden sagen, weil ich sie nicht schiltse; ich antworte, weil

ich sie zu hoch stelle. AnAlngereinf^Ue und -Spekulationen

aut diesiin Gebiete sehienen mir meist nicht ausgereift, neu

und bedeutungisvoll genug, um si«* aufzunehmen.

I )rf iunddreifsig der Hefte stammen von ^t,l;lt>\^ i^sen8cha^l-

lichen und historischen Professoren und Dozenten, vielfach

sind es ihre Anfängerarbeiten', ein Teil derselben steht heute

in der Gelehrten weit bereits in erster Linie. Manche deckt

schon der ktlhle Basen* Einer derselben hat seine Laufbahn

als Minister geschlossen. Beamte aus der juristischen, ver-

waltungsrechtlichen, archivalischen und statistischen Karriere

bilden die zweite Gruppe der Mitarbeiter; einer ist der Mit*

Digitized by Google



Vorrede zum hundertateu ilette licr ForschuDgen. V

b«'griindor unserer grofsen deutschen Versichcrungßgesetzgebimg

(Bödiker), mehrere leiten staatliche od» r k unmunale statistische

Ämter, angesehene Kommunalbeamte sind darunter. Die dritte

Hauptgruppe bilden die Handelskammersekretäre und Journa-

littm. Ein Mitglied der deatschen haute finance, zwei grofse Buch*

händler (der eine daTon zugleich einer unserer tüchtigen Afrika-

reisenden Hane Mejer), ein praktischer Arzt schltefsen die

Reihe. Die Mehrzahl der Verfastier sind Deutsche^ einige sind

Österreicher und Rassen, zwei Nordamerikaner.

Mit den meisten, soweit sie noch leben, verbindet mich

Freundschaft und Gesinnungsgemeinschaft, auch wenn ich sie

selten stMther gesehen liahe. Ich möchte vielen von ihnen

wie anderen teuren 8cliulern es hier aussprechen, dafs icii

diese oft durch Jahre und Jahrzehnte hindurch gehenden Be-

ziehungen zu einer der schönsten FrUchte akademischer

Lehrtfttigkeit, zu einem immer sich erneuernden Schmucke des

inneren Lebens rechne. Gewifs hat es auch an Reibungen

nicht gefehlt Die selbstftndigen Köpfe sind entrUstet, wenn

man ihnen sensationelle Phrasen und Kraftstellen sowie Über-

treibungen streicht; sie glauben „ihrer Perlen" beraubt zu

sein, und es brauchte dann oft Monate, ja Jahre, bis solche

Wunden vernarbt sind. Andere Schüler, die man vielfach

gefördert, glauben doch nicht nach VerdieiiHt voranzukommen,

klagen dann ihren Lehrer an. Aber das sind kleine Störungen,

die doch stets wieder überwunden wurden. Und darum rufe

ich allen noch lebenden Mitarbeitern heute meinen herzlichen

Grafs und Dank zu.

Die Arbeit meinerseits, die in den hundert Heften steckt,

ist eine sehr verschiedene. Vielleicht an der Hälfte der Hefte

habe ich aulser der LektOre des Manuskripts nur dem Ver«

fasser meine Zustimmung aussprechen klfnnen. Bisweilen

aber hai)e ich dem Verfasser das Thema gestellt, die j^^anze

Ausarbeitung geleitet, und zuletzt noch die verschiedensten

xViiderungen, Ergänzungen, Lni;?tellungen ^r<''^viinscht: manche

haben Vorarbeiten , Archivalien und Koliektaneen von mir

benutzt. Bei einzelnen war ich sogar stiller Kompagnon und

Mitarbeiter. Was im Moment Pflicht, oft auch Last und Muhe
war, empfand ich doch ill>erwiegend und zumal nach*

trSglich als Glück und Segen. Denn was braucht der

Mensch zum Glücke anderes, als eine den eigenen Kräften
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VI Vorrede zum hundertsten iiefte der l'on»chuQgeu.

entsprechende Wirksamkeit? Und dafs in der Wirksamkeit

der heutigen deutschen «ikademischen Lelircr gleichwertig

neben die Vorlesungen die Leitung von Seminaren, das

wissenschaftliclie ZusnTimienarbeiten von L' lircrn und Stu-

dierenden in ungedruckten Anfängerarbeiten ^ in Disser-

tationen und Editionen, in kleinen und grofsen Untersnchungrn

getreten iet, das ist ein bleibender Gewinn für den LehrbetrioW

und die ganze heutige Wirkaamkeit der UniTersitftten. Und
man dankt auf dem Gebtete der StaatawisBenschafien diesen

Fortschritt doch wesentlich den Dosenten, die Ton der Ge-

schichte oder Statistik herkommend dieses Bedürfnis natar-

gemäfs stÄrker fühlten und zu befriedigen suchten, als die

reinen Ihcoretikor.

Ich hatte früher oft gedacht, die ForsehungtMi mit dem
hundertsten Flefte abziischliefsen od<'r sie dann anderen j fingeren

Kräften zu übergeben. Aber da icli auf die Seminartiitigkeit

und auf den belebenden direkten Verkehr mit den Studierenden

doch auch heute noch nicht verzichten will, so habe ich mich mit

meinem Koliken und Freunde Prof. Dr. Max Bering geeinigt,

dafs er, von dem das vierzehnte Heft dieser Forschungen

stammt, nun neben mir als Herau^eber eintrete und mich

unterstütze. Wir werden vom 101. Hefte an die Sammlung
gemeinsam herausgeben.

Zum Schlüsse aber habe ich noch meinem verehrten

Freunde Dr. Carl Geibel, dem ersten Clief der Firma Duucker

& Humblot. für die Mühe, die Arbeit, die ( >jiter\villigkeit zn

danken, mit der er seit 187(1 diese Publikationen gefördert

und ermöglicht hat. Wir haben uns stets über alles auf«

leichteste verständigt, und für viele ärmere Anfänger, die ihre

Arbeiten in unseren Forschungen publizierten, hat er grofe-

mütig erhebliche Geldopfer gebracht; er hat nie geklagt, wenn

manche Hefte — nach der Natur ihres Gegenstandes — nur

geringen Absatz fanden; er hat den Verlag dieser Samm-
lung ebenso als verständnisvoller Gönner der Wissenschaft,

wie als guter Geschäftfiiuaiin weitsichtig, geschickt, taktvoll

zu fördern und zu behandeln gewufst.

Palmsonntag^ Ti. April lf)<l3.

(instav SchBioHen

Digitized by Google



Der

Lübecker Schofs

bis zur ßefonuationszeit.

Von

Dr. J. Hartwig.

Verlag vonDuucker & Humbio t.

1903.

Digitized by Google



Herrn

Staatsarchivar Professor Dr. Hasse

in Lübeck

gewidmet.

Digitized by Google



Inhalt

I. Einleitung
II. Dsiä U r kund enm a t e r i a l

III. Alter uud Entstehung des Schoasea

1- 4

5— 8

9-13

Erster Teil.

IV, Die scho fspfl i cUtigen Personen 14—35

1. Bürger 8. 14—24. a) Grundeigentümer (S. 16). b) Die
wirtachaftlich Selbständigen (S. 18). 2. Die Bärger-
angeh(>ri<;en S. 24-26. 3, Einwohner S. 26—28. 4. Gaste
S. 29—82. ') T>]o 'jffMierliclu! Beli;md!nnr^ dnr Land-
bevölkerung 8. 32—;^. 0. Nichtph78i8cheSchosäer8.34—35.

V. Die Behofspflichtigen Gegenstände 36-—50

1. Grundbesitz S. 36—87. 2. Das ganze Vermögen
S. 37—40. 3. Die Schofsobjekte im einzelnm S. 10—47.

4, örtliche Liif^e des Vermögens S, 47—49. 5. Existeiu«
minimuiii S. 49—50.

Zweiter Teil»

VL Die Schorspririlegrien und eonatigen Stener*
freiheiten 51-6$

]. Kirche Piae ( rLTi-ar- — Klerus — Kirchenbeiunte —
Kirchliche Hmtensasaen S. 51 -57. 2. Ritter 8. 57 —58.
3. Beamte S. 58 —64. 4. Private Bediente— Stadtvermögen
8. 64—4(5. 5. Individttelle Beffeinngen S. 65—66.

VII. Mafssn ahmen zum Scliutz iler S t n r k r f t . . . 67—89

A. Gegen die Privilegien: 1. Verwaltungsmaisregeln
5. 67—691 2. Die Iramobiliargesetze S. 69—^7. a) Ver-
bote von Übertragungen an Kirchen — Geistliche —
Ritter — G&ste fS. 69^7P.) b) Das Verhalten der Kirche

iß. 76—77). b) Die Durchtührung der Immobiliaigesetze
(S. 77—801 c) Gkbot des Übergangs cnm onere (8. 80—81).
e) Das Oberstadtbuch (Grundbuch) als Mittel der Durch-
f&hmng und Erweiterung der ImmobilIarge8Ctze(S.81—83).

£) Verbot der Zuschrift im Oberstadtbuch — Zuschritt
sn trenen Hftnden (3. 86—86). g) Wiederaafiwhme des
Veräufserungsverbotes (S. 86—87). B. Allgemeine Mars-
nahmen S. 87—89.

Digitized by Google



XII Inhalt.

Dritter Teil.
S«fit<?

VlU. Die Elemente des Schosses 90^103
1. Der eigentHehf Schofs S. 90-91. 2. Der Vorechofs

8.91-102. a) Allgemeine Ansicht (8.91—93). b) Keine
Kopfflteaer (8. 9S—9S). c) Eine Zuiehlagsstener der
HAU8b< sit^er (S. 9$—102), S, Der FenerBtelleDscIiois

S. 102-108.

IX, Die Höhe des Schosses
1. Sehofssatz S. 104—106. 2. Schofseinheit 8. 107—Ua

3. Sehofssatz und politische (reschichte 113—117.

Tierter TelU
X. Die Verwaltung des Sehosses 118—1S2

1. Die städtischo Gesetzpebunp S. 118—123. 2. Die
AmtHtuhrnn^r des Rates S. 123—125. 3. Die Amtsführung
der Schof:?lierren S. 125-128. 4. Die Kosten der Schof»-
erwaltung S. 128—182.

Ffinfler Teil.

Die Veranlagung des Schosses.

XI. Die Ermittln ng der schofspflichtigen Per-
sonen fSt- ho fsre gißt er) . . . . . . . . . . . . 133—144

XIL Die Lrm 1 ttlung der schofspf lichtigen Gegen-
ettode 145—IdS

Xin. Die Bekanntgabe de» Sehofssatses 154—155

Sechster Teil.

Die Erhebung des Schösset.

XIV. Die Zeit der Erhebung 156—161

XV. DieArtdcrErhfbting- . . 1^—171

1. Stellvertretungen S. 162—166. 2. Schofs und Zunft
S. 167 -168. 3. Die Form der Abstattung S. 168—171.

81ebeDter TeiL
XVI. Die Kontrolle der Sehofspfitehtigen 172—178
XVn. Strafen und Exekution 179—191

1. Die Strafen S. 179>*182. 2. Die Eiekution S. 182—191.

Achter Teil.

XVIII. I)<'r Ertrag des Schosses 192—206
XIX. Die Stellung des ^^eho88eH im Lübeckischen

Staatshantthalt 206—812

Sehlufb.

XX. Die weitere Geschichte des Schosses . . . .213—216
XXI. Die Bevölkerang Lfibeeks im Mittelalter . . 217—225

Anlagen 226—2»7

Digitized by Google



Abkürzungen.

Ü.B. = Urkiindenbuch.
L.U.B. Lnhpckisches Urkundenbm h

H.6.B1. ilausiache Geschichtsblätter.

Z. Z( it riirift bzw. Zeitschrift des VereiiiB für LfibeckiselM Gksehiehte
und AlrrrturTiskunde.

hL s= Mitteilungen bzw. Mitteilungen des Vereins fär Lübeckische
Geschichte und Altertnmsktinae.

W. d. V. ^..Wörterbuch der Volkswirtschaft.
H. d. polit. Ök. = Handbuch der politischen Ökonomie.
J. t Nat u. Stat. ^ Jahrbücher für Nationalökonomie und Statistik.

Z. f. StW. « Zeitochrift ftr die gesamte StaatewiMenacliAft.

J. f. G.V. ^ Jihrlmeh für (^egetzgeboDg, Verwattnng md Volks-
wirtschaft.

Drejer: Einleitung Einltituug zur Kenntnis der in Geiet-, Bürger-
lichen-, GeriditsMchen etc. von £. Hochw. Bath der Reichsstadt
Lflbeck . . ergangenen allgemeinen Verordnungen. Lübeck 1799.

Digitized by Google



Dniekfehler und Beriehtigangeii.

S. 22 Z. 18: Privilegierten statt Priviligierten.

S. 42 Z. 7: dem heutigen wissenschaftlichen st^tt der,

S. 46 Auui. 1 Z. 3: Überschlag statt berschlag.

S. öö: Beumic äLutt Beamten.

S. 60 Abs. 3 Z. 7: Schifibhrt statt BtkifOt^
8. III Anm. 8 letste Zeile: Dittmer statt Dittmar.

8. 128 Torietsto Zeile: Tpenkreee, krad statt ypenkfses krndL

S. 187 Anm. 4: Anlage IV statt Anlage n.
S. 148 Z. 5: beteren". statt beteren.

S. 162 Anm. 3: Die Vermiitang ist nicht haltbar«

8. 203 Anm. 1: Oesamtsuninien statt Oesamteumme*

Digitized by Google



1. £iiileitiiiig*

Die materiellea Gnmdlagen' diter und neuer Staatswesen
sind völlig verschieden.

Der sute Staat bestritt seinen B^arf aus den persönlichen
Diensten seiner Untertanen^ aus dem Ertrag der Domänen,
aus Gesciienken der Grofsen, aus Heerbann- und Friedens-

geldern, endlich aus Verkehrsabgaben. Das moderne Gemein-
wesen dockt seinen Aufwand vorwiegend aus Steuern.

Die alte Zeit kaunt*' keine Steuerptüeht des freien Mannes.
Steuern ^alt als Z( irluMi der Unfreiheit. Erst mit «ier Änderung
der (»konomischeu Grundlagen, mit der gröfsereu beruflichen

Gebuüiienheit, wie sie die steigende Intensität der Arbeit

mit sich brachte, und mit den gleichzeitig gesteigerten An-
forderungen des Staates an den einzelnen begannen sich

diese Anschauungen zu wandeln. Die sachlichen Dienste

traten in eine Reibe mit den persönlichen, die Steuer neben
den WaflEimdienst Schliefslich ward sie die normale Form
der staatsbtti|;erlichen Pflichten.

Dieser Umschwung ist soerst in der mittelalterlichen Stadt^

dem Mikrokosmus des modernen Staates , vor sich gegangen.
In ihr nahm die Idee der öffentlich-rechtlichen Steuerpflicht der
Bfiiger als solcher g^en das Gemeinwesen als solches auerst

Gestalt an^
Die mittelalterlichen StAdtesteuem waren, wie alle ersten

direkten Steuern', Vermögenssteuern.
Sie trugen sehr verschiedene Namen: Bede (im Süden

und in Teilen Mitteldeutsehlands, z. B. in Frankfurt a. M.,

Gelnhausen etc.), Losunf^ (in Nürnberg. Zittau, G^irlitz etc.),

Gewerf (in Strafsburg, Freilnirg i. Br.
,

Konstanz, Zürich,

SchaflThausen etc., also besonders in Baden und der Schweiz),

Schätzung (in Mainz, Osnabrück und Württemberg) und
Schofs (in ganz Norddeutäcblaud)^.

* Zeamer, Die dentschen StAdtesteuem in SchmoUers Staats-

nad tosialwiisenficlmftlicheii Forschungen I Heft 2, S. 5; Wagner,
FinanzTrissenBrhaft III 8. ff.; Gierke, Das deutsche GenOMSP*

schaftsret-hr 11 S. 712 iV.

* Sc bans» Die Steuern der Sciiweiz I S. 53 u. 59.
* Maarer, Qesehichte der Stftdtever&ssang ia Dcutsehlaad II

FofMbvsfn» XZX 0. — Bsrtwif. 1
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2 XXI 6*

Schot (scot, scat, schosz, gescoz und deiffleichen Varia-
tionen mehr) bedeutet das, was der Einzelne zur Bestreitung
gemeinsaTiKT Ausw-Mh^n zuschipfst DieselVx' Vorstpl1iin<r Högt

bei ^Gewert ' zu (i runde Das Wort wurde von Anfang; an

zur Bezeichnuug der direkten Abgabe der Bürger ge-

braucht* *. Es ist niederdeutschen Urs})run^s und deshalb

in älterer Zeit nur im nördlichen Deuiöchlcifid % bis nach Thü>
ringen, Hessen und Schlesien hinein, im Umlauf*. Über die

Mainlinie ist es vor der Reformation nur selten gekommen*.
Später wurde dies anders. Bekanntlich hat Luther das

griechische r(pogog'' sinngemäfs mit Schofs ttbersetat*. Die
lutherische BibelUbersetsang machte es an einem gemein-
deutschen Wort ZunJIchst nicht recht verstanden — im Baseler
Neuen Testament von 1532 z. B. mufste es mit zinsz^ steur,

rent erklärt werden^ — ging es bald in den hochdeutschen
Sprachschats ttber, allerdings unter Veränderung seines Qe-

S. 848 rt.-. (iierkc, S. 698 Anm. 46: Zeumer S. ;J fl., 23, 25, 62, 65;
Lan B , lÜHtorischc Entwickelung d. Teutsch. Steaerrerfaasungeii S. lODff.

u. 163 ff.; Knllo. Zur Entstehung di-r Ertrags- und Kata8tcr-ff iu>m in

den deutschen Staaten im Finanzarchiv 1899 S. 1 ff. Das Wort ist

dbrigens BeetaDdtefl der Tersehiedeiisten Sprache», z. B. der scbwedisehen
(Steuer ^ skat). Vgl Grimm, I>eiit8ehe8 Worterbach I2C S. \59m,

' Grimm ib.

2 Im idioticnii Bremensc (T«'il 4 S ^»^O) heifst es: „Insonderhwt
bedeutet dicfs Wort «... das Geld, ao die Bürgerocbatt zum liehnf
des gemeinen Wesens susammeii senierst." — ^1. anch Schiller-
Lübben, Mittelniederdeutsch. WOrterbuch IV S. 123.

^ TTiiter Schofs ist abrr nicht immor eine Vormö;j:cnssteui'r zu
verstehen. In Schlesien wurde eine Gewerbesteuer so genannt
(Maurer II S 861; Gierke II S. 699 Anm. bü). Auch Zö lle (vel. Wehr-
mann, fi.G.Bl. 1873 S. 82) nnd Einkommensteuern haben diesen
Namen tjptrapjcn: lotztcrrs war z. B. in Bremen fOrtlo ff, .Irtlirrrntp und
Geschofs im Archiv staatawissenschaftlicher Abhandlum^en Bd. 1 lieft 2
S. 184. Lübeck 1868) und vorObergehend attch in Olbeek der FsU

Verordnungen Bd. 2 8. 76). Hier hat sich dieser Name am längsten
im „Abschofs" erhalten, einem Abzugsgeld, das bis znm 1. Januar 1869
zur Erhebung kam (ib. Bd. S. 175.)

* Stieda, Stadt. Finanzen im Mittelalter im J. f. Nat. nnd Stat,

Bd. 17, 3. Folge S. 27.

Hoch heifst e-? «lort liftiifi^ (irn« linrs ,
;'. f? in Jena, Eislobcn,

UreciUeu, Schlesien, Fraukenberg (iiessen) uud Gelnhausen. Vgl.
Hftnrer a. a. O. S. 840 a. 861 ; Ortloff Ib.; Fiankenbergische Chromk

1619 von Fmt von Aschaffenburg 8. 90; KSUe 1. c. S. 17.

* Z. B. nach Spoior (Ii a n;^' S. lfi'>; RfiehiM-, Zwei mittt'I.ilterliolK'

Stonerverordnungen in der Festsc Ii ritr z, deutschen Historikertag in

Leipzig 1894 S. 141), wo es dauernd gebraucht wurde, femer njich

Nflmberg (Chroniken der trank. Städte II S. 83tn. ii) nnd Koten*
bnrj- inncli den St:\tiitfn soll jeder s«^ine Habe «verstcncm und ver-

scho^zen*"} Schön berg, Finanzverhältnissc der Stadt Basel im 14J15,
Jahrhundert S. 281 Anm. 1).

7 Börner 13 «. t, Lukas 20 m; 28 s.

* Grimm ib.
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XXI 6. 3

aehlachts. Es war ursprünglich ein Keutnun', heute sagt man
allgemein „der** Schofs^

Die Schriftsprache war bis ins 15. Jahrhundert überwiegend
lateinisch. In Lübeck z. B. befahl der Rat erst 1455 dem
damaligen Syndikus^ Arnold von Bremen, ^^dat he der stat

rentheboke nu vort in tokamendon tiden nppe Dudesch
unri nicht uppe Latin scriven scoldf'''. "* Deshalb sind auch
die urkundlichen Namen der Veruiüg« nssteuern in älterer

Zeit regelmärsig niclit deutsche, sondern lateinische. Letzterer

gibt es gleichfalls eine grofse Anzahl: collecta, tallia, petitio,

precaria, coUatio, contrtbutio, exactio, conjectus, consagittatio,

scotom, offensichüich Übersetsnogen deutscher Beseichnungen
Alle diese Namen waren aber lediglich Schriftausdrttcke und
dem Volke nicht bekannt®.

Die älteren Lübecker Urkunden gebrauchen nur zwei
dieser Namen: collecta' und tallia^. Tallia ist der
häufigere. Er wird allgemein mh ..Kerbe" übersetzt und dahin

erklärt, der Steuereinnehmer liabe ursprünfjlicli die Zahlungen
auf je zwei Kerbhölzern vermerkt, von denen jedesmal eins

dem Zaliler als Quittung verblieben sei^. Collecta findet

sich nur in früherer Zeit, wird aber später gelegentlich zur
,

Bezeichnung eines aufserordentlichen Schosses verwendet*^.

* Grimm ih. Auch in den Lübeekisehen Urkunden helfet es dat
sehet. Vgl. I#.U.B. VI 8. 758 und den gaasen folgenden Test, s. B.

* Kopp mann hält noch heute an der ueutraleii Fona de« Wortes
fest (Kämmercireohnunffen der Htadt Uambarff I Sw LV: MecUenbanr.
U.ß. XX S. 498-500).

^ V. Melle, Gründliche Nachricht von der Kaiserl. freyca und des
H. R. Reichs Stadt Lfibeck. 3. Aufl. Lflbeek 1787. S. 88.

* Rehme. Da» Lübecker Oberstadtbnch (1895) S. 16.
* Vgl. die oben S. 1 Anm. 3 zitierten Stellen, ferner Orimm ih.

:

Ortloff a. a. O. S. 130 ff.; Waitz, Deutsche Verfassungsgeschiehtc
yiU S. 402: Zeumer 8. 128; Inama-Sternegg, Oeuleche Wirt-
sehafteaesehichte III, 1 S. FS Anm. 1 etc.

•in einer Urkunde Münsters von n^^4 ho'i^'^t es: a civili collocta,

quam Schot vocaut (Maurer II S. 865 Anm. in einer Dortmunds:
eoUeeta dicta dat schcx-t (Keutgen, Urkunden zur stAdt. Ver-
fassnnfrsffCöchichte S. 245), in Mühlhausen: collectfi qnc vulgo diel tu r

Seacoz (Zeumer S. 3 und 58), in Andernach: taUia, que vulgo bede
ieitar (ib. S. 23), in Stendal: quod vulgo sonai Torecoth (ib.

a 68 Anm.). Vgl. ferner Paaeche in J. £. Nat n. Stat. Bd. 39 S. 329
Aam. 1.

' Vgl. L.U.B. I Nr. 165 S. 152; U.B. des Bistums L. Nr. 7
S. 11 etc.

Vgl. L.U.B. I Nr. 2S'A S. 271 .L.U.B. U S. m und 919, L.U.B.
V Nr. 456 S. 499 ''t<\: auch Mantels, B*>iträge zur Lübisch-Hansischen
Geschichte S. 75 ü. und Koppmann, H.G.Bl. 1880/81 S. 153.

»Lang S. 100; Wagner im II. d. polit. ök. III S. 273
Anm. 29 etc. £ine andere Erkläning bei v. Meckel im W. d. V.
U 8. 689.

Z. B. 1616 (Z. Bd. 2 S. 2$8 u. 260) nnd 1626 („Schofs oder
ÜaUeeta«, M. Heft 5 3. 3U

1*
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4 XXI 6

Auch in Lttbeek sind diese Namen nie in das Volk ^e-

druneen. Hermann Komer enählt in seiner Chronik, die
Unnmen von 1408 seien durch multa gravamina indebita in

annuali tributo, quod in materna lingua (vulgariter)
schot et vorsehet nuncupatur, voranlafst worden ^ Das
Wort „Schofs"* tii licht urkundHcb zum ersten Maie in den
deutschen Uandsckriiten des Stadtrechts auf' ^.

1 Korner, Chionica Xoyella. Ausgabe Sehwalm. GVttiiigai
1895 S. lOf^ n 373.

* Nachweislich zuni allerersten Bial erscheint das Wort in einer
Urkunde H^nriebs I. (conjectnin, quod ab ipns Gesebat Toeatnr; räL
Ortlüff S. 132 Heinrich Y. befreite 1111 die Bfllgor Speie» TOB
„scczfenninch" (Keutgen a. a. 0. S 15 be).

* Die Entätehung der ältesten, der Elbinger, fällt iu die Jahre
1280—1282. Freasdorff, Das Iftbische Beeht saeb seinen Utesten
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II. Das Urkiuidenmaterial.

Der Lübecker ScLofä ist über (500 Jahre, vom 12. Jahr-

hundert an bis 1811 \ erhoben^ soll aber in der vorliegenden

Arbeit nur bis xur Reformationsseit dargestellt werden. Vor-
arbeiten sind nur in geringem Umfang getan. Bisher hat man
den Schofs nur gelegentlich erwähnt, zur Illnstrierung

bestimmter Zeiten und Vorgänge. Besonders sind die

Abhandlungen des Lübecker Historikers Wehrmann au
nennen

Das urkundliche Material ist sehr verstreut und lücken-

haft®, bietet aber doch die Möglichkeit einer Rekonstruktion.

DieGr un dz üg e der S c h o f s p f 1 i c h t nach Umfang und Inhalt

sind in den niederdeutschen Redaktionen^ de^ lU-
bischen Rechts* enthalten, wie denn Uberhaupt die mittel-

alterlichen Stadtrechte des öfteren eine Kodifikation der Steuer-
gesetzgebung darstellen*. Die jeweiligen AusfÜhrungsbestim-
mungen gibt die Bursprake.

Die Bursprake (civtloquiumi Bttrgersprache) ist die Ver*

' \ gl. unten ijub XX.
* Voü seinea Schrifteu f^iud besonders äsu »enneu: Die älteren

Lfib. Znnfbrollen S. 4K) ff. ; Der Aufstand in L. bis zur Räckkehr des
altoD TJat 1408-1416 in H.G PI 1B78 S. 108 ff. Die obrigkeiUiche
Stellung di-^ in 1.. ib. \^><4 S. 5:i i\.

* Es iiät zum übcrwiogeuiien Teil noch uii^^ednickt.

* Vgl. den Kodex de:» Kanzlers Albrecht vou Bardowik bei ilach:
Dm alte tfib. Recht Kodex II Art 113 u. 114, ib. Kod. lU Art 44 a.

54 fminr da> Rp\-i(Hert»" Statut von \'M Lih II Tit. III 2. u. 3. Et-

waige Abweichungen sonstiger Uaadschriftcu sind im Text berück-
siciitigt.

* In den Alteren lateinisehen Anfketehnungen des Stadtredits, so-

weit sie noch erhalten sind, wird des Schosses nicht gedacht Vgl.
Fr<>nM<1orff a. a. O. 8. 4 ff.; Hoffmann, Geschichte a«r freien und
Han8C:itudt L. I S. 60 ti". Siehe aber unten S. 10.

* Z. B. enthält das Freiberger Stadtrecht eine förmliche Geschofs*
Ordnung (TgL Ortloff S. 144
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6 XXiö

Sammlung der Bürgert Sie fand ursprünglich zui l>e<L4iliilv

tassung über Gemeindeangelegenheitcn statt, als Echie^iiüi.,

verblafste aber später, nach Beseitigung des letzteren, zu einer

Art bfirgerlichen Kontrollveraaminlung^ in der der

Rat sein Kttren verkündete. Viermal im Jahre^ su KalMn
Petri (22. IL), Jakobi (25. VII.), Martini (11. Xl.} und IVniil

gl. XXL), wurden die Bürger auf den MarktpUits beordert

er Rat trat auf die „Laube'* des Rathauses (einen an der Süd-

seite befindlichen Vorbau) ^ der Büi^ermeister gebot Schweif
(wy beden juw to hörende) und verlas die vorgeaekcBOi

Bekanntmachungen. Sie sind verschiedenen Inhalts, mciit

jedoch polizeilicher Art. Die regelmäfsige Wiederholung diese»

Vorgangs hatte zur Folge, dafs die Bürgerversammlnng bsld

zur Ergänzung
,
Unterstützung und Weiterbildung des »Stidt-

rechts benutzt ward, durch gesrtzlichp Regelung vorüber*

gehender Verhältnisse sowie Wiederiiohui^^ und planraÄfsige

Ausgestaltung der statutarischen Vorschriften. So entwickelte

sich die Bursprake zu dem offiziellen FublikatioDi*
Organ des Rates ^.

In die Verlesung der Verurdiuingen kam bald ^vMem. I>^r

Text wurde redigiert und in Abschnitte zerlegt, die forun

an den verschiedenen Versamnilungstagen verlesen wurd. ii*.

Manche Artikel erschienen nur vorübergehend, die Bursprake

änderte sich nach Umfang und Inhalt, aber die grofse Mehrzahl

wurde zum eisernen Bestand der Institution, blien Jahrhundert»
hindurch in Kraft, ohne dafs auch nur der Wortkut abeeindsfi

ward. Im Laufe der Zeit wurde „Bursprake* auch die tsch-

nische Beseichnung der in der Bürgerversammlung verkündeM
Normen^.

Diese Bursprake diente zur Interpretation und praktisdu*
Auslegung der allgemein gehaltenen Stadtrechtsbestimmungn
über den Schols. Sie gab z. B. den Schofiuatz und Zahlnagi-

' Vgl. für das folgende Fren.sdorff a.a.O. S. H) ff. Stadt- und

GerichtfiVerfassung L.s S. 164 ff.; W ehr mau n i. d. H.G31. 1^^84 S. 57

und Z. Bd. 8 8. Der Text der jüngsten Bursprake ist abgedm^
bei V. Melle, Gründliche Nsehricht S. 110 ff.

^ Hrehmer, Beiträge zu einer Baugeschichte Lnborks tu 'i-n

H.G.Bl. 1ÖÖ0/91 S. 18; ferner M. Heft 8 S. 87. VgL auch Oret et.

Einleitung zur Kenntnis der lllb. Verordnungeo (17^) S. 201
Maurer a. a. O. III 8. 208 ff.

" Sie blieb dies bis znr ReforjnatioTii=izeit Von da an lief» der R*t

Heine Beschlüsse von den Kanzeln v»rle«en. Die Bumprstke ^mk
infolgedessen zu einer blofsen Förmlichkeit herab, blieb seit text-

Heh nnverindert, wnitte seit 1768 nur noch rar Katliadra Petd nr-
lesen und 1808 gans beseitigt. Wehrmann, Z. Bd. 8 S. 4i<i.)

* Aufzf'it bnunpen haben sich erst aus dotn Anfing «Iw 1^ Jafcc^

hundert« erhaiteu. Vgl. L.U.B. VI S. 75H tV. und IX >. y^? ff

* Bereits 1294 spricht der liat der Stadt Hamm vuu „vestm pn>*

mnlgatione, qne bursprake didtnr" (L3.U« II Nr. 96 8. 79).
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XXI G. 7

temin an K Dbb Anpassen beider Rechtsquellen aneinander
machte denErlals besonderer Stenerverordnungen entbehrlicb.

Es ist denn auch aus der ganzen Zeit vom 12. Jahrhundert
bis Sun Beginn des lö. nur ein einziges Schofsmandat
erhalten. Es stammt aus dem Jahre 1410^.

Dies Mandat gibt im Verein mit den Bestimmungen des
Stadtreclifs über den Erwerb des Bürgerrechts genaueren
Aufschluis über den Kreis der s c h o Ts pfl i c h t i g e n Personen.

Die Steuerbefreiungen erhellen aus den Exemtions-
privilegien und den Scliolsregistern. Desgleichen aus der
städtischen Immobiliargesetzgebung, die die tlber-

tragung von Grundstücken an Privilegierte im Interesse der
Steuerkraft regelt, damit auch einen gewissen Einblick In die

Objekte derBesteuerung gewahrt Die nraktische Durch-
führung dieser Mafsregeln ist in den Stadtbttchern* zu
erfolgen.

Die Veranlagung und Erhebung des Schosses ist

aus der Bursprake und besonders den Sch o Ts regist ern
ersichtlich. Letztere geben auch die individuellen Schofs-
betrage an. Sein Gesamtertrag ist mehrfach, in den
Rechnungsbü ehern der Schofsherren* und in den
Abrechnungen der Kämmerei*, verzeichnet.

Das wenigste Material trappen die C h r o n i k en® bei ?^ie

gedenken des Schosses Uberhaupt nur bei abnormen Zustünden,

' L.U.B. VI und IX 1. c.

« L.U.B. V S. 378/79,

* Vgl. unten aub XII Anm. 1.

* £iu solches ist erst 1428 angelegt. Das älteste enthält die Jahre
14S&-150t, das zweite die Zeit von 15ä»-1587.

* Es ^bt deren mehrere: 1. Die Kämmereibüch er (libri camera-
rionim), eine volIstfindiL'-o ZiisamTnenstellung und Verrerhnuntr der
städtischen Einnahmen und Ausgaben, wohl 1301 eingerichtet und .seit

1816 moist erhalten. Das älteste ist im L.U.B. II (S. 1045-82) ab-
gedruckt Dioso Bucher flehen 'Tsr iin 15. .lahrlnind- rt den Ertrag des
Schosses an. Sie zerfielen daiualä iu ein Einnahme- und Aasgabebuch.
Hier kommen nur erstere in Betracht; das älteste beginnt mit dem
Jahre 1460. 2. Die Kimm ereiroUen, siiinmari sehe Aalseiehiiangtti
über die Einnahmon und Ausgaben der Stadt auf zusammonfr^^ro^ften

Fergamentblättem , seit 1421 erhalten. Eid Teil ist abgedruckt im
L.irB. VIIS.409ff. 8. Gleiche Aufseiehtiiinffen in grofsen Foliaaten,

seit 1514. — Femer sind noch an städtischen Abrechnungen vorhanden:
»•ine littf'ra de censu civitatis von 1262 (L.U.B. I Nr. 209 S. '247 flP.),

vereinzelte Aufzeichnungen seit 1280 (L.U.B. II S. 1017 ff.j und zwei
gröbere AbreehmingeD für die Zeit von 1283-87 und 1288—98 (ib.

8. 1020—1085; vgl. S. 1020 Anm. S). Sie schweigen aber über den
Schofs.

Vgl. Wehr mann, Das Lübecker Archiv Z. Bd. 3 S. 396 fl.

* Sie sind anfeeßhrt bei Hoffmann, Geschichte der freien and
HaaMstiidt L. I a 4/5.
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8 XXI 6.

wenn die BUrgencliaft gegen leiiie Höhe revoltierte*, wie es

1408 und 1531 der FÄlTwar«»
Endlich enthalten noch die amtlichen Berichte und

Aktenstficke über die Revolutionsjahrc 110?^ — 14M8 wert-

volle Angaben Uber die derzeitige Geschichte de» ^Schosses.

' Über Stencrrovolten im Mittelnlt( r vgl. die Zupam in on Stellung
bei Georges Esj^inas, Les Finances de la commune de Douai det
origines au XVe n^cle. Paris 1902. S. 54 Amn. 1; auch Haber, Der
Hanshalt dor Stadt Hildcslieim. Leipzig 1901. S. 139.

» WehrmanTi Z Bd. 3 S. m,
* In den Cbrontken der niederskcbäiscbeu Städte 11 (Lübeck)

8. 881 ff. abgedruckt.
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III, Alter and Eutstehong des Schosses.

Der Lübecker Schofs Ittfot sich bis ins 12. Jahrhundert
»urückverfolf^en.

Die Suidt ist 1143 gegründet. Sie geht 1 1( anfänglich dem
Grafen Adolf IL von Schauenburg, ging aber bald in den
Besitz Heinrichs des Löwen über. Eine seiner ersten Regierungs-

handlungen war die Begründung dea Domkapitels. llüO wies

er dem Bischof Gerold von Oldenburg Bauland an zum Bau
«iner Kirche and von Wohnun|nn für den Bischof, Probst

kttnfte zu Auch später erwies er ihm noch seine Ganst;
z. B. befreite er es mittels eines Privilegs von 1164 von allen

städtischen Abgaben.
In dem Privileg ist ausdrücklich liPi-vor^^ehoben : nulla eis in

colleL-tis adopusciuitatis facicndis imponatur necessitas'.

Hier int die älteste Spur des Scljosses^. Auch die Erklärung
Arnolds, des Ahtes vom Johanniskloster, aus dem Jahre 1183,

die Klostervvurten, die gegen Wurtzins vergeben waren, seien

selbstverständlich (scilicetj unter der Bedingung ausgetan, ut

cinitati omnem iusticiam fiu^iant*, dtirfte auf den Schofs zu
deuten sein.

Der Schofs war im Anfang, wie alle direkten Steuern'^,

keine ständige Abgabe. Der Name „collecta** (Bede) zeigt,

dafs er als eine aus aufset^gewöhniichem Anlafs erbetene und
bewilligte Steuer begann*. Denn die (l'ininlli^e Zeit gab den

Institutionen, die sie schuf, sinnvolle, nicht willkürliche Nameu.

1 H o f fm a D n, Geschichte der freien nnd Hansestadt L. 1 8. 15 IT.;

PanH, Die sog. Wieboldgmntpn S. 9.
« U.B. des Bistums L. S. U.
* Er ist zweifellos gemeint. Vgl. unten YII sab A 1.

* L U B. I Nr. 6 8. 8. £e handelt sich nm aiess qnasdam, die
der Bischof fln'nrich I. in prrfata «-niitat*' comparnnit. qna?» no» ad
persoluendum tributum qaotannis in inanus eas colcntium civili uel

mrensi ioT«, qnod wigbeledhe dieftor, coUoeanirnns.
» W. d. V. II 8. 662 sub G u. S. 666: Cohn, Fiuanswissenscfaaft

8. 72 u. 319; Maurer Ii S')0; Z cum er 8. 48.

* Jastrow, Die VolluzahL deutscher Städte zu Ende des Mittel-

slten ete. Berlin 1886. 8. 48.

und 12 Domherren. Zugleich
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10 XXI 6.

Aber in kurzer Zeit ward er aus einer frciwilJigen au
einer unfreiwilligen und aus einer aufserordentlichen zu einer

ordf'ntliehen Auflage. Als in der Mitte des 13. Jahrhunderts
der Klbinger K;it in Lübeck eine Auskunft tiber mehrere Be-
stimmuiigeu des ihm von dort übersandten Keehlsbuchs erbat,

fragte er unter ander* in : Jtem cum eines communem dant
collectam ad vsu» ciuitatiö' . . . .

Der Elbinger lateinische Kodex ist bald nach 1237 ent-

standen. Er enthielt nach obiger Anfrage Vorschriften über
den Schobt Daraus erhellt, aafs der Schofs damals schon
eine ständige Steuer war; aufserordentltche Mafsnahmen
wurden schwerlich im Stadtrecht geregelt sein. Auch die
Redewendung communis coUecta" spricht dafür, dafs er seinen

aufserordentlichen Charakter bereits verloren hntte. Seine

bisherige urkundliche Bezriclinniig war damit unrichtig ge-

worden. Sie wurde trotzdem beibehalten; das entsprach dem
konservativ en Zuge der Zeit. Fortiin gilt aber von der „collect^"

die Erklärung des Emser Stadtrechts: petitio dominurum pro

man dato habetur^.

Es Ifilst sich nicht mit Sicherheit feststdlen, in welchem
Jahre der Schofs eine ordentliche Steuer geworden ist. Ver«
mudich 1226^. In diesem Jahre wurde Lflbeck freie Reichs-

stadt. Es war fortan auf sich selbst gestellt und bedurfte zur
Verteidigung seiner neuen Errungenschaft gröfserer Einnahmen
als vorher. In demselben Ja!ire begann die Immobiliargesetz-

gebung des Rates. Sie ist im wesentlichen eine steuerpoÜ tische

Mafsregel^y hat also das Bestehen einer ordentlichen Steuer

' L.U.B. I Nr. 165 & 168.
* Er ist verloren gfpanpou (Fr < n.s d or f f , Das lübische Recht

S. öl Er war die einzige lateinische Handschrift des Lübecker Becbt«,
die Bestimmangen Qher den Sehofs enthielt VgL oben 8. 5 Atnn. 5
and den Danziger Kodei bei Haeh, Kod. I 8. 185 ff.

" Zeumer S 'M.

* Der Zeitpunkt ist keineswegs besonders früh. Köln erhob bereite

1154 eine communis civium colleeta, Worms kennt schon vor 1182
Kollekten (Giork. I S. 828; Zeum«T S. 52; Arnold, Verfassungs-
geschicht«' der deutschen Freistfidte Ii S. 2t)7— ^saU). Der Braun-
schweiger Schofs ist bis 1227 znrfickxuverfbl|^. (Black, Finu»-
Verwaltung der Stadt Br. bis zum Jahre 1374 in den Untersuchungen
zur DeutpHioTi Staats- und Rechtsgescliiclite von üierke Heft 32 S. 21.)—
Einiffe direktt; Steuern haben ihren aufserordentlichen Charakter jiüur-

handertelang bebalten, s. B. die Frankliirter Bede, die bereits 1257
nachweisbar ist, bis 1495 (Bücher in d, Festaehrlft S. 124 und in

Entstehung der Volkswirtschaft 8. 248), die Nürnberger Lesung, die

noch im 15. Jahrhundert nur alle drei Jahre, erst seit 1450 jahrlich er-

hoben ward (Chroniken d. fränkischen Stftdte I S. 282 (f.; Sander,
{frichsstädtische I{aushaltiin|.r Nürnberg. 1902. 1 S. 22*>ff) und die

Osuabrücker Schätzung gar bis zum Westfälischen Frieden (Stüve,
Das Finanzwesen der Stadt (). in d. M. des dortigen bianmechen
Vereins Bd. 11 8. 47>

* Vgl. unten sab Vll A 2.
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XXI 6. 11

cur Voraiissetiang. Auch in Lttbeck eeheint demnach die
idOtstehung von selbBtilndiger bürgerlicher Verfassung und
städtischer Steuer xnsammenzafallen ^ Jedenfalls ist der
SchoCs aber in der ersten Hälfte dea 13. Jahrhunderts sur
ständigen Steuer erhoben'.

Vom 12. Jahrhundert an wurden Uberall in Deutschland
soi^. 8 tli d teste 11 e rn erhoben''. Es sind dies direkte Steuern
der Stadtü:emfMii(leTi an ihre Herren. Anfänf^lich wurden sie

von letzteren eingetrieben. Aber die Städte drängten bald

darauf, Veranlagung und Erhebung in die eigene Hand zu
bekommen. Vielfach hatte dies Drängen Erfolg. Die Steuern
wurden zu Jahrrenten, Pauschquanten ^ ,

fixiert, die fortan

die Stadt als solche schuldete, deren Beschaffung ihre Sache
war. Der Stadtherr konnte sich nur noch an sie, nicht mehr
an die einzelnen Bttiger halten. Diese Stadtsteuern sind

in der Regel Ursprung, Kern und Lebensbedingung
der direkten Steuern (Zeumer'). Die Stadt erhielt oft erst

mit dem ius subcollectandi ^ ein ^selbständiges finansielles

Leben"

Sie braclite nämlieli ihr Steuerfixum durch Umlagen auf
das VofTnögen auf. Man konnte, wie das bei allen koTitinr::en-

tierten Steuern der Fall ist, nie genau wissen, welcher Stt uer-

satz erforderlich sei. Der Vorsicht halber wurde ein lioher

gewählt, so dafs regelmäfsig ein Überseliuis über da» Fixum
verblieb, der im städtischen Interesse verwendet wurde.
Dieser Uberschub ward bald absichtlich vergrOfsert und 2war
so sehr, da(s schlielslich der Ertrag der Stadtsteuer vor-

wiegend der Stadt zufiel. Die Repartitionssteuer verwandelte
sich in eine Quotitätsstcuer, die Steuer fUr den Stadtherrn
in eine solche für die Stadt selbst^

Im allgemeinen gilt dies auch vom Schofs. Die Stadt-

* Zeumer 8. 9S.

* Einen Beweis daAr, dafs er um die Mitte des 13. Jahrhunderts

i'rUn li Ii zu orli'fjon war, geben die Vermerke in der ältesten lübeckischen
iürgermatrikel von 1259: -talliauit'', „in taliiia fuerunt*'. (L.U.B. II

Nr. 31 8. 22 ff; Mantels, Beltrfiffe z. Ifib. Oeschiehte S. 75/76.) Vgl.
auch den Vertrag swiflcben Stadt uod Domkapitel U3. des Bistnms
Lfibeck S. 110.

' VetI. für das folponde Zeumer S. 1 ff., 2Ü ff. und 61; I.iinp:

S. iti2; i uama-Stern«?gg, Deutsche Wirtschaftsgeschichte Iii 'IVil 1

S. 110.
« Jastrow, Voikuahl deuUcher St&dte 8. 42.

» 8. 95.

« Tb. S. 122.

^ Georges Espinas, Les Finances de la Commune de Douai
dee originea aa XV« d^le 8. 15.

* Zeumer S. 03. Auch die Frankfarter Bede begann ale nksieer«

Hohe" Steuer. (Bflcher in der Feetschrift S. 124.)

Digitized by Google



12 XXI

«teuer zu Hambuig^und Lttnebarg hieb ^,8001 und ecoU«**.
Die JahrMiten in noktein worden scot genMint In Brenea.
das kein Fixam su Bahlen hatte, warde in Älterer Zeh ii«
aoenahmeweise ein Schob erhoben'«

Ortloff yermntet nun, dafs auch der Lttbeeker Scheft
infolge der Jahnrente, die dem Kaiser zu Bahlen war, eotatandiii

sei*. Als die Stadt 1226 reichefrei wurde, behielt steh dm
Kaiser Münze, Zoll, Gericht und Mühlen als B^galtea tot
Im Laufe der Zeit ging ihre Ausübung auf den Rat tUwr.

Die Stadt begehrte dies aus politischen und financiellen Grlindeo.
und der Kaiser willigte ein, weil es ihm ja nicht auf dit

Verwaltung, sondern auf den Ertrag ankam. AU Bntgelt fdt

die Überlassung war iährlich eine runde Summe, der Reichs-
zins, zu zahlen. Er ist verschiedentlich erhöht Seit 127!*

belief er sich auf 750-^ Pf. ^ Der Betrag wurde von der Stadl
aU solcher geschuldet^.

Nach Ortloff war der Schofs zuerst nur zur Auf-

bringung dieser Jahrrente, nicht für den städtischen Haushalt
bestimmt. Ein urkundlicher Beweis flir und wider ist nicht

möi^^lich. Ortloff stützt seine Ansicht darauf, d^r Sfhof» wen!^-

weder in Hpu Verzeichnissen der städtischen Einkünfte novfc

in den Iv uiiinereiblichern aufgeführt*. Das ist im ailgenaeine^

richtig', beweist aber nichts f fl r Ortloffs Vermutung.

Die damalige Zeit kf^niit keine ;illgenieinen EiTinahiiifMi-

verzeichnisse. Besonders haben die Kiimmcreiblicher tiie alle

Einnahmeposten enthalten®. Die Kämmerei war nur e:B
Ratsausschufs*; sie braucht nicht notwendig alle Kossen-
Angelegenheiten zu fuhren.

Gradezu gegen Ortloli s])riclit aber folgendes: D?*
erste Jalirrente wurde 1247 kontitiluiert , der Schofs wnr
schon um 1237 eine ordentliche Steuer. Der EUbioger

1 Zeumer S. 24 und 41.
2 Ortloff R 174 und 178. Vgl. forner ib. S. 94 ff. und lU:

Fiuauzarchiv 1099 S. 477 Aum. 6; ror BrauDSchweig Mack «. a. O.

S. 24 ff.

» Ib. S. 178.
* Ortloff S. 173; Drcyer, Einleitunp: etc. S. 44 ff : Hoffmaun

Geschichte L.s 1 S. 42 ff.; Dittmer, Die Reichsv»igte der trei.-n .<t&,dl

L. während des 13./14. Jahrhunderts. Lüh. löo^i, S. 9—14 u- 22—24.
• L.U.B. I Nr. 810 S. 295, II Nr. 708 S. 86S; Ortloff & 177:

Gierke II S. 711 Anm. 88.
« S. 178.

^ Die Kämmereibfleher erwaimen ihn allerdings nickt. Dif
littem de caasu dvitatis ron 1282 iit angenseheiBlieli nnvollatiiidig

gL I S. 247 ff. Die Abrechnung von 1283 erwähnt ib«.

wenn auch nur an einer Stelle (vgl. L.U3. II S. 1025 dritte Boikv
von unten!

• Unten rab IX n. XVIIL
* Unten sab X.
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Rat spricht vom Scholsals der collecta ad vbus civitatis^;
schon damals gab demnach das städtisclie Interesse bei der
Erhebung des Schosses den Ausschlag. Endlich enthält eine

Aufzeichoang des Jahres 1307 eine vollständige Schois-

abrechnang (conputacio taUie) ' über 3700 ^.
Daraus dUrtte hervorgehen, dafs der Reichszins nicht

die Ursache der Entstehung des Schosses war. Auch ist

nirgends überliefert und wom'p: wahrscheinlich, finfs er aus-

schliefslich oder auch nur vorwie/^end zur Abfindung des
Kaisers dienen mufste. Die Kilnimereibiiclier lassen diesen

Schlufs nicht zu. Nur das kann eingeräumt werden, dals die

Jahrrente (schon seit 1220 war ein Jahresbetrag von 00 ^ Silb.

für die Überlassung des MUnzregals zu zahlen ^) zur ständigen
Erhebung des Schosses m i t beigetragen hat. Ins Leben
gerufen ist er aber nicht aus einem s jj c z i e 1 1 e n , sondern
aus dem allgemeinen FinanzbedUrtuis der Stadt ^.

I Oben Ö. 10.

• L.U B. ir s. mviSL
• Vgl. S. 12 Aditi. 4.
• Erst 166d wurde er ffir einen bcHtimmten Zweck ausersehon,

nämlich zur AufbringUDg der neu eiDgeführten Katsherrengehälter.
Vgl. Ortloff S. 180 und M. Heft 2 S. 70.
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Erster Teil

IV. Die schofepfliehtigen Persanen.

L Büpgrer«
Ursprünglich war die Steuer eiue rein persönliche

Last^ Alle Rechte und Pflichten ruhten auf der Person.
Fttr die Besteuerung eine» Gutes war nickt dessen Örtliche
Lage bestimmend; sondern Stand und Staatssugehörigkeit',

kurz die rechtliche Stellung seines jeweiligen Besitzers«
Die mittelalterliche Stadt legte demgemUfs alle Lasten auf

die Schultern der Bttrger. Bürgerliche Hechte und Pflichten

waren untrennbare Korrelate. Wer ersterc nicht besafs, war
von letztrron frci^ Nur der Bürger muTste, kraft seines

Bürgerrechts, der Ötadt mit seinem Körper und seinem Vermögen
dienen *.

Der Lübecker Bürger hatte vor allem drei Pflichten zu er-

füllen : Er mufste schoten, waken,wepenere vtniaken ^

» Zeumer S. 85.
• Vgl. unten sub V, 1 und 4.

» Zeumer S. 71: Gierke I S. ff., II S. 696 tt.; Maurer U
861 ff./III 193. Bürgerrecht and Bürgerpflicht erschienen der da-

raaligon Zeit so gleichbedeutend, dafs erstere» geradezu zur Bezeichnung
der letzteren verwandt ward. Z. B. erklörtm 1483 mehrere Buchbinder
in einer Beschwerde : „se weren ock hvr borger vnde mosten boreer
recht doen, scliotm. wakcn vnde vuimaken* (Eintragung im Nieder-
«tadtbuch. v^\. Z. IM ^ S 263. IV).

* FreiiHdorff, Studt- u. Gerichtsvcrf. S. 196.

1397 wurde dem Ritter Abrahamson verbrieft: dat he nicht
scoten en seal noch waken noch wepenere vtmaken noch nenerleje
ding don, dat me vp d»' borgere settet (L U.B. IV S 7H.') . Vcl. ferner

Anm. 3, >L Hett 4 8. löö ff. u. L,U.ß. i S. 271. — Ebenso in Kiel (alle

recbticheyt der stad, echot wacht unde idle andere unplicht; Renter,
Kieler Erbebuch Nr. 1112 S. 166); Rostock (die Stadt bekundet in Reise-
pässen: js vnser stad jnwoner vihIp borgher vnde hefft dar sine«
e^henen rock vnde schatet dur ock vnde waket vnde deyt vurder
all«' vnser stad pleghe vnde vmpleehe lyk vnsen anderen borgneren .;

Z. Ii<l. 1 S. •'.'.).') '.>0i; Hildesheim (scnot, wacht, utyacht und mencwiTk.
d. h. notwendige Arbeiten auf der Allmende, an der Stadtmauer und
am Stadtgraben; 11 über, Haushalt Hildesheims S. 59 u. 64/65: suam
det collectam et vigilet eieut alter; In aina>Sternegg Iii, 1 S. 88
Anm. 1).
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XXI 6. 15

steuran, Wachtdienst tan ' und Bewaffnete ausrüsten Später
kamen noch die Accise und das Grabengeld hinzu °. Aber
die Ha uptpflicht war und blieb der Scbofs. Die Ur-
kunden nennen ihn stets an erster Stelle. Er galt gradezu
als E r k o Ti Ti im fr s 7 i c h e n des B ü rge rs*. Die Schofopflicht

war dio liUrgerptliilit xnrr' F^oy^y^.

Diese Tatsache gibt aber noch keinen xViitächiuis iihei den

Umfang der schofspflichtigen Bevölkerung. Demi der

städtische Bürgerverband des Mitlelaiterä war ein persönlicher,

kein territorialer Die Stadt barg rechtlich sehr verschiedene

* Id älterer Zeit miirste jeder Bürger den Wachtdienst peraSnlich
Ipisteii. Später war es erlaubt -irh durch Zahlimn- oines Wachtgr^Idos
freizumachen. Vgl. Z. Bd. Ö S. oOl Anm. 272; für Rostock P aase he
S. 360 ff. (dort gelten Wachen und Wall- oder Grabengehen für oneru
realia; von jedem Wohnhaus war eine Mark sn sahleo, auch von den
Mietern); für Hüdcsheini flu her S. 43 u. 90.

* 1427 zahlten z. B. die Handwerksämter 1613 Ji zur Ausrüätung
Ton Söldoem (L.U.B. VII Nr. 428 S. 413; Z. Bd. 7 S. 246). Vgl. auch
Z. Bd. 5 S. 290 ff.

* M. Heft 8 S. 162; Z. Bd. 7 S. 395 tl'., 430 u. 481. Letzteres als

die Festangsarbeiten begannen (Sander, Haushaltung Nürnbergs S. 232).

BfA der Senaiuarbeft war StelWertretnng erlaubt.
* Die Ooslarer Statuten bestimmen: Wi' mit uns nielit ne pcotet,

de is en gast uude neu borgere (Frensdorft" a. a. <>. S. 197): das
Bremer Studtrecht: We ock. darup unsse borger wurde m\d sin gudt
nicht vorschottede . . . den wyll deRaedt na dem dage vor nynen
borger holden (Statuta Bremensia von 1489 Art. 9 Ausgabe Oekichs
1771 S. 660).

* Zmhireiche Qoellenstellen ergeben dat. Das Stadtreeht verordnet;
Dat m witlic dat en iewelic borghere van lubeke schal scheten
(II ach. Kod. II Art. 11!^ S. .304). In der Bnrsprakp verkündet der Rat,

dafs er einen Schofs vppe sik suluen vnde vnae menen borghere
»etse <L.U.B. VI S. 758)i Das Privileg Heinrichs des Löwen zu Gunsten
des Domkapitel.^ spricht von eolleetis . . . oncribus que ratione
cinilitatis exigi solentfU.B. d. Bistums L. Nr, 7 S. lU Der Elbing< r

Hat fragt: Item cum ciu e» eomiuunem dant col le)ctam (oben S. 10). Das
Kloster Retnfeld beurkundet 1266 bei Erwerb eines Grundeigentums in

L. : ..Omnia facere tenebimus in talliis .... que uuus civium
facere teneretur" (L.U.B. I Nr. 203 S. 271) und wiederholt 1270: -eo

jure possidemns, quo ceteri vestri eines* (ib. Nr. 8^ S. 307). Die
Ahiensbflker Karthäuser verpflichten sich, ein Haus in der Stadt /u

verschossen sicut alii eines (L.U.B. IV S. 7751. Vgl. forner L.U.H. IV
S. 735 Nr. 648, V S. 378/79. IX S. 960, den folgenden Text, auch
Wehrmann, Zunftrollen S. 110, M. Heft 4 8. 188, Chroniken der nieder-

>!achsi><chcn Städte II S. 3>'r) u. h. \v. Dasselbe gilt in anderen Städten,

z. B. Bremen (Statuta Hrf^inensia Art. ö), Rostock (Meckienb. U.B. XX
S. 499: uuitu.s datus, quia uou est civis), Hildesheim (Hu her a. a. 0.

S. 58), Oldenburg i. Holstein (wente vnse borghere all jar ewighe
pleghen to schetende; Hollensteiner, Aus vergangenen Tagen.
Chronikbilder aus der Vergangenheit Ü.8 in H. S. 203). Weitere Bei-

spiele oben S. 3 Anm. 6 und 8. 14 Anm. 5.

« Bücher, Die Bevölkerung von Frankfurt im 14. und 15. Jahr-

hundert 8. 319 u. 3t)8. — D<«r Bürger brauchte infolgedessen nicht in

der Stadt zu wohnen, der er angehörte. Man denke an die Aus-

bürger, die in fremden StSdten, und die Pfahlbfirger, die in Land-
gemeinden ihren Wohnsitz hatten. Solche ausw&rts wohnenden
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16 XXi G.

ßevölkerungsklassen in sich; aurüer Bürgern konnten aucU

Nichtbürger (Einwohner, Gäste) in ihr angefiessen smi.

Der Lübecker Rat unteraciieidet in seinen Verordnungen

bei den „mansnamen" zwischen borgereu, borgc^kindereu,

inwoneren unde vromJea gesellen, de hiir ere legere nnde
hanteringe hebben \ bei dea f^rauen iwischen borgenchen und
inwonerscben'. Ans diesen Personengruppen gilt es, die Bürger

auszusondern, und dazu bietet sich kein besseres Mittel als

ein Blick auf die Voraussetzungen des Bürgerrechts.

a) Grundeigentttmer.

Die Stadtgemeinde ist «aua der Landgemeinde hervor-

gegangen^. Die älteren Stadtrechte machen deshalb den
Besitz eines Grundstücks oder Hauses im Stadtgebiet

zur Bedingung der bürgerlichen Rechtet Wer ttber solchen

Immobiliarbesitz verfügte, war ohne weiteres Bürger; einer

besonderen formellen Aufnahme in den Bttigenrerband bedurfte

es nicht.

Auch in Lübeck setzten sich die Bürger zunächst aus-

schliefsh'rh nns G r u n d e i o n t ü in e r n zusammen. Im Eebt-

ding, der Bürgerversntmnlung^, hatte nur der possessor proprii

cavniatis Zutritt*. Die iSiudtgemeinde begann aU Kealgeuieinde'.

Dus (irundeigcntuni war Vorausst tzung des Bürgertums. Und
dies alles, obwohl der Kaufmannsstand von Anfang an in der

Stadt dominierte. Wenigstens können sich die meisten der
kaiserlichen Privilegien nur auf Kaufleute beziehen*.

Eins lautet z. B: quilibet ßurgensis Lubicensis, tarn diues

quam pauper, absque impedimento emat et uendat*. Auch

GemeindegeDossen hat die mittelalterliche Stadt im lotereBse ihrer
Wthx" und Steuerkraft oft gwadesn sn gowinnen gemicht (Inama-
Sterneffg III 1 $. 84)

* M. Heft 1 S. 15 (in einer Kleiderordnung aus dem Ende des
15. Jahrhunderts).

Z. Bd. 2 S 366 u. 8. 509 ff.

* Vgl. für das folgende v. Below, Bürprerrecht im W. d, V. T

S. 504. — L)ie Lübecker Burgerversammlung hiffs „bursprake", d. h.

Baaemsprache.
* (\\vrk(i I 8. 320, n S. 692 ff.; Maurer II S. 817 ff.; Inama-

SterneiTK Hl. 1 S. 70 und 1«U.
* Vgl. über sie unten sub VII u. X.
* Tnbns vicibtu anni conuentus erit legitimi placiti. < M inis, qni

^ut^QT>^vr^r ost proprii cavmati» adicrit (ftOB den ältesten AafseiohnoBgSB
des iübiHchen Kechta L.Ü.U. i S. 39).

^ Frensdorff, gtsdt- n. Gerichtsverf. 8. 88 n. 199; Pauli,
Lübcckisehe Zustände zu Anfang des 14. Jahrhunderts Teil I S. 67.

* Frensdorff S. 40 Di« städtischen Privilepen waren üherall

in erster Linie auf Kaufleute berechnet; das Bestreben ging dahin,

den Handelsverkehr zn lokalisieren (Inama-Sterneffg 111,1 S. 74).

' MT n I N r 35 S. 47 (Privileg Friedrichs U., das der StMlt die

ßeichsfreiheit gibt).
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honst werden Kaufleute und Bürger des öfteren identifiziert*.

Aber der Kaufmannsstand dachte noch nicht daran, die alten

traditionellen Grundlagen ansataaten.

Diese grnnd besitz enden Kau Heute hatten das

Monopol des Hürgerrechtö. Wenn auch nicht rechtlich, so doch
faktisch. Den Krämern und Handwerkern war der Qrund
und Boden nicht gesperrt*. Aber sie waren damals sameist

in den Mund und konnten sich keine Grundstücke und
Häuser kaufen*. Wer aber zur Miete wohnte, war nicht

bargerfkhig.

Haus* und Grundeigentum an sich genügte übrigens nicht

Ks mufste unbeschwert sein^ (wenigstens in der ältesten

Zeit) und nach Stadtrecht besessen werden. Wer auf kirch-

lichem oder klösterlichem Gebiet angesessen war, unterstand

dem kirchlichen Hecht, nicht dem städtischen ^
Die ersten Bürger waren demnach freie, zumeist dem

Kaufmannsstand angehörige Qrund- und Haus-
eigentümer. Nur sie mufsten Schofs zahlen.

Wer kein eigenes schuldenfreies Haus hatte oder ein solches

nicht au Stadtrecht besafs, stand aufserhalb des BUrgervcrbandes

und war infolgedessen steuerfrei. Die Zahl rür^r^r Schofsfreien

darf man sich nicht zu groh denken. Lübeck war in den
Anfängen seiner Entwicklung kaum mehr als ein grofses be-

festigtes Dorf, mit vielem Bauland. Die Mehrzahl der Ein-

woluier war zweifellos grund^esessen. Das ist ja grade das

Charakteristikum der jungen K«>loni;ilstadt. JedenfalU Imt die

Besitzverteilung damals noch kenn n A?dafs gegeben, die

Voraussetzungen des Bürgerrechts zu andern.

Dies wurdr» aber bald anders. Die Bevölkerung nahm zu,

ffandf»! \mf\ (Jowerbe bliihton auf, das mobile Kapital, bisher

nur von untergeordneter Bedeutung, mehrte sieh, die Geid-

wirtKchaft kam nehon und in der Naturahvirtscliaft •mpor,

kurz die Stadt begann ihren dörflichen Charakter abzustreifen.

* De ecke, GnuidUiiien lur Geechiehta Lebeoks von 114S~-1826
(1839) S. 35; iDama-Sternege S. 80.

^ Auch letzti^re waren in der Stadt von Anfang an frei (Wehr*
mann, Z. Bd. 1 S. 2B:|).

* Inama-Sternegg 8. 78; Arnold, Zur Geschichte des Eigen-
tums in den deutschen Städten S. 10 tV.

* Abfrnbonfreiheit gehörte damab zum Wp^en fl<\s Eigentums
("Arnold S. 249 flF.). — In Lübeck war anfanglich ein torfacht cgen
binnen dher rouren, d. h. ein freies unbeschwertes Eigen fFren.sd or ff
S. 84 Anm. 27; Paali, Lüb. Zi^tande I S s2 und Wieboldsrenten
S. 3fl) VoraiifJsetzuiiL^ (\>^r Hnt-f iliiixkeit und auch dor vollkommenen
Kecht#fkbtgkeit; nur frei*' (TruudeigentüniHr konnten Zenp:en und
Schöffen sein. (Hach, Kod II Art. 109; Frensdortf 197 t\\)

» Inama- Sternegg S* 70 £ n. 8. 85.

fflntwlimigtn XZI 6. - Hartwig. 2

ohne nenuenawertes lebten noch von der Hand
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Die bisherige Stellang des Immobiiiarbesilaee geriet infolge-

dessen ins Wanken. Früher gab es keinen Reichtum ohne
Gnindeigentum, jetzt entstand eine mobile Wohnifibf nbeit.
Damit war die ausscliliefslichc wirtscliaftliche Hcdt utun^ des

Bodeneigentumö erschüttert, seine politische Bevorzugung grund-
los geworden.

Auiser dieoeu wirtschaftlichen zerstörten auch
politische Momente den alten bürgerrechtlichen BegnfF.

Die Zunftbewegung setzte ein. Der Handwerker verlangte

Gleichberechtigung, Bürgerrecht Er, der so oft seine Arme
sur Verteidigung der Stadt regen mufste, wollte Anteil an ihrer

Leitung ^ Der Rat bemühte sich zanAchst, die alten Rechts-
grandlagen ztt erhalten. Er tat den städtischen Baugrund*
gegen ortsins aus, soviel er konnte, suchte durch die stildtische

Leihe weiteren Kreisen den Erwerb von Grund und Boden
und damit des Bürgerrechts zu ermöglichen ^.

AhrT auf die Dau(^r verschlug diese Erweiterung der

bürgcriichen Rechte auf beschwerte8 Eigen nicht. Die alte

Verkettung von Bürgertum und Scholle konnte die veränderten

Zeiten nicht uberdauern.

b) Die wirtschaftlich Selbständigen.

Die Bedingungen des Bürgerrechts sind in der Kegel
schrittweise erleiclitert, vom Besitz eines Grundstücks auf den
einer Rente, von der Rente auf 2iahlung eines Bürgergeldes'.

Bedingungslos wurden die politischen Rechte nicht erteilt

Die Stadt wollte nach wie vor (sie mulste es) ein leistungs-
fähiges F^iirgertum. Sie trug diesem Erfordernis nur anders
als früher Keelinung.

Auch in Lübeck wird diese Entwicklung nicht ex abrupto
erfolgt sein. Sie dürfte sich im 2. Viertel des 1^^. Jahrhunderts

vollzogen haben Einzelheiten derselben sind nicht überliefert

« Vgl. Gierke 1 S. 322 ff.; Maurer II S. 792 ff.; Arnold, Ver-
fftAsun^'^geschicbte Ii 8. 251 iL; In am a- Sternegg 82 ff.; Deecke
a. a. U. 55. 37.

* Inama-Sterncg^ S. 70 ff. u. IM.
« V. Below W. d. V. I S. 504 and Ursprung der deutschen Stadt-

verfassung S. 52. — Frankfurt a. M. verlangte zunächst fine hcrHitas,
dann eine Kente von Va und ein Bürgergeld von 3 €6. Heller,

sehlieTelich nnr letsteres in Höhe von 10 4/v(Bfiefaer^ BevSlkemng
OD Frankfurt S. 8;'>4 fr.).

* In (Ion iHtt'iiiiflchcn Statuten ist bestimmt: NuUuh liospes . . po-

test esse muudibordius alicuius ciuis aut burgensis (Hach, Koa. I

Art. 24 S. 192). In einer Hpfiteren Redaktion ist das Wort „burgensis"
gestricluTi I II ach. Kod. II Alt. m S. 2m D.-.'cke (S. H7) moint,

unter .burgenses* seien die Handwerker zu verstehen; anfänglich sei

Oraeo der Nune „dvis** Toreathslten worden. — Biae Ansdehnung des
BürgerrechtB auf die Handwerker ist gleiebbedeotend mit Pcei^ipabe
der alten B&rgenroraiiBBetsangen.
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1259 bestand die wirtschaftlich o Voraussetzung des
Bürgerrechte nur noch in der Erlegung eines Bürger-
geide». Es wurde anfänglich nicht in einem Fixum^
sondern in einem nach Stand, Gewerbe und Vermögen
wechselnden Betrage erhoben. Der allgemeine Sata war
6 und 8 Schillinge, der höchste 1 Mark Ittb. > ^ Das Bürger-
geld war also relativ gering, genügte aber in Verbindung
mit anderen Vorschriften' aur Abwehr unvermögender Exi-
stenzen.

DicöP Neuerung bedeutet Aufhebung dfM- alten Einheit
Von (Grundeigentum und Bürgertum. Die Bürgerschaft wurde
;uis einer Real gemeinde zu einer Personal gemeinde. Grund-
besitz war hinfort nicht nur entbehrlich zum Erwerb bürger-

licher Rechte, er war auch nicht mehr ausreichend.

Der Eintritt in den Bürgerverband war ü uiier ohne weiteres

erfolgt Von jetzt an wurde aber niemand von selber Burger,
sondern nurdurchAufnahme seitens der städtischen Behörden,
nicht mehr durch wirtschaftliche Erwerbungen, sondern
durch einen politischen Akt. Die Änderung der Grundlagen
des Bürgerrechts hatte eine solche der Form seines Er-
werbes zur Folge.

Dies ging noch weiter. Bisher hatte es in jedes Belieben
gestanden, ob er Bürger, d. h. Grundeigentümer, werden wollte
oder nicht. Nur der LMndhunirer, das Streben nach wirt-

schatlÜeher Maclit, hatte zum Eintritt in den Bürp'f rvcrband
getrieben. Jet/t liel dies Motiv fort. Die Fnigc des
Bürgerrechts k »nute aber nicht der W ilikür der Ein-

wohnerschat l überlassen bleiben. Das hätte für die Stadt

ruinös werden können. Einheimischer Nachwuchs und fremder
Zuaug wären vielleicht Nichtbürger geblieben, um dem Schofs
zu entgehen. Die Erleichterung des Bürgerrechts hätte nicht

die beabsichtigten praktischen Folgen gehabt. Deshalb wurde

' L.U.Ii. II S. 22 ft'.; Mantols. Beiträge z. lüb. Geschichte S. 73 ff.

Die niedrifreren Sätze wurden von H;iiid\verkern gezahlt. — Vgl. für
Prankflirt Hüclu-r. lievölkennif; S. Ml.

* Die Sätze mui] f^päter melirfjuh abgeändert, heraufgesetzt, um
den Erwerb des BürKorrechts zu erschweren, herabgesetzt, um ihn zu
«rleiehtern. 1611 s. B. war ein allgemeiner Satz von 5 Talern üblich.
Da aber dasaus „iDCOnvenientia" entstanden, wiinlo bestimmt, dafs
dipser Satz künftig nur noch von Gelehrten, Kaufleuten, Schiffern und
den Mitgliedern der sog. grofsen Ämter gezahlt werden sollten. Fremde

ringsteu Aembtern sitzen, wie denn auch die Bootsleute, Dräi^ers, Arbeits-
Volk undt Taglöhner" ntir 2 Taler. (Z. Bd. 5 S. 2S9 ff.) Heute wird
ein Fixum von 28 M. cuUubon. Doch steht ciw Reform des Bürger-
rechts bevor.

^ Der Ktwi't^' AiT Meisterwurd»' z. B. war an den Narliw« is rines
für die eiuzelueu Ämter verschieden hoch bemessenen Vermögens ge-
bunden (Wehr mannt Zunftrollen S. 125 ff.). Vgl. weiter unten.
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die Aufnahme in den BUrgerverband su einem ,^bliga-
tQrischen Formalakt" gemacht^. Die Stadt swang jeden,

Bürger au werdend
Die deutschen Aufzeichnungen des Ittbischen Recht« be*

stimmen für den eingeborenen Nachwuchs: Vortmer
wanner en jungelinck is mundich ^hcworden . de

schal vnse Dorgerschop wynnen^. Die Mündigkeit
begann mit VoUendung des 18. Lebensjahres: Vord mer
hebe wi des keiser reeht also dat un vord mer en ioweüc

i u n g 6 Ii n c al en he m u n d i c h si vnde to sinen achteia
iaren comen si* . . . . Erreichte der BUrgersohn diese»

Alter, so murste er um Aufnahme in den Bürgerverband
nacbauchen.

Bezüglich des Zuzugs wurde verfügt: So wellic man
cumpt inunae etat mit dneme wiue ofte mit einen kinderen, dlie

mach dar inne wesen dre manede. blift he dar ieng ione, he
achal unee burschap winnen. dat schal auer stan in den
ratmannen, weder se eme de burschap gunnen oft nicht* und
weiter: Cumt van buten to ein kint van tuelf iaren vnde
dar beneden in vnse stat vnde blift id dar inne also vord

io to wonende, dat ne darf de burscap nicht Winnen. De

< Jastrow, Volkasahl deatscher StSdte S. 11.

Über die Fonnalien der Anfnahme vgl. Melle, Gründl. Nach-
richt S. 127. DoT Eid hatte folgenden Wortlaut: Jrh {xoloh*^ und
schwöre, dafs ich einem Hochweisen Kath und dieser Stadt will getrea»
hold und gehoream Bevn, ihr bestes Wissen; h9re oder vernehme idi
was, das wider den fiatb und diese Stadt »eyn mag, solches will ich

fetreulich anmelden. So wahr mir Gott helfe.** — In späterer Zeit er-

ielt ieder Bürger auch einen Bürgerbrief, z. B. des iDbalts: Anno
1622 den 81. October is Jochim Wnm, ein Schipper, thA Borgerredite
gelatea worden. Juravit 7. February 1823 (M. lieft 9 S. 154).

« Hach, Kod. II m Anm. zn Art. 282; Fr c ii «dorf f , Stadt-

nnd Gerichtsverf. S. 192; KevidierL ätadtrecht von 1586 Lib. l Tit II

Art. 7. Vgl. fftr Bremen Statuta Bremenaia von 1489 Art 7.

* Hach Art. 102 S. 296. Desgleichen heifst es im Art. 101 : . . oe be
uindr we drs ude dat i ungh e I i ri :r *, de comen sint to ercn acht ein
iaren, wan se de uormunden tu antwordet ere ^hut, dat se den noch
der wisheit vnde der clocheit nii ht un sie hebbet, dat se ere ghut
nntteleken vor stan moghen viidr dar uan is manech mundich
jnngbelinc gan uan ^hud<- (S. 205) und im Art. 203: Alse en knecht
IS achtein iar olt, so is he sulf mundich vnde wanso en iuncvruwe
ist twelef jar alt, den is se kernen to eren javen. iedodi so ne wert
se nicht sulfmundich nicht mer mit creme uormunde (S. 353). —
Dem mündipren Jüngling wurde aber vom 18. bis 25. Lebensjahre nofh
ein gbit^urghcre'' beigegeben, ohne den er privatrechtlich nicnt bauddu
konnte (Art 102). — In der Regel scheint das 14. besw. 12. Jahr, ent*

q>rechend den römisch -rechtlichen Bestimmungen, das bürgerliche
annus discretionis gewesen zu sein. Vgl. H lieh er. BevöTkeniug
S. 185; Schönberg in d. J. f. Nat u. Stat. Bd. 40 S. 345 £;
Jmstrow & 38.

» Haeh, Kod. II Art 180 S.m
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en tnelf jar ia, de mut de barscap winnen oUbe he
na vort sie in der stat wÜ neren^. Zugewanderte konnten
drei Monate lang ohne weiteres in der Stadt verbleiben,

n hatten der Mann und die überawOlQährigen Söhne um
^^nahme ins Bürgerrecht einzukommen. Der Fremde wurde
< ^^ühre früher bUrgerpilichtig als der Einheimische. Der Rat
^^^aber nicht verpflichtet, jeden Fremden zum BUrger an-

ehmen. Er behielt sich ausdrücklich die Entscheidung von
i zu Fall vor 2. Wer einen ablehnenden Bescheid erhielt

* - r überhaupt nicht um Aufnahme nachsuchte, niufHto,

lipstenn nach dem Buchstab(;n des Oesotzes^, die 8tadt
-•liissPTi. I 'aterzwöiijährige Einwanderer wurden mit dem

ij^ter Bürger*.
Der gesetzliche Zwang zum Erwerb des Bürgerrechts er-

eckte sich alier nur auf das männliche Geschlecht. Die
atuten reden ausdrücklich vom „laau" und ^ jungelinck".

*"
*t ^kinf* ist deshalb nur der Knabe gemeint'^. Üie Frau
ujrde ja damals nie „sulfmundich** ®, erreichte nie eine un-

jechränkte privatrechtliche Handlungsfähigkeit Um so

^eniger eine öffenrechtliche. Allerdinge sind auch Frauen in

en BUrgerverband aufgenommen. Mantels zählt in den
^^ürgermatrikeln von 1317—1355 unter 7401 Personen etwas

hw 100 weibliche^. Die Zahlen zeigen aber, dafs eine fVau
mr ganz ausnahmsweise Bürgerrecht erwarb. Es bandelt sich

^ttst ansschliefslich um Unverheiratete oder Witwen, die ein

, selbständiges Gewerbe (Krämerei) anfangen oder das ihres

«erstorbenen Mannes fortsetzen wollten^. Die urkundliche

Unterscheidung „borgersche** und „inwonersche" * will nicht
' ^ne Verschiedenheit der persönlichen politischen Be-

1 Ib. Art 282 S. 366.
• Die Bürgermatrikol enthält bei zwei I*ersonpn den Ver-

merk: propter homicidium nou debeut recipi iu cives (Mautels
& Ablehnungen aus persSnliehen Qrfinden dfiiften nicht häufig
erfolgt sein, öfter geschahen solche aus bcraflieheo. Vgl. welter
unten. h\ Rostock wurde von sttsiehenden Fremden eine Art
FühruD|(6atteät vcrLangt.

• Vgl aber unten sab 8.

• Li dat se synt bcnedde XII jturen, so werden se borge r mit
PTpm'^ viiflr r (fTuch, Kof!. H S. 3fiß Anm. zu Art. 21^2). Sie brauchten
deshalb auch kein Bürgorgeid zuzahlen. Vgl. Frensdorff, Stadtvert.

S. 192 (de moghen der borgherschup van syner (des VatersJ weghene
braken).

^ AiK'h in Frinkfurt wurde nur die männliche Bfvölki'rung von
öher 14 bezw, 12 Jahren zum Hfirs-proid gezwungen (Bücher 1. c).

« Vgl. 8, 20 Aum. 4 und unten S. 2b.
^ L. <

,
S. 61 und 8. 68.

• Z. T. waren sin :iurh Zunftmitj^licder. Srhon die filtorrn

Ltlbecker Zunftrollen gestatten den Witwen das Gewerb»' ihn'«* Mannt'4

fortxaaetzen und seiue Zuuftrechte aunzuüben (Wehrmann, Zunft-

toUen 8. 184 ffA
• Vgl 2. B. Z. Bd. 2 8. 509 iF.
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rechtigung hervorheben, sondern nur auf die verschiedene
Stelhmg der M än n er hinweisen. Der mittelalterliche BUrger-
verband war ein Verband von Männern.

Das Stadtrecht verpflichtet die ganze maniilKhe Ein-
wohnerschaft zum Eintritt ins Burgerrecht. fragt äich, ol>

die Praxis denselben Standpunkt einnafain. Reisner nimmt
dies an. Er meint im Anschlufs an die bestehenden Rechts-
vorschriften : „Danach konnten und mufsten die Gesellen und
Knechte der Handwerker, die Gehilfen der Kaufleute, ebenso
die gewöhnlichen Arbeiter das Bürgerrecht erwerben*.** „Es
ist wohl kein Zweifel, dafs die Handlungsgehilfen und die
Gesellen der Handwerker im allgemeinen Bürger waren*."
Aufser den eigentlich Priviligierteii und d^n Güsten verblieben
nach seiner Auffassung nur die Dienstboten, Lehrlinge und
Lehrburschen aufserhalh des Bürgerrechts.

Dies ist nicht zutreffend. Es lieifst im iStadtrecht: dat schal

auer stan in den ratmannen weder sc enie de burscap gunnen
ofte nicht ^. Von diesem Kecht ist weit häufiger Gebrauch

S
»macht als Reisner glaubt. Eine weitere Einschränkung des
ttrgertnms geschieht durch die Höhe des BUrgergeldes,

Tatsächlich gelangten die Gesellen, Gehilfen und
Knechte nicht in den Besitz des Bürgerrechts Vielleicht»

weil sie das Btirgergeld nicht sahlen konnten, vielleicht auch,
weil si(^ g r u n d stttalich nicht zu Bürgern angenommen
wurden \ Arbeiter sind dagegen in den Bürgerraatrikeln
verzeichnet. Sie führen auf: Träger (dregere), Huhnerträger
(honrfnlreg'ere), Sclnveinetreiber (swindrivere) , Karrenschieber
(karneschuvere), iSandtalirer (santf ir* ! ), Gräser (graminatores

)

u. 8. w. Diese Namen rechttertigen aber niciit die Annahme
von Mantels* und Keisner, alle selbständigen Arbeiter seien

1 Wilhelm Reisner, Die Einwobnersalil deutscher Städte us
früheren .Jahrhunderten mit besonderer BerQcksichtigiiiig LübeelM.
Halle 1902. S. 40.

« S. 41.

» Oben S. 20.

* Bss Schofsmandat von 1410 sagt: de in koste ghad, de nene
borger en sint (L.U.B. V S. 378). Norh der Verfa.'isiin^Montwurf vom
fi. April 1848 unt<Tsr}ii<'<1 ^wi'^rhfn Bürg^errtnht" und ^Eiiiwohnerre< ht".

Die Gesellen uucl Arbeiter konnten nur letzteres gewinnen (Fun
Die Strarsentamulta in Lfibeck, 1848 und 1848. Z. Bd. 8 8. 290 flT.X

" Eine Vorschrift von 1611 über <l»'n Erwerb des liürgerrecht»
nennt die „Bootsleute, Prägers, Arbeits Volk und Taglöhner" „gerin^re"
Bürger, sie wurden in ein „absonderlich" Buch geschrieben, zahlten
weniger (oben 8. 19 Anm 2), mufsten aber mehr persönliche Dienste
leisten (Z. Bd. 5 S. 290). Also noch im 17. Jahrhundert war der kleine
Mann kr>in Vollbnrnrer. Von Gesellen etc. ist in obiger Vofschrift
überhaupt keine lietie.

• Mantels, S. 67; L.U.l). 11 Nr. 41 6. 22 ff.
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BtUrger geworden. Denn die Matrikel enthält nur wenige, die

älteste BOgär fast gar keine Arbeitsleute Und die auf»

geführten sind durchweg im Dienste der Stadt oder doch von
ihr konzessioniert". Demnach durfte auch Yon ihnen nur ein

Bruchteil im Bürg'erreeht gestanden haben. Sie war^^n ent-

weder mittellos — dann konnte man sie nicht zwingen, Bürger
zu werden — oder wenig bemittelt — Hann verzichtete die

Stadt auf ihren Eintritt in den Biirgerverbauil Nur diejenigen,

die ein Amt von ihr empfangen hatten, wurden dem Bürgereid

unterworfen, aber nicht des Schosses wegen, sondern zur Ver-

pflichtung auf gewissenhafte Fllhrung.

Die Erweiterung des Bürgerrechts kam also im wesent*

Kchen nur dem Handwerk zu gute. Es bildete fortan den
Hauptteil der ganzen Bürgerschaft Die Bflrgermatrikel führt

ammeist Handwerker auf.
Der Kreis der bürgerfähigen Bevölkerung wurde nicht

«0 ausgedehnt, wie fs nach den Bestimmungen der deutschen

Statuten scheint. Der Hat sah in erster Linie darauf, neben den
Handelstrc ibenden auch die Gewerbetreibenden bUrger-

ptiichtig zu machen. Immerhin hatte diese legislatorische

Mafsregel den Ertblg , dafs die alte Grundeigentümer-
gemeinde sieh zu einer Gemeinde der wirtschaftlich
Selbständigen TeigTOfserte.

Der Rat hat diesen wirtschaftlich Selbständigen gegenüber
streng auf Gehorsam gegen das Gesetz gehalten. Der Artikel

der Statuten fibcr den Erwerb des Bürgerrechts ist öfters

von neuem verkündet, später auch in der Burs))rake verlesen*.

Aufser politisclK'Ti wurrleii auch g e w e r h 1 i v Ii p Zwangsmittel
verweriti*!. l)as Bm^^Ttum galt als Vorbeilm^^ung wirtschaft-
licher Selbständigl>:eit. Nur ein Bürger konnte Meist- r worden,

nur ein Bürger an der Verlosung der Verkaui* platze aiii Markt
teilnelimen Auch die Schiffer mul'äten im Bürgerrecht stehen *.

Wer es in der Stadt au etwas bringen wallte, war also genötigt,

um Aufnahme in den Bttigerverband einaukommen.
Die Veränderungen des Bürgerrechts sind steuerpolitische

' L.r IV 1. IV

* Vgl. iiie Üeaiiiten der Stadt sub VI, 3, besonders die Ver-
lebnten. Mantels selber sa^t (S. 67) von einem Teil der Arbeiter: ^die

sicher durch das ßOrgerwerden in Dienst und Pflicht genommen sind,

weil ihnen der Bürger fiif'entum anvertraut wurde.** — Denkbar ist

auch, dafs der Erwerb des Bürgerrechts ins Belieben der Arbeiter ge-

stellt war.
Vgl. L.UB. U 1 Mantel» S. 57 u 98.

* Revidiertes ötadtrecht Lib. I Tit 11, 2; v. Melle, Gründl.
Nachricht S. 113 ff.; Rei.snor 1. f. S. 49 ff. etc. Vgl. auch Bücher,
Bevölkerung Frankfurts s. 178 ff.

'»Wehrmann, ZunftroUen 8. 126 ff.; ferner M. Heft 1 S 115 ff.

Vgl. ob. n S. 19 Anna. 3.

* ihre Ordnung von 1542 hei Hasse. Ans der Vergangenheit
der Schiffeii^eUschaft m Lfibeck. L. 1901. S. 4a
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Mafsregeln. Der Schofs war eine Bürgerpflicht und sollte auch
nichts anderes sein. Dieser Standpunkt liefs sich aber nur
halten, wenn das Bürgertum auf eine breitere Basis gestellt

ward. Das geschah durch Ausdehnung der Bürgerfähigkeit
und liurgerptlicht auf die gewerblichen Kreise der 8tadt. Das
Bürgerrecht w^urde so umgestaltet, d&fs der begüterte Teil der

£mwohner8cliaft obne Untmchied der Art eeinefi Yttmögen«
zu den Lasten der 8tadt beitragen mufete.

2. Die BüvflrerangeiiOYiflreii*

Seit dem Ende des 18. Jahrhunderts zeigt sich in der
mittelalterlichen Steuergeschichte , dafs die alten Grundlagen
des Besteuerungsrechtes teilweise verlassen werden.

Der Zusammenhang zwischen Bürgerrecht und Steuerpflicht

wurde lockerer, die Bedeutung der r e c h 1 1 i c h p n Zu^ehöris;-

keit zur Stadt trat bei der V^erteilung der Lasten zurück,
Aufserorde ritliche finanzielle Bedürfnisse brachen der Ansicht
Bahn, dafs der Wohnsitz die Steuerpflicht begründe, dafs

die wirtschaftszugehörige Bevölkerung den städtibchen

Aufwand zu bestreiten habe. IHe Stadt begann auch solche

Personen, die keine Bürger waren , aber gleich ihnen den
Schutz der Mauern genossen, sur Steuer heransuzifdien ^.

In Lübeck beginnt diese Entwicklung bereits in den
deutschen Redaktionen des Stadtrechts. Sie bestimmen: Dat
si witlic dat en jewelic borghere van lubeke schal gebeten vor
sin ghut vnde sin es wiiu^s vnde siner kindere vnde
uor ghut dat he uuder sie heuet uan uormuntschap
weghene*.

Die Bürgerpflicht blieb wie vorher eine Pflicht der er-
wachsenen, mündigen Männer. Niemals sind Frauen
und Kinder zum Erwerb des BQrgerrechts gesetzlich gezwungen
worden. Ein solcher Zwang hätte auch weni^ Sinn gehabt.

Die meisten städtischen Pflichten konnten sie doch nicht

erfüllen. Aber Schofs zahlen konnten sie, und es war nur billig,

dafs sie es nach ihren Kräften taten; denn auch sie genosaen
Recht und Frieden der Stadt. In der Regel ist denn auch
die Steuerpflicht auf diese „schutzpflichtigen'* Klassen* zuerst
ausgedelmt worden.

Das 8tadtrecht gebietet jedem Bürger, neben dem eigenen
Vermögen das von Frau, Kind und Mündel zu versteuern.

Damit wurden seine säm tlichen Angehörigen schofspflichtig.

Und mehr als das. Zu den Mündeln gehörten damals nicht

nur die vaterlosen Kinder, sondern auch alle unyerheirateten
und Terwitweten Frauen. Das Weib stand zeitlebens unter

' Vgl. Giprke l S. 880.
« Hiich. Knd. II Art 1X3 8. 804.
' Grierke l. e.
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VonDUDdichaft, in und auÜber der £h6^. Die Stadtrechte-

bestimmoog beideutet also eine erhebliche Enreiterune de«
Kreises der Steaerpflichtiffen« Alle Unrnflodimiy die faktisch

im Bttiigerrecht standen, hatten fortan der Stadt mit ihrem
Vermögen za dienen. Ihr getetslicfaer Vertreter wnrde für

ihren Schofs haftbar gemacht
Ein Schofsmaadat von 1410 verfügt : wedewen, de dat Tor-

moghen, Tnde Tormander unmündiger kindere . . . de moten
to d e s sem jarescboten^. Das Mandat zieht im allgemeinen
Personen zum Schofs heran, die früher steuerfrei waren
Das verleitet ( )rtIort'* zu dem Schlufs, Witwen (mit Ausnahme
derer, die selbsütndige BUrgerrecbte ausübten) und Waisen .seien

in dr-r Kegel vom Schofs betVoft gewesen. Diese Ansiclit ist

miiKilibar. Sie steht zunäcbst im WiderH]ir!ieb mit dem St.idt-

rociit. Dasselbe will j (d e s Mündelvernni^^r n versteuert liaben.

<Jrtiuff scheint »ich bei seiner Interpretation der lübisi'ljen St^ituten

an den Wortlaut des Kodex der Göttinger Bibliothek gehalten

zu haben ^ der die Einbeziehung des Mundelvermögens im
engeren Sinn in die Schofspflicht nicht deutlich erkennen läfst'*.

Ganz deutlich ist sie aber wieder iia revidierten Stadtrecht

ausgesprochen*^, entgegen Ortloffs Behauptung. Ferner wird
die Steuerpflicht der Witwen und Waisen durch die Schofs-

regiater bestätigt. Bereits im 14* Jahrhundert geben sie an,

daf« viduae und pueri geschofst haben. Das obige Mandat
besweckt wohl nur eine besondere Vermahnung ihrer gesetz-

lichen Vertreter.

Den finanziellen Erfolg dieser Mafsr^el wird man sich

nicht SU grofs Torstellen dttrfen. Die meisten Frauen und

) Pauli, Lub. Zustände I S. 119. Schon die ältesten Rcchta-
•ofkeiehiiaDgen bestimmen: NuUa nralier potcst bona sua inpi|n>orare,

vfTidpre vel dato -in^ prorumtnre. It»?m nulla mulinr potpst rnrins

tidfi inKere quam pro duobiis nuniinis et dimidio sine procuratore
(i>.U.B. I S. 40/41). Sie setzeu aUo vorautj, dafö^de Frau einen Vor-
mund Itat. Vgl. hierzu die Bursprake L.U.B. IX S. 959. Doch war
den Kauffrauen (quo habent Kopgcnat et !H>Ient Pinorp et vpndpr»') oine

frpipr*» Stellnnp oiiigfräumt. (Hach, Kod. I Art. "JI S. TJl; Kod. II

Art. 96 S 2^1/92.) — Seit 1670 werden die Frauen in der Uursprake
unter Strafiitidrohiinireii anfgefoidert, rieh biimen einem Vierteljahr nach
Abaterben ihre» Eihemanns einen Vormiuid stt wfthlen (v. Melle
8. 1171 — Vgl. oben S. 20 Anm. 4.

* UU.B. V S. 378.
' Vgl. unten snb 3.

* Jalirrente und Geschofs 8. 180 ff.

• Xarh ilim soll dpr Bürger schössen ^vor sjne.«? wtups vndo «ynor
kvuderp gut, dat bi' donderliken heeft van vormunderscop weghen*^
(Hach. Rod. fit Art. 44 8. 392). Der Naebsats ^dat . . . wegben*'
meint xweifelloe das Mündelgnt, nicht das Kindorgut, wie ein Vergleicb
aiit der annloprpn Hestiinmnnpr des Kod II fS. 24) ergil^t

* E« bcHtitnmt: Ein itzlicher Bürger zu Lübeck, .^oi .... auch
wa« er als ein Vormunder vnder seiner gcwalt hat .... snuonchossen
•ebflidig sein (Lib. II TÜ lU, 2).
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Kinder haben kftum ein Sonderrermögen gehabt. Aber e*

war doch eine Handhabe gegeben, die VermOgendereii unter

ihnen an den Anmben der Stadt an beteiligen.

Das Stenerrednt war demnach seit etwa 1260 folgender
mafsen gestaltet: Die aktive Schofspflicht beechrftnkto «h
nach wie vor auf die Büiger, die wirtschaftlich aelbet&Ddigw
Milnner. Aber neben ihnen worden fortan ihre Frauen, Witwen,
erwachsenen Töchter und unmttndigen Kinder passiv ateiwr
pflichtig ^

Hierbei ist es g^en 150 Jahre geblieben.

3. Einwohner.
Manche mittelalterliche Stadt hat später den Zusamnienhan^

von Bürgerrecht und Steuerpflicht völlig gelöet tmd aaeh die

„Einwohner'' zur Steuer verpflichtet*.

Einwohner (Beisassen) sind diejenigen Bewohner der

Stadt, die trotz dnuprnder Anwesenheit in ihr kein Bürger^
recht erworben haben ^. Zu ihnen gehören die eigt-ntluh

dienenden Elemente der Bevölkerung: die Tagelöhner,
Gesellen und Dienstboten*, auch b e s i t z 1 o,h e Hand-
werker, endlich die Bettler^, kurz die wirtschafüich Un-
selbstttn digen.

> Oenaneres unten sah XV, 1.

' Das Bremer Stadtrecht TeroTdnet: < )ck welk* borger effle Ibwomv
rni^tior stadt vrygheit bruko!! ini«l»^ «ick mit uns boh«'lp*»n wiÜrn

.

(«eholen utbgeven er schot ghelvck aDÜereo Unsen borgercit. (iütiitttia

Brementia von 1489 Aft. 8.) Eine Rostocker Schofwirdnuoj^ von \l9s

beginnt: Witlick tj dat eynem jowelken borger und inwonre der
j^tad . . . (Beiträp;p zur Geschichte 'der Stadt H. II H. ft '.\ S 1?; v-:,

auch P aase he in J. f. Nat. u. Stat. Bd. 39 S. 34d.i Frankfurt It^it

durch Statut von 1^^9 dem Beisassen das Gelübde auf: von allen dies

gvden, di er inwendig oder ufswendig der atad bette oder gewewM.
zu ge]>rn, . . . glicher wisc als ohr ^r burper wfvf fHüeH»-r- IV-

Vüikeruug S. 179 n. 321; ferner in der Festschrift xutu d'.'ut-cL'n

Hietorikertag in Leipzig HO ü.}. Köln zoe die BeiüaHt^eu ^hoa ua
IS. Jebrhiinaert snr Steuer heran (Maurer IX 8. 872). Ae<^ na Dadf^
Stadt mufstcn die nichtbür^^^ertlchen Einwohner i^cht^s»«» (C o h a.

Finanzwissenschaft S. 328). Feiner traf die direkt«* Sr.u.^r Bär|^
und fUnwobucr in Mainz (CJbrouikeu der mittelrbeini^cheu .Städte U
Abt 2 8. 99h Narnberg (auf Grand eines Priviless Friedrichs HL im
1475, Maurer 11 S. 872), Braunschweig (Mack, Fioanzvenraltaif
S. 100) etc. Vgl. weiteres bei Gierke I S. 331 ti. H S, 642; Maurer
8. 869 flf.; Zeumer 8. 71 u. 110; Schernberg in J. L Nat. q. Stat.

Bd. 40 S. 856. Einige Städte richteten für die Einwobiiencbalt be-

r-ondere Steuern ein, z. B. Dresden (Richter im neuen Ar\^biv- f.

><HcU». (;escbichte II 8. 279; 8tieda, 8UUit. Finansea 8. 20) iuhI BsmI
(Maurer 8. 872/73).

• V. Below I. W. d. V. 1 S. 504.
• Inama-Sterneg^^ III, 1 S. 94/95; Paasche in J. f. NaL^

Stat. 1, c. S. :<T^ (die „Hilfsarbeiter") u '^91 (er zäblt dni-r r%uf. I rjUr?^,

Karrenfuhrer, liaudlauger und Handarbeiter; in L. kommeu die erateita

als konzessionierte ins Burgerrecht foben 8. 231).

• Hartnng in Z. f. G.V. XDC & 95 Ubatmite*').
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Dasselbe gilt in Lübeck. Nach dem Gesetz sollte jeder

Lübecker ein Bürger sein. Aber der Erwerb des Bürgerrechte
war durch wirtschaftliche Aafwendungen bedingt. Auch wollte

der Bat nicht jeden aom Bürger annehmen^. Infolgedessen

Ssb es einen besonderen Stand von Einwohnern. Sie waren
eine stadtrechtliche Kategorie. Aber sie bestanden nicht

]»or nefas, sondern mit Wissen und Willen der Stadt. Die
Publikationen des Rates behandeln sie als besondere Klasse'.

Die Einwohner rekrutieren sich aus den BevOlkerungs-
schichten, de in koste ghad', d. h. aus denen, die bei fremden*
Leuten ihren Unterhalt verdienen. Zu ihnen sind demnach
zu rechnen: das Oesindo, die Gehilfen und Gesellen^
die Angestellten im Handel und Gewerbe^ und die Tage-
l5hner. Von letzteren aber nur die . gerne inen Dach*
I oner, alse Ghrevers^ Kammers, Watcrgeters, Pumpers, Inladers,

Wallsetters und der glikendc*"*^, nicht diejenigen, die von der
Stadt in Dienst und Pflicht genommen waren ^.

Alle Änderungen des BUigerrechts geschahen auf Kosten
der Einwohnerschaft im engeren Sinn. Dennoch machte sie

immer einen grofsen Teil der Bevölkerung aus.

Das Gesinde war wie anderswo^ auch in Lübeck seit

i'eber stark vertreten'. Die Zahl der Gesellen gewann
Bedeutung, als die Zünfte sich abzusperren begannen, die Aus-

sicht Meister zu werden geringer und der Gesellenstand zum
Lebensberuf wurde Endlich ist auch die jeweilige städtische

> Obeo S. 22 ff.

• Der FriedsiMTeaeft von 1416 wendet sich an ^borgere vnd
inwonere" (L.U.B. V S. 648). Dasf^elLe gilt von den Kleiderordnuiigen
(oben S. 16 Anm. 1). — Vgl. nuch 8. 26 Anm. 2 und die Speierer Stenw
Verordnung bei Bücher, Fest^eiirift S. 161.

» L.U.B. V S. 378.
' * Gegenteil zu dorn, de in koste ghad, ist deijene, de sine

eghenen koste lu vet. Vgl. M. Heft 2 S. 62.

• Gesellen, die sich selbständig machen wollten, mufsten erst das
Bürgerrecht erwerben (M. Ueft 1 S. 110). 8ie besafsen es also noch
nicht. Mantels leitet seine Ansicht, aie Gesellen etc. seien Bürger
i^wesen, aus einem Fall ab. Ein Hamburger ßürgerbnch fuhrt einen
Wandb^reitcrknecht auf. M. knüpft daran fUr Bemerkunpr: „so dürfen
wir davon, obschon einer späteren Zeit augehürig, doch auf die vor-
liegende Anwenduni' raaehen** (S. 67).

• Z. Bd. 7 S. m.
Oben S. 23.

• In Nümberp: bildete das Gesinde lR,6*'o der Hevölkerimg
«Bücher, Bevölkerung Frankfurts S. 47), in Rostock gar 19,1)9°^

cl'aasrh e in d. J. f. Nat. u Stat. Bd^ 89 S. 358 ff.). Dort hatten selbst
< infa«'he Handwerker 2—4 Mii^dc Naih Jastrow hat das Gesinde in
gew«'rbe- nnd handeltreibendeu Stiidten 20— 25^o der gansen Be-
völkerung aucigemaeht (Volkszahl deutscher Städte S. 40).

• MftQtels 8. 66; Panli, Lfib. Znstiode Teil I S. 63.

>• Vgl. Inftma-Sternegg III, 1 S. 96 ff.» 2 S. 70 ff.
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Bevölkerungepolitik von Einflufs auf die Stärke der Einwohner-
«chaft gewesen \

Es bestand also nach wie vor ein Mifsverlinltnis zwischen
Bürgerschaft und stadtischer Bevölkerung, wenn auch nicht

mehr in dem Umfang wie früher
,
jedenfalls aber nicht mehr

von derselben Bedeutung*.
Die Einwohner blieben dennoch in der Regel scliofstVei.

S\Q waren ja auch wenig bemittelt Aber die Revolutionszeit

im Anfang des 15. Jahrhunderts xwang dordi die finaniiellen

Note, in die sie die Stadt brachte, auch sn ihrer Besteuerung.
Ein Schofsmandat von 1410 bestimmt: Von alle den ghennen,
de in koste ghad, de nene borger en sinty yncte ok de
ghenne, de borger geld hebbet, de to der heren tafele

n

bet toherto geseten hebben. ... alle de van dessen sint^ de
moten to dessem jare schoten^. Anrlf NiehthnrsrHr sollten also

in diesem Jahre schössen; Kostgänger und truhere Hnndlungs-
diencr, die sich jetzt mit dem Gelde von Burgern selbstHodig

gemacht haben*, werden besonders genannt.

Gr tlo ff meint, diese Besteuerung der Kiuwohnerschatt
«ei transitorisch gewesen^ Das ist wohl zutr^end. ImFriedens-
r«aefs von 1410^ wurde noch ausdrücklich vereinbart: vnde
also besecge wj de borgere vnde inwonere der stad Lu*
beke, dat se dat s c h o t . . gheuen Scholen ^. Füf die s|>ätere

Zeit lassen aber die Schofsregister eine Steuerpflicht der bei

ihrem Meister wohnenden Gesellen und des Gesindes nicht

erkennen. Nur die Tagelöhner u?hI für sich wohnenden An-
gestellten scheinen auch weiterhin Öchofs gezahlt zu haben ^ ^.

* Nach Jastrow (8. 49) ftnet diu Stadt in den leisten JahnehDt«>n
des Mittrliiltcn« an, den Erwerb arp Bürfforrechts r.w erschweren. Vgl.

ib. S. ttt> u. P aase he B 306. Jede Erschwerung bewirkt ein Plus von
Eänwohnem. Nach Bücher verhinderte sndem die Notwendigkeit
eines fortwährenden BeYölkerungszuschiisseH eine strenge DurchAhra^g
der gesetzlichen Hestimmunpi n fHcvölkpnmg S. 326).

* Mantels setzt die Eiinvuliuerscbaft halb so hoch an wie die

Bürgerschaft (8. 67), aber ohne gtatistisehe Grundlagen. — In Frank*
fnrt machten die Einwohner fast 25®/o der ganzen Rerölkening (Bftcher
8. 181 tr.). Vgl. für Rostock Paasche l. e. S. 1308.

* L.U.B. V S. 378. Das Mandat ist adlcrdings undatiert, aber
wohl ins Jahr 1410 zu setzen. Vgl. Wehrmann in H.Q.Bl. 1878
S. 126 ff.

* Die Interpretation ist zweifelhaft. — Ebenso werden in drr
Frankfiirter Bedeordnnng yon 1475 Kostgänger und Uandlungsdiencr.
die sich mit einer Einlage am Geschäfte ihres Dienstherrn beteiligen,
flteuerpHichtig gemacht (Bücher in der Festachrift & 187).

« S. 18:1

* Vgh unten «ub IX, 5).

' LIJ.B. V S. 648.
* Die städtischen Arbeiter waren als Beamte siteuerfrei (unten VI. :^).

* 1532 wird vereinbart, die Domherren sollten steuern „im valle.

datt alle Borgere vnde vnwanere diser Stadt . . thor gemene nott
ettwa« worden genen** (Grantoff, Historische Schriften. Lflbeck 1880.
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4. Oftste.

Das Streben der ;Sudt ging dahin, alie, die ihren Schute
genossen, an ihren Lasten sn beteiligen^.

Nach grundsätzlicher Einbeziehung der Einwohner in die

Sdiofinpfllcht standen nur noch drei ELuaen der BoTtflkerung
aufaerfialh der städtischen Steuergenralt: die Geistlichen»
Ritter and Gäste.

Die beiden erateren waren an sich und ttberall privilegiert'.

Anders die Gäste*. Unter „Gästen" sind die Fremden au
verstehen, die sich in Lübeck aufhalten, insbesondere fremde
Kaufleute und Handwerker^, die aur Ausübung ihres
Berufes in die Stadt gekoTTimen sind.

Sie sind nicht schlechtbin steuerfrei. Sie steuern dort,

wo BIP Bürgerrecht haben. Ihr Privileg ist nur ein Ausflufs
der I*ersonalität des Steuerrecltts, nur von lokaler Bedeutung.
Es gilt auch nur für die direkten Steuern"*. Der Zoll traf*

sie, ja, anfänglich sie allein. Wie der Schofs als Abgabe
der Bürger entstand, so entstand der Zoll als Steuer der
Fremden

I 8. 292 ff. u. 312). 1551 verpflichtet sich das Ratzehurger DcmÜCSDitel
bei Erwerb eines ilauses „alle borgerlichc plicht" zu tun „gelvke
anderen der stat gemenen borgeren onde inwaneren'^ (M. Hext 3
S. 162 Anm 1). 1626 traf ein aorserordentUcber Schofs Bfirger und
Einwohner (M. Heft 5 R. $2).

» Gierke I S. 330.
« Vgl, unten VI sub 1 u. 2.

* v. Below im W. d. V. 1 8. 777. — Sie treten in der vorüber-
gehend anwesenden Bevölkeninp besonders hervor. Hnran? folpt aber
nicht, daCs sie den Hauptbestandteil der Fremden auamachton. Die
fremden Arbeiter fielen Akonomtsch nur nicht so ins Gewicht. Auch
die liberalen Berufe sind unter den Gästen vertreten. DasGiUte-
register führt z. B. einmal «'Ine Person auf, de de schole plach to

bebbendc. Vcl. hierzu den Artikel Ruges über die deutachen Schulen
L.S Z. Bd. 8 S. 410 ff. Ober den Beruf der Qkte enreben die Re-
gister noch folpt imIi iMDZi lhfiten. Genannt wcrdf n MQlIor, Sclinli

macher, Schiffer ^Bcrgentahrrr), Bleicher etc. Lübeck war ferner der Sitz
eines lebhaften Pferdehandel.s. Die „uerdekoper" wohnten in den Tor-
strafsen. Ein Begiater unbekannten Datums sfthlt unter der Kubrik:
ftt in de junpen perdekoper 11 in der Burfr- und 12 in der "Mulilen-

strafse auf. Sie machten weite üandeUreisen , z. B. nach Frankreich
hinein (Z. Bd. 1 S. 177). 146B-66 wird ein orgelenmaker registriert;

in letzterem Jahre heifst es von ihm: to hus tagen. 1466 sind drei
Pi rsf)Tien als vp sunte yacopes warkhuse ftnyt dem warkmestere yacoby)
wohnhaft bezeichnet. In diesen Jahren scheinen demnach auswärtige
Krifke so Kirehenbanten herangezogen su sein.

* Vgl. das hieraus erklirliche Verbot der Übertrsgnng von Ghrund-
stficken unten eub VII, A 2.

^ Ihre spezielle Zollpflicht ist nach Inama- Stern egg (III, 2
S. 239) die erste entschiedene Aufserung der städtischen Absperrungs-
tendensen. Frankfurt bestinunt: JKnllus eiviam selvet theloneani
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Die Gäste waren zugleich gewinnbringende Handelsfreonde
und gefthrliche Konkurrenten. Ihre rechtliche Behandlung
war deshalb nicht ganz einfach. Überall entstand ein be-

sonderes Gästerecht.

Das Lübecker Stadtrecht bestimmt, jeder, der von „buten*'

käme, solle uach dreimonatiger Anwesenheit Bürgerrecht ge-

winnen, ofte he dar na vort sie in der «tat wil neren ^. Dar-

nach war eine dauernde Niederlassung von Gästen verboten.

Aber das Verbot ist nicht streng durchgeführt. Nur zuweilen

vermerken die Gästeregister ^
: der is nu borger. Die meisten

Namen kehren von Jahr zu Jahr ohne diesen Zusatz wieder.

Der Rat hat doch gestattet, dafs Gttste mehr als ein Vierteljahr

in Lübeck blieben'. Man wufste aber, welch eine Gefahr sie

fttr den einheimischen Bflrgerstand waren. Um ihm den
städtischen Markt zu sichern, unterwarf man sie allerlei Be-

schränkungen *. Sie durften nur an drei Tagen im Jahre

Waren im Kleinhandel feilbietend Em war ihnen untersagt,

in nostra clvitate, sed hIü hospites advene 8olv«*re t< neinui. Liue
Oöttinger Rechtsaufxeicliaung verfugt: is lie eyn ghast so nedarf hs
nicht tinsen, aber he mod tollen. Das Braunschwoiger Ottonlanum
ordnet an : awclich borgere en wile veret uth dere »tat unde pleget hir

inne schotes unde rechtes, he is gclike toln vri also he hir mne were
(Frensdorff, Die ZoUoidnung desLSb. Rechts fl.O.Bl. 1897 S. 180|.

1 Oben S. 20. Vgl. Uuber« Haushalt Hildeaheims S. 58.

- Über sie unten sub XL
^ Die Fremden wohnten in der Kcirel bei Burgern. Gasthäuser

im heutigen Sinn waren woni^ vorhanden (Huber iS. 120). Die Bur-
aprakc gibt besondere Vorachniten für alle die »gheste pleghen to
hoUlond*- (L.U.B. VI S. 757) Aiu-li ili.' MitsH^Mlcr des Rates nehmen
Oäste auf, ja sie gerade sehr häutig. In der li«'^'el begnügte sich jeder
mit einem Gast. 1489 z. B. verteilen sich die 141 Gäste auf 105 Wirte.
13 beherbergten 2, 8:3, je einer 4 und 5. In zwei Fällen wird rs-

gistri'M t It(»m ü geste mit heidericke (Fischstr.Mmd mit buch iM<'n<ri«tT.)

Verein^it'lte bewohnen ein Haus für sich, andere einen Keiler. Zuweilen
haben sie auch Familie bei sieh (gesehotet vor aik vnd sino hnsvroQwe;
mit siner nioder). Öfter werden sie von Bedienten begleit(>t (dyt b
fäin brodighe knecht |bTodi<r einer, den man in Kost, Wohmin]L' nv.d

Lohn hat; Z. Bd. 7 S. 1Ö9J; mit drei knechten; sin geselle). Sie wotm«'ii

meist aniF der Travenseite und zwar im Komplex HolstenstraTse-
ßeckergnibe, auch am Soltniarkt (Klin^'onberg), F^ni^r*' sind im Land-
gebiet ansässig: de bh^kcr bij dem reperbarge, de molrr to der w}mt-
molen, to krempeUtorp»'. Auch der rustenbraderhot wurde zeitweilig
von einem Grast bewohnt. Vgl. htersn Pauli, Zustiade I S. 65 ff. Ihre
Zahl war sehr sehwankend. Vgl. unten sub XXI.

* V^'l. Inama-SternegÄ III, 2 S. 23» ff.; Webrmann, Zunft-
roUen und v. B< low im W. d. V. I S. 490.

* Die Gästerolle der Krämer bestimmt: Kremer, de ghcite üin, dv
mogben (ir<> daghe in demc iare vnd nicht dicker mit erer kremerie
stan vor den kcrkcn «'ddor vp demo marki-do (L.U.)' ITT

Wchrmann ib. «S. 270). Nur die Nürnberger durften immer otiene
Keller halten, ebenso auch die Lübecker in Nürnberg. Das G&ste-
register maebt sie beeondefs kenntlich (norenberger» beft 1 kelf»>
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\\ luen, die .sie in der Stadt gekauft hatten, dort wieder zu
v^erkauten ^ Den Bürgern war verboten, sich mit ihnen zu
iuiäociiereü Wer es doch tat, wurde in die hohe Strafe

von 10 ^ Silb. genommen^*.
Trots diflBer Beschränkungen zogen sie manchen Vorteil

on der Stadt Und swar, ornie da& sie, die steuerfilhigen^

etwas stt deren Lasten beiautracen brauchten. Das wurde
ungern gesehen. Schliefelich entschlofs man sich, sie zur Steuer
henuiBUziehen. Nachweislich zuerst im Jahre 1454 gab die
Bursprake (zu St. Thomae) bekannt: Desse hcren bedet alle

den jennen, de hür in desserstad liggen rnde kops lagen
Ujk vnsen böigeren^ dat se vorscbot g heuen vnde schote n
ok gelijk vnsen borgeren. hürumme bMBware zijk een jewelik,

dat he des in nenen schaden en kome*^.

Dieser Befehl gilt selbstverständlich nur fdr die Gäste,

die mehr als drei Monate in der Stadt sind, und unter diesen

aucfi nur für die kaufschlagenden®, die kaufmännische Vorteile

von tler Stadt hatten. Die übrigen blieben .stcuertVei ^.

Seit dieser Erweiterung war der Kreis d' i Scholspflichtigen

g^csetzlich geschlossen. Aber im Verwaltungswege sind noch
manche in ihn hineingezogen ^

1465 sind ihrer 4 registrieii« Die übrigen Gäste durften ihre Verkäufe-
steilen nur öffnen, wenn ein Käufer kam, und mufsten sie nach Ge-
•^aftsalMchlara sofort wieder schliefsen (Wehrmann ib. 8. 106ff.|.

' Welk gast hir eoet koft, de ne scal dat sulne • t hir nicht
weder vorkopen (L.U.1I. III 8. 187). Vi;l. hierzu Inama- Stern egg
S. 241 Anm. 2

* If. Heft 8 S. 7 u. Heft 7 8. 14. Vgl. Inama-Sterneg}? S. 299.

Trolsdem kamen HandekigsaoBsenschaften swisehen BUrgem und Gästen
vor. Im Oästeregister von 1465 ist eingetragen: kunt/.e sot/.enheim

1 und sin gesille (Teilhaber) 2 Jf^ de den kelre npholt mit
amntzinge (ein Bürger). Spater noch eramal: sin selschop mit
arnntflingp.

» LU.B. H S 1038 (Reinerus de Aken tenetur X naarc. pro eo,

quod habuit soeietatem cum hospitibusj, Z. Bd. l S. 215.
* Weitere« über die den Gästen aufgelegten Beschränkungen bei

Sticda, Sfudif'ii zur Gewerbe(;eschichte Lübecks. M. Heft 3 S 6 u. 7.
* L.U.B. IX S. 959 Art. S. Der Wortlaut ist in den einzelnen

Hurupmken versrhieden. Zu iviithedra Fetri 1455 hf-ir^t e*»: Vortmer
alle d«' Jcnaen de binnen vnaer Stad liggen vnde kop^lagen, likc vnsen
borgeren. de Scholen vorscbot ffeuen vnd schoten also rnse borge re.

Die zu Thomft 1595 schaltet hiDier „kopolagen* ein: apene Boden vnd
Reller l»<'Iden.

^ im Gästeregister ist Öfter hinter den Namen vermerkt: dusse
kopslaget nicht alse he secht.

' Ob die Gäste für ihr ganzes Vermögen schofspflichtig wurden
oder nur für den To!), der -^ieh in Lübeck befand? Die Hitrsprake

lÜst keinerlei Bei^ehrankuni^en erkennen. — In Dortmund mufsten die

Glite bei den Ptontinp^en ihr ganses Vermögen venteuem (Rübel,
Finaii/w^esen D.s I S. 68 ü9). In Frankfurt blieb ihr ganzes Mobiliar-

vfm\ö'^*'n und Ihr nnfserhalb der Stadt belegener Qrnndbesita stener-

ffci löücher in der Festschrift 8. 126/27).

* Einige Städte liefsen sich auch su Vereiiibantiigeii mit Steuer-
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UnprUQglicli waren Bttrgerrecht und SchoftpAieht ontraRDi-

bar mit einander verbunden. Dann wurden auch EiuwoluMr
und Gllste schofspflichtig gemacht K Aber die alte Vwbindaac
wirkte in den Gedanken fort Das revidierte Stadtracht* um
die Bursprake' wandten sich nach wie vor an <lie Bftr]ger,

wenn Bie vom Schofs sprachen. Die Oiste crhielteo ems
besondere Aufforderang. Die Besteuerung von Nichtbürgsf%
die faktisch längst zur Regel ward, galt noch immer als Ans»

nähme. Der Bikrger blieb doch Torsugsweiser Trümer dsr

Steuerlast^.

6. Die eteuerlieJtie Behandlung derLandbeTlVlkevoBfi

Gewöhnlich reichte die stÄdtische Steuer ebens*>weit wie

die städtische Gerichtsbarkeit*; war sie doch nichts al» dt-nti

Zubehör. In Lübeck erfolgte die eben geschilderte Ausdehn uii^

der Scholspflicht aber nur auf alle Bewohner der Stadt
selbst, nicht auf die des Stadtgebietes. Die allgemeiDe
Steuerpflicht endete an den Toren. Zwar bestimmt das Sudt-
recht ttber seinen Geltungsbereich: Soghedan recht alse «e
hebbet in vnser stat alsoghedan hebbe we also verre sbs
vnse wicbelde reket vnde waret^ Auch pflegte 8ich

die Stadt bei Verkäufen aus ihrem Landbesits ausdrtiekltcb

die Gerichtsbarkeit vorzubehalten'. Dennoch waren die Be-

wohner des Ittbeckischen Landgebiets als solche ateuefiiei,
nur als Bürger schofspflichtig.

Dieser Rechtszustand barg Gefahren in sich. Er konole
£inwohnem und Gttsten nahe legen, sich vor den Toren ftsl-

Busetsen und von dort aus ihr Gewerbe au treiben. Sie hätten

dann den Schuta und die Vorteile der Stadt genossen« ohne

Sflichtip:on herbei. Der Bratinschweifjer Kar verglich n\ch mit dem««,
ie nach eidlicher Veraichcruiii; nicht ^tli ver mark wi rd ^udes* be-

safsen« um den Schofs (Chroniken niedersächsischer Städte Br. I IS^
In Hildt'slieitn konnten sich alle, die ihr« n Schof;: drei Jahr«? im vonuu
festgesetzt hüben \v<dlt«*n, mit der >f;i It über de.s#»*n Hob*» rtnf£r**B

Sie wurden uutcr der Rubrik -Deciiedinahe" eebacht (iiuber S. 6«,

Ü.R Bd. 6 8. Lm
^ In einigen Städten blieb das Bärgerrecht bis ins 16. JahfhiaBdsit

alleinige Grundl»ge der Stcuerpflicht (Maar er II & äS8.)
* Lib. 11 Tit. Iii Art. 2.

* L.U.B. IX L c Seit dem 17. Jahrbimdert aber erging 4er Be-
fehl der BnrBprake an „einen jeden*'. Trotzdem wurden oio Glitt
auch hier noch besonders aufgefordert (y. Melle S. 114/16^

* Zeumer S. 71.
* Zeumer S. 47/48; Ulrich, Bilder aus fiaanoven Verga^^enhaic

8. 48 ff.: Bächer, FestBclirift S. 12S; SehOnberg, FinaiitTcrliUtete
Basels 8. 272.

« Hach, Kod. ii Art. 192 S. 346.
^ Vgl Pauli, Lüh. Zustände I 8. 167-169; L.U.B. II 8. 237 (aal»

tamen ciuita^ indido soo) etc.
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za ihren Lasten beisutragen. Der Versuch ist auch öfter ge-

macht. Aber der Rat duldete „dar nyne vorstad noeh
k r 0 g e . wente de jenne, de dar woneden, de seten dar vnsen
borgeren to vorfange schoteden nicht*' . Er erklärte

in einem Beschlofs von 1465*, er wolle „nv vnde ok vor
desser tijc! . . . vthe den doren nyne (kroge noch) lade
wonende hebben**, es sei denn mit seinem „vulborde^ weten
vnde willen".

Die BesiedhiTi*; des vorstädtischen Geländes war also direkt

verboten. Es diente vorwiegend zu Freiwoiden , zur All-

mende. Die wenigen Felder, die sich vor den Mauern aus-

dehnten , befanden sich im Besitz städtischer Ackerbürger
und wurden von der Stadt aus bestellt"*.

Nur ganz ausnahmsweise gestattete der Rat eine Ansicdlung
vor dem Tore, unter öchr erschwerenden Bedingungen. Der
Bittst^er mufste fUr sich und „zine lüde" versprechen, die

städtischen Lasten zu tragen, den Vorkauf und desgleichen au
unterlassen und seine Baulichkeiten weder aussubessern noch
neu aufzurichten, d. h. auch ihrem Verfall nicht vorzubeugen.

Bei Verstdisen gegen diese Bedingungen wurde der Widerruf
des Konsenses in Aussicht gestellt*. Infolgedessen war die

orstädtische BeyOlkerung erschwindend gering ^. Auch später

> Es war ein altes Recht der Ämter, dafs Handwerker nur in der
Stadt wohnen durftsn (Wehm an n, ZnnftroUen S. 98).

« M. Heft 4 S. 188.

* Eingetragen im Niederstadtbuch am 29. August dieses Jahres.
Vgl. Brehmer, Zur Geschichte der Vorstädte. M. 1. c.

* Brehmer, Die Landwehr in Z. Bd. 7 8. 458 ff.

* 1465 bat Thomas Lnneborg darum, dafs er seinen Hof ^bniken
mof^ti^ mit zinen wonniprn, toholioringm vnde vrijlifidfn, so zin selige

vader des bij zineu tyden gebruket hedde". Seine Leute wollten auch
gerne schössen and sieh des Yorkanfs enthalten. Der Rat antwortete,
uafs er „oppe diitmacll eme noch gunnen Wolde sodanen erscreuen

hoff to Dcsott«nae rndo to brwononde in nabcscreuener wijae, also

men sodane huse vnde boden
,

vppe dcmc sulfften hooe
weeende, nicht bonwen edder beteren schall, dar ok nyne nye husere
weddi r tsiiv-f'n, dan alleno vmler dakf^ to lioldcne, vnde de jenne,

de dar vppe woneu, de Scholen schoten vnde waken, gelyk
den vorscreuen borgeren, dar iiyn beer tappen, kroch holden, noch vor-

kopp den den sulfften borgeren to vorfanffe, so vorgerort is. Unde
werot zfikf daf hvr jfgf*n schego vnde aTsus nycht goholdon worde,
HO en will de erbeuomede rad to JLubekc dar nyne wouingc Staden to

bebbende, edder to bewonende" (M. Bett 4 8. ItSBfB»). Vgl.

oben S. 14.
* Die Sc^or-r»'Lri''ter registrieren in dor Kpf^^p! nur 2—4 Personen

vor dem Mühleiitor. 146.5 aufserdem 7 vor dem Holstentor (6 vp puste-

brader honet 1 vp her Inneborges hofe buten dem hoUtondore) und
einen niciclier vor dei i Ifiixtertor. Das Bewohnen des Pustcnlin l- r-

hofes wurde noch in demnelben Jahre verboten (M. 1. c l ~ Ferner

befanden sich Siecheuhäuäer aus sanitären Gründen aufscrhalb der

Maneni.

F«iMhiuiff*ii ZXI S. — Hartwif. 3
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ist hier kamn ein Wandel eingetreten. Als am 1. Mai 1864
die Torsperre beseitigt ward, waren die Vorstidte fast nur von
Handels- and Kran^^ärtnern bewohnt*.

Diese Politik war aber nur für das unmittelbar vor den
Toren belegene Land angebracht Die eigentliche Stadt-
flur* brauchte eine eingesessene Bevölkerung. Sie wäre sonst

ihrer Bestimmung cntznir^n worden. Ein Besierllun|[^sverbot

war auch gar nicht orwiiiischt. Denn von den Döriern drohten
der Stadt keine Gefahren, weder ihrem Handel noch ihrer

Steuer. Die lübeckisehe Feldmark war ursprünglich privates

Eigcntuui der Ötadt"^ und durch sie wuhl ausschliefslicb an
Bürger verkauft oder verpachtet^, also schon durch ihre

Besitaer schofspflichtig. Die ttbrige Landbevölkerung bestand
nur aus Unterpächtem, Verwaltungsbeamten und Bedienten,
durchweg unbemittelten Leuten, die sudem von der Stadt nur
geringe Vorteile hatten. Auf ihre Steuer konnte unbedenklich
yeraichtet werden ^

6. Nichtphysische Schosser.

Das Stadtrccbt fafst nur die Besteuerung {)l!ysicher
Personen ins Auge. Zur Zeit srMiipT jMitstehun^ gab es noch
keine juristischen Per.s<inen weitlichen Ciiarakters, sondern
nur kirchliche Korporationen, und diese waren vom Schols
befreit

Im 14. und 15. Jahrhundert kam aber auch das weltliche

Rorporationswesen zur Blttte'. Die Handwerker bildeten
Innungen (Ämter), die Kaufleute Genossenschaften
(Kompagnien). Das Patriziat organisierte sich in kirchlichen

Vereinen. Diese VerbAnde^ die alle nebenbei auch gesellige
Zwecke verfnl<rt(Mi. kamen durch die Beiträge ihrer Mitglieder
und durch bcheukungen oft zu Vermögen, das nutz- oder

' Z. Bd 5 S. 246.
- Über sie Brehm er, Die Landwehr 1. <•.

^ WenigsteuB war das die Regel (Pauli, Lub. Zut^täude I S. 10 tl*.,

u. S. 166 ff.). Die Stadt kaufte in ftiterer Zeit den «ngrensendeo
Fftrsten häufig Land ab.

* Lübeck hat seinen Landbesitz nie selber bewirt.schaftet, sondern
in Hufen /.wiegt und diese als „Kurland" gegen eine an die Kftmmerei
sahlbare K( nte ausy^etan (I. U.B. I Nr. 269 S. 250). Pächter waren
meist rt-i ho lilbeckische Kaufl<Mit»\ Später wurden die Renten vielfach
abgelüst (Pauli 1. c). — Die Stadt hat immer darauf Gewicht gelegt,
einheimische Pftchter zu erhalten. ¥Vemde mursten »aar Niederlaasnng
in der Stadtflur Bürgerrecht erwerben.

" Für die spätere Zeit vt;! v. Molle, Gründl. Nachricht S. 379.

Z. Bd. 2 8. 18 Anm. 5 etc. Bremen liefs die Bewohner seines Land-
gebiets noch im 19. Jahrhundert sehofsfrei. Sie entrichteten jedoch
eino nach dr»r Grofse ihrer Grundstücke bemessene Kontriontion
(Villera, Constitutione des trois villes librca anseatiques (1Ö14) i>. öSi.

« Unten sub VI, 1.

^ Hoffmann, Oeachichte Lübecks 1 S.
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zinsbringend in Werkhäusern oder in Qrundstllcken und
Renten angelegt ward. Die wohlhabenderen erwarben auch
eigene Versammlungshäuser, z. B. die Junkerkompagnie» die

Kaufleute- und Krttmerkompagnie, die Greveradenkompagnie,
die Bergen-, Schonen- und Novgorodfahrer ^ Die Sammelpunkte
der letzteren hiefsen Schüttinge,^. So entstand ein nicht

unbedeutfnrles wrltlichea Korporationgvermögen. Es wurdo
noch dadurch vermehrt, dals sich tVeinde Städte in dci Stadt

ankauften, um ihren Gesandten ein Abateigeciuartier l>ieLeü zu
künnen, z. R. Hamburg^, Lüneburg und Rostoek*. Das Stadt-

recht erlaubte nicht die Besteuerung solcher Vennögenbkoraplexe.
Dennoch trugen sie, trotz des Femens ieder gesetzlichen Hand-
habe, BDäter zum SchoÜs bei. Die Scnoferegister zeigen das*.

Wahrscneinlich hat der Rat sie im Verwaltungswege zu
den stfidtischen Lasten herangezogen*'. Endlich sind auch die
ruhenden Erbschaften noch schofspflichtig geworden^.

Die Steuerlast ruhte aUo in späterer Zeit auch auf
juristischen Personen^.

> Ib. u. S. 202 ff.; Wehrmann in der Z. Bd. i S.380; Dittmer,
Die Lfibeckischen Familien Grevenide und WarmbOke. L. 1859 8. 8;
Z. Bd. 4 SJ. '^)0

Eine Erklärung des Wortes bei (irautoff. Historische Schriften

Bd. 2 S, H69 ff. II. Schumann, Die deutsche Brücke in Bergen, IJ.G.BI.

1889 >. '.».^ ff.

^ Iv erwarb 1444 ein Hans am K!inL''^nbcrg (Domu:« Hambnrf^ensis,

Hainborger Hus). Dasselbe bestand aua einer Herberjge, einer Bude
und cw« Kellern. Letztere drei waren cewOhnlieh Termietet (Kftmni«ei-
technnngen der Stadt Hamburg IH S. LXXVU ff., VH 8. CXXXII rt.).

Es wurde ihr aber erst 1480 ?:uf^e9chrieben(Drey er, Einleitung S. 139). —
Wirte der Herberge waren nach den Schofarejjistern, wie in Ergänzung
der Angaben der kämmereireehnnngen mitgeteilt sei: 1459 -66: gleyse-
mann, 1472-88: bost<>de. 1490—1500: tonnies Ton bergen, idua van
dem ber^e, löOO—x: h^rmann sluter.

* Sie erwarben beide 1486 ein Haus, Lüneburg im Fegefeuer,
Rostock .in der Königstrafse. I)i > Zuschrift erfolgte sofort, nach vor-
heriger Übernahme uer "^c finf [,f!i( ht Dreyer il» '.

* Z. B. steht in der Abrechnung des Schiulsiherrn von 142Ö: Item
^ Jt \A ß dat qaam van dem bergeaar seknttink.

^ Die Fran&furter Hedeordnnng von 1475 bestimmt im Art. 89

:

Item de gemeynon huserc der zunffte und ge selleacheffte sai

man verbeden (Bücher in der Festschrift).
V Haeh, Ans Panl Frenckings Ältestem Teatamentsbuehe Z. Bd. 6

S. 457 u. 461/62; M. Heft 9 S. 1«7.

^ Interessant ist ein Vergleich der Schofsptiichtigeu mit denen der
letzten aller Schofsordnungen, der Bremer *v'om 23. Okt. 1848. Nach
ihr mfieeen schössen: alle Bürger in Stadt und Vorstadt, sowie die. die

Einsasscnreeht im Gebiet habm. beide auch dann, sie im Ausland
wohnen, femer die, welche weder Bürger noch Ein^antjea sind, aber als

heimatberechtigte Staatsangehörige ^n Schatz der Stadt geniefsen,

Fremde, die in derStadtOeTrerberechte ausüben, endlich das Vermögen der
toten Hand (mit wenigen Ausnahmen) und die in ( Jemeinschaft stehenden
Erbschaften und Güter (Ortloff, Jahrrente und Geschofs S. 181).

3«
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V, Die schofspflichtigeu Gegenstände

Die städtische Steuer des ?*Iiit« l;ilt< rs war antüiiglich eine

rein persönliche Last, den Bürgern um ihres Bürgertums willen

aufgelegt und deshalb an sic-h für jeden gleich. Aber da die

Steuerpflicht darin bestand, nach der wirtschaftlichen Leistungs-

fähigkeit zu den städtischen Ausgaben beizutragen, war der
Erfoiff für den Einzelnen ungleich. Denn Ton Anfang an galt

der Besitz als natttrliche Grundlage für die Abmessung der
Steuerbeiträge. Je nach seinem Umfange wurden die Pflichtigen

yerschieden in Anspruch genommen ^
Zunächst traf die Steuer aber nicht den ganzen Besita^

sondern nur einzelne V ormn gen steile, dip'ieni^en , die

steuertf'cliTiiscls am besten zu veranlagen waren. Erst ganz
allmähiicii wurde das gesamte Vermögen in die Besteuerung
einbezogen ^.

L OrundbeBltsB.

Am Anfang war der Grundbesita die alleinige
Basis für die Verteilung der städtischen Lasten. Die
städtische Kultur war nur unwesentlich von der ländlichen

unterschieden; Bürger und Bauer bildeten noch keine beruf'^

liehen Gegensätxe^. Auch in der Stadt war der Reichtum
vorwiegend immobil*, damit das Bodeneigentum der beste

Mafsstab der Wohlhaben !i* it und der Besteuerung. Ks kommt
hinzu, dafs bei der damaligen unentwickelten 8teiicriechnik

die Immobilien als ganz besonders steuerftihige Gegenstände
ins Auge üelen. Niemand konnte sie der Steuer entziehen,

niemand sie unter ihrem Wert versteuern. Alle älteren

Vermögenssteuern haben deshalb einen grundsteuerartigen

Charakter*. ,

Man darf sie aber nicht deswegen Grundsteuern

1 Zeumer S. 85 ff.; Gierke U S. 697 ff.; oben S. HS.
*T. Heekele Artikel „Vermögcnsateuer" im W. d. V. II

8. 781.
^ Zoumer ib.; IJiirtif^r, ETitstehuiig der V^olkawirtflchaft S. 45.
* Zeumer 8. lü; iuuuia-2Steroegg III, 1 S. 89.
• Bflcher a. a. 0. 8. 42.
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nennen. Das wäre eine falsche Wiedergabe einer richtigen

Beobachtung! Denn die Steuerlast ruhte nicht auf dem Grund
und Boden, sondern auf der Person, war keine dingliche^

öondern eine persönliche. Die Person wurde nach Mafsgabe
ihres immobilen Besitzes besteuert. „Erst die recht-

liche Stellung des Besitzers entschied Uber die Besteuerung
oder Fnuheit des Besitzest" Das Grundstück wurde des-

halb auch nicht dort versteuert, wo es hig, sondern dort, wo
»ein Herr seinen rechtlichen Wohnsitz hatte*. Das forum
domicilii war entscheidend, nicht das forum rei sitae.
Mit jedem Wechsel in der Staatszugehörigkeit ihres F]igners

„walzten die Güter in eine neue Steuergewalt ^. Die Ent-
stehung der Objektsteuern gehört einer späteren Zeit an *

2. Das sranze Vermög:en.

Die alleinige Belastung des Grund und Bodens wurde
aber unbegründet und ungerecht, als die Verteilung der
atädtischen Gutshöfe an Besitzlose gegen Zins'' neue Einnahme-
«(uellen schuf, und Handel und Gewerbe als besondere Er-
werbszweige in die Höhe kamen ^. Die Steueruflicht wurd«?

zunächst auf Zins und Rente, dann auf das Mobiliar-

ermögeu ausgedehnt, damit die direkte Steuer aus einer

t Zenmer S. 85.
' Genaueres unten aub 4.

* Lang, Teatache Steuerver£Mwungen S. 240 ff. ; auch Zenmer
& 84.

* KOlle, Zar Entstehung der Ertrags- und Katasterstenem in den
deutschen Staaten im Finanzarchiv 16. Jahrg. S. 4 ff. — Die Perso-
nalität (lor riltpston Steuern ergibt sich schon ans der Tatsache der
IxnmobiliargesetzgebuDg; sie wäre bei einer dinglichen Steuerlast un-«

nötig gewesen. Die Oojektstenem sind ielfiich erat eingeüBhrt worden,
rnn den Obergang von Grundeigentum in steuerfreie Hände unschädlicli

2U machen. I)ic V^erdinplichun^r der Steuerlast stellt sich somit als

f!ine Mufsrcgcl gegen da« Umsichgreifen der Exemtionen dar (Zeumer
ib.; Cohn, Finanswissenscbaft S. 452; Kölle 1. c. S. 29). Jedeufalln
ist sie die spätere Stenerform. Z. B. ist der Dresdener Geschofs erst

im Laufe der Zeit ans einer Vermögenssteuer zu einer auf den Haus-
besitz gelegten Keallast geworden (Stieda, Stadt. Finanzen S. 20).

Übereinstimmend Wagner im H. d. polit. Ok. III 8. 255

<„Diese [Gnindstener j erscheint früher regehnlTsig nicht rein als solch«*,

»ondern als Hauptteil einer Vermögensstcuer^l und S. 269
(„Waren die Beden auch in der Regel zunächst insofern Personal

-

ateuern, als sie sich an bestimmte p f 1 i cht i ge Per so n en hielten

und nach subjektiv ökonomischen Momenten [„Vermögen"] aufgelegt

wurdent so waren sie nach den tatsächlichen Verhältnissen de*
Venn^igens und ErNverbs doeh wieder, besonders in früherer Zeit, über-

wiegend Steuern vom (i ru n d ve rm -> e ii , auf dem Lande wie in der
Stadt'') und Jastrow, Volkszahl deutscher Stiidte S. 18. — Anderer
Ansicht Maurer II S. 778 ff. n. 851; Gierke II 8. 674 ff. n. W9,

* Vgl. oben S. 18.

^ Vgl. laama-Sternegg 8. 73.
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grundsteuerartigeu zu einer ailgemeinexi Vermögenasteuer
erweitert \

Das Lübecker Stadtrecht bestimmt: . . . en iewelic borp^here

van lubeke schal schctcn uor sin ghut*^. Wehr mann lai

der Ansicht, unter „ghut" sei zunächst (d. h. nach Inkraft-

treten dee deutscheD StatatB) nur das immobile Vermögen
verstanden*, während Paascne sicli dahin erklärt, die Statuten
ergäben nichts sicheres über die Steuerpflicht der
Mobilien^ Beides ist unzutreffend. Das Stadtrecht braucht
das Wort „ghut" als übergeordneten Begriff für „erue cop«
sc hat vnde rento" (Art. 105) und stellt das „wicbelde ghud*
dem „c o p 8 c b n 1 1 <' ghud" gegenüber (Art. 1 21) Oopsobat
bedeutet aber Kautniannsgut und im weiteren iSinn tahrende
Habe*. Daraus erhellt, dafs mit „ghut" der gesamte Besitz

gemeint ist. Die Mobilien waren also spätestens seit dem
Erscheinen der deutschen StalLiLen, d. h. seit etwa 1260%
schoOspflichtig.

Dieser RechtBanstand ist aweifellos schon der Absehluls
einer Entwicklung. Allerdings sind aus älterer Zeit keinerlei

Bestimmungen Uber den Inhalt der Schofspflicht erhalten.

Abc»r dafs sie ursprünglich nur die Immobilien ergrifl^

efgeben folgende Erwägungen.
Der Schofs war eine Bürgersteuer. Bürgerffthic: war aber

bis ins 2. Viertel des 13. Jahrhunderts nur, wer Grundeigentum
besafs*. Der Grund und Boden war als alleinige Quelle des
Bürgerrechts auch einziges Objekt der Steuerpflicht.

Um 1225 kam die städtische Immobiliargesetzgebung in

Gang. 8ic ist eine Mafsrcgel zum Schutz der Steuerkraft

entstammt einer Zeit, in der nur das Bodeneigentuiu
steuerpflichtig war. Deshalb wurde such nur seine Übertragung
in n atura Einschränkungen unterworfen, während die Hingmbe
seines Qeldwerts überall gestattet bliebt

Auch der Ltlbecker Schofs hat also zunächst nur die
liegende Habe ergriffen. Die fahrende wird zur Steuer heran-

1 Wagner, Finanzwissenschaft III S. 58 u. im H. d. polit. Ök. III

S. 260 ff.; Maurer II S.
* Hach, Kod. II Art. 113 S. 804.
s Zunftrollen 8. III und H.G.Bl. imi 8. 55. Vgl. auch Ortloff

8. 182.
* Die Btftdtische Bevölkerung IrQhsrer Jahrhunderte in d. J. £

Nat u. Stat. Bd. 89 S. a^^O.

• Vgl. ferner die Artikel 115, 116, 24U und F r » nsdorff, l>ie

KoUordnung des LAb. Rechts H.l^.Bl. 1897 8. 121.
^ Rt hme, Das Lübecker Oberstu Itl idi S. 140. Das bewccrlkhe

Vermügeu wurde deabalb „Gopechaf genannt, weil ea baupt«ächlich aus
Waren bestand.

7 Oben 8. 4 Anm. 4w
» Oben S. Ifi ff.

• L.U.B. I 8. 41.
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gezogen sein, als die Vorau-^st tzinigeii des Bürgerrechts herab-

gesetzt wurden*. Die Ausdehnung des Kreises der schofs-

uflicbtigeo Personen mufste eine solche der schofspflichtigen

Objekte nach sich ziehen. Denn jeder Burger hatte Schofs

atu iiaiden, und nur ein Teil der Bürgerschaft war noch gnind-
ge^esöcn. Dieser Sachverhalt machte eine Einbeziehung der
Mobilien in die Schofspflicht erforderlich.

Aber aucii ohne diese persönliche Erweiteruni; der

^^teuerpflicht hätte sich deren sachliche Erweiterung nicht

umgehen lassen. Das mobile Kapital errang sich in einer

Uaodelwtadt wie Lübeck bald greise Bedeutung'. Seine fort-

«•etste Btenerfreiheit wäre nicht nur einer einseitigen Belaatung

der Orandeieentttmer gleichgekommen, es hlltte auch Rradesu
eranlafst, Sapitalien nicht mehr in Qrund und Boden an-

sulegen, um sie dadurch von der Steuer freisuhalten. Endlich
wttfde bei andauernder Bescbrttnkung des Schosses auf den
Grund und Boden nur eine geringe Steigerung seines Ertrages

möglich gewesen sein.

Das trieb überall su einer Ausdehnung der Schofspflicht auf
den beweglichen Besita*. Er beginnt im KlJahrhundert zur

Sleuer beizutragen'* und war im 15. Jahrhundert allgemein

atenerpflichtig^. Die Entwicklung des Lübecker Sdiosses

« Oben 8. 16 ff.

- Vol. Pauli, Darstt^lluDg de» Rechts der Erbgüter (A bbaudlungen
mnm dem lab. Recht I) 8. 14, 39, 193 If, besonders Anin. S47.

* Dss Auswachsen der direkten Steuer aus einer partikulären zu
«-iner «11 meinen Vermoponsstonpr lafst sich fa.-^t überall verfolgen.

In Haiziburg fiebofgte dar Bürger anfänglich nur von Krbmi und Erbe-
zioaen, sp&ter auch „van lifghedinge unde van al siueme gude*^

(Kimaiereirecliirangen 1 S. LV). Die Frankfurter Bede war ranftchat

eine Hufen- und Erntesteuer, er^iff erst sp&tcr auch Mobilien und
Zinnon (Bücher in der Festschrift /, dont-^ch. Historikertag S. 139).

Vfi^ ferner für Brauuschweig Chronik<;n dor niedesHäi'hsiscbeu Städte
I o. 137 Anm. 2 (dort ist der Sehofft aber nnriehtig eine Gmnd-
Mtener genannt), für Nürnberg Chroniken der fränk. Städte I S. 282, ftr
l>OTtmand Hü Sei, Dortmunder Finanz- und Steuerwesen I S. 39 u.

7« IE; auch Maurer II 8.851; Gr tlo ff H. 140 und Espinas S. 119 20.

* Oas älteste Beispiel iindet sich in Womis, 1182 (Zeum er S. 67).

Vgl. ferner ib. 8. 15: Maurer 8. 852^58; Ortloff & 143 ff.

* Vgl. Anni. 3; femer SehÖnberg, Finaiizverhältnisse Baaela

B. 171» n. :m\ Huber, Der Haushalt der Stadt Hildesheim S. GO u. 1H6;

Ofaroiiiken der mittelrbeinischen Städte Mainz U Abt. 2 S. 99;
Jastrow, Volkuahl 8. 180 u. b. w. — Die Entwicklung ging aber
nicht überall gleich schnell vor t«ich. Der Kölner Schof::» haftete noch
nach 1296 am Grundbesitz (Knipping. Kölner Stadtr^ohnimi^^'n 1

,

S. XXV); der Jenaer war nocli 1400 ein Realgeschoft« (Ortloff S. 114).

Vgl. femer für Kostock Pansche 1. c. S. .S72. — Die Stadt Rutin er-

hebt noch heute einen Hauuschol-^. scheinbar der einzige Rest
der mittelalterlichen Steuer Er wurde bisher nach 8 Simnla erhoben
ntid mW fortan das Hansei^entmn |ir«)/«'ntu«l belasten. XVrrkhnu^er
und Uergleicbeu werden nur halb so hoch wie Wohugebaude be-
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zu einer allgemeinen Vermögenssteuer geschah zwibchen 122^
und 1259».

8. Die Selioniotdekte im eiuelnen.

Die neueren Vermögenseteuergesetze gehen von dar Fikfon
aus, das Vermrigen einer Person iiabe einen in Geld ausclruviv-

baren Wert, und dieser gebe ihre steuerliche Leistung^tiüiip-

keit au^. Derselben Fiktion bedienen sich schon die deutschen
Statuten des Lübecker Rechts^. Sie besteuern das „ghut"
scblechthin, ergreifen also da« Vermö|[en nicht mehr in «einen
konkreten Erscheinungsformen, sondern in einer eindgea,
auf den Geldansdruck gebrachten Massel Daraus ergihi

sich, dafs das Geld bereits damals zum Ma(sstab des Vennögeaa
geworden war^

Wie vordem die Veranlagung des Schosses geaehab, eh
auch schon nach einer in Ueld bestehenden Steaereinhehr
oder, was glaubhafter erscheint, nach bestimmten FtichenmiiSsea
bzw. Wohnungstypen, darttber Ist nichts zu ennittelii.

Heute pflegt ein Steuergeseta die Steuerobjekte nicht

fenerell, mittels gesetzlicher Definition von Begriffen, aon*

em speziell, mittels AufflQhrung der einzelnen vermögen*'
und Einkommensbestandteile, von denen die Steuer entrichtet

werden soll, anzugeben^. Diese Spezialisierung scheint auch
im Mittelalter die Kegel gewesen zu sein^.

Schwert. — Vontehende Angaben verdanke ich der AuBkuuli de*
Herrn Burgermfliaters Hahlstcnt-Entin.

* Die Steuerpfltcht der Mobilien in späterer Zeit er^bt mA 9mek
ans dt'u Schof^regiftern. Sif PTithMltf^n eine betrAehtlich»' Anxahl v^^n

Mietern, kcnnflicn durch die ßindeworte: et, cum u. ». w. [AUerdiBC?
war nicht jeder, der das Hans mit anderen teilte, Mieter. Das Ln.
Recht kennt aucli o'm Eigentum an Hausteilen» Vel. Rehme 8. t6t
Nr 70; Pauli, Wieboldsrentcn U H. Nr. 97.J Au« h die Keller!»cwohr«
und die Insassen der Seiten- und Hinterg'ebäudc sind in der Ke^i
Mieter (Brehmer H.G.131. 1886 S. 11; tur Rostock Paaoche L c.

S. 32829). Also der Mieter, der normalenK'eise kein (<r n't< i _ t-nlinio
ist, zahlt Si hofs. Auch darnn? orlinllt die Stouerpflicht d»'r Möbilien.
Die HH( lilic)i(> Erweiterung der ISchofspäicht ging jedenfali« uchaelki*
vor sich aib die persönliche

* Bficher m der Festschrift a IS» n. S. 140.

Das altesto Beispiel (Irr Rcstcucrung von Geld und Geldeswrrt
findMt eich in N«?uf-s. Dort wurde schon 1259 eine Quote de quah'bet

marca gefordert (Zeu m er S. 87 u. 129). — Später war die Steaer^aheit
allgemeiti eine Geldsumme (Maurer II S. 852 ff.), in Amaklivt ab<v
erst seit 1495 (Bücher S. 129).

* Bücher S. 125
* Arnold, Verfassungsgeschichte II S. 265.
* r. Heekel im W. d. V. 1 S. 596.
Vgl. die Frankfurter Bedeordnung TOn 1475 bei Bficher in Am

FestschriTt S i:» l ff., die Rostocker Schofsordnung von 1530 in den Beitrigea

aar Geschichte der Stadt Rostock Ii Heft 3 S. 10 flu die Geächo£i>

Ordnungen von Freiberg ond EiMnach bei Ortlofif S. Ii3 fll, fir
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Nicht 80 in Lüljeck. Das Stadtreclit 1) -^^nügt sich mit
der kurzen Angabe, der Bürger solle sein „K^i^^t," verschossen.

In späterer Zeit wurde im Scbofseid die nötige Erlilutorung

^'geben * ; ob auch in der älteren, ist nicht bekannt. Nur die

Urkonden geben etolgen Aufscblafs darüber, wdche VermOgei»-
teile bei der BesteueraDg besonders heryortreten. Nach wie
or hatten die Immobilien unter den Scholsobjekten einen

besonderen Plats. Sie sind das Steuerobjekt xor' i^oxijv. Im
einaelnen werden aufgeführt: hereditates (Erben)*, curiae',

niansi (Hufen), areae (^Viirten, BauptiUze), OUrten, Wiesen,
Felder, Hopfenlantlcr *

, ferner Wohnhnnser (domiis, bodae)*^

und Werkhäuser allei- Art, z. B. Badost ulum (stubae, stoven)*,

Gerbehäuser (gerhus) Brauhäuser (brughusj, Speicher (koern-

hus) und andere werkbteJe.

Die Kategorie der fahrenden Habe tritt in den ür-
kuncieii als Objekt der Besteuerung nirgends spezifiziert zu
Tage. Kaufmannsgüter und Handwerksgeräte werden am lueisten

in Betracht gekommen sein.

Der Schofs wird die VermögensÄteuer des Mittelalters

genannt Wer diese Benennung braucht, mufii sich gegen-
wärtig halten, dafs er eine moderne Kat^orie anf eine mittel-

«Iterliche Einrichtung ttbertrttgt Dem Mittelalter waren aber

Frcihrrjr auch Lan^^ S. 167. In Speier waren schofspfli' bfig: Hab und
Nahrung, allhior und autlerswo gelegen, liegend und fahrend, Gült»
Zins, Kaufmannschaft, Wein, Fracht, Hansral, Kleinodien, Bardchaft
fArnold S. 267). In Soest: KmifTnanprhnft Cetrrido, Oeldeinkfinfte
und Häuser, letztere zu - a des wahren Werts (Laug) u. s. w.

* M. Heft 5 S. 31 Anm. 1.

• Nach Rühme der allgemeinste Ausdruck für unbewegliche Sachen,
nach Frensdorff ein stSltisches Grundstuck mit den zugehörigen
Hechten und Gerechtigkeiten, tuk h Pauli ein Komplex von Häusern
und nnbebauten Plätzen

,
vorzugsweise an Strafseneckcn gelegen und

zu vollem Eigentum besessen (Renme, Oberstadtbncb S. 28 ff.;Tren»'>
dorff, Stadl- n. GMehtsverf. S. 84 Anm. 26).

^ Nach Pauli (Lüh, Zustä.nde I S. 39) völli«,' freilipende, von einem
Hofplatz umgebene Gebäude, z. T fHnnliche Plofstellen mit Liindereien

vor dem Tore, z. T. Wohnungen, wie die des Bischofs oder der milites

Christi. Kehme (S. 27) dagegen versteht unter ihnen unbebaute Pl&txo
wie die areae , mir pröfser iiTs diese. Die curia der SchoforegtBter ent»

epricht jedentalls Paulis Auffassung.

Beispiele besonders unter VIT.

* Vgl. unten sub XI. Als Immobilien wurden sie schon betriichtet,

während flie noeli aus Holz gebaut waren, trotz des deutachrechtliehen
Grundsatzes: Fahrnis i^t. was die Fackel venebn (Pauli 1. c S. 42
und Abhandlungen I 8. 24/25).

• Vgl über sie Pauli, Zustände S. 41.

f Sie stehen im Eigentum Ton bandwerkerkorpomtioiien (die

Schuhmacher besafsen zwei in der Weberstrafse) oder einzelnen. Der
für sie f;\llige Schofs wurde beim Eigentümer gebucht (wigge 1

vnd 1 ^ vor 2 gerhus).
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Vermögen und EinkomniPü, die unantastbare Güter-
auästattung der Person und der Bedarfsfonds , ans dem der
Empßlnger seinen Privatbedarf und den Steueranspruch des
Staates zu bestreiten hat, noch eine un unterschoidbare
Gutermasse (Bücher)'. Es unterschied nur zwischen liegendem
und fahrendem Gut; es hatte seinen „eigenen VermögeiibbcgritT'*.

Und dieser entsprach nicht der heutigen wissensch«fuidieny

sondern etwa der olkstttmlichen Anschanung der Jetztseit.

Eine Vermögenssteuer im modernen Sinn ist die direkte Steuer
nur in der ersten Zeit gewesen. Später vermischte sie sich

überall mit Elementen der Einkommenbesteuerung'. Überall
wurden z. B. die Renten steuerpflichtig, bevor die MobÜien
der iSteuer unterworfen waren*.

Die Renten (redditus, wicbelde, wicbelde «rut, rente,

houetstolen) ^ galten der damaligen Zeit als 1m m o b i I i o n ^.

Sie konnten nur aus Grundstücken oder Grundstiu ksi 'lU

verkauft werden', waren alle auf den Grund umi Buden
radiziert. Mau dachte sie nich ala ideelle Bestandteile eines

Grundstücks, die durch Veräußerung zu selbständigen (un-

körperlichen) Sachen werden konnten (Rehme) ^.

Deshalb wurde auch ihr Kapitalwert versteuert*.

Als 1421 eine Stiftung der Jakobikirche eine Rente von 3 f
8um Geschenk erhielt, wurde im Niederstadtbuch eingetragen:
Insuper dicte Capelle vicarius perpetuis temporibus debet et

' Festschrift S. 146. — Hesitz iiiid Ertrag hatten den einen Namea
gitregiiii, Getreide (Kulle im Finau/.archiv 16. Jahrgang 18ö9 8. 5).

« Bucher S. 137.
" Hfl (hör, EntstehuTiL" '1' r Volkswii-tschnft S. 66.
* Zeumer S. 88: Wchrmann in H.G.bl. 1884 S. 55.
> Haeh in Z. Bd. 6 B. 461^2. Vgl* ^'^ folgende Pauli, Zu-

stände I 8. 45 ff.; AbhandluDgen ll3. 82 Nr. 71; WieboldarcnteD
6. 44/45.

* Für Lübeck seien folgende Beispiele genannt: Das Oberstadt-
bneh nennt sie 1288 hereditates. Ein Rentenbrief von 1290 stellt ste

den ros mobiles gegenüber (P au Ii
,
Abhandlungen I l. c). Zuweilen

wird ihre Lage angegeben, nicht die des von ihnen be8chw<»rt(n
Grundstücks (Rehme, Ouerstadtbuch S. U7). — Nur das Hildesheimer
Stadtreclit von 1300 rechnet die Rentenbesfige znm mobilen Vermfigen
(Hnber S. 60).

^ Es gab zwei Arten von Renten, gekaufte und vorbehulteue.
Letztere entstanden durch Vorbelialt von QrundeigeutÖineni bei Ver-
kauf von Bauplätzen. Der erste Rentenkauf er^lgte 1260 (Pauli.
Wieboldsrcrifeii S. 14 ff ). Geldbedurftifjo Onindbositzpr nahmen Geld
auf gegen das Versprechen einer jährlichen Zaidutig aus ihrem Grand-
eigentnm. Das Mittelalter sab diesen Vorg <)>>^^ aber als wirklichen
Kauf einer Geldsumme an, nicht als Anfiuihnie finor Kapitnlschuld
und doren Verzinsung. Vgl. ib. S. 33 ff.; Rehme S. 46 ff.^ Bücher in
Festschrift S. 134.

» S. 117.
^ Die Verstevening geschah beim fientenverkinfer (Schuldner^

Vgl, unten sub XV.
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potest prefatoa redditus siDgulU annis Tolgariter verschoten pro
LIIII mar c i 8 lubieensiam denariorum domimlnu comuli-
biiB haias ciuitatis^'. Ihr Wert wurde nach dem snr Zeit

ihrer Entstehung üblichen Zinsfuls bereehnet*. Dabei wird
zwischen Leibrenten und ewigen Renten unterschieden worden
«ein

Ebenso 'wie die Renten wurden die „almissen*^ be-

handelt, die regelmäfsigen Präbenden an Naturalien und Geld^

die aus Stiftungen gewährt wurden. Im Schofsregister Prima
Travena* 1474 ist eingetragen: almissen gant Tor rente»

Die VermögensatBuern sind in der Reffcl nominellcy
keine reelle. Die Veranlagung geschieht nacn dem Vermögen^
Steuerquelle aber ist das aus dem Vermögen fliefsende Ein-

kommen.
Auch der Schofs will das Einkommen treffen. Er vermag

dies aber nur durch Besteuerung des ErwerbavermOgens, dea
Betriebskapitals. Die damalige Zeit war aulser Stande^ seine

verschiedene Rentabilität zu berücksichtigen. Sie mufste sich

mit der Annahme bejrnüfren, dafs das Anlagokapital sich tiberall

gleich hoch verzinse". Nur wo es sich um dauernde, rp<]^ol-

mitTsigey im voraus berechenbare Kinuahmen mit festem Kapital-

i L.U.B. VI S. Vgl. anch ib. S. 228; L.U.B. IV 8. 778 Anm.
n. oben S. 4.

- Nach Bücher bildete in Frankfurt niclit der Kapitalwert »ler

Kentenbereclitigung die Bemessuagsgrundlage, soDdem der Kenteobetrag,
das Einkommen (Festschrift S.ISU Aneh in Nürnberg wurden die Kapitsl-
Zinsen besteuert (Chroniken I R. 183; Stieda, Stfidt. Finsnsen S. 19).

Die T^^f^tpucning dfs ErtmprP!^ int aber die Ansnalnnp (Zenmer S. ^8 .

E» iüt unrichtig, wenn Bücher allgemein behauptet, dem Mittelaiter

sei die Ableitung des Ertragswertes eines \ ennögensobjekts ms
seinem Ertrag fremd gewesen (S. 188). Er meint: „Was nicht im
Vcrkeln H [uid wird, unterliegt aucli nicht der regelmäfsigen
TauHChwerttichätzung*' (8. 139). Das trifft aber für die Renten nicht

überall zu.
' Er b« ti-ug also 1421 5,6%. Derselbe Zinsfnfs wnrde bei den

r><>rtnnin(b*r PuntintTf'T^ "''i C'nnido pelfirt; auch dort v-uri^oTi dir Renten
mit deui lhfaeh«M» ilirci ( nindziöer lit r:iugezogen (Kü b ei, l inuuzwesen
D.8 1 S. 38). — Lübeck uahni 1406 bei Jierecliuuni' des Wertes seiner
Weichbildrenten einen Zinsfufs von 5**/o an (L.Ü.B. V 8. U>'^ Anm.).
Desgleichen Bostock Vj'M: bei Hansern, Lie^'insrhaften un<i Rmten
sollten für je 5 ^ Ertrag 100 Jf* Kapital angesetzt werden (Kopp mann
in d. Beitragen zur Geschichte der Stadt Rostock II Hett 6 ö. 10). —
JSiiie ZniammenBtellnng von RentensinsArsen bei Espins», Finances
de la commune de Douai S. 321 u. 828 Anm. 1.

* Du*' !«t zwMr nicht urkundlicb nV)»'rHefert, aber doch wohl aiifser

Frage. In Frankturt wurden Leibrenten nur halb »o hoch besteuert

wie ewige (Pestscbrtft 8. 19IÜSS). Deegleiehen in Nftmberff du Ewig-
ßld ÜDpjx lt so hoch wie Leibgeding (Sander, Reichatidutche

"~

Ituug.N.s S :Us ff.i. Vgl. ferner Zenmer S. 89.

* Über die Quartiere der Stadt vgl. unten sub XL
* Nach Hartan^^anl_in_Au|^bnrg ein HNoimaleinkoininen'' m

Onmde gelegt (Z. f. G.V. XIX S. my

r
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wert handelte^, konnte statt des generellen Vennögeti«w«rltt
der individuelle Ertragswert an Grande gelegt werden. Soam
zahlten also zwei gleich grofse Vermögen auch dann deoaeibeB
Betrag, wenn sie verschiedene Ertrflge erzielten.

Dieser Mifsstand trat im Gewerbe nur wenig zn Tage. Die
mittelalterliche Stadt soigte durch gesetzgeberische Mafsnahmcs
daftOr, dafs hin Meister sich so gut nähre wie der andere*.
Der gewerbliche Arbeitsertrag wird aberall annfthemd der^

«elbe gewesen sein. Die Besteuerung der Handwerks^tätte?
und Werkzeuge garantierte im allgemeinen line gl*Mcbe

lastung. Auch bei dem landwirtschaftlichen Betriebs-

kapital sind die Ertragsdifferenzen nach der Natur der Sftebe

mafsig. Anders stand es mit dem Handelskapital. Em warf
«ehr verschiedene Erträge ab. Seine Besteuerung]: mit einem
Satz bedeutete daher eine verschiedene Belastung der einzetr^ n

Knnfleute. Im ganzen wurde das weniger ergtehit^e Ünier-
neliinen starker besteuert als da-^ rentabelere, daö taadiertP
Einkommen .stärker als der Handelj^gewinn

Das Mittelahr^r hat diese Rentabilitätsdifff^rf^nzen nlili!

steuertechnisch ausnutzen könn<^n*. Das war d»'i ^sunde Purik:

in seinem Steuersystem. Mit dem Laute d^r Zeit wurde di^
immer fühlbarer. Der Wert der einzelnen V»TTii''ir»'n-.t "ih

hörte auf, zutreffender Mafsstab ihrer Leistung-sfUhi^kcu /.u a<*in.

Das wurde mehr und mehr der Ertrag. Spntere Jahrhundert»*

sind denn auch allgemein zum Ertragdsteuer?>yöiem * libtfr-

gegangen.

Die Besteuerung des Ertrages durch die des Ertragsobjekti

war aber nicht überall möglich. Zum Beispiel nicht l»»niu

reinen Arbeitseinkommen. Wurde dies aber de.sli.tlu j>tvuer-

frei gelassen? Dem Mittilalter ist die Besteuerung des Lohnes
nicht fremd. Eine Speierer Steuerordnung von 1381 bestimmt,

die Handwerker sollten steuern „von allem dem, das sje ver-

^ ZoiiuK^r S 89. 1283 bf.stimmtr dor FlamHurger Hat -',<

{Stiftung von IbU solle erst schofspflichtig wcrd«o, wenn #ir lu testen

Renten anbiegt sei; die Zinsen der Stadtkaase erschienen nicht «uUbil

genug (ib. S.
- Hficher, Die wirtschaftliclien AufjsabHn der modemeft Sladt-

A;emeind<\ Leipzig 1898. 8. 7 (Hoihschulvorträge Heft X).
^ Haltung in Z. f. G.V. XIX 8. 119.
* Bremen machte 1653 diesen Versuch. Es veroidnet«. Je SO Takr

Handelsgewinn .sollten fj:leich 1000 Talern Kapital perechnet word«
Abf^r diese Relation wurde bald wieder aufgegeben (Ortlojff S T^^VMi

Lübeck selber bestimmte 1642 auläfslicli einer Türkeusteuer von '

des Vermögens» geistliehe Gfltemnd die Rentner, die mehr alt 5*.V Bsatr
bezogen, sollten 10% ihres Einkommens geben (Becker, Umständt
Geschichte der Stadt L. II S 115). — Hier ist vorüber^fhend dtr V-r

such gemacht, die das gewöhnliche Mafs überschreitende Kentabibtat

bei einem Teil der Steuerpflichtigen su berfiduiehtum.
• Kalle im FinsostroMv ifi Jafarguig (1890) fk 5.
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XXI 6. 4^

dienen und in zu lone wirt" ^ Mciiöcn torderte von den
Lohnarbeitern 2^/o ihres JahresVerdienstes ^. Desgleichen
wurden in Dresden die Dienstboten* und in Hannover die
kleinen Handwerker, Tagelöhner nnd städtischen Diener nach
ihrem Lohne besteuert^.

Aber diese besonderen Einkommensteuern sind die Aus-
nahme. Gewöhnlich diente die allgemeine direkte Steuer auch
xur Belastung des Arbeitslohnes ^ Sie hatte ein System direkter

Steuern au ersetzen. £s ist bereits erwähnt, dals die mittel-

alterlichen Steuern im Sinne des modernen Vermögenssteuer^
begriffs nur a potiori Vermögenssteuern genannt werden können^
weil Einkommen und Vermögen noch nicht scharf unterschieden
wurden. Zum Teil wird gar kein Unterschied in ihrer Be-
steuerung gemacht. Der Baseler Pfundsoll Ton 1451 z. B.
forderte von jedem Pfund 4 Pfennige, mochte es sich um Roh-
einkoromen, Vermögen oder Reineinkommen handeln®. Eine
Speierer Steuerverordnung traf die Rente und deren Kaufpreis
mit einem Satz^^. Andere Verordnungen setzen einen ver-

schiedenen Stoiierfufä an", halten aber doch d('!i Untcrselncd

zwischen Vermögen und Einkommen für so geriugiügig, dafi»

ihnen besondere Steuern entbehrlich eröcheinen.

Auch dort, wo nach dem Wortlaut des Gesetzes nur das

Vermögen steuerpHiehtig war, wird man eine Besteuerung des

Einkommens annehmen miissen, wenn die Steuer ausdriu klii Ii

mittpllose Leute, z. B. „habiiit liaudwerker" TagchdiiuT
und JJottlor traf. Der Unvermögende wurde einfaeh mit öeinem
Einkommen, seinem Lohn, in Anspruch genommen'^. Die

< Bfieher in dar Festschnfl S. 145.

* Riehler im Netten Afchtv f. gftchiiaehe Getehichte II Heft 1

8. 27Sff.

> Richter in d. M. des Vereins f. Gesebiehte der Stadt
Metrien I S. I.

* Ulrich, Bilder aus Haunovers Vor^'angfnh(nt 8. 48.

^ In Duilerstadt traf der Schofs auth d^-n Haudwerkserwerb
iCobu, Fiuauzwi»äeuttcbaft S. 73 u. 299), in Soest aufser H&usem und
Raofknannscliaft auch Geldeinkilnfte <Lan pr 8. 167j. Weitere Angaben
b»i Maurer II S. 851 ff.: Zeunier S. b^J Anrn. 6; Ortioff 8. 147?
Öchönberg, Finnnzvf^rhältnisse Hasols S. J55iS ff.

* Büi'her, Enr.stehung der Volkswirtschaft S. 64.

' Id. Festschrift S. 145.

* Die Besteaerunfi; von Vermögen und Einkommen mit einem Satz

gesekali ferner in Frankfurt.

* Z. B. in Nfimberg (Chiomken I 8. 188) und Angsboig (Härtung
in Z. £ r;.V. XIV S. 95. 208 ff. u. 181>

Härtung 1. c. S. 95 ff.

" Ja.^trow, Volkg^ahl dput.-;cher Stndte S 1.^^ h\ Schlesien

war die Schätzung eine direkte Vermögens- und Lmkommensteuer
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„Vermögens"Steuer hat sich den kleinen Leuten gegenüber in

eine Einkommensteuer verwandelt.

Auch vom Lübecker St hofs darf dasselbe gelten. Wenip'stens.

in deu Jahren, in denen auch die, de in koütc ghad , schoCs-

pfiichtig waren. Sie waren in der Regel ohne Verm^gi^ii^ Dit-

Absicbt ging also dahin, sie mit ihrem Einkommen mar 8leMr
heransttsieken. Wie die Veranlagung gesebah« ist ni«ht Uber*

liiert'. •

In späteren Jahrhunderten ist der Unterschied von Ver-

mögen und Einkommen immer klarer gewotdan, Denoocb
wurden sie nicht durch Tersehiedene Steuern belastet yiebnehr
suchte man den Arbeitsertrag kdnstlieh, durch eine Fiktion,

zu einer verselbständigten VermOgensgrOrse sn konetmieren:
man schuf durch Vervielfältigung des Lohnes ein sog. Arbeits-

kapital und behandelte dies als vermOgensmasse*.

Mit Hilfe solcher Konstruktionen* ist dann der Schob
wieder zu einer reinen Vermögenssteuer geworden.

Der Schofs war vom Verkaufswert^ des VennOgeas
zu entrichten. Die einzelnen Vermögensteile wurden mit

* Im Scliofßoid (1<"^ 17 .) nlirhuuderts schwur <lor Hrircr**r, allr».

WU2U er eioige Hottuung habe, es sei zu Wasser odtr Laude, lammUm
soweit ihm möglich gewesen, einen richtigen b erschlag dsroa
trotnacht habe, zu versteuern (M. Heft 5 S. 31 Anm. 2\. Unt^r dieM-m
l'assus ist wohl das Einkommen zn vorritohcn. P> srlu-mt . daf» »ein

Jahresbetrag zu Grunde gelegt wurde. Ob dies »Ixt auch bei deo
kleinen Leuten der Fall wart Der SchoCs traf aJlee ^ghut*, d. Iu

den jeweiligf« Besitz, ohne Unterschied, ob er von nruher über>
nommt'Ti od' r orst im laufenden Jahr onlstandcTi v nr. Vielleicht ist

nur dei Linkonnnonsteil besteuert, der sich zur Scbufsxeit im BmiU
des Schosaers befand

* V. Heeke 1, Einkommensteuer im W. d. V, I S. 590.
^ Derart künstliche KonstruktiontMj lii^'eii dem Mittelalter rr.ntz

fern. — Webrmann i-^t der An-ii« lit. in Lübeck «fi d- r Kru . rb

(direkt) schofspflichtig ^wurden. Lv >ucht dies so zu erkiärcu, öer

Rat habe die Kraft, ein Gewerbe sn betreiben, verbanden mit der
Berechtigung und gesicherten Gelegenheit dazu, al.i Verraö gen auf-

gefafjst und deshalb Kaufleute und Ffandwerker zum Schofs^ heran-

gezogen {H.G.Bl. 1885 S. 55; ZunftroUeu S. III; vgl. auch Ortioff
S. Diese Erklftmne ist als ji^ekenstelt absnlehnen.

* Das Mittelalter oesteuert iu der Ke^el deu subjektiven
Geldw«Tt des Vt-miöpf^nf« fS c h o n her <r . F:n:in7\-''r'''*!*T»''^->- Raset«

25. 275 Aum. i) Lu JbVaukfurt wan-n ,gewar uud kautmaui»ciiatft* zu

dem Wert ni versteuern, „als sie irildet uff den tax, mit mnn umA der
bede umb geet" (Bücher in der Festschrift Art. 84 der Bedeonlamr
von 147") S Vgl. für Speicr ib. MI und Arnold, V. rfa«uuc*
geschiehle II 8. 267. Hildosheim gab 8cmcn Bürgern auf ihr Gut
zu verschossen „alse leyff aUe gy dat hebben, aUe gy darmc
nemen wolden unde daraff laten**' (Ü.B. VI 8.909). VglT Hnh^T.
Haushalt Jl.s S VM\. Di»* Au-r^lmrgor sollten ihr ftnt vf*r«tri?'-ni

..uf dfn ait. iils lieb in i:<t** »Zeunier S. »>t> u. H^: v^'l. HarTung
Z. f. (i.V. XIX S. 98 Aniu. Ii). Weitere Angabtiu bei Lspinss.
Finanees de U commnne de Don» S. 186w
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einem einheitlichen Satz belegt ^ Es machte keinen Unterschied,

ob sie unmittelbar oder mittelbar benutzt wurden ^.

Jedes Vermögenssubjekt war ein Steuersubjekt für sich.

Nur die, welche in einer ungeteilten Erbengemeinschaft safsen®,

wurden als eine Person behandelt*. Nach den Vorschofsregistern

hatten z. B. Kinder, deren Erbgut noch nicht geteilt war, nur
einmal zu steuernd

4. Örtliche Lagre des VermögTens.

Üie örtliche Lage des Vermögens blieb beim Schofs

aufser Betracht.

Das Stadtrecht betont ausdrücklich: dat ghut si binnen
der stat oder dar buten®. Der städtische Steueranspruch
machte nirgends am Stadtgraben halt ^. Persönliche, nicht

sachliche Momente bestimmten seine Grenzen^.

' Das ist bei dfii entwickelten Vermögenssteuern des Mittelalters

die Regel. Vgl. z B. für Braunschweig Dürre, Geschichte der Stadt

Br. S. 327, für Mainz Chroniken II Abt. 2 S. 299. Verschiedene (teils

fixe teils prozentuale) Sätze kamen bei der Frankfurter Bede (bis 1495)

und bei der Nürnberger Losung zur Anwendung (B ü eher, Entstehung
d. Volkswirtschaft S. 240 -243 u. Festschrift S. 130 u. 138: Chroniken
der fränkisihen Städte 1 S. 283; Sander S. 337; Stieda, Stadt. Finanzen
S. 19 ff.)- I" Augsburgr wurde das immobile Besitztum nur halb so hoch
besteuert wie das mobile (H artung l. c S. 103 ff.), wohl weil letzteres

sich der Steuer leichter entziehen konnte. In Oldenburg i. H. forderte

1599 eine Türkonsteuer von jedem Pfluc 7 Gulden un<l von jedem Hun-
dert „freyhes Geldes" 2 ^ ]0 /3 (Ho iTenst ei ner, .\us verffangenen
Tagen S. .'K)2). Vgl. ferner Cohn, Finanzwissenschaft S. 299 und Ks p i n a

s

S. 141.
* Hamburg schofst z. B. auch für die vermieteten Buden und Koller

Beiner Herberge. Vgl. oben S. iMj Anm. 3.

^ Unten VIII, 2 sub c.

* Argumentum e contrario aus L.U.B. V S. 379.
^ Pueri, (2, 3) Kinder zahlen nur einmal das Stoiierfixum.
* Hach, Kod. II Art. 113 S 304.
' Wagner, Finanzwi.ssenschaft III S. 58; Bücher in der Fest-

schrift S. 127; Zeumer S. 83ff.: Huber, Haushalt Hildeshoims S. 135:

auch U.B. VI S. 969; Dürro S. 326; Arnold, Verfas.Hung.Hgo.«<chichte II

8. 2<i7; Lspinas S. 121. Nach einem Augsburger Katsdekret von 1584

ist es ein ^uraltes unfürdenkliches" Herkommen, dafr» das gesamte, nicht

nur dan in der Stadt liegende Vermögen versteuert wird (Härtung Z. f.

G.V. XIX S. 11H7 Anm. 3) Auch Ausbürger, die überhaupt nicht in der
Stadt wohnten, hatten dort ihr ganzes Vermögen zu ver.>*teuern. V^l.
Cohn, F'inanzwissenschaft S. 322 (Zürich); Bücher in der F'estschrift

Art. 80 der Frankfurter Bodeordnung; Hübe 1 , Finanzwesen Dortmundsi I

S, 39. Dortmund liefs seine abwesenden Bürger frei, wenn sie in der
Stadt weder Wohnung noch Erbi:ut besafsen. l)och mufsten sie bei ihrer

Rückkehr für das laufende Jahr nachzahlen (ib. S. 76).

" Folgende Beispiele seien genannt; 1406 richtete Köni^ Christian I.

von Dänemark, als er in Schleswig -Holstein eine allgemeine Bede er-

heben wollte, an den Rat die Bitte, ihm eine Besteuerung der in

diesen Ländern belegenen Güter des St, Johannisklosters, des Heiligen

(Jeist Hospitals und einzelner Lübecker Bürger zu gestatten. Der
Rat versprach mit den Bürgern zu reden (Wehrmann Z. Bd. 2
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DaB war für Lübeck tod grober Bedeutung. Das Stadt'

gebiet war nur klein. Es konnte nicht allen WtUiachen der
Bürger y die ihren Erwerb in Grundstücken anlegen wollten,

genügen. Manche kauften sich deshalb in den Naciibarlaadent
an^ Die Stadt verlangte auch dort ihre Steuer. Da« gilt

selbst, wenn ein Lübecker bei Gelegenheit eines Ankaufes zum
Lehnsmann ward. Denn das Stadlrecht fährt fort: lie hebbet
(datghut) van vorsten oder van Leren to lene oder wo h»'t anJer?

heuet wat allene he den herren dar a f d r n r , he in o t «i o t

der etat dar van scheten liker wi8 alse vau sinemt; aniier'U

ghude^. Es nimmt also auf Verpflichtungen zum Lehndieuü
keinerlei Rücksicht*.

Der Lühiibesitz Lübecker Bürger brachte ein duppclti-^

Abhängigkeitsverhältnis mit sich. Dieses Zweiherrenrecht i^t

die Quelle mancher Konflikte geworden^. Es wurde deshalb
nicht gern gesehen, weder bei den Berechtigten, noch bei deo
Verpflichteten. Die Bürger machten sofort bei ihren AnkJUifea
Versuche, das Lehn Verhältnis zu lösen. Eine Gelegenheit bot
sich beim Einholen der landea- und lehnsherrlichen Bestätigung
für ihren Erwerb. Die Fürsten zeigten meistens Entgegen*
kommen'^. Zuweilen hat die Stadt den Bürgern gradezu ver»

boten^ Land- und Lehngüter zu erwerben Die Verbote sind

aber nie lange in Kraft geblieben. Sie wurden hinftillig. >owie

die aus dem Lehnbesitz erwachsenen Streitigkeiten vergessea

S. 39). Dergleichen verlangte der HstsOff on Laoenbur^ im Anfanf
des 17. .lalirhunderts die Besitzerin von Kmmnif'<s.' soll*- ilm» Tfirkefh

steueru zahlen. Aber umsonst. Sie war Lübecker ßürgehu und zahlt«

ihre sfimtlicfaen Steuern an die Stadt (Wehm aan ib. Bd. 7 8. 21ä|.

Vgl. ferner Dreyer, Apparattm jurig publici Lnbieensis Tom. II SL 268
und Becker, Umatändl. Gesihidite III S. 59-6M.

^ Wehrmann, Das Lüb. Patriziat H.GJil. 1872 i»7 d8 u. luuiL
LXIB, II Nr. 98 S. 41, Kr. 92 S. 13, Nr. 145 8. 129; III Nr. eO 8. MC
Np. 82 S. 77 ff., Nr. lOn S. 9r, ff. etc.

* Hach 1. c Im K(»<i. III ist tlfr Worflsut kür^^r n?«.j kJar^r:

... he hebbe dat ghut van hereu edder vau vorstcn itiUer id sv wor
dat afl sy . . . (Art 44 S. 392). Das K^idiette Stadtreeht sagt statt

„dene** genauer : „vnd wann er gleich daiuon Bossdtenste leisten mftarte*

(Lib. 11 Tit III 2).

* Versuche, das Problem der Doppelbesteuerung da, wo es prak-

tbch ward, su iQsen, scheinen nicht gemacht an sdn. Anders in Frank-
ftirt. Dort blieb der Bfirger in Ansehung der aaswirticen Immobili«»
für den Betrag der aoswftrtigen Belastung stenerfrd (B6cher ik

S. 127).
* Vgl. z. B. Z. Bd. 7 S. m
Wchrmann in den H.G.Bl. 1872 8. 90; ferner L.Ü3. ItLSSk

II S. 109 u. 312, III S. 814 lö etc
^ 1400 befahl der Hat, kein Bürger solle aufserhalb der Laad*

"wehr Lehngiiter besitzen (Dreyer, Einleitung etc. S 85). Gftads
damals war die Stadt durch den Lehnbesitz ihrer Bürger m nDli^1>^»e
Fehden verwiokt-lr worden. 1405 Vfrlaiigto ein B^Jr•Jf>^a^5Jsc^Ml^s >ur*-

nnhme gegen jede Art von Laudbe^iü: itu Gebiet benachbarter Furtf«a

(Wehrmann H.G.BL 187b S. 107). VgL L.Ü.B. V 8. IM Aha. &
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waren. Er liat aber der Stadt immer von neuem au schaffen

gemacht ^

6. Existenzminimum.

Dem Mittelalter ist die g^andsätzliche Freilassung von
"Vermögensteilen und Vermögensgröfsen nicht unbekannt^.

Ocwöhülicli wurden die stcuerfreK'Ti Gcgenstiinde einzeln

autgezählt*^. sind Teilf* ri^s mobiicn Gebrauchsvermö^-ens,
wie Kleinodien, Kleider, ?lau«r;it und Waffen. Znd<»Tn durften

tlie Schulden bei Bewertung des Vermöge) abgereclinet

werden Zuweilen war das ^istenzminimum auch reichlicher

bemessen
Manche iStädte liefsen statt bestimmter Vermögensteile

bestimmte Vermögensgrödsen frei. Wer anter einer festen

Summe besafs, blieb von der Steuer verschont*.

' In der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts mufsto der Rat in

drei besonderen Mandaten (1546, 1592 und 1596) daran erinu< rn , dafs

die Land- and Lebnagflter in der Sttdt scbofspftichtig seien (Dreyer,
Einleitung S. 95 und 199).

* Stieda, Stadt. Finanzen S. 22.
s H. W. St Bd. 6 8. 440; Zeumer S. 89 Anm. 2 u. Härtung in

2L t G.V. XIX S. 102; 8ch5nberff> FinancTerhaitnisse Bsteh 8. 188
Anm. (In B. selber wur<lcn keine (lehrauchsgegenstände freigelassen);
>^ruvp in d. M. d. histor. Vereins su Osnabrück XI 8. 47. Vgl. die
toigeuden Anmerkungen.

* Gro&es Universallezikon von Zedier. Halle nnd Leipzig 1748
Bd. 85 Spalte 1024; Wagner, FinanxwiflBenBchaft III 8. 58; Sander,
Beicbsgtadti'sclic Hanfhaltunp Nürnbergs S. 337.

* Fraiikturt liefü das Gebrauchsvermögen innerhalb d^T Grenzen
der notwendigen WirtscbaftianMtattnng nnd des Hanshaltungsbedarfes
sowie die Bedi^aummo bcdefrei (Bücher, Entstehung d. Volkswirtschaft
S. 240^42: Bevölkerung^ Fr. S. 2H:i; in d. Festschrift S. l'Js 2y und
S. 155 ti.> Freiberg befreite: Korn für die Haushaltung « Gerste zum
Bieibranen, Fleiscb, Pferde, Sattel, Schweine, Rinder, Kleinodien, es
üei d«'nn, dafs sie Qegenitaiid * 'mes Handels waren, Bergwerksimteile,
Schulden, die aber gegon «'twai^r«* Forderungen aufzun'chnen waren,
VennOgen unter 1 JL etc. (Lang, Steuerverfassung Ö. 167; Ortloff
8. 143).

* In F rankfurt wmren die Dienstboten nur bedepflichtig, wenn
fie ein NaturrtIeinkomm«*n in Frnrht borogen oder mit Pinem die Summe
von 10 a Heller übersteigenden Betrage Handelsgeschäfte trieben.

Desgleichen die Insassen der Refnnenbftnser nur, obe sie über sehen
pbunt heller betten (Bücher in der Festschrift S. 127 u. 155 Art. 56X
In Ba««'l wurden im Jahre 14-10 I'cr^onen mit weniger als 80 Fl. Ver-
mögen steuerfrei gelassen (Schön bcrg S. 207 ff., auch 8. 132). Der
Brannsehweiger Rat lieTs jeden schofsfrei, der nach eidlicher Versiehe-
Kling kein Gut im Werte von 3 ^ besafs, vereinbarte aber mit ihm
eine »ndcrwoitigc Steuerzahlung (Dürre, Geschichte der Stadt Hr

S. 3271 iiildesheim verlangte von Knechten und Mägden, die mja
wen tein markwort ffhndes besafsen, keinen Scboft (V.B. IV Nr. 1

S. 2: VI 8. LIV In $eier schofsten Einwohner, Knechte, Mägde und
Kinaer nur dann, wenn sie nMt«»r. Renten nnd Gült» n im Werte von
10 i6 und darüber besannen (Arnold, Vcrfassungsgescluchte II S. 267).

ForMbungwi XXX 6. — Hartwig. 4
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In Lübeck laMen wed^ Stadtrecbt noch Bursprake der«
gleichen Befreiungen erkennen. Deshalb ist nur weni^ von
ihtif^n ?u sagen. Jedenfalls war der Abzug von Schulden <;e-

öULtet^ 1444 kaufte Hamburg ein Haus am Klingt iiber^^; tur

IHOO zahlte aber nur üUD an. Die restlicLcn looo

wurden zu 5^0 verzinst^ und kamen erst 1479 zur Auszahlung.
Bis dahin wurde das Grundstück nur zu ÜOO versteuert^.

1399 ttborliefii der Rat den Kartiiäasern su Ahrensboek ein

Haus in der Dankwttrtagrabe. Es war mit einer Rente toh
6 beschwert. Bis saderen Ablösung brauchten nur 10 Scho&
gezahlt zu werdend Auch ein Existenzminimum scheint

eingeräumt zu sein. Die untere G-renze der individuellen

Schofssummen lilfst sich zwar nicht genau feststellen. Doch
gehen sie, soweit aus den Registern des 15. Jahrhunderts er-

sichtlich ist, selten unter 4 4i hinab. Damals war auf je 2

Silb. (= 4 / Pf.)** 1 zu zahlen. Es wären also Vermögen
von etwa 4—10 / Pf frei gelassen®.

» Vgl Hartune in der Z. f. G.V. XIX S. 1170. Frankfurt ge-
stattete anrserdem Anzüge bei nsBicheren AuntftDden, bei Gebiudeii,
für Bode nziiiBen und Untecfaaltangskosten (Btteber in der Festschrift
8. 129, 130 u. 184).

• Oben S. 85 Aiim. 3.

« Unten sub IX, 2.

• L.U.B. IV S. 775: Preterea seiend um, quod consilium de speriali

fauore et gracia Carthusiensibus in Arndesbuken fauet, quod ip»i

eadem domo vti possint ad inhabitandum ad beneplacitum consilü et
quousqne consilio ]^lacaerit. Et quoiibet anno pro ea dare debcnt do>
mine tallie precipue debite et tal Ii n commnTiis decem solifios

LubiceDse«« et postquam Uli aex marcanim redditus, qui uuuc exsoiuuutur
de domo jtrcdicta, reempti fnerint, eztunc ultra illoa X «oÜdos
quoiibet anno dare debcnt attonta valore ipsius domus ad numenim
raarcarum de qualibet marni arj^cntpa, pront tune tornpu» postniaiiorit,

sicut alii ciues. Et hi HUuuitl contingeret, quod eousilium ipsiä eadem
domo amplius faucre nollet, eztane oonsinnm ipsis suas peeanias
restitiT r < debet. Das Hau» war erst kurz vorhor von den Kninmcr m
für die Stadt angekauft. Leider fehlen Angaben über den Kaufpreiä
und den derzeitigen Schofssatz, so dafs sich nicht feststellen läfst,

welcher Summe flue 10 entsprechen. Die 6 ^ Rente halten einen
Kapitahvert von nnid 120 J(.

— Das Hans wurde von den Karthrm?»em
käuflich erworben, wie obiger Sclilufssatz exgibt, nicht ihnen zur Be-
nntzung uberlasseD, wie Brebmer (M. Heft 3 S. 78) meint

» Unten sub IX, 1.

• Bei der Türkensteuer von 1542 waren Besitzer von unter 50 M.
vennögensteuerfrei, aber kopfgcldpflichtig (Becker, Umständl. Ge-
schicbre II S. 115).
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Zweiter Teil.

VI. Die Schofsprivilegien und sonstigen

Steuerfreiheiten.

Die Schofspflicht entstand als Bürgerpflicht. Wer aufser-

halb des Bürgerrechts stand, war steuerfrei'.

Die Grenze zwischen dem schofspflichtigen und schofs-

freien Teil der Bevölkerung Ijig aber nicht fest. Der Rat hat

sie mehrfach zu Gunsten des ersteren verschoben. Zuerst

durch Änderungen im Bürgerrecht, dann durch Ein-

beziehung der Bürger an gehör igen in die Schofspflicht und
durch Belastung der Einwohner mit dem Schols, endlich

durch Besteuerung der Gäste*.
Die Steuerpolitik des Rates erreichte aber nie, dafs jeder,

der steuern konnte, zum Schofs beitrug. Immer ist ein

Rest von Steuerprivilegien und faktischen Befreiungen ge-

blieben.

1. Kirche — Plae causae — Klerus — Klrehenbeamte —
Kirchliche Hintersassen.

Das wichtigste der Privilegien ist das der Kirche.
Sie verlangte von Anfang an Steuerfreiheit, für ihren

jetzigen und künftigen Besitz und ftir den iiirer Diener. Sie

forderte ein Privileg auch für den Fall, dafs ihr Besitz durch
Hintersassen bewirtschaftet ward. Sie wollte über, nicht in

den irdischen Ordnungen stehen und keiner weltlichen Obrigkeit
Tribut geben ^.

Zuerst kamen die weltlichen Milchte diesem Bestreben aller

Orten entgegen*. Auch in Lübeck. Es ist bereits erwähnt*,

» Gierkp II S. 703 ff.

« Obon S. 16-:^2.
» Gierke I S. 330 ff., II S. 642, 675 u. 700; Wagner, Finanz-

wissenschaft III S. 5«; Zeumcr S. 72 ff.

* Zeumer S. lU Anm. 2; Maurer II S. 789 ff.; L.U.B. VI
Nr. 373 S. 394 ff. (Schreiben des Papstes Martin V.)

» Oben S. 9. -
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dafs Heinrich der Löwe 1164 das Domkapitel Ton alksi

städtischen Lasten nnd Abgaben befreite: sicut senii dei pleaa
gaudeant immunitate et uacatione^ Fortan war das

Kapitel kraft Bechtstitels steuerfrei und bildete innerhalb der

Bürgergemeinde eine solche von Klerikern mit besonderem
Rechten.

Was der ersten Ltlbecker Kirche und den ersten
Lübecker Qeistiichen eingernumt ward, ist später allen übriges

ohne weiteres gewährt. Das Privileg galt für den gesamtea
Besitz der toten Hand zu allen Zeiten. Das Suidtrecht

verlangt nur ab omnibus personis laicalibus^ Gehorsam.
Das K i r c h o n V e rm ög en konnte sich unter diesen Um-

standen ungehindert entfalten. Das Domkapitel befand sich

im 13. Jahrhundert im Besitz fast des ganzen südwestlichen

Teiles der Stadt*. Auch die Stadtki rohen (Marien. Jaknbi.

Pctri
,

Egi(iien), Kapellen (St. Clemens, St. Gertrud und

8t. Johannis „uppe deme Sande")^ und Klöster^* gelangten

durch fromme Vermttcbtnisse zu ansehnHchesn Woblstaad.
Die aimmunitas et vacatto** beschrSnkte steh aber nkkt

auf kinshlicbe Anstalten im engeren Sinne. Sie kam amcb
den plaecausae zu Gute. Zu ihnen gehören das Heilige-
Geist-Hospital, die beiden aufserhalb der Stadt belegenen
Siechenhäuser St Gertrud und St. Jürgen", die beiden

Fremdenherbergen (Gasthäuser)** und die Armen-

* Es lautet jm einxelnen: nnlHs nmqnain debeant enetioaib«
erauari uel angariis. nülla eis in stnu tiiris colleotls ik* h»! opn« c initmtis

ficipncli'! impoiiatnr necessitag. inilü« oninino pr«'»tatiouihii-j lu I qaibiu-
eumquc oneribus. que ratioue ciuiiit^tis exigi solent. a^triugi pos«iot

vel alliffari (UB. des Bistums Lfib. Kr. 7 S. 11).
- Sicut edicta imperialis dignitatis ab omnibus pemoni» lai»

calibus ... sunt obscmanda. ita recte persiinib' «|uitquid Ciuitatis .

.

ordinat consülum . . . secuudam jusiuranmiin ciuttutia debct a mu cos-

ciulbns finniter obsemari (Haeb, Das iQb. Recht 8. 170).
* Sein Besitztum wurde bcg^rt'iizt diirrh di>^ Travc, Marle*irnib»\

Klingenberg, Mühlenstrafse und Mühienteich (Brehm er, B^tti^e n
einer Baugeschichte Lübecks Z. Bd. 5 S. 128).

« Z. Bd. 7 8. 2Sa
» Hoffmann, Geschichte L.s l S. 93 ff.; Z. 1. c.

* Es gab deren in älterer Zeit drr»i, das Johauni»klo»ter.
zuerst mit Beuediktinern, seit 1247 mit Cistercienserinncn bel««rt.

Burg-, anch Marien^MagdalenenkloBter, von DosriauBiim
(Predi^ermönchen) erbaut, und das Kathari nt^i k I o r^ter, tn dem
Franziskaner iMinoriten, mynrnbroder) angesessen wiir<'n. I'i'?

noch das Auuenkloster, auch Augustiner N onneukiu»:«f,
hinsii, das ResiilissenionDen bebeibergte (Hoffmann ib. n. & SS:
V. Melle, Gründl. Nacbricbt & 256 ff.; M. Heft l 8. 178; Z. Bl 4
8. 55 u. 83. Bd. 7 S. 258).

^ V. Melle 8. 291 ff., 300 ff. und 327 Z. Bd. 7 S. 268 £ Sie rä
die GaatbftQser batten jedes einen eigenen „gastmester^.

* Das eine ^gasthus" lag an dem vpgan^ molenstr^it^. das «&Jrre
in der Or?>pelgrube. j^i«' waren in der zweiten Hälfte de? 14. .fa*:r

bunderts angelegt, um uimen zureisenden Fremdeu (Gästen) und
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häuser, did cur Verpflegung bedürftiger Frauen dienten

^

Nur die 5 Konvente (Beginenhäuser)' worden wie auch
anderwärts ^ als weltliche Hauehaitangen betrachtet und
deshalb zum Schofs an^ohalten*.

D;is Pi n ile^ erstreikte sich weiter auf dio Legate, die

zu(.Tunsteii Armer ausgesetzt waren. Diese almi s s e u (Almosen

j

kamen jährlich in festen Beträgen zur Auszahlung'*. Die
gestiftete Summe pflegte als Hypothek eingetragen zu werden*'.

Die einzelnen Präbenden bestanden in Geld oder Naturalien

(Wohnung, Speise, Feuerung)^. Häufig wurden Korporationen
bedacht, um mit dem Vennttchtnis eyne almieeen to maken^
und die Zinsen an Arme zu verteilen*. Auch die Frei-

mehrere Tago freie Untericuiift nud Beköstigung zu gewfthren (y. Ifeile
S. aOOlf.: Brehm, r. M. Heft 3 8. 132, Heft 4 8. 89 Nr. 68; Wehr-
mann, Z. Bd. 6 S. rr> m).

* Domus paupt^ruQi, elendehus. Am Ende des 15. Jahrhunderts

rb es deren 12. Spftter kamen noch zwei biosa. V^. Melle
314 ff.; Brehmer, Lflb. HAutemamen H. Heft 8 ik 4; unten mtb XI

und XXI.
* Die Konvente sind V^eMorguug.saiistalten für alliün^tcheude Per-

sonen weiblichen Ge.^ohlochts, meist geringer Herkunft, aber nicht ge-

rade mittellos. Dir' 1?* ^Snon ^^•nrp^ kciiio Noni)''Ti. Sit- hehiolt<ui ihr

Vermöseo zur vollen VertuKuugsfreiheit, mufsten nur nach gewissen
klösterlichen Regeln leben (Brenmer Z. Bd. 4 8. 88 ff., die Beginen-
oidnung im L.U.B. VII S. 760 ff.). Die Namen der Lübecker Kon-
vt^nfv sind: Conventii^^ Cranoni«, Crispi (auch Krusen), beide in der
kleinen Burgstrafse, Johannis, Aegidii, Dn. Voimaxi (achter sunte
Ketherinen kloster, daher aaeh KathariDenkonvADt genannt). Vgl.
Hrelim.'r 1. C; v. M <• 1 1 S. 303 ff. — Lübeck h:\ttr nur fünf H«--

pin«'iihäus<r mit ca. 100 iMJitzPti, da.s klfint'rc Frankturt dagopeii 57
mit ;W0 Insassen (Hürhur, Eutätuhung dt-r Volkswirtschat't J?. 223).

Daför bcsafs« I^üUcek aber eine betrftehtliche Zahl von Armenhäusern,
die demselbi ii Zweck dienton. — ..Konvent" ist übrigens kein tonnhuis
technicus. Z. H. wird Segebergs Armenhaus in der 8t. Aaneostrafse
dfter Segebergskonvent genannt.

« Buch(;r, Bevölkerung Fr. S. 51314 u. in der Festschrift S. 126
Anm. 1: Schönber«:^, Finanzverhältnisf<f Raso!s S. 170 Anm. : U.B. der
Stadt Hannover Nr. 370. — Dasselbe gilt von den B<>Karden. Ein solcher

wurde s. B. 1827 ins Bürgerrecht aufgenommen (Mantels, Beiträge
S. 85)

* Folgotidf Hoi-spielf >e\('n angeführt: sunte Johannis conuentus ist

im VorschofsregUter 1411 als zahlend eingetragen. Bei einem der Kon-
vente an der Burgtreppe ist in dem Scnofsregister Sekunda Travena
1464 vermerkt: 4 A 146d: Ten beiTJne dt 4

" Vgl. oben S. 43.
* Nach den Sehoferegietem lagen derartige almissen auf Hftnsem

in der Breitenstrafse, am Kohlmarkt, am Klingenberg und in der
Sehmiedestrafse. Zuweilen haben sie bepondore Namen, nach den Stif

tem, Empfängern etc., z. B. almisse vnser ieuen vrowen bi Her andrtias,

aimisee maygister pauly. Her brolingh 8 ahnissen , der eeken rente.

£inmal ist nur der Betrag einer almisse, 12 rej^Lstriert.

^ Vgl. Ha.<«<«e, Aus der Vergangenheit der Schiffergesellschaft in

L. S. 32; M. Heft 1 8. 178, Heft 4 S. 22 ff.

* Z. Bd. 7 S. 259.
* Heinrich Osemtin beBtimmte 1451 in seinem Toitament,' man
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Wohnungen' aller Art, die sog. Gottesbudeii (biKweilen

einen cff^nzen Ganp" einnehmend)^, die Gotteskeller und die

Freistuben (dornsen)^ waren steuorfrci. Und das JSteuer-

privilog galt neben den Stit'tungbkapitaiieii auch für die

ötiftungsiuüadsen und -Empfänger*.

Endlich blieben auch die geistlichen H rüders c haften
grundsätzlich beim Schofs aufser Ansatz. Es gab ihrer eine

grofse Zahl*. Aber nur wenige waren vermögend". Eine
Üntmrt denelben sincl die Ka 1an d e Sie verfolgten «iilAer

religiösen Zwecken auch solche der Wohltätigkeit*. Zwei von
ihnen haben eine grOfsere Bedeutung gehabt , der Klemens-
(auch Pa^en)kahind in der Hundestralse und der Egidienkaland
in der Wahmstraise^

Das Privileg der Kirche sehlofs das ihrer Diener in
sich Der Privatbesitz der Weltgeistlichen war ebensowenig
schoispflichtig wie das Kirchengut.

Holle den ganzen Rest seines Vermögens in Renten anlegen, daraus 120
alroissen machen, islike almisseo werciicli to wesende enen Inbeschen
sehillinffk, utkI dieselben ^rerlenen". (M. lieft 4 S. 22 ff.)

* Testamentarisch oder bei Verkäufen dazu bestimmt (v. Melle
S. 826/27; M. Heft 3 8. 28 Nr. 6, 8. 72/73 Nr. 7).

* Sogenannte ArmeiiL'änge. Vgt v. Melle S. 882 ff.

* Heizbare Zimmer, WulnieHlo, meist von armen Frauen bpwnhnf
(H. Heft 4 S. 137), im zweiten btock belesen (Reisaer, Die ^wohner-
sahl dentfldier StAdte in frfiheren Jabrawiderten mit beModerer Be-
rtcksichtigung LübeckB. S. 22).

* Statt Steuersummen vermerken die Registerfuhrer öfter: in dem
hilghen ghestc, in dem elendebus, in dem gbasthuse, vryg eia
dorneze etc.

V. Melle S. .336 ff.

* Die Öchofsregister fühn-n nur wenige auf, lunnlich eine Iratcrnitas

marie magdalene (ilartengrubc), je eine des hilli^« u lichnames in der
Fischer- und Beckergrube , im Fünfhausen und m der ESgidlsOBliaiae
(gL Z. Bd. 0 8 67\ eDdlich eine fraternitas im hilligen geete.

' Von calendae.
« Helle a 810 ff.; Wehrmann Z. Bd. 1 S. 868, Bd. 0 8. 71 C
^ Die Gästeregiäter fuhren einen Kalsnd in der Iiachetrabe anf.

Offenbar ward er von Gästen gebildet.

Vgl. Zeumer S. 72 ff.; Bücher in der Festschrift S. 126. —
ihr Privileg ist in L. selten verbrieft. Es war der damaligen Zeit
gttiz selbstverständlich.

" Es war nicht zu ermitteln, ob der Klerus in Lübeck allgemein auch
von indirekten Steuern befreit gewesen ist. Das Domkapitel war
zur accisefrden Einfuhr Hamburger Bieres berechtigt. 1497 geriet es

darüber in einen Streit mit dem Rat. Hans Regkmnn berichtet:

^arumb sie dryste worden vnd wurden alzumai kroger vud zappeten
Bier ans.* Darauf verfugte der Rat: Dieweil sie ihrer Freihdt mlsi-
braiu lieten solten sie biliich deren verfallen seyn vud fortan Schoss
vnd Syse geben gleich andern Bürgern. Durch Veimittlwng
des Bischofs wurde der Streit dahin verglichen, dafs die Domherren
ihren Anssc hank einstellten nnd der Rat inr Privileg erneuerte (Regk-
mans Chronik, gedruckt von Faust von Aschafifenbur-r IHIO S. SO;

v. Melle, Ausführliche Beschreibung L.s [Manuskript der Lübecker
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Lübeck asähite bei Beginn der Heformation Uber 250
Kleriker ^ Sie waren aber zum gröfsten Teil Vikare mit meist

geringen Einkihiften. Aucli die eigentlichen Pfarrer haben
selten nennenswertes Vermögen besessen ; nur wenige vermochten
sieh eigenen Grundbesitz zu kaufen ^. Ihr Privileg hatte also

auf den Ertrag deü Schosses nur geringen Einflufs

Das gilt noch mehr von den Kirchenbeam Len^, den
Werkmeistern der Kirchen * , den kostern und kerkvrouwen,
dem Organisten (orkonysta), castus, lichtdreger. dodengreuer*
und sonstigen denern der kerk. Auch diePrivatbedienten*'

Stadtbibliothek j S. 784). Dafs die Geistlichkeit als solche in L. nicht

accisefrei war, ergibt wohl der Vermerk im Rechnungsbucb der
8t. Katharinrakirehe (1JI45): den broderas ^ffen to axMiss for

8 tonnen beress uj) claf rathhuss iss 8 ß (M. Tieft 8 S. 116). In anderen
Städten ist dio ( ieistlichkeit öfter aucli von indircktcTi Abgaben befreit

(Maur«»r II .S. 8»>;^ ti" , 13 ü eh er, ßevr.lkoruug Frankfurta S. .510).

' Das Donikapitel bestand anfangs aos 14 Mitgliedern (oben
S. 9' 1268 holi, r ^i( b Hif- Zahl der Domborrrn auf lf>, 1525 auf 38
(Wehrmauu, iVlittcüuugeu über das obemalige Domkapitel in Z. Bd« 3
S. 1—3). Jede der Tier Stadtkirehen hatte einen rector (pleba&iu,
kerkeren) und verschiedene cappellani; im 15. Jahrhundert gab et
deren 11 (Z. Bd. 6 S. 93). An den beiden Juiigfrauenklöstern
waren besondere Geiatliche angestellt ^M. Heft 4 S. 90 Nr. Am
binfiffiten waren die vicarii vertreten, Ihriester,die angestifteten AltAren
Seelenmessen lesen, auch den Chordienst verrichten mufaten. Über ihre

Zahl hei l'-egiiin der Eeformation sind zwei verschiedene Angaben
erhalten tZ. Hd. 8 S. 24 u. IJd. 6 S. 103). Danach gab es an Marien
68 (64), am Dom 66, zu Pctri 29 (28 1. zw Jakobi 21 f2I) und zu Egidien
19 (13); da.s sind 'J03 (192) Vikare. Weiter gab es noch O f fi z i an t e n ,

Inhaber kleiner kirchlicher Stiftungen. Am Heiligen Geist s. B. waren h
anmtellt (Z. Bd. 7 S. 255 Anm. ^ n. 260). Die Geistlichkeit ist also
aar Aber 2w Köpfe zu bezlfi'ern. Sie beträgt fast l*/t der Bevölkerung.
Die Zahl ist nicht auffallend grofs. In Nürnberg z. H. kamen im
15. Jahrhundert auf rund 20000 Einwohner 446 Geistliche; allerdings

ihr Anbang mitgereehnet (Jastrow 8. 13). Naeh Einföhrung dmr
Reformation wurde die Geistlichkeit an den Stadtkirchen auf einen
Superintendenten. Fastoren, 12 Kaplüiie und 3 (ietstUche an Noben-
kirchcn, also auf 21 Kftpfe reduziert (Funk, Einige Notizen übt r die

Amtswohnungen der Geistlichen in I^. Z. Bd. 4 S. 68 69).

- Beispiele: Z. Bd. \ S. 2H6 (Nr. 1^2) und S. 243 (Nr. 288), Bd. 6
S. 98; L U.B. II S. 151; Kehme, Oberstadtbuch S. 311 No. 164. Vgl.
unten sub Vfl.

^ Die folgenden Angaben Bind den Schofsregistern entnovunen.
Vgl. Mantels S. 92.

« Z. Bd. 4 S. 297.
* to Bunte gerdrad. Er wie der Lichtträger können Qbrigens aueh

itldtische Beamte .«ein.

® Da.«» Gesinde der Kieriker besteht aussebliefslich aus Frauen.
In den Schofsregistern sind sie durch Zusätze wie metke pape, vidua
vaghedes p res biter kenntlich gemacht.

' Dies«- lievorzugung von Kirchenbeamten und geistlichen Be-
dienten ist allgemein. \^1. Zeumer 8. 73 ff. Worms liefs nur die
tft glichen Diener der Kirche stenerfirei und anch diese dann nidit,
Wenn sie Handel trieben oder in fhnidem b gis in geistliche DiOTste
getreten waren (Arnold, Verfassuagsgeacbichte I S. 269).
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der Geistlichen genossen ein finanziell unbedenkliches
l'rivi]<'|i^. >iur die Steuerfreiheit seiner Angehörigen ver-

rao( hte der Klerus nicht durchzusetzen. Sie hatten zum
Schols Ijeizutragen ^ Dagegen waren die kirchlichen
Hinte rsaüsen, die auf kirchlichem Grund und Boden au-

gesessen waren, der weltlichen Obrigkeit zunächst zu keinerlei

Dienst rerbunden. Ihre Zahl war erheblich Sie haben
sweifelios oft in guten VermOgensverhältniasen gelebt. Um so

schwerer ertrug man es, dafs sie ihrer Zinsberechtigteil w^n
nicht 2tt steuern brauchten.

Das Privileg galt aber nicht nur Air alle Arten kirch-

licher Institute und alle Personen , die aur Kirche in irgend

welchen rechtlichen IV^ziehungen standen, sondern auch für

alle Vermögenskategorien. Nicht nur für die Kirch<Mv

gebäudc und KlosterrUume selbst und die Amtswohnungen
(Kurien, Wedemen, Papenkollatien) ^ der Geiötlichen und
sonütiger Kirehenbeamten, sondern auch für die ganze übrige

liegende untl iui die fahrende Habe, auch für kirchliche Werk-
häuser und Fabrikationsstätten (Ziegeleien), ohne Unterschied,

ob das einselne Vermögensstttck unmittelbar gebraucht wurde
oder anderen sur Benutzung ausgetan war.

Die kirchliche Steuerfreiheit war also sachlich wiepersön«

lieh sehr weit ausgedehnt. Die Zahl der immunen Objekte
wie Subjekte unterlag keinerlei Einschränkungen; sie konnte
ins Ungemessene wachsen.

Das Privileg der Kirche blieb formell bis zur Keformatton
in Kraft ^. Dann hat es der Reformator Ltibecks, Bugen-
hagen, beseitigt. Er ordnete 1531 in seiner KirchenOrdnung
die Errichtung zweier kirchlicher Kassen an, eines allgemeinen

Kirchenschatzkastens und eines Armen - Hauptkastens , in

* Das ergeben Eintragungen wie presbiter: ftatenmlis 6 ß ,
prea«

biter et soror 1 ^. Wenn Priester Schofs zahlen, tun sie es in der
Rr tr» l für ihre Angehörigen. Die t:weite der eben angeführten Notizen
tindel hich im Scnofsrefister Prima Travena von 1498—1497. Von
1496 an enthftlt es nnr den Vermerk: pbtr. 1 Jf. Augenscheinlidi ist

hier der Zufatz „<'t sorov" der Rrcjin-nilichkiMt nalbor wcgpolasson.
' Das Dorukapitol 7.. \\. hatte seinen städtischen Grundbesitz in

über 150 areae claustrales zerlegt und die^ielben einzeln gecen einen

jährlichen Wortzins ausgetan. Vgl. L.U.B. 11 Nr. 848 S. 895 ff.:

Pauli, Lüb. Zustünde I Ä. 45.

* Die Kurien lagen fast alle in der Geaend des Doms. 8ie

waren Wohnstitten der Kapitelherren. Die Wedemen (Weden) sind

die eigentlichen l^farrhftnser. Sie liegen in unnuttelbsrer Nfthe der
Kir^^ho und enthaltfn ment mehrere Wohnungen. Die Papen-
kollatien lagen weiter von den Kirchen entfernt und dienten den
jüngeren Geistlichen, den Vikaren, als Unterkunft. Sie sind die
häufigsten Amtawobnnngen (Funk Z. Bd.4 8. 68 ff.; Grautoff, ffistor.

Schriften I S. 224).
* Vgl. oben S. 54 Antn. 11,

Digitized by Google



XXI 6 57

denen das gesamte KirchenvermOgen konzentriert wurde \ Bei
dieser Gelegenheit bestimmte er: „Die Diakene beyder
hoeuet Gasten schoelen van allen hoeiietstoelen yar-
likes gemeyne Schot geuen, dat geineyne gudt tho

erholdende . . . Unde Christus hefft suluest den tyns
grossen vor sick vnde vor Petrum gereuen, alse gescreuen

steit Math. 17/ ^. Damit war alles Kirchengut schorspflichtig

geworden Auch die Steuerfreiheit der Geistlichen nahm ein

Ende. 1532 wurden selbst die ^besitter van der Domherrn
Houe** vertraglich Terpflichtet, bei allgemeinen Kontributionen
gleich den Btlrgern au steuern^.

Die Praxis der späteren Zeit scheint allerdings diesen

Anordnungen nicht immer entsprochen au haben ^,

2. Ritter.

Zweitens besafs der Ritterstand ein Steuerprivileg. £s
war ein altes Vorrecht der Ritterbürtigen, dafs sie keine Steuer
zu zahlen brauchten. Sie dient^ni den weltlichen Gewalten
mit Manu und Kols, nicht mit klingendem Geld ^. Ihr Privileg

' Das Vermögen der Kirchen wurde im allgemeinen Kirchpn-
gchatzkaaten vereinigt Zum Armen-Hauptkasten sollten gehören: „alle

LTudere der Hospitalen edder aller broeaendioeppen, kalanden, gast-
hu.>*pn, lyffgcdingen wo worutli k, nJlrr tcstamenten gudere, de yu
Gad«'s rro p^rpeuen sint vnu aller andere wyllige gauen vnn allmifssf^n,

wat Damen de hcbben, de gegeuen sint den armen vnde rechten
notrofftigen." Lübeckische Kirchenordnung von Bugenhagen L. 1877
(Grautoff) S. 159 ff. und 1C4. Grautoff. Histor. Schrift*'!. I S. 291 ff.:

f*ank, Das Annendiakonat an den Kirchen der 8tadt L. Z. Ud. 2
8. 171 ff., bes. S. 172; Wehrmann, Z. Bd. 6 S. 73.

• Kirchenordnung S. 182/8:3; Grautoff 1. c.

' Znr Ermittlung dos Kirchenvermögens wnrde durch Vortra«? vom
30. März 1681 den Vikarion der vier 8tadtkirchen , durch Holclien vom
81. Dezember 1^2 dem (katholisch bleibenden) Dom aufgegeben, alle

ilire Zinsen, Renten, Arifkrinft«' und Barschaften innor- und aufserhalb
der Stadt nachzuweisen (Becker, Umständliche Geschichte L.s II S. 32
uud 45 ff.). Vgl. die llatsverordnung von 1684 bei Drever, Einl.

8. 140 Nr. XL
* So Scholen se (die ^hesitter van der Domherrn Hom "

'. vallc.

datt alle Borgere vnde ynwauere diser Stadt van ereu liut^eru vnd
gudem , thor gemene nott ettwas worden geuen damff . . . ynde van
crem ebenem Kikedome gelick den Borcern geuen vnde darentbanen
nicht wider beswereth werden (Grautoff S. 312; Becker S. 46).

• bchon Bugenhagen legte dem Rat nahe: „Wyl eyn Er. Radt
ralckes (die Bestenening de« Kirehenvennögens) nalaten eyne tvdt-

lanek, so lange de Castcr r\ ker werden, dat sta tho ainem wofgeuallen"
(Kirchenordnung S. 182). Er 8Ctzt aber hinzu: ,,Macht ouerd aulckes
tho voerdernde und tho boerende schall ejn Er. Radt hebben."

* Über die Stenerverhältninse der Geistlichen und des I>omkapiteIs
in späterer Zeit vgl. Noue Lül). Blätter 1851 S. 9 (Die Steuerverhält-
nifse der Ifib. Geistlichen seit der Reformation) Z. Bd. 3 8. 105 Art, 12,

Bd. 8 S. 502; Dreyer, Einleitung etc. S. 140 Nr. XL
^ Vgl. V. Below, Zur Entstehung der dentschen Stadtverfittsnng

in der Hwtorisehen Zeitecbrift Bd. 58 8. 197.
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war aber auf )JlndHchem Boden erwachsen und auf ländltclie

VerbftltDtaae zugeschnitten. Es entbehrte in der Stadt j<rder

inneren Berechtigung ^ Dennoch hat es sich lange Zeil in ihr

erhalten.

Es war aber in Lübeck nur von geringer Bedeutung
Der Ritterstand hat dort nie eine Rolle gespielt; St^dt*' ohse
Hofhaltung waren Uberhaupt ein schlechter finden für ritt^-

bürtipre Geschlechter*. Die Stadt suchtf von Anfantf an «Ufr

Aut kommen einer kriegerischen Aristokratie zu verlü iMiern*.

Fremde Ritter sind nur ungern auf längere Zt;it lu det
Mauern geduldet*. Man sah in ihnen eine Gefahr für dea
städtischen Frieden*.

Deshalb darf aber das ritterliche fäcnient in Lobe<:k nidit

ganz in Abrede gestellt werden*.

8. Beamten.
Auch ein Teil der Bürger wurde schofsfrei gelasaen. <ler

städtische Beam tenstan d
^. Kur der Rat machte euQc

Ausnahme, £r ging der Bttrgerschaft in der Erfüllung dtr
bürgerlichen Pflichten mit gutem Beispiel oran. Seine Mit-

glieder gaben jährlich in der Bursprake bekannt, dat se es
sootsetten willen Tppe sik suluen vnde vnsemenen borghere*.
Erst im 16. Jahrhundert haben sie sieb vom ScboS freh
gemacht ^

Die Stadt hat schon früh Beamte angestellL Mit ihrer

Gröfse wuchs deren Zahl. £s waren meist Subaltembeamis.

1 Maurer II S. 867. Vgl. jedoch Zenmer 821^
« Maurer I S. 538.
^ Fr e n 8 d o r f f , Stadtverf. L.s S.4.". H<«roits im Priv?lf'<r Frii'tirii 1

1

von 118» wurde bestimmt: Quicunquu eliam »paciu ciuitatin pex (Kx'tt-

pationem cdificionun iistirpaiieMtt si pulsatas luerit, LK eolido» compott
Olü.B I S U)

* Maut eis, Beiträge S. 65.
* Deecke, Historische Nachricht vom löb. Patriiiai S. 4."».

« Z. B. von Pauli (Zustande I 8. 7U Nach dem OberstaMMh
haben Adelige gar Grundbesitz In der Stadt ^'eliabt iZ. Bd 4 S 2^2^
u. 268; Pniili, Wieboldsreuten 8. 12). Ygl. audi Heute r. Eitltr
Erbebuch S. XXVIII.

^ Das ist die Kegel. Vgl. Passche in J. f. Nat n. 6tat Bd. 91
S. 312. Anderer Ansicht Schön borg ib. Bd. 40 S. SbA.

* L.U.B. VI S. 758. Ausweißlicli der Schofrsre^istör haben ^«'^

auch tatsächlich zur Steuer beigetragen. — Dem Mittelalter i«t ria

derart vorbildliches Stenern nicht frcind. In Güttingen braeht«n di*

20 Ixatsherren V'io bis '/« des ganzen Schosses auf. Der ubgi'liende HaI
mufste Hcliwören , dafs er den Schofs richtig bezahlt habe iSehmidt,
Das mittelalterlichü G. in H.G.Bl. 1878 8. 1819; Ha ve manu m Z. d«
historischen Vereins für Niedersachsen 1857 S. 205). Die drei Hild«-
heimer "Räte zahlten durchschnittlieh ^'i des Seliosses (l'.B. VI <s. I.ITi

^ Ort lo ff S. l^J. Scheinliar auch von allen anderen *LMAiti*eh'ii

Lasten (Z. Bd. 7 S 40Ö Anm. 142 1. — Der ßostocker Rat war ^chua
Iraber steaerfirei (Heckl. U.B. XX 8. 499).
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Dean die wichtigeren Ämter wurden von Mitgliedern de»
Rates bekleidet Zu den höheren Beamten asWten nur^:
der Syndikus, 3 Stadtschreiber (protonotarii ,

secretarii)^

der Stadtkaplan (clericus noster, sacerdos^ die 2 Stadtnotare ^

und andere Gerichtsbeamte% der Stadtarzt, der Stadtchirurg%

der Kriegshauptmann (Ansreiterrogt) , der Schenk, Schalrer •

und Marschaik.

Die Beamten verteilen sich nach folgenden Kategorien.

G e r i c h t s h e a m t e waren : 4 vorspraken (ad vocati, pro-

locutoreh, rhetores)", Personen, die im Auftrage des Rates vor

Gericht auftraten^, und etwa ebensoviele degedingeslude
(procuratores, vtnemer), die besonders mit dem Strafvollzug

nach Art der heutigen GertchtsyollEieher betraut waren. Je
einer von ihnen hatte den Titel: des rades vorsprake, des

rades degedingesman, also wohl eine ttbeigeordnete Stellung.

Im 10. Jahrhondert wurden noch 4 plaggere (vnlmechtige)

ernannt, de evnes anderen klegers vulmacnt anwenden mögen
vmme gelt oflTte andere dinge inthofuderen , also städtische

Rechtskonsulenten. Die Exekution aller der Strafen, die nicht

in Geld beatanderi, f]:escliah diirrli die Büttel (bodelniester)

odfT die 2 Frf^nc ( vroniinmeater, vroii, schobant, racker).

Sie bewohnton eigene Ililuser
;

jeder hatte zwei Gesellen

(bodelkoechte) unter sich ^. Die Hüttel waren Gefängnis-

wärter, die Frone Scharfrichter und Zuchtmeister. Sie be-

zogen z. B. Entgelt vor dat swert thu richtende, vor den

> Die folgende Zusanunenttelliuig will keine erschöpfende sein.

Sie beruht zum grofsen Teil auf bisher unbenutzten Quellen, z. H. auf
den Schofsr' L'i<tf^rn und dem 1532 von Xicolaus von Bardewik und
Anton von Otiten .to behueff des rechten" angelegten Memorialbuch.
iZ. Bd. 3 S. 398.) Vgl. femer L.Ü.B. II S. 1077 ff. (das Känunereibnch
von 1316—1838 mit Angaben der Gtliälter der ofßciati); Mantel»
S. 91 flP.; Pauli, Zustande T S 95 ff., II S. 78/79 Hoffmann I S. 9192;
M. Heft 2 S. 166 ff. ; Z. Bd. 4,8 S. 112 S,\ v. Meile, Gründl. Nachr.
S. 88 ff.

' Nach dem KäimiK reibuch von 1316—1338. Es verzeichnet

3 magif<ter. Auch nach Z. Bd. 4 ä. 114 gab es 3 «Bcriivers**. Vgl. Haber»
Haiwbalt llildesheims & 85.

• advocati, judieü.
• Nach dem Kämmereibncb. Einer heifst notarius (dominorum

nottern»*) schlechthin, der andr-rn notarius aduocatortim Sie nind z. T.
wohl mit den riehtei«criuern identisch. Vgl. Z. Bd. 4 S. 289 und 298. .

• Mantels S. 93; L.U.B. U 8. 1061 (cirulicus); Z. Bd. 4 8. 114.

Kr erhielt im 14. Jahrhundert 15 Pd« pro quibus familiam ciuitatis

li'^am vol wlnornt.nn in quorunqn»» tr-mpore gratis cnrabit et sanabit
V gl. aui-h Riedel, Ärztliche Zuntaude in früherer Zeit in d. Festschrift

zur 67. Versammlung deutscher Natnrfoneber u. Ärzte in Lflbeck (1895)
8. 87 ff.

• Mantel - S •>:;

^ KämmereiFL'chuuugen der Stadt Hamburg VII S. CCLX.
• Unten sub X, 3.
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ouersten (nccW ersten) galgen, vor leueridich tho grauende und
vor stupende hy dem kake vp dem Tnarkede*.

Aber Büttel und Fron waren nicht nur Oerichtsbeamte.

Ersterer hatte auch die fremden Bettler auszutreiben. Letzterem

lag, wenigstens in spiiterer Zeit, die Reinigung des Marktes

ob^ Erötere mulsten dat schot ropen, letztere hatten der deue

kameFen reyne to maken. Beide eDdllch nahmen die £xdcutioii

gegen sflumige Schosser Tor*.

Sie sind also auch allgemeine Aufsichts beamte.
Aber bei weitem nicht die einzigen. Die Aufsicht auf den
Strafsen stand den 4 weddeknechten, den Bedienten der

Wette*, zu. Sie wurden aueli shipwachter und im Volksmund
^Brückenkiokor" irf»n?innt'^. Die Beaufsichtigung des Marktes
und Autreehterhaltung der Marktordnung war Hache des

Markt Vogtes. Er war zugleich Wirt*. Die SchiflPfahrt auf

der Trave wurde von 4 Travenvögten überwacht. Zwei
hatten die Ober-, die anderen die Untertrave zu ihrem Revier',

Fttr die Waldungen im Landgehiet waren Holzvögte ange-

stellt^ die z. T. in der Stadt wohnten *. Die Allmende wurde
von einem Heuvogt*® behtitet. 1345 herichtet das Kilmmerei-

buch: coco porcorum dabimus annuatim 1 mr pro eo, quod
custodit de wieren (Frieden) in aggere. Als die Stadt

Festungsgräben aufgeworfen hatte, stellte sie einen Or;\l>en-

meister an In der städtischen Feldmark waltete ein mark-
greue seines Amtes. Eudlieh ist 1527 zur Entlastung der

Buttel noch ein Pr ach er(Bettler-) vog t angestellt. Er sollte

dar vpp wachten vnde sehen, dat de armen lüde, dede der

almisseu bynnen Lubek ieueden, gudt geächick hebben mith

biddende vnde vpp denn kerichauen tho sittende. Vnde holden

de frOmmeden beddelers effte landloperS) derhirbynnen
nicht vorarmet sinth, vth der Stadt*'.

So standen Stadt und Land, Harkt, Strafsen und Fltlsse

unter polizeilicher Aufsicht.

» Vgl. Huhn- S 91.
2 Z. ß. 5 S. 2 48.

« Unten sub XVII, 2.

• Ein Ratsausachufs
» Pauli, Zustände T S. 58; M. Heft 1 S. 82, Heft 4 S. 68. Stap-

wacbter bedeutet: heimliehe, Schleichwachter.
• Z. Bd. 3 S. 562 ff.

' Das älteste Kämmereibuch zählt 4 custodiente^* Travenam suf
(L.U.B. II S. 10^1 Anni. Sie wohnten nach *1<mi SchofHregistcrn in

der Prima Travena (Depcuau, Alfstrafse) und Sekunda Travena (Engeld-

und Fweheigrabe). Über die stftdtiaohea Quartiere unten sub XL
^ M. Heft 10 S. 81. Das Kftmmereibnch nennt einen „eustodieu

ligna*'.
• Nach den Sclioferegistern.

heu-, hoi-, hau-, hou-t bonwevaget.
" '/ H. 7 S. 474.
>2 Nach dem Memorialbuch.
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Kriegerische Unternehmungen der Stadt wurden
vom Krieg8(Stadt-)hauptmaun (hovetman, Ausreitervogt)*

geleitet Er befehligte die redender (ridende knapen^y diie

zugleicli eine Leibwache des Rates waren' (ihre Zahl Wb%
sich nur zum Teil angeben; «ie betrug Uber 10*) und die

anderen städtischen Söldner^. Femer waren die arm-
brnster (bussenschütten, balistarii), der machinista, der
vuurschutte ^ und dergleichen mehr zur Verteidigung der Stadt
bestimmt. Ihre Bewachung besoigten die tornemans * (Tttrmer),

Wächter, sluter (Torwächter- und -schliefaer), deren es auch
tiber 10 gab^ Der Wachtdienst wurde von „kuren*** ge-
leitet. Aufspfflem besoldete der \lnt noch 2 Personen dafttr^

claiü sie des nachts vppe de wacht ghan.

Für Krieg unH Frieden war der städtische Marstall be-

stimmt. Er unterstand dem Marschalk (stabulariu», 6tallherr).

Ihm vvar ein berider®, der z. B. den berittenen Dienern Reit-

unterricht gab*^, zugeteilt.

Ebenso werden sniggenmestcr und Bootsmeistcr für

kriegensche und friedliche Verrichtungen verwendet worden sein.

Der geschäftliche Verkehr in der Stadt wurde
durch mehrere m ekel er der heren TermitCelt Sie hatten

Angebot und Nachfrage Kusammenzubnngen und die Interessen

der Stadt wahrzunehmen Es gab besondere kom-, hen'ngs*

und perdemekcler Das Zumessen and Zuwiegen der Waren
war Sache der Wraker (holt, teer, honpen) '^ Messer^^ und
Wäger^\ Den NachrichtenveriLehr besoigten die 4
cunoresy loper**, und die nuncii consulum. Sie waren Vor-

' Z. Bd. 1 S. 203; Mantels 8. 16 ff.

* Sie bildeten eine Brüderschaft. Die 10 jfiDgsten wohnten im
langf'it Lohberg. Einige haueton auch in Türmen. Vgl. M. Heft ^
S. 74 Nr. 88, S. 75 Nr. 1, Heft 4 S. 27 und 137 und Heft 10 S. 127.

* Hoffmann S. 92. Ihre Zahl ist nicht bekannt.
« Hildesheim hatte 80-35 berittene Söldner (Hnber 8. 100).
» Mantels S. 92.
• Z. B<1. 4 S. 805.
^ Vgl. die Zahl der Turmwohnnngen unten in der Aniagc.
'Hnber 8. 88. — Das Kämmereibnch wirft sweimal fBr eine

Person, cum vigilea instituerit, ein Entgrit nus.

M. Heft 2 S. 166; Z. Bd. 4 b. 3U5. Vgl. Bücher, Bevölkerung
Frankfurts S. 409 Anm. 3.

"» M. H.'ft 10 S. 127.
" I* a u 1 i 1 S. 139 11. III S. 71 fV. : ü c h e r l. c. S. J.'O u. Ent-'trlmng

der VoikbWirtschaft S. 23ii; Inama-Sternegg, WirtachaftsgeiK^hichte

in, 2 S, 262; Huber S, 94.
>* Über den Lübecker Pferdehandel oben 9. 29 Anm. 9.
»" Sftchv. r-^trindi^'e. Vgl. Z. Wd. 4 S. 297.
^* Dsi^ Kummereibuch nennt mensores humuli und cimenti (L.U.B. U

a 1142 3. Spalte).

Lr.H. ib.
'fl K tTTiTTiorfMbiKli von 1316—1338 zählt 4 auf. (L.U. II S. 1080

bis 1082.) Nach FauU (U S. 83/84) gab ea im 1& Jahrhundert nur 2.
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gttDger der heutigen Post^ Der Rat hatte aofeer ihnen noch
andere Boten (precones)*.

Zur Kurzv^eil dienten die Spielleute (spellude, iocu-

latores, piper. fistulatores, trunippern). E« waren im ganzen
S Mann, die aber bei besonders testiichen Gelegen hf'iten auf

12 verstariit wurden^. Sie standen unter einem 6pieigrat'en

(comes ioculatorum, spelgreue)^.

Die innere Stadtverwaltung war folgendermaisen

yert^t:
Die Ausferti^^ung der Urkanden und Briefe sowie die

FUhning der Stadtbücher war Sache der Stadtschreiber*.
Der Zoll wurde von den Zöllnern (toiner, telonarii) eingehoben
Die Münsse war einem Mttnser (monetarius) anvertraut. Fttr

Schofs und Accise gab es keine spezielle Vollzugabeamte. Nur
von einem ..syspHchriuer" und „ayseknechf* ist die Rede'.
Ratsmitglieder nahmen die Geschäfte der Steuerverwaltung
wahr. Aber «sie liefsen sich vun ihrem niederen Dienstpersonal

helfen, von den vier liauöüchliefsern (husslutern, hus-

denernj, ihrer engeren familia. Letztere wurden überhaupt
bei der Ausübung obrigkeittieher Befugnisse verwandt, be«

«onders aber in der Finanarerwaltung". Jedem war eins der
etädtischen Quartiere überwiesen*.

Der Kat hielt sich ein eigenes Küchenpersonal. Es
bestand u. a. aus 2 Schaffern, als Vorgesetzten einem Rats-

koch, 2 kokemeistern " und einem weiblichen Kuchenbäcker*-.
Die beiden Ratskeller unterstanden Schenken, auch Keller-

1 Vel. Bfleher, Bevölkerung S. 25556; Haber S. 92fF.; Sander.
SeichstHotiache Haushaltung Nürnbergs 1 S. 128 fl^

^ Kämmereibuch: Mantels 8. 92. Auch wemer, d. h. solche, die
«ine „werf (Auftrag) ausrichten.

* Sie wohnten meist an der Waknitsmaner. Vgl. Wehrmann
Z. Bd. 2 S. 94; Dreyer, Einleitung S. 92'93; Z. Bd. 4 S. 114.

* Stielil M. Hoft 2 S. 68/6». — Vgl. hierzu Hub er S. 97.
^ 11 oft III aun S. yi.y2.
^ 1495 ward die tollbode in der Muhlenstiabe von einer f^rsn,

taleke, bewohnt.
' M Heft 1 S 32.
« Z. Bd. 4 8. 114,

' M. Heft 2 S. 166; unten snb X, 8. 1475 muTsten
zie z. B. die zur Schanzarbeit befohlenen Einwohner überwachen (M.
,S. CA). — V-1. auch Sander S. 125 ff. und Iluber S. 86. In Hildes-

heim hatten die „Bürgerboten** dieselbe Stellung. AuBschlierslich 2ur
Verfügung des Rates Btebend vermittelten sie alle mit der Bürgerschaft
TOXannchmenden Verwaltungsgcschäfte.

^ Tt*'Tn de veer husdener, eyn islick sin quartner (M. 1. cX Bei
lier i^iunahiue dea Schosses kamen aber auf die 4 Quartiere nur 2 Schofs-

einnehmer. Seit 1464 bewohnte einer von ihnen eine Dienstwohnung
und übte dort eine Kruggerechtigkeit aus {hL Heft 3 8. 110 Art 24>

Z. Bd. 4 8. 294 (bede schaffers).
" Z. Bd. 2 8. 92^, Bd. 4 S. 117; M. Heft 2 8. 166/67.

1463-85 diente greteke ? der Stadt als kokenbekersche.
1* Vgl. äber sie unten sab XIX.
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haupüeute genannt ^ Der Ratsweinkeller beschäftigte 2

Zapior (tepper), je einen Bänder and Schreiber, zwei KoM»
greven (kalgreuen) sur Heizung und Reinigung und etwa 5
Bediente (winachroder, winknedite, kalgreuen knechte)'. Im
Ratabierkeller (dem hamborgeschen) waren mindeetena
4 Personen, darunter mehrere Zapfer, angestellt.

Die Stadt besoldete femer in den einzelnen Ämtern eine

Reihe von Handwerkern, z. B. im Bauamt einen Bau-
und Maurermeister (buwmester^, raureraester), Steinbrücker
(brUgger)*, llolzspaltrr (klowers), Dachdecker (dokker)^, aller

Art Zimraerleute (tymmerludü) und Bauarlseitcr (mui liide)

Sic aiie wurden von ihr belehnt (belenet tinimerman, sai^her).

Die Stadt hatte eine ^lenge Verlehnte. Im Schofsregister sind

Venn rkc wie: heren len, belenet, keine Seltenheit'.

Diti Vei Icliuungen erfolgten besonders im llaiuicl und Ver-
kehr, z. R. bei den Trägern (sie bildeten ein Amt, das

von 2 dreghermestcrn geleitet ward)*, Sandfahrern, Wagen-
ladem, Karrenfbhrem, Dtelenträgern , und blieben dort bis

Ins 19. Jahrhundert fiblich*.

Der Rat hatte femer eigene Fischer (piscatores) und
Mtlhlenmeister ' auch Schmiede aller Art.

Zur Reinigung der Stadt waren eine Reihe von „straten-

uegheren" angestellt In der Zeit von 1316—1338 gab es

deren 11. Ein „preco" erhielt 2-^, pro quibus faciet purgare
forum et lutum deportare. Später hatte der Fron für die

Reinigung des Marktes aufzukommen^*. Das 1532 angelegte

Mem^rialbuch zrihlt «Mnc „marktuegersehe** auf. Pro purgalione

kobercli und klingeni)erch , der beiden anderen Plätze in «b'r

Stadt y waren zwei besondere Beamte in Pflicht genommen.

1 Wehrmann in Z Bd. 8 S. 79 ff.

« Z. ib.; M. H. ft 2 S. 166.
» Z. IM. 4 S. m u 297.

* Ptiasterer. Vgl. Z. Bd. 5 S. 234.
« Z. Bd. 7 8. iÜ (des rades decker). Vgl. M. Heft 10 S. 81.
< Z. Bd. 4 8. 288 and 297. Der Baumeister hatte ihrer dO

unter »ich.

^ Sie Hcheinea von allen städtischen Abgaben befreit gewesen zu
•ein (Z. Bd. 7 8. 405 Anm. 142);

« Z. Bd. 4 S. 297 u. 304.
* Klug, Gcschichto Lübecks während der Vereinis^ng mit dem

französischen Kaiserreich löl 1—1813. L. 1816. S. 2 u. 8.
t<» Z. Bd. 2 8. 92. Vgl. M. Heft 10 8. Sl.
<i M. 1. c Daa Kimmereibnch von 1816 ff. registriert LOhne pro

labere in regendis molendinis. (L.U.B.1I 8. 1081.)— Über die atttdtiteheD

M&blen unten sub XIX.
w IL 1. cj Z. Bd. 7 S. 477 ff.

I* Weiterea fiber die städtischen Handwerker bei Pauli, Zustände
III S. iV> u. Wehrmann, Zunftrollen S. 2G^7. Vgl. auch Bücher,
Bevölkerung Fr. S. 227 und Entstehung der Volkswirtschaft 8. 230.

" üben S. 60.
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Eän weiterer hatte „pro pargatione platee prope dommn
conBilij*^ aufzukommen. Für die BreitestraTse waren aufser

ihm noch 2 Personen als Strafseiikehrer verpflichtet. Die

Reinigung von Katswe^en scheint dich auf die Plätse and
Hauptstrafsen beschränkt zu haben.

Endlich standen noch verschiedene F-lhrleule (schipper

to der fer, des rades schiphere) * und hciiieusenbeamte (dener

vp der öluse), ^Taminatores, d. Ii. Gräöer, die das Ora.s aut

der Allmende mähen mufsten'^, und vielleicht auch ein Toten-

gräber im Dienste der Stadt*.

Die Gesamtzahl der »Uidtischen Beamten läfst sich nicht

genau bemessen. Jedenfalls belief sie sich auf über 200*.

Nicht alle waren aber Beamte im heutigen Öiiine. Manche
dienten der Stadt nur nebenbei, z. B. die Strafsenkehrer

die 80iiBt anderen Berufen nachgingen*. Aber daB Mafs des

Dienstes, der von den einseinen geleistet ward, kam nicht in

Betracht Alle, die nur iigendwie von der Stadt aus beamtet
wurden, alle ^dener" genossen Befreiung vom Schofs« Sie

ist als pars salarii aufzufassen. Denn ihre Angehörigen waren
schofsptiichtig*.

4. PKivate Bediente« — StadtTennOflren«

Weiter waren die Dienstboten sowie die Handels-
und Gewerbegehilfen (frtlher immer, seit dem 15. Jahr-

hundert in der Regel) steuerfrei. Nur bei aufserordentlichen

Anlassen wurden sie zur Steuer herangezogen^. Die Scbofs-

» Z. Bd. 7 S. ISG.

> Die älteste Bürgennatrikel L.U.ß. II Nr. 81 S. 25 ff. Vgl hierzu
Hoher 8. 96.

* Oben S. 55 Anm. 5. Vgl. Haber 8. 92.

* Schon 1316 «Ählen die Kammereiböcher über 40 auf (L.UA II

8. 1077 ff.). I)ie aus den Schofsrepiftom rrsichtliche Maximalf«mme
bel&uft sieb nur auf 89. Aber die Hegistratorea lassen sehr oft bei

den Nichtxahlenden die Angabe ron Stand und Beruf fort. Vgl. unten
sub XI, — Ip Frankfurt standen etwa 200 Personen im städti i n

Dienst, aber nur 60 ausschliel'slicl» (Bücher, Bevölkerung Fr. S. "j ' '

t ..

255 ff. u. 408 ff.; Entstehung der Volkswirtschaft S. 235 36/: la Basel gab
es etwa 100 Beamte (Schr.nberg, FinanzverhUtnisse S. 558 ö.). VgL
femer fUr Fn tm k Paa sehe in J. f. Nat n. Stat. Bd. 89 8.879/80, »r
Niumberg Sa ml er S. 114 ff.

* Z. B<1. 5 S. L'i.s.

« Bücher, Bevölkerung S. 2^0, u. 2:^.

' Auch die Witwen, z. B. ricbtschriuersche dedit. Wo uebeu
Beamten ein Stenerbetrag eingettagen iaty handelt es sidh um ZiÄlnngea
für Angehörige.

* Oben S. 26 tV. F»Tner bei don Türkensteuem des IB. Jahr-
liunderts. 1540 wurtle von allen Einwoiinern einschlieisUch der Säug-
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remter führen deshalb die in fremden Haushaltungen wohn-
hMto diraende Berölkerang gar nicht aaH. Die separat

wohnenden Bedienten werden durch Vermerke wie: knecht,

httsknecht, maget, dener, denerBehCy in d&a denst. piper der
koplude, des kopmans loper etc. kenntlich geniacht. Vor-
atehende Randnotizen finden sich aber nur selten'*.

Endlich wurde das Vermögen der Stadt nicht ver-

achofst Von den öffentlichen Gebäuden ist daher nur ein

kleiner Teil in den Re^ Intern verseichnet. Es sind die

„muDte'' *
( Fleischhauerstrafse), das „schriuerhus*^ (Johannis-

strafseX das „kuterhus*** (an der Mauer), die ffabbeteke**

(Königstrafse) und eine ^tolnbode" (Muhienstrafse).

5. Individuelle Belreiungen.

Weitere generelle Befroiuiigen vom Schofa wurden nicht

gewtthrt®. Al)er aufser tlmcn /.iiwcilcTi individuelle, auf
verschie^lene Dauer' und auö ver.scliieilenen Gründen". KM?
z. B. bei reite der Rat den Arnold Moller auf Leb(^n s/.( it vom
Wacht- und Soldatengeld , weil er ihm ein Rechenbuch ge-

widmet hatte. Genauere Angaben sind nicht möglich ^ Jeden-

linge 3 /3 (•rho))oii. 1544 und 1549 sahlte jede Person von über 10 Jahren
den gleichen B> r ncr. 1542 hatton Knecnt»' imd Mügde sowir ^fringe
Leute, (iie weniger hIh 50 ^ beBafsen» 2 Gulden 2u geben (Becker,
UmÄtändl. Geschichto II S. 115/16).

^ Nur einmal ist eine aocilla aufgef&hrt.

* Die kanftnftBnischen Korporationen hatten snweilen ein nicht
unbedeutendes Personal. Z. H. das Sehonenfilhrerkoll lImiti in späterer

2eit einen Schuttingaboten und zehn lloring-spacker (M. Ht ft 1 S. 37 •'•S).

* Über die steuerliche Behandlung tl«'r Bedienten in anderen
Städten vgl. Meckl. UJi. XX S. 499; Schöuberg S. 4^; oben 8. 49
Amn. 6.

« Etwa 1887 angekauft (Z. Bd. 1 8. 41/42).

^ Mit ihm waren 5 Wohnungen f&r Kütermeister verbunden, die
aber im privaten £igentam atanden und daher Bchoüipflichüg waren
(H. üeft 4 S. 57).

* Die letzte iSchorsordnung, die Bremer von 1848, läfst steuerfrei:

die derzeit angestellten Prediger und Lehrer, die besoldeten Militftr-

personen, eine Reihe niederer Angestellter, unverheiratete volljährige

I nchti r. Dienstboten, Alumnen, Stiftungen, Uemeinschnidner und Anne.
iJ. f. Nat. u. Stat. 1864 S. 393 ff.: Ortloff S. 181 u. 183.)

Zuweilen nur für ein Jahr. Ein Einwohner namens brubant
xahtt s. B. 1498/99 8 A 1499/1500 4 ß, 150172 8 ß\ 1500/1 war er aber
„Triet«.

« M. Heft 7 S. 14.

* Di«' Scliofsrej^ster geben die Gründe tiklit an. In der Repel
waren et» folgende : 1. Belohnung treuer Dienste, eine Art Ehrenbürger-
Stellung. (Stieda, Städt. Finanzen S. 21; Uaek, Finanaverwaltung

VofMli«af«a XXI 6. • Hartwit. 5
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falls fielen diese Fälle gegenüber der Befreiung der Kirche,

der Ritter, des städtischen Beamtentoms und der priTaten

ADgeatellten nicht ins Gewicht

Braunschweigs S. 66; Huber S. 59.) 2. Gewährung von Schmerzens-

teld (Hnber ib.). 3. Heranziehung fremder Handwerker. CBftcher,
Entstehung der Volkswirtschaft 8. 62; Ulrich, Bilder ati-? Hannovers

Vereangenheit 8. 52; Fahr ic ins, Das älteste ätralsundische Stadt-
bacn 8. 75 Nr. 86.) 4. Bitte hesotidere Gnadeuerweisung (gratis pro
deo, nihil dat ex ^ratia; vgl. U.B. der Stadt ffildesheim V S. 410 und
532, VI S. 249). Vgl. auch L.U.B. IV Nr. 294 S. 815 and unten sab XV
am Schlufs.
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YU. Mafsuabmeu zum Schutz der Steuerkraft.

A. Gegen die Priviiegtea.

Das Steuerprivileg der mittelalterlichen Stadt war in der
Regel ein generelles, erteilt für den Besitz schlechthin,

ohne jede auantitative Einschränkung.
Darin lag eine grofse Gefahr. Jedes Besitztum, das bisher

zur Steuer veranlagt gewesen war, konnte jeden Augenblick
in steuerfreie Hänae übergehen und dadurch der stttdtischen

Gewalt f'ntzoo^pn werclon.

Solang«' lie ExiuiitTifTi nur iib*T Ixjöclundene Vermögen
verfligttin, isl man sicii dieser <letalir wohl kaum bewufst ge-

worden. AU aber ihr Keichtum gröfser wurde, hat die

Stadt alsbald die isat liteile der Privilegien, die in ihre Steuer-

verfasäung immer grölsere Lücken rissen, mit Unbehagen
empfunden. Ihr wachsender Finanzbedarf machte sie zu einer

ungeahnten Last^ Überall regte sieh deshalb das Bestreben,
die nach Möglichkeit abzuschütteln.

L VerwaltunffBiiiaflBreffeliL

Labeck begann das Steuerprivileg der Kirche bald zu
spttron. Das Besitztum der toten Hand mehrte sich schnell ^
die nachteiligen Folgen für die städtischen Finanzen traten

dementsprechend friih zu Tage. Das veranlafste die Stadt,

bei Gelegenheit ihr Steuerrecht zu wahren.
Sie verfügte über einen ausgedehnten Grundbesitz.

Der ganze städtische Grund und Boden war ihr Eigenturn®.

Wer sich auf ihm niederlassen wollte, mufste von ihr Land
kaufen oder pir fiten.

Traten nun Kirchen oder Klöster als Käufer auf so stellte

die Stadt I^edingungen. Das geschah nachweislieh zuerst 1177,

als Biöchot' Heinrich I ein^n umfangreichen Bauplatz zur

Errichtung des Johannisklosters erwarb. Der Abt Arnold

' Zeuraer, Städtesteueru S. 72 C
• Oben S. 52 ff.

* Brehm er, Beiträge zu einer Baugeschichte Ii.t Z. Bd. 5 S. 1SI2;

Wehrmann Z. Bd. 3 S. 64.
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erklärt nämlich 1183, der vorgenannte Bischof habe areas nuas

dam in prefata ciuitate . . . erworbeni quas nos ad persoluen-

dum tnbutum quotanni» in manus eas colentlum ctutli uel

forensi iure, quod wigbeledhe dicitur, collocauimus ... sei licet
ut ciuitati omnem justiciam faciant^ Nur der uxi'

mittelbare klösterliche Besitz soll aufaerhalb der städtischen

Qerichtabarkeit und Steaergewalt stehen. Wer Klosterwurten
fi\T eip^cne Rechnung- bestnllt, ist kraft Vertrages zwischen Stadt

und Bischof ersterer zu Dien^tm verpflichtet^.

Hier ist da« älteste Dokument von Mafsregeln zum bchutz
der städtischen Steuerkraft. LtlV)eck bemüht sich, die kirch-

lichen Hintersassen aus der Sphäre der Steuerfreiheit in die

der SchofspHiebt zu versetzen, das Klostergut, das sich in

weltlicheD Händen befindet, durch diese zu den städtischen

Lasten heranzuziehen, den unmittelbaren und mittelbaren Besitz

der toten Hand differenziell zu behandeln*. Es erreicht sein

Ziel im Wege der Verkaufsbedingung. £s ist nicht

anzunehmen, dafs Bischof Heinrich freiwillig die Steuer-

pflicht der Hintersassen des Klosters eingeräumt liat. Denn die

Kirche wollt- auch diese frei wissen von weitlicher Obrigkeit»

Uberhnn]>t all* in, was auf ihrem Grundbesitz anir^'sessen war,

Teilnahme au ihrem Privileg sichern. Sie mufsie aber das
Entgegenkommen der Stadt durch Konzessionen erkaufen.

Koch ein zweites Mal gelaug es der Stadt, das Privileg

im Einzelfall auf unmittelbar benutztesEigentum zu beschränken.
Nämlich gegenüber dem Domkapitel, dem reichsten kirchlichen

Institut der Stadt. 125() yermittelte der damalige Bischof einen
Vergleich des Inhalts, die auf den Klosterwurten angesessenen
Leute sollten künftig ad communia ciuitatis onera ver-

pflichtet sein^

1 L.U.B. I Nr. 6 S. 8; Brehmer Z. 1. c.

" D r e V r . Einleitung 8. 1^38; Pauli, Wieboldsrenton S. 8;
V. Below, Zur Kntatehuns der deutschen StadtvsrfiMning in der Histo-
rischen .Zeitschrift Bd. 58 S. 203 Anm. 6.

' Uber die Ausdehnung der Steuerpflicbt auf die geistlichen

Hintersaasen in iuuh rru Städten vgL Zeumer 8. 78 ff.; Maurer II

S. 790 ff. u. 8r>Hj.^; Mack, rinRTizverwaltunp Brannschweigs S. 27;
Inama-Sternegg Iii, 1 S. 85 Anm. 3 a. 8b. Bremen verbot seinen
Bfirgeni, sich suf gei tätlichem Gmnd und Boden niedenolsMen. Wsr
es doch tat, sollte -schatten, waken und Borgerwerk dostt geltck anderen
nnsen Borgeren" (Idioticon Bremense Teil 4 S. 681).

* Er lautet im einzelnen: . . . Item agros ouos canonici extra
portam molendini hactenns balraemnt, eine contrsoietione eontnlam et

ciuiuni libere possidebunt .... Itrni de areif propc rnjicllam sancti

Johannis sitis canonici pro suo arbitrio orüinabunt, uec iuipedimenturo
aliquod a ciuitate super eisdem sustinebunt. Set quicurac^ue pre-
phstas area»« inhabitauerint, ad communia ciuitatis onera
tPiie)>n ntnr fU.n. do^• ni.>*tnTnf L. S. 110). Zugleich wurde auch das

Areal des städtischen Bauhofs an die Stadt abgetreten. Brehmer
Z. Bd. 5 a 128.
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Die Vorgeschichte dieses Vertrages ist unbekannt. Er be-

deutet einen vollen Erfolg des Rates. Der ganze südwestliche

Teil der Stadt, der bisher aufserhalb des städtischen Steuerbezirks

gelegen hatte, war jetzt in ihn einbezogen. Nur der Dom
selbdt, der ihn umgebende Kirchhof, die Kapelle St. Johannis
und die Ruricn der Domherren verblieben aufserhalb des

Weichbildes ^ Das Privileg des Kapitels war also, soweit

städtischer Grund und Boden m Frage kommt, auf den
BeBitKStand von etwa 1164 reduziert woraen.

Dieser Weg war aber nur selten gangbar, nur dann,
wenn sich ein Anlafs bot, die Kirche zum Nachgeben au zwingen.

Und auch in diesem Fall war doch immer nur das mittelbare

Kirchengut fttr den Schofs zu retten. Wo eine solche Gelegenheit
fehlte, hlieb der Besitz der toten Hand unantastbar und un-

Vjegrenzt verniehi uiigsfithig. Private koTinten nach wie vor

Grund stfUke an Kirchen und Klöster bringen und dadurch
der Sieu« r entziehen.

Ein wirksamer, durchgreifender Schutz des .städtischen

Steuerrechts war Uberhaupt nicht im Verwaltungswege,
sondern nur durch gesetzgeberische Mafsnahmen au
erreichen.

2. Die Immoblllargresetze.

Im 1*^. Jahrhundert begannen die deut^c tn ii Städt«* eun'

lebliatte Amortisationsgesetzgebung. Aller Orten erging

das Verbot, Grundstücke an Kirchen zu bringen, oder statt

seiner das Gebot. Immobilien sollten bei jedem Besitzwechsel

cum onere Ubergehen, oder der bttndige Befehl an geistliche

Erwerber y ihr neu erworbenes Grundeigentum oinnen
einer bestimmten Frist (s. B.Jahr und Tag) an Laien su
eräufsern*. Zur Erreichung eines Zieles wurden die

verschiedensten Wege eingeschlagen.

a) Verbote von bertragun gen an Kirchen —
Geistliche — Kitter — Gäste.

Lübeck hat in seinem Kampf gegen das kirchliche Steuer-

Privileg Öfter die Methode gewechselt

* Brehm er ib. S. 1*31. Die Inhaber der areae censuales ver-

blieben dem Dom zinspflichtig. Osdnreh wurden sie fortan nicht dop-
pelt bcßteuort, wie Brelmn^r anzunehmen scheint: lienn der Grund-
zins ist eine privatrechtUche Abgabe. Vgl Zeamer S. 40ff. und unten
8ub XIX.

• Vgl. Frensdorff, Stadt- a. Gerichtsverf. S. 134 Anm. 37 u. 89;
Zeuraer S. 80 ff.; Inamv Sternogg III, 1 S. 164 ff.: Arnold, Ver
fftflsungsgescbicbte d. deutschen Frcistadte II S. ff*; Pauli, Das
Erbrmt der Blatsfreande (Abhawllaagsii ans dem Iftb. Beeht III) S. 178
«. 319 Anm. 285; Hallmann, Finansgeschichte 8. 165 ff. und die Stidte-

ehroaiksn.
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Es begann mit dem strikten Verbot, Immobilien
an Kirchen zu übertragen. Etwa 1225 ^ wilikiirte

der Rat:
Neraini siqufdem licet i m mo b i l i a sua c o n fe r r

e

ecclcHÜä, quill vendat pro aigento et illud con-
ferat Ulis*.

Dieae Kttre ist wohl die älteste Äufserung der auto*

DomeD Befugnisse der Stadt'. Sie verbietet jedermann
den eccl esii 8 oder godeshusen , wie die deutschen Statuten
sagen ^, Grundeigen zusneignen. Das Verbot richtet sich

zweifellos nicht nur gegen die Kirchen*, sondern auch gegen
die Klöstf r: der OrundrstUckserwerb letzterer war der Stadt

doch ebenso nachtoilig wie der ersterer*"'. Es scheint anfäng
lieh nur Immobilien im engereu Sinn, das so^. torfach te i gen
im Auge gehabt zu haben — wenigstens rklMrt der Danziger
Kodex des lübischen Kechtü „immobilia'* uiit „id est tortacht-

eigen"^ —
,
galt aber sehr bald auch für Renten*, also für

' Das ergibt das Schreiben Gregors IX. vom 18. Dezember 1227.
Vgl. U.B. des Bistums L. Nr. 59 S. 61.

L U.B. I S. 41. — Der Wortlaut der VrräursoniDgsverhote
stimmt oft auffallend überein. Ein Privileg Friedrichs IL an die Stadt
Qofliar OB 1219 bestimmt z. B.: ouUi HdtBm est dsie domum suam
ecclesiae, nisi vendatur et ecclesiae argentum tribuatur (Z e um e r S. 801

"Frensdorff S. 138. Sie wurde in die ältesten Recht»anr-
zeichnuiigen übeniommen (id., Das lüb. Hecht nach seineu ältest«!
Fonneii 8. 80) und icehrt mit geringen Ahweichnngen des Vl^ortlaat» in
allen Redfiktionnt dos Stadtrechts wieder.

* Nen manne mach noch ne mot sin tor facht cjxhen to j;o(]pü

hnsen gheuen hene ver kopct umme suluer vnde gheue den dat
godeshusen (Kodex Albreehts von fiardewik bei Haeh II ArL828. 282;
vgl. auch Art 122).

B So Kehme. Oberstadtbuch 8. 19ö.
* Nach einer Eintragung des Wettebuehs wurde Johannes Cnize in

eine Geldstrafe von 10 ^ Silber genommen pro eo, quod concessit
domum Buam monaohis et posuit pro eis. (Zw Bd. 1 ä. 209 Nr. 44.)
Vgl. auch Anm. 8,

^ \^\. Haeb Kod. I Art. 26 8. 192 und oben 8. 17 Anm. 4. Auch
hier ist Rehme an^rrrr Ansicht.

" Hach Kod. Ii Art. 122: Godeshusen ne schal ueman w icbelde an
pime erue gheuen oder vor copen. nen man ne schal oc wicbelde ^heueo
godeshusen. Das erste Mal sind neue, das zweite Mal bereits be-
steheiido EcTTton p-emeiiit. Ib. Art. 124 8. 309: Koft irman wi»bflde
ghot weder to kopende dat wicbelde mach he gheuen setteu vude
seilen vnde in allen saken darmede don liker vis also mit cnpsekatfee

fhudc sunder tho ghodeshusen vnde to anderen saken. Vgl. auch
rensdorf f S. \m\ Pauli, Abhandlungen III S. 5 u. 280, IV 8. 32.

in anderen Städten blieb der Kirrhe der Erwerb von Renten gestattet;
vel. %. B. Reuter, Kieler Erbebucfa 8. XXXL Zuweilen braucbtoi
ifäiiscr , auf denen Klosterzinsen ruliten, mir zum halben Wt^rt \ er-

steuert zu werden. Gegen den Mifnbrauch, der mit dieser Vergünstigung
getrieben wurde, bestimmt das Freiberger Stadtrecht: „Welcli man
eins verkonfit von sime bnse durch ge^sehozzes willen, daz he
deste in inner schozze von der vurstatt, der hat argelist** (Ortloff
S. 144> Vgl. oben S. 39.
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jede Art des Grandbesitzes« Es tr«f endlich auch j e d e Ar t

dee Immobütarerwerbes. Unter „conferre^ gheuen** ist nicht

nur der Verkauf und die Schenkung unter Lebenden su ver-

Btehen, soDdern auch die Verpfändung, Vergabung von Todes-
wegen und leiztwilHge Verfügung. Gregor IX. fafst den
Inhalt der Kttre dahin zusammen, ut nullus Ciuid Lubicensis

aliquas res immobiles uendere aut donare audeat uel legare^

Das Verbot hatte demnach zur Folge, dafs die Kirche
fortan vom städtischen Grund und Boden abgesperrt war. Die
mittelalterliche Stadt konnte und wollte nicht jedes weitere

Anwachsen des Kirchenvermögens schlechthin unmöglich
machen. Aber sie bemühte sich, jodps weitere Anwaclison
rios kirchlichen G r u n d be.«itzps zu veriiind»'! n Das (rrund-

eigeütum ist das geei^etste ( H>jekt der Besteuerung; es war
damal'S noch einziges Steuerobjekt und Mafsstab der finan-

ziellen Leistungsläiiigkeit ^. Darum sollte es in der iSteuerpHicht

verbleiben.

Die tote Hand konnte ihr M o b i Ii a r vermögen noch
mehren; die Eingabe von Grundstücks w er ten an sie blieb

gestattet*. Aber obiges Verbot machte es ihr bu gut wie
unmöglich, Geld /.iu^stragend innerhalb der Mauern an-

zulegen. Deshalb haben sich die lUbischen Kirchen und
KIdster in der Folgeseit in d«i Nachbargebieton angekauft^.
Bei .Beschränkung auf das Stadtgebiet mufsten sie sich versagen
Kapitalmächte zu werden.

Wer diesem Verbote zuwider Qrundstttcke an die tote

Hand übertrugt wurde mit einer Geldstrafe von 10 -/^ Silb.

belegt Die Strafe war hoch; die gewöhnliche Bufse des
Stadtrechts betrug nur 60 Außerdem erklärten die

' U.H. lies Bistums L. Nr. öy i>. Ol; Kelunc 1. c. ; die letzte An-
meriiung. — Vergabung von Todeswegon bedeutet Übertragung von
Immobilioii nntfr Lebenden unter Vorbehalt dee Hesitzes und He-
nosf«'« auf Lebenszeit (Gerber-Cosaek, System des deutschen
Privatreehtä 17, AuH. S. 532). Nach l'auli ü'ind zunächnt nur die eigent-

lichen Vergabungen verboten, weil bei Testamenten die Übertretung
Dicht bestraft werden konnte; wtnn sie k uint wurde, lebte der
Testator nicht mehr. Später war aljer aiieii di<' Testirrung zu
(iiinsten der Kirche untersagt (Erbrecht der lilutriireuude S. 2ÖU — 282
Amn. 238 u. 8. 180). Vgl. die folgenden Seiten.

• Oben S. 17 und &.

• V'i^I. z. B. für das Johanniskloster L.U.H. II Nr, 09 S. 5ö, Nr. 112

H. 96, Nr. 138 S. 117, Nr. 156 S. 133; L.U.B. III Nr. 1, Nr. 5. Nr. 8
S. 11, Nr. 9 S. m. Nr. 2;».. Nr. ÖO S. '.7, Nr. 151, Nr. r.:{ S. 59. Nr. 81

S. 76, Nr. H'? S ^(1. Nr. S. 12G, Nr. 1Ö2 Xr ]nn S. Ibi etc.
^ Mach l Art 25: tjui hoc iufregerit, X mureas ar;;tiiii vomponet.

Deegteiohen Kod II Art 82. — Vgl. S. 70 Anm. 6.

• I*an 1 i, Über die nrspünpHclie Bedeutung der ehemaligen Wette
in Z. Rd. 1 S. 19d/99, bes. Anm. 14. — Über die Lübecker Münie
vgl. unten »ub IX.
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deutechcn Statuten die verbotswidrige Übertragung frir

nichtig*. Da in den iiitesten Rechtsaufzeichnungen eine Strafe

nicht vorgesehen ist'-, hat sich die Küre dem Wortlaut
nach von einer lex imperfecta zu einer lex plus quam perieeta

entwickelt.

Nachdem die erforderlichen Mafäregeln gegen die Pri-

vilegien derKircbe und KlOater getroffen waren, wendete
sich die Gesetzgebung gegen den Klerus. ZanMchst warde
1247 den Kloster- und Ordensgeistlichen Terboten,
neae Wohnungen in der Stadt ansukaufen und die alten

zu verlegen oder grOlser machen zu lassen^; die immunen
Hauser sollten in ihrem derzeitigen Bestände fixiert werden.
Et\v;i ll^no verorrlneto ferner das deutsche Stadtrecht: De
ghemeno Hat is des to rade wordoti , dat nen borghere . . .

ne 6chal vor copen en erue papen oder g Ii e i s 1 1 i c d e ii

luden . . . to neghener wis so wo dm hreclitj de sclial d-.it

erue to voron uorloren h ebben vnde dar to schal he der

stat g heuen Tiftich mark sulners. Liker wis eset bi

eneme erue dat eneme gaste tu höret, dat hir in der stat

beleghen \b*.

Damit wurde den Bttigern und grundgesessenen Gästen*
auch die Übertragung von Immobilien an papen (Welt-
geistliche) und gheistlicde lüde (Klosterleute) verboten;
denn das Stadtreclit meint trotz der einschränkenden Ausdrücke
„erue'' und „vorcopen" jede Art von G r un d r i gen tu m
und jede Art ihres Erwerbes*'. Nur der i rhliclie
Anfall von Liegensc hatten an Geistliche ist nie direkt ver-

boten. Aber die 8tadt wollte auch auf diesem Wege keine
Einbufse am Schofs erleiden. Sie veranlafste deshalb seit

dem 13. Jahrhundert geistliche Erben immobiler Erb-
stücke dieselben binnen kurzer Frist an einen Bürger

* Hacb il Art. 32: . * . den noch so ne sclial de gift nicht stede
blinen.

« L.U.H. I S. 41.
^ Hach Kod. II Art. 243 S. 871: Van der jrhestiikcn lüde

wonnige in der stat: Dat si witlic. dat wi mit ganccme Rade . . .

ghewilkoret hebbetf dat nene ghestlike lüde man oder vrowen
andrres icnephr woninge in der stat maken scolen mer den
^p nv hebbet. So ne scolen ok de ruoie de se nv hebbet, nicht
gl Ot ter noch rumer maken wan se nv sint. 8e ne scolen oc ere
wonnige nirht wandelen oder wesselen van den Steden dar «c
nv innp lioget te nener wys ne seil oc <io stAt des stodm na vnsc?
Stades rechte. Dtt is gheschen na godes bort Dusent vnde Twehun-
dert iar an deme eeoen vnde vertiglieaten. Vgl. auch das revidierte
Stadtrecht Lib. I Tit. II, 4.

* Mach Kod. II Art. 226.
* Über sie oben S. 29 ff., bcsoiiflers S. 30 Anm. 3.

« Rehme 1. c. Die letztp Verpfandung eines Hauses an einen
Kleriker scheint \2(\'> , zur Zeit der Entstehung It s nt.schen Stadt'
recht«, erfolgt zu sein (lirehmer i. d. Bd. 4 Ö. 236 ^r. 182).
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XU verkaiifen^ Unter Umständen gab sie sich auch mit
einer Verpfandung suirieden, nämlieh dann^ wenn der bürger-
liche PfandgUlubiger ausdrttcklich die Lasten des Qrundstücks
flbernahm

Übertretungen dieses Verbots wurden mit Konfiskation
des Grundstücks und aufserdem mit einer Geldstrafe von nicht
weniger als 50 ^ Silb. bestraft^ Die Bufse gehört zu den
höchsten, die das Stadtrecht zulftfst^, ist fünfmal so hoch wie
die bei Kontraventionen zu Gunsten der Kirche vorgesehene^.
Hier wurde die fromme Gesinnung des Kontravenienten straf-

mildernd in Betracht gezogen; bei Übertragungen an Kleriker
erdiente dieses Motiv keine Berücksichtigung.

Die iresptziif'hcrischrn Mafsn.'ifiiiion , die zum Schutz der
städtischen 8tcuerkratt gegen das Privileg der Kirche eri'order-

lich waren, wurden somit bereits in der 2. Hälfte des 11 Jahr-
hunderts zum Abschiuis gebracht. Die tote Hand blieb grund-
sätzlich schofsfrei, wurde aber in ihrer privatrechtb'chen

Bewegungsfreiheit beschränkt. Sie war fortan nicht mehr im
Stande, den schofsptlichtigen .Stadtgrutid seiner Bcstimranng
zu entziehen. Der Grund und Boden, der bisher zum Schols
beigetragen hatte , sollte flir alle Zeit der städtischen Steuer-
gewalt unterworfen bleiben, das schofsfreie kirchliche Areal
nicht mehr auf Kosten des schofspflichtigen städtischen
wachsen können. Beider Umfang war durch die Kflren des
Rates gesetzlich voneinander abgegrenzt.

Das Privileg der Kirche war das praktisch bedeut-

samste und daher zuerst unschädlich zu machen. Aber
auch die übrigen Steuerbefreiungen, die auf Stand,
iStaatszu2:eh(1rigkeit oder GewaltverhJlltnis Ix'ruhten, die der
Rittor, Hofleute und rTüste", wurden ungern g^^'^^^hen,

wenigstens insoweit sie Immobilien dem städtischen Ke< lit und
Interesüe entfremdeten. Der R;it verordnete deshalb in einer

Küre von 1248^, dat nen borghere ne schal vor copen . .

* Vgl. oben S. 60 and die folgenden Seiten.
- Rehme S. 201; Frensdorff, Stadtverf. S. 134 ff. Vgl. auch

Arnold, Verfoasnngsgeschichte II H. 177 ff. und Qierke II

8. 676 etc.

* Das Verbot war ftlso von Anfang an eine lex plus quam per-
fecta, dif* zudem noch Konfiskation d*>s Crundstücks verfugte.

* Pauli in <h-r Z. Rd. 1 S '20 1 rt". Ihre Höhe Uifat sich dnnin
ermessen, dafs im Aoi'aue des 14. Jahrhunderts der Ausreitervogt,
einer der ersten Beamten der Stadt, ein Gebalt von 80 Ji Pf. besoff,
da.^ nach zeitgenOaeiseher Ansehannng einen .riken Sold" daretelTt
(ib. S. 203).

* Oben 71. Rehmes Ansicht, diese schärfere Strafe sei später
anek bei Verilnfserungen an Kirchen verhftngt worden, entbehrt des
Beweis'"!*.

* Oben S. Jl> ff. und 58.

' Drejer, Einleitong Ö. 6b.
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en erue . . ridderen jof houeluden to neghener wis.
Das Verbot wurde später ins Stadtrecht ttbernommeD ^. Es
galt wie die oben erwähnten für alle Arten von Grundeigen-
tum und seiner Übertrn^iii Zuwiderhandlungen wurden
wie verbotswidrige Ubertrag:un<r< n au geistliclu' Perf^onen mit

Verlust des Kontraventionsobjekle« und eiuer Bufse von

ÖO / Silb. bestraft».

Später war dea Rittern überhaupt der Auieutiialt iii

der Stadt untersagt Das Lübecker Becht ttbemabm die Be-

stimmung dee Hamburger Stadtrechts*: Dat en schal nen
Ridder wonen bynnen desseme wicbiide; dat hebben de
wittighesten ghelouet vnn gewilkort*^. Damit war das Problem
ihrer Besteuerung* hinfällig geworden. Die Steuerfrage wird

aber kaum für ihren Ausscbluls entscheidend gewesen sein.

Der Ritterstand war ja immer nur ungern in der Stadt ge-

duldet worden, und die freie Reichsstadt w;ir durch keinerlei

hötiöchc Rücksichten' gezwungen, diesem fremden Elemeut
dauernd Einlafs zu gewähren.

Das V\'ohnverbot traf aber nur die Kitter als solche.

Jeder von ihnen, der auf seine Standesrechte verzichtete,

sich selber deklassierte und einen bürgerlichen Beruf ergriff

konnte in der Stadt bleiben*.

1 Hacb» Kod. II Art 226 8. 864. Der unprfltigUche Wortlaut ist

nicht erhalten.
* 12% mufate z. B. ein Bürger eine Rente von 8 ^, die der Kitter

Marqaard von Ha^en in seinem Hanse hatte, ex rigore mandati
conBulnin fför I6d Jf) ablösen (Mantels 8. 96).

» Oben S. 78.
* Stadtrecht von 1270 Art. i 4 (Frensdorff, Stadtverf. S. 191

Anm. 3).

flach, Kod. III Art. 245 S. Khfiiso bestimmt „dat Lübccksce
Kecht-Üock"« das angeblich 1254 dem DeutackordeQ in Livland zu-

f^efertigt wurde, im Art* 204: Ene wilkore des radee vnd der gaotsen
gementc: Dar schal nen riddermatich wanen an vnaeme wickbelde, dat
hebben do wittcpcfton vnd de Kadt bewillekort (Krön he Im. Corpus
statutorum proviucialium ilolsatiae Abschnitt VI 8. 47; Dreycr, Einl.

S. 92 Nr. 8 u. S.
* Die mittelalterliche Stadt hat dio.<» IVoMrm in i^ehr verschiedener

Weij»e gpln.'st. Si»* ^rhlofs dir IJittor aus oder verbot ihnen den Erwerb
von stftdtischcni ürundbesitz (Zeumcr S. 82 flf.) oder besteuerte sie

gleich den Bürgern (Schönberg, Finanzverhftltniase Ha.-^cls S. 170 v.

526; Doebner H.G.Bl. 1879 S. Lv iTiaina-Sternegg III, 1 8. 88) oder
befreite sie von allen Abgaben gegen ein jährliches Satssgetd (Maurer
II 8. 786). Hannover beteiligte sie aufOmnd besonderer VereinDaningen
an den städtischen Lasten (Frensdorff, Die Stadtverfassung Han-
novers, Il.Ci.Bl. 1882 S. 19). Frfibnrfr »^rlnnlif«' ihnen das Wohnen in

der Stadt nur ex communi consensu omnium urbanorum (Zeumer ib.).

Vgl. femer Maurer 8. 86H flF. und Inama-Sternegg S. 87 ff.

' Wie 2. ß. Hannnvor (Frensdorff in d. JT.C; W 18s2 S. 19).

" Da» geschah nicht selten. Vgl. Webrmanu, Das lüb. Patriziat

in d. Jl.G.BI. 1872 S. 129 ff.

' Kehmp, ( »ht rstadtbnch 8. 200 Anm. S2; Frensdorff, Stadt-

verf. Lübecks & 191 ff.
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Endlich wurde auch gegenüber den Gästen zu geaete-

^(•berischen Mafsnahmen gegriffen. Der Rat wollte verhindern^

dals lübeckiseher Boden in fremden Städten steuerpflichtig

wurde. Er erliefs deshalb 1247 die Willkür: Oc so ne scal nen
gast hebben wicbelde ghelt in ienegheme erue in

vnser «tat ^ Das deutsche Stadtrecht fügt als weitort' Be-

»timnumg hinzu: Dhe ghemene Rat \8 des to rade worden,
dat nen borghere inut selten sin erue vor enen gast". Die
Strafen sind die gleichen wie oben. Rehme entnimmt an»
beiden Artikeln*, man habe den Gälten nor daa Eigentum an
Renten und den Pfandbesits an Grundstücken verwehrt;
der Erwerb von Grundstücken zu Eigentum sei ihnen
offengeblieben. Diese teil weisen Beschränkungen wären Steuer*

politisch nicht begründet. Warum soll der Bürger sein

Haus an eiii<^Ti On^t verkaufen, nicht aber verpftlnden dürfen?

In letzterem Fall würde die Stadt (buh weniger geschudigt

werden. Man wird den Wortlaut die-^er Verbote dalier ebenso
extensiv interpretieren müsöen wie den der Amortisations-

gesetze*. Nun haben ullerdings üästc Grundbesitz in Lübeck
gehabt ^ Den dürften sie aber durch erblichen Anfall erworben
haben. Er war nie verboten, ihnen auch nicht durch Ver^
waltungsmafsregeln benommen

So wehrte die Stadt alle ihrer Steuerverfassiing nach-

teiligen Einflüsse ab, verbot überalP den weiteren Übergang
von Immobilien in steuerfreie Hände.

> Dreyer, Einleituug S. 85; llach Kotl. Ii Arl. .iU S. 372.

Hftch Art. 226 S. .%4.

* Rehme S. 199. Ebeuso ist Freosdorf f tS. 135 Anm. 43) der
Ansieht, den Gftaten sei der Ankauf stidtiscben Ornndeigentums erst

durch das revidierte Stadtrecbt unmdgUch gemacht worden.

^ Aach nach Wehrmsnn war den Fremden im aUeemeinea
nicht gestattet, Renten und Grundstücke in L. zu besitzen Bd. ^
S. 403).

Vgl. den Schlufs der Stadtn'chtsbestimmuDg oben S. 72.

• Vgl. oben S. 72. — Da? ergibt bosonders dif Bestimmung de»
revidierten Stadtrechts: Es sol kein Bürger sein Erbe, Beute vnd
Eigenthnmb einem GastoderFrembden oderanderen, welche vnser
Hüffler nicht nvlu , vorsetzen oder vorpfenden, vorkauffen
oder zu trawen lianilrn. demselben znm besten, zuschreiben lassen.

Gleicher geutalt sol es auch gehalten werden, wann einem Frcmbden
ein Erbe alihir anstirbet; der sol dasselbe auch nicht an frembde
voreussem, sondern an Bärger bringen (Lib. I Tit. II, d). Vgl*
oben S. 71.

' In Stadt und I ;uid. soweit ihre Macht reichte. Vgl. x. B. L.U.B.
IV Nr. .^11 H. 565 u. Z. Hd. 7 S. 177.
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b) Das Verhalten der Kirclie.

Die Kirche nahm die Immobiliargesetzgebung des Hau--

nicht ruhig hin; bedeutete dieselbe doch eine fakti:»chtf Be-

schränkung ihrer Privilegien. Die lubeckische Geistlichkeit

erhob ^2:leich nach Erlafs der ersten Küre Protest tmd war.

sich. aU er uiehtä fruchtete, beschwcrdetuhrend uacL Hf'm

Gregor IX. griff ein und beauftragte am 18. Dezember 12-7

einige der Stadt benactibarte bLircheutUrüien den Kat 'inrcl

kirchliche Zensur zur Aufhebung seines Statuts zu üowtg^n
Der Rat liefs sich aber aucli durch dieftc nicht beirren, füiuir

vielmehr die bcgonneue Gesetzgebung fort.

In den ÜOer Jahren des 13. Jahrhunderts rief da» L>«<m-

kapitel die Hilfe des Papstes an. Der Grand ist onbekanaL
Vielleicht gab das Erscheinen des deutschen Stadtrechtes wit

seinen verschirften Bestimmungen die Veranlassung. Der
Papst entsandte den apostolischen Legaten Kardinal Guido
Dieser beauftragte den Dompropst von Ratseburg, nach
Lübeck zu gehen und jeden mit dem Bann zu be^trmf^
der die der kirchlichen Freiheit zuwiderlaufenden Vc^
Ordnungen anwende^. Auch diese Mission hatte aber keioea
nachweislichen Erfolg.

Die 7(>er Jahre desselben Jahrlmnderts sind au**ret"uUt

durch einen langjährigen Streit zwischen der Ötadt und dem
lübeckisclien Bischof Burchard von Sercken®. Er war ntohi

durch die Hodengesetze verursacht, aber sie sjjielten docli »o

stark in ihn hinein^ dafs sie schliefslich einen (TCgeusLiin 1 lex

Friedensverhandlungen bildeten. Der Streit wurde 1282 durch
einen Vergleichsvorschlag des zum Schiedsrichter angerufenen
Kardinals Jacobus de Columna beigelegt. Die Verbote blieben

auch jetst in Kraft. Aber die verbotswidrigen Obertragungeii

^ Er schrieb dem Abt zu Stade, dem Propst von Zeven und der
Domscholaster von Bremen: . . . Episcopus et dilecti filii CapiteUaa
Lttbicetise transmiass nobia conci^aestione monstrsmnt, Cousat«« Lsbi-
c^ses babentes occasionem malitie libertatem . in odiom eonim, quo-
tanqnnm xpi ministros nMn-reri tenentur, quedam iniquA statat*
contra deum dampuabili ter edideruut, uidelioet ut aallu»
i/inis Lnbieensis aliqass res immobiles vendere snt 4o-
nare andeat uel logare, ut sie ouantum in eis ent. xpaaa comm^r»
<*iis suis excludant, cui bona oceiesiastica apociaü titnio aji!*cnb«ciCsr

(U.B. des Bistums Lüh. Nr. 5i» S. 61). Vgl. auch Kehme S, 197.
* Vgl. dasselbe Ü3. Nr. 197 8. 196/97: . . .

cctcro seruari fecerint edita et consuetudines introductas contn
lubiconsis ecclesie libertatom, ni^i »'h dp ?uif capitulHriiv infri

duos mcnses post huiusmodo pubiicutiouiuu nostri maudati fcc^ist
amoaeri, nttncties excommmiicatot* Item statu tariot «#1
scriptores statutorura ipsomm» nec non pot^states, eoosal^i.
rectorr>< of oon^iilinrio^ locorum .... nec BOD et,iUott qoa seeus*
dum ea prcäuuiuserint iudicare.

> Pauli, Lüh. Züstaade n 8. 25-82.
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wurden fortan anders behandelt. Bisher waren letztwillige Immo-
bUiarverftigungen zu Qanaten von Kfrehen und Klöstern nur
dann gttltig geweaen, wenn sie der statutarischen Vorschrift ent-

sprechend den Verkauf der ve rmachten Grundstücke
anordneten \ Jetzt wurde vereinbart, dafs sie auch ohne
diese Anordnung gelten sollten^ wenn nur die Grundstücke
innerhalb zweior Monate nacli Inkrafttreten des
Testaments an T> a i e rt verkauft würrlen Derartige Le-
gate sollten nber nur vor Katsherren errichtet werden können.
Doch waren sie bei Gefahr im Verzujxe und bei Verhinderung
des Kates auch ohne deren Anwesenheit reelitHgiUtig^. 8a
wurde die Bestimmung, dafs verbotswidrige Übertragungen
an die tote Hand nichtig sein sollten, in Ansehung oer Im-
mobiliarlegate aufser Kraft gesetst, ohne dafs die Stadt da-
durch Einbulsen an der Steuer erlitt

c) Die Durchführung der Immobiliargesetse.

Diese Konflikte zwischen Stadt und Kirche haben aber
nie einen chronischen Charakter angenommen, wie denn
überhaupt Lübeck von langwierigen Steuerkllmpfen verschont

blieb. Die Kirche hat ihren Widerstand gegen oie Immobiliar-

gesetze immer bald wieder aufgegeben, wenigstens äufserlich.

T"nd das mit gutem Grund. Denn die Veräufs^^rungsverbote

wurden nicht streng durchgeführt. Man wollte den Zweck,
nicht das Jtl Ittel. Der Zweck war aber die Erhaltung der
städtischen Steuerkraft, nicht Kampf gegen die Kirche an
äich. Kö muibte bald klar werden, dals dieses Ziel noch auf
andere Weise als durch strikte Verbote su erreichen war, dafs

es möglich war, das Streben der Kirche nach Erweiterung
ihres G^rundbesitzes und den Wunsch der Btkrger nach Er-
weiterung ihrer Vcrkaufsgelegenheit mit den städtischen Steuer»

interessen in Einklang zu bringen.

Der Rat hat denn auch öfter in Einzelfällen die Vor-
schriften des Stadtrechts sus]>endiert. Die Erteilung soldier

Dispense war aber ein reiner Akt der Gefälligkeit

» Pauli, Erlirecht der Bhitsfreunde, S. 280.
^ Den V'erkaul' «loUten die Erwerber oder die Testainentaexekutoren

bewirken und zwar Dach der Taxe iweier Männer, die von d€n Erben
und dem l^ednchten zu hf««»timmpn waren. Vgl. Anm. 8

* T Ii. des Bißtums Lübeck Nr. 282 S. 28o: .... Possessionem
uero rei immobilis cccleRÜ» uel ad pia8 causas legate heredes sea
hü, tftd loco herednni .'^unt. ael alia peraooa legitima, infra duoram
mensinm spacitim lai«o uel lnn!^ ncTi();inf x t i m.at i n n e

duorum bonorum virorum eii^endoruni ab ein et ab hiis, quibus
possessio predicta legstur, et deinde predum per emptorem püs loci»

uel ccciesiis persoluatur in termino seu termims a memoratis extima-

toribus ordinuTidis . . «statiitis dicte ciuitatie . . . siqna in rontrnrinm

edita sunt, ueuuuuuain ubütautibus . . . Vgl. auch Pauli ib. 27i^ ü.^

Wieboldsrantea 8. 82, Znatftnde II 8. 31.
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(gracia specialis) ' und geschah nur gegen alle erdenklichen
Kautelen. Der Erwwber mttfiite sich urkundlich ver-
pflichten, seinen neuen Erwerb in ToUem Umfang su ver-
schossen-, Uberhaupt alles zu tun

,
qne unus cinium ipsius

«iuitatis, si eraisset, facere teneretur*.

Die Stadt behielt sich das Vorkaufsrecht vor. Wollte
der Tuiio KigontüT^Tov sein Ornndsttick wieder verkaufen, sn

hatte er es ihr vorher aiizulii^ ten. Wenn sie v ni ihrem Hecht
keinen Gebrauch machte, konnte er es verkauien, an wen er

wollte, nur mufste der Käufer ein Bürger sein*. Mitunter
wurde auch au8bedungen, dafü nur an JSürger vermietet
werden sollte So lange das Grundstück im Besitz des er-

werbenden Teiles verblieb , hatte der Rat das Recht , seinen
Dispens zu widerrufen, wenn irgendwelche Schwierig-
keiten gemacht, der Schofs und die sonstigen Abgaben nicht

willig gezahlt wurden^. War der in Frage kommende Grund
und Boden früheres städtisches Eigentum , so nahm er ihn

gegen Zahlung des früheren Kaufpreises zurück'; hanrlelte

sich um alten Privatbesits, so hatte er f,pieaa auctoritas^ ihn

' Andere Urkunden heben die specialis fitvor et i^ratia, beniuola
permissio mid dus boncplnritinn cosBilii hervor. Vgl. oben S. 50 Aiinu 4
und die foleendeu Anmerkuuii^eii.

' Als 1420 dem Domimkaiierkoiivent im Burgkloster eine Rmte
von 20 ^ gestiftet ward, mufste er sich verpflichten: Jodoch wille wi
vnde Scholen de vorbenomeden XX mark ^hcldes iarlike« vor schoten
vnde der stat plicht darvan entrichten (L.U.B. VI Nr. 179
8. 228X Uber die Stiftung einer Rente fflr die Jskobikirche im Jahn
1421 oben S. 4:1 Vgl. femer M. Heft 3 8. 145 Anm. 1, S. 168 Anm. I
und das folgende,

^ r26() erwarb das Kloster liciufeld ein Erbe in der .Mariesgrube.
Bei dieser Gelegenheit »^nb es die Erklänm;; ab: £r<^'o notam esee vo-
lumns . . ., (juod spociales ainioi nostri. eonsulfs pt communltas
Ciuitatis LubiceusiB « ob reverentiam iehsu christi ac precum uostrarum
intuittt, admiBeront, nt in cinitate predicta quandani bereditatem . .

emwemiis, nobis cum tali conditiono interposita constmendam : Omnia
etenim exca f.t coro tenebimus in tallÜB . et in ceteris onmibns,
que nnuB ciuiuin ipsius ciuitatis, si emisset, ex ea faeere
teneretur. Adjectnm est preterea, vfc si aliquo tempore hanc beredi-
tatem nobis v^Mnlcrc placuerit, eam vendei c <! 1 > inus ipt^i cluitati

pro tanta pccunia, quantum ualet hereditas memoralH. 8i uero sepe-
dieta ciuitaa cmere noluerit, possumus eam vendere cui volue-
rimus, dum tarnen vni ex ipsius concivibofi vendamus eandem
(L.U.B. I Nr. 283 S. 271). 1270 beurkundet c? noch einmal : Tonore
presentium protestamur, quod hereditatem auam in ciuitati vestra de
estra beniuola permissione c<mipanimmus, eo iure omni possi«
demus, quo ooteri vestri eines snas possident hereditates. Super quibnj
nobis ad gratiarum somper teuebimur ai tiones (ib. Nr. 325 S. 807).

* Vgl. Anm. .S. Tü Anm. 0, Z. Bd. 7 S. 177, M. Heft 3 8. 162
Anm. 1, ib. 8. 145 Anm. 1. Vgl. auch oben S, T7 Anm. 8. Fast sftmt-
liehe Stellen sind wpitnr unten aitiert.

» M. Heft 3 S. 162 Anm. 1.

• L.U.B. II S. 331; oben S. 50 Anm. 4; nuten S. 79 Anm. 8.
' Oben 8. 50 Anm. 4.
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zu verkaufen und den Krlüs an den Eigentümer auszukehren,
bei Stiftungen auch wohl die Befugniä, ihn im Sinne des
Stifters zu verwendend

Diese Bedingungen wurden nicht gerade alle in jedem
Fall gestellt*. Immer aber so viele, wie erforderlich waren,
um den Gnindbesita trotz seines Obergangs in kirchliche

Hände in der städtischen Steuergewalt festzuhalten.

Bisweilen zeigte der Rat ein gröfseres Entg^enkommen.
Die Deutsch ritter kauften in den 20er Jahren des

13. Jahrhunderts eine Kurie an der AltenDlhre. Sie wurde
ihnen gegen die Zusage eines jährlichen Schosses von 4 ß
eingeräumt^. Die Stadt verzichtet/^ auf den vollen, nach dem
jeweiligen Steuersatz und Boden wrrL veränderlichen Schofs

imd )>egmigte sich mit einer konstanten Abtindungösumme
lu der Zeit zwibchen und 13.">0 ist auch auf diese ver-

zichtet'^. Darin zeigt sich deutlich ein Wohlwollen gegen den
Orden •^

13Ul behielt sich der iiat bei Ankauf eines Hauses duicli

die Egidienkirche gar nur das Recht des Widerrufs vor*®.

' L.U.B. II 8. 881, oben S 50 Aom. 4.
* Vgl. th'p vorstchonden Zitate.
» Wehrmann Z. IM. 5 S. 461: Brei, mor M. Heft 3 S. 76 Nr. 20

und Z. Bd. 4 S. 248 Anm. 70. Das bestiiti^t die Notiz der Kämmerei-
bAeher von 1283—98: Curia niilituni Christi [et Dunemunde dant
qnelibotl IUI sol in t.ilHis iL.r.B TI S. 10_»51 Anin. 5.

< Auch andere mittelalterliche Städte be|piüg;en .sich mit solchen
Abfindungssummen, au« Wohlwollen oder um das Widerf»treben der
(«eiatlichen leichter zu überwinden (Zeumer S. 81/82; Gierke t

S. 33r. Im J^rniinschweig z. B. ist öfter »»tatt dps Srlio^fsics der
schotelt ins, eine Kente, vereinbart worden (M ac k, Finanzgeschichte
S. 23 u. 28; Chroniken Bd. 1 8.494) Hildesheim versprach dem Klo«ter
Biddag.^haus«'n liei Ankauf zweier r

i Hichtii^'cr Häuser, diese nie

über f*>7 ^ einschätzen zu wollen (U.M. VI S. \x Seine Steuer wurde
dadurch aber nur von den Schwankungen des Bodenwertea unabhängig,
nicht von denen des Steuersatzes.

^ Eine Aufseichnnng berichtet: Notandom, qnod curia militam
cfiri.«4ti . . . dan* con^nfiiit annuatim ad talliam qimtnnr !iM<>.s dona-

rionnn. (^uos domini consules decreuerunt reUixandos «'t quilos dimit-

tendot» ad inätanciam ordtnis militum prcdictorum (L (J.o. II S. 919).

Sie erg^ibt aber nicht, dafs der Orden den Scholl abgelOst hat, wie
Wehrrni Tin (1. c.) behiiiipt.^t.

^ 126U war ein miles christi im Besitz einer heruditas (Z. IM. 4
S. 234 Nr. 156).

Aiuli andere Städte habon ihm besondere V* r<^ünstigungen er>

wiesen. Vgl Arnold, Verfi -mif^ggeschichte II S. 17S.

" Sed dieta ecclesia nou utetur ista domo diutius, «luam placuerit

consuHbus (Mantels, Beiträge S. 66 u. 97 Nr. 8). Vgl. L.U.B. II

Nr. 41 S. *i u. oben S. 78 Anm.
•1256 beurkundet Bischof Johann : Cum ad instantiam precum

Ci II i f M t i B h o n r- r a t< nrbatur, fratrum usibus permittcrent applicari .

.

iL.l/B. I Nr. 2^9 S 213). Es handelt sich um die Minoriten (Franzi.<<-

kanttr). Die Urkunde acheint sagen zu wollen, dafs der Bauplatz ohne
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Aber dies waren Ausnahmen. Nicht so seine klftiisulierten

Diapense. Je mehr sich die Stadt entwickelte, desto häufiger

stellte sich lieraus, dafs die starren Veräufserungsverbote nicht

mit den Bedürfnissen des Lebens harmonierten. 8ie erreichten

zwar ihren Zweck, bewirkten al>er auch, dafs das Kirchen-
kapital anlagesiichend aus der htadt und dadurch dorn städti-

schen Verkehr verloren K^^J^« ^^''J' ^'^r Sicherung der
Steuerkraft nicht erforderlich. Deslialb kam die neue Me-
thode diiv bedingten Verkaufskonzc^jiionen iiimier

mehr in Aufnahme. Ihr Erfolg war derselbe, nur daCs die

Scholspflicht nicht anf Gesetzen, sondern auf priyatrechtHehen
Vereinbarungen beruhte.

Das neue System kam in vereinzelten Fällen auch den
Rittern au gute, trotz des Ansiedlungsverbotes^ 1397
wurde dem schwedischen Ritter Jakob Abrahamson erlaubt,

zeitlebens mit »einer Familie i?i LnlxM k zu wohnen, auch ein

eigenes Haus zu erwerben. Dafür mufste er jährlich 40 ^
zahlen. Von den bürgerbehen Lasten ward er aber befreit*.

Das SatzfTf'hl war so hoeh bemefisen , dal» die Stadt für alle

ihre Ansprüche vollauf befriedigt war.

d) Gebot des Übergangs cum onere.

Der alte luchtszuütaiid blieb in der Theorie noch eine

Weile bestehen. In der Praxis gewann aber die neue Art
des Steuerschutaes immer mehr Boden. Durch ein Ratsstatut

von 1296 erlangte sie auch Gesetzeskraft. Es bestimmte,

Guter, die von Kirchen und Klöstern erworben würden,
sollten unter den bürgerlichen Unpflichten bleiben^.

Vorbehalt der Scliofspriichi überging. Der Kat i»t den Miuoriten iimner
wohlwollend ce.ximit gewesen Schon früher hatte er ihnen den Bhu-
platz für ihr Kloster geschenkt (ib. Nr. 86 S. 90). V'>2$ besalls letzteres

Kenten in einem stiidtisclien Grundstück (Pauli, WicboUI-rriitt ii S.

a. U.B. Nr. 207). meint, dieser Kenteubesitz erkläre »ich daraus,
dab die Nichtigkeit verbotswidriger Legate später aufgefaoheo worden
sei. Dadurch wurde dem beschenkten aber doch nur der Geldwert
des verbot?wi(1r?L'<'n Geschenke:-« ppsichrrt. nicht dfl> G<'Hc)i»'n k -^flbfr. —
Öfter läfät sich nun fei^tstellexi, dafi» kirchliche Anstulteu und i'cr^aen
Immobilien l»esitKen, nicht aber unter welchsn Bedingungen. So besafii

im ADfangf des 14. Jahrhunderts der Priester Seegenwange zwi Häuser
(L.U.B. Ii S. löl). 1-50 hatte ein Geistlicher oin Hau^> in der Hunde-
strafse und eine Nonne (roouiali«) eine Kente in demselben (Hebme,
Oberstadtbttch Nr. 164 S. 811/12).

' üben S. 74.
* Wil Jacob to Lubeke wonen vncie wil he een pp-hcn hus kopeu

dat men em toscriue in des Stades boek to Lubeke, zo scal he gheuen
alle iar dem rade to Lubeke XX mark to den XX mark, de he rede
Ttghift. Vor desse XL mark si al Jai ob viiili« sin wif viulc sine kindore,

de mit ero in einer were aittct, woncu binnen Lubeke, dewile he leuet,

qwit Tnde vry, dat he nicbt scoten en scat noch waken noch
wepenere vtmakcn nocli nenerleve ding don, dat me Vp de boijgere
aettet (L.U.B. IV Nr PAH S. 735^. — VgL oben S. 14.

^ Dreyer, Einleitung S. 137.
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Damit war der Grundstucksverkehr wieder freigegeben.

All tlit' Stelle des Ve rbot 8 der Immobiliarübertragung
trat dH8 Gebot deö Übergangs cum ouere^

e) Das O be rs t a d t b uc h (Grundbuch) aU Mittel der
üurcliiuiiruiig und Erweiterung der Immobiliar-

g c s e t z e.

Lübeck hatte Handhaben , den Qeliorsaixi gegen seine

Bodengesetzp zu erzwingen.

Der Erwerb von Grund und Hoden mufste nach deutschem
Kecht öffentlich vor sich drehen. Die illteste Zeit ver-

lanj];'te einen an Ort und ^Steile vorzuneluneiiden Formal

-

akt, da» Mittelalter eine Erklärung der Übereignung
(Auflassung). Die Auflassung fand zuerst vor dem Gericht,

dem „echten Ding", später vor dem Hat statt und ptlegte

»ehr bald in StadtbUchern beurkundet zu werden. Schliefslich

war 66 die Ein trag ung, die den Übergang des Grundstttok«
bewirkte*.

In Lübeck gehörte es anfangs zui Kompetenz des legi-

timam placitiiiD, der allgemeinen Bürgenrersammlung ,
«de

cespitaHtatum proprietatibus* su Gericht zvl sitzen*. Das
echte Ding wurde aber noch in der ersten Httlfte des 13. Jahr-
hunderts beseitigt^. Seitdem nahm der Rat die Auf-
Ussungen yor*.

Bereits 1227 ist das Oberstadtbuch angelegt. Es diente

BOT Beurkundung des Immobttiarrerkehrs. AUe Qrundstücks-
flbertragungen unterlagen dem Eintragungszwang. Der Grund
und Boden war also einer ständigen Kontrolle unterworfen.

Verbotswidrige Übertragungen fanden einfach nicht die er-

forderliche amtliche Kiederschrift.

Und wie das Grundbuch ursprünglich iede verbotswidrige
Übertragung unmöglich machte, so ermöglichte es später die

neue Methode der bedington Verkaufskonzcssinnen. Alle die

Bedingungen, die die Stadt bei dem Erwerb von Grund-
stllcken zu stellen hatte, wurden zugleich mit dem Eigentums-
wechsei im Oberstadtbuch vermerkt''.

Der Rat benutzte seine grundbuchrichterliehe Tätigkeit

aber nicht nur dazu, das jeweilige Recht der jStadt zu wahren.

' V^L das Oehot Rndi^ von Habsbnrg: bona trsnaennt cum
onere bei Zeuner 8. 149, ferner ib. S. 81.

Gerber-Cosack, System d«s deutschen Piivatrechts 17. AnÜ.

• L.U.H. 1 S. 39; Frenndorff, Sudt- n. Gerichtsverf. S. Ö4.

« floffnsnn, »efehiehte L.s I S. 65.
• Frensdorff S. 136.
« Vgl. oben S. 77 ff.

Foraehuagw» XXI 6, — H*rtwig. 6
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Sie diente ihm auch aU Mittel zu deisen Ergänzung und
Er wei terung.

Kr suchte alle Gefahren , die dimi städtischen Steuer-
jinsprueh aus der Person eines au sich schofspflichtigen Er-

weruers iatblge Änderung seines bürgerrechtlichen Charakters,
z. B. durch Übertritt in den Siaud der Geistlichen* oder durch
Autsage des Bürgerrechte ^, erwachsen konnten, im Keime zu

ersticken*. Er dehnte ferner die VorBohriflen des Stadtrechts

auf analoge Fälle aus. Das Gesetz verbot nur die Über-
tragung an «godeshusen*^^; der Rat verhinderte auch die an
piae causae oder machte sie doch unscliilillich. 1320 er-

klärte er von zwei den Armen gestifteten Hufen: manebunt
astricti ad talliam et ad alia ciuitatis onera*^. Bei Sehen-
kinif]^en von Imronbilien an SieclienliMuser und dergleichen

behielt er sich ausdrücklich den bchoÜs vor^. Zuweilen hat

' 1295 kaufte Wedeehe, plebanus de Seveneken, seinen Sdhnen
eine hereditas. Die Ratsherren fugten der Benrkondung die Klausel
an: Si facti fuerint clcrici dicti pueri, haec hereditas heredi-
tabit super iaicos vel ipsa laicie vendetur (Pauli, Wiebolds-
renten U.B. Nr. 94). Vgl. oben 8. 78 Anm. 4.

* 1850 wurde einem Bärger, der auch in seiner Vaterstadt Lennep
Bürgerrecht bcsafs, ein Hans nur imtor <l<'r Verrichtung zu-

fescbrieUcij, quod hie rivis Lubicensiii debrai pcrmanere (Relime S. Ü19
fr. 188).

^ Wie amli fernlieeende Möglichkeiten berück-M I tigt wurden,
zeigt folgender Vorfall. 1423 wechselte ein neben dem Franziskaner-
kloster belegenes Haus seinen Eigentümer. Bei der Eintragung wurde
im Oborstadtbuch betont: Notandum, quod eadem donilis non debet nec
poterit in toto nel in partr- aliqna dictia fratribns auf ipsonim con-
ucntui aliqua modo appropriari absque consensu consulatus et eciam
eadem domus portabit onera cinitatis, sicnd haeosqne feeit (L.U.B.
VI S. 542/43). Vgl. oben 8. 78 Anm. 2.

* Oben S. 70.
^ 1318 kaufte der Ratsherr Andreas Vlome zwei Hufen, um ihrt;u

Ertrag den Armen zuzuwenden. Bei der Eintragung der Stiftung im
< »brr.stiidtbucli ini Jahre 1320 wurde folgende Klan spj angefügt: . . non
t-amen propter hoc dicti mansi et redditus debtnt eenseri vel di( i

ecclesiastici nec juri ec e 1 e s i a s t i c o subiacere nee eciam
per instauraeionem aiicniut benefic-ii aut quocumqne alio modo debent
m vsus i'crlesia^ficns eonuerti , sed juri seculari perpetue
subiacebuut et manebuut astricti ad talliam etadalia ciui-
tatis onera f ad quo agri vel mansi alii positi extra eandem Tnhiam
(molendinorum) in cinitatis marchia sunt astricti . . Preterea si do-
minie« consulibus in fntnrnm videretur, quod ciuitas a personis eccle«
siasticis posset quomodoiibet grauari aut turbari occasioae pre-
Bcriptorum aut quod cinitati in sno iure posset aliqutd derogari,
eonsules hahehunt jdenam auctoritatem vendendi dictos mansos ot

conuertendi pecmiiam inde deriuautem, vbi per dictum Amoldum fuerit
deputatum (L.U.B. II S. 331).

* Job. Harenbrucghe vermachte 1413 dem St. Jürgen Siechenhaus
eine jährliche Rente von 10 dem Ga^^thaus in d(»r (frünelgnilic eine
solche von 20 ^. Das Niederatadtbuch entiiält darüber aen Vermerk:
. . . . itfl quod predteti pauperes leprosi (pere^rinij eis redditibu« . . . .

libere perfruuutnr, salua tarnen eittitati Littbicensi tallia annali <*x

eisdern (L.U B. V Nr. 4ö6 S. 499).
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cleähalb der Stifter auch den auf das Stiftuiigsobjekt ent-

faUenden Schofabetrag gesohenkt, indem er eine besondere
Rente sur Bestreitung der Steuer hingab ^

f) Verbot der Zuschrift im Oberstadtbuch. ^ Zu-
schrift zu treuen Hftnden.

Es ist bereits ausgefülirt, daf« Veräufserungsverbot
im I>aufe der Zeit immer mehr diir( liiochert und sohliefslich

durch das Gebot des Übergangs cum onere ersetzt ward,

und dafs das ( )bersia<Iibuch diesen Systemwechsel ermöglichte.

Auch die neue Methode hat spater ««iuer anderen Platz ge-

macht. Vielleicht stellte sich heraus, dafd die v e r t r a l'" Ii c h e

Verptiichtung Privilegierter zum Schofs oft uichL auoreiciiciid

war« Und wieder wurde das Oberstadtbuch die Grundlage
des neuen Systems.

Der Ausgang des 14. Jahrhunderts fbrderte ein statutum
civitatis su Tage, nach welchem allen, qut cives bujus
civitatis non sunt» Liegenschaften nicht mehr zu-

geschrieben werden sollten'. Das neue Verfahren bestand

also in einem Verbot der Zuschrift im Oberstadt-
buch^. Der Nichtbürger, der keine regelmäfsige Krtullung

der bürgerlichen Pflichten erwarten li Ts*, konnte hiufort kein
grundbuchmärsiger Kigentümer werden.

Nun war aber die Beurkundung im Oberstadtbuch ein-

zi;^^er unrl daher ununl^^in^J^lil•llel• Reweis de» Eigentums.
Wenn sie versagt bliel), erhiugte der Erwerb, der unverboten
war, keine 0<'8etze»kraft. Die nichtbUrgerlichen Kreise

raufsten einen Ausweg aus diesem Dilemma suchen. Sie

fanden ihn in der Verwendung von Treuhändern.
Schon frtther war es bei Immobiliarrergabungen auf den

' l'?95 übcrwi«^8 Wmr. T^randciihur^ soiiicni Hritdor Jolmnues ein

Haus in der Jobanniüstrarejo tali conditione, uuod idcm Johannes
X marcas den Wieb. aDnuatim de dicta domo exsoluere debet« sie quod
de ipso Wicbeldo Ciuitati nostre tallia 8ua pro qiiadam alia domo
eiiisaefn flinrici sita in dicta platca siancti Johannis pin<rnliR anni-i jior-

solui debet, quam ouidcm domum iisui quoiuudam paup<jruia n suo
testamento depntanit (Schroeder, Topographische und genta lo-riache

N.^t!/(m aus dem 14. Jahrhundort Lfib. 1843 8. 18/14). Vgl. ferner
Z. Bd. 8 S. m und M. Heft 4 S. 22.

• Rehme S. 199 ff. Im Niederstadtbuch von 1410 ist eingetragen
. . . . quod decrotum ciuitatia et statutum non Hustinet presbiteris
hereditates iure seu titulo empcioni.s asscribi (L.U.n. V. S. 218 Anni. 1).

* K cuter, Kieler Erbebuch S. XXXIV. — In Kiel erhielten Witwen
und Kinder aus demselben Grunde bei Immobiliarerwerbnneen einen
Vonnun«!. <ler für sie die bür^'crliche „unplicht** zu übernehmen ver-

sprach. Ilnn wurde dm (VrmHlsfnrk zu treuen Händen zugeschrieben,

Es galt wie das alte \ cruui»cruugaverbot für alle Äxten des Er-
werbes, auch fiir den erbliehen Anfall. Vgl. Rehme 8. 201/2.

6»

Digitized by Google



84 XXI (i.

Todesfall ttblich gewesen , die Grundstöcke vorläufig an
Zwischenpersonen zu treuer Hand au&alasi^ n I>er

Treuhänder mufste sich verpflichten , nach dem Tode des
Gebers dessen letzlwilHge Bestimmungen auszuführen, d. b.

die Immobilien an die Bedachten weiter aufzulassend

Solcher Mittelspersonen begannen sich jetzt auch die
nirlitlxirfjerlichen Kroise zu bedien<n^ . wenn sie sich in der
Stadt nnkauten wollton. Sie liefsm tbrtan alle neu erworbenen
Gruiiflstücke auf den Namen eiiieöi Hürgers eintragen. Bei
der Eintragung fehlte jeder Hinweis auf den wahren Eigen-
tümer". Aber der Bürger gab im Nieder^tadtbuch ^ oder
sonstwie * zu Protokoll, die Liegenschaft sei ihm nur ad fidelee

manua, to truwer hand zufesebrieben worden. Er war also

nur buchmäfsiger, nicht wirklicher Eigentümer. Aber in An-
sehung der bürgerlichen Lasten, insbesondere des Schosses,
wurde er als der Besitzer behandelt'^.

Dies Verfahren ist im 14. Jahrhundert aufgekommen.
Kach Rehme* erfolgte die erste nachweisliche Zuschrift zu
treuen Händen im Jahre 1383. Aber schon 1316 scheint eine
solche vorgenommen zu sein

Im Anfang des 15. Jahrhunderts waren sie allgemein. 14U3
erklftrt der Lübecker Bürgermeister auf die Anfrage des
Revaler Rates, eft me snlk gud (vicarien, oftieiacien vnde
almissen) plege to vorse betende: dat men neuen gest-
liken luden in unser stad buk gestlik gut plecbt laten
to scriueude. Werit auer dat jengem borgcr gestlik
gud werde toscreuen to truwer band, de moste dar-
Yore doen lik sinem egenen gude^*.

' Pauli, Abhuiidiungen III S. 310 11; G erber-Coaack, Bjrsteni

des deutschen Privatrechta S. 53^2 Arm. 3.

" Erst später wurde hinzugefügt, dafs der Eingetragene nur unter
GeneliTnipmg dor mid der Person (den Eigentümers) V erftndemilgeD
mit dem Grundstück vomehmeD könne (Z. Bd. 7 S. 192).

» Rehme 8. m Vgl. L.U.B. V Nr. S16 8. 218. Die Erklftrang
erfolgte in der Regel gleichzeitig mit der Eintragung.

* Z. B. durch schriftliche Versicherung. Vgl. Z. Bd. l 8. m/67.
Ii ehme S. 204; L.V.Ii. V Nr. 72 S. 71.

« Ib. V^'l. Pauli, Abhandlungen 1 S. 62.
' T..U.JV ir Nr. ;r,5 S. 279. Das Domkapitel erklftrt, seir Kann

niker Alard von Esdorf habe ein Haus erworben, . . licet ad manub
Amoldi Nigri ciuis Lubicensis sit rcsignata et scripta secundum
COnswetudiiicrn ciuitAtis.

L.V n. V Nr. 72 S. 71; Krl.m«- ib. — Ober den Enats der
Auäiageu der Treuhänder vgl. unten sub X\\ 1.

*^Bei8piele voti Zuschriften so treuen Händen im L.U3. V Nr. 216
S. 218, Nr. 350 S. 379, Nr. 359 8. 401, Nr. 517 S. 562'f)3. Nr. 641 8. 728;
L.U B. VI Nr. 159 8. 204, Nr. 194 8. 254, Nr. 305 S. im, Nr. 547 S. .543:

L.U.H Vm S. 472. — Femer bei Rehme S. 203 ff., 3:17 u. 341; M.
fleft 4 8. 88 Nr. 58 (1448 wird dem Ratoherm Bere ein Haus für den
Hersog Ton Holstein sngesehrieben) and 6. 156 Nr. 72 (Heinrich Vleder-
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Das Verbot der Zoschrift tob Immobilien an Nichtbttrser

and die dadurch bedingte Verwendung von Treohändem ^ be-

wirkten eine Änderung der SchofBpflicht aller nichtbttigerlichen

Elemente» Bisher war sie eine vertragliche und d i r e k te,

jetst ward sie eine erzwungene und indirekte. Jeder
£rwerb in städtiscliem Grund und Boden wurde fortan ohne
weitere! in der Steuerpflicht festgehalten.

Das war der Kirche nicht nach Wunsch. Sie wollte

doch wenigstens noch getragt werden. Die Geistlichen der
Stadt und Diözese wandten sich wieder* nach Rom. Martin V.
beanftragte auch 1421 einiji^e Würdenträger, i^-e<rpn alle die-

joTii^^en einzuschreiten, die die lubeckischen Kircheugiiter zu
Steuern heranzögen ^. Aber ohne Erf<dg.

Der Rat war wie früher streng auf die Durcht'übrung
seiner lunnubiliarven/nlnungen bedacht Aber auch jetzt galt

ihm der Zweck mehr als da^ Mittel. Er schrieb Grundstücke
auch direkt zu, wenn sich der Erwerber nur verpflichtete,

dasselbe „myt dem erste*^* oder binnen bestimmter Frist ^

mann dor Rrigittenhof zu treuen Händen dos BrigittenUoBten in
MaheuwoUlf v. Melle, Gründl. Nachricht S. 320 etc.

* Die Übertragung ^u treuen iiauden geschah übrigeuM aucb bei

Mobilien (Kapitalien). (Rehme S. 20» Nr. 4; L.U.B. V Nr. 539 S. 586^
VII Nr. G8G S. m^.)

* \
'^'1. ob«'i) S 7ti ff.

' L.U.B. VI Nr. 373 S. 394 ft*.. Martin geUeukt in beinern umfang-
reichen Schreiben der conatus nepharios peruersorura, qni personas et
looa iM ( lr.-*ia«»tu-H snpor bonis et juris suis offeodere non verentur, er-

innert daran, dafs in concilio T^jiteraneimi . . . «ub anathematis diatric-

tione prohibitum extitit, iie cou.sules, rectorea et alii . . . ecciesias et

viroH ecclesiasticoä talliis « ollectis aggrauare pre.sumerent, beruft
i-i. Ii auf tlif kircht'iifrt'UiKilir'fi»' Haltung der Kaiser P^rii'drich II. und
Karl J\". und <riljt den Auttrag, rum, sicut iamentabili quereia
venerabiliä . . epiticopi . . diocesis Lubicenais accepimus, nonnuili aecu-

lares . . personis ecclesie . . et benefioiis eccteniasCicifl . . .

talli.-t^ . »'xtorserint, so lanpi^ mit kirolilidien Zt'n.'^nren oinzii-

Fchreiteu, dunec ab earundem talliaruui coUectarum . . . inuasione
oniuino desistant.

* Z B. 1506 den Vontehem des Katharinenklosten ein Haue nnter
d« r Hi'dinf^ng, dat se sodann hus myt deme ersteren wedertime
mem borper Scholen vorkopen ri\ud none rtMit<' hyruppc tho ne-

mciide, und in middeles tyd. dowilc sodau Uuss in d>üöt'r schrvtf't ateyt,

alle reehtigkeit, so anderen borgercn thobehor<>t, tho donde
^^tll«Ml verpÖichtet sjn (M. Hott S 145 .Anm. 1) den Vorstehern
der 8t. Leonhardsbruderschaft eine licnte, da se deme lladc^ luvet uude
thoi»echt hehben, desse Renthe niyt dem erste tho verkopende unde
wedder tho bringhende in borgher recht icheyt, unde ok, de wile
»e hy en is, borgher recht darvan tho donde fl*anli. Wf-hol-l-rrntm

U.H. Nr. IiS4). V^l. oben S. 78. Das Verbot, Renten aufzunehmen, er-

folgte, weil der Stouerwert des Hauses nicht gemindert werden sollte.

Vgl. oben S. 50.

X'MT) berichtete das Domkapitel. Al ir ! v tn K-*torf hab«" i h hei

Ankauf eines HaiiJ^e« ihm ge^fufiber verptiu htet, (lasnelbe infra (Jj't'cm

«nnos H data pre»eucium uuuieraudoi» vni burgeusi iu Lubeke . •
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aD einen Bürger zu verkaufen und bis zum Weiterverkauf
„borjprl) fM* reo Ii t darvan tho donfI(''*V Fremtlen Stielten ist

immer direkt zugeächriebcn worden^'. Hei ihnen genngti* die

Erklärung, ihre HKiiser sollten auch weiterhin zu den öffent-

lichen Lasten beitragen °.

g) Wiederautnahme deti Veräulserungsverbotes.

Das Zuschreibungsverbot blieb über 150 Jahre in Kraft.

Im Laufe der Zeit scheint aber die Verschiedenheit von Bach-
eigentum und materiellem Eigentum zu Mifsständen geftüirt

zu haben*. 1543 wurde deshalb der Kechtszustand de«

13. Jahrhunderts wiederhergestellt, Dor Rat fmenortp das

Verbot, Nichtbürg;ern Häuser oder Renten zu vc r kaufen,
mit dem Zusatz: und sich zu treuen II äu den derselben
zuschreiben zu lassen Diese Bestimmung ist später ins

revidierte Stadtrecht'' und die Bursprake übernommen^®.
So kehrte die Immobiliargesetzgebung der Stadt zu ihrem

reuondere . . et quod alteri niri ciui LobiceDsi non poesit vendere
(UV.B. II Nr. 335 S. 279X

' Vgl. hierzu oben S. 14 Anm. 3.
« Oben S. 35.
^ I>i ("^msi'hrift des Domug Hamburgensis ««rfolgto !nit dein Be-

dinge, dal» daä Haus zu Bürgerrecht stehen, von einem Büreer bewohnet
werden, auch Sehofs und bfirgerliche Oiiera ablialteii soll"

(Dreyer, Einleitung S. 139).
* Rehme S. 204
» Dreyer S. 94.
« Lib. I Tit II, 5. Vgl. oben 8. 75 Anm. 6.
" V^l. die jüngste Hursprake bei v. Melle S. 113. Der R:it 1. irfe

ihr grofses Gewicht bei. Sie ist in allen Abschnitten der Bursprake
verlesen.

Das Verbot ist erst 1818 beseitigt. (Wehrniann, Die Iftb. Land>
gütor in Z. Bd. 7 S. 192.) Faktisch bestand aber wie vordem die

Methode der bedingten Verkanfskonzeasionen. 1551 erwarb
das DomkapttftI zn Katsebur^ ein Haus in der Kdnigstrafoe. Es er^

klftrte, nHchdcni der Rat ihm „uth BUnd erl icher gunst unde
frun tsi- hofft'' die Zuschrift „naj^pj^oven unde bewilliget, dat suUiVH

hus alleine to unser unde uomundes ander behoff schall gebrukci
werden, oek dorch uns noch unse nachkonien in jenigen tokunpftigen
tiden nemande pclmll vDrkofft edder vorhuret werden, he
denne borger to I^ubeck. Dameftens willen unde Scholen wv unde
unse naehkomen vor uns van dem huse und dejenige, de tor tid aarinne
wonet« vor sjne person van synen gude Dorgerrecht doen
nnde iillo bnr per liehe plicht tnid upmpe, a 1 f» acciso, gehot,
wachtgelt, gravengelt unde anders, wie de geuompt uude van
der oueriehevt upgesagt werden mochten, ntcbts utbbeeeheden, gelyk
anderen der stat gemenen bomtren unde inwaneren dragen*
(M. Heft 3 W2 Anm. 1). Vgl. hierzu oben S. 77 ff. u. S. 14 ff. —
Weitere Beinpiele Z. Bd. 7 S. 180, 184'8o (geccn Verpflichtung zum
Erwerb des BürgerrechtaX 225 etc. Aach das Institut der IVenniader
fand wieder Verwendung, wenn auch in etwas abgeftnderter Fona
(Z. 1. c s. iy2j.
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Ausgan^'spunkt zurfu-k. Ihr Ziel war, dm städtischen Grund
und Boden steuerptlichtig zu erhalten. Sie erstrebte es auf

verschiedenen \A'op;en; zuerst durch übertragungsverbote,
dann durch das Uebot des Ühergang« cum onere, endlich

durch Untersagung der Zuschrift'. Seit Beginn der geaetz-

geberischen Malsnahnien gingen der Stadt nicht mehr wider

Willen Grundstucke verloren. Der Schofs vvar kraft Verein-

barung oder gesetzlichen Auftrages vom geistlichen Erwerber
oder seinem Treuhänder weiter su xahlen'*.

B. Allgemeine Haftnahmen.

Die ganze Bodenpolitik der Stadt ist eine steuerpolitische

MafsregeM. Aber die ganze Steuergesetzgebung ist nicht
au88dilie(sl1ch eine Immobiliargesetzgebung. In einigen Fällen

ergriff sie auch bewegliche Gegenstände.
Schon die ältesten Reohtsaufaeichnnngen bestimmen, dafs

Frauen ) die einen Ritter (miles) oder einen solchen, der ein

ritterliches Leben zu ftihren beabsichtigt, heiraten, ihren ge-
samten Besitz und alle ihre Ansprüche bis auf ihre Aus*
Steuer in Kleidern verlieren sollen®. Fremde Frauen, die nach
Lübc( k geheiratet haben und als Witwen wieder in ihre Heimat
zurückziehen wollen, dürfen nur ihre eingebrachten
Sachen mitnehmen. Der Mann, der letztere Bestimm nn^^

durch Zuwendungen an seine I^Vuu zu umgehen sucht, wird

^ K eh nie (8. 201 u. 204) und ßeuter (Kieler Erbebuch XXXVIj
uuterscheiden nur zwischen der ersten und letzten Metbode. Sie sina
sich aber nicht darüber einig, ob das Zuschretbnngsverbot das Ver>
ftufBeningsvcrbot aurRcr Kraft setzte oder nur eine gewohnheitsm&rsige
Umgehung der Statuten bedeutete.

* Die Versteuerung geistlicher Güter durch Treuhänder ist femer
überliefert aus Rostock (Meckl. U.B. XX S. 500), Frankfurt (nach
der Bedfordminp- von 1475 hatte jeder bei der Deklaration anzufrelw n,

ob er moinper oder truweuhender sy, damit die Stadt dann von ihnen
ihre Bede erhalte; Bücher, Festschrift S. 152 Art 6 u. S. 155 Art. 58)

und Kiel (war eine Partei kein Börger, so mufste Bich die andere oder
ein Treuhänder verpflichten, der staa noch to don vor alle recbtiehhqrt;

Reuter, Ältestes Kieler Hentenbuch XCVIV
* Andere Städte besteuerten das geistliche Vermögen durch Be-

steaernng geistitcher Renten bei ihren Schuldnern. Auch in Lübeck
ist diese Art der mittelbaren Besteuening bekannt. Vgl. L.U.fi. V

379 und die folgende Seite.
* Wenn nicht ganz, so doch tast ausschliefslich. Es fielen mit

iiM Oewicbt die Borge um die Selbständigkeit der Stadt. ge^^enOber den
Rittern aiuh der Wunsch, kriegerische Verwicklungen fernzuhalten.

Vgl. V. Bel'Mv, Ursprung der deutschen Stadtverfassnntr S 10t
* Qaecuuquo matrona ucl vidua, existens in civitute, miiiti uel

altcoi volenti militari, nupserit, non plus quam fonnatas ueste.« »aas
de omni substaneia sua retinebit. Reliqua uero totalis snhstanrirt -ua
proximis heredibus remanebit (L.U.B. I S. 40; Hach. Kod. I Art. 17

8. — Dreyer (^Einl. S. 80 Anm. 3) scldiefst aus dieser Bestimmung,
daf« Kaaflente, so lanee die Handwerker nicht aum BQrgerrecht tu-
gelassen wurden, Ar ritterlieh galten.
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mit einer der höchsten Strafen * des Stadttechts, 100 ^ biia,
bedroht*.

in beiden Fällen sollte verhindert werden, dafs dic ijxaJi

«lurch Heiraten finanzielle Einbufsen erlitt'. Deshalb wurde
einer Frau, die aus dem atildtiseheii Verbände «iiseliied» £ul
ihre ganze Habe^ selbst die Ehrende, rorenUialtaii« Die
jBweite der beiden Mafsregeln ist eine Retorsion gegen die

Nacbbargebiete. Kach Sachsen- oder Hobtenrecht wmr die

Witwe verpflichtet, die ihr am Vermögen ihres verstorbenen
Ehemannes sugefallenen Rechte an Ort and Stelle an
niefsen, auch wenn sie als ßUrgerstochter auf das Land
heiratet hatte ^. Die Stadt ordnete dasselbe an, um sich Tor
Schaden zu bewahren.

Übrigens sind auch diese Vorschriften nicht nar im
Steuerinteresse erlassen. Als sie ergingen, war das bewegliche
Gut noch gar nicht schofspflichtig Die erste wurde spftSer

aufgehoben die zweite ins Stadtrecht Übernommen ^.

Weitere Versuche, das MobiliarvermOgen abgabepflichtig

zu erhalten, sind nicht gemacht**. Es war ja schwer, die Ein-

hRltung solcher Vorschriften zu kontrollieren. Die Stadt hai

ihr Bestreben, die tStctiprkrf\ft zu schützen, auf die Sichemag
des unbeweglichen Vermögens beüchränkt.

Die Mafsririlinien des Hutes richteten sicli \n r»r>ter Linie

gegen die Kirciie. Ihr Privileg war das getahrlichsie. Sie

hat sich auch am meisten betroffen ^etühlt. Die noiweiidigeo

Mafsrcgcln wurden nicht ohne Geschick ergriffen. Di«» Im-

munität der toten Hand blieb grundäützlicb unan-
getastet, Kirche und Klerus sind nie schlechthin schols-

» Pauli in Z m. 1 S. 202.
- l^iu'cinvpi'- matrona, mauens foris extra ciFitatem, ntip^f^rit alicoi

coucivi uodtro intra ciFitatem, et ipse premoritur et, eo mortuo, ipst

fonan extra eivitatam mansnra dedinare nolnerit. non plus die

facult Atibus educere ilobot 411 am introdiixit. tum avi c^r
soreinm viri declinauit; horedita» autem et fariiltate? alie iuätin ber»-tiib:ts

permanebuot. Si vero uliqui» civia hoic decreto audu temer&rio ootitr&ire

preaamBttrit, lucori soe amplias eontradendk», eentiiiii mareSB affreati cItk
tati eomponet (L.U.B. I S. 40).

«Frensdorff, Stadtverf. S. 15859: Pauli, .\bhandluiigea lU
S. 35 Anm. 89. Dreyer, GcmUchte Abhandlutigen Iii 6. 12?H.

« Paali ib. II S. 8ft'90. HI S. 284.
» V-1. S. 39,
« Pauli III S. 85 Anin. ö9.
» Mach, Kod. 11 Art. 6 S. 248.
* Yielfech ist versticht, alles in fremden Wirttehaftea «»•

gelegte Vermögen der Kirch. ^ zu den ^tadti^clleIl Lasten heranxazieh«A.
nur da> <olb^tbenutite steu'^rfrei zu lassen. Z B. V)e.stimmT die Frank-
furter iii-iieordnung von 147Ö im Art. 3: Item obe eyns ptaiieii . . gelt
odar gut ione habe und kaaffmanschafft oder andma Bit»
damit schicke, das dafs verbodet werde (Bücher. Festschrift S. ISA
Vgl ib. S. 126 (beMNiden Axun. 2) and die folgende i^eite.
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pflichtig gemacht^ Alle Gesetze und VerwaltungsmaTsregeln
der Stadt erreichen den Schutz der Struerkraft ohne direkte

Aufhebung de» kirchlichen Privil^s^ Der Rat begnügte »ich

damit, neue steuerfreie Erwerbungen 2U verhindern, indem er

dem Immobiliarverkehr Schranken zog. Die Schofspflicht war
nur Bedingung der Mehrung kl rc Ii liehen Bodcn-
kapital^^. Wer sie nicht erfüllen wollte, miirMt»' alle Immo-
biliar^f^sehätte unterlassen. Wo ein kirchliche» Institut

steuerte, geschah e» nie ganz unfreiwillig.

^ In allen mittelalterliehpn Städten ging das Strebeu dahin, die in

den Mauern angeseHHenen Kirchen und Klöster an den städtiscben

Lasten so beteiligen (Inama-Sternegg III, 1 S. Aber nicht
alle verfuhren so diplomatisch. In Hildes heim mafstcn alle GeUt-
liehen und Kloster schössen, wenn sie auf städtischem din^flichtigen
Grund und Boden V'ermögensbesitz hatteu (Hub er, Haushalt U.s
8. 58)l Brannsehweig verödete schon 1282: alle garaea eder werde,
de to wikbilde ligget, se sin papen eder goddeshusen, de Scholen

dem herthogen und der stat scotes plegen (Gierke II S. 67.^

Anm. 92> Freiburg besteuerte die Klöster schlechthin, die GeistUchcn
Ar ibr weltliche« Q-iit („stillent gewerf geben ron irem weltlichen Onot
vnd nicht von pfruonden'*» Maurer II S. 788). In Basel waren Klöster,
Stifter und Domherren «tmierpflichtig (ib. S. 787), in Dnderstadt die

kirchlichen Pfründen und Stiftungen (Cohn, Finanzwissenschaft 8.323}.
Regensburg zog die G^latliehkeit ftr das Geld, das sie «ad negotiationem
aliquam*' gab, zur Steuer heran (Keutgen, Urkunden zur städtischen
Vorfawmgsgeschichte S. 197, 4), Hamburg erhob schon vor 1374 eine

coUecta ciericorum von den Kenten, die Geistliche aus bürgerlichen
Gnindstflcken besogen. Der Gmndatdckseigentuiner haftete fiir die
Zahlung des Schosses (Kämmereirechnungen I S. LVII).

• Im strikten Gegensatz zur Sorge des Rates, den städtischen

Grund steucrptiichtig zu erhalten, steht das Verfahren der Nachbar*
linder. Ihre Fflrsten und Herren geben bei Orandstücksverkinfen an
lübeckische Kirchen und Klöster (oi>en S. 71 Anm. 4) sowie Kauflout«
ihr Stmiprrfcht prfis, entlassen auch die Bewohner der v<'rkauften

Dörfer aus ihrer Steuerpflicht. Den Laien unter den Ankäufern wird
anadrOcklieh gestattet, ihren Erwerb an Kirchen weiter sn ver-
iufsern. Vgl. z. B. L.U.B. I Nr. 244 S 226; II Nr. 227 S. 308; IV S. 3;ll

(noch to yenighf^r bcde, ghifte ofte ghave, schotp rder beschattinge
plicbtich wesen), V S. 12 ^. . . also dat se dat nioeghcn vcrkoepen,
vcfgheuen vnde onenetten in ghe^'stlike Tnde werltke persone).
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Dritter Teil

VIII* Die Elemente des Schosses.

Der Schofs zerfiel in mehrere Teile, den Sc ho Ts

Behlechthin oder Hauptscbofs, den Vorschofs und
den FeuersteUenschofe. Er war eine Verbindung Ton
Vennögenssteuer und reiner Personalsteueri wie sie in der

mittelalterlichen Stadt häufig ansutreffen ist^.

1. Der eigentiiclie Schols.

Der älteste und wesentlichste Teil der Gesamtsteuer war
der eigentliche oder Hauptschofs. Die Bezeichnung
..Nachschofs" ist für ihn nicht zutreffend ^ Nachschofs bedeutet
nachträglieh, verspätet gezahlter Schofs?®.

Der eigentliche Schofs wurde nach Mafsgabe des ganzen

' Wo ein Schofs zur Erliebuug künimt, wird in der Ke^t* l auch ein

Vorschofs erhoben. Vgl. die folgenden Seiten und Anmerkungen.
Nürnborc- rrhoh neben der Losung den Schilling, eine Kopfsteuer
(Chroniküii fränkischer Städte 1 s! 282/83). Frankfurt und Mab«
forderten neben Bede bezw. Schätzung den Herdschilling, eine Haus-
hftltungssteuer (Bücher, Entstehung der Volkswirtschaft S. 289/40;
Chroniken der mittolrheinischen Städte XVIII Abt. 2 S. 99) In Augs-
bu»; hatten die Besitzlosen ein Kopfgeld zu zahlen (Härtung Z. f.

G.v. XIX S, 102 ff.). In Speier war der Schofs sogar mit zwei Neben>
steuern, einer Herdsteuer und einem Kopfgeld, verbunden (Bücher,
Festschrift et( S. 141). Rostock erhob 15<2 und 1576 den halben
Hundertsten, imu „Hufsgelt" und ein „Houetgeld" (Paasch e, J. f.

Nat. n. Stat. Bd. 89 S. 842; \'gl. auch m und :340). Eine Zu-
sammcnstcHuu!! \vt it('r('r mittelalterlicher 4SteuerkombinrttioneTi !T''bon

Schönberg, Fiuunz\rerhftitnisse Basels S. 87 ff. und Espinas, Fiuauces
de la commune de Douai S. 142. Auch Frankreich kennt derartige
„donbles taxes". — Lübeck selber erhob als TQrkensteuem 1542: '/«*/•

vom Vermögen, von Knechten und Mägden, sowie allen, die weniger
als 60 besafsen, 2 fl., von geistlichen Gütern und Bentnenit die mehr
als 5*A> Rente bezogen, 10 "/o ihres Einkommens; 1544; ei&e Wobnimgi-
abgal' . in Kopfgeld von 8 Schillingen und von den Wohlhabendcffeii
1—30 tl. (Hecker. T'mständl. Geschichte U S. 115/16).

* Unrichtige Terminologie bei Ortloff, Jahrrente und Geschofs
S. 182 u. 185 nnd Hui* er, Haushalt Hildesheims 8. 60.

Kopp mann HG BL 1896 S. 196; Mach, FinSDsyerwaltuig
Brattnschweigs S. 79 etc.
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Vermögens in individuell verschiedener Htfhe erhoben, wäh-
rend Vorschofs und Feaerstelleiiechofs in fixen Betrilgea

bestanden ^

2. 0er VorsehoflB.

Der VorBchofs nahm also auf die mdiyidnellen Ver-
mdgensumstände keine Rücksicht. Er war von allen , die ihn

zahlten, in gleicher Hohe au entrichten

a) Allgemeine Ansicht.

Was er zu bedeuten hat, ist nicht ohne weiteres klar*.

Die herrschende Ansicht nimmt an, er sei im Unterschied von
dem sich nach dem Vermögen abstufenden Schofs von allen
Steuerpflichtigen gezahlt worden ; er habe die Aufgabe gehabt,

auch die kleinen Leute, die keirifTi Schofs zahlten, zu den
städtisclien Lasten heranzuziehen. 8ic hält also den Vorschofs

für eine allgemeine Kopfsteuer und deshalb für den
eigentlichen Scholz, den Scnofs selber nur für eine Abgabe
der Wohlhabenderen*.

Diese Ansicht hat Huber am klarsten Tertreten. Er
erkliirt den Vorschofs flir den Rest der ältesten rohen Be-
steuerungsform , nach der jeder Steuerpflichtige mit dem
gleichen ßetrnn;* herangezogen sei. Diese alte Herdsteuer sei

Spllter durch Einführung des proportionalen Schosses korrigiert

worden. Denn die Anschauung habe sich Bahn gebrochen,

dafs eine gerechte Steuer einen jeden nach Mafsgabe seines

Vf»rmöp;^ens zu treff«'n habe*. Die Verbindung beider Steuern

habe den Zweck K' li*^bt, eine den Vermögensverhäiinissen
entsprechende Belastung herbeizuführen.

Koch einen Schritt weiter geht Stieda. Lr sieht in der
Verbindung von Schofs und Vorschofs eine Vorstufe der
heutigen progressiven Besteuerung. Zum Beweise dient

ihm eine Kostocker Schofsordnung aus dem Jahre 1580. Nach
ihr werde der Vorschofs wegen eines Teils der lahrenden

' Im VorschofsiT^nstcr 1411 wird dr^hnlb auch registriert s. B.
20 ^ vp rekenschop und 2 ^ to vorschüte

« Die ßehauptiuig Ortloffs (S. 182), der Vorschofs sei eine
Wohnnngsabgabe ^'cwespn unii in verschiedenen nach der Gröfne der
HäuHcr abpf'fituftcii Sätzen erhoben worden, ist im zwHton T«m1c nn-

zutretieDd. Eine Abstufung desselben ist nur aus Bremen 1 vgl. idioticon

Biemense TeU 4 S. 680 (HIOX Teil 6 S. 288 (1869)J aberiiefert Die Fiza»
die bei den Türkensteuem des 16. Jahrhunderts gefordert wurden, sind
nie Vorschofs geiiHnnt.

' Chroniken der deutschen Städte VI (Hr^wnschweig) S. 187 Anm. 2.

* Wehrmann H.O.BI. 1878 S. 126 und L.U.B. V S. 378 Anm.;
M a c k , ^iIl;!H7^ < rwaltung Braunschweigs S. 100; Chroniken der
deatiichcn Städte VI S. 318: Paasche f. c. S. 34042. 361 u. 368;
Oierke, Genossenschaftsrecht II S. 700; Wagner, Finanzwissen-
schaft III S. 51 ff. etc.

> Haber, Haushalt HUdesheims S. 58.
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Habe, des gewöhnlichen „ingedömpte" (Haus- und Küchen-
gerät, Speisevorrüte, alltüf^liches Tischgerät und Alltagskleider)

entrichtet. Daraus werde verständlifli . warum d^r Vorschof;»

von allen Einwolmern iu gleicher Hohe geiurdert sei : die

ihm zu Grunde iie^^euden Gebrauchsgegenstände d«^ all-

täglichen Lebens seien eben bei allen in gleichem Umtatii;

orausgesetzt. Die Erhebung des gleichen Betrages habe eine

gletchmärsii^e Belastung aller yerbttrgt. Das Übrige Vennögen
sei j<> nach seinem Umfiftiig veTSchieden besteuert worden.

«Gewifs war hier der Gedanke madsgebendy das grOfsere
Vermögen stftrker als das kleinere belasten zu wollen

Oewifs mufste, wenn der Vorschofs in einem festen Satz be-

stand, und der Schofs dann in der Höhe von so viel Pfennigen

pro Maik verlan^'t wurde, als Schillinge bei dem frsteren

eingetiobc n worden waren, doch der Gedanke die.seni Er-

hebun^smolüs innewohnen, die Wohlhabenderen höber
zu belastend"

Diese Schlufsfolgerung ist auch dann unhaltbar, wenn die

Prftmlssen als richtig anerkannt werden. War der Voracbols

wirklich eine allgemeine Kopfsteuer, so bedeutet seine

Verbindung mit dem Schofs nicht eine relativ stärkere
Belastung der Wohlhabenderen, sondern im Gegen-
teil eine solche der ftrmcren Bevölkerungsschichten.
Dies gilt auch dann, wenn der Vorschofs nur wenijEre Schillinge

betruf^. und das kleine Vermögen vom eigentlichen Schofs be-

freit blieb.

Zum Beweise dienen folgende Heehnimgen: In Rostock

wurden gewöhnlich 8 JJ Vorschofs und 1 4 von der Mark
Schofs erhoben^. Wer lU ^ besafs, mufste also 8 Jf Vor-

schofs (s5"/o), eventuell auch noch 10 A Schofs, insgesamt

etwa 5^/o Steuer geben. Wer Uber ein vermögen von 50 ^
verfügte, hatte 8 >^ + 50 ^ =s 146 /i( , also nur 1V2% zu

sahlen; wer 100 ^ besafs, 8 + 100 4 196 4 , d. h.

nur noch 1,02 *^/o.

Zu demselben Resultat gelangt man für Lübeck. In der

zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts war der übliche Sitz:

4 jß Vorschofs und 1 ^ von 2 Silber (= 4 / Ptennigj

Schofs^. Das bedeutet für ein Vermögen von Ii) / Silber

eine Belastung von 4^5/^ = 1,4 ^/o, für ein solches von

100 / Silber eine Belastung von 4 ^ -h 50 ^ = 98 4,
d, h. nur noch eine von 0,26 **/o.

Danach bewirkt der Vorschofs, wenn er eine allgemeine

Kopfsteuer ist, eine Progression nach unten, auch wenn

1 Stieda, Stftdt. Finanzeu 8. 18/ld: Koppiuann, Beiträge nir

Oeschichte der Stadt Rostock II Heft 3 S. 10 ff;

* Ko ppmann ib,

» Vgl. unten sub IX.
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seiiv rrrnnrl'/iflTer so viel Schillinge enthält, wie der Schofs

Pfennige von der Mark verlangt, d. h. 12 mal so hoch ist wie
dieser *.

II über gibt zu, daf^ der Hildesheimer Schofs eine

höhere Belastung des kleinen, eine progressive Ent-
lastung des gröfseren Besitzes bewirkte*. Dann hätte also

die Korrektur der Herdsteuer durch den Schofs nicht das

erwünschte Ergebnis gehabt

b) Keine Ko p i s teuer.

Bedeutet aber der ganze Schölls wirklich eine stärkere
Belastung der kleinen Verminen?

Nach Wagner treffen die direkten Städtesteuern die

wirtschaftliche Leistungsfähigkeit im allgemeinen nach dem
Prin/ip der Proj)ortionalbesteuerung®. Progressionen

nach unten kommen ohne Zweifel vor*, bilden jedoch die Aus-
nahme. Die Verbindung des Schosses mit einem allgemeinen
Vorschofs m u f 8 aber progressiv nach unten wirken. Es fragt

sich daher, ob die Prämisse, der Vorschofs sei von allen
Steuerpfiichtigen erhoben, richtig ist Nach dem Wortlaut der
Steuergesetie scheint das der Fall zu sein*. Alle anderen
Tatsachen sprechen aber dagegen.

Schon der Name „Vorschofs'* ergibt, dals der Schofs
die eigentliche Steuer war. Der Vorschofs setat ihn
voraus, baut sich auf ihm auf. Der Schofs ist die filtere

und allgemeine Abgabe, der Vorschofs nur eine Zusatzsteuer.

Schon diese Erwägung ist geeignet, die von II über behauptete
Priorität des Vorschosses ins Wanken zu bringen.

Und was heifst denn Vorschofs? Es bedeutet einen

Schofs, der vor dem eigentlichen Schofs oder darüber
hinaus entrichtet ward". Gewöhnlich ist dif orstere Kr-

klärung unbesehen als richtige übernommen worden. Aber
sie ist tatsächlich wenig begründet. Nur vereinzelte Bei-

spiele ergeben, dafs der Vorschofs vor dem eigentlichen

' DiPs war aber koinc!^w*^cr^ dir K«'^«'!, wio Htiod i anztmehmen
scheint. Vgl. die 95 Aum. 4 zitierten stellen und unten sub IX.

S. 60.
^ Finanswiisenachaft III S. 51 ff.

* Ffartiinp, Dio Anpsburper Znschlagateuer von 1475 in Z. für

G.V. XiX S. lOy flF.: 8chünberg, Finanzverhältnisse Basels 8. Ö7, 182,

leS, 175—177, 284, 042, 367, 482, 467 etc.

Vgl. den Toxt dci T^ursprake I TM! IX S 958 und das folgende.

Dasselbe zeigt sich in Kostock. I>ort sollte auch Jeder" Bürger
uud Einwohner Vorschofs geben (Paasche, J. f. Nat. u. Stat. Bd. H9

8. 831).
• Schiiler-Lübben, Mittelniedeidenteches Wörterbach Bd. 6

8. 435/86.
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^hofs erhoben ward^ Qewöhnlich fällt die Erhebung beider

zusammen. Hält man sich aber an die zweite InterpretBtkm,

so zeigt sich wieder, dafs der SchoIiB die allgem ein«^.

^undsntzlich von allen Steuerpflichtigen erhobene Abgabe
und der Vorschofs nur eine partielle Steuer, ein AoT
«chlag war.

Diese allgemeinen Erwägungen werden durch die

lübeckischen Urkunden bestätigt.

Der Lübecker Schofs reicht bis ins 12. Jahrhundert
zurück. Ein Vorschols wird erst 1374 erhoben. Detrosr

•erzählt, der Rat habe „dorch notroftii-iHMt nnde iuit>amicheit

der stad" den Ämtern^ ein „sunderlik schof autgelegt

nämlich „to vorschote ene mark Lubesch"^. Darauf bat^
sie in einer Eingabe: dat gy vns togheuen dat ^helt, dat g\
nemen van den ammeten^ vtghcnomen dat rechte «cbot*.
Die Anhüben Detmars sind in der Regel unrichtig int**r}>n'tien.

Man hat die Worte: „sunderlik schot to gheuende den lua-

meten, to vorschote ene mark Lubesch" unter Einschiebuo^
^nes ^^UDd** hinter „ammeten* dahin Terstohen wollen, d«ft

Ämtern sei ein ,,besonderer**, d. h. Uber den IlbUchen 8att
hinausgehender eigentlicher Schofs und ein Vorschob y«b
1 abverlangt worden*. Mit Unrecht! ^To vorschote* tss

nichts als eine Erläuterung von „sunderlik schot*. Die Ubri^r«B

chronikalischen Berichte bestätigen das. Komer enählt« dai
de rad eschede boven dat rechte schot, dat men won*
liken plach to gevende in der stad, ene mark to

Torschote^ und Regkman berichtet, dafs der Rat als ^JmV'

* Eine Steudalcr Urkunde spricht vom solidus de ante da&iit»

•qiiod vulgo sonst voncoth (Zenmer S. 67 Anm.). Die HUde«4Hrhn(v
Stadtrechnungen sagen : l'/a lot tovoren (U.B. VI S. LI). Kümbe^
verlangt von jedem Zensiten zum „Voraus" oinen Schilling fSsn*l»:^r,

Heichsstädt. Verwaltung S. 337). Vgl. ferner JaBtrow7 Volksxay
•deutscher Stftdte S. ISO. — Denkbar ist fibrigens aneh in dtesMB Flücn.
dafs der Vorschofs zunächst, bei seiner Entstehung, vor d#»r eitrent

liehen Stnier orhohcn ward und danach benannt wurde, «p-lt^r ä*»trr

Sleichzeitig mit der iiauptsteuer eingetrieben ward [unter Hfibebaitiuai^
es ursprünglichen Namens].

« Oben S. 84.

^ Chroniken der nied^sftchsischen Städte 1 S. 557. ~ DeCmar un4
andere Chronisten haben diese aufsor' ril» ntli H»>stenrTiin>T mit d«rr

Besuch Kaiser Karls IV. in Lübeck in \ erbinduitg gebracht und de*haiit

ins Jahr 1376 gesetst. Sie erfolgte aber im Jahre 1374 iCbroniken L c
Anm. 8).

* L U.B. IV S. 857 Anm. 1. Detmar sagt statt »gbelt« »de Mri
to vorschote

» Z. H. Wehrmann Z. Bd. 1 S. 2RH und Znnftroüen S. 40 -
Vgl. Becker I S. 289: Dittmer, Die lüb. Wassermühlen. U l'i^«

^. 21 und Nene Lfib. Blitter 1852 S. 121.

* Schiller-LSbben 1. c.
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like Tholage von einem jedern geuordert ein nuurk
Lübisch- K

Der Vorächofs ist somit erst im Laute der Zeit als ein i>e-

sonderer Schofs entätanden, uud ist dies auch immer geblieben.

In einer Urkunde von 1399 heifst der Schofü die tallia
communis, der Vürsckofs die tallia precipue dcbita^;
im Vonchorsregistar von 1411 ist eingetragen : de oldedorpeeche
heft vthgeuen to regten schote 8 mr.*.

Allerdings trat insofern ein Wandel ein, als der Vorschofs
vom 15. Jahrhundert an dauernd erhoben wurde. Aber nur
ein Teil der Schofspflicht^n brauchte ihn zu zahlen. £r
hatte nicht den CharaKter einer Kopfsteuer. Das eigibt eine

grofae Zahl von Erwüg'ungen:
1. iSeine Ilöh«^"*. Sie betrug in der Kegel 4 /?, seit dem

17. Jahrhundert S ß. Dieser Normalsatz ist zugleich der

Minimalsatz. Der Vorschofs war nur nach oben beweglich.

Er ist vorübergehend aui' 1 / , 2 / und 0 erhöht worden ^,

Schon der niedrigste Satz, 4 jSy ist fllr eine ständige Kopf-
steuer reichlich hoch, denn 1 -fi Ittb., das Vierfache, ist in

heutiger Währung etwa 20 Mark^. Allerdings sind anläfsUch

der Tiirkensteuern noch höhere Kopfgelder eingetrieben ^
Aber damals handelte es sich auch um Ausnahmen. Noch
weit sütrkere Bedenken erhel)en sich gegen den Kopfgeld-

charakter der höheren 8ätze. Man vergleiche nur die da-

maligen Löhne und GehHlter. Der Jahreslohn der Perga-
mentenmaclier betrug im Maximum 8 Die Goldschmiede-
gesellen bekamen wöehentlieh höchstens 8 ßj aUo im Jahre
höchstens 2(> Bei diesen Löhnen erscheint es völlig

' iland^chrift der Lübecker btadtbibliothek S. 29. \'gl. oben
8. 93 Anm. 5.

« L.U.B. IV S. 775, ob S 50 Anm. 4.

* Der Vorschofs dip-cs Jiihros belief sich auf 2 mr.

Er betrug in Braunschweig 2—8 /2 (Mack, Finanzverwaitung
S. 100; Dürre, Geschichte der Stadt Hr. im Mittelalter S. S37/28), in

Hambur«; in der Regel 8 ß (Kämmcn'irechnunpfii I S. LV : colleota

usualif?. videlieet S ß to vorschote), aber 1499 2 ^ (ib. Vif S. XLVIl),
in Rostock gleichfalls gewöhnlich 8 /-s aber am End*' ties lü. Jaiir-

bunderts 24 (1 fl.). Stendal setzte ihn 1285 nur zu 1 /3 an (Zeumer
S. 67 Anm.). Auch Nnrn'H r- vorKinj^te in der Regel nur 1 zuweilen
aber 1 da.s Zwanzigfaclt e (8 ander S. OT).

\ gl. unten siiblX. Wehrmann waren obige Sätze nur siun

Teil bekannt. Daraus erklftrt sich» dafs er den Vorschofz eine nur
geringe Abgabe nennt.

• Vgl. üaese, Der frühere Alster-Trave-Kauai M. Heft 9 S. 114,

auch Schäfer, Die Hansestädte und König Waldemar yon Dänemark
1879 S. 207/8.

Vgl. oben 90 Anm. 1. — Rostock er)u)b lä'i'J ein „Ilouot;:rld'-

von den Armen zum Betrage von 6 ß. Fast die Haltte aller Ein-

registrierten blieb es schuldig (Paaaehe J. f. Nat n. Stat, Bd. d9
S. 340 42).

« Wehr manu, ZuuftroUen S. 120.
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auBgescblosson, dals jeder Scholspflichtige auch den Vorachofii

zahlen mulsto.

2. Seine Elastizi tat. Er ist das bewei,r!it hor«' El Mnent

im gesamten Schof« . denn er übertriftt seine (JiuudziHer um
das 24 lache, der Schofd die seine nur um das 12 fachet Es
hat also bei besonderer Anspannung der Steuerkraft der Vor-
schofs, der die individaellen Vermögensumstftnde aufser aeht
liefsy mehr herhalten müssen als der eigendiche Schofs. Damit
steht aber die Annahme, dafs der Vorschofs eine Koptsteuer
war, wenig im £inklang. Jedenfalls wäre diese Methode der
Steuerverteilung sehr ungerecht gewesen.

Die Btirgerschaft hat mehrmals indirekte Steuern

(Accisen, Biersteuern) abgelehnt und statt ihrer fine Erhöhun;^
von Schofs und Vorschofs verlangt". Auch iiiermit lälst sich

der Kopfsteuercharakter des letzteren nicht zusammenreimen.
Mau uuilhte denn annehmen, dafs die Genjeiude die Steuer-

Vorschläge des Rates abgelehnt hat, weil sie zu wenig
drückend waren!

4. Wenn der Vorschofs eine allgemeine Kopfsteuer war,
hätte doch jedermann mindestens seinen Betrag, 4 jSf zahlen
müssen. Das ist aber durchaus nicht der Fall. Wie die

Schofsregister ergeben, haben in den Jaliren 14»)<)/61, 1461/62,
1487/88 und ir,()2 ;; ;Ur>(;, 2:)28, :^74fl und 4592 Personen offen

Schofs gezahlt. Der Steuerbetraj^- bleibt in 171i», l:iS7, 2:iHi

und ;il90 Fällen hinter 4 Jf zurück ^ d. h. bei 55, 62
und t)8"/o* der Schosser. Renten Falls hat nur die Hälfte
ailer Steuerzahler den Vorscholssatz entrichtet.

Man könnte einwenden, der Vorschofs sei besonders re-

fistriert worden. Das ist aber nur ausnahmsweise geschehen,
ei besonderer Höhe des Vorschosses, z. B. 1411 und 1415 ^

Für letztere Jahre ist eingröfseres Heft angel^ aber nicht
weitergeführt'*

' Vfrl. unten sub IX und oben S 95 Aiim. 4.
a Z. ß. 1408, 1405 und 1410. Vgl. uuteu ib.

» Unten sub XI und XVIII.
* Dassellie tVn d 1 »aebner in don Stadtn rliimn^en Hild«\^lifiins.

Auch or »tollt inioigcdessen in Abrede, dafa der Vorschofa eine all'

femeine Kopfsteuer war (U.B. VI 8. JA). Dss ist von Hnber nieht
erücksichti^t worden. Ebenso bleiben die Rostocker Schofsbeträge

hiiit. r ih'm \%,r-<-1,nrs zurück. Vgl. Meckl. U.ß. XX 8. 41*^ tT z. B.

S. 414, 41ü, 42'^, 424i 8tieda 8. 21; Paascbe 1. c. S. 331 und Ö61.

P. meint, 1594 habe die Bestimmung, ieder solle Vorachors sahl^
nicht gegolten. Aber auch in anderen Jaliren zci^t sich dasselbe Bild:
-kleinore Brfviiir*' sind unendlich viel häutiger" (jj. 8611 Der Satz des

v'^orHcliosses wird konstant unterschritten. Man mufs daher annehmen,
dafs hier wie anderswo eine inkorrekte Ausdrucksweise voriiegii

rberall i.'it hint r itnler" (oben 8. 93) eixisaBchalten: „der überhaapt
VorschofB zu zuhleu hat".

* Unten sub XI.
* Eins ist sp&ter aU Reclmungsbuch der Schofaberren benntsi,

ein andere« registriert Zolleins^finge.
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Aus diesem Grunde stimmen auch die Schofserträge
nicht mit dem Kopfsteaercharakter des Vorachoaves ttberein»

1502/3 z. B. haben im ganaen 4592 Personen offenen Sehofs
gesahlt. Hätten sie alle den Vorschofs (4 jtf) erlegt, so mtt&te
er allein 1148 / eingebracht haben. Nun sind überhaupt
1474 / vereinnahmt. Davon entfallen auf den offenen Sehofs
9St> y^. Es bleibt also gar kein Raum die 1148 ^ des
Vorschoases.

5. Endlich ist die 2^hl der in deii Vorschofsregistern

einprotragenen Personen von entscheid tudeiii Gewicht*. Sie

zwar alle unvuUsUlndig, aber duch voilstaiidig genug, um
über den Charakter des Vorschoases Aufschlufs zu geben.

Sie verzeichnen in den einzelnen Bezirken

Prima Sekuada Prima Sekaada
Traveaa Travena Wakenissa Wakenisaa

1411 ? ? ? 314
14158: 550* ? 463* 257«

zwischen 15(M> u. 1527 ^
: ? 528 ? 323

Personen. Dag^n enthält das allgemeine Schofsregister

1460/61: 936 970 864 686

Schosser. Das zweite Travenquartier war etwas weniger be-

völkert als das erste. Veranschlagt man seine Vorschosser
fUr 1415 anf 500, so hätten damals im ganzen 1770 Personen
Vorbchols gezahlt. 14<>n (>! schofsten (lM«i;('gen 345(j Personen,
l/as sind fast 100**'ü mehr. Es ist ganz undenkbar, dafs die

Bevölkerung sich in diesen 45 Jahren so stark vermehrt hat.

Denn die Gesamtheit der Schofszalder ® nahm z. B. von
14(50—1502, in einer Friedenszeit, nur um etwa 11®/« zu;
sie stieg von 4-320 auf 4801 Personen*.

' Genaueres über sie unten sub XI.
* Es ist überschrieben: dyt is dat vorscbot. — Die kleineren

Strafsen des Quartiers sind zum Teil nicht r^istriert, vermutlich, weil
dort keine Vorschofspflichtige wohnten.

Es ist nmlaficrt. Die Jähreszahl ergibt si( !i :ins dvu Namen der
registrierten Hat.-^ht'rron. Ks sind 15 Mitglied» i dt^s neuen Kates
(HOb- 1410), darunter Berent Bi.srLop. der erst III ) Kutsherr wurde
(V. Melle, Grflndl. Nachricht S. 56—58).

* Dit ys sunte peters verdi ndcl. — IGnial ist der Vermerk „pneri"
registriert. Datur sind je zwei i'ersoneu gerechnet

* Die Anftehrift ist verwischt. Vielleiebt handelt es sieh daher
um das Register des 2. Travenquartiera. Für 7 „pueri" sind 14 gerechnet.

* Sunte jacobf« verdendol. — 5 „kinder" =- 10 Einige Male sind

Bewohner des 2. Travenquartier» regLatriertf z. B. m der oldenuere.
* Obige Zahl ergibt sich ans der Anffibrung des Uerm Tomas

von Wicken, der von 1506—1527 im Ilate safs, und der wedewe Hinr.
Westials, der 1505 starb (v. Melle, S. t>4 u. Gö>.

* Die heimlich zalilenden eingeschlossen.
^ In Anii^burg hob sich allerdings die Zahl der Sti uemden in

56 Jahren, von 140^ bis l.'M, tim 54 . iHartnng. /. f. (i.V. XIX
S. 879). Die Zunahme der Lübecker Schoseer wäre aber in geringerer

Zeit doppelt so stark gewesen!

FoiMbwif«!! XXI 6. — Hartwig. 7
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AUo auch die Zahlen der VorschoMer zeigen gana khov
dala der Vorschob nur von einem T«l der Steoerpfliditigen

entrichtet ward.

Aus alle dem ergibt eich folgendes: Der VoFBchofs war
keine allgemeine, eondem eine partielle Kopfsteuer.

Nicht wie die „Stiura minor" in AugBburg eine Abgabe, die
von allen, ob arm oder reich, im voraus zu erlegen war*,
nicht dazu bestimmt , die kleinen Leute zu den städtischen

Lasten heranzuziehen, sondern ein Steueraiifsclil.ip: f\ir die

Wohlhabenderen. Seiner Verbindung mit dem iSchofö liegt

also doch der Gedanke zu Grunde, die Vermögenderen stärker
zu belasten, wie Stieda anualim aber der Vorscholii
bewirkt die Progression, nicht der Schofs. Der Vorschofs

bedeutet also anch nicht eine Abweichung von dem Grund-
satE das Vermögen als Mafsstab der Steuerverteilung zu be-

trachten*, sondern im Gegenteil eine bessere DurdilÜbmng
desselben. Und weil er ein Extrabeitrag der Reicheren war,
deshalb zeigt er auch die gröisere Beweglichkeit^

c) Eine Zuschlagssteuer der Hausbesitzer.

Es bleibt noch übrig zu ermitteln, wer als vermögend
und damit als vorschofspflichtig angesehen wurde.

Das urkundliche Material gibt darttber keinen hinreichenden

Au&chlufs. Detmar berichtet, der erste Vorschofs von 1374
sei den Ämtern aufgelegt worden Damit stimmt überein,

dafs diese den Rat um Erlafs des Vorsehosses gebeten linben*.

Aber Detmar fährt fort: dit was der menlieit towedderen*.
Danach wird „Amt" nur als pars pro tott) gebraucht. Auch
Regkman berichtet, dal's die Zulage von einem jeden ge-

>) Härtung, Die Augsburger Zu8ch1ag»teucr von 147"» in Z. f.

C^V XIX S. loa u. S69. belief sich auf 60 4. Vgl oben S. 90
Anm. 1.

* Oben S. 92. Über Versuche progressiver Besteuerung im MitteL-

alter vgl. Bücher, Festschrift S. 123 und oben Anm. 4. Dab«i
ist jedoch zu bedenken, dafs in den Jahren, in denen auch das Ein-
koQiDien schofspflichti^ war, und zwar zu demselben Satz wie das Ver-
mögen, eine Progression nach unten stattfand, die teilweis die nach
oben gehende aufhob.

* Zenmer S. 90.

* Der Vor Ii r wird sicher überall dort, vro er Imch bomossen
war, eine partielle Kopfsteuer gewesen sein. Hamburg erhob 149^
einen solchen von 2 (oben S. 95 Anm. 4). Der Ertrag helief sich auf
<i550./f. Koppmann schliefst daraus, es habe damsls 1775 sehoaaeiide
Bfiiger gegeben. Dieser Schlafs ist nicht haltbar.

Oben K. 94.

* Ib. Die Bittschrift fahrt fort: wente de neringhe is anode vnde
kranck vnde de ammete werdet dar sere roede vordemet.

^ Chroniken I B, 557.
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fordert ist'. Stieda meint, man Imbe in df^n Ämtern den
kapitalkräftigeren Teil der Bevölkerung trett'en wollen Aber
der eigentliche Wohlstand befand sich doch bei den Kaufleuten.

Mehr ergibt das Schofsmandat von 1410. Es bestimmt:
Vortmer de ghenne, de in ener aaraeden were sitten vnde dar
en islik persone vt der were lieft vyfhundert mark
vnde dar cnboueu, eu jewelik van den personen schal dit

jar vorschot gheuen^. Eine samede were, d. h. eine un-

Seteilte Erbeogememschaft (sie besteht swischen Kindern und
em ttberiebenden Elternteil und zwiscben Gescbwiatern)*
war in der R^el nar einmal schofspfliobtig Dieses Mal
sollten alle Miterben, deren Anteil 500 nnd mehr betrug,

den Vorschofs besonders entrichten.

Aber diese Summe kann nicht allgemeine Grenze der
Vorschofspflicht gewesen sein. Sie stellt für die damalige Zeit
einen sehr bedeutenden Betrag dar. Und im Vergleich dazu
ist die Zahl derer, die Vorschofs zahlen, zu hoch. Die .500 ^
kommen nur für die Glieder einer ungeteilten Erbengemein-
schaft in Betracht.

Es gilt also die Vorschofspflichtigeu auf andere Weise
abzugrenzen.

Nach einer Vermutung Doebners brauchte der Hildes-

heimer Vorschofs nur von denen bezahlt zu werden, die „vollen

Schofs" erlegten, d. h. mindestens einen dem Vorschofsfixum
gleichkommenden Betrag*. Nimmt man dasselbe fUr Lübeck
an, so ei^ibt sich folgendes:

Dann eut^prach dem
fVoilen'* Schofs ein Ver

mögen von:

96/fSilb.= l92/rp£.

fir-r

£t betrug:
y^j^gebofs

„vollen" Schof» ein Ver-
mögen von:

1410: 2 ^ 4 4 vonder^Silb.
1410 17: 1 ^ 2

U.^o ff.: 4 ß ^

i4u;V4: 4 ß 24 - 24 / Silb. ^ 48 / Pf,

14(>7/8 : «> ^ HjS von 100 ^ 1200 / Pf. ^

Die Berechnung ergibt sehr verschiedene Resultate , die

kaum zutreffend sein durften. Nicht weil die Grenae zwischen
Sehola *nnd Vorschofs gleitend ist. Das ist wohl möglich.

' Obon S. 95.
« H.G.BL 1886 S. lOa
« L.U B. V S. 378/79.
4 Pan Ii, Abhandlungen ans dem lab. Recht II S. 9 u. III S. 110 ff.

* Vgl. oben 8. 47.

* Eine Hildesheimer Kaiäwillkür von 1367 befreit sämtliche Dienst-
boten vom Vorschofs. Aoeh die, weldie Qber 10 besitsen, sollen nur
Sfhofs zahlen. Doebner folgert aus diesem ße(li<'ntt'npnviloi:^, dafs die
aligemoine Vorschofspflicht bei 10 begann. 10 i*^t nämlich ein Ver-
mögen, das einen dem Vorschouiixum gleicbkommenden Betrag aü
Sehr f ahlen mafste (U.B. der Stadt H. VI S. LI).

' Vgl. unten sab IX.
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Sondern weil die oben berechneten Sätze zu «ehr Toneinander
abweichen.

Stieda vertritt die Ansicht, der Vorschofs sei wegen d«r
alltäglichen Bedarfsgegenstände entrichtet worden, ^ie harmo-
nierte mit seiner Auffassung yom VorBchofs als einer all-

gemeinen Kopfsteuer^. Wenn er dies nun nicht ist, ruft

sein angebliches Objekt Bedenken hervor« Die Boatockar
Scholsoranung zwingt aber gar nicht nur Annahme der
Stiedaschen Interpretation. Sie bestimmt: dat (das gewöhn-
liche ingedömpte) entfrvet eyn islick mit dem vorschate *. Das
soll heifsen: das macht jeder mit dem Vorschofs frei. Ge-
wöhnlich waren die Hausgeräte nicht steuerpflichtig'. Aodm
in Rostock. Wer aber Vorschofs zahlte, boi dem wurde es

80 angesehen, als ob sie durch den Vorschors bereits versteuert

seien; er konnte sie ho'\ dem eigentlichen SehofK Rufser AnivÄti

lassen. Der Vorschols war in Kostock liesonders hoch*.
Daher wurden die Vorschoiszahler in Ansehung des ingediVmpte
entlastet.

Diese Auffassung wird dadurch bestätigt, dals die ganxe
Ordnung nur vom eigentlichen Schofs handelt Sie gibt gar
keine Vorschriften über die Hohe des Vorsehosses.

Auch wenn der Vorschofs aber von der fahrenden i labe
entrichtet sein sollte, dürfte diese Tatsache nicht verallgemeinert

werden. Nirgends ist das gleiche tiberliefert. Der Rostockor
Vorschofs bleibt eine lokale Besonderheit.

In einigen Städten ist die Grundlage des Vorsehosses
klar beschrieben. Stendal fordert ,,solidum de menaa vel
amplius de ante dando, quod vulgo sonat vorscoth* ^ Jastrow
eraählt von den Städten Brandenburgs*: ^Beror man diese
allgemeine Steuer (den Schofs) erhob, wurden aber die
Hausbesitzer mit einem bestimmten Prozentsatz vorweg
herangesogen; dies scheint ursprünglich den Charakter einer
vollen Doppelbesteuerung getragen au haben, so daiii

der Hausbesitzer sein ganzes Vermögen (auch Hobilieo
und Geldeswert) zweimal versteuern sollte. Schon frtih aber
nnhm flifser Extrabeitrag der Hausbesitzer den Cha-
rakter einer blofsen Gnnulsteuer an; man soh^itzte

Feuerstelle ab und rrhob von ihr znnflchsi - Mtr mt-
sprechenden Beitrag. Hinterher veranlagte man das ganze
Vermögen .... Jene Grundsteuer hiefs ^Vorschofs" oder

I Oben & 98.
< Beitrü^r zur Geschichte der Stsdt R. II, S 8. 12.
a Oben Ö. 49.
* Vgl. oben S. yö Aum. 4.

» Zenmer S. 67 Anm. 0. Der Sinn ist aieht klar. Wahisehciaiacfe
Ist die Faniilio iTisebfjfnossrnschaft) gemeiDt.

• Voikssahl deutscher Städte S. ISO.
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i^FeaerBchofs . . weil man sie vor der allgemeinen vor-

oder von der Feuerstelle erhob". Bremen erhob 1524
einen Schofs „van elkere Mark 1 zuaron luido *'2 Mark to

V o r s c h a t e vom 11 u s e , unde van der Hude 8 grote.

Waned ock we in Keller edder Buden, unde s^n gud aver
lUO Mark gewerd ys, gyfft to Vorschote *'2 Mark*'. 1540
wiril aus derselben Stadt berichtet; „Up Begehr des

Rahdes gaff de gantze Gemeinheit Teerfoldige Schattinge, van
einer Bremer llark veer Scfawaren. Jder Hafs aTer de
gmntxe Stadt tho Vorsehatte twe Bremer Hark, unde de
Keller und Boden eine Mark^.*^ Das stlddeutache Analogen
des Vorschosses endlich, der Herd Schilling, eine feete Ab^pitbe

von fl. (=12 ^ = 4,20M.)**, war eine Haushaltung«-
oder Fl milien H te uer^, traf nur den, der einen eigenen

Rauch hatte. I'n- K ist^^iini^cr
,

Gesinde, die GkUte und
die abwesenden Burger blieben von ihm verschont*.

Die Beispiele ergehen, dals das Fixum, welches die Stadt
neben der Hauptsteuer erhob , eine Familiensteuer oder ein

Extrabeitrag der Hausbesitzer war.

Der Ltlhecker Vorschols war keine Herdsteuer. Ea gah
dort einen hesonderen Feuerstellenaehols. Der Vorschofs traf

sndem auch die „Gäste" die doch in der Stadt keinen eigenen
Rauch hatten. £r wird aber ein Extrabeitrag der Haus-
besitser gewesen sein. Positive Beweise lassen sich allerdings

nur wenißf erbringen. In den Vor^rhofsre^iRtprn ist zuweilen

neben zwei Personen vermerkt: in enem huso. Der Ver-
merk deutet darauf hin. dafs nur ein Vorschofs gezahlt
\N t Tilen sollte. Ah die btadt im 1(3. Jahrhundert des öfteren
'1 urkensleuern erhob, lagen die Steuerlixa (vom Kopfgeld ab-
gesehen) auf Häusern. Es mufstcn z. B. zahlen:

Hiaser Bad«n Keller

1540 : 1 ^8/4^
1544 n. 1549: 2 ^ 1 ^ 8

Eö scheint, als wenn diesmal der Extrabeitrag der Haus-
besitzer klassifiziert wurde denn die Extra^teuern ptle^ten

keine steuertechnischen Neubildungen zu sein.

> ldiotic4>n Bremense Teil 6 8. 288.
« Ib. Teil 4 «. 680.
* Sie wnrde in Frankfurt fAnm. 4) and Mainx (Chroniken der

nuttebheinischen Städte XV] \l Abt. 2 8. 99) erhoben.
* Bücher, Festschrift S>. 125.
» Ib. S. 126.

* Vgl. oben S. 31.
' Becker, Üm^^tritidl. Oo.sclii(litf TT S. IIS'IB; Kirchring tmd

Müller, Compendiuiu Uiötohae Lubecensis (1677) S. 223} femer Neue
Lfib. Blätter iSsO S. 82. 1882 S. 72.

* Im 17. Jahrhundert wurde neben dem Vbrschotsfixinn ein

prosentualer Haasschofii erhoben.

Digitized by Copgle
j



102 XXI 6.

Viellek'lit liat auch, wio in Bremen, das mobile Ver-

mögen von einer bestimmten Uühe an Vorschofs zahlen
müssen.

Der Vorschofs wird also bestimmte Vermögens-
teile und Vcrmögensgröfsen getroffen haben, üb er

aber alle Haoabesitaer traf oder nur den wohlhabenderen
Teil, wo die Grenze zwischen gewöhnlichem Schofs und Vor-
aehors lag, ob sie feet oder gleitend war, UUat sich nicht

sagen.

Der Vorschofs war ein Fixum. Da nicht alle Vorechols-
pflichtigen gleich bemittelt waren, bedeutete die Erhebung des
gleichen Betrapf^s eine stärkere Belastung der minder Wohl-
habenden. Im allgemeinen wurde dies aufser acht gelassen.

Nur die beiden Male, als der Vorschois 6 / betrug, ist auf
die Leistungsfähigkeit Rttcksicht genommen,

1403 wurde ausdrücklich betont, nur der Bürger, „de it

onnochte**, sollte ihn zahlen ^ Die Vorschofsregister ron 1415
aerfallen in zwei Rubriken : 1. Dyt sint, deerevulle vor-
sehet heben geuen. 2. Dit sint de nen wul vorscot ghe
gfaeuen hebben. In den einzelnen Bezirken entfallen anf

Rubrik 1: 395 ? 814 178
Rubrik 2: 155 ? 149 00^

Personen. Die Zahlen sind zu berichtigen. Es sind in Rubrik
1: 4 ? n 1

Personen einp:etragen, die weniger als (> zahlen, dagegen
in sunto jacoljö verdendel unter der zweiten Rubrik 48 Per-

sonen, die G geben. Es ergeben sicli also für:

Rubrik 1: 391 ? 308 225
Rubrik 2: 159 ? 155 19

Personen. Demnach zahlten 924 Personen vollen Vorschois.

333 lieferten nur ßetrttge zwischen 4 jß und 6 4^ ab* K

8. Der FeuerBtellenscliorB.

Endlich erhob die Stadt noch einen besonderen Feuer-
stellenschofs. £ine Abrechnung aus dem Jahre 14i)0

gibt an:

' Chroniken der nieilersaclipi.sclien Städte IT S. :^85. — Auch Bremen
bestimmte 1542: de armoet im Vorschnte oa nodbederff to ver-
schonende (Idioticon Bremense Teil ü 8. 285).

• Diese Rubrik ist überschrieben: Dit is dat na soot. — 13 Per-
tonen shid weggelassen, 11, weil sie durch den Zusatz „18 nen beiger''
auseesohaltet Hind. 2 weitere, -^vcil der Registerföbrer bei ihnen Ter-
merkt hflt: di.sse cn wilt iiy" vorschot Rhenen.

• \ on ihnen zahlen: 0—6 ^ ; 17 2-H ^ : 65 4—8 /> : ^
4-5 5:38 1-2 J: 82 t 5
3-4 5:81 8/?-r/f:36

^ Mit Einführung des prozeatualeii HsuMcboiset wurde eine gleich»
m&isige BeUatong hergestellt.
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Prima Traveiia MI^' XXII
Secunda Travena .... IX*' XC
Prima Wakinsda .... MC XCVII
Secunda Wakniäsa .... II"> LXXVI.

Summa lUs LXXXV Turstedc ane de raet ynde
prestere.

Stunma na wane Torslagen, des jara elk vuratede
dortein werffe, tor tid twc penninge. Summa voralagan

op VI^' mark vnde LXXX mark
Danach muÜBte jede Feuerstelle IHmal im Jahre, alle

vier Wochen, 2 Pfennige, also im ganzen 2ü Pfennige

(2 Schillinge 2 Pfennige) geben.

Aus dem Jahre 1511 sind Steuerregister erhalten-, die

sich nicht genau bestimmen lassen, aber filr den Feuer-

stellenscliofs bestimmt gewesen zu sein scheinen. Hinter den
Namen sind durchweg 18 Striche eingetragen (in folgender Form

:

^^^y^y Sie entaprechen gerade der Zahl der Zahlunga-

termine. Die Register wurden das ganse Jahr hmdurefa ge-

braucht Daher finden aich viele Änderungen in ihnen. Sie

regiatrieren aaflinglich:
Prima Travena Secunda Wükeniasa

710 045 Personell.

Es kommen im Laufe de» Jahres 179 und 97 hinzu,

wähnnid f)^ und 48 gestrichen

sind. Die Zahl bleibt hinter obigem Voranschlag nicht un-

bedeutend zurück.

Der Gesamtschofs war demnach eine kunstvolle Py ramide.

Das Fundament war der eigentliche Schofs, im
Prinzip yon allen au entrichten. Den ersten Aufsata bildete

der Feuerstellenschofs, ein Zuschlag lUr alle, die eine

eigene Feuerstelle hatten. Die Spitze nahm der Ver-
se ho fs ein. £r traf die Hausbesitzer, vielleicht auch
die Vermögenderen.

^ L.U B. IX Nr. 914 S. 94849 Die Addition or-iV.t r^vht^^^ 1?9 ^
8V/? ß. Vielloicht wurde beim VoraoBchlag aclion der ausfallende Betrag
iu Kechiiuug gezogeu.

* Vgl. nnten sab XI.
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IX. Die Htthe des Schosses.

L SohorssatB.

Die Hohe des Schosses wurde jährlich in der Bursprake
erkundet

Aber nur der Vorscholsy der fittr alle gleich hoch war^

konnte unmittelbar bekannt gegeben werden. Bei dem
eigentlk'ben Schofs, der dio Hevölkf^rung nach ihrem Vermögen
traf. iTiul'ste man sich mit d i Angabe des auf die Steuer'
einheit entfallenden lietrageö begnügen.

Steuereinheit, d. h. der bestimmte gesetzliche Ein-

heitswert, nach welchem der Schofssatz als Quote normiert

wurde ^, war die Mark Silber^ (marca examinata, pura).

Nach ihr wurde der Schofssatz in Pfennigen festgesetst

Nur wenn er den Bruchteil eines Pfennigs ausgemacht hfttte^

wurden 2 4^ Silber zur Steuereinheit genommen.
Der Satz für den eigentlichen Schofs war ein einheit-

licher, gleich hoch fUr alle Vermöge nsgröfsen und Vermögens-
teile". Aber o^enso wie der Satz für den Vorschols ver^

schieden hocli für \ fTschiedene Zeiten.

JÜS wurden gefordert:

1 Wagner im H. d. |K>lit, ök. III S. 258.
Sic war die aUgeroeine Bedmungsdiiheit.

» Oben S. 47.

^ Ob dieser Vorschors erhoben wurde? Nach De t mar wurde
den Ämtern auf ihre Bitte, „dat man en wolde togeven de mark to
vorschotc" vom Rat zur Antwort gc^cboii

,
^dat so weren entwidet

erer bedc" (Chronikf^rt der nirciersäch^isehen Städtr I S. 557). Dagegen
berichtet liegkinan, dafs die Bür^ergetneiude nach anfänglichem
Widerstreben „willidiltcken de schatmgü und tholage der mark
lübisch ingerumet" (Handschrift der Lübecker StadtbiMiothok S. 29;
vgl. auch Kirchring und Mülleri Compendium Uiatoriae Lühe-
cemiia S. 41).

* iBta Aiit tallia, juando dabantur qnatuor densrii de marcm
•igcnti, anno nomini MCCOLXXVI (L.Ü.H. IV S. 357).

* Chroniken U 8. Ö6ö Aum. 1 u. 408; L.ü.B. V 6. 1^. Beimar

Vorschofa Schofs

1374/5

:

1375/(k

1403/4:

4 ^ von der / Silber^

8 ß vou lOU ^ Pf.«0
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Voitcliof« Schof8

1404/5 (5/6): ?

1405/d: 6 ^
1407/8: 4 ß
1410ai: 2/
1415 16: 6 ^
1416/?: 1 /
1450 ff.: 4 ^
1507/8: ?

6

8>?
on der Silber^

von 100 ^ Pf. •

von der Silber^

von der Silber^

von der / Silber*

1532 ff.: ?

1515-20: 4 ß
1529/^0: ?

1 von 2 / Silber^

von der ^ Sni)f^r®

von 2 4^ Silber"

von 100 # Pf.»o

von 100 / Pf. " "

Kock berichtet nur on den 6 ^ Vcfschofs (G^rantoff, Die Iflbeeki-

sehen Chroniken II S. 618). Im L.U.B. 1. cit ist in einer Amnerkang

ese Annahme iät unrichtig. Gremeint ist der Vortschoft», der nie unter
4 ß Kesvnkea ist

* Genau läfat sich da» Erhebungsjahr nicht feststellen . es liegt

aber /wHclifn 1408 und MOfi Im letzteren Jahre richt<'fPTi die Bürger
eine Ueächwerdeschrift an den üat. In ihr helfet es unter aaderem:
Item fllio gi ghekundighet hadden Tan der louen (vgl. oben 8. 0)

VI Penning to nchotc, dar de monhoyt iv volgaftich ane wart omme ere

vtidp oT5f!rnc!if willen der stat . . . (L.Ü.B. V 8. 158; Chroniken der
niedersächsich. St&dte II 8. 407 Nr. 8).

* Der alte Rat scheint den Vorschofs von 6 > svefinal eriioben

an babni. Die eben aitierte Beschwerdeschrift fährt fort: Item do de
borgher des myt iv enes worden to suntc Kathrinen , dat se Ebingen
vnder de VI mark vnde van C marken acht Schill . . . (L.U.B, l. c).

Hiermit scheint nicht der Steuersatz des Jahre« 1408 gemeint m sein,

d^iHi Reimar Kock berichtet , dafs wegen einer Fehde „de ander
Hiiiiilhujg der Schnttinjj-p"* bis zum Jahre 1405 ll«\irfn blieb und da(V

140t) die „Rostigen" (vgl. unten sub 3) jede neue Steuer ablehnten, ,de-

wüe vor einem Jhare hebben ider Borger soss Mark geven moten*
(Graut off S. 619 und 633; Becker I S. 326).

* Die Erhebunfr dirst s Schosses f&Ut in die Zeit zwisohen den
Beschwerdeachritteu von 1406 und 1408 (L.Ü.B. V S 153 und 185).

^ Twe mark to vorschote vnde veer penninghe van der mark
sllners (L.Ü.B. V S. 378). Desgleichen nach dem Vorachofsregister.

" Nach ilctu \'orschnrf-r<'t^i?;t(»r.

* Ene mark to v or^chate vnde twe penninge van der mark Muhiers

vppe beleghelike tijd (L.Ü.B. V S. 6481.

Veer schillineo to vorschote vnde van twen marken snlaers t^nen

pcnningk {\..V W IX S. %0: «dx nso in den Barspraken von 1451,

1454, 55-58, 14UÜ—63, 65, 66 etc.).

* Uacb, Aus Paul Frenckings ältestem Testamentsbnehe in 2.

Bd. 6 8. 457: vor de m 1 wytte (-« 4^ Zweifellos ist die 8ilb.

gemeint.
* Nach der Bursurake l'etri dieser Jahre.

»0 Hach S. 46L
" 11). S. 462, auch Kämmereireohnungen der Stadt Hamburg V

S. 475. Dieser sog. ..huiidcrt.st.' P. nnhick** ist auch 1535 (ib. S. 4^.^).

1547 iM. Heft 4 S. 64) und 1563 (Heft ö S. \t1 ti.) erhoben. Er kommt
aber schon 1529 30 nicht im Ertrag des Sehosses tum Ausdruck. Der
hiiudrrtiite Pfennig, die derzeitifre Beseichnung tur l®/o (vpl. M. Heft 5
8. 32 Arim. und für Rostock PMM-=<-b.> .1 f Nat. u. Stat. Bd. ?A)

8. 340) j ist nichts anderes als ein rVoiger Schofs. £r scheint aber

Digitized by Gopgle



106 XXI 6.

Der Normalsatz der älteren Zeit war: 4 ß Vorschof»
und 2 von der # Silh•'^^ seit 1450: 4 ß Vorscliofs utkI

1 von der ^ Silber-. Letzterer stellt den Minimal.satz

dar. Der Vorschois hat ihu um das 24 fache, der bchofs nur
um das 12 fache überschritten.

In mancher Stadt standen Vorschofs und Schofs in festem

Verhältnis zu einander. Ersterer belief sich auf ebensoviel

Scliillinge wie letzterer Pfennige betrugt; sein Fixum war
12 mal 80 hoch wie die Grundziffer des Schosaes. Derartige Rela-

tionen sind aber nicht allgemein^. In Lübeck s. B. iat von
einer festen VerhiltnisEanl «wischen Schofs und Vorschofs
keine Rede. Der Normalsats der älteren Zeit entb ilt die

Relation 1:24, der der späteren 1:48. 1410/11 ist das Ver-
hältnis von Schofs und Vorschofs gar wie 1 : 96*.

Der Scbofssatz befindet sich seit 1436 in stKndigem Rück-
gang. Er ist aufser den angegebenen Jahren noch 14^10 und
144^^ herabgesetzt. Das orfriht der Ausfall im Ertrag*^. Wie
^^rofs der Kachlafs zitfernmafsig war, ist nicht überliefert.

Die derzeitige Steuerpolitik war durch eine günstige Finana-
lage^ bedingt ^

selbfltftiidig neben dem Schofs erle ben, jodenfalU Helbatiodig neben ihm
verwaltet zu «oirt. Die hesond«k* Verwaltung betraf aneh die ^'r•r

ausgabuDg. Deno hoiu Ertrag ist in den KäiDomereibüchem nir|j;eQüs

erseiebnet 1547 vereinbarte 'der Sst mit Kordt Kester: ,vnnd ^wile
he dem £rbani Rade etlicli jar echot viid den hundersten pennynck
schuldieh gewesenn, schall ome sotUnes binnit ock iiagegeuen syn"
(M. Heft 4 8. 64). Auch dieser Wortlaut spricht für eine getrennte
Behandlung beider Steuern. Damals wurde es fiblich« statt die eine
Steuer zu erhöben, eine zweite gleicher Art v.w rrheben.

''^ Der noinuile ^'orscbo^8 wurde im Antung des 16 Jahrhunderts
ständig auf 8 ß erhi.ht. Er betrug 1542 2 /, 1613 1 ^ iZ. Bd. 2
8. 268-60).

' Chroniken 11 S. 408; WrhrinMiM. H.(;.m. 1878 S. 126; Kopp-
mann in d. Beitiftgen s. Geschichte liostock:« U c.

* Im 17. Jabibandert belief «icb der Normalsats auf 8 ß und 2*/«*

(Z. Bd. 2 8. 258-60; Neue I.üb. Blätter 1852 S. 121j. Der Satz ist

bSber als der frühere; denn 1 von der ^ Silber sind nur l,3°/oc.

" Z. B. in Braunschweig (Chroniken der deutschen Städte VI
S. 1S7 Nr. 2; Hack« Finanavemraltnnf? B. 100); Hannover (Bilder ans
Haanovers Vergangenbeit S. 50); nildr^h. irn TM?. VI S. LI) etC.

* Stieda nimmt dies an (Städt. Finanzen S. 18 19).

^ Auch in Rostock verhielten sich Schofs (1 ^) und Vorschofs
(8 p) wie 1 : 96 (K op p nt an n l, C.).

* iiTitf^n sub XVIII.
' V^l. unten sub XIX.
* Hierbei ist aber an bedenken, dafst wie eben erwähnt, im

16. Jahrhundert das System der impot unique aufg^eben ward. Anno
1510 int der vnsten schach ene boleuinghc van derae ersamen rade vnd
der gannzcn Kemenheyt der stat lub., dat vmme wedder to stände der
groten auerlan des koninges to denreraarken eyn islick man ock wedewea
vnd ^ nnjundigge kinder fvgl. oben S. 24) numnter buteu bosebeden sal

vpbringen synem eede van isliken dusent ^ 4 lub. an gudea
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2. Sehorseiiüieit.

Schofseinheit und Schofssatz lassen zumeist nicht ohne
weiteres die prozentuale Beiaötung der Steuerzahler erkennen.

Denn die Mark Silber oder fein war nur eine Rechnungs-
ratlnxe. Sie warde nur rechnerisch in 16 jS m 12 ^ ein-

geteilt, nicht geprägt ^ Neben ihr gab es eine Mark ge-
münzten Silbers, eine Zahlmark, die Mark Pfennige^
die gleichfalls in 1(3 yj za 12 4 zerfiel. Aber aueh sie ge-

langte bis zum Beginn des 16. Jahrhunderts nur in Teilstücken
(Schillingen und Pfennigen das gröfste war der Doppel-
sohilling) zur Ausprägung. Die ersten silbernen Markstticke
wurden löO*) geiminzt*

Die Mark Silber uiui M.uk Pfennig war<^n also beide

„kein besonderes Gepräge, suiulern es ward damit ein gewisses

Gewicht oder eine gewisse Zahl verschiedener kleiner
Geldsorten angedeutet"*.

Auch diese Angaben ermöglichen noch nicht die Be-
rechnung der prozentualen Höhe des Schosses^ denn der
Mtinzfufs war alle paar Jahre ein anderer.

An länglich kamen auf die ^ Silber 2 / Pf. (= 32 ß= 384 /^). Aber bald verschlechterte sich, da der Silberpreis

stieg, die Währung in Schrot (Schwere) und Korn (Feinsilber-

gelde islik msnte .... ynn dat boteosende vp letare. Die Steuer
wurde auch noch 1511 erhoben. 1510 erorachte aie 18843 / 9 j. 1525
zahlte Hamburg 120 (96 ^) n«! e oh t ri hn t ionem rei bellice de
estimacjoue domus^ (juam civitas habet in l^ubeck. Der gewöhnliche
Schof« belief sich auf 2 1582 wurden noch ad contril^tionein rei
bellirn restantis de anno 25 10 / (8 ff,) nachbezalilt. In dem-
selben Jahre zahlte die Stadt neben dem Schofs von l'^o 24 jj ad
contributioncm rei bellice. Die gleiche Summe, 24 jS, war bereitt^

1581 gegeben. 1533 gab Hambiirg |»fo taxa domus ad usam gnerre
und ad taxam de boda ad gnorram je 24 /> (Kftmmereireohnunp-erv
der Stadt H. V 8. 27ü, 475 und 615). Alle die bq eingehenden
Mehrbeträge wurden darch ad hoc gebildete Behörden vereianalnnt und
aransgabt.

' Nach Grautoff wurde «io zti ir» Lot Silber /.n^'ewoj^en
(Historische Schriften III Lnbeek lü'dö S. 21). Die Hildesheimer
Schofsregister rechnen bis 142G nach Silber, erst von da ab nach ge-
prägtem Geld (Koppmann H.G.Bl. 1896 8. 197).

^ Nämlich in Sechelingen, Witten (4 Pfennigen), Dreilingen»
Blafferten (Doppelsehillinpen) und Scherf' n (die kleinste SchcidemünsC»
Vf wert). Vgl. Curtiub, Mittelalterliche Münzen Lübecks in Hoff-
mann. Geschiebte Ls: Melle, Orfindl. Nachricht S. 474 ff.: Grau-
toff in S. 149. OoldrafiDsen piigte L. schon seit 1341 (Dittmer
Z. Bd. 1 S. 25 u. ao tf.)-

» Grautoff S. 20—23; Curtius bei Hoffmann II S. 22d/27?
Hoffmann i. Z. Bd. 7 S. 242 Anm. 23.

* V. Melle, S. 470. Desgl^i^^^B in Hildesheim; „Die Benennung
Schillinge und I'ftiiid bedeutet daher nur die 12- re^p. 240fnchf Vielheit

der Pfennige und keiae selbständige Münzen" (U u b e r , Haushalt H. s Ö. 9).
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gehalt)^ 1872 z. B. wurde die raarca argenti bereits zu 4 ^
2/4 4, 1410 zu 5 / 9 lU /4, 1 4r,0 sogar zu 0 / 12 ß
2 4i "^irul I tGl zu \l S ß 10 ^ auiigeprägt ^. Der Kur:«-

wert der / Silber veränderte sich beständig*; er war im
allgemeiaen im Steit^^en begriffen.

Die ^ Silber steilt sich also als eine variable St uer-

einheit dar. Um den Hehofssat/ in Prozenten auszudrucken,
hat nun Wehrmann folgenden Weg eingeschlagen: er stellt

zunächst die jeweilige Ausprägung der Mark fein fest

und ermittelt dann aua MtLnziaia und ScholBaats die prozen-
taale Hohe des letzteren. 1876 i. B. wurde die Silber an
4 ^ 2 j(? 6 4^ ausgeprägt und ein Schofsbetrag von 4 >^

4 X
verlangt; das ergäbe nach der Gleichung -j^^ = eine

Belastung von etwa 5*'/oo'^.

Nach derselben Methode berechnet Wehrmann fiir 1410
einen Schofs von 4 ^/oo, und als Norm einen solchen von 2 ^/m*.
Diese Resultate sind bisher überall anbesehen oder doch un-
beanstandet angenommen ^

Wehrmann setzte bei seinen Berechnungen als selbst-

verständlich voraus. 'ImTs fUf Silber aucb ref^ll Steuer-

pinhpit war, dafs ilir jeweiliger Kurswert für die Be-
steuerunj? in Betracht kam.

nf>«^'-en diese Annahme erheben sich von vornherein
Bedenken. Die Normierung des Steueranspruchs in dem
Bruchteil eines gesetzlichen Einlieitswertes hat den Zweck,
den Steuerpflichtigen eine bequeme Handhabe zur Berechnung
des auf sie entfallenden Betrages zu geben; sie sollen den
Steueraats so oft sablen, als ihr Vermögen die Steuereinheit

enthält. Dieser Bestimmung vermochte die Silber nur sehr
unvollkommen gerecht au werden. Denn sie hatte ja keinen
festen Wert : der war nur durch eine jährlich zu erneuernde
Umrechnung zu ermitteln.

« v. Melle S. 471 ff.; Grautoff S. 86 und 124 0.; Dittmer,
L.8 älteste 8ilbenttfinse i. Z. Bd. 2 ä. 151 ff. Für da« ganze mittel-
alterIio)i(> Mnnz.wesen Bind fortwfthre&de Mfinsyencblechteraogen typlgdi
(Uuber ö. b)

« Grautoff S. 265 '6«.

^ 1379 wurde ein Rückkauf von 18 / Renten vereinbart f&r
110 ^ pnri arponti luhircnsis vel galtem pro lubicensilni«
denariis in vaiore dicti argenti sccundum inodum tunc cur-

rentem (L.U.B. IV Nr. ^7 S. 987). Hau sachte sieh gegen die Ent-
wertung des Kurantgeldcs zu schfitsen. — Vgl. auch Hn Der S. 11.

* 4 / 2 /r 6 - 79« y^.
• L.U.B. IV S. 3.^7 Anm.
« L.U.B. V S. m8n9 Anm.
' Z. Ii. von Stieda, Stadt. Finanzon S. 21 und Koppmann tod.

uiedersäctisiscUcn Chroniken Ii S. 4U7 Nr. 7 u. 408 Nr. 2.
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Die Bnrsprake gibt keioe Anfschlttsse ttber dte jeweilige

AusprUgong der ^ Silber. Eine Bekanntgabe des MUncfiiCses

auf anderem Wege ist nicht überliefert'. Vermutlich werden
also die Bürger die Steuereinheit, nach der sie sich doch richten

sollten, iilierhaupt nicht haben tixteren können. Aber auch
wenn ihnen dieselbe „aus dem Doutschen ins Deutliche" übersetzt

sein sollte, hätten sie nur zum perin<ren Teil etwas mit ihr

anfangen können. 141U z. B. wurden 4 von der # Silber

gefordert*; letztere war damals zu 5 ^ 9 /? 10 auögeprttgt*.

Wieviel hatte dann der Eigentümer von 5ü ^ Pf. zu zahlen?
Dies SU ennitteln — jeder mufste seinen Steuerbetnig selber
ausrechnen, eine behördliche Festsetsung desselben erfolgte

nicht ^ — erfordert eine rechneriche Benhigung, die noch
hente kein Steuergesetz Torauszusetaen wagt.

Aus diesen Erwägungen schon erscheint die Silber zur
reellen Steuereinheit völlig ungeeignet. Eine Anwendung der
Metliode Wehrmanns auf eine Reihe von Jahren^ vermag
diese Bedenken nur zu verst&rken. *

Es betrug:
1 .f. Die promillare

Methode)

1370: 44 4^2/(^4= 798 ^ 5 uu

1405: 6 4 5/3/ 7 4 = 1003 4 6^fw
1410: 4 4 5/ 9/ 10 4 = 1078 4 3,7 »/w
1416: 2 4 6/ 13^ 10 4 = 1318 4 1,5 •/oo

1450: V2 4 9/ 12j^? 2 4 = 1874 4 0,27 »/oo

1462: »/• 4 12/ 8/ — =2400 4 0,21 «/oo

Danach wäre der reelle Schofssatz von 1405—1462
ständig gefallen. Da der nominelle Schofssatz in der zweiten
Rrdfte des 15. Jahrhunderts dauernd auf ''2 4 '^^^ /
Silber stehen blifb und die Älünzversclilr t htprung wpitfrging,

mufs man sich den reellen bchofssatz noch immer weiter sin*

kend denken.
Die voratehend berechneten Prozentsätze sind auffällig

gering', zumal für die spätere Zeit. Dies um so mehr, als

» Hildesheim, daa dieselbe „ideelle" (Huber S. 11) Rechnungs-
einheit hattf", gab jährlich am Koj)f (\pr Schort*r''L'!''t«'r an, wie hoch sie

in der Valuta anzusetzen sei. 1404 z. ii. pro marka 2'/« p. 4 d., 1410:

gherekent vor de mark 2*/f p. 8 s. 4 d. (OJß. V S. 236 und 401; K upp -

mann H.G Bl. 1896 S. 1971
« L.r.B. V S. 'M^.
» Graut off Iii ^5. 266.
* Unten sub XII. — In Hildesheim wurde der SchofAbetrag von

drn StonrrciiiiK'hTncrTi bnrrchnet. Dort fand abor ancb eine 0ekla>
ration statt. In Lübeck nicht.

* Wehrmann hat sie nur flbr die iltere Zeit durchgeführt.
* Grautoff 8. 2G5 66. Wo die Angaben für emcelne Jahre

fehlen, sind mittlore Worte ppnommen.
Wehrin aun halt einen IScbofssatz von 5^/oo tür un^evvobuiicb
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d«r Scbofs eine der HaupteinnahmequelleQ der Stadt war. Sie
würden femer ergeben, daCs der reelle Schofstata in der Zeit
von 1405—1462» in 57 Jahren, um fast das 30 fache herab-
gesetzt worden ist Dem steht aber der Ertrag des Schosses
entgegen. Die Stadt yereinDahmte durch ihn 1407/8: 7900
14()2 (>3: 3590 Also auch Hf>in Ertrag ging zurück, aber
nur um das fache. Der Rückgang des SchoXsertrages iat

tiber 12 mal geringer alti der des Schofssatzes.

Diase grolse Differenz läfst sich aus einer Zunahme von
Bevölkerung und Wohlstand nicht erklären. Die mittel-

alterliche Stadt kennt kein derartig sprunghaftes Empor-
acbnellen. Zudem ward Lttbeck in der ersten Hälfte des
15. Jahrhunderts durch kriegerisdie Verwicklungen an einem
ruhigen Wachstum verhindert

So ruft die Annahme, dafs die / Silber reelle Steuer-
einheit war, Bedenken über Bedenken hervor.

Sie ist es denn auch tatsitchlich nicht gewesen.
Der Text der Bursprake zu Martini 1457 ist im Jahre

151fi durch zwei Marginalnotizen erweitert. Neben den Worten
„twe iiiark suluers" ist vermerkt: „syn ver mark iul>. i^e-

tellet", neben den Worteu „teyii mark auluers" : „syn -u ^
Ittb. getellet" ^. Desgleichen heifst es in der Bursprake Mar-
tini von 1541: „ynd van twen marck suluers^ sint veer marck
lub. getellety einen penninck**.

£ine Mark Silber wird gleich zwei Mark Pfennigen ge-
rechnet Diese Relation gibt nicht den derseitigen Kurs-
wert der Silber wieder. Allerdings war letztere ursprünglich
zu 2 # Pf. ausgemünzt worden ; das war jedoch vor 122<) der Fall
gewesen l'ilS kamen auf 1 / Silber 12t^ Pf.'! Aber beim
Scliuls äoiite diu alte Relation zu Grunde gelegt werden. Die«
ist zwar nur aus den Jahren 1518 und 1.'>4I überliefert. Aber
da es in beiden Jahren keiner besonderen Anspannung der
Steuerkraft bedurfte, darf man ohne weiterem annehmen^, daf»

es sich hier nicht um eine vorttbei^ehende, sondern um eine

hoch (L.U.B. IV S :!57|. I)a.H i t r nirlit ztitrcffcmJ. In Rostock
war eiD Sats vou b^lm das Normale (Meckl. VW. XX iS. 499; Beiträgt^
zur Geschichte R.8 n Heft 3 8. 10). DcHirl. in Augsbnrg von
1516—40 (Härtung in d. Z. f. G.V. XIX S. 10>). irildc^hoim forderte
gewöhnlich 7,8o/oo (Koppmann H.G.Bl. lbU6 S. fluhi r S 60),

1342 aber lO^/o iib. 8. V6b)\ Mainz l-l'/i«/o (Chroniken XVllI Abt. 2
8. 99). Nach Inama-8terne^g (III 1 S. III) betrog in der ersten
If ilfTc ilfs in. Jahrhunderts der mittlere Satz l^/o. KolniHr erhob
liisö n"o (Zeil Iii er S. 6« Anm. Ij vgl. S. 91). Weitere AuKaben bei
Stieda, Stiidt. Finanzen S. 21.

' Vgl. unten sub XVIII.
« LIT n IX S. 960 Anm. 1.

• ürautoff S. 264 und 266.
* Die Bestätigung dieser Annahme gebcu die Kämmcreirechuuugea

der Stadt Hsabnfg. Vgl. unten 8. 112 Amn. 4.
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dauernde gesetzliche Tarifierung der / Silber in
lubeckischer Valuta haüdelt*.

Die / Silber ist anfangs zweifellos reelle Steuereinheit

gewesen. ZunSchst wmm die aus ilir geprägten Währangs-
rnttnien bei Berechniing des Schosses su Grande m legen.

Aber sobald die Mttnzverschlechterang begann , konnte nicht

erborgen bleiben^ data die erwählte Steuereinheit durchaus
angeeignet war. Sie drückte den Ertrag des Schosses relativ
herab ^ Ein nominell gleicher Schofssatz war reell ver-

schieden. Wurden a* B. 1220 und 1370 von der / Silber

2 gefordert, so waren 1370 4 # Pf. nur ebenso hoch be-

lastet wie ll22(i 2 Tf. ; der Schofsfatz blieb sieh nominell

gleich, war abfr reell nur noch halb s > hoch. Diese tinanziell

nachteiligen Eintiüöse der Steuereinheit niufsten sich immer
stärker bemerkbar machen; wurde doch der -s^ tzliche Ein-
heitswert, von dem der Steuersatz zu entrichten war, immer
grofbcr, folglich der Satz immer geringer'. Eine Erhöhung
des Nominalzinafuiscs hätte den Au^sfall decken können, würde
aber nicht als notwendig begriffen sein und deshalb Wider-
spruch gefunden haben.

Dennoch wurde die alte Steuereinheit nicht beseitigt^.

Der konservative Zug des ganaen Zeitalters war Änderungen
nicht geneigt*. Aber der Hat machte sie durch gesetzliche

Tarifierung zu einer festen^ durch den jeweiligen Mflnzfufs

nicht mehr veränderlichen GrOfse. Die ^ Silber wurde aus

^er reellen au einer nominellen Steuereinheit. Nicht
ihr wirklicher, sondern ihr gesetzlicher Wert war
fortan bei der Berechnung des Schosses mafsgebend*.

' nosotzliclic Fixierungen dos Knr-^v- rts clor ^ Silber sind dt'in

Mittelalter nicht unhoknnnt. Vtjl. Nirm he im. Das Haudiuogsbuch
Vickos von Geldersen Eiiil. IS. jLXXI.

* Koppmann in den Beiträgen z. Geschichte der Stadt Rostock
II Heft 8 B. 11.

" Die geffenteiUge Wirkung hatte die Münzversrhlcchterung bei

den in ^ Si!r>er an<:^e<«('tzt<»n GeldstratVn dos Stadtrechta etc. Hier
inufsten die Verurteilten im Laufe der Zeit imiuer mehr zahlen. Auch
deahslb wufde eine ^esetsliche Tsrifierung notwendig.^ — HamboTg
hatte dieselbe Steuereinheit und dieselben Schwierigkeiten. Bis ins

16. Jalirhundert l)«'frug der normale Steuor-itz 1 von der / Silb.

1504 wurde ein neuer geaetsUcher Einbeitswert, 100 eiugeiuhrt;

der hienaf sä sshlende DanshselinittMats, 4 fl 9 /iiol A), wsv im
Yeisleich sum alten eine konstante GrOfse. (Vgl. Hamb. US. S. 421;
Dittmar Z. Bd. 2 S. 153.)

* Sil« •rschoint in der Bursprake, laufte die.^e den Srhofsnatz

bekuniit i^ibt. Auch Mandate, Luxusorduuugeu etc. behalten sie bei.

Vgl. Z. Bd. 1 S. 388, Bd. 2 S. 509 ff.; Wehrrnsno, ZanftroUen 8. 97.

* Vgl. oben B. 6.

* Lfibeck entzog sich den aus der Vanabilität der Steaereinheit
hervorpehenden Scliwiorigkeiten durch deren Tari6enuig, Hambarg
durch Vertauschung der alteo Steuereinheit mit einer neuen.
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Wann diese Taiifierang erfolgte, läfet sich nicht mehr
feststellen. Vermutlich noch nicht im 13. Jahrhundert, weil

damals der MUnzfufs noch ziemlich konstant war\ und nicht

erst im 15. Jahrhundert, weil dann eine gesetzh'che Kehabili*

tierun^'^ flor nlton Relation 1:2 zu f^rikkend gewesen wäre*.
Vielh'iciit geschah .sie im Anfang cies 14. Jahrhunderts, aU
die Münzveröchlechteruug gröfsere Dimensionen annahm*.

All dies ergibt, dafs die Methode Wöhrmanns zur Be-

reciiimu|^ der prozentualen Höhe des ISchosseä uuiichtig ist,

keine zutreffenden Resultate ergeben kann. Statt des reellen

ist der gesetalich festgelegte Wert der ^ Silber au Grunde
zu l^en. Dann kommt man zu folgenden Ergebnissen. Der
Schousatz betrug:

auf die Steuereinheit: . i>.^:ii«
1 ^ Silber =^ 2 ^ Pf. " rnwDiUe

137(3: 4 4 10,4

1405: a ^ 15,6

1410: 4 4 10,4
1416: 2 4
1450: V« 1,8

1462 ff.: V« 4 1,3 *\
Er ist also von 1405— 14t)2 um das 12 fache herab*

gegangen, nicht um das 30 fache. Der Ertrag des Schosses

ging in derselben Zeit um das 2^/8 fache zurück % also nur um

» Grautoff S. 264.
* 1462 z. B. wfirde sie eine Erh5himg des Schoseefl um das 6fiuJi«

bedeutet haben.
^ Die «eltene Erwähnung der Tarifienmp erklärt «ich daranr^, dafs

sie eine inveterata consuctudo darstellt und nur eine kleine Zaiii vod
fiurspraken erhalten ist In den S. 110 an^effihrten ist sie vielleicht

pro mrrnorin rrcniuint

* Daa Domua iiainburgensis war bis 1479 zu ÜOO zu versteuern
(oben S. 50). Der Schofs betrug 1461- 65 nnd 1474—78 1 1473 2 JL

(es handelt sich ofienstehtlieh um den Schofs zweier Jahre, denn 1472
ist nachwoislirh keiner froznhlt); 1471: 20 ß fKärnmereirechnnnprn der

Stadt Hamburg U S. 11^4, lö8, 202, 270, III b. 00/39, 125, 166, 251,

292 Q. 8S0X Bringt man den Vorschofs yon 4 in Absng, so corgibt

eich, dafs für je lUO 2 ßy das sind l,25*^/oo, gepebcn wurden. 1471

ist vielleicht ein doppelter Vorschofs erhoben worden. Von 1479 an
betrug der Wert des Hauses 1600 Der Schofs belief sicli 1479—80
auf 86 ß, 1482—90 auf 32 ß (Kämmereirechnungon III S. :^9 nnd 400,
IV ^ 56, 108, 180. \r^^ fT bis 463). Das würde bei der Annahme,
dafs nur 1479 u. 1480 ein Vorscbofa gezahlt wurde, gletcbfalU eine Be-
lastung von l,25*'/oo ergeben.

* Die Angaben Wehrmanns, der gewöhnliche Schofs habe 2**«.,

der vor. Ml^ 1
' oo, der von 137*; r)" rc betmfren (oben S. 108 u. H O Hl.

I8ö4 S. 55) t^iud also zu berichtigen. Ebenso die gleichen Angaben
StiedsB in den Stielt. Finanzen 8. 21 undRoppmanns in den niedei^
deutschen Chroniken Ii 8. 407 Nr. 7 und S. 408 Nr. 2. Übripens hat

Koppmann bei «einer Rechnung zum Teil statt de» derzeitigen
Kurswertes der ^ Silber den de» 19. Jahrhunderts zu Grunde gelebt
und dadarch doppelt falsche Resultate erzielt Der Satz Ton 2*%s als

Nonn gehört einer späteren Zeit an (oben & 106 Ann. 2).
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den fünften Teil dea SchoCuuitEes. Diese Differenz kann aber
sehr wohl aus einer Steigerung der Bevölkerung und des
Wolilstandes erklärt worden. Ein Mifsverliältnis zwischen dem
RlickgHDg des Schofösatzes und Schorsertrage« besteht jeden>
falls bei diesen Ziftern nicht mehr.

Und ferner war, wenn der gesetzliche Kurswert der

Silber die Steuereinheit bildete, die Ermittlung der indivi-

duellen Schofsbeträge nicht mit rechnerischen Schwierigkeiten

erbanden.
Kurs : die Bedenken, die sieb gegen Wehrmanns Metbode

erhoben, treten bei dieser Au&wuDg der Steuereinheit zurttck.

Das 15. Jahrhundert begann die alte Steuereinheit

durch eine neue reelle, 100 zu ersetzen, die auch sonst
vielfach bei Ausmessung des Steuerfufses zu Grunde gelegt

wurde. Zweifellos war sie in der Praxis bald allgemein üb-

lich und fand selbst in amtlichen Schriftstücken Verwendung*,
obwohl die Bursprake an der alten Einheit festhielt.

Auffallend ist aber, dafs die von beiden iSteuereinheiten

geforderten Quoten nicht ganz Ubereinstimmten. Der Schofs-

sats der Bursprake belief sich in der «weiten Hälfte des
15. Jahrhunderts auf 1 von 2 / Silber (4 ^ Pf.). Es
hätten also auf 100 ^ 25 kommen müssen. Die Hamburger
Herberge am Elingenberg, die bis 1479 ein Steuerkapital von
600 darstellte, wftre demnach in dieser Zeit 250 = 12V8 ß
schuldig gewesen. Sie z.ahlt aber nur 12 d. h. auf
100 ^ 24 Diese Abrundung nach unten hin dürfte sich

aus steuertechnischen Gründen erklären. Die btadt verzichtete

für je luo ^ auf 1 >4 ihrer Steuerfordening, um den Pflich-

tigen die Erstattung des Schosses in wenigen Geldstücken
zu ermöglichen.

8* Soborssatz und polittselie GesoMehte.
Die Schuiäöaize spiegeln die politische Geschichte Lübecks

wieder. Ein hoher Satz läfst auf eine grofse Schuldenlast,

diese in der Kegel auf Kri^ schliefsen^.

Sie war Steuereinheit z. B. in Hamburg (Kämmereirecbuungen
I S. LV; de quolibet rentenario marcanim 4 flv ^)iuid Basel (Schon-
beru, FinanzvorhilltiiLss«^ S. 281). Iln nicn und Hannover bedienten
sich der iircnier Mark (Ortlott S. l^isä; Ulrich, Bilder aus H.s
Vergangenheit fcj. 50), Augsburg bii* 1472 des grofsen Pfundes, von da ab
der lOOl. (Hartnsg Z. f. 6.V. XIX 8. lOSX

* Vgl. oben S. 104 Anm. 6.

^8. 112 Anm. 4.

* GrJ'f.-'ere Au^p;abon hatten im Mittelalter meist eine kriegerisclm

Veranlassung (Stieda, Städt. Finanzen im Mittelalter S. lt$ u. 14) Die
Ktfidte pfleß:ten sich zunächst mit Kredit^j^eschftften zu helfen« £Me Sebald
wurde später durch Erhöhung der Steuern abgetragen. Vgl. fiir T>übeck
M. Heft 1 S. 68, Z. Bd. 7 ^. 246, ferner Schönberg, Finans-

Forachmigan XJLl — Hartwig. ä
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In den 70 er Jahren des 14. Jahrhunderts war die Stadt
durch einen siegreichen Krieg gegen Dänemark (Fried*' zu

Stralsund 137n) und andere Umstände in Schulden geraten ^

die ihr jahrzehntelang zu schaffen machten. Als der Rat

1J74 zu ihrer Tilgung eine Erhöhung der Matten (Mühleu-
abgabe) und einen Vorschofs von 1 in Vorschlag brachte,

entstand nach Detmars Bericht i^de erste misbehegelicheit

unde wrank der menheit jegen den raat* Wie der Kimpf
um diese Steuerforderungen endete , steht dahin*. Jedenfiuls

wurde nicht genug vereinnahmt, um die Schuld abtragen zu
können. Im Gegenteil, der Besuch Kaiser Karls V. trieb sie

wieder in die Höhe, so dafs K^7<> ein erhöhter Schofs not-

wendig* und bewilligt wurde. Audi liiermit liefs sich die

Schuld nicht begleichen. Sie wurde vi» Inn lir t'ortan von Jahr
zu Jahr übernommen und wuchs dabei derartig an, dafs neue
Mafsnahmen nicht mehr zu umgehen waren ^. Der Hat be-

aultragte deshalb im Sommer 140ii zwei Ratsherren, mh den
Bürgern über die Art der zu erhebenden Extrasteuer Verein-

harungen au treflfen.

Sein Vorschlag, eine ,zise to aÜerley wäre" au erheben,

fand kein Entgegenkommen*. Nach längerer Unterhandlung'
einigte man sich auf einen Schofs von ^ft^fo und einen Vor-
schofs von 0 Der Ertrag war ein hoher; er helief eich

auf gegen 14000

Aber auch dadurch konnte der Not nicht gesteuert

werden. Neue Fehden trieben die Schuldsumme wieder in

die Höhe'^ Bereits 1405 waren die Kassen wieder er-

schöpft.

vprhältiiisso Basels S. 96'97; Hub cm-, HauBhalt Hüdesh. a 72;
Espioaä, Fluanoes de la commune de Douai S. 269.

» Wehrmanu Z. ß, 1 S. 268; Becker I S. 321,

* Chroniken DiederaAchBiflcher Stidte I & 557.

* Vgl. oben S. 104 Aam. 4.

* Über die «ufterordentliehe Form Beiner Erhebung nnteu sab X, 1,

Der nintliche Bericht über die damalige Zeit erzUilt: „Witlick
sy, dat de stat i.ttln k van langen jaren her heft in groten schulden
gewesen" (Chronikt n 11 S.

* Die Amter waren anfangi^ nicht abjgeueigt, lielseu sich aber
p&ter Ton der mAchtigen Branersnnft umstimmen (Chionikeu S. 884)i

^ Erst im Dezember 140-1, » in Halbjahr nach Ablehnung d* r

Acciäe« auf die Mitteilung des lUtes, die Stadt schulde su Weihnachten
26000 / (ib.).

* KeimarKock berichtet nur vom Vorschofs (oben S. 104 Anm. 6).

Das hat lioffmann zu der irrigen Ansicht verleitet, 14(K3 sei eine
einmalige Vermögenssteuer erhoben (Geschichte Lm l 8. 145).

« (Chroniken S. HKiV.

••^ Graut off, Die Lubccki^cbcu Chroniken II S. 618 ff.
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Der Rat ahnte das Widerstreben gegen neue Extra-
steuern. Er kam deshalb der Bürgerschaft weit entgegen.

Er 2;al) ilir anheiiu, einen Ausschufs zu bilrlen, der die Steuer-

vt i liundlungen führte. Die Bür«rpr wählten darauf 60 Per-

äOiuii Der Rat<>vor«(.biag ging wieder auf eine Biersteuer,

fand aber auch diesmal kein Geialieu". Dagegen scheint

der auföerordentliche Schofs von 1403 noch einmal bewilligt

zu sein*.

Der Bürgeraubschufö blieb aber weiter bestehen und ging

bald über seine ursprüngliche Bestimmang hinaus. Er yer-

Ungte Rechenscluifit Uber den Staatlifaaa•llalt^ Teilnahme
an der Verwaltung , schliefslich auch solche an der Rats*

wähl. Der Rat gab den ersten beiden Anliegen nach^,

wollte sich aber sein Recht der Kooptation nicht nehmen
lassen. Er widersprach aufs energischste, mufste aber schliefs-

*

lieh die Vergeblichkeit seines Widerstandes einsehen und
verliefs deshalb 1408 die Stadt«.

Die Bürger wählten jetst den sogenannten neuen Rat

' Oben S. 105 Anm. 2.

^ Auch diesmal infolge Widerspruchfl der Brauerzunft (Qrautoff
Ö. 616; Chroniken S. 384).

* Nach den Chroniken hat die Hohe der Steuer Unriihe in der
Stadt hervorj^erufen. Detmar erzählt: Eyu grot schedderük twedracht
stiinf np fwisrlicn der meenheyt unde deme rade undf haddf »Micn

ortöprunk daraf, dat den borgheren duchte, dat se uawontlj^ken Buuder
noeasake nnde recht worden beswaret van deme rade an deme vot"
'sehote unde schote unde ok an tzyse (Grau to ff II S. 5). Ebenso
riebt Korn er den „multa gravamina iTidebita" die Schuld (Chronica
Novella. Ausgabe Schwalm 8. 106 u. 373). Wehrmann sieht in den
Steuerforderungen nur die äufsere Veranlassung der Unrahen. Innerer
Grund ist ihm die Erbitremng der niedeten Swnde gegen die höheren
(H.G.BI. 1884 S. 61).

* Nach Beimar Kock sind diese Forderungen schon vor £nt-
stdiung des Ansschnsses an den Kat gerichtet (Grautoff 8. 682;
Becker 1 S. 328).

^ i'\)OT die Beteilig« n£r an drr ViM waltung vgl. unten sub X, 1. —
Das Sciiuldenverzeichni.«! des Kate» ergab, daf.-» seit 1894 71080 jc an-
geliehen waren (L.U.B. V Nr. 157 S. 158: Wehrmann H.G.BI. 1878
8. 107). Der Auaschufs beantw<Mrtete dio Rechenschaft im Febmar 1406
mit einer BeschwerHev^phrift von etwa lOO Artikeln. Kr hielt dem Rat
vor, er habe bei Verkünduug der Schofssätze von 6 bezw. von 6
Vorechofs and 8 fi von 100 > gelobt, ^des en aeholde en nen not mer
dun, wo jv (iot bewjinle vor sunderke krich vnde auval". sei aber
doch immer wieder mit neuen Steuerfordernnpen gekommen (L.U.H. V
S. lt>3). Der Rat entgegnete, er habe sein bei der Bekanntgabe des
j^hosses von 6 gegebenes Versprechen gehalten und erinnerte daran,
dafs beim Schofs von 6 ^ und 8 ^ „do van etliken unsen borgeren
gesecht wart, se wolden nummer schoten, den van der mark sulvers

2 unde tho vorschote 4 dat dar tho antwordet wart, men konde
der atat rente unde scholde dar nicht niede holden nnde betalen" (Chro-
nikeu II S. 407 8).

* Wehrmann i. c 8. 108 ff.; Pauli, Lüb. Zustände 11 S. 64.
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Auch er konnte nicht ohne besondere Steuern auskommen.
Sein Man(]at von l iln verlangte einen erhöhten Schofs. 14ir>

ward die iSteuer so hoch anf^^esetzt , dafs sie über 12(XW.* /
erbrachte Der Steuerdruciv war also keinesweg-s geringer
gewor(ien. Die neue Gewalt hatte den iiuigern Erleichterung

bringen sollen, mulstc aber, wie so oft in der Ge^chiclite,

dasselbe wie die alte, ja mehr als sie fordern. Aber wenn
auch die Lasten die gleichen blieben, sie wurden doch geringer

empfanden. Die Btlrgerschaft machte um der neu erworbenen
Bechte willen keine Schwierigkeiten^

Der neue Rat mulste 1416 surttcktreten. Nicht auf Ver-
langen der Btlrgerschaft, sondern aus politischen Gründen:
Kaiser Ruprecht, König Erich von Dänemark und die Hanse
woUten ihn nicht anerkennen^. Die Wiedereinsetzung des

* altcTi Rntes wurde in eineni besonderen Rpzefa vereinbart*.

Ür regelte zugleich die kiuittigo steuerliche Belastung.

Die Bürger waren bereits mit dem neuen Rat ^to der

schulde behoefT" um einen Schofs von 1 Vorschof» und
1 einig geworden. Di ^* i Satz wurde für iin})*»stimnUe

Zeit festg^elegt**. Auch ermahnte der KezeDs zur willigen

Übernaljiue weiterer Laüten®.

' Unten sub XVIIT.
^ Hoffmann I S.

•Wehrmann 1. c und L.U.B. V Nr. 577 S. 636,^7. — Eine der
ersten Amtshandlungen des neuen Rates hatte in der Abeendang
einer RerhtfertiguDgsschrift t .k Ii T ),iiifmark bestanden. Im Eingang der-

»elben war die „vntdrechtlykc bebchattinglie ran menghen jurcu der
gantzcn meenhcyt to Luboke'* für alles verantwortlich gemacht. Sie

warf weiter dem Rat unrichtige Angaben Aber den Ertrag des Sciioases

vor: Itpm heft do raed diu liorglicrfn /.echt, wo hoglie de stimmt'

des jarc» wcre van deme schote, wan me Ii den schotet Tude UU schiil. to

onchote dat hebbet de borgher wol III dusent mark bogher gbe>
vunden des jares (L.U.B. V S. 18S—185).

* L.UA V S. f>4ö ff.

^ Bürgern und £inwohnrm wurde 1u>ff>h!i Ti. „dat 8«^ <h\t >< hot,

also vorscreuen is, . . . . to der »tat schulden nundcr weddersprake
edder insagbe gbenen scbolen vppe bele^helike tijd, alse en de cJde raed
dat seegende werd" (ib. 8. 648). Anläfshch di»'sot< SchosRCs sollten die
Bürger den Anordnungen des alten Rates Treue geloben. Die Eidee»
IcistUDg nahm drei Tage in Anspruch (Wehrmann S. 147 u. 151).

• Ok, leueu vrunde, also gi wol weten moghen, dat desse stad by
groten Sebalden is vnd nicht wol zime en is to erlegherende van des
stad mpnem wnnliken seh(»te, ^•Tlf^ :il " wi ^ I!l:)lerne wat vdsetten edder
viudeu wolden, dat desse stat to groterem »chute .. bringen mochte, hir-

umme secge wj ok vnde sebedef, dat gi , . . dar vnoer ander vmme
spreken vnde bynnen dren daghen bima mit den vte der ghemenheit
des vnintliken vnde gndliken mit en ens werden« ener reddelik^n wi«*»

vnde mate to vindende, dat men dcsser stad schulde na stunde vnde
na stede allentelen mede entrichten Tude legheren möge fL.U.B. ib.

S. 0* 2 - Schon imReifers war eine Abgabe auf Eiswaren, emeAcdse,
festgesetzt.
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Damit war der Friede wiederliero^ostollt.

Auch alle weiteren a u f s e r o rd e n t i i c h e n Besteuerungen
der Bürger, von denen der Sfliofssatz , unmittelbar oder
mittelbar, durch den Ertrag de» JSchosses, Runde gibt, waren
durch Kriege verursacht. Die Stadt befand sich z. B. in

den 20 er Jahren des 15. Jahrhunderts und 16. Jahrhundertn
im Kampfe mit Dttnemark'. Sowie er beigelegt war, ging
der SteuersatK sofort wieder herab.

Die geringen Sätse der zweiten Hälfte des 15. Jahrhunderts
lassen erkennen, dab Lübeck damals von grO(seren kriegeri-

schen Verwickelungen yerschont geblieben ist^.

1 V^l. Mantels H.G.BL 1871 S. 1$5; Hoffmann Z. Bd. 7 3. 245 ff.

und Gescliiehte II S. 11 ff.

• Vgl. unten sub XIX.
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Vierter Teil.

X* Die Verwaltiuig des Sehosses.

1. Die fltftdtlsetae Oesetzgrebung;

Kaiser Friedrich bestimmte iu dem Freiheitsbriet", den er

der Stadt Lübeck 1188 erteilte: Preterea omnia ciuitatis
decreta (kore) eousulea iudicabuut'. Schon im Jahr-

hundert hatte also die Stadt das Recht, ihre Angelegenheiten
selbständig durch sogeoanDte WUlkttren' zu regeln, damit
auch die Befugnis, den Bürgern steuerliche Leistungen abzu-
verlangen*.

AnfHnglicb nahm die ganze Stadtgemeinde dies städtische

Gesetzgebungsrecht wahr.
Bereits Heinrich der Löwe hatte seinem Vogt geboten,

dreimal im Jahre ein o p e n b a r e s E c h t d i n g" auf dem
Markte zu halten*; jeder Grundgesessene war bei Strafe zum
Erscheinen verpflicntet Dieses Echtdiug erledigte alle

btHdtischcn Angelegenheiten, auch die legislatorischen.

Der Rat war zunächst nur Behörde, Verwaltungsorgan^
Vertreter

I
nicht Kegent der Stadtgemeinde^ wenn ibn auch

> L.U.B. I S. 10.
* Willkflren sind antonomisehe Satzungen, mittels derer die Stadt

die ihr auf dem Gebiete des Kriegs- und Finanzwesens etc. eingerriuniten

Hefugiiissp w'ahrnimmt. Ihre Spur l&fat sich in Lübeck bis* zum Jahre
1212 zuruckverfolgen. Manche Küre ist später in da» .Stadtrecht über-
nommen (Frensdorff, Ifib. Recht in seinen Ältesten Formen
8. 80; vgl. oben S. 70).

« Fronsdorff, Stadt- und Gerichtsverf. L.8 J>. 27 und 127. Das
Recht der Selbstbesteuerung ist der freien Stadt chaiakteristiscb
(Qeffcken H. d. polit. ök. III S. 16).

* Frensdor/f S. 24 Anni. 15.

^ Die ältesten Aufzeiehnuuj^en des Stadtrechts beistimmen: Tribus
vidbiis anni connentos erit leffitimi placiti. Omnis. cjui posseesor est

f>roprii cavmatis. adierit, si luerit intra miiros civitatis. Si preter
iccntiAni defuerit et preses vult prosequi, statutam |M'ouniaro, id est

IndBcliilliiik, componet ei (L.IJ.B. I S. 39). Vgl. oben h. IG.

«Frcnsdurff K. 42 fr.; Grautoff, fiistorisihe Schriften II

S. 375 ff. Wichtigere Urkunden ergingen im Namen des V<^gts, der
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das obige PriTilefr durch Übertragiing der Rechtsprechuag eine

gewisse obrigkeitiiche Stellung einräumte^. Seine Kompetenz
wurde aber bald umfangreiciier, besonders seitdem Lübeck
eine freie Reichaetadt geworden war^. Schon die ältesten

Rechtsaufzeichnungen schränken die Befugnisse des Echtdings
ein. Sie be^<timmen ^

: In legitimo placito tan tum iudicabitur

(U' tribus articulis, silicot de hereditatibus , de cespitab'tntum

prourietatibus et de rei publice necessitatibus ^. Jedoch ver-

blieb der Bürgerschaft vorerst noch die Beschlufsfassung über
den Staatsbedurf, aUu auch die Schofögcsetzgebung''.

Der Rftt war aber mit Erfolg darauf bedacht, seine Macht
auf Kotten der Gemeinde immer mehr su erweitern. E2b ge-

lang ihm, das Echtding zu beseitigen. Weniffstens kennen
die deutseben Kedaktioncn des lübischen Stadtrechts dieses

Institut nicht mehr^ So wurzle auch das iudicare de rei

publicae necessitatibus alleinige Sache des Rates ^.

Der Verwalter der Gemeinde war somit in kurzer Zeit

zum Herrn der ^)tadt geworden. Der Besitz aller obrig-

keitlichen Befugnisse: der Gesetzgebung^ Rechtsprechung und
Verwaltung, .stellte ihn an Macht den Fl^rsten frleich **. Aber
Irutiideui herrschte er nicht unumsclirankt. Er wufste, dafs

er auf die Durchführung seiner Mafsnahmen nur rechnen
konnte, wenn er des Einverständnisses der Bürgerschaft sicher

war. 1340 bekennt er in einer Urkunde, er pflege schon seit

unvordenklicher Zeit in schwierigen und wichtigen An-
gelegenheiten Rat und Zustimmung der Älterieute der Iland-

werkerkorporationen und der ganzen Biirgergemeinde ein-

zuholen*. Mit dem Echtding war also nicht jeder politische

Konsuln und der univeraitas civinm (Deecke, GmndUnien snr Ge-
schiebte 8. 38).

* Hoftmaun ist der Ansicht, der Hat habe auch die Bciugnis
gohabt, die Küren zu erlassen ^ S. 24). Das ist aber nirgends
überHpfr^rt. Der Wortlaut des Frinle^ spricht dagegen. VgL Frens-
dorit S. 42 uiul Deecke 1. c

2 Grautoff S. 375.
^ L.U.B. I S. 39,
* über hereditates vfrl. oIm ii S. 41. < 'i ^j italitatum ]n oiirietatcH

ist eine Übersetxuog des deutschen „tortachteigen" (vgt oben S. 17

Anm. 4).
^' Hoffmann S 63 Anm. 4. Vgl. auch Espinas a. a. O. S. 21.
" II offman n S. Gr)

' Fronsdorff vS. bb\ iiacli, Das lüb. Recht 8. 46.
* Grantoff S. 18 ff.

*
. . . . public«' profOf<t;iimir

,
quoil :i . . I.X ariiii'^ fitrn ft ultra

. . cujus coiitrarii . , . mrinoria homiiiuiu «on exi.stit, etiam de con-

suetudiue antiqua est observata . . ., quod, . , , quotiens et quaudo
aliqoa negotia ardna et ma^fna opido . . incumbebant . ., oportebst
proconsules . . requirerf' et ontmero fpocuiliter consiliuTn pt ••oT^ffwum

magistrofam officiorum mccuanicorum ac* universitatis di« ti «>piUi . .

Qnodqne etiam officium est . . (L.U.B. II 8. 714, 8. 664; vgl. oben
8. 11S£).
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Einflufs der Bürgerschaft beseitigt. Besonders in den inneren*

Angelegenheiten der Stadt verblieb ihr ein £Hkiütatiye8 Mit-

bestimmungsrecht,

Das gilt auch vom Schols. Gewöhnlich hat der Rat
allein seine Höhe normiert^. Aber bei aurterordentlichen
Steuerliclioii Mufsnahmen bemühte er sich um Einwilligung:

der Bürgerschaft^ Kr tat dies auf Hf^ln verschiedenen

Wegen, ohne feste Formen der Unterliaiidlung. Er wollte

nicht, dafs sich eine bestimmte Vertretung der Bürger
bilde*.

Er ])fiegte sich zunächst der angesehensten Personen zu

versichern. Einzelne Männer, sogenannte viri discretioTea oder
wittighesten denen besonders guter Wille undEinfinÜs sogetrant

ward, wurden vorgeladen*. 1403 z. B* ging der Auftrag der
beiden^ Ratsdeputierten dahin, zuerst mit den „erfseten
guden borgeren, jo toyne by sick" zu verhandeln, „wat er

rat dar tho were, dat de stat best uth den scIniMen qucrae,

dat drechlick were den armen als den ryk^^n", inalk na siner

macht", dann die Ämter zu befragen". Nach Keimar Kock
haben sie mit den „erffgcsotcn Bor^eron unde den , de

se vor de beschedesten unde fredesa nisten achteden**,

Unterhandlungen gehabt

Diese Vertrauenspersonen hatten die Vorsclilage des Rates

an die Bürgergemeinde zu übermitteln. Unter Umständen wurde
allerdings schon ihre Zustimmung als Einwilligung der gesamten
Einwohnerschafit angesehen. Aber dies abgekttnste Verfahren
war nicht immer möglich. Zuweilen mufsten sogar alle

Btti^er aufs Rathaus oder in eine Kirche beschieden werden'^.

1 WeUrmann H.G.Bl. 1884 S. 61.

* Anden Wehrman n Z. Bd. 8 8. 864.
' Die mlttclalterliclie Stadt hat oft bei aufsorordentlichen Aaflaffen

die Zustimmung der Bürger eingeholt. Vgl. für K 'In (lierke II S. 805
Anm. 97 f für Basel Schönberg, Finanzverhäitiuiiäe B.s S. 26; för

Hannover Frenedorff, Die ^adtv^rfaemiiig Hjb in fl.G.BL 1888
S. 2(;flP.: für Güttingen Sc Ii ml dt ib. 1878 & 21; für Braunsohweig
Dürre, (Jfsphichto tlnr Statut JJr. S. M27. — Auch bei sonstigen
aufgeronientlic'hi'ii Auiasatju kam der Kat den iiürgeni entgegen. Jöci

der Aiifschiittting der grofsen Wällü im Jahre 1475 z. B. oetraute er
wöeht;iitli( h )<> vier TOQ ihnen mit der Beaafiuchtigang der Arbeiten
(M. Heft 2 s: (iij.

Grautüff II S. 17; Deecke, Grundlinien 8. 38.

• Haeh Rod. III Art. 245 S. 4AL
* Znweilcn in die HOrkammer des Rathaases.
' Oben S. 114.

* Die Bezeichnung fnr die haiipt.'^ächlichatrn Standeauntorachiede
(Zeuuier, Stadtesteuern 8. 11). Vgl. auch Gr au tu ff 8. 616.

• Chroniken tl S. 388; Wehrmann H.O.BI. 1878 B. 105 ff.

'0 Grautoff l. e.

Über derartige Verhandinngen swischen Bat und Bfirgersehall
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Die Versammlttng der gansen Bttrgerscliaft war ein aus-
schltefsliches Recht des Rates. 1543 maclite er den
Älterleuten der Bergenfahrer wun Vorwurf, „se weren buten
er bevel by den hupen gegan'' ^ Jedes eigenmüchtige
Zusammentreten der Bevölkerung galt daher als nnrecht-

mäfsige Zusammenrottung-, Dor Rat duldete keine bürger-
liche Verbindung zu Regierungszwecken®.

Die Befugnisse, die ratsseitig der Bürgersehatt zugestanden
wurden, waren meist nur diskretionärer Art. Die Ver-
waltung de6 8choääeä im engeren Sinn, seine Kriiebung,

Verrechnung und Verwendung, pflegte sieh der Rat ganz tot-

znbehalten^.

Aber einige Male hat er den Bürgern auch in Ansehung
derVerwaltung^ Zugeständnisse machen müssen, aufdirektes
Verlangen oder um den Steuerunwillen der Bevölkerung au
beschwichtigen. Er bemUhte sich jedoch ihrer Beteiligung

von vornherein einen vorüberziehenden Cfi?ir?ikter zu

geben und sie möglichst auf Zweige der Verwaltung zu
beschränken*.

Nicht immer mit Erfolg. 14(M> z. B. forderte die Bürger-

schaft das Recht, zu einer Reihe von Ratsänitcru, darunter

auch zum Schofs^, „erlike borger Bjzitters'^ beizuordnen.

Diese Forderung übertraf alle voigehenden. Die bisherigen

Verwaltungsbefugnisse bürgerlicher Deputierter hatten zwar
alle eine Beschränkung derer des Rates zur Folge gehabt.

Aber die Deputierten selber waren doch eine ad hoc ge*
bildete Behörde mit zeitlich und sachlich beschränkter
Kompetenz gewesen. Jetzt wurde eine Erweiterung der

Ratsämter durch bürgerliche Mitglieder, eine Überwachung

in 8i>ftterer Zeit vgl. Z. Bd. i S. 273 ff., 296 ff. und 324 ff.; Bd. 2 S. 8—
12 und S. 256 ff.

i M. Heft 2 S. 140.
- Beaoaders wenn die unsttfriedenen Bürger eintti Anaschufs

bildeten.
» Graut off, S. 18 ff., 20 und 377 ff.

« Wehrmann H.G.Bl. 1884 S. 59; Deecke 8.82; Ortloff, Jahr-
rente und Gesohofs S. 179.

^ In anderen t>tädtea war die Bürgerschaft immer an der Ver-
waltung des Schosses beteiiifft« Das Fraiberger Btsdtrecht x. B. be-

stimmt; Wenn die Stadt ein Geschofs mufs haben, das sollen die Bürger
setzen untereinander und sollen kiefsen zween unter ihnen, die da
pfänden mit den Richtern, zween, die es einnehmen, und zween biderbe
Mftnner aus der Stadt, die aach bei den BQrgem sitsen darüber, dteweil

6S währt i'r.riTi L^. TtMitsche Steuer\-''rfn,ssunt; S. 16'Vr>4\

* ]4i).'> waren „tho der tit borvo bürgere tho voget, de dat geld
meUu upborediMi" (Chroniken II S. 408; vgl. auch Reimar Kock
bei Grautoff, Chroniken II S. 618). — Ober eine ähnliche Beteiligung
der Dortinund(>r Bürger berichtet Bfibel: Dortmunder Finana* tt.

Steuerwesen 1 S. 209.
^ Ferner rar Kftmmerei, Wette und Weinkeller (Wehrmann

H.am 1878 S. 106 u. 1884 8. 62).
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der ständigen Behörde durch bürgerliche EontroUeme
verlangt.

Der Rat hat alles versucht, die Bürger zur Zurücknahme
dieser ForderuTii!:, die ein MiTstrauensvotum für ihn bedeutete,

zu bewef?en. l^r kam ihren Wünschen weit *m^egen : ^Averst
dat de Gemeine uth öick Borgere kesen, welcke »le nye
b e 1 e V e d e Schattinge u p b o b r e n unnd uthgeven . kan ein

Rhat wol liden" bat aber dringend, „dat men by der
Kemmerye, Schottheren . . . nene Borgere iettede"'.
Aber sie gaben nicht nach und er gestattete die Beiordnung
von BeiBitaem, sunächst fllr ein Jahr. Ein Versuch, sie nach
Ablauf dieser Frist wieder zu beseitigen, scheiterte an dem
heftigen Widerspruch der ganaen Gemeinde*.

Diese Institution blieb auch unter der Herrschaft des

neuen Rates in Kraft^ bis aum Friedensrezefs von 1410. der

bestimmte: „Ok besecge wy de borgere vnd inwonere dar-

sulnos. dat se deme rade to Lubeko in tokom enden tiden

n e n e r 1 e i e . . }> i i 1 1 o r s , v o r 8 t e ii ( 1
( r c efte m o d e w t e r e

setten bchulleii, tiar des rades herlicheit, macht, vriLrlit it vode

der stad olde- gewonlieit edder rechticheit mogheu mede vor-

neddert, gemynret efte voi andert werden"

Derselbe Vorgang wiederholte sich im Reformationszeit-

alter. 1528 erzwang die Bdreerschaft für die Bewilligung

eines erhöhten Schosses die Zulassung eines Ausschusses von
36 Personen, der gemeinsam mit dem Rat die Steuer aus-

schreiben, einheben und verwenden solle*. Dieser Ausschuls
wurde 1529 auf 48, 1530 auerst auf 04 ^ dann auf 104 Per-

sonen verstürkt^. Auch er griff bald Uber die Extrasteuem

' (iratttott 8. ÖBl. Ebenso hoifst o> an einer auUeren Stelle:

„dat iiien uth den ßorgercu kobre, de dat Geldt ujpnehmeu, welek uth

den Geldt Artickelen kamen weit annd nu in den Ballenn Ter*
tekent" (S. 626).

* Ib. — liei den direkten Extrasteuem, die unabhängig ^'om

Schofä erhoben wurden loben S. lüti Anm. 8), war eine BeteilipuDg
der Bürj:;er die Regel. 1510 waren zum Empfang des Geldes 2 Rats-
herren. 4 Bürger uud 4 „vtli den groten ampten^ bestiniint. Einij,^

Monate nahmen auch 9, ja 12 bürgerliche Beisitzer an der Einkassierung
der Bteuer teil

» Wehrmann H.6.BI 1878 S. 106/9.

* lui Vorsi hofsregister 1411 Prima Wakenissa stellt am Eingang
vermerkt do seten to -^r^otp van des rades wegen hinr. croplyn (er

wurde 1413 Katsherr) vnu van der borghcr wegheu hinr. zyncke, arnt

v«n stendel. hans boldemen, bans Tan nettelea.

» L.U.B. V Nr. 583 S. 643.

« Ortintoff II S. 69 ff.; Hoffmann II S. 20 tT.

^ Von ihnen sollten monatlich 8 zusammen mit ebensoviel Bürgers
die Stenern an der Stadtkiste in Empfang nebmen, w9ehentlidi ea vier
Tagen, und am Ultimo Rechnung legen (Grau to ff S. 118).

* 64 griffen unmittelbar in die StaatageBcbafte ein, die übrigen
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hinaus in alle Verwaltungsgeschäfte ein^. Aber in dem die

RefonDationsttnruhen abschliefsenden Rezefs von 1535 mufsteD
sich die BUreer aiudrttckiicb Jeder Vollmacht und Mede-
weterie** begeben*.

So zeigt sich ein entgegengesetztes Streben. Die Bürger-

schaft nutzte jede Gelegenheit aus, sich Teilnahme an der
VerwaltuT^g zu sichern^. Der Rat verstand sich nur bei uuIm r-

fewöhnlichen Zwecken zu einem Entgegenkommen, sah alle

liDgriffe der Bürger in die gewöhnlichen Verwaltungs-

geschäfte als lästige Kontrolle an und beseitigte sie wieder^

sobald es ihm nnr möglich war.

ErsI der Kassaresefs von lt>66 hat der Bürgerschaft einen

bleibenden Einflufs auf die Verwaltang des Schosses gegeben^.

2. Die AmtafdhruBflr des Rates.

Der Rat war in der mittelalterlichen Stadtverfassung zu-

gleich gesetzgebendes und aiisfUirendes Organ*. Anfangs
erledigte er alle Angelegenheiten im Plenum, also koUe-
gialisch*. Mit dem Anwachsen der Geschäftslast übertrug er
jedoch die Exekutive mehr und mehr aaf Verwaltungs-
ausschfisse, die er zur selbständigen Wahrnehmung etnselner
Regienmgsrechte dauernd oder vorübergehend aus seiner

Mitte bild<;t< Sie standen unter seiner Oberaufsicht, waren
ihm zur Rechnungslegung verpflichtet^.

Der älteste dieser Ratsausschüsse war die Kämmer ei%
die Finanzbehörde.

100 wurden gefragt, wenn die Zustimmung der Bürgerschaft erforderlich

war. (Ib. 8. 172.)
* Das Kämmereibuch enthält folgende Eintragung : A ' V^'M cathe-

dra petrij antoghande beth vpper margarfta virginis (13. Vli) do wy
oelden kemerers afF vnde de 9 vor ordeoten borgere wcdder vp
ghingen . . . Am. 18. Juli wird diese Eintragung fast wörtlich wiedef^
holt. fehlt eine derartige Notiz. — Diese 104 waren es fibrigcus

auch, die den katholisch gesinnten Hat zur Einführung der evangelischen
Lehre zwangren.

< Graut off S. 879.
» Vgl. z. B. für 161;^ Z. IJfl. 2 S. 2:)9—261.
Hoffmann U Ö. 100; Becker III 8. 37 und in der Beilage

8. 17. — Es wurde damals eine FinansbehÖrde eingerichtet, die au»
2 Ratsherren und 24 Bürgern bestand (Wehrmann Z. Bd. 8. 804).

Anch das Schor»dopartemcnt war fortan eine cemischte Bohordo. Nach
der Katssetzung von 17Ö1 gehörttu ihm 11 Personen an (Lübeckische
Anzeigen vom 6. Marz 17.51 S. 3).

' Bücher, Der öffentliche Haushalt der Stadt Frankfurt a.

Z. f. StW. Bd. 52 S. 7 flF.

• Wehrmann H.G.Bl. 1872 S. 94.
' Bücher 1. c; VV ehrmann H.G.Bl. Iö84 S. ."/J.

• Oder auch nur den Bürgermeistern, vgl. Stieda, Städt. Finanzen
8. 6 ff.; Kämmereircchnungeu Hamburgs I b. XXII. — Die Bechnungs-
legung war eine rein interne 4.iig^l^*g<saheit.

* Bis 1226 ist von einer Amterteilnng nichta überliefert Anfiier
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Nach and nach wurden für alle wichtigeren Verwaltungs-
zweige besondere Ausschüsse mit eigen pt^ Kassen errichtet.

Infolgedessen erhielt die Kämmeroi die ^Stellung einer städti-

scli'^n liauptkasse, dazu bestimmt, die Einzelverwaltungen

föderativ zusammenzuhalten, ihnen mit Zuschüssen zu Hilfe zu

kommen oder die Überschüsse abzunehmend Ihre Ab-
rechnung, die jährlich zu Petri Stuhlfeier (22. Febr.) verlesen

wurde -, enthielt daher zum grofsen Teil nur Nettoeinnahmen
und -ansgahen.

Der Schofs wurde »her durch diese Einteilung nicht her

lilhrt. Er blieb vorerst Sache des gesamten Rates. Noch
am Ende des 13. Jahrhunderts gab es kein besonderes Schofs-

departement*^. Auch die Kämmerei war nicht mit der Ver-

waltung des Schosses betraut; ihre Bücher erwähnen ihn nur

ausnahmsweise*. Später ist eine besondere Steuerbehörde ge-

schatien. Es läfst sich nicht genau feststelleu, wann dies ge-

schah. Jedenfalls sbätestens im 14. Jahrhundert, denn sie

gehörte im Anfang aes 15. Jahrhunderts bereits zu den alten

Ratüamtern \

Zum Schofs wurden zunächst zwei*^, später vier' Rats-

herren delegiert , mit denselben Befuguisäeu , die früher der

Oesamtrat hatte. Doch mußten sie den Nettoertrag an die

Kifinmerei abliefern.

^ie alle Ratsämter wurde auch das der Sehorsherren am
SchluTa jedes Rechnungsjahres in der sogenannten „Rats*

Setzung** (am 22. Februar) neu verteilt Diese Verteilung

brachte nicht notwendig einen Personenwechsel mit sich.

Oberall, wo zur Ausübung eines Amtes besondere Kenntnisse

erforderlich waren, pflegten die bisherigen Inhaber von neuem

den Kämmerern gehören zu deu älteren Batsausscbüssen die Cancelcre,
Toghcde, Wyo« Ifarek- und Weddemestere (Deeeke S. 38; Wehr-
mann 1. c).

1 Bücher und Kämmereirechnungen 1. c.

2 Z. Bd. 1 s. m^.
' Die Chronik Albrechts von Bardewik von 1298 zählt die der-

zeitigen festen Staats&mter auf, ohne die Schofaherren zu erwähnen
<PauIi, Zttstftnde I S. 98ff.).

* Oben S. 12

RufuB berichtet, dafs bei Rückkehr altvn Riites (1416i

„der stat ammete, de von older wonheit in deme rade to wesende.
also keramerere .... »chotheren unde weddeherrn" (Grautoff, Chro-
niken II 8. 16 Anm.) neu besetst wurden. In Stralsund, das mit

lübisoheni Recht bewidmet war, gab es sohon 193S besondere Sehoft-
herren ((•olh'ctarii).

• Wie bei jedem liataausbchufs die Regel war (Pauli l. c).

^ Vgl. das Verzeichnis der Schofsherren unten Anlage I. — Ham-
burg hatte 8 .Schofsherren (KämmereircchaUBgen I LVII), DortnaoBd
6 Sehofsmeister (Rübel, Dortmunder Finsnswesen I S. ddji
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mit der Amtsführung betraut zu werden'. Manche Ratsherren
nind dauernd, manche nie zum Schofs delegiert'.

3. Die Amtslüliruiifi: der ScJaoIsiierreQ.

Die Scholvherren nahmen bei weitem nicht alle Geschäfte
der StPiierverwaltiing persönlich wahr. Ihre Tätigkeit be-

schruiikie sich im allgemeinen auf die Oberaufsicht, die Ver-
reehnmig der eingegangenen Betrage und Ablieferung der
Kettoeiniiahme an die Kämmerei . auf Zahlung der Unkosten,
auf Verhangung von Strafen umi Anordnung von Exekutionen.
Auch der Öchofseid dürfte von ihnen abgenommen sein.

Allerdings verfügten sie ttber kein spezielles Uilfepersonal'.

Aber die allgemeinen st&dtischen Beamten halfen aus.

Vor allen hatten die „bussluter"^, die Kassenbeamten
des Rates*, beim Schofs mitzuwirken. Sie mufsten die zur
Registrierung der Einwohnerschaft erforderlichen Erhebungen
machen , die Steuerbeträge einnehmen und buchen und die
sHiimii^f'ri Scliossor pftinden. Nur der Schofs (\rr ]\»Mc}H*ren,

der heimlicii erlegt ward ist zeitweilig von den Schoisherron
persönlich entgegengeuonnnen ^.

Die Anfertigung der Scliofsregister war Sache zweier

Stadtschr eiber ^. Das Ausrufen des Schosöeä lag den

* Jeder Ratsherr war Mitglied verachiedener Departements.
Tidemann Czemtin z. B. war zugleich Kämmerer und Schoisherr.

* Vgl. das Verzeichnis der SchofsherreB in Anlage I mit der Rats-
liste hei v. Melle, Grfindi Nachricht S. 66 ff.

^ Allcrdhi;:?: erwähnt dir .,R< 1 . incliop der kemerere" von 1407'8

pinen Schofseinnehmer, "NVeasel Make, mit einem Lohn von 25 ^
(L.Ü.B. V S. 179). Vielleicht hängt dieser Posten mit den damaligen
Unruhe snsonimen.

« VgK oben S. 62.

Vgl. z.B. Grautoff, ChronikeD II S. 23a'40.— Noch im 18. Jahr-
hundert Easf?!Prten ««ie die Kämmereiintradeu ein.

« Vnivu Mib XII u. XV, 3.

' Z. B. 1460 ül iu o3 Fälleu ^luiter Ö20;, H(»l/62 in 45 (unter 1482);

1466/67 allein in den beiden Travenquartieren in 73 Fällen. Sp&ter
wurde, soweit die Begiater erkennen lassen, ihre Beteiligung immer
seltener.

Ihre Namen sind zum Teil erhalten. Es haben das Kegister an-
gelegt (nach dem Bechnungsbach der Scho&heiren):

1488-^ Mester Diderik (Snkowf) und Hetter Hennann (vamme
Hagen).

1449- 50 Johann Hertze und de richtachriuer,

14Ö2—tiO Mester Johann Bracht und de richtachriuer,

1460-80 7 and mester Peter (monnik? Z. Bd. 4 S. 504) da richt-

liäl'd2 Johauue» Bersoubrfigge nnd de richt«chiiuer,

1493— t Mester IKderik Brandes und Euert (Enerhardns) de rieht*

schriuer.

Vgl. dazu das Verzeichnis der Protonotarii und Secietarii hei v. Melle
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Bütteln bezw. Fronen und ihren Oetellen ob. Weitere „dener^
iiatten kleinere Handreichungen zu tan«

Obwohl die Zahl der Schoikherren der der städtischen

Quartiere gleichkam , scheinen sie sich nicht in dieselben ge-

teilt, sondern ihr Amt nebeneinander in allen wahrp:enommen
zu habend Wenigstens sind die Ablieferungen der l>ezirkÄ-

steuereiunehmer immer von verscliiedenen Händen gebucht.

Die eigentlichen Scholseinheber , zwei an der Zahl*
hatten besondere Bezirke, der eine die Traven-, der andere
die W aknitzseite.

Alle ül>nc,'f'n, vornehmlich der 1481 für die Gäste an-

gestellte Einnehmer, waren dagegen nicht an bestimmte Stadt-

teile gebunden.

Mit der Verrechnung des Schosses wurde es folgender-

niaföcn gehalten.

Die Steuereinnehmer lieferten die aus den einzelnen

Bezirken vereinnahmten Gelder in fuiten an die SchofsLerren

shf aber weder zn bestimmten Terminen noch in festen Be-

trägen. Um die Mitte des 15. Jahrhunderts ist etwa alle

vwei bis vier Wochen abgeliefert^ später seltener^ Kur gegen
Schlu fs des Rechnungsjahres der Kämmerei, gegen den
22. Februar y fanden häufigere Überweisungen statt Die
{"^chofsherren scheinen sich bemüht zu haben, zu diesem Ztii'

punkt möglichst alles, was vereinnahmt war. abzugeben, ob-

wohl die St'holszeit bis Ostern währte. Der l^innehmer mufste

die Beträge, die zur Ablieferung kamen, sortieren^ und am

S. 94 ff. 1> ifs rirn r ler hcid«„'n Schrcibf^r in der Kc^el oin Gerichts-
schreiber war, ergibt auch der Vermerk: item den '^i riuern isliken as^i

dem richtscriuer vnde dem anderen. Die Mitwirkung des Schreiber-
peraonals erbellt aus der Eintragung von 1448: Item betait Her Hemisii
vnde mcBter Dtderik vnde den knapen dat achot to schryuen.

< Anders in Hamburg: vgl. Kämmereirechnungeii I S. LVI.
- Ihre Namen nnfen in Anlage Tl.

> Mit dem Kückgaug des Schofsertrageä ging auch die Zahl der
Abliefsningen zurfick. Das Haximom letzterer, ^mal, ist 1478 79 er-

reicht. 1483'84 und 1502/3 ist nur 22 mal abgeliefert. 1509/10 gar nur
15mal. Die Frankfurter Bede wurde jedesmal ab^'elictVrt , wenn
einige Säcke Geld zusammengezählt und in Gulden umgewecb.sclt waren
(Bücher Z. f. StW. Bd. 52 8. 18). Vgl. f&r HHdesheim Koppmann
H.6.B1. 1896 S. 202 ff.

* Er sortiert wi»- foli^t: seliillingc, klene ghett (pennin^^') schil-

lingOi soslinge, klene ghcit — grott (graue) ghelt, klene ghelt [du»
^hrobegeld besteht ans SeUllingen, Sechslingen und Witten] —> ffold,

Schillinge, soslinge, klene ghelt — gold, schüUnge, klene ga^i,
acherf etc. Im .\nfang des 16. Jahrhunderts ffilirt er auch nrgpe f;c\(i

auf. Damals waren fünf neue Münzen geprägt. Vgh Curtius bei
Hoffmann II S. 285 ff.
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Schlafs der Schofsregister buchen Bisweilen wird seine

£intnigUDg durch Quittungen der Schofsherren bestätigt^.

Der Verkehr zwischen Schol'sdepartement uad
Klimm er ei war anfangs wenig geregelt. Der Nettoertrag
wurde in sehr verüchiedenen Summen abgeliefert. U2H z, B.
belänft sich der gröfste Betrag auf ;i890 der kleinste auf
3 / >^ ß. Er passierte ferner nicht immer die Hände der
Kämiiierer, büiidern wurde auf deren Geheifs direkt veraus-

fabt, z. B. filr Reisen der Hatsherren ^, für Anschaffungen im
Qteresse der Stadt^ und zur Abfindung städtischer QUlu-
biger ^. Mitunter wurde er auch su Darlän an andere Rats-
ttmter verwandt' ^

Um die Mitte des 15. Jahrhunderts wurde dies jedoch
anders. Seitdem ging der Heinertrag in vollem Umfang an
die Kämmerei und zwar in konzentrierten Summen von je
Wi) Die Ablieferungen pfl^ten am „guden dinstag**

(Dienstag vor Ostern) zn hetrinnen. Gewöhnlich sind auch
an den beiden folgenden Tauen je überwiesen. Jeden-
falls waren die letzten Schul»tage die hauptsächlichsten Ab-
lieferungstermine, besonders gegen 1500 und später*.

Von weiteren festen Terminen konnte schon deshalb keine
Rede sein, weil djis Fixum von 300 ^ nicht in irgendwie be-

btimuiteu Fristen verfüg^bar ward.

Die Überweisung selber vollzog sich in der Form, dafs

* Z. B. in folgend t r Art:
Item so brachte yk vp frydage vor sunte peter

(Uttera öecunda
{tem yn golde ^l^A^lß^

*wv j^gn^ blafferden nj M xuj ß i} A
samma zlvj vj /T ij 4 ^ Item 16

8 ß 5 4 Hebbe ik bernt stall am Jinsdcdage na paline den achothereu
vpKebracht. Item ^^o bringho ik bcmt stal sin frowe vp lö 14 jtf

(Sc^ollsre^ister von 1406 und 140>'i.

* Sie nud • in« Wiederholung der Eintragungen der Schofs-
(^innehmer, nur daf» statt ^\k'* «^he" oder der Name dea Einnehmers
gesetzt ist.

' 23 / worden Her Johan Kolemann, do he to rostoke reet (UtW).
* Do antworde (leuerden) wi (de schotheren) van des sdliotes wegen :

^ ^ io ener schuten, 5V« ^: Dar betalte he bussen stenc mede (1428),

hinr. meyger vor 1 pert 16 (14^2), 39 ^ 6 /? vor 7 tonnen botereii
vnde vor S tonnen erweten, dat heten vns de kemerer (143:3).

" Item 80 sloch hans von damen ^ ns äff 3 Jf, de eme de kemerer
to luttik gaff (1431): Ä to den prusessi seideneren (1433L Vgl.
auch L.Ü.B. II S. lü;30 u. 1041.

* Den winheren ghe lenet van dem schote 300 ^; 300 den
kemerern wor(if>n flcn sstallhoron (1430).

^ Die vor;itehcndcn Vermerke entstammen dem Bechuuugsbuch
der Sehofsherren,

' > it 15S0 wird flbrigens der neue AbHeferangsmodus nicht immer
eingehalten.
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das (icld nach Sorten abgeschichtet, in Säcke getan ^ und aö

zur Kämmerei hingetragen ward.

\Va« sie vom Seljofs vereinnahmte, ist unter der Kubrik
„van dem schote" in ihren Rechnungen gebucht. Diese Summe
gibt aber stets nur den Nettoertrag des Schosses an.

4. Die Kosten der SehorsveFwaltung.

Die Kosten der Schofsverwaltung waren gering.

Das Amt der Schofsherren war ein ehrenamt-
liches. Sie erhielten, wie alle Mitglieder des Rates, kein

festes Gehalt K Der einzige Vorteil, den sie von ihrer Mtthe-

waltung zogen, war der, dals sie nach besonders arbeitsreichen

Tagen auf städtische Kosten verpflegt wurden^.
Die Stadt richtete jährlich einige Tage nach Allerheiligen

(1. November), wenn die Steuerregister fertig gestellt waren,

ein 8 c h <> fsm a h 1 (schottkost) an*. Der ganze Rat fand sich

ein. Auch die Uberbeamten, die bei Aufstelhing der Register

beteili^'t waren, die Stadtschreiber, dürften geladen sein.

Das Schofsraahl wurde von 1451— 1522 beim Marktvogt*
eingenommen, dann, der Kostenersparnis halber % in das Haus
eines der Schofsherren verlegt Wein und Gewfirz lieferten

Ratskeller und Ratsapotheke.

Die Abrechnung gliederte sich dementsprechend in dr«
Teile^: vor kost (spyse, vngelt) bi dem marketvoget,
vor win^, dat gedrunken wart, do men dat schot
schreff (geuen in dem winkeller) und dem abbeteker vor

wyn, kla ret, y pen kraes k rud (kokenkrud). safferan,
puder, alseme dat schot schreff (Gewürze und

1 Das Reehnungsbiich der Schofsherren registriert 1524: eio sack

mit blafTerden, drelingen, wytten.
2 Oboii 8. 13 Anm. 4. Dien ist überall die Regel. Vgl. z. B.

Bücher. Bevölkerung Frankfurts S. 257. Nur iu Hildesheim emptiUKen
die Katsherren im 15. Jahrhundert ein festes (aUenUngS unbedeotenaes)
Gehalt (II über. Haushalt II.s S 7s ff ).

Desgleichen in Hildesheim (Hu her S. 81).
* Eine Eintragung im Kechnungsbnch der Schofsherren berichtet:

Item plei lit men dat schot fo seryneode des nKindaghes na alle ghodes
hilghen daglie. Die Verbindung von ScborHinalil und Fertigstellung

der Register ergibt die Abrechnung. — Die gleiche Einrichtung bestaua
in Brannachweig (Mach, Finansverwaltnng S. 101 Hildesheim (Ü.R V
S. u. 531; Huber 1. c. ; Koppmann IIT; HI. isrtf; S. 208), Göttingen
(Z. für Niedcrsachseu 1857 8. 207), Frankfurt (Bücher Z. t StW.
Bd. 52 ö. 16).

» Er war zugl. ich Wirt (Z. Bd. 3 S. 562). — 1450 richtete ein

^busslutcr'' das Mahl an. Diesen ro<3ten bekleidete VOn 1502—90:

Friedr. Streberch, von 1520—23: Lütke Mantels.
• Yffl. die folgende Seite.
' Die nachfolgenden Angaben finden sich im Beehnimgsbaeh der

Schoffhorreii.
^ Darunter häutig maluiesie (Malvaaier).
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Gewttrsweine)^. Seit 1502 worden die ersten beiden Rubriken
in eine: vor kost vnd wyn, zusammengezogen.

Fttr die Kost wurden im Durchschnitt 25-/^ verausgabt,

am meisten (34 / 13/4 am wenigsten 1

(19 ^ 3 /( <i r3er Ratskeller lieferte in der Regel
für lö— 11 am meiätcn 1493 (für lü t^^^ 1 ß 4 4), am
wiiug:,ien 1473 (für 5 1 ß \ 4). Vor kost vnd win
w Linien von 1502— 1510 durchschnittlich 25 4 zahlfäUig, von
1510 an 40-50 4-, 1521 gar 50/9 jtf G ^, seit 1523 aber
nnr noch 17—20 der SchoDsherr hat entweder weniger
aufgetischt oder geringeres E2ntgelt verlangt Der Apotheker
endlich erhielt gewöhnlich 6—7 1489 9 ^ 7 ^ 1475 nur
4 ^ 11 ß, seit 1510 aber mehr, z. B. 1510: 11 / 6 / 8

1521: 10 / 13 jtf 4 Die schottkost erforderte also im
15. Jahrhundert einen jährlichen Aufwand von 40— 5<i #, im
lü. zunächst einen höheren (1521 z. B. kostete sie 70 -/ 0 /
10 seit 1523 aber nur noch einen solchen von 15—25

Alle übrigen an der Vorbereitung und Erhebung des
Schosses beteiligten Personen erhielten bebuiuicre Vergütungen:
fixe Summen» Tagegelder und, dem Brauch der Zeit ent-

sprechend% Trinkgelder^
Den beiden Schreibern (schriueren^ secretarien vnn

Substituten) wurde für Anfertigung der Register (vor dat schot

to schriuen, vor de schotbreue, vor de 4 scnotboke, vor nygge
ruUen , ere loen vor dat schriuent to dem schote) ein fester

Lohn gezahlt, ar.fiingliel» je 27 ß^ seit 1479 je 2 dazu seit

1453 je ü ^ vor 1 stofken wins^. Das sind im ganzeu 3

* Klaret ist weifser, ypeokraos roter (lewürzwein, krud Gewür»,
Spfzcroi, pntli r GewürzpulvtT. Vgl. Sehiller-Lübben, Mittelnieder-
deutsches Wörterbuch: WehrtuaDn, Der Lüb. Eataweinkeller 2«.

Bd. 2 8. 87.
* Später war sie wieder erheblieh teurer. 1587 s. B. sind 128 >

für de versnsRabt.
* Es nna mehrere Spozialabrecbnutigen erhalten, fünf über das

Sehofflinahl und drei andere. Die ersteren zeigen, dafs eine Art fiester

Speisetblge bestand. Die Abroohnang über ass Schofsmahi von 1400
ist anten (Anlntre III) abpedruckt.

* Vgl. iJd. 1 S. aä^^'j, JM. 0 8. 463 („vor bibales", „tbo drank-

gelde") u. 492. Die Spenden \Mir(k'n dem Range entspceehend qaanti>
tativ un«} qualitativ abj^o^tuft (Z. Bd. 2 S. S9 u. 92).

^ Desgleichen in anderen mittelalterlichen Städten, %, B. in Braun*
»chweiÄ_(Mack S. 70 und 87/88); Hildesheim (U.B. V S. Ö2, 570 etc,

VI S. XIII, 689, 707. 757 ete.; Koppmann H.G.Bl. 1896 S. 198-200);
Hannover fUlrieh. Bilder aus Hannovers Verj^^angcnbeit S. 36 u. 46);

Göttingen ihcbmidt ii.G.Bl. 1878 S. 10); Frankfurt (Bücher Z. f. StW.
Bd. 68 6. 18) and Kassel (Stadtreehnaneen von 1468—1558 in Z. d.

Vereins 1 HessisclK* Geschichte tu Lsnoesknnde N. F. 8. Supplement
& eo, 90, 107, 301 w.

)

* Stäbchen ist ein Mafs von Flüssigkeiten, das vier Flaschen ent-

hält. — Die Schreiber erhielten ihrer sozialen Stellung entsprechead
Wein, von 14o3— GO direkt, von da ab ein Weingeld.

FprsohttDcaB XU 0. — Hartwig. 9
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6 ß hts 4 12 J3. 1528 erhöhte Bich dieser Betrag ui
S 2 jS. Ks ist aber nicht ersichtlich , ob der Lohn oder

das Weingeld erhöht wurde.

Die eigentliche Erhebung des Schosses und die SchoCi-

exekation verursachten folgende Kosten : Die beidenHaus-
schliefseF) die vor allen mit der Einhebung und
Pfändung betraut waren (de dcnre, de dat schot boren,

manen , inmaneden , de mit der pandinge gingen , vor dat

dat schoet vnde pande sammelden, de beiden schotsameler^i

erhielten je 1 , die zwei Diener, die ihnen daViei ac

die Hand zu gehen hatten (einer hatte im l^i. .lahrhuoderi

die Aufgabe, den Schofs der Gesellen beizutreihen : d»T

denre , der de gesellen nianet, vorbadet vmm«- er^^n schot tt»

bringen) je 8 ß. Der Hausdiener, dem 1481 der < i;u^teschoI>

übertragnen ward (de de gheste, den ^^htistbref nianvdo, de mit

dem ^T^hastbi < HC ghing), wurde mit einem Kheinisichen Gulden
(1*/« ^) abgefunden. Wer sonst noch bei der Einnahme dm
Schosses mitwirkte, bezog Tagegelder. Sie beltefen nch ia

der Regel auf 1 ßj betrugen aber gegen Ende der Sehol^eh
auch das Doppelte. Zuweilen wurde ein Trinkg^ ron tig-

lieh 2 to bcre gegeben. Ausweislich der Scbofsreglstg
sind folgende Diftten gezahlt:

Prima TrsFena Secnnda Travena «rlif'lHl

14r.l'62«: 1J^11/?104 2Jr 2ßSA 3/ 5 :2j1
1462 68«: Ifi 6/f 2J[U/S
1463/64«: 15 /? 9 iSl^A
1464^5«: 1^ A/S Uß6^ ij 9/?
1465'66'': ? ? l^Ufl
146d/67«: XJilO/S l^lQfi ?

^ Di*^ Anfcabcn dieses Jahres sind am vollständlp^trn. Nur .1'

Abrechnung für den ersten Traveubczirk ist lückeubaft. 8i« reubt mt
bb wom An&ng Dexember statt bis Ostern. Von der Gcsamtsommr.
9 M 8 4, erhielt Ghert Sagher for 68 Tage 4 / 10 1 Hiot
.Strutze für 56 Ta^e 3 ^ 12 A '> T^awel? Är 10 Tage 10 ? 10 4.
Auf alle drei entfR-loii Ii d S ^ to bere.

* Jakob Tz<?il< n erhielt in Prima Wakenissa für 34 l a^je tind iu

Sekunda filr 80 Tage je 1 einmal auch 2 tf, Stmtse &t je 20 Tact
in beiden Quartieren je 1 einmal 2 ß. Trinkirelder wonte mät
ge!gebcii Tn den Travenquartieren war Ghert Sagber t&tig.

^ Strutze lür 6 -f 26 4- 22ma!. Michele? in den Wakiii*. b., ;:Trkrr

für 8 + Imal, Ghert Sagher in der Prima Xraveua tur 2mai, Pawei fw
ImaL — Vereinselte Trinkgelder.

* Nur für die Weknitzbesirke sind indiWduelle Angaben erbiitca
Strutze erhielt für 21 -f 17 Taire je 1 Den ^'leichen L .ha bckm
HanseV für ö Tage im «-rsten, >fichel für 2 im zweiten Bezirk.

» Strutze für 22 + lü Ta-c 6 + 3 Tt«e 2 >J, die ühri^em i ß
»Noch ener« ftr 2 Tage je 1

* Kur generelle Angaben.
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Prima Trarena SecundaTmvena WakiSbSa
1467 68': 2^' Iß l/10/?64 2/12/f IJiTlOitf
1475^76«: 5/? 2/13^ ? ?

Die Angaben sind häufig unvollständig, wie die grofaen
Abweichungen dartun. £in Vergleich der einzelnen Jähr-

linge ergibt jedoch, dalis durchschnittlich 5— 10 verausgabt
Warden. Somit kostete die eigentliche Erhebung inkL £zekur
iion rund 20 J^.

Die Hausdiener des Kates waren auch sonst noch am
Schofs betciliij^t. Alle vier erhielten je 2 ß dafür, dafs sie

„mit dem schote gini^en", das soll wohl heifsen: die zur Re-
gistrierung erforderlirlien Person.ilaufnahmen machten. Feriier

wurden zwei von ümeu für da» Zu- und Wegtragen der
liechen (Zühl)bretter^ (de twe de de schott}>rede drogen, de
de brede drogen mit dem schotte) noclunaU mit dem gleichen

Betrage entlohnt Sic bekamen also insgesamt zu den obigen
Summen noch 12 J3 hinzu.

Ell (11 ich empfingen die beiden Büttel (oder statt iliier die

beiden iVone oder auch Läufer) mit ihren Gesellen, die viermal

im Jahre, zu Ostern, am Spieltag^, zu Weihnachten und zu
St Peter (22. Februar), den Schols ausrufen mufsten, zu-

sammen 1 für jedes Ausrufen also 4 Von dieser

Summe fiel auf die Meister je I jS, auf die vier Gksellen

je 6
Die jährlichen Kosten der Veranlagung und Erhebung

stellten sich demnach im 15. Jahrhundert auf 00 bis 90 Js.

Im 10. Jahrhundert betrugen sie bis 1523 im Maximum

• In den Wakoitzbezirken fcjtrutze für 38 + 21, HanacV für 6+3
Tage je 1 /J.

• Diese Ziffern sind in den Eintragungen der Schofsherren ver-
steckt; vgL oben 8. 127 Anm. 1 und unten sub XVIII. Weitere Be-
rechnungen waren nur für die Travenquartiere möglich. Sie ergaben
immer zwischen ö und G ^.

• Kopp mann H.G.BI. lö% S. 199.

• Item wen men dat schotb scrifft des mandages na alle ghades
hiUighen, so gUft men iewelken huftdener Fnde jewelken breddreger
2 ß\ JB to samende 12

Welclier Tag gemeint i t, Hifst sich nicht sagen. Zuwoilf»n iat

statt seiner riingstcn, auch Asj^uniptio Marie (15. August) genannt.

• Item hört in elk bodtdhus den knechten 2 ß vnde elkem budol-

mester 2 ß to den 4 hochtyden. — Item to ver hoehtyden to jlker tyd

In yslik hus 4 /ff. — Item gift me den bodelen in beyde hus, v n se
d;it pchot ro|>< n, tor tijd cncn «chüHng, is in olk hus tor tyd tl —
Itcm den iopcuden knechten to 4 tiden, als to pasclien. ten HDeld^en,
to wjmaebten mde to ennte peters dage to elker tjd jewelKen 2 ß\
j% % ß. — Item den twen vionenmestern mit don knapen 1 in elk

hus 8 /?. — Über die Wohnungen von Büttel and Fron vgl. M. Heft 4
68 o. 15d und Z. Bd. 5 S. 228 Anm. 10.

9* ^
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86 / G ./? 10 4 (1521), im Mininmin 54/2 ß\ seit 1523
iDfolge Änderung des Scbofsmabk nur noch 30—40

Die Kosten wurden vorweg aus dem Ertrage des Schosses
bestritten'-. 1465 z. B. ist unter der Abrechnung, (ler»^n ein-

zelne Posten fast alle Anfang November ausgekehrt wurden,
vermerkt; dyt is al betalt van dem schote dat men boret
van 6(), 80 hir vnder gescreuen »tet^

' Die Erhebungskosteo betrugen in Basel 4b biis 62 U (SchOn^
berg, FinaasverhUteiMe 8. 408/4X in Kfirnbei^ 12 bis 15 U (Sander,
Reichestädt. HaushaltaDg S. B40).

> Ebenso in Nürnberg (Sander L c.) und Hildesheim (Huber,
Haushalt der Stadt H. S. 181

* 1466 ist neben der Abredmung über daa SehofnnabI netiart«

an dem sehotte bes.
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Fünfter Teil.

Die Veranlagunfi^ des Schosses.

XI. Die Ermittlnng der sehofspflichtigen

Personen (Scliolhi egister).

Bei VenmlaguDg eiser Steuer sind sttoflelist die Steuer-
subjekte zu ermitteln.

lillbeGk behalf eich in filteeter Zeit mit den Eintragungen
der Stadtbücher^. Wenigstens sind besondere Aufnahmen der
Bevölkerung zu Steuerzwecken nicht überlieferL Aber als^die

ßtadt wachä, die Sckofspflicht nach Umfang und Inhalt er-

weitert und infolgedessen die Zahl der Steuerpflichtigen immer
' gröfser und unübersichtlicher wurde, genügte dieser Behelf
nicht mehr. Die Aufzeichnimp^ der Bevölkerung in besonderen
R^istern ward drlng*end crlürderHc!i.

Schoisbücher lassen sich denn auch schon um 1250
fes täteilen.

Am Schlulti der BUrgermatrikel von 1259 ist vermerkt:
Littern civilitatum post talliam. Dieser Vermerk kann
nach }i[ a 11 L e 1 3 zweierlei bedeuten : entweder, dafs die Matrikel

nach den Angaben der Schofsregiöter, oder dafs sie bestimmte
Zeit nach dem Schois angefertigt ist*. Die erstere Annahme
dttrfle die zutreffendere sein. Zur Herstellung der Schofs-

register mufsten jährlich neue Erhebungen stattfinden; denn
Meldeimter, die die Bevölkerungsbewegung fortlaufend re-

gistrierten, waren nicht vorhanden', ebenso ist von einem

* Vpjl. über sie mib XII Anna. 1.

> Mantels, Beitr&g;e S. 76. Et übersetzt post talliam: nach dem
SchorsanaatB oder der SnorBtaftl. Mde AiMOrteke sind inkornkt.
Die Schofsre^ster enthalten keinen Sehofransati und sind etwas aaderes
als Schof^<tn^pln.

* Paasche schlielst aus den Steuerbüchern, dafs eine weit aus-

gebildete poHseiliche Kontrolle der Einwohnersebaft bestanden
Salle (J. f. Nat. u. Stat. Bd. 39 S. 30^ Das ist aber weniff elftubbaft,

zad^m dpT Schtnfs nicht notwendig; es kdnnen doch Antiisiimen ad
hoc stattgefunden haben.
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Meldezwang' fUr die Steuerpflichtigen nichts bekannt. Bei

diesen Ermittlungen wird nachgefragt sein , ob alle Ein-

wohner den gesetzlicli geforderten^ Eintritt ins BürL'errecht

vollzogen hatten ^. Wenn sich herausstellte, dals jemand per

nefas kein Bürger war, so wurde er doch schon in die Listen

aufgenommen und zniü 8chofs herangezogen, und erst nachher
zum Erwerb des Bürgerrechts gezwungen. Die Vermerke „in

talliis fuerunt*^ und „taUiavit" der BUrgermatrikeP besagen
also, dafs diese Deuaafgenommenen Bürger schon vor i Irrer
Attfnähme gescholst hatten«

Das 13. Jahrhundert hat aber keine Schofsregister

überliefert. Auch aus dem 14. sind nur noch flinf er-

halten. Eins von ihnen ist datiert. Die Überschrift lautet:

(l.'l)Öl Martini Tallia. Alle enthalten lediglich den west-

lichen Teil der Stadt, die Trnvenseite, die in zwei Hälften

zerftLllt**. Aus dieser Einteilung erheilt, dafs Ltibeck schon

damals in vier Quartiere zerfiel*. Sie hiefaen : Prima Tra-
vena, Secunda Travena, Prima Wakenissa, Secunda Wakenissa.
Ihre Grenzen werden in einem Bericht aus dem Jahre 14t)2

folgendermafsen bestimmt: 1. Dat erste quarter der
Travene, dat angeit Vor deme molendore unde keret wedder
upp dem orde in der Mengenstrate bii der cai)pellen tegen
den viffhusen. II. Dat andere quarter der TrAvenet
dat angeit boven in der Mengenstrate tegen der apoteke bii

deme L'ulden zode unde keret wedder In'i flor V>orgh.

ITT. Dat erste quartcr der Wakeuisse, dat angeit vor

deme uiolendore unde keret wedder in sunte Johannisstrnten.

IV. Dat andere quarter der W akenisse, dat angeit

in sunte Juiiunn isstraten unde keret [wedder] vor deme borgh-

dore . . . Sie entsprechen also dem heutigen Marien-,
Marien Magdalenen-, Johannis- und Jakobiquartier^

> Wagner, FinanswisseoBchAft II 8. 584, 606 ff.

« Vgl. oben S. 20.
' Das gleiche geschah in Frankfurt a. M; vgl. Bücher, Di^

Bevölkerung Frankfurts S. 188 89.
* L.U.B. II Nr. 31 S. 22 ff. ; Mnntrl. 1. c.

^ Zwei enthalten die ganze Travenseite, die übrigen nur die süd-
liche oder nördliche Hftlfte denelben.

• Wöhrmann setzt die Einteilung der Stadt in vier Quartiere
erst in das Ende doi^ 14. und den Anfnnfr des 15. Jahrhunderts fZ. IW i\

S. G02 Ü.). Er wie Grautoff (liistorische Schriften 11 i^. '61ö> erkiareu
sie aus militärischen Grfinden. Allerdings wurde manche mittel-
altorliche Stadt zu niilitnrisflit'ii und polizeiliclien Zwecken in vier
Teile zerlegt und diese Einteilung später auch für Steuerzwecke ver-
wendet (Maurer, Städteverfassung I S. 518 ff. und II S. 155 ff.;

Espinas, Finances de la commune de Douai S. 114, bes. Anm. 6)^

Für T.ülx ck ist nhcv die Priorität eines dit\ser Zwtx^ke nicht nftch-
weisbar. — Vgl. aucb Hagedorn Z. Bd. 4 289 Anm. 2.

^ Ntch einem Bericht fiber die Aufnahme Könies Christimn L in
Jahre 1462 (Z. Bd. 4 S. 289 ff.).

8 Hrri! rn <>r, Beiträge zu einer Baugeschichte Lübecks Z. Bd. 5
280 Anm. 16,
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Seit 1458 ist MQO fi>r(laiif6nde Reihe von Steuerbttchoni
erhalten *

Es wurden damals verschiedene Register geführt.

Das Haiiptregister (rcgistrum dominortim Lubicensium^
dat register, de rechte brev**) zeriiel in vier Kinzelregister für

die stiidtischen Quartiere (littera prima Travenu, W.ikenissa etc.,

Dat andere Hock tor Travensyden etc., sch(j>tbret » buk der
denre). 8ie bestanden aus papierenen, 10X29 cm grofsen

Schmalheften, die, wenigstens in der Regel, mit einem
Pergamentmnschlag versehen waren^

Ihrer Anfertigung ging jährlich ein Hausumgang voraus ^
Es ist dies zwar nicht ausdrücklich überliefert, aber aus der
Art der Registrierung klar ersichtlich. Die Register führen
2. B. auch Privilegierte, ja selbst leerstehende Wohnungen
auf. Der Umgang fand vor dem November statt*; denn

» Aus der Zeit 1458 bis 1518 von 224 Exemplaren (61 x 4; 204.

' Vollständige Register sind erst aus relativ später Zeit erhalten.

In Frankfurt z. Ti. roit hen sie bis 1820 bezw. 1354 zurück (B&cher
l c. S. 52), in Rostock bis l-^i^fMockl. U.B. IX S. in Hannover bis

1386 (Ulrich, Bilder aus H.s Vergangenheit S. 36 u. 78 if.j.

* Im GSsteregister so genannt.
* Vgl, auch M. Heft 9 S. 137. — Die Register des 14. Jalirhunderts

bestehen aus zusammengerollten, iK^iderseitig bcschrif ht nen Pergament-
blättern, die sehr verachiedeu (17 bis 28 x bis 44 cm) grofs sind.

* Brannschweig verordnete: Vortmer in der andern weken na
sante Mielieles (laghe schal «yn . . lad • . myt den sezyneren , . .

sciyuen dat schotholc, vnde de burmestere vm m e v raghen vnde vmme-
aeen. wur de lüde vt vnde in toghen vnde we husen myt sek
inne nebbe . . . Vnde de sctyner seliaU . . . scrynen eyn schotbok dar he
in scrj'ue de namen alle der, de to dcme schote oenie meldet werden
(U.B. I S. 179 Art. 1.'52). Ebon!=io «sollten in Bassel die R:it.«iherren von
liaud zu Haus gehen und alle über 14 Jahre ulteu Personcu auf-

schreiben (Schönber^, FinanzVerhältnisse S. 206 und J. f. Nat. u. Stat.

Bd. 40 S. Uri t rtier Paasche ib. Bd. 39 S. \m und Büch r.

Verzeichnisse der Steuerpflichtigen einreichen. Darnach wurde das
Losungsbuch angelegt (Sander, Reichsstadt. Haushaltung S. 290)l —
Von 1515 bis 1527 sind grofsc Register (62 bis 72 x 78 em) aut Pergament-
rollen erhalten. Sie sind uberä«. hneben: De erste Rulle tor 'I ravcu Int

Jar na Christi vnses Hern gebort dnsent Tiffhandert Hoste^rnn etc.

und führen die Pflichtigen .strafsenweise auf, aber nebeneinander,
nicht nntereinanrler. Die erforderlichen Charakterisiernngsinerkniale

tWülinung, Fainilienstand) stehen über den Namen. Zahlung>angabcu
fehlen. Nor Zahlungsstrichc sind zuweilen eingetragen. Weshalh von
1515--17 zwei Register geführt worden sind, ist nicht ersichtlich.

• WaTin, lafst sieh nicht frennn sagen. In der Pr. Wakenis.'^a 1495
ist vermerkt: Anno Donuni U5 na Jacobi Apostoii (25. Juli) dijt Re-
gist^ des schotbreues vth gescreuen inxta qnod moris est. ~ Ein
längeres Zeitintervall zwischen Anlage der Bneher nnd Krhebung des
Schosses wäre übrigens nicht auffällig. Aucli andere .Städte lassen

zwinchen beiden Akten eine längere Pause eintreten. Vgl. Schön*
berg J. f. Nat n. Stat. Bd. 40 a 360 nnd U.B. der Stadt Hildesheim
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am Montag nach Allerheiligen (1. Koyember) schrieben die

Stadtsc hreiber den Schofs ^ An diesem Tage wurden die Er-
gebnisse der angestellten Ermittlungen zu Buch gebracht. Die
Reinschrift u:*'scriah nach Vorl?\g-en. Öfter sind ganze Seiten

überschlagen und später nachgeiügt: Dat dar fehlet, is hijr

sehreuen.

Bis zum 11. November, dem Beginn der Schofszeit, muTste
alles ieitiggestellt sein.

Die Buchungsmethode war folgende*: Der üimidilag

and der Kopf eines jeden Registers gehen Besirk und Jahr
an, s. B. Secanda Wakenissa (14)81. Letzteres bedeatet

aber seltsamerweise nicht das Jahr, in dem das Buch ge-

braucht, sondern das, in dem es angelegt ward* Die Re-

gister wurden bereits ein Jahr vor ihrer Benutzung geheftet

und datiert. Die SchofsbUcIier von 1460 enthalten die Per-
sonen tmd Steuer! )( träge des bteuerjahres 14fil''52*.

Die Bevölkerung wird strafsenweise aufgeführt. Durch-
weg sind nur die Haushaltungsvorstände registriert*.

Die Personalaiigaben sind dürftig. Häufig ist nur der Vor-

name genannt, auch dann, wenn mehrere Nachham denselben

tragen. Oft ist sogar von jeder namentlichen AnffUhrung ab-

gesehen. Btteker nnd Wirte^ Enochenhaaer und Weber
werden lediglich durch Angabe ihres Gewerbes: pister.

taberfnatori narius], knakenhower, weuor bezeichnet. Die

Angaoe von Strafse nnd Beruf genügt hier zur Kenntlich-

t Oben S. 128 Anm. 4 und 131 Anm. 4.
* AhoKch die Rostocker Scbornregister; vgl. MeckL U.B. XX

8. 412 ff.

Das ergeben die Quittungen der Schofahcrrcn ftbf»r die an eie

abgelieferten Gelder. In der Prima Wakenissa 1479 datiert die erste

Quittung: in sunte kathrinen auend (24. XI) a* 80, in der Prima Tra-
vena 14sl di - Ipf-'tc: sonnabeiid vor nativitatis marie (6. IX* Die Se-

kunda WakenidtiH 1481 enthält die Notiz: Item starff hanä kock den

fbod gnsd des sonoauendes vor Andree 0S^, X\ 82 vttd dedtt de regster
ans eddeler. Lüneburg erwarb 1486 ein Haus im Fe^M'feuer (oben

S. H5 Anm. 4)« es steht bereits im Register von 1485 als domus lune-

burgensis. Iö06 (See. Wak.) und 1511 (Prim. Wak.) steht bei der
ersten Eintragung: int Jry 7 bsw. 18. IMese Beispiele Isssen sich be>
Uebig vermehren.

* Nach dem Heispiel Sehonbergs (J. f. Nat. n. Stat. Bd. 40
S. 'Miy) sind alle, die nach den Steuerregistern nur irgendwie als für
sich lebende, selh^tändige Personen angesehen werden konnten, sls

Hsushaltungsvorstäude pezahlt.
^ Die Begister führen auf:

Bftcker Wirte
1460/ei : 23 47
1461/62: 45 75
1487/88 : 50 45
1502/S: 50 28

IMs Anfslhlong ist ofTensichtUeh unvollständig. 1395 sftblte s. B. die
B&ekersnnft 60 Köpfe (Wöhrmann, ZonftroUen & 8).
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machuüg der PersoD, zumal bei den beiden letzteren, die den
Schofs besonders entrlohten K Auch der Geistliche (presbyter,

prester, papc, dominus', clericns, deryk), der städtische Be-
amte (dener)* und der Kirchenbeamte (koster» kerkvrouwe)
wird nicht namentlich genannt Sie alle waren ja vom
SohoiiB befreit

Hinter jeder Person ist die Art der von ihr bewohnten
Häuslichkeit vermerkt, ein Ersatz der fehlenden Hausnummern.
Es gibt im wesentlichen drei Wohnungskategorien ^: dofmus]^.
bo[da]' und cel[larium] ^. Aulserdem kommen i,treppen'** und
«domsseu'* ^ vor.

Oft wird auch nur die Wohnung charakterisierti nicht ihr

Bewohner. Das Grundeigentum nichtphjsischer Personen er-

scheint in den Rastern unter Benennung seines Besttaers

(Domus Hamburgensis , Curia Reinfeld etc.) oder unter
Angabe seines Zweckes (Schütting, kumpanye etc.) Einige
Gewerbetreibende und Beamte werden durch Angabe ihrer

Werk- und Arbeitsstätten kennthch gemacht, z. B. die Schuh-
macher und Gerber durch die Eintragung „gerhus" der
Badstriver durch „stuba" MUnzer und Zöllner durch
„munte" bzw. „tolnbode". Aber auch wenn offensichtliche

Bezii hu Ilgen zwischen Wohnung und Insassen fehlen, iät huuüg
nur erötere genannt.

Die Bewohner der Seiten- und Hintergebäude sowie der

» Unten sub XV, 2.

^ Der Ehrentitel für Ratsherren, Ritter, Welt^n-istliche und sehr
angesehene reiche Persönlichkeiten (Z. Bd. 4 8. 85 u. Bd. 7 & 3).

3 Oben S. 58 ff.

* Über die Häufigkeit der einzelnen vgl. Anlage II.

* Domus = Giebelhaus. Vgl. (auch für das folgende) Reiöuer,
Die Einwohnerzahl deutscher St£dte in früheren Jahrhunderten mit be-
(Kmderer Berflckdehtigniig Lübecks S. 26.

* Hoda=>Haii0 ohne Oiebel, mit der Dachseite der Strafse zuge-
wandt, meist nur ans einem niodrifren Erdgeschofs bestehend, das durch
Querwände in mehrere Wohnungen abgeteilt war, die Handwerkern
und Arbeitern zwc Unterkunft dienten (Brehmer H.03L 1886 S. 7>.

* Celteriiira «— Wohnkeller. Seit dem 15. Jahrhundert machte das
Anwachsen der Bevölkerung einen UmlMin der Keller sn Wohnungen
erforderlich 'Br^'hmer Z. Bd. 5 S. 237).

* Wohnräume bzw. Wohnsiile ülier Lagerräuitirn r>der im zweiten

Stock der Häuser. Vgl. Keisuer l. c, M. Heft Ö ö. i^lö ide sale baveu
dem dorwege, baven ein saal), Heft 4 S. 44 Nr. 2, 8. 198 Nr. 16, S. 136
Nr. ni). Es sind billige Mietswohnungen.

* Heizbare Zimmer. VgL oben S. 54.

•0 Oben S. a5.

" Oben 8. 41.

Über sie Pauli, Lüb. Zustande I S. 41 und Mach, Kod. II

Art. 207; auch Kämmereirechnungen Hamburgs I S. XXXi Ü'.
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Gänge ^ z. B., die kleinen Leute ^, sind nie namentlich
registriert. Die Schofsbücher begnügen sich mit Angaben wie
eineke do et 3 (sc. bodae), Hagen 1<; boden, gank 3. iaurens

do et 7, Hagen l;j u. s. w., aUo mit genereller Aufzählung
der dort belegenen Feuerstellen ^. Der aus ihnen zu er-

wartende Schofs macht jede genauere Eintragung Uber-

flüssig*».

Auch sonst finden sich Vermerke wie do [bo, celj non
va[cat]. Es wird nar registriert» dafs die Wohnung bewohnt
ist» nicht aher, wer sie bewohnt*.

Endlich werden anch alle leerstehenden Häuslichkeiten
(do [bo, cel] Ta[catJ) vacuwa, ffa[cat], woste) in die Register

angenommen ^. Die Gesamtheit der beim Hausumgang er-

mittelten Tatsachen wurde zu Buch gebracht. Die Schols»
register dienten ausschliefslich zu Steuerzwecken ^ aber sie ent-

hielten nicht ausschliefslich schofspflichtige Personen. Die
erforderlichen Berichtigungen erfolgten erst wälirend des Ge-
brauchs. Daraus erklärt sich der Mangel an ideutität zwischen
iSchosseru und Einregistrierten.

Aufser den Haushaltungsvorständen werden zuweilen
Hausgenossen gebucht. Sie zerfallen in Angehörige
und Mieter.

Erbtere werden nie mit Namen genannt. Der Stadt-

schreiber begnügt sich mit der Angabe ihres Familien-
standes, Es finden sich Vermerke wie: mater, mater vxoris,

vidoa — frater, soror — swager, swageruz, puer TxoriS)

iiliuS| filia, kynt. Mehrheiten werden nicht individualisiert:

fratres, sorores, pueri, kinder« Sehr selten sind neben
dem Ehemann noch dessen Frau und Kinder gebucht Die
Hausgenossen ^ die in den Registern erscheinen , sind durch-
weg selbständige Vermögenssubjekte. Die Kinder, die

der Schreiber einträgt, sind regelinä£sig entweder vaterlos

' Gäiice (ludagiiu's, Ilagen) sind schmale SackgAssen von ver-

schiedener Länge, an denen bis 30 ßudcii lic^'cn. Sie befinden sich

liint' r der StraTseufront und wcrdf^n durch schmale Gfinpi", die meist
durch die Vorderhäuser durcligebrocbeu siud, mit der Strai'se verbunden
(Rehme, Obefstadtbneh 8. 90; Pauli 8. 40).

> Brehmer, Das häusliche Leben in ta Ende des 15^ Jahr-
hunderts H.G.Kl. 1886 S. 11.

' Im Anfang de» 16. Jahrhunderts wird b«'i kloineren Gängen
nicht einmal die Budenzabl mehr angegeben. Es beifst einfMh:
Hagen, gank. Vel. aneh Beiener, Die Einwohnertahl dentsehet
Städte S. 17.

* Auch die aus ihnen gezahlten Beträge werden nur generell
gebucht.

" V-1. pMjische J. f. Nat. u. Stat. Bd. 89 S, »Uff. Ii. 854.
^ Ebenso in Rostock (Paasche S. 932)»
^ Über ihre Zahl vgl. Anlage iV.
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(laneborgesche et filii, vidua heyne et kinder * — wese et filü

Sterneberg) oder Stiefkinder (svne steefkinder, nyn stee&one)*.
Solche, deren Eltern noch leben, haben ja auch 80 gut wie
nie eigenes Vermögen.

Die Mictei-, kenntlich durch Biodeworte wie: et, und,
cum eo, mid**, sind öfter namentlich aufgeführt, manchmal
aber auch nur generell angegeben (hospites, geste).

Gesinde uud sonstige dienende Haubgenussen (Ge-
sellen etc.) wurden bei Anlage der Kegister aufser Betracht
gelaasen.

Die Insassen der Klöster, Spitäler, Beginenhftuser und
dergleichen wurden ebenfalls nie registriert, auch nicht durch
Angabe ihrer Zahl, obwohl doch die Beginen schofspflichtig

waren. Aber ihre Registratur war entbehrlich, weil sie feste

Wohnsitze l^atten,

Di(! Diineii fvrowen)"* endlicli fanden im Register nur
eine allgemeine Erwähnung; wurden aber auf einem besonderen
Blatt namentlich aufgezeichnet*.

Berufsangaben fehlen, wenigstens neben den Namen der
Scholspflicbtigen'^. Wohl aber finden sie sich, wie bereits er-

wähnt, statt ihrer, wenn dadurch die Registerarbeit er-

leichtert wird. Die Schofsbttcher sind so kurs wie möglich
gehalten und werden im Laufe der Zeit noch immer knapper*

£b fehlt ihnen völlig an „chronikalischer Ausführlichkeit** ^.

Nur fromme Inschriften gehen Uber den Rahmen des Not-
wendigen hinaus. Der Kegist<'rrührer beginnt mit einem nbeln
god, Jhesus christus (nasarenus), Jhesus maria, maria, -Johannis

und schliefst mit „laus deo, deo gracias et laus semper» Dieu
soit beni" ®.

* Sie safsen mit ihrer Mutter in einer nsanieden were".
* Nach den Tonchorsreiz:!stem.
* Vjjl. Paasche I. c. S. m
* 1442 kaufte der Rat 2 flilupcr in der Hartenj:rn!M> der Ober-

trave) sowie 2 Häuser und 6 iiuden in der Altentuhre (au der Unter-
träte) ad uram cuiasdam prostibuU (M. Heft 8 S. 186 Nr. 56/58,

Heft 4 S. 133 Nr. 3-8; Pauli S. 42 und U.B. Nr. 53). Die S. liof^^-

registcr lassen keine Veränderungen erkennen. Die an der Obt rtrave

untergebrachten hiefsen auch „der muren vrowen". Die Stadt erhob
von den „losen wytiern* ein „murengelt'*. Es diente z. T. zur Besoldung
d< r Studtsohrelbcr fZ. ?M 8 S. 432 Aimi. 65). Die Dirnen st.andori in

den einzelnen Häuäuru uuter einer „moder'^. Ihre Zahl beiiei sich nach
den Registern in der Prims Travena auf 4 bis 10, in der Sekunda Tra-
venu auf 1 bis 4. 8 und 4 ist die Regel.

^ Wenigstens in den 60er Jahren des 15. Jahrhunderts* Vgl. auch
Schonberg, Finauzverhältnisse Basels S. 289.

* Anden in Rostock. Vfirl. Paasch« S. 876 ff.

' Knipping, Die mitfclaltt iliclipn Rechnuugen der Stadt KQln
in M. ans dem Stadtarthiv von Köln Heft 23 (189H) S. 187.

* Zuweilen bringt er auch kleine Reime au, z. B. : Alle dink metik
issz ^'oild entfendich dencke io den dach den neraant vor bii mach—
Onmia dat dominus, non habet ergo minns. ^ Vgl. Steina aasen,
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Von den Nebenregistern ist das Gäateregtster
{gast-, geatebref)^ das wichtigste. £0 bestand aaerst aus ein*

zelnen Blättern, meist in Quartformat, dann aus einem Quart-

hoft. Die Gii^ito werden nameTitlirli aufgeführt, gewöhnlich
unter Beitugung des sie beherbergenden Wirtes , z. B. peter

kale to hus myt bertolt wcrmbeken*. Die Auttübrung ge-

schieht aber nicht nach Strafsen, überhaupt nicht nach ört-

lichen Grenzen ^ nur einmal wird untei-schieden: Item djrt

«int de geste in der wakenae syden — in der trauen ajdan.
Von 1480—1483 sind sie alphabetisch (nach Vornamen) ee-

ordnet Sonst läfst sich in den Registern kein Prinzip der
Anordnung erkennen. Die einzelnen scheinen regellos ein*

getragen zu sdn, in späterer Zeit dann, wenn sie anm
Schofs erschienen.

SelbstvenstMndlich wurden nur chV» schofspflichtigen*, seit

1483 an gar nur die schofszahlendeu Gäste rogiatriert.

Weiter wurden besondere Knochen hauerlisten ge-

führt*. Sie schofsten in corpore und bedurften deshalb einer

besonderen Kontrolle. Da das Hauptregister nach Anlage und
Umfang dazu wenig geeignet war, wurden die Amtsg^nossen
auf einem besonderen Blatt notiert*.

Dann gab es (wenn nicht ständig, so doch zeitweilig)

iSpezialregister für den Vorschofs und Feuerstellen-
«ohofs^. Die Bücher haben meist dasselbe Format wie die

Hauptregister. Nur das Register von 1415 hat Quartformat^.

Die Pflichtigen sind mit Ansnnhme df^s vorrenannton strafsen-

weise geordnet. Im Register für den Feuersteiienschols sind

die Namen der Strafsen am Rande eingeschnitten. Genauere
Angaben der Wohnungen fehlen. Ebenso Berufsangaben.

Ferner ist eine Reihe von Listen der heimlichen
Schosser erhaltend Ihr Dasein erklftrt sich aus der
differenziellen Behandlung der Schosser bei Entrichtung des
Schosses*. Sie unterscheiden sich dadurch von allen anderen
Registern, dafs sie nicht im voraus angefertigt werden
konnten Das Recht des heimlichen Stenerns besafs nur,

Der Kaufmann in der deutschen Vergangenheit (in den Monographien
liir deutschen Kulturgeschichte) Bd. 2 8 (>2.

1 Eb sind gegen 40 Jahrgfti^e erhalten. Genaneros unten snb XXL
* Oben Ö. ao Anm. 3.
• Oben 8. 81.
* £6 sind vier erhalten, aus den Jahren 1458, 1459, ?, 146.S.

* Dasselbe pflegte dem Hniiptregister eingelegt an werden.
• Ober ihre Zahl oben S. 97 ff.

^ 21 X 37 cm. Eins von den drei Büchern ist später als Reohnnnga«
buch der Schor;^herron fort- ffilirt, ein anderes aU ZoUregtater*

® Auf Zetteln und Blättern.
• Genaueres unten sub XV, 3.

1^ Bei einigen der Vorschofsreffister hat es allerdings den Anschein,
dafs sie im TOtans angefertigt sina.
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wer Uber einen bestimmten Betrag zahlte. Wer dies tat, war
nicht im voraus festzustellen; denn in Lübeck wurde nicht
deklariert. Di< heimlichen )Schosser wurden deshalb In der
Rethenfolge autgezeichnet, in der sie steuerten. Von einer

strafsenweisen Aufiseichnung konnte bei ihnen keine Bede sein«

Endlich wurden snm Zwecke der £zekution Restanten-
listen angelegt ^

Die Nebenregister dienen zur UnterstUtaung , nicht zum
Ersatz des Hauptregisters. Was sie enthalten, steht auch io

diesem. Sie sollon nur die Einhebung des ScIjossos erleichtern.

Besonders gilt dies von den Listen rler heimlichen Schosser.

Sie zeigen deshalb auch das Bestreben, die Wohnung der
einzelnen Personen möprlichst fi^enau anzupreben , damit sie im
HaupLregiöter leicht aulgefundon weiden könucD. Haus-
nummern kennt das Mittelalter überhaupt nicht. Die Sitte

der Hansnamen war in Lttbeck wenig erbreitet'. Man
half diesem Mangel in der Weise ab, dals man die Namen
der Nachbarn, der benachbarten Strafsen und Qänge angab^
I* B. : Item clawee to dem radhuse twYsschen merten yn bo
vnd dawes yn cel; moller in der betkergroven negest na
Hagen 12 boden etc.*. Auch auf Kruzifixe wurde Bezug
genommen: wedcwe van der clus vpi^Miir; wagemanstrate
benedden dem cruse. Endlich niufüten Verweisungszeichen

im Hauptregister zur Identifizierung herhalten : Item vpgang

wagemanstrate vor dem !—[-|, gescreueu na her hinr. haut; de

leste in dem breue; in der lesten reye des breues. wurde
es ermöglicht, d^Ti Inhalt des Nebenregisters ohne viel Arbeit
ins Hauptregister zu übernehmen.

Das Gästeregister hatte jedorh eine i]fewis??p Selbständigkeit,

Die Mehrzahl der Gäste war nur in ihm registriert*.

Die Aiilafi^e der Register war wegen d<^r Zahl der zu re-

gistrierenden Personen keine Kleinigkeit. Kine Durchzähluog
von vier Jahrgängen ergab:

1 Geouucreä uuteu Bub XVII.

* WenigsteiiB vor der Befonnation. In Sehaffliansen titgeD
noeli heute die meisten Htaser, nicht nur WirtshAiuer, hesondere
Nsinen.

® n;«'««' weit!ichwoific:on Ortsanpuben wunieu auch sonst erforder-

lich, z. ü. im Ohorstadthucli, Eine Eintragung von 1551 lautet

z. B. „cyn hus, dat belegen is in der koningstraten twischen Laeas
Rejmers unnde Ilnns Lutkens Sanct Kathsrineneloster over."

(M. Heft •i S. lül Anm. 1.)

* Zuweilen verweisen auch sie auf daa Ilauptregister: steyt in

dem rechten, dem schot hreue.
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Hanptregiftter

Jahr Travena register
ToUl

Prima Sek. i:*rima
|

1460^61 13611 1242* 1720« 1255* 39
1461/62 1872» 1225« 1688» 1218"» ? 5508»
1487/88 1349»« 1309 1708»* 1322 89 5727'"

150^3 1636» 1548*» 1677 »0 1334 3' ? 6105««

Censiten

Anmerkung:

Bei der Auszählung ist nacli foltrtmdrn Onnidsätzen verfahren:
Für generelle Eintragungen wiu „pueri" und „hospites" wurden je

2 Penonen gerechnet Der MinimaUats mufste glommen werden, wAl
die Rec:if<tt'r nie die Koftfziihl der Kiiuior angibt, also die Bereehiuini:

einer Durchschnittszahl unmöglich macht. Auch bei den Gästen war
die Ermittlung eines Durchschnitts für den Haushalt unmöglich; vgl
uben S. 30 Anni. :>.

Wo statt Mt»ns( ln»n Häuser rfigistriert sind (obon S. 137 ff 1. wurde
angenommen, dafd jede Wohnung bewohnt war, es sei deuu das Uegea*
tdT (va) yennerkt, und swar yon efiiem Steuerpflichtigen. Ijetstere
Annahme dürfte um so richtiger sein, als es sich meist um Baden
handelt. Nur einmal ist namlicn vermerkt: twe in eyn bode.

Bei den Wirten, z. T. auch bei den Bäckern (vgl. oben S. 186
Anm. 5)t lautet die Eintragung re^elmäfsig: moller vnataber etc. In
allen diesen Fällen ist nur eine Pfrson irezählt. Zweifellos bedentrt
-taber" und „pister** nur die Angabe dos Berufes der vorstehenden
Person. Das ergeben u. a. folgende Tülle : In der Prima Wakenissa
1460 ist die Notis pilstikker vnd taber überschrieben: is eu taber: in

der Prima Tnivena 1406 steht vor frans vnd pister: dat i"^ de Tiokker:

in der Prima Travena 1472 heifst es: Domue ilamburgeusis et bostede
«t pneri et lambertes taber. Lambert ist aber der Vorname de« Wirtes
Bostede (vgl oben S. 35 Anm. 3). Das ergibt, dafa die Z&blniig «weier
Personen für derartige Vermerke unrichtig ist.

Die Dirnen sind 1487/83 und 1502/3 nur generell genannt (de vro-

wen omne8> In die Tabelle worden die S. 139 Anin. 4 angegebenea
Ziffern eingeeetsi

^ Darunter mal pueri f 42), 2 mal bospites. Fi^rnor ein domus
auperum, ein Kalajid (l* ischstrafsc), eine Heute der Siechen {hy witten-
orge). 2 curiae preabyteronim. Das Domus Uamburgensis und

Holsacie (oben S. 84 Anm. 9). Endlich 3 stubae.
^ Darunter 12 mal paeri. 2 Schfittinge. 1 domiis panpemm und

1 fraternitas. 3 stubae.
* Darunter lOmal pneri and 7 mal hoepitee. Je .ein Konvent,

gasthufs, fraternitas. 10 Kurien, meist in der Gegend der AjL^idienkirche;

eine Papenkollatie (oben St 56 Anm. 3). Münte und tollenbode. Endlich
an Werkhäusern: 8 gerhufs, 1 bachufs und 2 stubae.

* Darunter 17mal pueri und Imal hospites. Femer 6 doam
paopentm, 1 conventus, 1 Kaland, I ^astbufs, 3 almissen und 1 fitatcff'

nitaiB. 1 curia. An Werkhäusern: 8 gerhufs und 3 stubae,
* Das Gästeregister dieses Jahres fuhrt 57 Personen auf. Da das

Haaptregi8ter aber bereits 9mal hospites registriert, sind hier nor
S9 emgesetzt.
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6 Danmter 60mal puori, lOinal hospites. Fornor 8 Annenhäuser,
4 AlmiBden, 2 Konvente, Kalande, Gastbäuaer, fraternitatea, Schüttinge.
19 Kurien, 2 mit demZiufttz: presbjteronim. An Werkhlnseni: 16gei>
bllÜs, 11 stubae etc.

^ Darnntor '20mal pueri und Imal hosnitos. Ein Kaland, der sckcu
reute, ein domus pauperum. Dornas liamuurgcnsis, Carthusiensis und
Holsacie. 2 curiae presbyteronim. 4 stubae.

Dftnmter 12mal pueri. Femer 2 ficateniitates, 2 Scbfitttnge und
a atabae.

* Darunter 12 mal pueri und Imal hospites. Je ein Konvent, Gast*
haus, Armenhaus. Eine Brüderschaft. 7 Kurien, eine mit dem Znsats
OTesoyttTorum. Die Münze, eine Zollbude, das Schreiborhrni-^ und
&flterhau8. £ine Papenkollatie. An Werkhäusern: 9 Gerbehauäer und
1 Badestube.

'® Darunter 12 mal pueri. 6 Armenhäuser, 3 Almissen, 2 Konvente,
je 1 Kalaud nn l (Tasthaus, endlich eine Brädcrschaft und ein Qottes-
keller. Au \N < rkhäusem: 4 gerhufs und 3 stubae.

" Darunt i 6 mal pueri und 2mal hospites. Ferner 8 Armenhäuser,
4 Almissen, 3 Konvente, 3 Bruderschaften etc. 9 Kurien. An Werk*
b&usern: 16 gerhufs und 11 stubae.

1* Darunter 13 mal pueri. 1 domus pauperum, 1 fratcrnitas. Do-
mus Hambui^ensis, Lüneburgensis, kartüserhufs. 2 Kurien (nresbyte-
lomm und bir<^ittc>. Eine KoUatie. Der Fustebrader Hoff (oben S. 33
Anm. 6l 4 stubae.

^ Darunter 11 mal pueri. 2 Schfittinge, 1 Konvent. 8 stubae.
^* Darunter 8 mal pueri und Imal hospites. 2 Armenhäuser, 2 Kon-

vente, je 1 Kaland und Gasthaus. 8 Kurien, 2 KoHaticn, Der Kreyen-
hoff. Münte, toUenbode, domus scriptonun. An Werkhäusern: 10 ger-
hufs, 2 stubae und 1 brughufs. Endlich iwei Hagen pauperum in der
Wamstraten und Saluivum ikerstraten, zw 10 bezw. 12 Buaen gerechnet
(V. Melle, Gründl. Nachricht S. 322 ff. und Sehofsbücher).

Darunter 9 mal pueri. 7 Armenhäuser, 3 Konvente, je 1 Kaland
und Gasthaus. Ein Hagen pauperum mit 12 boden in der Hundestr.
5 Kurien und 1 Kollatie. An Workhän^scrn: 5 gerhufs und 3 stubae.

^ Das Gästeregister enthält 41 t>chofszahlende Personen. Die beiden
im Hanptregister registrierten wurden abgerechnet.

'"^ Darunter 14mal pueri und Imal hospites. 10 Annenliäuser,

6 Konvente, 2 Kalande und Gasthäuser etc. 15 Kurien, 4 Koliatieu.
An Werkhäusern: lo gerhufs und 13 stubae.

Darunter 6 mal pueri. 2Knmpen>'en, 1 domus pauperum. Curia
dobberan u. roynvelt, 2 Kollatien, 3 gadeskoller. Der Pustebraderhof.
Das Domus Hambur^ensis. 4 stubae und 1 kornhus.

Darunter 7 mal pueri. 2 Konvente, 1 Companice, 1 brodersehop.
Das gadesridderhus (oben ö. 79) , 5 gadesboden , 4 gadeskeller.

ä stubae.
Darunter 6 mal pueri. 2 Konvente, 2 Armenhäuser (elendehus),

1 Chuthaus und die Ghreveradenkompagnie (oben S 85)l Die Armen-
gänire wie Anm. 14. 4 Kurien, je 1 Kollatie und Wedeme. J m Ii tlcn.

>er Kreyenhof. Schreiher- und Käterhaus, Münze. An Werkhäusern:
7 gcrhulö, 2 stubae, 1 wulkemole.

Darunter 4 mal pueri. 7 Armenh&uaer, 2 Konvente, 1 Kaland,
1 Gasthaus, die curia .^piritus samt, und 1 Cumpenie. Der Anm. 1-5

aufgeführte Armeiigang. 2 Kollation, 1 aula. An VVerkhäusern : 4ger-
bulB, 3 stubae. 1 bleke.

" Darunter 22 mal pueri. 10 Armenhäuser, 6 Konvente, 4 Kom-
pagnien, je 2 Kalande, (fasthäuser und Schulen etc. 7 Kurien, 3 Kolla-
cien etc. An Werkhäusern: 11 gerhufs, 12 stubae.

** Reisner hat das aahlenmärsige Ergebnis der vorgenannten
Schorsregister bereits in seiner Abnandlung: Die Einwohnenahl
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deutacber St&dte in früheren Jahrhunderten mit besonderer ßerück>
nchtigung Lflbeeks (HaUe 1908) 8. 43 £ «^ffentUebt Die Ab^
weichungen von den oben aufgeführten TaSem beruhen auf zwei
Gründen. Erston.'^ darauf. daH? es sich damals um die erste Aufmachung
handelte. Zweiteus l^bei den Waknitzbezirken) auf einer veränderten
Anffastmig der Registrienmg. Die Sehofabficher enthalten öfter Ein-
tragungen wie helmstedo vnd 4 1^, -mid in do vnd 2 1/. moller
vnd 6 4/?, bei denen die Zahl der Wohnungen in den Seiten- und
liiiitergebäuden (4, 2, 6) durchstricheu ist. Ich hatte zunächst die durch-
atriehenen Ziü'crn nient mitgezählt, weil ieh annahm, die Buden ständen
leer, habe mich aber nachträglich überzetifr^ . daf3 das Durchstreichen

nur den Zweck hatte» den hinter der £iutragung vermerkten Öchois-

betrag auf den enten Namen an besiehen.
^ Uber die gesamte BerOlkermig Tergleiehe unten enb XXL
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XII« Die Ermittlniig der sehofspfliclitigen

Gegenstände.

Wie in der ältesten Zeit die schofspflichtigen Gegenstände
ermittelt wurden, steht ilahiii. Vemiutlich im Wege behörd-
licher Einschätzung. So lange der Schofa nur offen-

kundige, allgeinem sichtbare Vermögensbestandteile ergriff,

wie die Immobilien, war es ja leicht, die steuerpflichtigen Tat-
sachen festzustellen; die Beurkundung des Immobiliarverkehrs
im Oberstadtbuch * bot die erforderlichen Handhaben. Zweifel-

los war bei Anlage der Grundbücher nicht nur der Gedanke
mafsgebend gewesen, die Rechtsverhältnisse der Liegenschaften
offenkundig 7ai machf^ri , sondern .inefi die Absicht, gewisser-
mai'sen ein Kat«i.ster der bteuerkratt zu schaffen ^.

Durch die Ausdehnung der Schofspflicht auf die Mobilien
wurde die behördliche £inäciiätzuug äufserst erschwert. Den

1 Das Uberatadtbuch (liber civitatis oder hereditatum) ist 1227
angelegt. In ihm wurden znnichst die verschiedensten Vorgänge re-

gistriert. Doch überwogen von Anfang an die Beurkundungen von
Immobiliarrechtsgeschäften der Burg^er. Später wurde es nusschlif fslith

Grundbuch (Rehme, Oberstadt buch S. 1 ff ; Brehm er Z. Bd. 4
S. 222 ff.). Die Eintragungen in dasselbe waren obügatoriedi. Anfser
dem Oberstadtbuch gao es ein NlcdcrstadtbiM Ii fllhcr debitoniin).

Es wurde 1277 anp^elegt und diente zur Beurkunclung eingofrai)<^üner

Verbindlichkeiten , um die aus ihnen fliefsenden Ansprüche sicher-

sustellen. Die Eintr.igungen betreffen Si holdversclireibungeiit Büig-
schaften . 0 escUsehaftaVerträge , Schenkuugei) . VorpfTuulungen von
Mobilien und Inunobilien, Abteilungen von Kindern etc., kurz allerlei

Haodhingen der freiwilligen Geriehtebarkeit mit Ansnalinie der
Aoflaasangen und Rentenküufe (Pauli, Lüb. Zustände I S. 124; Ab>
handlungen aus dem Iflb. ri<^'cht I S. 8). Die Eintragung war eine
fakultative. (Wehrmann, Das Lüb. Archiv Z. Bd. 3 S. 401; die Er-
klärung der Namen bei Hagedorn M. Heft 1 8. 79/80.) — Vgl.
oben S. 81 ff.

« Maurer, Btädteverf. III S. 142 43. Ganz deutlich ist dies in

Braunschweig. Es richtete seine De^^edingsbücher ein zur Klarstellung
der Ei;^entQni8VerIiftltni80e und um eine Handhabe zur Bestimmung der
Schofsquote zu srliaffon. Deshalb rr-Tr' (:kte sieh der Eißtr!\jrnnn;^9/'VM?i£f

über \ eränderungen und Beschränkungen im Immobiliarbesitz hinaus
anf die ESnmÄmen ans aneetebenden Kapitalien, Hjpotbeken, Ldbrenten,
Pfandzinsen uiid lilndliehen Grundstücken aufserhalb der Stadt (Dürret
Geschichte der Stadt Brannschweig S. «i26).

FonekiingMi XXL 6. - Hartwig. 10
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Umfang eines Mobiliarvermögens kann nur sein Besitzer

genau angeben. Das Aiiswfichsori dos Schosses zu einer all-

gemeinen Vermögenssteuer hatte denn auch einen Wechsel in

der Methode der Einschiitzung zur Folge.

Seit dem 13. Jahrhundert, dem Zeitpunkt, in welchem
das mobile Vermögen zuerst steuerptiichtig wurde', kam die

eidliche Selbsteinschätzung in Aufnahme*. Die
mittelalterliche Stadt becann ihreBtlrger au swingen, selber
das Bunkdi ibrer individuellen VermOgensumstttnde au Hebten.

Die Selbsteinscbätaung blieb jedocb in der Regel mit

einer obrigkeitlicben Taxation verbunden. Oe-
wöhnlich muUte der Steuerpflichtige sein ganzes Vermögen
eidlich deklarieren, worauf dann die Steuerbehörde den

auf den Einzelnen entfallenden Betrag festsetzte^. Häufig

hatte die Dekhiration nach obrigkeitTiehen W e r 1 1 a x e n
,

z. B. für Renten, Vieh, Früchte, ja iur den Grund und Boden,

zu erfolgen*. Zuweilen war nur ein Teil des Vermögens
zu deklarieren, nämlie.h der sehwer zu taxierende, das mobile
Kapital, während das immubile nach wie vor behördlich

eingeschätzt wurde

Öfter erstreckte sich der Deklarationszwan^ zwar auf

das ganze Vermögen, aber bei den Immobilien war nur der

reale Bestand anaugeben; die Bewertung desselben be-

hielten sich die Stenerberren vor^.

' V^I Maurer II S. 854/55, bes. Anm. 76/77; Zeumer 8. 67;
oben t>. 'Ab ff.

* Ebenso in Frankreieb. Vgl. EspinAs, FinsncMde U
de Doiiai S. 114 u. 122 iLn 1' l:iration verbale sous sermotit).

^ Vgl. Maurer ib.; Zeiimer ib.; Stieda, Stadt. FinaDzen b. 17

u. 21; Höckel W. d. V. II S. 781 und H. W. d. St VI S. 440:

Bfichf r, Berölkerung Frankfurts S. 189 u. Festschrift S. 151; Schön-
berp, FiDa'r:'V(>rliiiltni.ss.' Issels S. 134 ff., 173 ff. u. 212 xwi J. f. Nat.

u. Stat. Bd. 40 iS 349; Kübel, Fioanz* und 8teuerwesen Dortmund« I

8. 89; Ulrich, Bilder aas Hsnnoven Vergaugenbeit 8. 49; Heek.
Financverwaltnng Brannschwoigs S. 100, Stiidtochroniken I S. 187
Anm. 2 und 318: Härtung Z. fG.V. XIX S. 1172 (in Aug-sburpr wnrde
alle 6 Jahre eidlich deklariert); Doebner, U.B. d. Stadt Hiidesheim V
und VT sowie Hub er, Haiisba!tH.8 8. 60 ff. ; Ortloff, Jahmnte und
Geechofs s MO.

* Schönberg h c. S. 275 Anm.; Kölle, Finaosarchiv 19. Jahr-
gang S. 6.

^ Braunschweig z. B. besteuerte die Immobilien und Renten anf
Grund dfr Dogedingsbücher , da.s Handels- \uu\ GowerbevermSgcn nnf
Graud eidlicher Angaben der Bürger (Dürre a. a. 0. S. In Uri
wurden die Grandstncke obrigkeitliob taxiert, das ftbrige in- und ta^
ländiflcbe Vermögen eidlich fatiert (Cobn, Finaniwiaseneehaft
S. 821). — Vpl. f. Lübeck unten -nh XX

* Bo gaben z. B. die Dortmunder Bürger nur den gesamten Be-
stand ibrer Liegensehaften und Kenten an, der dann ron den Pnnte-
herron oingeschätzt wurdf« fRuhfil a. a. 0. S. 38). Auch Ro.-^tock ver-

langte in späterer Zeit von den Schorsptiichtigen ein Vetaeiduus ibrer
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Auch dort, wo keine direkte behördliche Emsohätzung
«tatt&nd, blieb eine solche nicht aus. Die deklarierte Ver^
jnögensmasBe wurde ^anz unwillkürlich, wenn nicht immerf so
doch in zweifelhaften Fällen, von der Steuerbehörde nach-
taxiert. Dasselbe gilt, wo statt des VermOgenB der für das-

selbe berechnete Steuerbetrag zu deklarieren war*. Mochte
der Dekiarationszwang ein alljixomi in( r oder ein. partieller sein,

das Vermögen oder die »Steuer«uuiin • betrerieu, immer behielt

die Ikhörde eine Handhabe, die Berechnungen der Steuer-
pflichtigen zu rektilizieren.

Dies trifft aber nicht auf alle mittelalterlichen Städte zu.

Heute hängen Selbsteinschätaung und Deklara-
tion au& engete zusammen. Eine ist nicht mdglich ohne die

andere. Dem Mittelalter waren sie aber nicht untrennbar; es

kennt eine Selbsteinschätzung ohne Deklaration. Manche
Stadt begnügte sich mit dem Schwur des Bürgers, er wolle
sein Gut gewissenhaft und der Steuerforderung entaprechend
versteuern oder habe so getan

Soweit in diesen Fällen die Steuer offen gezahlt wurde,
fand noch in der Zahlung eine Art von Deklaration statt.

Die Behörde konnte doch das versteuerte Vermögen be-

rechnen Aber diese offene Erlegung war keineswegs die

Re^el. Das Mittelalter kennt eine „sti 11schweigende
SelbateinschäkKung*** und eine heimliche Abstattung
der Steuer", die tlen ganzen Akt der Versteuerung, von der
Einschätzung an bis zur Zahlung des Steuerbetrags, in daa
Gewissen der Pflichtigen stellte.

Das System der SelbstenischUtzung gestattet immer nur
eine bescliriinkto Hnfsere Kontrolle, zumal in Anseliung des

Mobiliarvermögens Bei heimlicher Entrichtung der Steuer
wurde sie unmöglich. Der Bürger unterstand dann in

Kriiilluug seiner Pflicht lediglich einer inneren Aufsicht.

Die Bestimmungen der Steuerverordnung und die Gewissen-
haftigkeit des Einzelnen waren die allein In Betracht
kommenden Instanzen.

Lübeck ging etwa in der Mitte des 13. Jahrhunderts^
spätestens bei Entstehung der deutschen Stadtrechte (1260 ff.X

von der behördlichen Einschätzung zur Selbsteinschätzung ohne
jede Deklaration Uber.

SU iägentum oder Miete besessenen Immobilien (P aase he J. 1 Nst.
n. Stat. Bd. m S. :j45\

» Z. B. in München (Maurer S. 856).
* Über den Sehofseia unten enb XVI.
" Z. B. in Rostock (Mrrkl U.B. XX S. 412 ff.) und in Hildeshelm

(U.B. VI S. L und 6U4: vgl. nuch Koppmanu H.G.BI 1896 S. 199>.
* Cohn a. a. 0. S. 507.

* Über die Art dteaer Abstattang nnten sab XV, 8.

* Vgt Zenmer Ü, 69.

10*
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Der Kodex Albrechts von Bardewik besthnint: „Gift men
iemende schult, dat he nicht wol goflchoten ne hebbe, ia h»
nnbesprokcDy he mach sie untsecghen mit sines aulues edhe.
gift men aiier eme schult, dat hc nicht Till geflchoten bebbe
ynde bekeut he, so mot he betereu^

Frensdorff meint, hier sei nur von dem niclit voll ge-

zahlten Schofs die Kede^. Aber die Statuten haben auch die

Fälle der gänzlichen Schofshinterziehung im Auge gehabt,

wie ein Vergleich mit den analogen Aitikehi anderer
lübeckischer Rechtskodices ergibt. Im Kodex der Göttinger

Bibliothek heifst es: Gheuet mcn Jcmende schult, dat he nicht
eeschotet en hebbe Das Lttbecker Rechtsbach von
(angeblich) 1254 verordnet unter der Überschrift „de nicht
heemt geschatet syn gath** : Gifft me yemande schult, dat he
nicht gescatet hefft Im Kodex II bei Brokes^ steht

statt nicht Toll „nicht** bezw. „nicht recht geschatet''; im
Kodex III ,...dat he nicht geschatet heft und nicht recht

geschatet, .... so mach he sick der Tuchte entleddigen mit
sinera Ede; bekennet he des, dat he neu bchot gegevcn'* . .

Endlich verfügt das revidierte Stadtrecht: „Giebt man einem
schuldt, das ei L; ar nicht, oder nicht recht sein Gut ver-

schösset habe . . . ^ ^.

Danach soll also jeder, der bezichtigt wird, seine Schofs-

pliiciit nicht oder nicht in genügender Weise erfüllt zu haben,

sich von diesem Verdacht freischwören. Der Eid ist gesets-

liches Beweismittel dafür, dafsgeschofstist Daraus wird
ohne weiteres klar, dafs der Schofs heimlich erlegt wurde,
dafs die Erfhllung der Schofspflicht eine behördlich unkon*
troUierbare Tatsache war.

Dasselbe ergeben die Schofsregister. In denen
des 14, Jahrhunderts ist in keinem einzigen Fall an-

gegeben, wieviel der Einzelne geschofat hat. Sie enthalten

nur Zahiungsstriche, die bedeuten, dafs nach Ansicht der

» Hach Kod. II Art. 114, S. 804/5. Vgl. unten eub XVI.
* Stadt- und Gerichtsverf. L.8 S. 196. Prensdorff geht augeii-

schciiih'cli von der irrigen Voransaetiung ans, dal« der £kho(a oxten
erlegt wurde.

3 Hach Küd. III Art, 54 8. 394/95.

* Rronlielin, Corpus ststatamm pTovinciftllnm Hoiaade 1750
Art 44 S. 10.

^ Sclectae Obscrvationes Forenaes 1765. Lübeck und Altona
Appendix Art XII S. 41.

* Ib. Art LI S. 8a
T Lib. II Tit. in, :3.

* Die Worte .,nirht -^ol, nicht vul, nicht, nicht recht" bedeuten
•Ue dasselbe, sind uui verschiedene Bezeichnungen eines Vorganui».

Der Gkgensats in der zitierten Stelle ist: nnbesproken bekeut ne
nidit — unbetproken bekent he.
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Scholaheireii geachofst ist. Die Pflichtigen, deren Namen
unteratrichen wurden, sind vor dem Steuereinnehmer er-

schienen und haben dem Anschein nach Geld in die Schofs-

kitte geworfen. Ob sie das aber wirklieh taten nnd wieviel
sie hineinwarfen ) blieb den Schofsherren verborgen. Sie
konnten deshalb auch keine Summen in die Begister
eintragen.

In Lübeck war mithin der schwierigste Teil der Steuer-
veranlagung, die Feststellung der Schofsobjekte und der
individuellen Schofssclmld, ausschliefslich den Bürgern
überlassen, damit den Steuerbehörden der Hauptteil ihrer

Tätigkeit abgenommen.

Es handelt sich hier um den Versteuerungsmodus, von
dem Machiavelli im Antog des 16. Jahrhunderts be-

wundernd erzählt*:

Auf Verordnung des MaffistratSi jeder Einwohner solle

bestimmte Proaenle seines Vermögens sahlen, werden die
Btti^^er einzeln TOrberufen und beeidigt, dafs sie so viel

zahlen wollen, als sie ihres Glaubens nach ihrem Ver-
mögen treffe, worauf sie nach ihrem Ermessen eine wÜl-
kdrliche Summe in eine verschlossene Kiste werfen, ohne
von einem anderen Zeugen als ihrem eigenen
Gewissen b e n b a c Ii t e t z u werden. \\'elch' ehrwürdiges
ÜberT>loi})8el ein< r alt»']i Biederkeit und Herzensgute. Diese
Unverdorbenheit der .Sitten verdient um so mehr unsere

Bewunderung, als sie heutzutage nur noch in Deutschland
übrig ist.

und über den Adam Smith am Ende des 18. Jahrhunderts
berichtet'

:

„At Hamburgh every inhabitant is obliged to pay to

the State one-fourth per oent of all that he possesses...

Bhrery man assesses himself and , in the presence of the

magistrate, puts annually into the public coffer a certain

sum of money, which he declares upon oath to be one-

fourth per cent of all that he possesses, but without
deehiring, wat it amounts to, or being liable
to any examination upon that subjekt.**

Die Steuer wurde also heimlich entrichtet, so dafs die

einzelnen Betrige nicht nachgezählt werden konnten. Diese

' Discorai (de re publica) Lib. I Cap. 55. Zitiert nach Lang,
Teutsche Steuerverfassung 8. 1G6; Cohn S. 324 Adul und Zeamer
8. ia

^ An inquirv Into the naturc and causes of the weslth of DSUods.
Basil Udl/a Book V part IL chapt«r Ii Art. 2 S. 207.
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heimliche Entrichtung war entweder ffXr das ganze Vermöge n'
oder nur für die fahrende Habe atattbaft*.

Bei dem Mo biliar vermögen hat man in späterer

Zeit häufig auf jede Deklaration verzichtet und die heim-

liche Verstoucrung^ erlaubt^. Die stillschweigende Selbst-

ems chätzung des ganzen Vermögens acheint nicht allzu häutig

gewesen zu sein.

Der Lübecker Bürger war hol Kriüliung seiner haupt-
sächlichsten, ersten Bürgerpriicht keiner äufseren Kon-
trolle untersteilt, nur einer inneren, der seines ( iewissens, unter-

worfen. Diese innere Kontrolle war tiir die (gewissenhaften die

denkbar stärkste. Sie zwang sie das Vermögen zu versteuern,

daa eie im Au^^enblick der Zahlung besusen, schlola alle

Vorteile aus, die z. B. bei Deklarationen durch Vermögena-
zugftnge in der Zeit zwiBcheu Deklarations- und Steuerta^
erwachsen können, zumal wenn nur alle paar Jahre deklariert

zu werden braucht^. Die äufsere Kontrolle ergreift nur den
Tatbestand eines Augenblicks, die ninorc jf'flen Augenblick.

Der AVirksamkeit dieser inneren Kontiolle .standpri in Lübeck
auch keine technischen Schwierigkeitei; im W ege. Denn der

Steuersatz war ein einheitlicher ftlr alle Vermögensteile und
-grüfsen, auch relativ fest'*, so dafs die Berechnung der Steuer-

sumnie möglichst einfach war.

Aber der ganze Ertrag des Schosses hing doch nur von
dem guten Willen und der Gewissenhaftigkeit der Steuer-

^ So in Nürnberg (Chroniken I S. 28^: .Weil jeder Hurper sich

nach Eid und Gewiss^en selbst .schätzte un(J der Hetra^r seiner Lo.><ung

tcheim blieb . .
.** Sander, ßciehsstiidt. Haushaltung Nürnbergs

. 229 ff.; Maurer I. c. Die Angabe 8ch5nber^s a. a. O. S. 1§4
Anm. 1, in N. sei deklariert worden, ist unzutreffend), Freiberg (Ort-
loff S. 148/49), Zürich (Cohn S. 325i in älterer Zeit war hier der ein-

g«»ebfttste Btenerbetrag eines jeden Öffentlich verlesen), später
auch in Hambiirg und Bremen. In letzterer Stadt ist die hdoiliche
Versteuerung bis in die 70 er «fahre des 19. Jahrhunderts üblich ge-
blieben; vgl. S. 153.

• In Dortmund durfte bei den Puntingen det» 14. JahrhunderU
nur die fahrende Ha he heimlich versteuert werden (Rflbel a. a. O.
S. H9 u. 84) Pie erste Mansfeldischc Landesstener jrestattetc lieimliche

Versteuerung der Barschaft (Ortloff i». 14UÖ0J, Meiften die beson-
ders wertvoller Güter (Kleinodien. Qold ete.) und des Bargeldes
(Richter Hitt. d. V. f. G. d. Stadt Meifsea Heft 1 S. 1 f.).

' Nach Zediere proTsem Universallexikon fLeipjKig 1743 Bd.
Spalte 1024i wird „das übrige aber (<las n)obile \' erni f^<r en). weil es

schwer zu ächützon, auch nicht allezeit zuträglich, dafs der Leute \'er-

mögen offenbar werde, an theils Orten auf eines jeden Gewissen ge-
gf eilet und wa<5 er, nach einem besonders hi<'vuuf gerichteten Eyde,
steurct, angezählt angenommeu, welches man den Eydtschoft
genennet*.

* Z. B. in Augsburg nur alle 6 Jahre (oben S. 146 Aatn.
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Zahler ab. Gegen gewinenlose steuerfeindliche Memeate
fehlte es an jedem Zwangsmittel.

Wenn dieser grofse Mangel in den Kauf genommen
wurde, so zeigt sich darin ein grofses Vertrauen auf die

Bürgerschaft, ein Vertrauen, das nur unter ^,^anz beöliiumteii

Voraussjützungen am Platze iöt. Die^e Voraussetzungen waren
in der mittelalterlichen 6Ladt gegeben: das Gemeinwesen war
klein, die Beziehungen zwischen dem Kinzelnen und der Ge-
aamtbeit eng, der Gemeinsinn stark entwickelt, endlich der
Steaerbedarf in der Regel gering ^

Der Stenerertnur war aus allen diesen Gründen fast

immer ausreichend. l3er Schofs wurde im ganzen gewissenhaft
entrichtet^, mochte au Ii im einzelnen die Stcuersumme hinter

der Steuerschuld zurückbleiben. Zu Zeiten ist allerdings eine

allgeiii'^jne Verletzung der Schofsptlicht zu konstatieren^.

Beruhte aber dies System der stillschweigenden Ein-

scliätzung und heimlichen Verateuerung lediglieli auf Ver-
üauen? Zeumer sieht in ihm entweder ein Wahrzeichen
grofser sittlicher Tüchtigkeit und edlen Vertrauens aut Bürger-
tugend oder die letate Konsequenz der kaufinännischen

Eifersucht auf die Geheimnisse der eigenen Kassel Ks handelt

sich fiir ihn also um ein aut — aut. Dem ist nicht bei*

aupflichten. Beide Motive sind gemeinsam von EUnflurs

gewesen.
Zweifellos hat das Mittelalter eine starke Abneigung

jrpo-p,i die Publizität do« privaten Vermögens besessen. Der
KautmMnnsstand erblickte in der Klarstellung seiner Ver-

mögensumatiinde eine Gefährdung seines Kredits^. Der Reiche
wünschte aus naheliegenden Gründen, dafs die Höhe seines

^ €ohn S. 507 8. Ähnlich sagt A. ämith: In a sinall re-

piiblie» where the people have eotire confidence in their mafrletrates»

are convinced of the neccssity of the tax for the support of the state»

and beUeve, th;\t it müI be faithfuUy applied to tlint purpo.?i' such

conscientious ind voluuian payment may sometimes be expecti ii. lAu
inquiry etc hook V pari II Chap II Art 2 S. 207.)

* Vgl. ZeuTner S. 69. Smith sagt vom Hamborffer SchofH This
tax ig generally supposed to be paid with great fidelitjTib.). in Breuiea
übertraf der Ertrag des Schosses bis 'w die Netiseit regelm&fsig die rer-
aiiBchlaKte Hnmme (J. f. Nat. u Stat. 1864 S. 319 fT. u. 395).

* Genaueres sub XVIII» 2. Ferner für Augsburg Härtung Z. f.

G.V. XIX S- 1169.
* a 70.
^ Smith erklärt die heimliche Versteuerung ausscbliefslich

aus den Interessen de^s Krndits: Af Hamburgh it (to derlarc pnbliclj

upon oath the amouiit uf lurtune) would by reckoued the greatest

(httrdschip). Merchants ... all tremble at the thoughts of beme obltged
at all timcs to expose the real state ot tht ir irciimstances. Tne ruin
of their credit would too often be the cousequence (ib. S. 20Ö/9>
Machiavelli ist der entgegcngesctzteo Ansicht: Vermatlicb liegt der
Grund darin, dafs sich dieses Land der Kanfinannscbaft entfallt Dieta
Krkläning ist unhaltbar.
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Kapitalvermögens nicht Tagesgespräch wurde. Kun, ein be-
tr^U'htlicher Teil (l^r Steuerpflichtigen und zudem gerade der
eiüüufsreiclie, w^r an einer Geheimhaltung seiner Besitz»

Verhältnisse interessiert ^
Auch in Lübeck hat sich dies Vorlangen geltend gemacht.

Im 15. Jahrhundert wurde die iiciuiliche Entrichtung des
Schosses beseitigt. Nur fUr die Reicheren, diejenigen, die

Uber einen bestimmten Betrag zu Stenern hatten,
blieb die alte Methode in Kraft &a Vennerk im SchoCs-
register von 1490 besa^ ausdrücklich, einige hätten nicht
geschofst „iuxta conscientias diciorum**. Der Reichtum
vermochte also durch^^usietzen^ dafs der Schofs für ihn eine
reine Gewissenssteuer blieb.

Aber dies Verlan,!j:<'ii nach Heimlichkeit in Geldangelegen-
heiten war nicht au b s c h 1 aggeb end für die Erhebungs-
form des Schosses. Ihm hätte auch anderweitig Rechnung
getragen werden können. Der Deklarationszwang z. B. war
häufig mit einer Qeheimhaltungspflicht der Organe
verbunden, die die Angaben der Steuerpflichtigen entgegen-
zunehmen hatten ^ Wenn die Steuerpflichtigen völlig anf
sich selbst gestellt wurden, mufste innen doch das Ver-
trauen geschenkt werden, dafs sie die Form der Steuer-
erhebung nicht zur Umgehung der Steuerpflicht mifsbrauchen
würden.

Die Voraussetzungen des alten Steuermodns kamen
aber immer mehr in Wegfall. Deshalb mufste die Gewissens-
kontrolle durch eine wirksame öffentliche verstärkt werden.
Zunächst wurden die kleinen Leute zur öffent-
lichen Kriegung des Schosses gezwun^n und damit eine

indirekte Deklaration eingeführt'; im W, Jahrhundert

* Vgl. das Bestreben der AugsburKor (irolskaufleute von der Ver-
pflicbtang zur eidlicbeD Vermügensdcslaration frei zu werden bei
Hartnn^r Z. f. G.V. XIX S. 1178 ff. 1549 wurde denn audi auf ihr

Drängen beschlossen: wer jährlich 60011. zahlen wolle, solle nicht mehr
znr eidlichen Selbsteinschätzung verpflichtet sein (l. c. S. 1183). Nach
Zedier» Universallexikon (oben H. löO Anm. :{) \At es ,aieht altessit
BUträglioh, dafs der Leute Vermögen ofTi ii!>;ir werde'*.

Vgl. Wagner, Finanzwisseiiscliutt III Ö. 58, Schönberg,
FiDansverhftltnisae Basels 8. 137, 469 u. 474 (die Stcuerherren durften
das Steuereinschätzungsbuch keinem zeigen und selber nur geniailuam
einsehen): Maurer TTS. 856; Brauusclnreif^er XJM. I S. 181: Z*'nmer
S. 68 i\. lu einem Schreiben der Ältermanns und der Bruder zu iiobton
an die deutsche Hanse so London ans dem Jahre I8S0 hofiit es;
Volümus etiiim, ne aliquis scotti nostri rotulas liabeat nee custodia!, f^ed

soll collectorea et, si coutingat aliquem coUectorem exire officium suuni.

volumus, ut suum factum sigillet et custodia! usque ad pleuaui
compotationem; etiun, nt eolleetores scottora a qnolibot per nomerum
recipiant et per nrduiim juramentum et illiutt com sna summa in rotolil
suis signeat (L.U.B. II Nr. 400 S. 349/50).

» Vgl. unten aub XV u. XVI.
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kamen auch allgemeine direkte Deklarationen und
behördliche Taxationen in Aofiiahme. Die erste

Taxation scheint in den Jahren 1525 bis 1535 erfolgt au sein,

in einer Zeit, in der Lübeck an einer gro&en Sjriegsschuld

SU tragen hatte. Nach den Kämmereirechnungen Hambargs
wurde der Schofs von der Herbei^ am Klingenbeig 1525
und 1532 de estimacione domus, 1533 bis 1535 pro taxa
domus entric]ltet^ Die Obrigkeit sicherte sich dadurch einen
steigenden Anteil an der JSrmittlung der scboÜspflichtigen

d^enstiiniie.

Nur in einer Stadt ist die alte Stcuermethode bis in die

neueste Zeit üblich geblieben, in Bremen ^

» V 8. 276, 47"), 515, 549 und 585.
' Bremen hat bis inu 17. Jahrhundert die Selbstciuschätzuugen

kontrolliert. 1653 führte es die stillschweigende Selb^teinsehätzung auf
den Bürgereid ein, bei rl-^r nur in VerdachtHfällen kontrolliert wurde.
Hierbei blieb es bis nach 1670. Vgl. Ortloff 1Ö6 ff. und Z. f. St.W.
Bd. 65 S. 166.



Xm. Die Bekanntgabe des Seliofssatiea.

Der Scliofssatx wurde saerst von der Tersammelten
Bürgergemeinde^ später in der Regel vom Bat alleiD feat-

gesetzt. Seine Höhe richtete eich nach dem jeweiligen Geld*
bedarf*.

Der Rat gab ihn den Bargem in seinem Publikation»-

organ, ä^v Bursprake, bekannt. Aber nur am Martinitn«^,

nicht an den übrigen Terminen Daiür mufsten aber Buttel

und Frone viermal im Jahre auf allen Strafsen und Plätzen

„dat Schot ropen"®*.
öftere Publikationen waren entbehrlich. Denn der Satz

war gewöhnlich ein und derselbe. Und bei anfaerordentlichen

Anlassen wurde seine Höhe vorher von Rat und Bttrgerachaft

vereinbart
1502 liefs der Rat swei Gesetzestafeln aufhängen, eine

auf dem Rathause, die andere auf dem Gewandhause, der
StHtte. an der die aus der Fremde eingeführten Tücher vei^

kauft wurden^.
Die aditio ciuiloquii dieaes Jahres j^ebictet: Vordmer beden

dusäe heren eynen Jewelken to holden sudane gebode vnde
wilkore alse in den tafele n vp dem vorhuse vnde want-
huse hangen, gescreuen vnde benomet syn, hy pene vnde
böte van eynem jewelken stucke, so desulfen tafelen inneholden,

de malck mach 1esen edder sick lesen lassen, vmme
sick var schaden touorwachten

Den Analphabeten war somit von Anfang an jede Be-

rufung auf ihren Mangel an Bildung abgeschnitten.

» üben S. 104 ff. ii. 113 ff.

* Vgl. oben S. 6.

» Oü. n S. 131 Anm. 6.

* L»ie Publikation mittelalterlicher Verordnungen geschah in ver-

schiedener Weise, öffentliche Verleaunpen in der Art der Lübecker
Bursprake erfolgten in Braunschweig (Chroniken I S. 818), Göttingen
(Schmidt in H.G.B1. 1^7*^ S. m nur] Zürich (Zenmer S TO). Die
Frankfurter Bcdeordnuug von 1475 wurde in der Pfarrkirche bekannt
Semacht (Bficher, Festsclrnft snm deutselieii Historikertrsg 1884

. 150). Vgl. ffir Rostock Paasebe S. 345.
6 M. Heft 1 S. llö.

* Tgl. Bücher in Festschrift S. 151 Anm.
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Tafeln waren ein ToUkommeneres Publikationsorgan

als die Bnnprake. Sie hielten dauernd fest, was jene nur
einigemal im Jahre bekannt gegeben und für viele nur in den
Wind besprochen hatte.

AUeroings konnten sie nur einen kleinen Teil aller Ver-
ordnungen aufnehmen^.

Der Schofs wurde zunächst durch diese neue Einrichtung
nicht berührt. Später teilten sich aber Bursprake und Tafel

in die Bekanntgcine des Schofssatzes. Der Vorschofs, der da-

mals -tandig acht Schillinge betrug-, wurde in ersterer be-

kaniit^^( jL^eben, der o^^ontliche Schofs auf der Tafel vermerkt.
Die Buidprake tnithielt aber einen Hinweis auf sie: „vnd
sonst ferner schalen, alfs de Taffei vp dem Vorhuse hangende
vthwiset" ^ *.

^ Sie euthiclteu u. a. marktpoliiseilichü VorscbriftüDi z. B. über da&
Brotgewieht (Z. Bd. 1 S. 886 ff.).

" Oben S. 106 Anm. 12.

^ Z. H. zu Thomae Apo8toH 1595.
^ Auf dam Hamburger Hatbauö biug eiiiü besoudero Scbofstafcl

(Z. Bd. 2 S. 153).



Sechster Teil

Die Erhebung^ des Schosses.

XIV. Die Zeit der Brhebiiiig.

Der Schofs wurde in den Wintermonaten erhoben. Dieser

Zeitpunkt war nicht willkttrlich gewählt, sondern dorch die

Lage der Dinge geboten.

Zunächst wep:en f^es 1 a n ds täd t i s c Ii e n Charakters der
8tadt. Das mittelalterliche 8tltdteleben bewegte sich in ^IStkI-

licher Atmosphäre"*. Anfänglich schied den BUrger und
Bauer nichts als die Mauer*. Auch später betrieb ein

starker Bruchteil der Bürgerschaft neben seinem spezitisch

„bürgerlichen* ein kleines landwirtschaftliches Kebengewerbe
sar Deckung eigenen Bedarfs*. Am verbreitetsten war wohl
die Viehhaltung; die städtische Allmende bot das erforderliche

Weideland. Häufig finden sich auch Gartenkulturen» der Bau
von Obst, Gemüse, Hopfen und Wein*. Das gewerbliche
LcT>^Ti war durchweg mit Elementen der Urproduktion
verbunden.

Dies gilt auch von Lübeck. Es hat seine ursprüngliche
ökonomische Grundlage vielleicht mehr als andere Städte ver-

loren ; das brachte sein Charakter als Handelsstadt und be-

sonders seine Gröfse mit sich. Aber es blieb stets in starkem
Halse landwirtschaftlich interessiert. Der gröbere Teil der
Einwohnerschaft* betrieb eine eigene Ckurtenwirt^haft Der

1 Bacher, Bevölkemng Frankfurts 8. 16, 259 ff and 460.
- Z nmor, St&dteBteaern 8. 85 ff.} Cohn, Fhuuuwissenscbsft

8. la?; oben 8. aö ff.

* Inama-Stcrnegg III, 1 S. 388 u. S88; B&cher, Festschrift

a 147.
* Inama-Sternegg ib. S. 91 u. 191 ff.

* Weit aCTarischer blieb Frankfurt a. M. Auch im 14. bis Ib. Jaiir-

hondert trieb fast jeder Bürger Landwirtschaft oder doch Wein- und
Gartenbau, und gewann daraus einen gr - f. T -il m Ines Lebonsunter
haltes. Das bürgerliche Gewerbe lieferte ihm nur einen willkommenen
ZoAchuljs baren Geldes (Bücher, Entstehung der V'^olkäwirt&chaft
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Hop&nbaa stand in Blttte^. Auch dio LandwirtBehaft im
engeren Sinne hatte noch Raum in der Stadt Bis ans Ende
de» 13. Jahrhunderts erhielten sich z. B. in ihr neun Aokerbau-
höfe Das ganae Torstftdtische Gebiet mit seinen Gärten und
Feldern wurde von der Stadt aus bewirtschaftet Der Rat
duldete gar nicht, data unmittelbar vor den Toren eine An-
aiedelung stattfand^.

So blieb das Leben der Städter in den Kreislauf de»
Landlebens verflochten. Jährlich verkündete der Rat zu Ja-

kobi (25. Juli) auiö neue das Gebot; „Wente, ghelouet si

Got, scone vrucht gheoghet vppe deme velde, so bedet desse

heren deme leddighen volke, dat be aik maken vt der
stat vnde helpen, dat dat korn inkome, wente vunden
ae alsulker lüde wat in der «tat, se wulden se Ytdriuen laten

mit den vronen*/ Die ganze ledige Bevölkerung wurde
obrigkeitlich angeleitet» die Elmte einaubringen, ja gewaltsam
aufgetrieben, wenn sie der fimtearbeit fern blieb. Lübeck
war so unmittelbar und stark am Landbau beteiligt, dals die

Gesetagebnng sich dieser Interessen helfend annahm*.
Ein grofser Teil der Bevölkerung war demnach im

Sommer tagsüber aufserhalb der Mauern. Die Stadt konnte
und durfte in ihrem ei^t^enen Interesse den Bürgern in dieser

Jahres7»>it nicht mit ihren FoifU rtingen kommen.
Aulser den ackerbautreibenden waren aber auch die

handeltreibenden Kreise der Stadt während d' s Pommers
zum grofsen Teil unterwegs. Die Kaufleute machten ihre

Fahrten, die Schitier stachen in See®; auch für sie war der

Sommer die Zeit, in der sie geschäftlich am meisten in An-
apruch genommen waren. Eine Steuererhebung auAerlialb

der Wintermonate wäre auch bei ihnen auf grofse Schwierig-

keiten gestofsen.

Lübeck wurde ako durch seine wirtschaftliche Struktur

S. 235 11. 244> Die meisten Häuser waren mit Höfen nad Wirtsehalls-
gebäudeu venehen. Ein Häuserverzeichnis führt allem 299 Sehennen
auf (Bevölkerung Frankfurts S. 261). Pi^' l'i'doordnnn^on nennen als

zu versteuernde Objekte vorwiegend laudwirtscbaftlichen Besitz und
landwirtschaftliche Betriebsmittel (ib. 8. 2ß»).

> Stieda, Stadiea s. Gewerb^geschlchte LAbecks S In H. Heft 8
Ä4, 4 fr.

' lagen »ämtUcb im Johaaniflqnartier (i'rima Wakenissa) in

der Gegend der Egidienidrehe (Brehm er, fieitrtge su einer Bau«
geschichte L.S IV in Z. Bd. 5 S. 141 Anm. 57 nad in M. Heft 8
a 22 tf.). Vgl- oben S. 142 Anm. a

» Vgl. oben S. 33.
« LIT-B. VI 6. 766. Vgl. die jüngste Bnnpiake bei von Melle,

QTfindl.^Nachricht S. 116.
<^ Obor Ii ' für l&ndliche Arbeit gedungenen Beamten der Stadt

vgl. oben S, tH) C
• £s gab deren eine betriehttiche Zahl, «. B. 1665 202 (Hasee,

Ans der Yergaagenhelt der Scfaiffergeeellacfaalt in Lftbeck 1901 8. 1^
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genötigt, den Pommer möglichst fUr da« private Leben frei-

zugeben uTifl das öffentliche, politische mit seinen
l^f^chtuii und PHichten <aiif den Winter zu konzentrieren. Von
den vier Hürgerversammlnn^'^en fanden denn auch drei im
Dritteljahi- November—Februar statt'.

Die mittelalteriicLe iStadt setzte die iSteuertermine meist

im Herbst an, nach Beendigung der £rnte, weil dann die

Pflichtigen am meisten Zeit hatten und ihre Kassen am besten
gefllllt waren'. In Lttbeck begann die oiBsielle Scbofsaeit

am Mar tinitag, dem 11. November^. Es war der Tag, an
dem in der ganzen Qegend allgemein die ländlichen Ge^le
gezalilt wurden*. Es war ferner der Tag, an dem die Schiffe

ins Winterlager gi?i^en : von Mnrtini bjs zu den Fasten rnbte

die Schiffahrt "^ Km St hrt iben der Alterleute der kSchitier-

gesellschait spricht von der Zeit nach Martini , wenn „de
mehrer deel des folckes w edder to husz were'**.

Gerade an dem Tage, an welchem das Erwerbsleben
Winteranfang machte, fimd eine fioieprake statt Der Rat
fordert in ihr unter anderem auch zum Schossen auf: «Wente

fi
dat wol weten, dat wi in desseme jare in groter kost

ebbet gheseten vnde noch Bitten, so sint desse heren des to

rade worden, dat se en scot setten willen vppe sik suluen
vnde vnse menen boi^here, also dat en iewoik scal gheuen
van der mark suiuers .... penninge, vnde wület darto voghen
ere ratmanne, de dat scot vntfan scolen, vnde bidden vnde
bedet eneme iewelken, dat he dar wiUich to si vnde sin »cot

bringe vor Winachteu^"
In der nächsten Bursprake^ die am Thomastag (21. Dea.),

unmittelbar vor Weihnachten anberaumt wurde, schloCs sieh

an diesen Schoüsbefehl Dank und Ermahnung: ^Vortmer so

danket desse heren den ghenen, de alrede sooten hebbet,
vnde willet dor ghemakes willen ere ratmanne to deme scote

Sitten laten vor der hoclityt desse dre daghe al vt, vnde bedet

den ghenen, de noch scheten scolen, dat se ere scot

1 Oben 8. 6.
2 Zcumer S. 15 u. 28 ff.

^ Martini ^'nr frster Termin auch beim Bvaunschweiter Schofs
(Clironikcn 1 S. lÜÜ Amii. 3 u. 316) uud der Frankturter Bed»- (Bücher,
Festschrift S. 150). Etwas früher, in der Woche nach Alleriieiligen

1. Nov.) iM pinii II IliMcsheini (U.B VT S. XVI), Rostock (Meckl. U.B.
X S. 358 und XX 8. 4bti) und Hannover (Ulrich, Bilder aus Ver-

gangenheit 8. AS) den Schofs oinzuheben. In Augsburg war der An-
fang des Sti uerjalires Mitte Oktober (Härtung, Die Belastimg des
AngsbnrgtBchcn Grofskapitals in Z. f. Qt.V, XXIX & 1168^

* Z. Bd. 6 H. 105.
* Haste 8. 23.
Hasse S. 54. Vgl. l Rostock Paasehe in J. £ Nat. n. Slat

Bd. 39 S.

' UU.B. VI S. 758; vgl. auch L.U.B. IX S. iHJO Art 6.
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brenghen vor der hoohtyt, wente na der hochtyt willet se

pftnden laten^.''

Die Schofszeit währte also zunächst voa Martini bis

Weihnachtsabend, d. h. über sechs Wochen*'.
Später wurde sie verlängert, zwischen 1420 und 1450 bis

auf Palmsonntag, um. 145U bij> auf Ostern. Die letzte Mah-
nung au die Säumigen erging jetzt in der Bursprake St. Petri,

to sunte peters daghe in der Vasten (22. Febr.): Vortmer
bedet desse bereu, dat ejn jewelk sin schot bringe vor
Palmen-Pascben; we ok dat nicht endede de scholde dobbeld
scbot geuea^. Die Erhebung erstreckte sich fortan über
mehrere Monate'^; der Bürger hatte keinen Qrund über eilige

Abfertigung Beschwerde zu führen.

So bliel) es lange Zeit°. Nur bei dringender Geldnot
wurde rlio Frist abgekürzt^. Erst spätere Jahrhunderte haben
hier W andel geschaflfen^

« L U.B. VI 759; L.Ü.B. IX S. 959 Art. 7.

' Der Ttixt der Bursprake ist erst aus dem Anfang des 15. Jahr-
Iranderts erhalten; deshalb Iftrst sich fiber die Erhebnng des Schosses
in älterer Zeit nichts jxpnanos feststellen. Doch begann sie stets zu
Martini. Eins der ältesten Schofsbücber ist überschrieben: quinqua-
gesimo primo (1351) martini tallia (oben S. Id4i

'Keimar Kock ersfthlt von dem Scnofs des Jahres 1403 4:

-jDuth GpU wort thohope f^^hracht twisschen Win»cht(?n imde
Paschen" (Grautoff, Chromken II S. 618). Der spätere Beginn der

Erhebang erklirt sich daraus, dafs die Bürgerschaft den Sehofs erst im
Dezember 1408 bewilligte (CbtODiken der medenftohsischen Stfidte Ii

8. S84>
* L.U.B. VI S. 759.
* Nfimberg gewährte eine ZahlniiMfinst Ton etwa sechs Monateo

(Sander, Roichsj^tfidt. Hjuishaltung S. 229).
* Textlich ist die Barsprake später mehrfach geändert, bedonders

g»k9nt. Die einleitende, gleichsam e&tsebaldigende Begründung, die

ekanntgabe der Deputieruiif? von Ratsherren zum ScMiofs und der

Dank an die Zahler kommen später in Wegfall, letzterer auf Grund
eines Eatsschlusses von lGu5. — Besonders weitschweifig war die Bur-
sprake zu Martini 1541. Sie lautet: «Und dewile tho vndcrholdinge
Of'^9fr Stadt iarlikos ^rot(? koste j^odhicn moth werden, so hebbe desse

Hereu ein sehet vp sik sulueu vnd eiire gemeinen Burger gescttet, also

dath ein Jeweliek hy sinem eede sehatenn schall, vnd geuen Teer
scbillinge to vorschate vnnd van twen marck auluvers, sint veer
marek lüb. geteilet, einen penninck. VthuI hebhen ehre Radtmanne,
die dath schot cntpfangen scholenn, «iarthn verordnet, vnd gebeedeu
darup einem Jeweuckcn, dat he willich vnd gehorsam synn schott vor
Pascnen bringe, we des nf -bt deith, der schall dubbelt schutt f^piien,

vnd alle de noch schott schuldich sjnn, scholenn hy de Herenn gacn
vnnd ehre scbott twisschen nhnv vnd paschen negestkhnmstieh vp-

brinffen, woll darann somlch vnnd angehorsam beninden wert, der

schalt aamha dubbdt geven vnnd willent ock farder lUso geboldenn
hebben.**

1625 sollte der Scbors zwischen Ende November und Weih»
nacht, spätestens bis zu heil, drei K-mit^en ein^^ehen iV IffftS S. 31).

" I>^ch D(eeckeV) wurde der Schofs zuletzt an einem Tage, Mitt-

woch vor Ostern, eingehobeu (^Neue Lüb. Blätter 1852 S. 121).
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Der Schofstermin ^ dauerte mehrere ">Ionate. A)>er iniier-

hn\h (We^v.T Zeh war nicht j*der Wochentag cm SchorsiAjLC und
iiielit jeder Schofstag Zahluugötennin ftir jeden Bürger. \ lA-

inehi tandcu für jeden der vier Stadtbezirke besondere bteuer-

tcrmine statt

Ihre Zahl läfst sich aus den Tagegeldern berechnen, die

an die Steuereinnehmer gezahlt \v^rden. Danach i&t su
Schofö gesessen:

Btenerjahr
Prima See.

Travena Travena
Prima

Wakenissa Wakonissa

140102: 15 18 29 1 / 79
1402/03: ? ? 44 40 84
1403/04

:

? ? 26 23 49
1404/05

:

ca. 30 21 17 ca. 6S
1465/00: ? ? 22 20 42
1467/68: ca. 50 44 21 ca.116

Tage«.

Beracksichtigt man die ünToUstBodigkeit der Ab-
rechnungen^ 80 ergibt sich, dafs jährlich etwa 100 Schofali|p
anberaumt wurden*^. Dabei ist noch in Betracht au aidiea»

dafs gegen Ende der SchoDueit die Zahl der Stenereinnahmer
iifter verdoppelt ward*.

^ Die inittelaltorlichc Stadt hatte in der Keeei einen lane^fri-tirr-^«

Stcuertermin. Zwei Termine waren üblich in Dresden (zu VVaipur^i»
find Michaeli«. Za diesen Zeiten ward die Stadtsteuer fallig. Vgl.

Kichtir im Neuen Archiv f. siichsiseho Gesi-hiclite II S. 274'T'» »lud

Zeumer S. 2U), Dudorstadt (Colin, Finanzwisst>iii<chaft S, '^2.*^ und
Kassel (vor Lueiae und Lätare. Kasseler Stadtrechnungen ia Z. f.

heBsisehe Oeecbichte und Landesknnde. 8. Snppiemeiit 8. 1 imd SOS)»

« Vgl. die Tabelle Anlage V.
' In den Reformatiiansnnralieti soll fr jj^ Stadtkiste an vierTiipai

in der Woche für Steuerzahler fr^'öffuet sein (obm S. r22 Anm Ii
Nach dem Ilezels von löü9 hatten die Kassaherren zunächst an viec«

dann an drei Tagen der Woche zusanunensnkommen (Beek er,
ümständl. Geschichte Lüh. III, Beilaee 8. 24> — Snüter geschah
dies seltener. Laut Rrgirmcnt von 1699 fand wöchentlich nur noch
eine Sitzung an der Schofstafel statt (Dreye r, Einleitung 8. UI
Nr. XV).

* Braunschweig setzte für die Einhebung des Schosses nur ein«

f'inwru'h«'ntli(ij(' Frist an (Mack, Finanzvcrwaltunp S. 101). Auch ia

Ilildt'slu'im best hränktc yich die ofti^iolle Schofszeit auf eine Woi'he,

In den set hs Tagen nach Allerheilipt*n sollte er abgeferti^ werden.
Diese Bestimmung erkl&rt sich aus der Einteilung der Stam. in tedtf
ßauerschaftrn. Aber die sechs Tu^e reichten zur ErledipTinj: f.^j

!s< liorsge{»ehnftt'3 nicht aus, obwohl cfer gesamte sitzende Hat sich ht-

teiligtc (Ii über S. 18). I.'n9, 1881 u. 1382 wurde noch achtmal ,oveT

dem naschotc" gesessen (U i(. V S. 15, 38, 52, VI S. XIII XVI u h n.;

vgl. auch Koppmann in H.G.Bl. 1896 S. 1".»^ ü"» KM-t,,ck rrb. t. aea

Schofs von Martini bis Weihnachten, bisweileu uuch bis in den Mio.
• Oben S. IdO.
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Die Verkeilung der Termine rielitete Bich nach der GrO&e
der Bezirke; in der Prima Wakenissai dem gröfsten^ fanden
die meisten statt. Es scheint, da(« bestimmte Wochentage fttr

die einzelnen Quartiere festgelegt waren. Dennoch liefen öfter

Irrungen unt(>r: Bürger kfiTtvn auf das Rathaus, ohne dafs

ftlr ihren Hezirk ein Termin war. In solchen Füllen pflegten

aber die gerade amtierenden Beamten auch Zahlungen von
BezirkötVemden entgegenzunehmen

Der Endtermin der bchofszcit wurde streng eingehalten®.

Alles, was nach Ostern einging, war Nachschors, der einen

Strafaufschlag kostetet
Nicht ebenso streng hielt man sich an den offiziellen

Anfangstermin, wenigstens nicht in den GOer und 70er Jahren
des 15. Jahrhunderts. Damals haben die Schofsherrcn schon
im Oktober und September, vereinzelt selion im Auirust, 11(50

sogar schon am sunte pateljonen dage (28. Juli) Erträge an
die Kämmerei abgeführt. Es mögen zum Teil Rückstände
gewesen sein. Aber öfter haben auch schon Sehofstage statt-

gefunden, wie die Zahlung von JUiäten an die JSteuereiuuchmer

ergibt
Seit etwa 1480 sind verfrtthte Zahltage nicht mehr an*

beraumt. Nur bei den Gästen seheint man sich nicht an
festbegrenzte Steuertermine gehalten zu haben*.

DaJs das Schofsjalir anders lief als das bürgerliche, ist

nicht weiter auffällig^. Befremden erregt jedoch, dafs es aueh
mit dem Rechnungsjafir der Känunerei, das am 22. Februar
begann nicht zusammentiel.

In diese Zeit fielen aber nur bis 15 Sebolstagc, die för die gans«
Stiult galten (Mecklenb. U.B. IX Nr. 617H S. ;353 54, XIII Nr. 7448
S. 46 ff., XIV Nr. ^*284 8. 100 ft., XX S. 496 ff.?. Nach Paa.sche
(J. f. Nat. u. Stat. Bd. 39 S. 327) wurde an jedem Suimabcnd zu 8cho(s
gesessen. In Kassel dauerte die .Steuererhebung so lange wie erfordw-
Och, /. n. 1'20 41 Tage, nämlich IS vor Lucii noA 23 vor Litare
(Kasseler Stadtrechnungea 1. c S. I u. ii02).

« Oben 8. 142.
* 1464.65 z. B. fertigten die Einnehmer der Traven- und Wakeniti-

aeite 12 bzw. 10 Bczirksrremde ah.
» Vgl r. ß. M. Heft 9 8. Ib? : Der Öcbofa von 1670 bis

Ostern 1671 beishlt
* Oben S. 90 und unten suh XVIT ii. XYIII.
^' r)io Erhohnnp' sclicint sich nach ihrer Anwesenheit in Lübeck

bcätimmt zu haben. Auch der AufAn^Htermin war daher uiclit immer der
gleiche. Das Oftster^ster ron 1463 ist flbersehrieben: De gbeste sehoet

na Wynachten anno 63.
^ Daa Mittelalter kennt solche Trennung. In Basel beganu das

Finanzjahr am Johannistag (SchOnberg, Fuaansverhftltnisse H. 26), in

Kdln im Frfibling (Knippiug, Kölner Stadtrechnungcn I S. 19). Die
Lübecker Kirchen datierten ihre Abrechnung von Ustem au Ostern
(ÄL Heft 1 S. 132).

f Oben 8. m.

Forsvbaiigen XXI 0. - Uftrtwig. 11
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XV. Die Art der Brhebimg.

Die Erhebuiig des öchoübes geschab in der Form der
Abttattung. Der Steaerbetrag war anft Rathatu^ so
bringen und wurde dort wohl auf einer besonderen Stube'
in Empfang genommen. Nur der Schofs der Gtäste ist viel*

letdit Yon den Steuereinnehmern abgeholt worden

^

L Stellvertretungfen.

Es war nicht vorgeBchrieben , dafs jeder seinen Setiora

persönlich bringe; man konnte sich bei der Abstattung
vertreten 1aasen

.

Eine Vertretung „van vruntschop"* ist ;ms den
Schofsregistem nur relativ selten ersichtlich. In der Regel
scheint jeder seinen Scbofs in Person abgeliefert zu haben ^.

Vertreten lassen sich nur die wirklich behinderten, z. B.
die Abwesenden und die nur vorttbergehend anwesenden
Gftste^

^ Das Rathauä ist bis zur Authebung des Schosses Zahlstelle ge-
blieben. (Vgl. Neue LGb. Bl&tter 1852 S. 121.) Aneli die Aodse wurde
dort entrirliTrt (M. Heft 8 S. 116). — Da-ssrlbr trilt von anderen Städten.

* 1478 gab es wenigstens eine besondere j,t2isekainer'^ (Z, Bd. 4
S. 308) und der Schofs war die ältere und wichtigere Steuer.

* In den Gästeregistem sind sehr häufig Trinkgelder (bibales) als

verausgabt g-ebucht. Man kann in ihnen Kaum Zahlungen an dtf

Gäste erblicken; die wären doch völlig unbegründet. Ihre Höhe (vgl.

unten stib XVIII) scheint obige Annahme eu gebieten. \'gl. aber imtttn
8. 168.

* U.B. der Stadt Brauiischweii; I S. LsO.

atbias Schulte vermerkt in seinem 1554 ungelegten
Rechnungsbuch: (15)68 16. April hebbe ick myn vaste achoedt vp
dat radthus ^^ebrocht.

^ 1356 notiert Johann Wittenborch in »einem Handlungsbuch:
Item expoaid pro talia consulibns ex parte Amoldes (sein Neflb Arnold
von Bardewik, der sich auf einer Seweiae befiuid) 5 m (Mo 11wo, Das
Handlungsbuch von Hormflnn u. Johann Wittenborcli. T^eipzip 1901
S. 84 Nr. 207;. Bei den Gästen ist häufig venuerkt: dar schatet
(Bcbatede) x vor, einmal auch: von vrnnde gude. Zuweilen vertreten
anch Gftste bei der Schof^zahlung (hinr. van detten [ein Gast] van hilp-rz
husez wegen). Weitere Beispiele von Vertretungen geben die Ein-
tragungen: ghert van lenten de ghift vor Her IDighe; vrese dt vor
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In vielen Fällen bestand aber eine gesetzliche
Vertretungsp flicht. Nach dem Stadtrecht ^ mufste der
Bürger „uan uormuntschap weghene" das Vermögen
on FraOf Kind und Mttndel erachosflen Bot seine Perton
nicht die genllgenden Oarantien, so wurde den Unmündigen
Dir den Schofii ein besonderer Vormund beeteilt*.

Die Vertretung der Kinder ist wohl nie in Frage ge-

stellt Sie bedurften eines Vertreters^ Anders bei den
Frauen. Sie konnten ihren Schofs selber entrichten und
haben es auch unter Umgehung ihrer Vormünder immer
wieder von neuem versucht. Der Rat aber wollte diese Eigen-
macht nichtdulden. Seit etwa 1450 vermehrte er die Schofsartikel

der Bursprake um einen neuen : Ok en schal njn vrouwe, de
enen man heft, ere sehet bringen, men de man schal dat
achot brin^pii bij rlron marken siiluers, vnde welk vroiivve,

de nenen mau cu In^tlt, lm-c v o r mi un d o r e Scholen dat schot

bringen*. Keine Frau sollte ihren Scliofs persönlich abstatten,

mochte sie ledig, verheiratet oder versvitwet sein*.

Die gewissenhafte Entrichtung der Steuer setzt ein hoch-
gebpanntcs bürgerliches Pfliclitgefühl voraus. Ein solches

ist naturgemäfs bei dem Mann stärker entwickelt. Die Frau
ist auch heute wohl noch weniger steuertüchtig als er.

Der Lübecker Rat scheint den Frauen aber gar kein Zu-

badegowe; kuvoet: hans petersbageu dt — Vgl. auch das Kieler Erbe>
bach 8. 175 Nr. 1193.

* Vgl. oben S. 24.

* Über die Bovonnuudung von Frauen und Kindern vgl. oben
L e. nnd Rehme, Oberatadtbach 8. 195. — Dieselbe stdlver«
tret»>ndc Sfou»'rpfli<,ht bestand in Ilildeslielm (1427 wurde den Bürgern
im Schofäeiü autgegeben : llcddo gy ok ghut in vormundeschup pdib-r in

bevelinge edder in welker wys gy gnut hedden, dat der stad diiiij-

pUcbticn were. dat flcholde gy vorscboten hy juwen eyden, Ü.B VI
S. 9^9), Frankfurt (Bücher in Festschrift S. l.'O ff) und Rostock
(Meekl. U.B. XX S. 500'. Auch bei l)okUir;iTioncn nnifste der ilaui^herr

oft das ötcuerbare Vermögen von Fruu und Kind angeben. Vgl.
Zeumer S 66; Gierke I S 331; Dfirre, Geschichte der Stadt Braun-
schweig S. 327 und Ulrich, Bilder aus Hannovers Ver^^angenhcit S. 49.

• Als 1295 Wedeghe (plebanus de Seveneken) seinen Sehnen Orund-
eigentum erwarb, wurde im Oberstadtbueh eingetragen: pro t^ua hercdi-

tftte Thiderii-u.s de Ihiceborg, patraus ipsomm puerorum, in talliis
ot in aliis faciet inde jttfa suft ciyitati nostre (Pauli, Wiebolda-
renten U.B Nr 94).

Beispiele in Z. Bd. 6 8. 457 (Item . . vor de kynder ut gegeven
dem rad<*). Aus den Schofsregistem seien folgende ^renannt: pueri baten
dar Iii fr inirfjuart seherf \ or schotet: Item gaf polik rptis derj»ovrc vor
9tue Btetkiuder to vorschoto 4 nur. Vgl. ferner uoteu fci. 164 Anm. 5.

• LÜ H IX S. «59.
* Die FaMimg war zu Martini nnd Petri etwas anders: Vnd« welke

vrouwe, de enen man liefTt, de man schal dat sehnt bringen, vnde
nicht de vrouwe. Vnde welke vrouwe vormundere hefft, ere Vor-
munde re •eholen der vronwen schot bringen (ib. 8. 960).
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trauen geschenkt zu haben Vielleicht teilte er die Em-
pfindung, der der Magister Elers 1542 anläfslich einer privaten

Fehde in den drastischen Worten Ausdruck gab : „ . . alse de
vrouwen geerne pleegen tho legen, wente idt is eer
egendoem ^.

"

Der Rat legte deshalb auf Einhaltung seinea Verbots das

allergröfsto Gewicht. Er liefs es in allen Burspraken, in denen
vom Schofs die Rede war, verlesen, auch durch besondere
Mandate aufs neue an dasselbe erinnern*. Es ist bis ins

18. Jahrhundert in Kraft geblieben*.

Trotz alledem ist es aber autTallend wenig eingehalten.

Wenigstens lassen die Schofsregister nur selten erkennen, dafs

der Schois der Frauen durch Mttnner eingebracht wurde*. Oft
steht das Gegenteil fest Die Frau stattete ihre Steuer seibar

ab ®, ja in vereinzelten Fullen \ e r t r a t sie den Mann beim
Scholl ^. Es scheint demnach, dafs sie öfter mit ihrem eigen-
mUchtigen Vorgehen Glück hatten. Der Steuereinnehmer wird
es vorgezogen haben die verbotswidrige Zahlung anzunehmen,
statt sie aus tormalen Gründen abzulehnen und damit in Frage
zu stellen, und der Vormund wird es atilUehweigend gebilligt

haben, dafs sein 2^lüiidül ihm die Last des Steuerns abnahm.

Ob der l^ürger aufser Familienangehörigen und Mündeln
auch sonstige Hausgenossen (Mieter, Gaste etc.) beim

* Übergrofses Vertrauen genossen sie nirgends. Nach der Frank-
furter Bedeordnung von 1475 ?. R. sollten die Bedemeister den Franen
besonders ins Gewissen reden, ihr Sondergut zu versteuern (Bücher
Art M & 159 der Festschrift).

^
* Z. Bd. 8 a 567.

^ Vgl Dreyer, Elnl. 8. 1S9 N. 5, H. Heft 5 S. 32 (Steaerprojekt
von 1626)

* Vgl. dw jüiigate Bursprake bei v. Melle, Gründl. Nachricht
8* 114.

* Z. B. in fol^'enden Fällen: ghesekc: herraan heft vor pheseke
Sheschatet — stockman dt vor segheood syu wiS — swartesche: klemeut
tSfi — brand hogenuelt schu schoten vor pawerr Bchipperen vnd
puwcry van stendele vnd Tor wydaw« van Dohmunde - Item sande
vns Her bertolt Rijnk vor Bync dochtcr de wedowe vnd vor de kindpr
cryspini — Item agnctc ueyscn myd Dns. groteu ua dmielstraten
wedderker de is mer schot schuldieh, Heyne volse brochte vor se vor
1 jar vor winachten Ixv (1466) — Dortinundosch* ; Hir heft braut
hoghenuelt vor schatet — Schrodersche: den heren gbeuen myt brede-
nelde — Makersche: dorch Her Johann etc.

* Z. B. stabbesche ghaff mj ene Jl ^ de west&lesche hefil be-
talt — cru.se hermensche dt — vidua solcelant dt — Item tenebir vidoA
Ciatts van Caluen van üj Taren Ere schot etc.

^ Öfter heifst es: x doet: vidua (oxor de vrouve) dt, s. B.
hesse doet de yronwe dt 2 /3. EHe Witwe ist f&r ihren verstorbenen
Ehemann schofspflicbtig» nicht ihr Vormund. YgL foriK^r: Sasse wonet
to smite Johannes, den vorbi^M^t de oldesche; vidua stechmsii in de
wamstrate de schal schoten vor j argen bi sunte peter.
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ScbofB sa vertreten hatte oder doch ftlr sie haftbar gemacht
werden konnte, läfst sich nicht mit Bestimnitheit sagend

Die geietzliche Vertretungspflicht beschränkte sich nicht

anf fa m ili e nre c h tl i c h e Beziehungen, sie bestand auch in

aachenrechtlichen. Der Treuhänd(;r, der Bucheigen-
tümer, hatte für den materiellen Grundeigentümer zu schössen.

Im Schofsmandat von lUO wird bestimmt*: Vortmer weme
vppe louen^ eruen effte rente toschreuen staet, dat sy van
geestliken edder van werliken personen, deme dat

toschreuen 8teit,'de schal dat vorschoten hy synem
eede^ Das war ja t&berhaapt der Zweck der gansen Treu-
händerschaft, eine Steuergarantie für an sich steuerfreie Per-

sonen zu bieten*. Renten aller Art wurden häufig, wie
neuerdings hei Kapitalrentensteuern®, bei dem Renten-
schuldn er( Verkäufer) besteuert, nicht bei dem Renten-
gläubiger(käufer). Wer Renten aus Grundstücken oder Renten
verkaufte, raufste trotz dieser Beschwerung ihren alten

KapiUiUvert' verschossen. Das eben erwühnte ISchoismandat
verfügt: Vortmer alle de ghenne, de lyfrente vorkoft hebben,

de rente, de se daniore vorpandet hebben edder erne.

^ Urkundliche Belege sind niclit in genüifender Zahl beizubringen.
Allerdings besagt eine Aufseichnttoi^ des Jahres 1805: Marouaido
Tlild' rn iri r n rs sunt II balistf», qui eciam dare tonctur talliam
aociorum et fainulorum suorum (L.U.B. II S. lOSÜ). Die Wahr-
scheinlichkeit spricht für diese weitere Haftung. Wie der Vormund
die Wette seine» Mündels, so malate der Herr die seines Knechtes
aufbrinprn (v;,'l. Z. Bd. 1 S. 20S. u n. 217). Bei dem Zoll ])fle^eii

sich Bürger tliir Gäste zu verbürgen (Wen dt, Lübecks Schiffs- und
Warenverkehr In den Jahren 1868 und 1869. L. 1903. 8. 27). Doch
könnt»' auch eine private Vt roiDbanin^' zu Grunde liefen. — Auch andere
Städte machen den Bürger in weitestem Mafse haftbar. Frankfurt a. M.
z. IJ. vcrptlichtete seine Bürger durch Eid für die Bede ihrer Haus-
genossen unfl Kostgänger (kindere, mage oder andere) aufzukommen
(Büch r in Festschrift S. IhT, Art. 60). Das Freiberger Stadtrecht von
1294 bestimmt: Swelch man husgenossen hat, die geschozzen mugen,
der sal si brengen *n gesehosie, oder da« eie tue das reeht
oder sw e r cn , daz » i nicht zu Teiachoneii haben (Ortloff S. 144). VgL
femer Gierkc I S. 381.

« L.UB. V S. 379. Vgl. auch oben S. 84 und Wehrmuuii in

d. H.G Bl. 1884 S. 55 ff.

8 Vgl. oben S. G.

* Auf einem aus dem 15. Jahrhundert etatninenden Zettel sind die

derzeitigen Treuhftnder verzeichnet. Folgende Angaben seien

wiedergegeben: Item lambert vroling stejt en stucke hoppenlandes to

fescreuen hört den broderen tor horch. — Item her houeman eu
U8 hört dem kaiande. — Item ludeken kolshorn stevt to screuen

en papen hne an der rosenstrate. — Item 850 ^ in jonans van der
hevdcn or<len in der bekkerf^rouen de hören der b roders cop to

aunte gherdrut. — Item haus wulf en hus hy zunte johannis to

acreuen (hit hört her buk holt to.

» Vgl. oben S. 84 tf.

« W. d. V. II S. 36.
^ Vgl. oben H. 42.
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de Scholen se vorschoten hy crem sworen eede'. Auch
Mieter und Pächter scheinen ihre Mietssache versteuert zu
haben ^. In allen diesen Fällen war aber der Steuerzahler
nicht der Steuerträger. Treuhänder, Rentenschuldner, Mieter
und Pächter hatten das Recht die verausgabte Summe auf
den Eigentümer bzw. Rentenberechtigten abzuwälzen®.

Die Gründe dieser Indirekten Besteaening liegen auf
der Hand; es sind steuerpolitische und stenertechnisohe.
Sie bot eine Handhabe, steuerfreie Elemente zu den etädtischeii

Lasten heranzuziehen, und erleichterte die Besteuerung in-

sofern, als das Grundeigentum an einer Stelle , bei dem Be-
sitzer, besteuert wurde, ohne Rücksicht auf fremde Rechte und
deren Umfang.

Dieser Besteuerungsmodus ist aber nicht immer in Kraft
geblieben. 102<) z. B. verordnete der Rat in einem Steuer-

projekt: „Das von solcher Aestimation eines jeden Hauses der
Eigenthttmer, Rentner und Pfandherr ein jeder
seinen lustehenden Antheill selbst verschösset^

Endlich wurden noch die Gesellschaften und Stif-
tungen beim Schofs kraft Gesetses Tertreten. Erstere durch
die Vorsteher, auf deren Namen auch ihr Grundbesitz
eingetragen war*^, letztere durch ihre Verwalter^*. Die
verschiedenen Institute und Präbenden einer Stiftung wurden
gemeinsam besteuert^.

> L.U.B. V ib.

* M. Heft b S. 128.
* Die KatharinenkiTehe erhielt in den Jahren 1564 ff. für eine

Hypothek von 100 ^ in einem GrundstAck am Lohberg statt 5 nur 4 ^
Rente mit dem Hemerken: den hundertBten 1 pjckorthet (M. Heft S
8. 127; vgl. femer S 128). Desgleichen pflegte die Stadtkasse von 1701
an ihre Renten bei der Aussanlunff um den Betrag des Schosse« sii

kürzen (Z. Bd. 6 8. 493). — Dassel oe findet sich iti anderen Städten.
Braunschweie s. B. verpflichtete seine Bürger beim Schofseid an>
zugeben , weiche Wnrt* und Erbensinsen an Kirdien nnd Klöster,
welche Leib^edingirenten an begebene Leute entrichtet wurden. Der
Schofs für sie wurde in der Regel beim Rentengeber erholjen. Aber
dieser durfte den Schofsbetrag bei Zahlung der Rente einbehalten.
(Chroniken II 8. XXVIL) Vgl. unten mh XX.

* M. Heft 5 S. 31, Neue Lüb. Blatter 1852 S. 121.

Vgl. Rehme, Oberstadtbuch S. 196, bes. Anm. 10; LÜB. IV
S. 778 Anm.; Schroeder, Topographische Notizen S. 14; Hasse, Aus
der Vergangenheit der SchiffiB^eseUeehaft S. 10; Z. Bd. 1 8. 366C
(Singerkapelle in St. Marien).

^ An Beispielen aus den Schofaregistem seien folgende genannt:
toer na vpgang heitegen grauen yor ein brodersehojp sehot—
han.< vaii myiiden heft schotet vp rekenschop van der sei seh op wegen
70 mr. vnn 2 mr. to vor.^chote (Vorschofsregister 1411) — al missen
dez hilgcu lichnamez miii gerd von lenten — her bertolt vor her bro-
linges almyss (im Oästeregister 1466) — neben Zarreathiens Araen-
hans im .Schofsregister 1460: her lutke bom scatet dar vor.

^ 1464 z. B. steht neben zwei Armenhäusern in der Hunde.-«trafse:

kalant dedit, 1474 neben einer Almieee, die in einem flaoM am Kiiugen-
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a. ScUofB und Zunft»

Der Schofs wurde indiyidiiell entrichtet, nicht
korporativ.

Lübeck hat im Untereefaied von anderen mittelalterlichen

Städten^ das Korporationewesen bei der Steuer aufser An-
wendung gelassen. Dies geschah nicht etwa deshalb, weil der
Organieationstrieb unter den Handels- und Gewerbetreibenden
wenig entwickelt war! Denn dfe Kaufleute waren in „Knrn-
pagnien" (Kollegien, Nacieii) ', die Handwerker und Klein-

händler in „Ämtern"* znsammengescliloäben.

Die Stadt hat sich sonst vielfach dr»r Zünfte bedient; sie

liefs z. B. die gewerblichen Abgaben durch die Alterleule ein-

sammeln*. Trotzdem hat sie die Amter nur zweimal als

solche besteuert, 1:374 und 1544 (bei einer TUrkenschatzung) •.

Zwei Zünfte nahmen aber eine Sonderstellung ein, die

Weber und die K n 0 c h e n h H u ü r. Sie scholöten in corpore.

Die Weber waren iiberliaupt nicht dem Schofsdepartement

unterstellt, sondern der Wette, dem Ratiiauöschufa für das

Gewerbe^. Sie nahm ihreu Schofs ein und lieferte ihn

direkt an die Eämmerei ab. Der Weberschofs war also ein

Ding fttr eich. Sein Ertrag wurde besondere gebucht ' Wann
und weshalb diese Einrichtung gotrotifen ist, lieis sich nicht

feststellen. Ihre Älteste Spur ist in einer Eämmereiabrechnung
on 1408 erhalten*.

Die korporative Besteuerung der Knochenhauer
echeint eine mittelbare Folge ihrer Teilnahme am Aufstand

berff ala Rente eingctragea ist: dar is vorschotet in der hundestrate
vt dem kalande. Gemeint ist der 81 Klemens-Kaland.

' Fiankfart hielt sich für die Bede der Inkarporiertcn an die
Zünfte lind Grscllschaften (Hü eher, Bevölkerung^ hr.s S. :318). Die
Baseler Zunftgenossen fatierten 1429 vor Eataherren und Zunftmeistern
und steaerten anf den Znnftstaben (8chDaberg, Finansverhiltnisse
8. 145 ff. u. 179).

^ „Nacien" bed»Mjtpt Nntinnon. Dif^ kaufmännischen Korpora tion'n
naunten sich nach den Studtcn und Ländern, mit denen sie vorzugs-
weise haadelteii, x. B. Bergen-, Novgorod-, SehonenlUirer.

* Amt ist die noradeutschc Bezeichnung' für Handwerker*
kory>orntion. „Zunft" wurde in L. erst nach der Reformation ge*
bräuchiicb (Wehrmann, ZunftroUen S. 23 ff.). Vgl. oben S. 94 E

« Wehrmann I. e. 8. 18; L.U.B. II 8. 1046 Aom. 4, 5, 7 aiid

8» 1052
» L.U.B. IV S. 357. oben S. 114
* H eisner, Die Einwohnerzahl deuUcher St&dte in früheren

Jahrbnndeiten mit besonderer Berfickiiebtigung L.8. Halle 1908. 8. 80.
' Wette bedeutet Hufstv DIo Wette war zunächst die Exekutiv-

bebördc ffir die vom Hat ausgeworfenen Strafen, apiter die Oewerbe-
polizei (Faali in Z. Bd. 1 S. 204).

• Vgl. not«B aob XVHI.
• lJü.a V 8. 179.
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Yon l'>84 zu sein. Kach dessen NiedenreHbng TerordBefie

nämlich der Rat , Hir Amt 5one körftig ein geschlosseoce

sein^ nie mehr als 50 Mitglieder ziiilen-, und fügte hinzu:
«Vortmor schal nement yt\n -n loten, er. hcbbo er -reu
g h esc h 0 1 0 n Di(* Ertulli.' g »ler Scb'"^^pdicht '.vunle für sie

somit zur liediuguug der Ausübang ihr Heriiü-s. Ein
KnoL honliauer, der zur Zeit der Verlosang <.ier VprkautVsiclien

luH'li mit seinem Schols rückständig w«r, wurde lür ein JnJtir

vom stüdtisehen I\laikt abgesperrt.

Dies Amt liatte aber keine besondere Steuerbehörde; e«

steuerte den Schofoherren. Und zwmt 1lberi»«diten alle Amts-
icenoäsen ihren Schofs gemeinsam. Eine Eintragung m
Kechnungsbttoh der Schofaherren * meldet: Item wen de
knakenhowers bryngen ere schot, so gifit men elleken per-

sonen« de syn schoet brynget, 1 jS vod c.en twen oelden laden
^ ß to bergelde vn en to schenkkende eileken myt bamborger
bere vn den oelden luden but men wyn. Darnach schetnt

es zueilt bei ihnen üblich geworden zu sein, prompte ^hli»t^
mit TrinkgeldfMu und -spenden zu belohnen*.

Piose Sonderstellung der beiden Amter beim Schofs ist

bis iu das 16. Jahrhundert hinein in Brauch geblieben.

3. Die Form der Absiailung.

IVr Schofs wurde zunächst heimlich erlegt. Dieser
Steuermodus liat sicli in Bremen bis nach 187U erhalten
t'uuvke^ berichtet über ihn:

^(Ks) wurde ütVeiUlich bekannt gemacht, an welchen Tagen
d«c»r Schofs lu entrichten sei, und wie viele Procent von scinein

Kittkommen jeder Bürger und Eingesessene liefern müsse. Das
nH'knete nun ein Jeder oder eine Jede für sich seihet mos,
und kein Mensch kümmerte sich darum, ob er anch ehrtieh
rwhnete. Jeder kontrollierte sich selbst Am bestimmtes
Ta^ erschien also besptelsweise der BUiger . • Meier auf dem

* l>ie Amter sind (>l't('r gesclilossen. Die Kuochenbauer bildeten
äIht eine obri^keiüuh (rechtlich) geschlossene Zanft, während dk?
nl4^i^»toll »ur privatim oder faktisch geschlossen waren, s. B. infolge der
bcsv Iu uikt< II Zahl ihrer VorkHufsstellen (Wehrmsaa 8. 137 ff. uad
luamii-Sterne^i; III. 2 S. 4d u. 71 Anm.)-

• l>iei*e obrigkeitliche Begrenzang der Mitgliederzahl war ein«
dauenule. Die i^&uerregister der Aoioehcnhauer (oben $.140 Aaa. 4)
enthaltoii immer rtnitl .>0 Personen oder doch Betriebe. D^nn v^r-
eiiuelte Betrielie gehören mehreren fhinrich yweu vnd teUeke voghedee»
bsns ziidenbeeker vud du aameden nant).

^ Die Kolle der Kaocheahsner von 1S85 bei WshrmaBB 8* 9B0l
* Im zwt'ittn
<^ Vgl. dazu üben S. 162 und unten sub XYIIL
• Oben 8. 153,
^ Die Fursflpiiren des lebendiaea Qottes in meinem LebsBsirece U

(Altenbnrg 1900) S. 2Ö859,

i^iy u^L^ Ly Google
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'Rathaus. An einem Tisch safsen ein Schreiber und ein

Senator. Besagter Herr . . Meier sagte: ,Ich steuere hiermit

für midi.' Dabei legte er fünf Thalcr Gold (oder auch weniger,
wenn er nicht so viel zu steuern hatte) blank auf den Tisch.

Den Rest aber — der vielleicht viele Tausende von Thalern
bctiuir — versenkte er, eingewickelt oder nicht eingewickelt,

und ohne Namensangabe in eine mit einem Trichter versehene

eiserne Kiste ^ Ob er aber einen oder tausend Thaler oder
zehntausend Thaler hineinwarf, das kontrollierte kein Mensch.
Bs ging ja auf den Bürgereid. Das war genug. Es schien

undenkbar, dafs ein Bremischer Bttrger den Staat betrügen
konnte. Der Schreiber notierte nur: ^"Hetr . . Meier hat
geschofst.*"

In Lübeck wird die Ahstattun^' in ilhnlicher Weise vor
sich gegangen sein. Auch hier wurde die Steuer in eine

Schofskiste gelegt'^. Der Volksmund nennt das Steuern
geradezu „in de kisten bringen"^. Aber die ganze Steuer

ward heimlich entrichtet^ die offene Erlegung eines Fixums
wie in Bremen war nicht vorgeschrieben. Der Steuerakt

erinnert demnach an die Erhebung kirchlicher Kollekten^
Spttter ist die allgemeine Heimlichkeit des Schossens be-

seitigt. Zuerst mufsten die kleinen Leute offen steuern. Zu
ihnen geliflrte jeder, der nicht mehr als 1 ^ zu steuern hatte*»

d. h. (für die zweite Hälfte des 10. Jahrhunderts, in der der ge-

wOhnlirlie Sehofssatz 1 ^ von 2 ^ Silb. 1 / Pf] betrug)

nicht mehr als 708 ^ besafs^ In den 60er Jahren desselben

> Dieselbe stand hinter dem Bücken der Schofsdeptttation (J. f.

Nat. n. Stat. 1864 S. 319 u. 508/9).
* Die Hamburger Kämmereirechnungen führen unter den Aua-

fabcii für die Herberge auf dem Klingenberg folgende l*09ten auf:

f6 pro taxa de bona data ad cistam Lubicensem (V S. 549) und
10 4/3 soluta dominis proviaoribus sisto in Lulx ck (S. 47r>). Virl.

auch oben S. 122 Anm. 7. — Auch der Hamburger Scbofs wurde „into

the public coffor'' gc«teckt (Smith. Inquirj into the natare and
causcs of the wealth of natione V, II Chap. II Art. 2 S. 207), die Nürn-
berger Lo»ung in eine versehloasene Schieblade (ChroniktMi 1 S. 283j

oder in einen mit Geldeinwurf versehenen Kasten (Sander , Roirlia-

städt. Haushaltung S. 231). l>er Züricher w:irf sein Gewerf in rine

Schüssel (Cohn, Finanz-W S ;?2r)). Bei der ersten Mansfeldisi Ihmi

Landessteuer von 1565 wurde „ein sonderlicher Kasten" geordnet, in

den, „was eines Jeden Vermögen sein möchte« ohne der Einnehmer
Zusehen unter einem Tach emgelegt weiden sollte* (Ort loff S. 149/50).

VgL Anm. 4.

• Z. Bd. 2 S. 334, 886 Anm. 6 und 343 Anm. 2.

* Dm Fraibemr Stadtrecht mahnte: „Kein man, noch vrowe sal

bose Silber noch i»ob6 phennige in den tsober legen* (Ortloff
S. 148).

• Vgl. unten sub XVIII Tab. 3.

^ Die offen erlegten Stenerbeträge über 1 ^ sind in der Regel der
Schofs mf'hrerer Personeji oder <b*r Schof;^ eines Steuorpflicntijren^ mehrere J ahre. Endlich war auch der heimliche Kchofs ein Hecht,
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Jahrhunderts, nachweislich von 1401— 1467, genügte aber

schon ein Steuerbetrag von über 12 Sohillinf]^en, um der

Rechtswohltat des heimlichen Steuerns teilliafti^^ zu werden.
Dagegen hatten die Gäste 3 # noch offen zu erlegen*.

Wann diese differen/ielle Behandlung der Reicheren und
Ärmeren' begann, ist nicht ersichtlich. »Sie Iftfst sich seit

1459 nachweisen^.

Die partielle Heimlichkeit des Schosses* verlor aber
bald jede praktische Bedeutung. Ausweislich der Scho£s-

register steaerten in den Tier einzelnen Bezirken:

1460/61

ttberhaupt: 1233 1113 1124 850
heimlich: 293 143

1461/62

237 147

ttberhaupt: 1141 989 1080 817
heimlich

:

498 297

1487/88

444 243

überhaupt; 1012 1016 1227 948
heimlich

:

152 117

1502/8

77 61

überhaupt: 1188 1212 1332 1069
heimlich

:

41 47 40 38
Personen. Das sind in der ganzen Stadt:

fiberiianpt heimlich letstere la

1460/01: 4320 820 ca. 19
1461/(52: 4027 1482 ca. 36Vfl

1487/88: 42U3 407 ca. 9V«
1502/3: 4801 166 ca. 3V« •

keine Pflicht. Einzelne haben auf dies Recht verzichtet. Der Bürger
8terlink iu der Alfstrafse z. B. zahlte jährlich offen 2 JL,

1 Vpl. unten mib XVIII Tab. 8.
- Die heimlichen Schoss» r v,-ohnteu nach den Regi.-^tern über-

wiegend in Giebelhäusern und zwar besonders in den Strafsen, d'w von
der Marienkirche zur Trave herabfuhren (Braun-, Fisch-, AUätraCse,
Meng6trHr>«( i. In der MengatcmCie a. B. steaerten 1461/62 von 49 Per-
sonen 41 heimlich.

' boweit die Schofsregbter des 15. Jahrhunderts zurückreichen.
* Bremen gestattete in spftterer Zeit, dafs VermSgen Ton

öOO Talern aufwärts heimlich verschofst wurden. Im Laufe der Zeit
ist die Grenze auf 2000, dann auf WOO Tiiler hinaufgeröckt. Endlich
mufalca auch Vermögen über 30uu i uler bis zu diesem Betrage ofFen

versteuert werden. Der Einkommenesch ofs gestattete heimliche
Versteuerung der 500 Taler ubpr^teigenden Einkommt n Kleinere Ver-
mögen und Einkommen wurden behördlich taxiert und durch monatliche
„Kollekten" besteuert (Ortloff 8. 183 ff., J. f. Nat. u. Stet 1864 S. 319

C

und
.

* I>ie heimlichen Schosser beliefen ^-ioh forDor Tmch den speziell

ffir sie geführten Listen in den einzeineQ C^uäi'tieren 146?/? auf
206 + 128 + 174 + 29 604, 1485/86 aof 60 + 82 + 82 + 21 — 261»

Digitized by Google



XXI 6. 171

Im Steuerjahr 14(31/62 bat demnach Uber ein Drittel der
Steuerzahler heimlich geschofst. Diese Ziffer stellt das Maximum
dar. erklärt s'wh Anrnu^. (InTs flfitnals das Rerlit. heimliclN

zu steuern, schon bei Betr;i^^<'n über 12 Sclüllingfu anting.

Dann ging die Zahl der heimliclicii iSchosser unaufhaltsam
zurück. Eine lange Friedensperioile bewirkte, dafs das alte

System praktisch zerbröckelte. kSciiliefslich ist es gänzlich

beseitigt \
Die mittelalterliche Stadt pflegte bei Einhebung der Steuer

das „Prinzip der Gegenrechnung'' (Bttcher) au beobachten.
Sie erlaubte den Steuerpflichtigen den Steueranspruch mit
Gegenforderungen an die städtische Finansrerwaltung su
kompensieren ®.

Dasselbe galt in Lübeck. Das Vorschofsregiatrr von 1411
enthUlt die Eintragung: brun warendorp heft ghe schotet 5 mr
vp rekenscliop vim wan he syk vor enet myt dem rade vrame
syne rente so wyl ho vul schoten. Dyt schach int jar (14)11
jar vnn syn eet steit noch vp screaen. Der privatraehtliohe

Anspruch des Bttrgers konnte bei EbrfÜllung seiner Öffentlich-

rechtlichen Pflichten aufgerechnet werden*
Individuelle Beeinträchtigungen der Steuerkraft durch

Krankheit oder zeitweilige Verlegenheiten fanden gebührende
Rücksicht. Die Schofssumme wurde gestundet (blift 8 ß
schuldich), herabgesetzt (krank 4 J}, armot 2 Jl^ nrmot 1-^ /Ä,

vorarmet dt 2 Jff armot 7 /?) oder auch ganz erlassen (armot).

Oh feste Nonnen hierfür Gestanden, ist nicht ersichtlich.

iu liildesheim wurde den Bürgern 140ü durch eine Kats-

yerordnung eingeräumt, sich mit der Stadt auf drei Jahre im
voraus ttber die Höhe des Schosses su yereinbaren^

In Lübeck ist dergleichen nicht überliefert. Doch scheint

im Interesse der Stadt mit den Gästen ähnlidi verfSfthren zu
sein. Wenigstens findet sich, dafs sie suweilen schon für die

folgenden Jahre zahlen^*.

in einem nicht zu b^timmenden Jahre endlich auf 52 + 24 + 86 + 21
— 1S8. Anfiierdem sind noch einige undatierte Zettel mit Teilresultaten
vorhaii(ien. — Intprof*sant ist, dafs die nücker und Wirte nieist der
Vergiuiftifrunfr des heimlichen Sehosaens teilhaftig; waren. 1460/1 z. B.

öchüBseu von 2:^ Hackern 15, von 47 Wirten auch 15 heimlich. 1461/62

von 45 Bäckern 43, von 75 Wirten 53. Auch ihr offener Schofs ist

relativ hoch Die giofse Mehtzahl von ihnen Ic^te offensichtlich in

guten Verhältnissen.
' Dies System war anch insofen nnsereeht, als es hei unredlicher

Erfüllung der Steuerpflicht seitens der Reichen eine Stärkere Belastung
der kleinen Leute zur Folp- hatte.

« Vfc'l. z. B. Paasch e iu J. f. Nat. u. Stat Hd. 39 S. 329 Anm. 1.

« Oben 91 Anm. 1.

* Huber, Haushalt H.b S. 61. V-1. auch T H. V S. 262 Abs. 2.

1492 z. B. zahlt ein Gast für die Jahre UÖ9-93.
* Derartige Yoransbesahlunffen finden sich auch in Dorhnnnd;

vgl. Rflbel, finSDSwesen D.s I 8. 84 Nr. 1.
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Siebenter Teil.

XYI. Die Kontrolle der Schofspflichtigeu«

Solange der üScliofs hoimlicli entrichtet w tirdo, «gebrach es

an jeder äufseren Kou trolle. Der Bürger schätzte sich

selber ein und lieferte seine Steuer ohne Angabe ihres Be-
trages ab. Ungezählt wurde sie angenommen. Der Schofs-

einnehmer konnte nur feststellen^ ob formell der Schofspflicht

Genüge geleistet war. Ihre materielle Erfilllung unterstand
attsschliefslich der Kontrolle des Gewissens.

Das Mittelalter hat sich aber bemUht, diesen inneren Zwang
möglichst zu stärken, das Fehlen der äufseren Kontrolle durch
eine scharfe innere zu ersetzen. Dazu bediente es sich des
Eides, Es t'Mlte nicht die Bedenken, die heute seiner Ver-
wendung in Steuersachen nach allgemeiner Erfahrung ents^c^^en-

stehen * oder konnte ihn trotz dieser in Ermangelung anderer
Koritrollnnitel nicht entbehren.

Auch Lübeck brauchte den Eid zur Kontrolle. Das Stadt-

recht bestimmt: Gift men lernende schult dat he nicht wol
geschoten ne hebbe is he umbesproken he mach sie

untsccghen mit sines sulues edhe*. Wurde jemand
Terdächtigty der Stadt den Schofs gans oder teilweise vor-

enthalten zu haben, so mufste er sich von dem Verdacht durch
einen Reinigungseid freischwöreTi. Dieser Eideszwang wurde
aber nur gegen den Unbescholtenen angewandt, d. h. nicht

gegen den Meineidigen, Räuber und Dieb. Letztere waren
nach den Statuten Personen minderen Hechts: So wor
dat witlic is dat en man heft mene ede sworen oder reuet
oder Stolen vnde dat ghebeteret vnde ghelegheret heuet,

De ne scal nicht hebben so gut recht alse en andere

> Cohn, Finanzwissci rl ift S. 518/19.
Flach Kod. II Art. 114 S. 304 '5. Im Kodex der Göttingrer

Bililiothek heifst es ... he mach sich entledighcn mit synes eyae«
«de . . . (ib. Kod. III Art 54 S. 394/95)« im Kodex II bei Brokee . . . «o
mach he sich der Tüchte weren mit siner ceen Hand (Selecta^» obsor-

vationes Forenses im Appendix iS. 41 Art. 12). Vgl. hierzu die oben
8. 148 zitierten Quelienstellen.
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nbosproken man^ Leistete der Unbescholtene den ihm
aufgelegten £id, so war die £rfUUang setner Steuerpflicht

damit erwiesen. Leistete er ihn nicht oder gab er die Be-
schuldigung zay so wurde er mit den gesetzlichen Strafen be-

legt Wie es bei einer Anschuldigung Beacholtener gehalten

wurde, steht dahin. Vielleicht besafsen sie Uberhaupt nicht

das Reell t des heimlichen Schossens, vielleicht wurde einem
Verdacht gegen sie a priori Glauben geschenkt.

Diese Eideskontrolle war nachweislich erst seit Entst» hung
des deutschen Stadtrechts in Brauch, wird aber iuich schon
vorher üblich gewesen und nicht erst, wie Ortloff aniiinimt*,

mit der Zeit eingeführt sein. Eine iStcuer ohne Jedes
Kontrollmittel ist doch kaum vorstellbar.

Die heimliche Entrichtung des Schosses machte es aber
schwer, einen begründeten Y^acht Torauhringen. Kur Zu-
fttlligkeiten konnten einen solchen hervorrufen; a. B. un-
vorsichtige Reden des Defraudanten , auffallendes Gebahren
bei der Abstattung, Einwickeln der Schofsgelder in einen

wieder lu erkennenden Umschlag und dergleichen mehr. Man
darf daraas wohl schliefsen, dafs das obige KontroUmittel nicht

gerade oft zur Anwendung kam.
Das Stadtrecht erwähnt nur den Reinigungseid ^ des

verdächtigten Unl>oscholtenen. War tr, der nur in ver-

schwindend i,^('rint;cn Fällen 7.nm Ziele führte, das einzige
Mittel, durcli das eine gewissenhafte Erfüllung der Btirger-

pfiicht erzwungen werden konnte?
Die meisten uiitti lalterlichen Städte legten ihrer Bürger-

schaft einen allgemeinen Schofseid auf. Jeder mufste
schworen y seinen Besitz redlich yerschosaen au wollen oder
verscholst au habend Der promissorische Eid war die Regelt
Wenn eine Deklaration stattfand, ging die eidliche Verpflichtung

dahin, wahrlieitsgetreue Angaben zu machend
Die Eidesleistung erfolgte entweder an besonderen Steuer-

terminen, zu denen alle Bürger auf einmal oder die beatimmter

« Esch Kod. II Art 246 S. 372.
' Jfthrrente und Geschofs 8. 187.
^ Über die Stellung des H(>inigUDg8eides im lübiBChea Becht Tgl.

Bach Art. m und Patili, Lüh. Zu:4tände III S. 1.

* Vgl oben S. 146 tf., auch Zeumer S. 66 a. 69.
* Z/B. in Hildesheim und Frankltirt (oben S. 168 Ann. 2), in Speier

(Arnold, Verfassungap-scliielite der deutschen FreUtädte II S. 267) und
Osrmbrück (Stüve n> d. M. d. Histor. Von ins zn O. XI S, 47). Vgl
auch die folgenden Anmerkungen. Dagegen mufste in Kostock der
Sehoftpflicbtige naeh Leistnnr des Schoeses beeclivrOren, dafe er der
Sr.idt deti vollen Schofs geleistet habe (Bettrige rar Qeschiehte der
Stadt Ko8tock II Heft 3 8 lOi

* VgL K&nunereirechnungen Hamburgs I S. LV, M. d* Vereins f.

GeMhicbte der Stadt MeiAen 1 8. 1, U!B. der Stadt HüdeebeiBi VI
8* 969*
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Elasseo nnd Stadttefle m enthaam koteo, oder nwittiftir
vor der Versteiiertiiig, wie die der Zeigen tut der AMBi^\

Einiee Stftdte begnügten sdi ntt einer Bemfui^ nof dtt

Bttrgereid'.

In Lttbeck iJÜkt sich em al^geaMmer SAofteid erst

dem Anfiuig des 15w Jeliriniiiderli nnehweiecn. Das ScU*-
nuindat Ton 1410 befiehlt dem T^enbiiider, die ibm »
geechriebeneo GrondstHeke ^hj svnem eede* den Lab-
reDtenverkäufem, die von Omen beechwertaQ InunobiHeo Jbj
erem sworen eede* zu Terscbossen*. Im FriedenerMu
on 1416 wird vereinbert: Tnde dat (diei^iedcBeverembAmiigeB)
schal eyn islik also to boldend^ einen eed nemen,
wan he de stad sin schoi gbiit\

Urkundliche Überlieferungen aus ilterer Zeit sind nicht

vorhanden. Vielleicht fl^^shalb. weil d*»r anir'^meine SchoCseid
erst 141" eingeführt wurde. Bis dahin war nur der Bürger
schofspfli' litifT, wenigstens aktiv; es grenügie al&o för die

Steuer eine \ erpflichtung auf den Bürgereid. Der neue Raf

zog aber auch die Einwohner zum ScboCs heran*. Vr-r

mutlieh hat diese Erweiterung der Schofspflicht die Einfaiiruug
eines allgemeinen Schofseides veranlal&U Die besondere
Vermabnung der TreubAnder und LeibreDtenverk&ofer m
Mandat von 1410 dflrilte eich darana eikliien, dala aie m
eett knrsem aar gesetalichen Vertretung bei der Stener ver-

pflichtet waren.

Der £id war ein promiaaoriacher. Er lantete im 17. Jnhr
hundert folgendermaiaen: Ich achwOre au Gott dem All-

mächtigen, dafs ich Ton allen meinem in und aufaerhalb dar

Stadt ^ wie auch unter fremder Botbmälliigkeit belegenen Ter*

mögen, an bew^Uchen und unbeweglichen Olltern, an Uam

' Besoudcre Sciiwurtennine fanden statt in Augs bure iuuci xvsr
f&r die verschiedenen Bevölkerunesklassen: Zeainer S. 66), örnberg
(die Bevölkerung wurde in fünf bis sieben Tagen nach HasptmaaB'
BchnfroT) vprei<Hpt. Der Eid ging dahin, bis rum Termiii dem Stipu^r-

fufä entsprechend steuern zu wollen; Sander, Keichs^tädt. Uau^haituag
S. 280), ^ildesb eim (für die »echs Stadtbezirke, kurz nach Marian
Reinigung [22. Fobi ]. d. b. drei Vierteliahr«> vor Beginn der Sdbtit-
erhebnn«:: U.B. VI ö. L und Hu bor S. 61), Braun schweig irer-

Bchiedene für den Bat und die BürgerMhaft* vier Wochen vor dm
Sebefosdt. Die Deklafitiofi hatte in den bektaa nicligtett WocJmb n
erfolgen; Dürr . Geschichte der St. Brannachweig & äS7, Chnnikii
Bd. 6 S. 137 Anm. 2, U.B. I S etc.

* Z. B. Bremen (oben 6. Ibdk VgL lllr Hamboix oUa
a 149. In Basel wurde 144« bei der DeklaialaeB auf den illi^fiafiain

Bfirgereld Bezug genommen (SehSaherg, FinanarerhiHnlMa 8. SOS
und 206 sub 5).

• L.U.B. V S. 379. VgL dazu oben & 171, a Absatz.
L.U.R y 8. 645.

• TgL oben 8. 88.
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und Hof, an Waaren oder in meinem Handel habenden oder
baar bei mir stehenden, wie auch in Handschriften aus-

gethanenen oder in Häusern und anderen unbeweglichen Gründen
belegten Renten und Pfandgeldem, ausstehenden vermuthlichen
Schulden, iSchiffsparten, Silber und Gold, Zinn, Kupfer und
Messing und alles, wozu ich einige Hoffnung habe, es sei zu
Wasser oder Lande, inmafsen soweit mir möglich gewesen,

einen richtigen Überschlag davon gemacht habe, aufrichtig

und unverkttrst den halben hundttrtsten Pfenning, nAmlkih
8 Schillinge von jedem 100 Mark meines ganzen Vermögens,
jetzt allluer erlegen nnd entrichten will. So wahr mir Gott
helfe'.

Diese Fassung durfle der Eid auch vorher gehabt haben.
Denn die Eidesformeln sind im alten Lttbeck nnr selten ab-

geändert worden.

Wann die Verpflichtung der Steuerzahler stattfand, ob an
besonderen Eidesterminen oder unmittelbar vor Entrichtung
des Schosses, mufs dahing-estellt bleiben. Der Wortlaut des

Friedensrezesses und der öcidufs der Eidesformel spricht für

letzteres, die urkundliche Notiz, dafs der im Rezesse vereini)arte

Eid von Bürgern und Einwohnern innerhalb dreier Tage ge-

leistet ward*, für besondere Schwurtermine'.

Der allgemeine promissorische Eid wurde fortan

immer gefordert Allerdings ist er im revidierten Stadtrecht

von 158d tlberhanpt nicht erwähnt Aher daraus folgt nicht,

dafs er später wieder abgeschafft Ist Denn die Bursprake
bestimmt seit der Mitte des 16. Jahrhunderts ausdrücklich,

„Vortmer gebeden desse Heren, dat ejn Jewelik schal

schalen (sin Schott vpbringen) by synem eede"*. Zudem
war ja eine Berufung auf dnn Rürgereid wegen Vergröfserung

des Kreises der Schofspflichtigen nicht mehr angebracht.

Aber auch der alte assertorische 1{ e i n i g u n gs e i d

wurde weiterhin aufgelegt. P^ventuell mufste also einiSteuer-

akt durch zwei Eide, einen Voreid und einen Nacheid,
beschworen werden.

Die Praxis der zwei Eide war damals nicht «o ungeheuer-

lich wie sie heute seiu wurde. Nur der Verdächtigte wufste,

ob die gegen ihn erhobene Beschuldigung berechtigt oder nn*

berechtigt war, nur er konnte Air oder gegen die Erfüllung

seiner Schofspfiicht beweisen. Der Voreid diente zur Schärfung
der Gewissen, der Nacheid gegen den Verdacht der Defraude.

Ob und welche Zwangsmittel bei Verweigerung der

' lirehmer M. Heft 5 S. 30 Anm. 1.

« WehrmaDTi in .Im, H.G.Bl. 1878 S. l.M.

* Denn eioe Abtertiguxig des Schosses in drei Tagen ist unmögliich.

Vgl. oben S. 160.
« VgL s. B. die BuTspraks Hartini von 1541 oben 8. 159 Anm. 6^
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Schofseide angewandt wurden, ist nicht bekannt ^ Wer n
den SciioDs meinoitK^ ward, hatte eine Strafe von 00 Scbillingico

zu zahlen^ und verlor zudem die Eidesfähigkeit*.

Der Erfolg dieser inneren RontrolTe hing ganz von der
Gewissenhaftigkeit des Einzelnen ab; im Schof&regi^er
Secnnda Travena 14t»0 hat ein Steuereinnehmer vormf*rkt:

Anno l'l * quidani non portarunt schat iuxta c o n ^ c i
»• n i i

diciorum civitatis. Sie war deslialh von sehr versciiiedeiMr,

manchmal von ganz unzuIöngHcher Wirkung

Eine b e h ö r d 1 5 c }i c Kontrolle wurde erst möglich, ak
die alißreraeine Ileimlic hkeit des Schossens beseitigt w:^rd.

Jetzt kounten die Schoisherren doch prüfen, ob der klein«

Mann Uberhaupt und genug gezahlt hatte.

Ihre Überwachung stützte sich auf die Steuerregister.

Die Art der Registrierung war infolge der verschiedenen Be-
handlung der Steuerfiriichtigen keine einheitliche. Die heim-
lichen Schosscr pflegten wie früher unterstrichen zu werden.
Der Strich ist aber nicht notwendig ein Zahlungsstrich. Er
bedeutet nur, dafs der Unterstriehene cum Schon erschieiics

ist Ob und wieviel er gesahlt ha^ konnte der RegisterAhrer
nicht bekunden. In späterer Zeit findet sich neben den
Zahlungsstrich oder an Stelle desselben der Vermerk ^vt**
Er bedeutet, dafs die so bezeichnete Person in der Liste der
heimlichen Schosser ausgetan ist. Bei den offenen Schoneni
wurde der gezahlto Betrag vor oder hinter dem Namen des
Zahlers vermerkt^ ^ oft der Name auch unterstrichen und mit
einem Kreuz versehen.

> In l^rnimsphweig wurden alle, die nicht schworen woUtea, fesU
gehalten, hin hie die enorderliehon Angaben gemacht hatten.

- II.ich Rod. II Art. 10b: van deme ualschen tughe (S. aOll W«-
iu Dortmund dvü Schosses wegen einen Meineid leistete , verlor Ver-
mögen, Ehrenrechte, Eides» and Amtafthigkeit (Bfibel, Fina&s« md
Steuerwesen S. 39).

* Oben S. 172.

* Vgl. oben S. Anm. 3.

« Dt'i- Vermerk findet .'.ieh 1487 H^': .?2niiil, 1502 3: lOönial Er US
im letzteren Jahr iu S6 Fallen mit einem Zahtungästrich vergehen.

* Die Beträge sind infolge der heimlichen Abstattung sdl«*r 12 ,*

bzw. 1 ^ überscnreitendeu Summen gering. Daraus hat Brehiaer
(Z. Bd. 6 8. 1) gefolgert, der Sehor« 8«i eine Abgabe der Mitiv
städtischer Wohnungen gewesen. Seine Prrimi.>«3e ist aber onrichtii^ Eier

Sdiofs erbrachte auch ^röCaerc IndividaalbetrAge.

Wo Deklarationen Ftattfunden, wurde der künftig ialiU^Are

Steuerbetrag schon im voraus festgestellt und in die Register em-
getragen und später mit einem Zahlungsvermerk veraehen (Schdn«
erg, Finanzverhältnisse Basels 8. 289; Bücher in Z. f. StW. fid. Sä

S. 18 ff.; Stieda, StSdt. Finauen & 21).
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Weitere Zahlungsvermerke wie dedit» dederant, duase
heft gheaen, betalt kamen nur selten zur Verwendung.
Bisweilen ist jedocli registriert, an wen der Schof» gezahlt

wurde und für weiche Zeit die Zahlung erfolgte.

Die Kontrolle betraf omehmlich die Höbe der Straf-

aummen.
Die offene Hincrnbe des Schosses bedeutet eine in-

direkte Deklaration-; der t-'ezahlte Betra^x ermögliclit 'M'nen

Rückschlufs auf das versteuerte Vermögen. Daa liülbcu sich

die Scliofsherren nicht entgehen. Sie sahen die einregistrierien

äummen durch und vermerkten bei allen, die ihnen zu gering

erschienen: to weynich, lutyk, schal (scholde) mer gheuen,
sy wy nicht to Vreden, den man& nota, de guder vorvolget etc.,

ßben sttweilen auch den zu zahlenden Steuerbetrag an : 1 to

Jyk, schal 1 punt geuen (statt 4 JS)^ taten to 20 nicht myn,
oder lieisen die Steuerpflichtigen vorladen: schal her kamen;
bedelers vor bodet ene vor vns. Öfter ist der Erfolg

dieser Mafsnalimon aus den Registern ersichtlich. Der Sehofs-

pÜichtige Brand z. B, zahlte zuerst 1 Auf die Erklärung
der Öchofsherren : „sy wy nicht to Vreden", legte er 15 ß
hinzu. Van der lloie, der 12 ß geschofat hatte, erhöhte seinen

Beitrag auf die Aufforderung, „sal mer geuen", um 4 ßj ein

anderer seine Steuer von 3 um 0 ^.

Diese Kontrolle gewann mit dem Bttckgang der heimlichen

Schosser immer gröfsere Bedeutung.

Viele mittelalterliche Städte übten aufser der behördlichen
auch eine nachbarliche Kontrolle aius. Jeder Bttrger war
verpflichtet, das Vermögen anderer zu deklarieren und

Ob derartige Vorschriften auch in Lübeck bestanden,

steht dahin^

> Z. B, dedit dominis, den heren schotet (gheuenji dedit wiekeu-

dorp etc. Vgl. ohen S. 125.

s Vgl. für Rostock Heckl. U.B. XX S. 412 ff., für flildesheim

Ü3. \l S. L und Koppmann in 1896 S. 201.

* Der HaselfT, der der Stadt geschwor^ti lintte, mufste joden anzoi^pn,

der der Steuer wegen die Stadt verlassen wollte oder bei Feststellung

der Steuerpflichtigen fibersehen war (Schönberg, FinansverhiltnisBe
S. 213). Die Frankfurter Bcdoordnung von 1475 verlangte von den
Bürgern Anp.ibcn übnr Bestand Verwendung geistlicher Vermögen,
desgleichen Angab(Mi darüber, wir „momper oder truwenhender" und
welcher Fremde in der Stadt begütert eei (Bücher in Festschrift

S. 152). In Hildpshoim war jodor. der über Venn5g:ensverhältnisse er-

fuhr, die dem Kat unbekannt waren, verpflichtet diesem Meldung zu

machen ^aber S. 135/6).

« VgL den Wortlaut des Stadtrechts oben 8. 172.

Fonehnas«» XXI 6. — Hartwig. 18
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Dem Steuerzahler wurde nur buchmäfsig quittiert Es
ist wenigstens nicht überliefert, dafe er eine Quittung in

die Hände bekam. Scliofsquittiingen sind nachweislich f^r<t

im IH Jahrhundert crteilL Damals lauteten sie: Es wird

hiemit bescheiniget, dals . . . den An. 17 . , Ostern Eiligen

Schölls mit . Mark . iSchiiling bezahlet hat^

' Die Quittungen, dio noch erhalten sind, stummen an> dem
Jahre 1759. Sie sind von B. von Wickede im voraus unteneichnet.
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Xyn. strafen und Exekntioii.

1. Die Stapafen.

E«j versteht sich vüu öelbbt, dafö die Stadt vod Ah l aug
an die ErflUllang der Schofspflieht mit Strafen erzwang. Ein
Oebot ohne Strafe ist eine lex imperfecta.

Über das Älteste Strafensystem ist nichts Überliefert Man
weifs von ihm nur durch die Anfrage des Elbinger Rats aus

der Mitte des 13. Jahrhunderts: si ciuium aliquis de bonis
suis non iustenec debite talliauerit, et postmodiim,

per aiinum uel |)er duos, consnles percipiunt, et ipsum de
iniuria ilia ration.iliilifor conuiucunt, si consuies debeant iudicare

uel si coram ludiee cxigere teneantur, et quic(|uid iude pro-

ueniat, äi iudex ^ habere partem suaui debeat de pena illiut»

conposicionis \
Später gab es aweieriet Strafen^ Defraudations- und

Ordnungsstrafen.
Erstere wurden verhängt, wenn die Stadt ihren Schols

überhaupt nicht oder nur zum Teil erhielt. Die Statuten ver-

ordnen im Anschlufs an die Bestimmung, dafs jeder, der einer

Verletzung seiner Scluifspflicbt bezichtigt wird, den Verdacht
abschwören soll: gift uien auer eme schult, dat he nicht vul

geschoten hebbe vudc bekent he, so mot he beteren, wat
so danne dar af kumt, dea nimt de stat de twe del vnde de
richtere dat dridde deP. Der geständige Defraudant soll

also ^beteren'^y d. h. den Schofs unter Aufschlag einer Geld-

strafe nachsahlen^. Von dem Stra%eld soll die Stadt zwei
Drittel, der Richter ein Drittel erhaltend

Eine Reihe von Redaktionen des Stadtrechtes gibt auch
das Strafmafs an. Der Kodex van Stitens bestimmt ^so mot
he dat affweddenn mit III Marek suluers" \ „Dat Labecksce

* D, h. der kaiserliche Vogt.
« L.U.B. I Nr. 16.5 S. 152; vgl. oben la
« Hat-h Kod. TI Art. 114 S. 304.
* Hedeute te .,beteren" nur nachzahlen, so würde die »Stadt ihren

vollen Schofs nicht erhalten haben, ireil ein Drittel an dea Richter
abzugeben war.

^ Wie bpi allen Strafen. Vgl. Pau Ii Z, Bd. 1 S. 198.
* H ach S. 395 Anm. 4 zu Art. LIV.

12*
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Recht Bok de 1254** droht die gleiche Strafe an^ Der
Kodex II von Brokcs verordnet ..so moet he dat wedden mit
sostich Marken, unde geven doch duppelt Schott" der Kodex III

desselben „no .sclial he wedden 3 PuDt| und geven vor jewelick
Jar doppelt Schott" ^ *.

Darnach war also die Strafe, die auf Hiaterzichung deö
Schosses stand, eine kombinierte Geldstrafe, bestehend
aus einem Fixum von eO jS (ß ^ Silb. alten Stils = 3 Pont
=s 60 lostichMark ist sweifellos ein Schreibfehler) and
dem Duphim des jeweils hinterzogenen Betrages.

Die Verdopplungsstrafe ist den älteren Redaktionen des
Stadtrechts noch unbekannt. Sie wurde erst später eingeführt,

eine Handhabe
,

gröfsere Untreue mit grüfserer Wucht au
treffen.

Bei dieser Strafenkombination ist es späterhin verblieben.

Das revidierte Stadtrecbt bestimmt . . . „Dafür sol er in

des Radtes straffe gefallen sein, vnd darzu duppelt Schofs
geben Aber die fixe Strafe wurde jetzt gana beseitigt,

ihre Hohe in das Ermessen des Rates gestellt. Das Prinzin^

das bei Einführung der Verdopnlungsstrafe suerst snm Daren-
bruch gekommen war: jeder Hinterziehung ihre Strafe, war
damit im vollsten Umfang zur Geltung gebracht.

Das Tiiittolnltfrliclie Strafrecht kannte zwei Beweismittel:

das Gestand n KS und die Beweisung Das lübische Steuerrecht

kennt zunilchst nur das crstere. Es erfordert das O es tä ndnis
des Schof.sdefraudanten als conditio sine qua non seiner Be-

strafung^. Solange der Schofs heimlich entrichtet wurde,
konnte ja seine Hinterziehung auch nur eingestanden, nidit

on dritter Hand bewiesen werden. Ein anderer Schuld-
beweis als dieser höchstpersönliche wurde erst möglicli, als

ein Teil der Pflichtigen den Schofs offen abliefern mufstc.

In älterer Zeit wurde nur die Defraudation beim Schofs
liestrnft. Ordnungsstrafen zur Sichcning des rf^chtzeitigen

Eingangs des Schosses sinfl erheblich später eingctiiiirt. Die
älteste Bursprake drohte den Säumigen nur PiUndung an";

'Kronhelm, Görpus fttatntonmi ptovineialinm Hotsaliae
Art. 44 S. 10.

* Brök es. Scicctae Observationes (1765 im Appendix S. 41.
* Ib. S. ba. Vgl. Hiirh S. aOo Anm. 5 zu Art. 114.
* Der Kodex Albrcehts von Bardewik, der der Göttinger

Bibliot}iek und der Kodex I von Brokes geben die Höhe der Stnfe

• Vgl Pauli in Z. Bd. 1 S. 196.
• Lib. U Tit m, 3.

Bin ding, Grandrifs des ceineiiien deatachen Strafrecbts 5. Aufl.

I S. 31.
• Dr9 „connincant" der Elbinecr Anfrage ist aleo bii flbciectien t

„Durch sein Ge.strmdnl.s ubt-rfuhren .

^ Weute na der hochtyt ^Weihnachten) willet so panden laten

(L.U^. VI S. 759;. Später ist die Strafe am Baude nachgetragen.

aicht an.
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erst um 1450 wurde das verBpäteie Elnbrinfi^en des Schosses
strafbar. Die Bursprake dieses Jahres bestimmt: „We
des nicht en dcyt (d. Ii. seinen Schofs nicht vor Ostern bringt)

de schall dubbolt achot gheuen" (Petri)*, die von 1454:
„Vnde we sin schot na Paschen bringet, de schal dubbelt
schot gheuen, darto willen desse herea den panden laten'* •

(Thomae).
Also aach bei verspäteter Ablieferang des Schosses war

sein Duplttm zu aahlen*. Doch liefs man es hierbei bewenden;
Yon einer weiteren Strafe ist nichts überliefert*.

Mit den Strafen des Stadtrechts und der Bursprake ist

das Strafensystem nicht ersciiöpft. Die hinterzogenen Gegen-
stände pflegten noch obendrein konfisziert zu werden. Das
ergibt die Eintragung des Niederstadtbuchs aus dem Jahre
KV.Mi: Notandum, quod ad cinitatcm nostram Lubicensem de
Jure perueuerunt iäti LXXX marcaruin redditus lubicensium
denariomm annuatim, quos fraternitas portans circulum*
habuit in bonis Johannis Dartsowen , Ttpote Cronunesse ....
ex eo. quod de predictis redditibus ciuitati Lubicensi ante-

dicte non fuit satisfactum in tailifs*.
Die Stadt verfügte somit in Steuerangelegenheiten ilber

eine Reihe empfindlicher Zwangsmittel, wie denn überhaupt
die Steuerstrafen des Mittelalters weit härter sind als die der
heutigen Zeit^.

» L.U.B. IX S. 960.
»Ib. S. 959.
• Ebenso in Riga (Schiller-Lübben, Mittelniederdeutsches

Wörterbuch 4 S. 125).
• Vf^l. V. Molle, Gründl. Nachriiht 8. 114. Nur (Ii*- Hmsprake

Petri 1589 droht mehr an: We dat nicht en dett, de schall dubbelt scboth
geaen vnde willen ejnaen ideren gewarnet hebben, dat he siok daraD
gcliicko; wr-ntr; wurde J(M)\aiult'S daran vn^fhorsfim , den willen desse

beren ane alle fi^nade mit dubbeldem Schate vnde anderen penen
emstliken straffen laten, nemandes daran thovcrschonen. — In späterer
Zeit suchte der Rat d«>n rcclitzeitigen Ein^'an^ der Monatsgelder (onten
Bü)) XX) dadurch herbeizuführen, dafs er jedem, der zeitij^' zahlte,

erlaubte, von jeder Jl einen ß (Vio) abzuziehen; vgl. Drcyer, £inl.

8. 140 Nr. XU und oben S. 168 u. S. 161 Anm. 8.
^ Die Zirkelbrfidenchaft, auch Jnnkerkompagnie genannt. VgL

oben S 35.

• L U.B. IV S. 778 Anm. Scriptum iussu consulatus. — 1437 ist

der KonHskationsvermerk wieder gelöscht.
' Wagner, Finanzwissenschaft III S.r»«; Cohn S. 530'31. Folp^ende

Einzelheiten seien genannt: Basel schlug 1429 für jeden verspäteten
Tag 10 J3 auf (Schönberg 8. 149; vgl. auch S. 174, 178 n. 379). Braun-
schweiü: verurtf Ute die säumigen Zahler zum Steintragen und Dienen
mit der Armbrust (Dürre, Geschichte Br.s S. 328). Ilildesheim liefs den
Säumigen die Türen und Fenster aushängen und aufd lUthaus tragen.

Der Defrandant Kersten Knevel wurde 1428 gefoltert und hingerichtet
iHuh.'r, Ilaui^halt H..^ S. 02). Weiteres bri Cohn S. 328 und Sture
M. d. hinter. Verein» f. Osnabrück XI S. 47. — Aufscrdem ptiegteu die

nicht versteuerten Güter konfisziert zu werden (Maurer II S. 854;
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Die Verhänguii^ (I< r Strafen geschah durch den Rat. Oie
Abgabe eines Drittels der Strafsumme an den Richter (kaiser-

lichen Vogt) kam bald in WegfalP.

Von den beiden Strafarten waren die Ordnungsstrafen
an sich weniger wichtig und darum gelinder. Aber in der
PmiB hatten sie sweifenos die gröfsere Bedeutung.

Defraudationsstraien sind immer spröder als Ordnun^d-
Strafen. Dazu kam noch, dafs der Schofs heimlich geaanlt
wurde. Wenn nicht die Schuld infolge irgend welcher Zu-
iUle klar zu Tage lag, mufste ein begründeter Verdacht
und ein Geständnis des Beschuldigten vorliegen, damit die

Strafe verhängt werden konnte. Das Geständni.s wurde eidlich

erzwungen. Aber ein Meineid maclite straffrei. Ättfsere Kon-
trolle war ja in der Kegel nicht möglich.

2. Die £xekution.

Der StrafenvoÜBug begann nicht sofort mit dem Verfalltag

des Schosses. Die Bursprake bestimmt: Vnde we sin schot

na PasrhoTi bringet, de schal dubbelt schot ghenen - Der
Schoisptiiclitige hatte noch eine Nachfrist, in der »eine

Steuer freiwillig, allerdings unter Zahlung des Straiautschlags,

erlegen konnte. Sie währte im 17. Jahrhundert bis Joliannis.

Vielleicht wurde sie auch zu behördlichen Älahnungen benutzt ^.

Während dieser Zeit erfolgte die Herstellung der

Restantenlisten ^. Sie wurden aus dem Hauptregister

fluber S. 62). Einige Stftdtc gingen noch weiter. Sie bohiolten sich

das Recht vor, das versteuerte Gut zu seinem Schätzuugspreis
oder dem Wert, zu dem es sein Eigner versteuert hatten ftn sieh
zu ziehen 7.. f{ bostiimnt die Frunkfurtt^r Bedeordnuiifr von 1475:

. . und hait der rat macht, denselben (den Dcfraudationsverdächtigen)
nach der bede, als er die gesast hait, abozuIe<^en und sjn gut zu
ime zu nemen (Bficher in Festschrift S. 150 Art. v^it). Hamburg drohte
denen, die zu wcmp: schofsten: sin gud wille wi nomen to der stad
behove na werde sines schotes (Kämmereireclmungen 1 S. LV Anm. d)>

VgL ferner Maurer 1. c; SchQnberg 8. 196 Anm. H; Zenmer S. 6o
u. 69; Cohn S. 73; Statuta Hremcnsia (Oelrichs. 1771) S. 650 etc. Wer
zu wenig an{rfg<'brn nnd vorstouert hattr, konnto also pezwnnpfn
werden, sein IJab und Gut zu diej>eni Mindeiwert abzugeben. Wegen
der Schwierigkeit des Verfahrens wird von diesem Kecnt aber nur in

fanz besondors eklatanten Fallfn (icbrau'h gemacht sein. In Elg in

er Schweiz konnte sogar jeder Bürger jedes Gut um den de-
kiarierten Betrag an sidi ziehen (Cohn B. 325). — In L. ist von der»
artigen Rechten nichts fiberliefert.

^ Im revidierten Stadtrecht auch formell.
« L.U.B. IX S. 959/60.
* Item dyderik hurlemann sone kort Dar sal me sen na Bjmeni

schote. Vtrl. auch Becker III Beilnp-p S.

* Es sind nur sieben erhalten: Sek. Travcna HÜÜ u. 14Go, Frima
Wakenwsa aweimal, Sek. Wakenissa 146^3 und noch zweimal. Sie
dürften aber immer angefertigt sein. Die RestanteoUste Sekunda Tra*
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(vt dem olflen breue) zusanuiieiijL^e- teilt und enthielten alle die,

welche noch nicht geschoist hatten und deshalb noch nicht mit
einem Steuervermerk oder Zahlungsstrich versehen waren.
Dazu bedurfte es zunächst einer Übertragung des Inhalts der
Nebenlwten ^ in das Hauptregiater sowie einer Buchung sonstwie

r^strierter Zahlungen'. Aber auch dann war der Beginn
der Exekution noch nicht möglich. Denn die Schobbttcher re-

gistrierten ja nicht nur Schoüspflichtige. Sie führten auch
Oeiatiiche und Beamte auf. Sie enthielten ferner die Knochen«
hauer und Weber, die besonders schofsten und deshalb einer

besonderen Kontrolle unterstanden. Endlich war seit Anlage
des Ref^iaters eine Reihe von Perüonal- und Wohnungs-
veränderungen eingetreten. Kurz: die Zahl derer, die ihren Schofs
schuldig geblieben waren, war erheblich kleiner als die derer,

die ausweislich der SchofsbUcher nicht gesteuert hatten. Ihr
Personalbestand war also an korrigieren (dit sal men noch
coijeren)y um ffSar die Exekution eine brauchbare Grundlage
sein zu können. Alle die, deren Besteuerung rechtliche oder
faktische Hindemisse entgegenstanden, muisten ausgemerzt
werden.

Diese Berichtigung der Sehofsbücher war Sache der
Steuereinnehmer, Sie eliminierten zunächst, soweit das noch
nicht ge.schelien war^, die Schofsfreien und anderweitig Schols-

ptlichtigen durch Rand vermerke wie prcster, presbyter, koster,

kerkvrouwe — d e n e r (schobant, tepper, loper, suelman, richt-

schriuer etc.) knakenhower, wener — oder aurch Zusfttae

wie YTjf vriet, nicht, non dat, de ghyfft nicht, schotet mit den
weueren etc. Dann wurden die Personalveränderuneen nach-
getragen. Einige waren verstorben (mortuus [a], aoet, vor-

storuen , al doet, lange, 2 jare doet ghewest, doet slaghen, doet

Yordrunken, de wart gherichtet, doet in dem hilghen gheste,

ena 1460(61/62) enthält 198 Personen. Von ihnen zahlen 80 nach. Die
Beträpe bewn^fn .sieh zwischen 4 und 12 ß. Von den übrigen 118
«ind 29 verlopeu, 26 vorvaren, 19 woste, 7 arra, 6 dot, 4 dener. Vom
Kest wurden 4 gepfltodet Am Schlnfs ist vermerkt: Item hijr vp
brochte godfridus 7^ 16 j3 10 4. Unsere Addition ergah 10 9 fi.^
Zuweilen wird nur nachgetrnt^en : de heft geschotet etc.

' Besonders kommen die Listen der heimlich Schossenden in Be-
traciit. Ihre Übertragung scheint uno acta erfolgt zü «ein. In der
Liste (K r heimlichen 8cho8.«?f>r von 14>'-')'^'f> ist Ein^ans-'s vernierl; f Düsse
nab*»scrf'iuMi li<'l)l»»'n dat schoth van dem 85. jare hiir gebracht viide

synt nicht in dem boke der deiire vthghedacn. Roi dieser Ubertrafrunp
stellte sich bisweilen heraus, dafs einzelne Per 11, n noch nicht im
Hnuptrepistor statuleii (stcyt in dem breiif nicht) oder bt-reits ver?<elicnt-

licb ausgetau waren (wy vindciit in dem breue utedan vnde hebbent
na entfangen; i» vp dessem ^topyre vnrorsen vtgedan).

* Z. B. ist auf einem kleinen Zettel vermerkt: schunemann lieft

gesehotet. De schotheren. Und auf einetn Blatt: Item hinr. tychoff

schall men vt doen in dem boke prima trauena 1501.
* Vgl oben S. 137 ff.
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doet mit dem wiue, man vnde vrouwe doet, bejde doet, de»« I

mit dem wiue vnde kinderen). Andere befanden sich

der Reise fde via est, uichi to liusi. Noch andere haiter

ihre W o Ii u u n in der ^ladl ^eweeh seit (vorvaren',

hinr. grip d«^ hndäc i^hewonet in der ni'»lt'nstraten , won.*^ftid.

nv to klemp<»uwe; wonft bi der traiie>. Kiii heträchdicber
j

Teil war aus der Stadt to rt gezognen (vtilupen*, vir-
j

wanderet, vorgan iü prutzen. in deneraarken gethogen. \

Umt ghevaren, wech lopen, wech^ weg isse). Einige wei%t^

hatte sie aafigetrieben (protcriptas, Toncreaeo, omeeM
vaD doet sUgen wegen, der etad orsnoni). Manche der

Bänregistrierten waren nicht aufsnfinden gewesen (naUsi,

non est, non moratnr^ de en wont dar nicht, dar en ia nicht
dar wonet nen beke^ neecio euzn invenire, in twen jaren nicht

hir ghewesen) und andere doppelt an^ef^hrt (de ia in twen
orden, twige, gescrenen).

Auch die persönlichen Verhältnisse der SteuerpfiichtigeQ,

soweit sie deren Pflicht änderten oder die Entrichtung der

Steuer unmöglich machten, wurden in den Registern gebucht
Die Gästeregister enthalten öfter den Vermerk: nu b.irxer,

die Hauptregister Angaben wie arm, armot, armot grot. ;irm l

krank, armot bb'iit. armot en dore, armot beatolen^ paupertai»

ieproMis. bedekr, in dem elendenhus*.

Auf diese W r i > a ur^ion aie Namen der wirklichen Steuer-

kon travenientoü ! liiitlelt.

Die Korrckuir der Sclior>btiel)er wurde mit sehr ver-

schiedener Sorirfalt vorgenommen. Einige Kegi>terfuhrer geben
sehr genau au, weshalb die einzelne Person keinen Schofs zu

zahlen braucht Andere begnügen sich mit allgemeinen Ver*

merken wie va[catl^ woste, die Tod, Abwanderung und der-

gleichen mehr beaeuten kOnnen. Noch andere registrieren

ttberhaupt keine Gründe.

' Vorvaren bedeutet oft zweifellos: in df»r Stadt «mjreiogen, z, B
io den Eintragungen: vorvaren in de hundestrateu , bi de M>rch. df
want in de boutenstimte, Tonrareo schotet, voiiFsreBi dedit wnkcaaoipk
Aber nicht alle Registerführer untenicheiden zix i>ch<'n ^reilopeD* ead
„vorraren". Oft kornnit let/.tf-ror Vermerk überhaupt nicht vor. Ver
gleiche zwischeu den einzelnen Kegisterjahrgän£,eo hid«ea erkeim^
dsTs der Wohniin^^weclM«! in der .Stedt «n erhebUcber war.

' Sehr häufig bei den Gästen. Manchmal finden sieh Angubett
über dpn neuen Wohnort der Verzogenen, — allgemein: vorlopen rppol
laut oder speziell: to sonte Jürgen, gennyn, krummesse, krempeUtox}»«'
^ftbedusehes Landgebtet), to luunborch (bfinfig), bergedone, lawta -

borch, sarouwe, segeberge, hilgenhauen, plone, dem kjle, der wismcr.
rostnko. dem schon ^nbf^ri^^r', fradebusche, stade, hildengem -, to kop«^ub;tgeii

in <i' iiemarken, tom holmen (Stockholm), to Uude^kronen, bergheo,
rj gglie in Uflaad etc.

' Vgl. oben S. 171. Statt dieser VexsBerfce snch der Bnehstabe «.

* Oben S. 13».
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Nachdem die Register so „corjert* waren, wurde der Rest,

der ohne Grund nicht geschofst hatte, in die Restantenlisten

eingetragen, suweilen aber auch die, die keinen Schofs zu
geben brauchten

,
jedoch unter Angabe der sie befreienden

Gründe. Bei einigen der Süumigen wurde noch besonders
vermerkt: heft nicht schot<n, z. T. unter Angabe der rück-
ständigen Zeit (hct't nicht schoten in 2 jaren, teuetur, noch
achuldich, noch dat olde etc.)'.

Nach Johannis be<^ann die 2wang8weitte Beitreibung:. Sie
währte etwa einen Monat, bis Jakobi (25. Juli)^'. Die Exe-
kutoren, die Hausdiener^, fuhren mit der noiigen Bedeckung*
auf iMandwagen in der Stadt umher und j)fiindeten. Die
Pfändung er^r'i^ zunäclist wohl den fttlh'gen Oehlbetrag ein-

schlieüilich der Strafsumme. Konnte man kein Geld ausfindig

machen, so hielt man sich, ganz im Gegenteil zur heutigen
Praxis*, vornehmlich an unenthehrliches Haus* und Küchen-
gerät, a. B. an grapen (Tönte), ketel, kannen, lepel, vatte

und Dyle^ Der Schofseinnehmer der Waknttzhezirke pfilndete

im Steuerjahr 1480/81 20 grapen, je 3 kannen und vatte,

2 ketei etc. ^. Das Ma(s der Pfändung bestimmte sich nach
dem Umfang der Steuerschuld.

Die gepfändeten Gegenstände wurden auf dem Pfand-
wagen fortgeschafft und standen noch einige Tage, 1701 z. B.
vier Tage lang^ zur Einlösung bereit*. Der uneingeltfste

1 Vgl. Wendt, Lübecks Schitts- und VVareuverkebr in den Jahren
1868 und 1369. L. 1902. 8. 26.

• Der Rezcfs von 1669 bestimmt: «Was zwisehea Ostern und Jo-
hannin in Güff oder nach Johannis Iiis Jakobi ohne Vorhcrpchondc Ausi-

klage per exccutionem durch den Pfaudwagen der Schofs nicht ein-

briDgen' (Beek er, Umständliche Geschichte III Beilage S.6).
* Oben 8. 12/). Vgl. auch Hub er, Haushalt Hildesheims S. 62.

1701 schuldete die Brauerzunft 58577 ^ Accise. Der Botrag
sollte ffepfiindct werden. Da Widerstand zu befürchten war, wurde
jeder Pfandvagen mit einem Notar nnd einem Boten von der Kanslei,
einem Hausdiener, einem Sammler, einem Wardein, einem Schmidt,
einem Zimmermann vom Bauhofe, einem Fronknecht und zwei Trägem
besetzt. AuföcrUem ward die Stadtmiliz bereit gehalten (M. Ueft 4 S.34>

• Zivilprozefsordnun^ § 811 f£
* In der Sek. Wakenissa 1511 Ist auf einem eingelegten Zettel ver-

merkt : pandet cnito Hü^rlu n wer 2 y.w s(?hot in der hund» strat»ni wan hans
berckc. pandet ••luie kanne wan » nnem quartert wer enn Jar scbot in

der groppert groffen. 1606 ersuchte der Herzog von Holstein den Bat,
das den Homschulmeistern für Wolfrornnf,' cfer Türkenstoufr ^ftUS*

g< ptand«'tc haus^erntho'' berauszugcben (Z. Sd. ä S. 502 Anm. 278> Vgl.
auch Zt'umcr S. (57.

Eine vollständige ziflfernmäfsi^e Anfinachni^ Ist nicht möglich.
Nur der Schofseinnehrnrr d r W:ikriiif^(jiiarti<'re pflegt detaillierte An*
gaben zu machen und auch er lä£st sie öfter fort,

• M. S. 36.
* Die Einlösung geschah zu Beträgen von \ ß bis 1 Die

grapen worden meist mit 4 bis 6 >ff eingdöst.
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Rest kam zum Vericauf. Der EtIOb ging an die Schol«*

herren^

Die Pfltndungen wurden in den Scboftbüchern und
Restantenlisten r^istriert. Wer sein Pfand einlöste oder sich

nachträglich zum heimlichen Schossen verstand, wnrde mit
dem Erlös eingetragen oder unterstrichen*.

Zu bemerken ist jedoch, dafs die Notia „1 pant* nicht

notwendig ein Zahlungsvermerk ist. Es war möglich, gegen
Fnnst]>fnn(I Stundung zu erlangen ^. Die vorste!ien<1p Ein-

tragung kann daher :mrh iM'dfuten, dafs der Steuerplliehti^^e

durch Hinterlegung eineö geldwerten Pfandes Zahlungsaufschub
erhalten hat.

Ausweislich der Scholöregister stellt sich das Verhältnis

zwischen Einregistrierteu und Schofszahlern folgendermafsen

:

Es Bchofsten nicht:

Jahr
Travena Wakenissa

Total
^* 0 aller Ro-

giatrierten
Prima ISekunda Prima

1460 61 128 129 596 406 l'i.Vs 23
146162 231 236 60S 401 1476 27
1487/88 337 293 481 374 1485 26
1502/8 448 886 845 265 1394 22

Personen, d. h. etwa ein Viertel der Registrierten^.

Das Schofsbuch gibt nur zum Teil GrUnde an.

kamen folgende in Betracht:

* In der Sek. Travena 1466 bekennen die Schofsherren : Item ent*

fanpon van clawes dem scheuerstendecker van pmiden 18 ^. Ein

andere» Mal: Item so vntfanghe wy (van) wiskendorpe van panden
18 ^ 6 >J.

' Es finden sieh folgende Eintragungen: pandet (p.. pdt.), pandet
4 ''. 1 ^rapen, pandet dat olde, vor 3 jnr, pandot 1 lepel, pandet armot
Doch ward '»»"i fl»'r Pfändung dip Armut bcrütksichtigt.

* Z. B. kuuute in Braunscliweig jeder, der wegen kaufmännischer j

Untemehnranffen nnd Rentenanlagen kein Geld hatte, durch Uinter*
legung von Pfändern Stundung erlangen. Vgl. mach für Bostoek
Meckl. U.B. XX S. 499 und Wen dt a. a (>. 1. c.

* In Augsburg schwankte der Anteil der Besitzlosen an der Ge-
samtheit der Stenersahler zwischen 43,6 <*/o (1498) and 65,9 */o f14751;

vgl. Härtung in Z. f. G.V. Bd. 19 S. 875, auch S. 100. In Frank-
furt a. M. waren 1420 B.9"'o steuerfrei (B üc h er, Entstehung d(»r Volks- i

Wirtschaft S. 240). In Kostock zahlten 1493 von 2130 Eiugetragenea
1568, etwa V* (Kopp mann in H.G.B1. 1901 S. 60). Die groTsen Dilfe-

renzen beruhen ohne Zweifel in erster Linie auf der Verschiedenheit
der Kogistrierung,
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Anmerkungen zur Tabelle S. 187.

^ Uthzu;: in der Stadt und Abwanderung kounton wegen der meist
gleichen Registrierung ioIm-h S. 1S4 Anm. Ii nicht aiiseinanderpphalten
werden. Auch diejenigeü, n< ben denen Vermerke wie uuüus, non
rooratar etc. (oben S. 184) stehen, nind hier gezählt.

2 Der preneroMe Vermerk daför, dafs eine Wobnang kernen Steaer-
pflichtigen beherbergt.

* J>en GeistlicBen sind auch alle nichtzalileiiden «doinini* sn-
gerechnet, weil die llatsherren zahlen und sonstige Träger des TiteU
^dominus" zurücktreten. Vn;l. S. 187 Anm. 2. Die aus irgend wf'lchen
Gründen für sich oder andere zahlenden Geistlichen wurden hier
nicht gez&hlt. £e sind 1460/61: 1, 1486/87: 4, 1502/8: 19.

* Vgl. oben S. 58 ff.

^ Hier sind auch die domssen etc. mitgezählt.
* Di© eingeklammerten Ziffern geben die Zahl derer an, die nach

vorheriger Pfändung noch gezahlt haben. Sie konnten in der Tabelle
der JSicht-Zahlenden nicht anders berücksichtigt werden.

^ Darunter der dominus CartusionsiB.
* Senritor dominomin.
* Ancilla.
Domus paupornm, kalaut, der seken rente.

1' Von ihnen sind 35 mit einem kleiueu Kreuz bezeichnet. VV'a^

dasselbe bedeuten soll, ist nicht klar. Jedenfalls nicht, dafe sie ge*
aahlt haben V;;!. Anm. 14

Traveuvogt, servitor ilommorum.
Donras panperum.
:n sind mit einem kleinen Kreuz versehi^n. Nach den Nanien

an urteilen, waren es; zum Teil „dener**.

Darunter ein klusener.
*• 2 Bchriner, der murketvaget, der spelman grene, je ein ^^pelman,

<left r.idos lopcr, win.sehrodi r, weddekne* I t vorsprake , kii:t;i H
munte, eine tollenbode. Die übrigen j^deuer''} einer zugleich Wirt.
Endlich eine Frauensperson.

Eine kerkvrouwe und anneke [prester].

Einer blint armot,
Hichtschriuer, vorsprake, de vaget, hoivagct, spclman und

16 dener.
20 pjiio kerkvrouwe.
>i Aufdcr 6 Armenhäuaem sowie 1 kaland und gasthufs 2 gades-

kell er.

Ein dorde.
«3 \'or«>prake, doek r dener und 8 dener.
** Kalaut und der tieken rente.

2 voTspraken, 1 voged, 1 teavenvaget und 7 dener.
** GadesKcller.

FlntT blint.

J Iii Kurien.
** 2 schobant, 1 vorsprake, weddeknecht, spelman, belenet tinuner*

man, belenet en sagher (oben S. 63), marketvaget, kokcnbekersdie,
winscbroder, 13 dener, tollenbode, Domus scbriptorum, kuterbufs.

Kcrkyrouwe.
=»« Gasthufs.
w Einige blint und im hilfrhen ;_4ie<tte.

3 spelludc, je ein richtschriuer, vorsprake, schobant, pipcr und
vogct; die übrigen dener.

^ 2 kerkvrouwen, 1 geistliche Han.shälterin.

6 Armenhäuser, 3 aimissen, 2 gadeskeller, je 1 kalant und
gasthuls.
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Der Registerftihrer gibt nur bei 32 «^ o, 42 «^/o, 23 »/o und
50^ 0 der Nichtsahlenden einen Qrund an. Von den
übrigen wurden nach seinen Angaben höchstens V^, gegen
Ende d«'s 15. Jalirhunderta nur ein verachwindend Jdeiner
Bruchteil gepfändet

Vorstellende Zalden sind aber sehr relativ, dn die Re-
;,istrierung des btratvollzuges mit verschiedener 8orgt^alt

geschah. Ein Blick auf vorstehende Tabelle ergibt das zur
Gentige. Besonders gilt da» von den Vermerken ^arraot" und
„veriopen'* ^ Auch die Geistlichen und Beamten werden
häufig nicht als soloha beseiebnet sein*. Femer sind die 50
Knocnenhauer und die Weber nicht YoUaählig nach ihrem
Stande charakterisiert, besonders die ersteren nicht. Denn
die ScholsbQcher fuhren von ihnen nur auf:

Prima Sekunda Prima bekunUa
Trayena Travena Wakenissa WakeaisBa Total

1460/61: 9 15 24
1461/62: 1 1 11 13
1487 88: 4 7 34 45
1502^3: 3 1 4 35 43,

£wt ausschliefslich Weber*.

stt Travenvaghet -f 6 vryg.
3 gadeskeller» 1 Domus pauperum und domsse.
Vryd eyn vorapiake, wemer, portenar in tnnre; die anderen

riet etc
*• Uornuse.
^ 5 in tnrri (slater etc.), marketraget, winscliroder t I>okter Hüde-

biandt. Dr>ktor Thomas, tollenbode, I><mme seriptorom, mnnte.
Cii-^to.s.

*• 2 Aimeuliauser, 1 gasthufö.
* ßakker, hoaetman, 8 in turri, curia 10 Reiterdiener (M. Heft 4 S. 27).

r. KoTivfnito, 1 {^astliufs, 12 giidoshnrif-n (ein Hagen), 1 gadeskeUer.
** V'orsprakf, doktor, dcucrj die übrigen vriet.

1 geselle, 4 geiathche DfenstboteUt 1 kotter.
*'* 1 Domns paupemm, 4 gadeskeller.
** 3 lopor. 1 vonprake, 1 mekeler, 1 marcbgreve, 1 in turri; die

übrigeu dener.
** Denerin bei bareenbru^ge.
^ b gadesbodeii. :^ gadesKeller.

2 spellude; richteBchriuer
,
vorsprake, marketvaget, winschroder»

tepper, doktor; munte, tollenbode, 8chriuerhu8, küterhus; vryg.
2 Armenbaiuer; gastiittls; gadeskeller.
Unkker, rakko, spclprctie, 2 spellude, 3 tepper, 2 in tnrri,

1 &clienke, 1 holtvaget, 1 dener; die übrigen vryg.
•* Kerkrronwe.

6 domus pauperum, 1 j^astlmn, curia ßt, Spiritus.

' Die Repstrieruug der Armut zumal schien nicht der Mühe wert.
• Vgl. die Zahlen uut S. 187, S. 55 Anm. 1 u. S. 59—64.
' Darunter weaersche; metke« aehotet mit den weueren; meide-

borgesche: schotet mit den weneren. 1460/61 nur 8 Knochenhaner.
Vgl. oben S. 16d.
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Weiter ist zu bedenken, dafs nicht jeder, der im Re-
gister ohne Zahlungsangaben blieb, darum seinen Schofs
vorenthalten hat. Die verschiedenen Register standen viel-

leiclit nicht in voller Übereinstimmung*. Die Werkhiiuspr
wurden bei ihren Besitzern das Eigentum der GeseUschalten
bei einem Voristeher, das fremder Klöster etc. durch Treu-
händer verätcuert^. In diesen wie allen Übrigen Fällen, in

denen ein Vertreter den Schofs zahlte, wird die Zahlung nur
bei dem Steueraaiiler, nicht auch beim Stenertrfiger er-
merkt sein.

Auch die Ffibidungsnoten dürften nicht immer oUsählig
ans den Hestantenlisten ttbernommen sein.

Alle diese Erwägungen* flihren zu dem Schlufs, dafs die

Zahl der wirklichen Kontravenientefi . derer, die zahlen

mufsten und konnten und nicht zaiilt(;n, geringer war.
Immerhin bleibt noch eine s^rolse Zahl tibrij^.

Schon 1308 hatte Johann liure vier Jahre lang nicht ge-

schof6t \ Hier mag ein Übersehen vorliegen. Aber seit 148Ü
wird der Schofs so häufig* straflos „versessen* ^ dafs man
eine faktische Suspension der Strafen annehmen muls. Es
waren mit ihrem Schofs rückständig:

Jahre: 12 8 456780 10 11 Tele Total

1487/88: - 15 46 — 1 — 62
1502/3 : 3 42 26 15 5 8 11 1 3 114»

Von ihnen zahlten 1487/88 nur 40', 1502/3 nur 19 Personen
nach. Die übrigen blieben unbehelligt Nur die Zahl der
rückständigen Jahre ward yermerkt Eingang ver-

1 Das „vt" (oben S. 170) erhielt 1487/88 in r». 1502/3 in 8 Fällen
den Zusatz „nicht''. Es scheint, dafs der Zahlungsvermerk fQr die
beimlicheu Schosser su frfih und tn Unraoht eingetragen war.

^ Das ist nur selten ausdrücklich yermerkt. Z. fi. in der Prima
Wakenissa 1459: wigge 1 vnr vnde 1 mr vor 2 gherhns.

^ 1459 ist weder beim Domus Holsacie noch bei der Curia Brigitte

eine Zahlung vermerkt» Mfan darf aber annebment dafe die Trenbioder
Bere und Vledermann (oben S 84 Anm. 9) din Steuer entriehtot haben.

* 1487 88 findet sich lümal die Notiz „nicht**. Sie kann bedeuten,
dafs die so bezeichneten Personen nicht gezahlt haben oder nicht zu
sahlon brauchen. In letzterem Falle wflide die Zahl der Kontrt-
enienten noch etwas niedriger anzusetzen sein

Johannes Bure tenetur talliare anno CCCVIil dequatuor anms
(L.Ü.B. n 8. 10411

' Das gilt übrigen.s auch von anderen Städten. In Kassel z. B.

war die Liste der ^^umi^^en Zahler oft ebenso grols wie die der recht*
zeitig Zalilenden (iiuh(!r S. 25).

' Das (^ilt besonders von den G^ten. Vgl. aneb Z. Bd. 8 8. 90
und U.B. Hildfsheim VI S. 514 (Entfan^en van dr^n Bekf^mf>nnen dnrror.

dat se deme rade dat scbot van ichtes welken jareu vorseten
faadden, 12 p.).

Die Zahlen sind unvollständig. Einige Quartiere enthalten fast

keine derartigen Anpraben. Besondere gilt das vom Jahre 1487/88.
* Darunter 13 gepfändete.
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spftteter Zahlungen ^ scheinen nicht einmal Strafen erhoben zu
sein. Nur selten ward gep&ndet. Die gesahlten oder ge-

pfiindeten Summen pflegten auf die Rückstände verrechnet su
werden

Die Stadt legte also eine grofse Langmut gegen säumige
Schosser .an den Tag^ 1491 z. B. zahlte Johann Berman
für 13 Jahre, 151)1 Ratman gar tür 20 Jnhre Schofs*. Das
erklart sirli aus der dainalii^en Finanzlage. Lübeck er-

freute sich seit der Mitte des 15. Jahrhunderts einer langen

Friedenszeit. Die Ausgaben waren gering. Der städtische

Haushalt warf trotz Herabsetzung des Schofssatzes permanent
grofse Überschüsse"' ab und brauchte das Geld der säumigen
Schosser nicht Man liefs sie deshalb zunächst unbehelligt.

Aber die Rackstftnde wurden registriert*. Man konnte im
Not£dl jeden Augenhiick auf sie surUckgreifen.

Die Steuerprazis hat demnach der Strenge der Steuer-

atra^sn nicht immer entsprodien.

* Kenntlich durch Vermerke wie „olt".

* Z. R. 3 iar [schuldichl; pant vor dat olde. — blankenvuphot
8 ß, ys noch Hchnldich dat oldc. dat hebbe iäto vtlidan. so biiitlt he
dat n_)e schuldich (Prima Traveua 1477). — Aber uicht immer. Das
ergibt die Eintragung: Dat nige wart vthedaen, dat olde y% he

* Anders die Frankfurter liedeordnung von 1475, die bestimmt,
dafs Erbeu „die versessen bede für volle geben" (Ii ü c h e r in Festschrift

8. 157 Art 78V
* Item virn Her Johann Borman 13 ^ vor 13 iar vor setzen

schoet (Prima WakcnissH 1490). Ratman vor 20 jar 2U ß olt (Pruna
Travena 1500). Vgl. auch oben S. 106 Anm. 11.

Unten sub XIX.
* Meist allgemein: tenetur, z. B. 1486/87 in der ^k. Travena

15mal} s* T. spesiell: blift 8 ß schuldich.
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Achter Teil.

XVIII. Der Eintrag des Schosses.

Der ächoDs erbrachte bis zum Jahre 1532 folgende

Erträge

:

Jahr
Ertrag

Davon
Nach-

echofs
Jahr

Ertrag

Dm«

aohofii

^
\

/«^ # # ß

1H06 7

14n;-!4

1407/6

14156?
1421 2
1422:'.

142;>4
1424/5
142-, r>

1420 7

1427 ^
142.^ 9

1429:^0

14;K)a
1431/2
14: {2

14:::V4

14:14 .>

14:^'. *)

14:^0 7

14:i7f6

14J58/9

14:i^» 10

144U 1

1441 2

1442^
144:M
14^14 r,

I44.vr.

1440, 7

1447><

144ü9

1

:} 7t.t:'.

14 i.m
1 900
12088
s i;i2

)

H 704
9 i;i9

8650 1

7 'JUl

.so:;4

Ö 149
8110
7 7:^:i

7 9UU
8 86H

>^r.0

5 110

ö '6i>^

5688
OnO

:,-MA

072
;> o:iO

:{ 140

a l:Jü

3210
;; ;i:)0

:', 020
;i2uo

10'

8*
9»

6

10

3

1

8

101

60

!

12

1

=
1

, ^ 1

' — i

1

1449 50

1

1452/8
14-',:'. 4

1454 ö

(
1455 0

i
1456/7

1457 >^

145W 9

145*J 00
1400 1

140)1 2

,
1402.3

1 1463/4
140.4 5

140.5 0
140,r. 7
140.7 's

140S 9

1 140970
1 1470/1

147 12
1472 •<

147:14

1
1474/5

1475 0

1470 7

1477 X

147s ü

1479 >0

i 14i>0.1

:i2iH)

iJ200
1

8800
:{410

'AM tO

:^2s()

.wm
:^-:U0

;iuOO

HI8O
:ui<jO

ao9u
1

8800
2s.^0

3795
;Uoo
30s(i

;n4<i

3091
2975
2so;{

24GO
29:U
2555
2:i40

24ö7
2564
2:^40

2:^09

23j>5

z

7

z

•A

4

4

VAO

100

180
545

30
S3
140

91mm
GO

272
15o
:-KXi

137
.J*>4

90
119

4
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XXI 6. 193

Jiilir

^ \
ß

1 )iivon

.<iCiiuf8

i- 1
ß i- \ ß

Us\ '2 2;i02 52
1

]
1607 s 1900 — 100 1

22^^ 8 18 1 1 1508 9 i;ioo — 100 —
L^7'i 8 — — 1509 10 978 15 7.^ 15

14^4 5 21 1

1

—

'

161 — 1510 11 25,^6 8 150 8
2177 274 —

.
löU/12 U04 2 74 2

1486^7 1828 8 121 8 •

1 1512^13 1441 8 104 211 8 104
UsTS 1955 8 85 1513 14 l;{6.i 5 r<\ 5
148'^ 1) 19: '.9 (»9 — 1514 15 1;{HS —

•

148 —

•

14>'.t i»Ö 1^27 27 — 1515 16 i:.17 7 147 7

\-m 1 2007 l:i5 - 1516 17 1998 iVi 242 :^ 6^
1491 2 1721 • 148 — 1517 166^^ 9 16;; 9

1776 9 üo — 151Ö/19 1993 11 173 11

1498/4 1 lOoi e9 70 9
1494 5 1^10 70 1520 1 w 62 8
149.V6 1702 72 15212 96S 9 C8 9
149»". 7 1.S2Ö 185 )5l>2:? i2';i 61

1497 >ä 19^5 10 75 ' ir>28/4 1261 8 61 1
149^5 9 19S7 C7 1524 5 1096 14 45

1795 b ö6 1525 6 1U^8 6 21 8
1500/1 1888 2 23 *2

1 526'7 150 13
1.^01 J 17r,7 57 i:>27 >' 12 IJ 12

1902 172 :5 152s;> 1040
l;i44 2 144

,

1529ia0 1499 8
1504/5 3219 269 1 1530/1 981
ir)0.". G 174G 10 10 1531/2 1410 — Ii

1142
\

142
1

Anmerkung.
Der Ertrag des Scbossi^s ist verzeichnet: 1. im Reehnunj^sbuch

der Schof^^ti* rr«'n; 2. im Empfan^'sbudi der Kämmfror; 3. m den
Kämmereibüciicrn; 4. in den KtuumereiroUen; vgl. oben 8. 7.

Die beiden letzten Quellen enthalten aber nur das Schlufsresultat,

nicht die einzelnen Posten.
In obige Tabelle sind, soweit nichts aiiderrs bemerkt ist, die An-

gaben der Rämmerei eingetragen; sie stimmen durchweg überein.
Dagegen besteht von 1460 an swischen den Aafoeictmnngen der

Kämmevr und Schofshorrfn eine koiisfaiitc Difforcuz. Sie erklärt sich

daraus, dafs erstere ihre Abrechnung mit di>m Finauziahr (22. ir'cbruar)

scbliefsen, während letztere vom Palm^^onutag an rechnen.

> Lü.B. II S. 1041/42. Die Addition der einzelnen Posten ergibt

in Wirklichkeit nur 3603 ^ 2 Aber auch unrichtige Additionen
sind in die Tabelle eingef^tellt, weil die falschen Kesaitate ihrer Zeit
mafsgebend waren. Vgl. auch ib. 1038 Aum. 1.

" Dar qnam van, als de borger woll weten, de dat Tpborden, hy
14 dusent mark (Chroniken II S. .'>^5i. Xneli Reimar Kock gingen
nur 7000 / ein. Er berichtet aber auch nur über den Yorschofs
von 6 M oben 105.

* Nach der Ilekenschop der kemerere int jar XIIIIc VIII (L.I .H,

V S 177 tr.) gingen .«in: 7824 2 ß ^vh(yU und 101 / 12," Nsicliseliof»,

zusanimcu 79_'5 / ß. Hjr gheyt wedder all Wessel Maken to

Forschungen 6. - Hartwig. 13
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194 XXI 6.

Ferner ist noch ein Teilresultat aus dem Jahre 1375/76

erhalten. Nach ihm brachten 8 Ämter atuammen 485 auf.
Dreyer erwähnt aufscrdem einen computus talearom sive Skot
aus dem Jahre 1330 ^ Diese Abrechnung* ist aber nicht

mehr vorhanden.

Der Ertrag des Schosses hat demnach zweimal die Summe
von 10 (MIO ^ überstiegen. In den ersten Jahrzehnten des

15* Jahrhunderts erbrachte er regelmäfsig zwischen 7700 und
9200 Von bis 1442 warf er nur noch 5100 bis

5700 ab. 144;J sank sein Ertrag auf etwas über 3000
1470 dauernd unter diese Summe. 14b3 trug er keine 2000 /
ein. Im IG. Jahriinndert beliefen sich die dnrch ihn ver-

ainon lone 25 ^. — I)or Wcl)orschor8 von 18 ^ 3 6 wurde, weil
von einer besonderen Behörde erhoben (oben 8. 167), nicht in Anaati
gebracht.

^ Nach einer verstümmelten K&mmereiabrechnung. Da« Ertrag^jahr
liept jedenfalls nach 1407; denn finzolno Posten sind Abzahlungen auf
lientenschulden und dergleichen, die 1407 auft^enommen waren. Die
Hohe des Ertrages läfst auf das Jahr 1415/16 schliefsen. In ihm wnrd«
ein Vorsi hofs von 6 ^ erhoben, der allein schon 6000—7000 ^ erbrachte.

Bei dem gleich hohen Vorschofs dea Jahres 140ii>4 gingen im ganxen
etwa 14000 ^ ein (Anm. 2).

^ Die Ergebnisse von 1421—30 stehen im L.U.B. VII S. 409—411.
<i Die gleiche Summe entb&lt das Vorachobregister 1415/16 ninte

iacobs verdendel.
^ Dem Rechnnngsbacb der Schorsberren entnommen, weil die

Kimmen iabrechnuni^fn dieser Jahre fehlen oder defekt sind.

Die KümnjereiroUen haben das falsche Ad<litionsresiiltat 'J87ö J^-
• Im Empfangsbuch der Kämmerer ist 14by naelitraLrlieh ein Be-

trag von 70 am Rande verzeichnet, den die ubri;.^<'n Quellen nicht
sntühren. Er ist mitgezählt. 1493 ist dort vermerkt: Item noch schal

VHS Michael de hufsdener Junten Anlage II) betalen iK) J^, de he to deme
eehste sehnldich is. Dieser Betrag ist nicht mitgerecnnet, weil er nir*

gends als eesahlt gebucht ist.

^® In diesem Jahre weichen die Angaben der Quellen erheblich

von einander ab. Das Uechuungsbuch der Scliofsherren gibt 1677 ^ an,

das Empfangabuch der Kämmerer 1685 ^ + 167 lüb. fl., d. h. zu-

sammen 2019 ^\ denn der lüb. Gnlden bfttte damals (nach dem
Rechnungsbuehj einen Wert von 2 ^.

Vgl. über die Ertriuge des Schosses in Hamburg Kämmerei*
veehnnngen I 8. LYIff., IlfS. XLVff.« VII 8. XLVIl ff. and 8tieda,
Stftdt. Finanzen S. 16: in Hildesheim U.B. VI S. XVII^ in Braan-
schweig Dürre. (Jesehichte der Stadt Br. S. 329; in Rostock
Meckl. r.!5. IX S. 3.")4 und XX S. 498; über den der Nürnberger
Losung Sun der, Reiehnstädt. Haushaltung Nürnbergs S. 14.

* Und zwur die Fischer 29 / 11 X), die Knocnenhauer 122/
12 jüT, die Bäcker 124/4/^4 4. die Schuhmacher 62/ '6 ß 13 4,
die Sehmiede 40 / 8 /T 5 4, die Sehneider 49 JT 2 /T 6 4, die

Goldschmiede 35 Ä 15 /?, die PeUer 19 / 10 /? 5 4, total 484 2
8 /^94. Das Original hat das anrichtige Resultat: 485 9 4
(L.U.B. IV S. :3.57).

» Einl. S. 138 Note 1.

" Nieht Scholstefel, wie Mantels (Beiträge 8. 76 Nr. 18) nn-
richtig übersetzt
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XXI 6. 195

einnaJimteii Gelder nur auf 1000 bis 2(}0(l zweimal auf
mehr, dreimal auf weniger. Seine tinanzielle Bedeutung wurde
immer geringer.

Die Grunde dieses Rückgangs werden weiter unten dar-

gelegt werden. Der Versuch, ihn aus der Münzverschlechterung
zu erklilren ist aber uhiie weiteres abzulehnen; denn er

geht von der irrigen Annahme aus, dafs die Silber reelle

Steaereinheit war. Die alte Einnahmequelle ist nicht von
selber veraiegt Der Rat hat nur weniger aus ihr geschöpft

Wie sich Hauptschofs und Vorschofs in das Er-

gebniB teilten, läfst sich nur für ein einsiges Jahr feststellen.

1408/4 brachte jeder die Hälfte, 7000 ^» anf. Femer hat der
Vorschofs 1415/16 : 7064 ^ 2 4', 1409/10: 2975 IS jS and
1410/11 : 1411 -fi 14 jS^ eingetragen. Das Gesamtergebnis
dieser Jahre ist aber nicht überliefert. In der Regel wird

der Vorschofs, wie in der Natur der Sache liegt, finansiell

weniger ergiebig gewesen sein. Nur wenn er hoch angesetst

war, lieferte er nennenswerte Summen.
Über den Ertrag des Feuerstellenschosses ist nichts

als der bereits mitgeteilte Anschlag überliefert^.

Van dem wenerschote wurden vereinnahmt:

1408: 18 / 3 ^ 6 4».
1415 : 60 / 5 jff

1420: 49
1423 : 54

Der Knochenhau er 8 chofs ist nicht gesondert gebucht

Der Nachsehe fs endlich war sehr verschieden hoch.

Sein Maximum betrug 545 ^ (14()4/05). Im folgenden Jahre

gingen nachweislich überhaupt keine verspäteten Gelder ein.

Der Ertrag des Schosses blieb in der Kegel, wie im
Mittelalter überhaupt% Amtsgeheimnis. Nur auweilen ist dem

' Koppmanu m d. Bciträircu zur Geschichte der Stadt lioötoek II

Heft 3 S. I r.

* Davon in sunte Petera verdendcl 2699 4Va in der Prima
Wakeniesa 2157 ^ 6 /? 6 ^, der Rwt in aaote Jacobs verdendeL Vgl.
oben S. 97.

* Nach den Vofsehorsregistem. Letztere Summe dürfte einen Teil-

betrae darstellen. Denn in der Prima Wakenisaa allein wurden 628 Jfif

vereinnahmt.
« Oben 8. 103.
» L.Ü.B. V S. 179.
* In der S. 194 Aum. 3 verzoiehneten Abrrclinuiiij.
' Beide KiTitr;i;^uiip»^n entstammen dem Wettobuche, das 1418 an-

gelegt ist. 142U: item iu deme suluen jare . . aiitwordc wi den kemercm
an Ijnnenweaefsehote 49 mr. lub. 1428: Item entfangen de kemerer .

.

vnn IvimnnATouerHchote 54 mrs. Die übrigen Eintragangen sind nicht
hinreichend Uetaiili''Tt.

• • Schönberg, Fiuauzveihuituis^se Basels S. 26 27j Mack, Finanz-

13*
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Verlangen der Bürger nach öffentlicher Rechnungslegung
entsprochen, besonders in Revolutionszeiten, z. B. in der

Rekenschop der kemerere int jar XUII^ VIII ^
Der Schofs wurde teils often, teils heimlich entrichtet

Der offene Schofs erbrachte in den vier Quartieren:

Travena Wakcnissa

Jahr Prima Sekunda Prima Sekunda
Total

-er # \ß / \ß\ 4 / \ß\ 4

1459/60' ? ? ? 1 ? ? olo 4 5* llü
u
si 6 ?

*> ?

1460/1» 360 — 6 307 14 317 2
o
ä 183 0

3 lü 1168
'4

7
1461/2 194 2 2 191 lü

r
161 12 8 116 8

Ol ]

o'/a
£*£* ä664 iLU'/i»

1462/3 201 8 ö 210 14 157 2 9 IM 12 2 67o 10, U«
14634 216 1 10 2Ö5 llfi 1 IQ 92 9 4 720 lü'lÜ
1464.5 231 10 — ,212 U 1 209 8^ 12H 4 11" üj 8
1465/6 279 — 11 218 9 IVs 1 lü 143 14 8 864 4; 7>L

1466/7 21^6 — m 208 2 ? ? ? ? ? ? r ? ?

1467,^8 252 8 221 5 2 294 Q 219 15 6* 994 5 5
1478/4 305 5 — 252 3 351 U 8 224 6 1138

!
8

1475/6 342 U — 280 5 352 8 195 12 1171 8

14767 833 2 — ? ? ? ? ? f 202 9 ? ? •

14789 335 2 — 263 323 1 19<i ß
1111IUI 6

1479/80 329 1 — 245 4 315 U 184 13
1 AT J1074 13

14S0/1 304 12 6 267 15 321 U Q läl 8 1 AH t1075 E? "i
1481/2 310 ÜJ 6 246 U 290 6 IfiH

1 AI C
1015 14 6

1482/3 343 5 m 261 4 ü79 10 149 2 —'
1 A*>01082 11 10mm 265 4 m 213 fi 275 12

1

1

188 9 141 4
1484/5 296 2 2 214 6 251 8 148 12 2

A 1 A
12 4

1485/6 264 12 6 215 lü! 6 250 9 lü 158 1 9 SS4 2

1486/7 269 2 6 232 15 4 261 10 2 15b 8 924 13 1

1487/8 316 lü 6 210 15! 6 283 6 7 1 1X <j 10

1491/2 319 U \1 264 13 ß 256 1 6 189 12 0 980 2
1492/3 304 U 270 9 10 222 1^ 418 122 2 5 920 6 7
1493/4 33:^ 2 a 287 4 6 285 1 5 \m 6 6 1004 8 U
1494/5 337 6 277 m 6 290 13 1 IHO 3 lü 1065 14 U
1495'6 326 5 266 \h 6 298115 2 m 5 5 10G8 10

1496/7 326 2 6 298 14 295 1 9 124 8 9 lü89 11

1497/8 337 14 2 290 9 317 1 lü 175 3 1120 12

1498/9 291 U 4 269 9 313 ;U 5 177 2 2 1051 14 s
1499/1500 279 1 244 14 2 301 2 8 174 5 9 999 2 2
1500/1 300 2 2 281M5 9 317 9 6 lüß 3 ä 1023 \h 2

W}V2 264 1 6 2a2 m 4 309 6 124 8 8 985 m 6
1502 8 276 12 10 2iai2 2 321 4 lü 162 lÄ 4 986 i 2
15034 295 9 ä 212 U 274 U 6Vs 132 920 2V«

1504/5 2;^^ 2 6 2üli 12 6 253 6 ifi 181 2 vi 820 2 >/«

1505/6 220 9 2 18214 8 221 6 124 U 9 749 2 2
1506/7 219 1SH'12 6 24Ö 3 lü IS 4 780 14 2

1507/8 208
~ä

180 6 240 8 lü 124 u 7 753 ± U
1508/9 204 18 6 180

\
250 6 4 124 2 4 759 9 2

lÄOg/lO IM 2 164 211 12 6 1Ü2 2 679 Il3 6

VPnvaltung BniunpchweiM S. 90100 etc. — Eine öffontlichn Reohnune?-
leguug war iu Köln (Zeumer S. 7071) und München (Maurer Iii

S. Hü 411 üblich.
1 L.U.B. V S. 177.
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janr

Travena Wakenissa

Prima

/ |/?| ^
Sekunda

# MI ^4

Prima

/ |/?| 4
Sekunda

umLI

15 10/1 181 IM 2 186 n 4 93 Li
1 .J 1 1 J ID 2 IM 9 197 10 a 104 ou 4 647 15 9m m 4 m 12 m 9 8 imi 10 1 625 lö 1m IQ 6 173 9 ß 182 15 4 102 2 1 5 5
1514 5 202 175 lö ISfi 9 4 102 12 II 077 a 4
1515 r> 1^5 15 6 173 I ITfi m üß U lü 643
i5ir)7 214 ID 6 m 3 ß 187 4 lÜfi II ü 679 II) m
15178 IM 12 m 5 165 \ U 92 2 630 4 u
15 189 192 4 113 9 161 u 8 ? ? ? ? ? ?

1519 20 ? ? ? 172 1 9 15Q 12 88 2 ? ? 21»

Jedes Schofsregister schlierst mit Quittungen der Schofs-
herren über die von ihnen empfangenen bzw. mit Aufzeichnungen
der Schofsdiener über die von ihnen abgelieferten Nettobeträge.
(Vgl. oben S. 127^ auch Mecklenb. U.B. XX S. 496-498.)

Obige Summen sind durch Addition der einzelnen Posten, die von
den Schofsherren oder Schofsdicnem oder beiden notiert sind, gewonnen.

Bezüglich der Einzelposten sind die Additionsresultate der Schofs-
register übernommen, auch wenn sie unrichtig sind. Über die Gründe
oben S. 198 Anm. L Die richtigen Resultate sind unten beigefügt.

* In diesem Jahre fehlt eine Schlufsabrechnung. Obige Betrage
sind durch Zusammenzählung der individuellen Schofssummen gewonnen
und als Bruttoerträge zu verstehen. — Aus demselben Jahrzehnt ist

noch eine summarische Abrechnung unbekannten Datums erhalten.

Nach ihr erbrachten die Travenuuartiere (Hinr. Wiskendorp) 559
und die Wakenitzquartiere (Godfridus) 378 ^ Q. Es gingen
also im ganzen 937 ^ ü /? 6 ein.

* Darunter ein Amheimscher Gulden, der zu 14 Schillingen an-
gesetzt ward. Vgl. Hansarecesse II S. 887.

* Auch für dieses Jahr mufsten die Bruttoerträge eingesetzt

werden. Sic sind aber nicht besonders berechnet, sondern aus den lie-

gistem übernommen. Denn in diesem Jahre hat der Schofseinnehmer
ausnahmsweise die auf den einzelnen Seiten gebuchten Beträge zu-

saromenaddiert.

* Der in der Restantenliate gebuchte Ertrag von 7 ^ 15 /> 10 /i^

(oben S. 182 Anm. 4} wurde aufser Ansatz gelassen, um die Gleichartig-

keit obiger Beträge nicht zu zerstören.

* Eine summarische Abrechnung desselben Jahres gibt fast die-

selbe Summe an, nämlich 658 1 fi 4V« 4^. Eine Verteilung letzterer

auf die Quartiere war nicht milglich, weil nur ein Steuereiunemner tätig

war (Gütfried) und die Summen nicht nach Bezirken getrennt sind.

* Nach der Generalabrechnung der Schofsherren erbrachte das

Travenquartier (Merten; 412 ^ ß A, der Wakeuitzbezirk (Gotfried)

280 ^ lü >J 3 /i4, beide Quartiere 692 Ifi /f 8 4 , also etwas mehr.

In beiden Jahren sind die Ablieferungen unvollständig gebucht,

nämlich nur zu 158 ^ 14 /? bzw. zu 159 11 ß. Deshalb wurden die

Bruttoerträge berechnet und eingesetzt.
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8 Im Schofsbuch Prima Wakenissa sind 338 ^ l ß 1 /i^ als von
beiden Waknitzbezirken abgeliefert gebucht. Die Summe wurde nach
den Auszahlunpen der Tagejcrelder, nie getrennt nach beiden Bezirken
registriert sind, auf diese verteilt.

^ Ein Posten von ^ 1 & ist zweimal an einem Tage ^e-
bncht, allerdings von verschiedener Hand. Wenn es sich um eine
Summe handelt, sind nur IM ^ B eingegangen.

^ Hierunter ^ 3 ^ van beyden boken.
^ Bruttoertrag, eingestellt aus dem in Anm. 2 angegebenen Grande.

Die S^chofsherren registrieren nur den Empfang von Un Ji 1
Li Von hier au bis 1497 98 war Lutcke Schofseinnenmer in den

Travenbezirken. Er hat eine besondere Buchungsmethode, z. B.: Item
so brochte ik Luteke des sonabendes vor ste tomas

an goide vnde ß 68 10 /?

an »oslingen - ü - Z •

an klene geld - - 12 -

Summa 2fi ^ i /? (Prima Travena 1490).

Die Addition der Posten ergibt aber nur Ih ^ ^ Lutekes Schlnfft-

snmme ist immer hoher als die Additionssumme der einzelnen I'oÄten.

Dies erklärt sich daraus, dafs er die ausbezahlten Löhne in der Summe
noch als voreinnahmt mitrechnet. Die Summe gibt den Bruttoertrag
an; die einzelnen Posten sind Nettoerträge. Luteke trug z. B. in die

Sekunda Travena 1490 ein: des donnerndages vor palm
an golde vnde ß ^ — ß
an Söflingen 2 - 2.

-

an klene geld 1 - 13 •

Summa 3ö ^ ä /?

hyr aif lö i2 verloent. Bei Abzug dieser l^ß ergeben sich ^ M \b.

der Gesamtbetrag der abgelieferten Nettoerträge, vgl. oben 8. mL Die
in die Tabelle eiugesteUteu Summen sind durch Addition gewonnen.
Der Bruttoertrag war:

in Prima Travena Sekunda Travena

328 /3/?-4& 266 / ß/? — A
14928 806 - U - 6 . 273 - ^ - ß -

14934 385. 4- — . 289 - S- ü-
1494/.S 839 - 10 - 6 - 281 - 2 - ö -

1495/6 328 - U 269 - ä • ß -

1496/7 327 - 15 296 - 3 - ß -

1497 8 341 8 - 293 - 2 - — -

Am Schlufs der Ablieferungen bemerkt der Schofseinnehmer

:

Item so blyffe ik mynen heren in dyt buk schuldych 33 4^ lüb. Vgl.

üben S. IM Anm.
^ Eine Nachrechnung der abgelieferten Posten ergab folgende ab-

weichende Resultate:

Prima Sekunda Prima Sekunda
Travena Travena Wakenissa Wakenissa

1479/80 327^13/f~4 - - —
14801 — sisJ^iaAß/iä —
14S1 0 310 - 12 - ß - - - -
14S2:^ 343 • 6 - - - 261^ 6 — —
1483/4 265 - ß - - - 21Ü - 12 - ß - — —
1484/5 21^. 2--- — -
1486 7 233-i-4.- —
14.S7 8 318 - 9 - ß - — — —
1498/9 2-^8 - m - 2 - 260 - - a - - —
1499/1500 279 - 2 . - • 253 • 4 - S - - —
1500/1 299 - 12 - ß - — — —
1501/2 265 . 1 - ß - — — —
1502 'S 276 - 12 . 4 - — — —
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Ferner erbrachte der offene Schofs der Gttste^:

140 f/O* DU -ift £ ß
i40W0U. lUU • 10 " 14o4'0 • OO XF lo /r

141)1/^ * t'O - 7 . {J\J
• 1 1/ "

140Q/4 • 1U4 - • 1400/ / .
r. 90^ - 7 _

i4oo ü

:

yu - J - 1 A W7/Q

.

i4o/ /y

:

4y Qo -

1466/7

:

113 . 5 - 1488/9: 67 -. 9 -

1479 80: 62 - 1490/1

:

27 .. 13 -

1480 1 2; Ol - 9 - 1490/1

:

42 . 7 -

1481/2: 48 - 1491/2: 30 9 -

1482 3: 41 - 14 - 1492/3: 41 - 19 -»

1483/4: 54 - 9 - 1498'4: 50 - 2

Der offene Schofs der Einheimischen warf demnach
zwischen 625 und 1171 / ab. Der geringe Ertrag der üUer
Jahre des 15. Jahrhunderte erkliirt sich daraus, dafs damals
schon Beträge von Uber 12 Schillingen heimlich versteuert

werden durften.

Die Herabsetzung des ScholBsatses machte sieb zunächst
nur im Gesamtertrag» nicht aber in dem des offenen Schosses
bemerkbar, weil sie eine Vermehrung der offenen Schosser zur
Folge hatte. Deren Zahlungen wenlen erst im Anfang des
16. Jahrhunderts geringer.

Der Gästeschofs mufste seiner Natur nach wenig beständig

sein. Sein Ertrag bewegte sich awiscben 27 und 113

Das Kesultat der ersten Tuileiotragung ist 9Ö 2'/8 ß. Lietztere
8tiiBine ist sp&ter in 89 ^ 13 j:? nmkomgiert Oben ist dieser korri-
gierte Betrag eingestellt.

>• Davon sind 4^ 13 6 4 sweifelhaft Sie stehen an be-
^nderer Stelle.

n Die Eintragung: hijr an vijnde wij thobort 2 .^SVt fi b mitgezählt
Weiter sind noch acht Schofsreeister vorhanden, deren Jahr sich

nicht ^enau hpstimnien linfs: die heia«'n Waknitzquartiere einmal aus
den 50er Jaiireu (Wiskendorpj, die heideu Travenquartiere zweimal
am den 00er Jahren « der erste Waknitsbesirk einmal aus derselben
Zeit, endlich der zweite Waknitzbezirk einmal aus den 70er Jahren.
Letzteres Register allein enthält eine Abrechiiiintr Dunüioli wurden
228 ^ 2 /? 6 4 vereinnahmt. iSchofsiliener war Tonnies (^iiiakel).

* Die Beraltate sind ans den Oästeregtstem durch Addition der
individuellen Summen gewoniion. Postulation.s^nildcn wurden zu IT» ^

gorechnet, Rheinische Grulden für die 60 er Jahre zu 22, von 14ö0 an
zu 24 />. Die Relationen finden sich im Rcchnungsbucli der Schofs-
berren. Vgl. auch Z. Bd. 6 S. 435 Anm. 2.

' Ein Register i^^t zwei Jalire lan^ benutzt. Die Verteilung ge»
schab nach der Vernchiedenheit dtr f landschriften.

Liu „lichten" Gulden mufäte uuiaer Ansatz bleiben, weil sein

Markwert nicht festzustellen war.
* Seit 1484 werden kleine Summen zurückgegeben , in der Regel

auf 1^1^. Es .«ind foltrende (trüf^;:, bibalis, weddereeuen) 14^5:
2 ^ ;i 14.SVU: 4 ß G ^, 1487 8: 2 / 8 /? 6 4, 1488 9: 1 / 12 6

1489 90: 3 /J, 1490/J : 1 ^ 8 /? 6 4, 14912: i:{ j', 1492 3: 1 ß, 14934:

niifge/rthft, wfil nicht zu erkennen war, ob sie schon in der äumme in

Abzug gebracht waren oder nicht.
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Das Vcriiältuiä zwischen offeuem Schol« und gesamtem
Schofs war folgendes *

:

Ertrug des offen ntrIchteten SchoMes Ertrag des Dur
naoli 'i<^tn

gesamten
Bchoeses

oÖ<*n (*

Jahr fisto
Total

kJV 1 i 4 *

ri'^i.st(^r 1 II 0 « ijpw

/

14G0 1

1

110^
1

4 7 ] 00 15 1 • F' ''.J\J 42
iinr2 <)64 G 1 r j 96 7 T*>0 III..Ii - 'MAO 22

1462.0 ü73 10 II ? ? _ 10 n 19

1469/4 720 10 10 104 824 10 10 3380 24
14';4 5 7s2 'j

y TS'' 24

14» ;'),'(> sr>4 4 7'- 00 2 054 1',
1 £ 29

14»>7 8 'Mi 0 r ) ti2

U7a4 1133 9 8 ? ? Ulis «) 9814 40
147.-)«; 1171 4 s ) 1171 4 177will 54

U7ä,9 1111 Ü V 1 IIIJL X L M. fi 47

1074 13 — 62 _ - 1136 13 ^380 z 48
14j«)'l 1V»75 15 »; (il 9 1 1:{7 X f; -';^02 49
14S1 '> 1015 14 4^ 2 Hh>4 •>4;u» K 44

10^2 11 lü 41 14 li)74 <i 10 "2'\5 8 48
1483/4 092 14 4 54 9 947 7 4 1911 40
14^4 5 12 4 i;', 4 43
14sä*; SV} • > 7 (io 10 y44 12 • 20:52 47

l4S'i 7 02

1

1 52 7 »77 4 1
1

K 55

14 .-7 S 97H — - s 40 l\ 104 I gw 5;;

i4<n 2 o^o 2 ;;o 9 ].', 4>
1 (V^M1 T^W". } 02

14y2,o 92ü
ü

7 41 19 4 1 « Ii ll 1

1498/4 1064 3 11 50 2 1114 5 11 1750 64
1 i'j4 .^ IM» ',5 14 1 1

•j
lOti") 11 1

1i 1
1 s 1 59

14:»:)«; 10 - V 'j Hl 1 S 1

5

59

IV.H\ 7 iu->o 11 - • 'J V
1 (

1
1J 1 lsl5 GO

1497 8 1 120 12
*>

? 07
14*)S U 1051 14 > y ? lltM 1 T 52

I4yy/iäuü yyy 7 7 ? 7
i t ö6

1500/1 1023 15 7 ? ? 7 53
;)>5 13

i

V _ f;u ;{ 5:-{

i:iu2 J V
1 2 2 4s

iri0o;4 02U V V
•7 — >>i .. 1 4fi>i ü3

1504/d 820 'i ? ? 820 1 2114 10 39
1505 () 740 12 7 y 719 12 1 1724 42
15t»<; 7 7^0 14

.)
y V 750 14 1110 lO

15t)7 ^ 75;; II ? 753 7 11 1000 40
150s 9 75'.> [\

V 750 0 2 I2^^.s 15 00
15(>9 10 (170 i;; V V 070 l.i t) [ 101 62
lölU.l (;2(i u> ? ? 020 lo 4 201 ü 12 2i)

1511/2 647 15 9 ? 647 15 9 1241 8 10 SS
1512 ;{ ri25 in 1

j j
(>25 10 I i;{io 48

151:5 4 Ü.jO V 7 <i5o 5 142H 46
1514 5 677 4 J 0 1 1

• >

»

1

4 12.-7 7 46
1515 r, ? 64S I5(i2 12 i'^

151t) 7 070 llt 10 ? ? 070 10 10 1910 9 a.5

4 11 ? ? 4 11 lü7ti ii Öd

' Die Ziffern der Rubrik 4 (Ertrag des gesamten Schosses) sind

dem Rechnungsbuch der Schofsherren entnommen. Die Zahlenreihen
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Welchen Anteil der heimliche Schofs am Gesamtertrag
hat, ist nicht genau ersichtlich. Letzterer begreift nämlich
auch das Ergebnis von Vorschofs und Feuerstellenschofs in

sich, über deren Ergiebigkeit nur wenig bekannt ist^ Jeden-
falls war sie in der zweiten Hälfte des 15. und im Anfang
des Ifj. Jahrhunderts nicht grofs. Das zeigt der starke Rück-
i^an^, den der offene Schofa in den ()Oer Jnliren des 15. Jahr-

hunderts erlitt, als die Summe, die zum heimlichen Steuern
berechtigte, erniedrigt ward.

Der Anteil des offenen Schosses am Ertrag des ge-

samten bewegt sich zwischen 19 und 70%. Der Durchschnitt
ist etwa 50°/o. Die oflfenen Schosser bilden von 1460 — 1502
aber 63Vt bis 96Vi<*/s aller Schofssahler. Daraus erhellt, dafs

die heimlichen Schosser, die nur «Wiecheln SVs und d6'/t^/o

der Sohosser ausmachten ^ einen weit gröfseren Teil des Er-
trages aufbrachten, im Maximum 35 bis 80%. Das ist ja
auch nicht aufftlllig, weil sie die Reicheren waren. Die Herab-
eetsung des Schofssatzes hat ihren Anteil an den Steuerzahlern
denn auch weit mehr Termindert als am Ertrage des Schosses.

Trotz der immer geringer werdenden Zahl der heimlich
St«^uernden blieb <Mn beträchtlicher Teil der Steuersummen
der öüentlichen Kontrolle entzogen.

(Tabelle siebe S. 202 u. 203. i

Vorstehende Gliederung war der halben Schillinge und
Pfennige wegen erforderlich. Ein Blick auf die Tabelle er-

gibt, dafs die Herabsetzunrc des Schofssatzes auch in den
individunlbf^trägen zum Ausdruck kommt. Wenn das nicht

in dem gleichen Mafse wie bei den Gesamtbetrugen der l^'all

ist, so rührt das daher, dafs wohlhabende Personen, die vordem
heimlich steuern durften, infolge der geminderten Ansprüche
der Stadt weniger und deshalb offen zu zahlen hatten.

Bei den einzelnen Steuersummen fällt auf, dafs die graden
Ziffern weit stftrker als die ungraden vertreten sind. Es findet

daher von der mittleren Steuersummei 1—2 J^, kein gleich-

m&fiiiges Abschwellen nach oben und unten statt

Den Stenersats 1—2 jß zahlen 17, 19, 18 und 17 ^'o, knapp Vs.

Es dürften aber mehr gewesen sein. Denn die Beträge unter

1 sind als sehr relativ ansusehen. Es ist bereits erwähnt,

dafs die in Gängen und Hinterhäusern belegenen Wohnungen

sind auch jetzt nicht zeitlich gloich. Denn der Eingang des RcliosBes

beginnt im November, das Rechnungsbuch der Schoisherren lauit von
Painuonnta^ zu Pahnsosotag. Aber ihre 2^hlen sind doch besser
zum Vergleich geeignet als die do~ KäinmeroibMohs, das schon am
22. Februar abbricht. £ine exakte seitliche Umrechaung Hefa sich

nicht durchführen.
« Vgl. 8. 195.
• Oben R. 170.

i^iy u^Lo Ly Google
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nur ggBcrell jagegebco «erden ^ Auch der aus ihnen gezahlte

Sch IS wird aar geoereD gebacht, z. B. Hagen 12 b »rleo

dederer t ! auf die einzelnen Bewohner enüaüende
Betrag war nur durch Division zu ermitteln. Sie erg^ab sefcr

kleic^ Kopfgelder, viel kleinere als die sonst gebuchteti

Einz*ril>eträgie, Denn die kleinsten selbstHndigen Individu^-
summen sind -'verifi-steiiä 14<.H> 2^ fi ; 4 ^ sind in beiden

Jaliren nur thäI Kir sieb eingetragen, 2 ^ar nur einmal •

Zu bedenken ia-i allcri:ng^&, Aals gerade die ärmere Bevölkerung
in Gängen und Hinterbänsem wohnte.

Immerliin 4aif nun aaneiimen, dab die snminamelien
Angaben dam wleitet haben, das Leentehen einaeloer

Qangwohnnngen nicht beenden an registrieren , aomal der
Steneremg aOer nur sehr gering Denn Vermerke
wie: Hagen 1<» boden: 7 wnate, 3 dederunt 6 ß\ Hagen
12 boden: 4 dedemnt 4 /, woste de anderen; Hagen 10 bodien:

6 4 wüste sind seb^ aeiteo. Meiat ateht nnr regiatriert:

Hagen 17 Wiier. 4^ r ß.
Die l>ivi;sioc erirab deshalb wohl nicht immer richtige Re-

sultate, die PfennigSÄtte sind f. T. Iiöher zu bemessen. Auch
in Lübeck durften die eanz kleinen Verm^?en nicht über-

wogen haben*. S S^^hiliuige und mehr zaiihen 31, 21, 22
und 1S%. 1 / ur.a m^hr ll'^'c. 3«o und 2^'o. Hier

zeigt »ich dvudich der Ruckgang des JSchofssatzes, Unter
denen <, die ab I / zahlten, sind selbstverstftndlich nur
die offenen Schooaer an verstehen. £s handelt sich in der

Regel um Betrige Ton 20 ß^^ die auch öfter als 1 pnnl

registriert w^es*. fienier nm 2 elc

Von den Olsten stenerten:

1459^ 14601 14878

anter l ^; 3 4 16
1 13 9 7

1—2 '26 2l5 11

2 - : 20 9 5
2—3 2 3 2

über 3 * : 1 3

« Vgl. ob«« a 204.
» In Frankfurt waren 1420 steuerfrei 3.9<>« (oben S. 186 Anm 4i.

E? vcr5tt-uerten bis 10 ß 16^"^.
- r.^n 10 1 c^l /.7i 51.2 '"o. mrhr'>\^*

(Bücher, Eatsteiiaw; Volkswirtschaft b. 240 — Die Lübecker
Dimeu tahlten bohe mummen, s. B. 14601 die 8 viowea der Pkina TW
Vena ö ^ 2 ß ^3 je 12 und 10 2 je 8 die 8 der Sekanda Tiavcaa
%A i2 je 12 J. die dritte- « .1 etc.

* Z, B. 14S7 S8 in 9 von lo Fällen.
* Die Uteste Beelnirarseinheät, dem rttaiischen Tslsat entqneehcDd

inageteilt (Huber, Han^hAlt Hilde>hoim> S, 9).

* YgL über thie Zahl uatan sab XXL

i^iy u^L^ Ly Google
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Die kleiiisteii Beträge waren 4 ß (1487/8 2 mal) und 8 ß
(1459/60 2 mal, 1460/1 1 mal), die grdfsten 4/ (1460/1 2 mal).

Wie bereits erwähnt worden nur diejenigen Gäste be-

steuert, die Kaufschläger waren. Aus dieser Beschränkung
wird der relativ hohe Betrag obiger Summen erklärlich.

Über die heimlich gezahlten liidividualbeträge ist mit

Ausnahme der Angaben, die die Kämmereirechnuugeo
Hamburgs über das Domiis Hamburgensis enthalten*, nicnts

tiberliefert. Der heiniiiche Schofs scheint auch privatim geheim
gehalten zu sein. Matthias Schulte* imd Syndikus CaiBtena*

X. B. geben in ihren Au&eichnungeu nur an, da& eie den
Schofs geaahlt haben, ohne seine Höhe zu nennen.

> Oben 8. 31.
* Oben S. 106 Anm. 8 Q. & 112 Anm. 4.
« S. 162 Anm. 5.

* Z. Bd. 8 S. 30.
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XIX, Die Stellung des Schosses im Lttbeekiselien

Staatshauhlialt.

Lübeck vereianahmte

:

Total
DaFon durch den

6cbo&
in % der

Gesamteinnahme

1407/8:
1421/2:
1430/1

:

1445 0:

1466/7

:

1470'! :

15UU/1:

15145:
152^) 1 :

14704 ^
19d84 -

22810 .»

33580 -

54 428 -

42 819 -

7900 /
8132 -

8149 -

3210 .

3160 -

2975 .

1888 •

1388 -

1380 -

54
42
36
10
6
7
9
3

2,:.

21422 -

40300 -

o2 7o3 ~ ^

Die gröfste Bp^lcntung des Schosses fällt demnach in die erste

Hälfte den 15. Jahrhunderte. Weder vorher noch nachher hat

er die gleiche Stellung im lUbeckischen Staatshaushalt gehabt.

Nach Hegel nahm der Einnahmeetat der mittelalterlichen

Stadt folgende Entwicklung: 1. Grundzinsen und persönliche

Leistungen^ 2. indirekte Abgaben (Zoll, Accise), 3. direkte

Stenern'. Dieses Schema trifft auf Lübeck nicht ganz zu.

Die Stadt bestritt ihre ersten Ausgaben vornehmlich aus
Grundeigentum und Zoll. Heinrich der Löwe hatte ihr

gleich zu Anfang einen abgabefreien Grund und Boden* zu
Yollem Eigentum Überlassen*^. Sie verwertete ihn in der ver-

» L.U.B. V S. 179, VII S. 417/18.
* Angaben der Kämmereibücher.
* OhToniken der Mnktsehen Stftdte I S. 284. Vgl aneh Wagner,

Finanzwisseiiscliiift 111 S. r,l ff.

* Er verlieh ihr die Recht»' der Stadt Soest, d. h. oIikhi abj^abe-

freien Grund und Boden. HacU Kod. I Art. 98 S. 215: De libertatibus,

quSB habemiu, nichil penitos inde damus xieque censum neque deci-
mam . . . . quia si aliquid indo darfmu^^, tnnc non esset libertas (vgl.

obea S. 17 Anm. 4j; Brehmer in H G.Bl. 1890/91 S. 4; Pauli,
Wieboldsrenten S. 2\ Gferke, Oenossenschaftsrecht II 8. 655.

Intra hos terminos habebunt omnoa ciuitatem nostram luboke
inhabitantea . . . omnimodo usum (L.U.B. I Nr. 7 S. 9). Vgl. Brehmer
Z. Bd. o S. 132 und Gier kc 8. 654 Anm. 19.
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schiedensten Weide. Zunächst, wie es bei einer Kolonisten-

stadt der Fall zu sein pflegt, durch Verkauf grofser Kom-
plexe*, später, als der Kaum knapp wurde, durch Austun
von Bauplätzen in Erbleihe gegen jährlichen Wurtzins, eine

Mafsregel, die den Minderbemittelten Qelegenheit zum Erwerb
Ton Haiiseigentum geben sollte^ ohne da» es einer Elapital-

ansahlung bedurftet Dieser Wartsins* ist noch keine Ghrund-
ateaer. sondern eine primtrechtliche Abgabe, ein individueUer
Entgelt für individuelle Vorteile^ der an den dominos areae
SU entrichten war^.

Die Stadt hat sich ihres Grundbesitzes nie ganz begeben.
Aber auch der ihr verbliebene Rest diente als Einnahme-
quelle. Sie verkaufte Renten aus ihm Uit die Flufswiesen,

Felder^ und Hopfenländer ^ in Zeitpacht aus und vermietete
Häuser und Turmwolinun^^cn.

Die zweite Haupteinnalimequelle war der Zoll. Auch
er war der 8tadt durch Heinrich den Löwen verliehen*. Er
wurde an allen Eingängen der Stadt, später auch in Oldesloe
und Mölln erhoben. Die ergibigsten Erhebungsstellen waren
am Holstentor und am Bauhof^. Bei ihnen werden die Zoll-

einnahmen spezifiziert ESs wird unterschieden zwischen grauen
(schweren) toU, holt toll vnde yan andern goet, auch gemene

> Brehmer Z. 1. c. S. l.']34; Wchrmann H.G.BI. 1872 S. 95 ff.;

Pauli, Lfib. Zustände I S. 10 ff., 22 a. 44 ff. und LAJM. Ii Mr. 276
&m

' Pauli, Wiebotdsrenten 8. 10 £; Below, Ursprung der
deotschen Stadtverfassung 8.98; Philippi, Weichbild in H.0.B1. 1895
8. 28 ff. Vgl. oben S. 18 und 87.

^ Er bestand in Geld (die Be^^l) oder Naturalien (Pauli, Zustände
8. 24 ff.). Die Quellen nennen ihn ceneas arealis, aneh Wiebeldc
(Brehm er S. 133 Anm. 48). Da« ganze Rechtsverhältnis der zu Bau-
plätzen ausp^etanen Wurten hiefs >Veichbildrecht (Pauli, Wiebolds«
renten 8. 6 u. 13, Zustände S. 17, 44 ff , 152 tV.).

« Haeh Rod. I Art 87 S. 212, Rod. II Art. 121 S. m (wil de
man dat vorderen, des de worttins sin h); Pauli, Wieboldsrenton S. 4.

Jeder, der freies Eigen hatte, konnte es gegen Wurtzins austun (Pauli
8. 5; Philippi 1. c; Brehmer S. 134). Über die areae censuales des
Domkapitels nnd des Johannisklostera oben 8. 56 n. 88. — Grundsteuer
und Grundzins unterscheiden sich folgendermafsen: Ersterc fordert der
Gebietsfiorr, letztere dor dinglich Berechtigte. Die (Grundsteuer trifft

jedes Grundstück, bedarf keines besonderen Kechtstitels und wird
aieht nach hergebrachten 8fttsen, sondern nseh Prosenten des Wertes
erhoben (Gierke II S. 674 ff. u. 699).

* L.U.B. I 251 u. S. 4.51'2 Nr. 493, II S. 1054 u. Gierke 7756.
• L.U.B. I S. 250 und 579, II S. 1017 ff., 1043 (Aufzeichnung der

tthioerten Tiavenwiesen), 1054, 1060 ff., 8. 1065 Anm. 52 (censiis

pntominX V S. 761 ff. etc.
» M. Heft 3 S. lt.

« Wehr mann ll.G.Bl. 1884 S. 56.
' 1521/2 erbrachte der grayentoll am Banhof 1073 M 9 der ge-

^PTio toll an der Holstenbrücke 1062 ^ 9 /?. der seetoll 1010 3 /?.

(i^r Zoll am Mühlentor ^ 6 am Burgtor 120 M 6 ß, im Land-
gebiet 6ü ^ 12 ß.
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toll, ynd see toll. Seine Erträge' haben jedoch die Höhe det
Schosses nie erreicht.

Später kamen eine Reihe anderer Einnahmen hinzu. Die
Stadt gelangte im Laufe der Zeit in den Besitz mehrerer
Regalien*.

Ein Weinregal bestand schon um 1220; die ältesten

Rechtsaufzeichnungon lip^tinimen: Vinum uero HjH'ctat nd
civitatem principaliter ^ , die Weiumeister gehörten zu (^f^*n

ältesten Ratsausseliüssen *. Sie hatten dafJlr Sorge zu tragen,

dafs billiger und gut r W ein geliefert ward.

Die Kaufieute nmlsteu ihre Einfuhr im Ratsvveinkelier

lagern und dort verarlM iten. Für diti Lagerung war eine

Kellerhäuer zu eutrichttii \ Später wurde gestattet, den Wein
in eigene Keller an brisen. Aber auch dann mnfste die
ätaer gezahlt werden. Wer Wein in den Handel bringen
wollte, hatte ihn vorher den Weinmeistern vorsnsetsen; aie

kosteten ihn und bestimmten den Preis ^. Von rerkauftm
Weinen war ein sog. „tappetgelt" sa entrichten^.

Der Vertrieb von Rheinweinen und heifsen Weinen in

der Stadt war ein Monopol des Ratskellers^. Lübeck nahm
also auch direkt am Weinhandel teil. Der Bruttoertrag, den
das Weiuamt erzielte, belief sich auf mehrere hundert Mark,
z, B. i:.21/2 auf 750

F;usi ebenso alt sind die drei übrigen Regalien, das
(jerichts-", Münz- und Mühlenregal. Erstere beiden
waren wenig ertragreich. Das Gericht erbrachte jährlich

rund 15ü ^; die Münze warf sehr verschiedene Erträge ab^**.

Das Mühlenregal umfoTste alle Mtthlen im Landgebiet (kopper-,

1 Der gesamte Zoll . rbrarhte 1290 nur 159 JT 2» /ff 6 4 C^U^
II 8. 1033). 1528/9 4061 ^ 10 ß,

• Vgl. oben 8. 12.

» LIJ.B. I S. 41

Wehrmann H.G.Bl. 1884 S 59 fl*.; oben 123 Anm. 9.

^ 1289 hatten 11 lUirger im RatBkeller ISÖ' it Fuder (plaustra). Die
Kellerhftuer betrug 22 1 /T (L.U.B. U S. 10S2).

* Die Statuten bestimmen: Van wine de van baten to kumt. Dat
si witlic dat ne man win mut ten insinen keiler, he ne dot mir tiol-

borde des rades. he ne maghen oc nemene uor copen vrome peaniughe
bi der mate, hene dreghene uor den rat; de schal ne setten na
siiripm werde, auer des de win sin v,-f\B, schal ^heuen der (statl ^re

kelrehure ane weder rede uan deme uate liker wis alse dat vat
hedde leghen indcr Stades kellere to tappende (Haoh Rod. II Art. 907
8. 854). Vgl. W. hrmann. Der lüb. Katsweinkeller Z. Bd. 2 S. 76 ft,

besonders S. 78; Pauli, Zustände I 8. 94; Fronsdorff. Stadt- und
GerichtsVerfassung S. 115, auch Hub er, Haushalt Hiidesheims S. 37.

» Wehrmann 2. 8. 79.
" rb. S. 84 u. 86.
» Pauli Z. Bd. 1 8. 198 ff.

«0 Manchmal nichts, 1528 9 828 ^.
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wintr^ Mge-, peper- und walkmolen) ^ SelbatTeratändlich

waren die Bürger dem Mahlzwang unterworfen Der Ertrag
dieses Regals war erheblicher °.

Eine weitere Einnahmequelle bildeten die Gebühren.
Die Stadt erhob ein BlJrgerf^eld bei Erwerb des BtirgerrechtS.

»Sie fordorte Oobfihren für Beinitzung der VerkaufspL'itzo und
•stände am Markt und im Gewandhaus, das sog. latcn (— losen)

vnd stedegeld*, und für den Gey)raach der städtisclien Wagen
(eine befand sich auf dem Markt, die andere an der Trave)*,

8ie machte auch die Eintragungen in die »Stadibücher® und das

Passieren der Schleusen gebührenpflichtig. Sie erhob ferner ein

Laatadiengeld. Endlich ist noch der Zehntpfennig (tcynde

Penning, Abschofs, Decem) zu erwähnen, der den ins Ausland
fallenden Erbschaften abverlangt ward^

Dann gehörten der Stadt eine Reihe rentabler Be-
triebe: eine Apotheke^, eine Silberhütte, Ziegeleien*, Teer-
höfe und dergleichen*^. Auch warfen einzelne Ratsämter,

z. B. das Rauamt (durc Ii HolzyerkauO und der Marstall (durch
Vermieten der Pferde etc.). t'lio? -chüsse ab.

Zuletzt wäre noch der Stratgelder Erwähnung zu tun,

die die Wette von den Hantiwerkern erhob ^'

Unter diesen verschiedenen Einnahmen erlangte der Schofs

schon früh eine hervorr.i;^' n ie Bedeutung. Er ist lange sogar

einseitig bevorzugt wurden. Zweifellos war er auch den
städtischen Verhältnissen besonders angemessen: er bedeutete

keine Erschwerung des Verkehrs, seine Erhöhung garantierte

> Allerdings nicht in der frähesten Zeit (Pauli, Zustände I

S. 27—29>
• Auf den fietreidemühlen war für jede Beimtzun^^ die sog.

-Hatte", in der Regel ' le des jirebrachten Kerns, sa entrichten (Wehr«
mann H.G.Bl. 1884 S. .>6).

» Vgl. L.U.B. II Nr. S. 1018 ff. und S. 1042. nuch I Nr. efif)

S. 2ili'B und Brehm er Z. Bd. 6 S. 213 ff.; ferner G ierke II S. 750

und Haber S. 47.

• Pauli S. 49 ff; L.U.I?. I Nr. 269 S. 248 ff., II S. 1032'3 u. IQ.nO ff.

Besonders hoch war die Gebühr der Wechsler (Pauli S. d5; L.U.B. I

8. 250, U S. 1020, 1033, 1048).

• 1520/1 erbrachten -beyde vagen* 629 Jl.
• Wehrmann H.G.Bl. 1884 S 56.
' Sein Ertrag war wio drr rier heutigen Erbschaftssteuern von

sehr verschiedener Grüfse. 1521 2 belief er nich auf 848 J^.

• Sie hatte ancfa den Weinverkanf zur Nachtzeit. (Z. Bd. 2 S. 86.)
• 1528'9 wurden von den „tegelhoren" 523 abgeliefert

»0 Vgl. L.U.B. l 8. 24,^ ff, II S. 1076 ff.; Pauli S. 3 u. 29 ff.

Wehrmann, Zunftrollen S. 123 ff. n. 157 ff. 1520/1 waren es

440
'* Hiermit sind dio Einnahmequellen nicht erscbSpft. Es kam nur

auf ('h^r suTninAriHche Üborsicht an. Uesbalb wurden anch die Natural-
prästationcn absichtlich übergangen,

Forschungen XXI 6. — Hartwig. 14
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höhere Einnahmen unter gleichmäfsiger Belastung aller Ständet
Keine Steuer endlich ermöglichte eine schnellere Beitreibung
von Geldern.

Aber schwerlich waren diese objektiven Vorzüge die allein

ausschlaggebenden.
Die mittelalterliche Stadt erhobt in der Regel zugleioli

direkte und indirekte Steueiü. Krstere dienen zur Auf-
bringung der Stadtateuem, die Verkehrsabgaben znr Be-
streitung der eigenen stttdtiBchen Bedürfnisse'. Das gilt aber
für Lttbeck nicht Die Accise wird erst im 15. Jahrhundert
aur ständigen Steuer. Aus älterer Zeit ist nichts als der
Entwurf einer Accisenordnung aus den Jahren 1350—1370 er-

halten von dem man niclit weif?;, ob er Gesetz geworden ist.

Die Erklärung ist einfach. Der Karnpf um die direkte

und indirekte Steuer ist uralt*, auch für das Mittelalter war
die Wahl der Steuerform oft eine Machtfrage; Städte mit
demokratischer Verwaltung pilegten wie heute direkte Auflagen
vorzuziehen ^.

In Lttbeck war die Bttigerschaft ein erklärter Gegner
indirekter Abgaben. Mehrmals hat sie Verbrauchssteuern aus*
drUcklich abgelehnt®. Selbst der neue Bat von 1408—16, der
doch von der Volksgunst getragen ward, konnte 1410 das
Ausschreiben einer indirekten Steuer nicht wagen. Zweifellos

hat die Bevölkerung derzeit nur direkte Steuern gewollt'^.

Später trat aber ein Uniscliwung ein; der Scholl ging
seit 1430 relativ wie absolut zuiück**.

* Stit'da, Stadt. Finanzen S. 16.

» ZtMimer S 1>4; vgl. oben S. 11
« L.r.H. III Nr. 769 S. 887/8.
4 Wagner im H. d. polit Ök. III S. 270. VgL auch Colin,

FinanB-W. 8. 78.
* In Köln führte das demokratische Weberregiment 1371 den

Schofs ein (Knippin^, KPlnor Stadtrechnungen I S. 4; Stieda S. 29).

Vgl. weiter Inaina-Steruesg III, 1 S. 135, bes. Aiim. 2, für Augs-
burg Härtung in Z. f. G.V. XIX S. 9BiE, ftr Basel Schönberg,
Finanzverhrdtinsse S 100 und die Zur^ammenstoUtmg bei £spinas,
Fioances de la commune de Douai S. 145 Anm. 1.

* Wehrmann H.a.Bl. 1878 S. 126; oben S. 114 ff.

Nur wenige Städte haben ihren Finanzbedarf vorwiegend auä
indirekten Steuern bfr^tritieu, z.B. Basel (Schfinber^, Finanzverhalt-

niaseX Köln (Knipping 1. c. I S. 21 und LXXX sowie in d. M. aus d.

StadtarchiT von K! Heft 28 8. 189), Aaeben (Laurent, Stadtrechmuigeti
S. 166) und AujTsburg (Härtung,' in Z. f. G.V. XIX S. 101. 1:^1 n. 883).

In Basel erbraditen 1361/2 iSaizrcgal, Mehl- und Woinungeld allein 85^/«

der UcHarnttiinnuhme (Schönberg S. 4 ff., 81 ff. u. 509).
* Die direkte Steuer ging im 15. Jahrhundert in vielen mittelalter-

lichen Stndt.ni vnrück Vgl. Stioda. Stadt. Finanzen S. 24 ff. und
Ulrich, Bilder aus Hannovers Vergangenheit S. 51. Stieda (S. 32)
erUftrt diesen Rückgang ans der steigendoi Schwierigkeit, die Vem^Sgen
richtig zu ermitteln.

•Später gincr ff wieder in die Ilfihe. Kr erbrachto 1587: 2901 Ji,

1538: 4060 / 10 /i, VAOi t>126 / 7 /J 6 4. Dann trat ein neues
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Dieser Rttckgang erklärt sich ans yerschiedenen Orttnden.

Stmächst aus dem geringeren Finansbedarf der Stadt.

ist bereits erwIUbnt, dafs der weitere Verlauf des 15. Jabr*
Itunderts für sie ein durchaus friedlicher war ^. Die geringeren

Ausgaben der Friedenszeit machten eine mindere Anspannung
der Steuerkraft möglich. Der Schofssatz wurde deshalb

wiederholt herabgesetzt. Trotzdem warf der Stadthaushalt

noch permanente Überschüsse ab, die die bedeutende Höhe
von 24000 # erreichten ^

Ferner aus der anderweitigen Deckung dieses
Fi nanzbeda r fs. Der iSchofs wurde entlastet; die Stadt

zog es vor, ihre Einnahmen aus verschiedenen Quellen

zu bestreiten, in Fällen, anläfslich derer früher der Schofs

erhöht wäre, kamen jetzt direkte Extrasteuern zur Erhebung*.
A uch die indirekten Steuern fanden bessere Aufnahme ; die

Acciae z. ß. wurde tonau ständig erhoben *. Ihr licl die Rolle

zu, das Gleichgewicht zwischen Einnahmen und Ausgaben her-

zustellen; deshalb war ihr Ertrag sehr schwankend\ Der
Alte Zoll wurde aeitweilig durch EztrazOUey a. B. PfundsOlle *

und Pfablgelder^ erhöht

Endlich baute die Stadt in den Jahren 1442—44 einen

Ratsbierkdler, in dem sie „Hamborger Beer tappen* lieis*;

er wurde deshalb auch der Hamburger Keller genannt*.
Schon vorher war der Ausschank fremder Biere auf das

Sinken e'm. In den 60er Jahren begann der Ertrag wieder zu steigen.

Er belief sicli 1^ auf 6900 ^, 1575 anf 8650 1586 auf 9900 ^.
» Oben S. 117 u. 191.

2 Es warfen z. B. „raere entiTangen alse vte prheuen" 1525/6:

1345 J 4 /o, 1529/150: 13 S09 / 4 6 4, 1530/1: 8343 ^ 1 ß,
» Vgl. oben S. lüj Aum. 11 und lÜC Anm. 8.

• Die Chroniken berichten, dafs die Unruhen von 1408 sneh durch
die „tzyse** eranlafot waren (oben S. 115 Antn. 8). Die Abrechnung
firr Küinmoror siu^ Acvn Jahre 1407/8 bucht aber nur unter den Ab-
lieferungen der WciüUerren eine Summe von 73 Ji: Des is geworden
van aasciee (L.U.B. V 8. 178). 1416 wnrde eine allgemeine Kon-
Bumtionsaccisc erhoben (Wehrinann II.G.Bl. ImTS S. 149). Erst seit

1428 erscheint sie regclmäfsig in doii Kümmereibüfhi'rn.

» Sie erbrachte z. ß.: 1128/9: 200 ^, 1429 30 : 2702 JT 7 1430/1:

250 (L.U.B. VII S. 413 rt.), 1431/2: 11371 Ji: 8 /? (das Maximum),
1529^; 4793 J( 4 /J, 1528/9: 1988 / 6 6 /i, 1529/30; 988 ^ 6 /7 6 4.

• Z. ß. vou 1192—yü zur Deckung d«'r Unkosten, die der Stadt
durch AnsrQstung von Friedeschiffen erwachsen waren. Er betrug einen
Pfennig von einer Mark Warenwert (Vim) und erbrachte geg9n 12000M
(Brnns in M. Heft 9 8. 13940).

^ Zur Vertiefung des Fahrwas*.«*erd der Trnve.

Grautoff, Chroniken II S. 689; Wehrmann Z. Bd. 2 S. 119.

Der Bierkeller fand im Erdgeschofs eines Anbao» am Bathauee PUti.
• Oben 8. 6S.

14*
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Lohhaus ^ beschränkt gewesen. Jetzt nahm ihn der Hat
m seine Hand ^, nicht zum Schaden der Stadt; denn das neue
Monopol erwies sich überaus ertra^reie))

Alle« dies war Ursache der Verdrängung des Scbosaes.

» Stieda. Studien z. Gewerbegeschichte L.s M. Heft 3 S. 47,
Wehrmann, Zmiftrollf n S. 185. Das Lohhaus ist der Vorkaufsplatz
der Lohgerber uud VVollenweber; vgl. M. Heft 1 S. 115 und oben
8. 154.

* Ib. Vgl. auch Z. Bd. 2 S. 110.
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Schluis.

XX. Die weitere Gescliiclite des Scliosdes.

Die Entwicklung des Schosses nach der Reformation
liegt zumeist noch im Dunkeln.

Nur dreierlei sei hervorgehoben:
1. Die Selbstkun trolle der Schofspflichtigeu hat immer

mehr einer öffentlichen Uberwacliung Platz gemacht^*,
1542 mufäten die Bürger ihr Vermögen unter Berufung auf
den Bürgereid deklarieren^. 162G legte der Rat den
Bttrgerkompagniea ein Steuerprojekt vor, laut welchem „zu-

forderst alle privat Httuser* Wohnung und Gebeuwete der
Stadt auf ein gewisses geseüset und nach solcher Taxe Yer^

schösset,* auch „zu solcher Taxier» oder Wardirung gewisse
Leute geordneth und in gebürende Pflicht genommen werden"
sollten ^ Als 1G48 die Stadt 47 200 fl aufbringen mufste, als

Anteil der Kriegsentschädigung „für die Cron Schweden*^

feschah die Versteuerung der Landgüter in- und aufserhalb
er Landwehr, der Ho])fenLHnder, Wiesen, Gärten, der auf

ihnen stehenden Gebiiudi' und der Öchiffe aller Art auf Grund
behördlicher Taxationen"'. Endlich bestimmte der
Kassarezefs von IfjfiO, alle liegenden Gründe sollten von Land-
messern, die übrigen Immobilien anderweit taxiert und der
Schofs der Taxe entsprechend gezahlt werden**.

Diese Taxationen scheinen sich aber auf das unbewegliche
Vermögen beschränkt zu haben.

* Vgl. oben S. 152/3.
* Vgl. Kollo, Zur Entstellung der Ertrags- und Katastersteuem

in den deutschen i:)taaten, Finanzarchiv 16. Jahrgang 1899 S. 3 ff.

* Beek er, UmttSiidl. Geschichte L.8 II 8. 115.
< Brehmer M. Heft 5 S. 31. Nach ihm kam das Projekt nicht

sar AasfQhnuig Vgl. aber die Neuen Lüb. Bl&tter 1852 S. 122.
» Z. Bd. 6 S. 4y2.
* Der Steaemts betrug 14 ^ auf 1600, alsc etwa 0,0^/«. Das wer

nach damaligen Berichten ein fünffacher Schofs.
' Beeker S. 440; Hoffmann, Geschichte L.s II S 95.

* Becker III Beilage S. 22/3. Ygt f. Bestock Faasche in J. i
Nat. 11. Bt»t Bd. 89 8. 845.
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Später wurde die behördliche Einschätzung durch Kom-
missionen wn)irgenommen , denen nnvh Riirg-or angehörteiL

Jedes Quartier Ii atte seino eigene Scliätzungsbehörde '

2. Der Feuti >tt ileiu^chois ist später durch einen U aus-
sehe fs ersetzt. Syndikus Carstens schreibt gegen Mitte des
17. Jahrhundertd iii bciucm GeheimLuclA ; „8 ^Vorschofs^,
12 Hausschofs md dan das VermogenschofB bleibe

. ich nicht Bchuldlg, sondern bringe es alle jähr selbst aa&
Rahthaufs^** Dieser Hausschofs war kein Fixum, wie schon
seine Höhe ergibt. Kur für Carstens betrug er jährlich die-

selbe Summe, weil der Wert seines Hauses derselbe blieb. Er
ist entweder eine Klassensteuer oder eine prozentuale Steuer
gewesen. Nach Carstens Angaben erscheint das letztere wahr-
scheinlich. Er hatte sein Hans \i]'V2 für 5100 # erworben;
es war mit einer Hypotliek von 2100 beschwert, sein

Steuerwert belief sich auf 3000 Der Hausschofs vuu
12 lälst demnach auf eine Belastung von 4°/oo schliefsen.

Der Vermögensschois betrug zur gleichen 2Seit etwa 2^/oo*y

das Hauseigentnm wttrde also doppelt so hoch wie das fibrige

getroffen sein. Diese Verbindung von Hauptscliofs mit Vor-
schofs und Hausschofs bedeutet eine bessere Verteilung der
Steuerlast

3. Die Praxis der einen dir^'ktcn Steuer lebte nicht wiod^M-

auf. Die Stadt erhob im 10. und 17. Jahrhundert neben dem
Sehois öfter Extra-Vermögenssteuern, sog. Tü r kensteuern ^,

und führte im Beginn des 17. Jahrhunderts auch eine

aweite ständige direkte Steuer, die Kontribution, ein®*.

Sie war daau bestimmt die Kosten des Stadtmilitttrs au b^

1 Z. Bd. 3 S. 603.
' Über die BesteueniDff der R«Dten In dieser Zeit sei folgendes

bemerkt: 1627 wurden PfamYjjöste bei tlon niäubiL^rm Ii stcinTt. 1632
hatten die HauseTE^ontünirr den Nominalwert ihres llausea zu ver-
schoBseu, durften aber dio auf die Hypotheken entfallenden Steuer-
summen bei Zahlung' der Zinsen einbe'^alten (Nene Lüb. Blätter 1852
S. 122). 1648 und 1701 -wurden die Stadtkasfienrnnftni bei dieser be-

steuert, jedoch bei der Auszahlung um den Schofs sekür^t (Becker I

I S. 440, Z. Bd. 6 S. 492 ff.), findl^h rermerkt Synoikui Carstens vber
die Zahlunc einer Rente von 105 an die Ecidienkirche: 100 ^ bahr,
dan 4 ^' scnofB viid 1 J{ bchclt man zurück als ein Drinckgelt (Z. Bd. $
& 30). Vgl. oben Ö. 165 u. S. 166, bes. Anra. 3.

• Oben S. 106 Anm. 2.
• Z, Bd. 8 S. .?0.

^ Vgl. oben S. 50.

• Oben S. 106 l. c.
' Z. B. 1532, 1541, 1542, 1544, 1549, 1566, 1576, 1600, 1606. Vel.

oben S. 101 u lOr. Anm. 8, Z. Bd. 2 S 493 u. Bd. 8 S. 502 Anm. 278,
» Schon 1605 gab e« eine „Kontributionskiste« (Z. Bd. 1 S. 286> .

» Vffl. f. d. fol^nde Ortloff, Jahrrente und Geschofs S. 187

Neue Lüb. Bbltter 1<^2 S. 121. — Aueh Hamburg erhob it dem
16. Jahrhundert, wenn der bchofs nicht augreichte, RoDtributionen
(Käminereirechnungen VII S. LVIII ff.; Stieda, St&dt Finanzen S. 22).
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streiten und kam zuerst monatlich (später nur alle Monate) ^

zur Erhebung. Deshalb hieis sie auch Monats- oder
;5oldatengeld.

Die Kontribution war eine Klassensteuer. Steuereinheit

wai- der „ganze Mann^, d. h. der, welcher ein volles Vermögen
beiaTs. Dies wurde der jeweiligen Zeitauffassuog entsprechend
vertehiedea hoch bernMen. Anfitnfflich betrug es 20000 Jij

nach einem Ratsdekret vom 5. raar 1752 sollte jeder,

der ohne Mobüien ein Venningen von 80000 # besafa,

als ganzer Mann angesehen werden'« Wer kein Ver-
mögen hatte, zahlte nach seinem Gewerbe oder Erwerb'*,

der Kaufmann für ^4, der Kriimer für der Brauer
ftir und der Handwerker für * ig Mann*. Der Hand-
werker wurde also auf 50U0 geschützt, der Brauer auf

1«K)00 der Kramer auf 15000 und der Kaufmann auf

2UO0l> Wer weniger als 5000 / besafs, war vom
Monatsgeld frei. Diese Einschätzung ist etwas stark schema-
tisch und willkttrlich. Aber im allgemeinen konnte man
mit ihr auskonunen, da der Steuersatz gering war. I> r

ganze Mann hatte seit 1752 z. B. nur Ii) ^ zu zahlen^.

Als der Satz in den Zeiten der französischen Herrschaft 1000,

ja 2iK)() ^' betrug, blieben alle, die unter * 8 Mann, d. h unt< r

10 000 angesetzt waren, vom Monatsgeld verschont, hatten

aber dafür ein Kopfgeld zu entrichten®. Dasselbe gilt von
denen, die nur auf V ie Mann angesetzt waren und deshalb

überhaupt kein Monats^eld zu zahlen brauchten. Ob diese

Personen immer statt der Kontribntion ein Kopfgeld zahlen

mulsten; liegt noch im Dunkeln.
Die Veranlagung zum Soldataogeld geschah durch be-

sondere, aus Ratsherren und Bürgern gebildete Einschätzungs-

behOrden
Diese Kontribution hat den Schofs in der Folgezeit

wesentlich umgestaltet.

Schon lt)48 Avurde bestimmt : wer keine Immobilien be-

tiitze, solle nach Verhältnis seines Ansatzes zum Mouatsgeld

' 1661 schlng (1<T Riif vor. jälirlioh G Monate lang dopppltes

Soldatengeld zu erheben (Becker III 8. 26> VgL für später Klug,
Geschichte L.8 während der Vereinigung mit dem frimzösiseheii Kaiser-

reiche 1811—181S. Lübeck 1856. S. 9 ff.

* Hrejer, Einl. 8. 142 Nr. XIX u. S. 597 Nr. IV} Klug
S. 9 Anm.

* Ober die Besteoerang von VennOgen und Einkommen mittels

einer Steuer vgl. oben S. 4eS,

* Klug 8. 9.

» Dreyer l. c, Ortloff S. 187 8. Vorher wurden 33.^ und
132 ^ gefordert £« ist aber nicht ersichtlich, von welcher Gnindsiffer.

* 1809 sogar ein doppeltes (Klug S. 10).

^ Villers, Constitutions des troii villes libres hanseatiques. 1814.

Leipzig, Brockhaos, S. 19—21.
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8<;ho88en ^ In der zweiten Hälfte des 18. Jahrhunderts ging
die g:anze Verwaltung des iSchosses auf die eben erwähnten
Quartierbehörden über

Was Scbofs und Kontribtttion unterschied, war ihr Zweck
und ihre Erhebung. Er diente zur Bestreitung der aiigemeinen
Eegierungskosten, besonders zur Besoldung des Rates', und
ward veowsungsgemärs jährlich und in einer Rate erhoben. Sie
hatte den Unterhalt der Stadttruppen aufzubringen und kam
jährlich in zwei Raten, nach vorgttngiger Bewilligung der
Bürgersclmft, zur Erhebung*.

Beide Steuern sind 1811 beseitigt. Frankreich richtete ein
französisches Steuersystem ein. Nach der Befreiung wurden
sie nicht wieder eingeführt*.

1 Becker II 440. Vgl. auch III. Beilage S. 223 (Kassarezefs
von 1669).

« Ortloff S. 187.
• Obeu S. 13 Anm. 4.

* Viilers S. ly u. 22.
» Neue Lab. Blätter 1852 S. 121; Klug 8. 61 ff.
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XXI. Die BeTölkerung Lübecks im Mittelalter.

Das ^littelalter voranstaltete keine Volkszfthlungfn ^ Alle

Zahlen, die iiberlietert, sind geschätzt, und, wie man lunzu-

tiigen TTiuis, regelraäfaig zu hoch geschätzt. Das gilt auch

von den ziftermillsigen Angaben über Häuser und Wohnungen
Die spezifisch statistischen Aufoahmen des Mittelalters

•ind daher wenig brauchbar.

Besser steht es um die Register der Verwaltung wie
Bürgerrerseicbnisse, Zunftlisten, Httuserkataster, Kirchen-

bücher und Steuerregister. Sie geben Tatsachen wieder, die

Tielleicht nicht immer ToUständig registriert sind, aber an sich

ein zuverlässiges Material bieten. Sie enthalten aber alle nur
Teile der Bevölkerung und ein Schlufs auf das unbekannte
Ganse ist nur möglich, wenn zuvor das Verhältnis des Teiles

zum Ganzen entdeckt, der Reduktionsfaktor gefunden ist.

Darin besteht die Schwierigkeit dieser mit zuverlässigen Grund-
zahlen operierenden Berechnung.

Paasche spricht von einem gereclittertigten ^lifstrauen

gegen die Br?iuehbarkeit d^^r Steuerregister zu st;iii>tisrheü

Zwecken. Ein solches ersclieint den Lübecker Srhur^^bucliern

gegenüber nicht angebracht. Sie sind die vollkommensten
Personalverzeichnisse früherer Zeiten. Als Lübeck
1475 zur Verstärkung seiner Festungswerke WäUe vor dem
Hobtentor auftchatten liefe, mutsten Bürger und Einwohner,
ja Frauen an der Schanzarb^t teilnehme. Zur Durchführung
dieser Maferegel verordnete der Rat: „Item vurder is vorramet
unde beslotten, dat de schotheren alle dage hundert per-
sonen uth den schotbreuen uttekennen Scholen, umme
de den husdeneren overtoantwordende, ummese in den grmven
to Torbodende*/ Das Scholsregister gab also den besten

» 1449 hat Nürnberg eine Volkszählung veranatalt» t und StvaTa-
Imrg etwn 147H. Weitere Zählnnppn sind nicht überlicft-rt.

* Ein Hostocker Schuidentihrungsplan von 15«4 schätzt die Zahl
der Oiebelhftiuer anf 1000, die der Bndea tmf 19000. 1569 gab es dort aber
nur 2622 Haushalte (Paasch o, Die BevölkeruDif früherer Jahrhunderte
in J. f. Nat. u. Stat. Bd. 8. 622 ff. a. Uli

• IL Heft 2 S. 61.
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Aufschlufs über die Bewohner der Stadt, es konnte gleichMm
als Stammrolle dienen.

Paasche bemängelt hauptsächlich an den Steuerregistern,

der gröfste Teil der Unvermögenden sei nicht in ihnen ver-

zeichnet ^ Dem ist fUr Rostock, dessen Register Paasche zu
Grunde l^gt, bereits von Koppmann widersprochen*. Auch
auf Lübecker Verhältnisse trifft diese Bemttogelung nicht so.

Die Schoferegister registrieren (abgesehen von den Kindern)
ohne Rücksicht auf die Schofsfäh igkeit. Alles, was
beim Hausumgang ermittelt ward, wurde in die Listen eingetragen.

Selbst die Bewohner der Gänge und HinterbJMiser, die notorisch

liäutiü!' mc]\i zahlten, sind, allenüriL^s nur generell, luden
Steuerbüchern vermerkt. Schon die groföe Zahl der Ein-
regi«trierten , die nicht steuert, rund 2o^!o^, spricht dafUr,

dafs bei der Anlage der Register ohne KücksichL auf Vermögens-
verhältnisse und dergleichen vorgegangen ist

Auch die Schwierigkeiten, die sich sonst daraas ergeben,

dafs die Schofspflicht eine Bürgerpflicht ist, und deshalb die
Register nur Bürger, einen Teil der Bevölkerung, enthalten,

kommen für Lübeck in Wegfall. Denn die SchofsbUcher wurden
auch ohne Rücksicht auf die S t c u e r j) f 1 i c h t ver-

t"ertii(t. Sie enthalten aueli Scholsfreie, aueli solche Privilegierte,

deren Vorrecht allgemein bekannt und erkenntlich war, & B.
die Geistlichen.

Ferner waren zur Zeit det» Gebrauchs der von uns aus-

fezählten Register bereits Einwohnen und Giste steuerpflichtig,

letztere fanden sogar in besonderen Listen Aufnahme.
Die Lübecker SchoCsbücher führen fast ausschlidalich

HaushaltungsTorstände auf. Sie verzeichnen femer
vaterlose Kinder und Stiefkinder, aber nur, wenn sie mm
begüterten Familien stammten hier wurde ausnahmsweise
Rücksicht auf die tatsächlichen Vermögrnsverhältnisse ge
nommen — , neben Mutter. Stiefvater oder Vormund, wirtscliafV

lieh selbständige Familienangehörige und fremde Mieter. Ehe-
frauen, Kinder unter väterlicher Gewalt, Augestellte und Be-
diente, die im Hause ihres Arbeitgebers wohnten, Kloster-

geistliche, Armen-, Kranken- und Siechenhftusler wurden nicht

besonders registriert.

Die statistische Ausbeutung der Register kann daher nur
vom Begriff der Haushaltung ausgehen. Jastrow nennt ihn
„eine wahre Crux der Bevölkerungsstatistik" *. Aber ein

anderer Ausganirspunkt ist hier nicht g<^^^oben. Denn die

bchofsbücher enthalten keineswegs bestimmte Aitersklasfien.

' H.G.Bl. 1901 S. 58.
• Üben S. 186.
* Volkszahl deutscher Stftdte 8. 45.
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Die Bürger- und Steuerpflicht begann bei Einheimischen mit
dem 18., bei Fremden schon mit dem 12. Lebensjahr. Ferner
ist die jugendliche Bevölkerung, auch soweit sie wirtschaftlich

selbständig war, überhaupt nicht in die Register aufgenommen.
Die Register enthalten im ganzen ^

:

1400/1 : 5617 1487 8: 5727
1461/2 : 6503 1502/3: 0195

Namen ^.

Von ihnen sind Haushaitangsrorstände:
Prima Sekunda Prima Sekunda

Travena Traveua Wukeuisaa Wakeniasa Total

1460/1: 124G 1170 1518 1152 oUSl

1461/2: 1257 11Ü5 15in 1145 5158
1487/8: 1285 1253 Hi44 1272 5454
1502/3: 1507 1501 hV29 1201 6(H8»

Die Uaufihaltung wird gewöhnlich zu 5 Personen ge-

recimet*.

* Die Schofsregiater des 14. Jahrhunderts registrieien

;

Prima Travena Sekunda Travena
mit 860 ?
? 556
? 410 204 Personen.

Vgl. oben S. 134 Anm. 5.

* Vgl. oben 8. 142. Zum Vergleich sei fSolgendes angeführt: Nfim«
berg hatte 1433 5662 Zensiten (Sander, Reichsstadt. Haushaltung
Nürnbergs I S. 341). In Basel bflief sieh die Zahl der Stenerpfliehti^en

1429 auf 2536, 1446 u. 64 auf 6067 und 5250. In beidt n letzteren Jahren
bandelte et nch abernm Kopfsteaem (8 oh 5obere, FinansverbftltniBse
S. 181 u. 512— 21). .^ugsbur^ veranlagte zur Zuscnlagssteuer von 1475
im ganzen 4716 Personen (Härtung in Z. f. G.V. Bd. 19 S. 9H>. l>ie

dortige Steuergemeinde betrug 1471 5109, 1554 8242 Köpf(f (ib. 8. blij).

In Prankfiirt belief sich das Maximum der Bedepflichtigen auf 3405
Personen fl3.«io) (Bücher, Entstehung der Volkswirts^ fiaft S. 218).

Kostock zählte 1410 : 2787, 1473 und 1475: 2145 und 21öS, 149:1: 2180.

1563: 1750 Schofspflichtigc (Paaschc S. 332: Koppmuuu Ji.G.Ül.

1901 8. 52, 59 u. 60). Hildesheim zog 1404: 1141, 145(): 1477 Penonen
znm Rchofs heran (U.B VJ S. Lllf). In Ki« t waren 147' ^75 Pt rsonen
schofspflichtig (Ron tf'f, Ältestes Kieler Kcntenbuch b. L.XXXIX , in

Hannover 1443: 22u (Ulrich, Bilder aus li.i> Vergangenheit S. 4U).

Die Gesebofspflichtigen Dresdens betrugen im 15. Jahrhundert im
Maximum 734 (1477X im Minirninn 455 (1421) (Richter im Neuen Arcbi\r
f. SÄchs.^ Gesch. II [18811 '"^ 273 tV.).

* Von ihnen wohnten in iüuterhäuHcrn und Gängen:
Total

1460/1: 182 239 423 408 1252
1461/2 : 289 237 423 390 1339
1487/8; 173 288 479 507 1447
1502/8: 384 494 428 488 1794

Die Zahl der Gänge belauft sich nach den Registern 14867 auf 101

mit 969 Buden, 1502/3 auf 122 mit 1109 Buden. — v. Melle zählt am
Ende des 18. Jahrhunderts 167 Gänge (Gründl. Nachricht S. 322}

^ Z. B. auch von Koppmann, Kenter nnd Ulrich. Vgl. die
oben Anm. 2 ntierten Steilen.
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In Deutschland kamen 1890 auf den Haushalt 4,66 S in

Preufaen 4,7 Köpfe ^.

Bücher l>ereclinet aus der Nürnberger Volkszählung? von
1449 auf den Bürger eine durchschnittliche Kopf7:ahl von
4,ü8 Personen^. Paasche setzt den Rostocker Haushalt tur 1595
auf 4,57 Mitglieder au^. In Kürnberg kamen auf den
Haushalt 5 bis 6 Köpfet

Die Berechnungen weichen sämtlich nicht erheblich von
einander ab. Das oerechtigt aber nicht ohne weiteres eine

der vorstehenden Ziffern als „die mittelalterliche Haushaltungs-
ziffer" • zu verwenden. Bei der Kopfzahl der modernen Haus-
haltung besonders ist in Betracht zu ziehen, dafs die Kinder-
zahl im Mittelalter geringer als heute war'. Dem steht aller-

dings gegenüber, dafs damals mehr Gesinde gehalten ward
und Gesellen wie sonstige Angestellte im Hause ihres Meisters
wohnten ®.

Die Schofsregister lassen die durchschnittliche Kopfzahl
der Familie nicht erkennen. Die Zahl der blutsverwandten
und fremden Hausbewohner , die sie registrieren, ist so ge*
ringy — es sind

Prima Travena Sekunda Travena
Pueri Sonstige Pueri Sonstige

14()0/1: 42 51 (15)» 24 28 ( 7)

1401/2: 40 51 (17) 24 29 ( r,)

1487/8: 26 17 ( 5) 22 21 ( 9)

1502/3: 10 12 ( 5) 14 23 (11)

Prima Wakenisaa Sekunda Wakenissa Total
Pueri Sonstige Pueri Sonstige Pueri Sonstige

1460/1: 20 44 (22) 84 43 (17) 120 166 (6])
14<J1 2: 24 45 (18) 24 29 (15) 112 154 (56)
1487/8: Hi 18 (10) 18 11 ( ^) 82 67 (27)
16<>2/;{: 12 9 ( 8) 8 12 ( 8) 44 56 (32)— dafs sie zu Schlüssen 'in keiner Weise ausreichen

Aber für diesen Mangel ist Ersatz geboten. Bei den
TUrkensteuern des 16. Jahrhunderts wurden auch Kopf-

> von Mavr, Statistik und Gesellaehaftsl^re II S. 146.
5 Statist. Jahrbuch f. d Deutsche Beich XIII.
» Bevölkerung Frankfurts S. 40.

L. c. S. 357.

Sander, ReichsstSdt Haushaltunffr Nfimbergs I S. 7 ff.

• Jaf^trow S. 48.
^ Bücher, JEoitstehung d. Volkswirtschaft S. 220.
* Inama-Sternegg, Deutsche Wirtsdiaftigeediichte III, 1 S. 28;

Wehrmann, Zunftrollen S. 117.
• Die eingeklflmTtu rtoTi Zahl« n }>" <l(Miten diejenigen HausgenoJ'fon,

die mit dem HaushuituuKSvorstand v^tw audt .sind: mater, roater vxoria,
frater, aoror. swager, nlius, femer Witwen sowie aÜe offentiehtlich
alleinstch' Tid -n Personrn. Vpl. oben S. 138 u. 142.

Einuial ist ein gröfserer Haushalt aufiireführt: IMeskowe Tud
fratrez, soror, pueri vnd Hop vnd vidua (Sek. Wak. 1459).
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gelder erhoben, z. B. 1532 und 1544 von allen Personen
über 10 Jahren ^ Teile der dafür angelegten Register, nämlich
die Hefte für das Johaiinisquartier (Prima Wakenissa), sind

noch erhalten. Sie ermöglichen die Berechnung einer durch-

schnittlichen Kopfzahl für die verschiedenen Wohnungs-
kategorien.

Reisner hat die Register ausgezählt^. Er bereciuiet hir

loo2 auf die Haushaltung vier Küpfe^. Die Zahl ist vielleicht

etwas gering. Sie stellt das Ei'gebnis nur eines Quartiers dar,

bei ai<^/o der Hausinhaber, 27 Vo der Budeniobaber, 35 ^/o der
Kellerinhaber and 44 ^/o der Saalinbaber sind keine Kopf-
steuerpflichtige angegeben^, es ist fraglich, ob die Register
auch Personen unter 10 Jahren enthalteD. Wenn das nicht

der Fall ist, erhöht sich die Haushaltungsziffer auf 5,2 Köpfe.

1807 bclief sich nach d«M- erst^'n TjOx'ckischen Volkszählung

die durchschnittliche Koptzalil der Familie auf 4,«i Personen ^.

Da sicli aber keine Handhabe bietet, die Zahl 4 durch
eine bestimmte höhere zu ersetzen, mufs sie doch als Reduktions-

faktor benutzt werden. Bei dem Ergebnis ist aber zu be-

denken, dafö es eher zu niedrig als zu hoch ist.

Die Multiplikation der Haushaltungsvorstände mit vier

ergibt folgendes Resultat: Es hatten

Primfi

Travciia

1400 1: 4984
14*51/2 : 5028
14S7/8: 5140
1502/3: 6388
Einwohner.

Sekunda Prima
TravciKi Wfikeuiösa

4übU ti()52

4000 0304
5012 6576
6004 6516

Sekunda
Wakenissa TotuI

4008 20324
4580 20032
5088 21816
5164 24072

Hierzu kommen noch die registrierten Kurien, Kollatien,

Amtshttuser, die Httuser fremder Stfidte, der Korporationen
und die Werkhäuser. Für sie wird nutn unhedenklich je

einen Haushaltnngsvorstand rechnen können. Auch bei den
Werkhäusern. Die Badestuben wurden von Badstövern be-

wohnt, die Gerbehäuser von Gerbern, damals bestand in der

I^egel noeh keine Trennung von Wohnraum und Werkstatt.

Bei den Herbergen endlieh ist der Haushalt des Wirtes ein-

zusetzen. Die Zahl dieser Haushaltungen ist folgende*^:

> Oben S. 90 Anm. 1.

> Eiawobiisfiahl deutscher StAdte mit beeonderer Berücbaicbtignng
Lfäbecks.

* 8. 7 und 15.

* S. 8.

» Ib. S. 15.

* Vgl. oben S. 142 ft'. die Anoierkutigen.
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Prima Sekunda Prima Sekunda
TraveDU Travena Wakenisss Wakeuissa Total

14(30/1

:

6» 5 24 11 40
14G1/2: 8 5 22 8 43
1487/8: 10 5 27 14 56
1502/3: 15 14 28 12 64
Die Einwohnerzahl der einseinen Quartiere erhöht eich

also auf:

14(;(Vl: 5008 4700 6148 4052 20508
14()l/2: 5000 4680 6452 4612 20804
1487/8: 5180 5032 (Um 5134 22030
1502/3: 6448 6060 6608 5212 24328

Es kommen noch hinzu an Eanzelperaonen

:

1460/1: 8 3 — — 11

14(31/2: 8 2 — — 10
1487 8: 8 7" — — 15
1502 3: 6 4 _ 4« u
Nun stehen nur noch die juristischen Personen und

Gäste aus.

Von ersteren fiillen die Braderschafien ans. Ihre Mit-
§lieder sind hereits gezfthlt Bei den Anstalten und Stiftungen,

ie aufser anderem auch Unterkunft boten (die tlbrigen

kommen nicht in Betracht), lifcist sich die Zahl der Insassen
gröfstenteils nocli feststellen.

Die im Anfang des 15. Jahrhunderts vorhandenen Armen-
häuser waren folgendermafsen besetzt:

1. Brandenburgs (JohannisstraDse) mit 42 Frauen^
2. Gerkens (— ) - 0 - *

3. Segebergs (-) - 18 - •

4. Wickedes (Glockengiefserstrafse) - 11 • *

5. Illhoms (—) - 20 - •

6. Lüneburgs (St Annenstralse) - 12 - *

7. Segebeigs (Michaelis) ) - 50 - ^«

8. Warendorps (Hundestrafse) - 12 -

9. Zarrenthiens (Krähenstrafse) - 20 - "
10. Moyelkens (langer Lohberg) - 12 - *•

11. Kleysens (Pagönnienstrafse) - 8 -

12. van Stitens (Hartengrube) - 12 - *•

226

* Der Wirt des Domus llamburgeiisis ist besonders registriert und
deshalb schon gezählt.

' Meist Dmen. In der Sek. Trav. 1487/8 de printeis, sa S Mann
veranschlagt.

* Die cantores. Geeint sind wohl die Sänger der KajieUe sa
St. Marien; es waren 8 Personen (Z. Bd. 1 S. 366). Hier sind nur
4 gerechnet, weil eine Person l)oreits unter den Haushaltongtvorst&nden
gezählt ist. äie steuerten uno acta.

« M. Hefl 8 8. 152.
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Von den Konventen (Beginenhäasern) fofsten:

1. der Kranenkonvent (kl. Buigstra&e) 16—20 Personen^
2- der Krusenkonvent (—) 5 - •

3. der St. Johanniskonvent (Jobannisstrafse) 17 * '

•4, der St. Egidicnkonvent (Annenstrafise) 26 - *

Die Zahl der Insassen des Katharinenkonvents ist nicht

bekannt
Das Gasthaus in der Qröpelgrube konnte etwa 130

Personen Unterkunft geben'. Im Siechenhaas au St. Jttrgen

waren 40 Plätze®. Das St. Johanniskloster wurde zur Be-
formationszeit von 71 Nonnen bewohnt'. Wieviel Personen
die drei übrigen Klöster fafsten, ist nicht überliefert. Des-

gleichen war es nicht möglich die Zahl derer zu ermitteln,

die in don übrip-eii Gast- und Siechenhäusern Aufnahme ffindeii.

Das Heilige Geist- Hospital fafste sicher über 100 Personen.

Jedenfalls werden zu den ermittelten 600 und mehr nocli

mehrere Hundert Klosterleute und Hospitaliten hinzukommen.
Unter Hinzurechnung des Aufsichtspersonals dürfte sich eine

AoBtaltsbeTdlkerung you rund 1000 Seelen ergeben.

Die aiffemmftlsig ermittelte AnstaltibevOlkerung verteilt

aicli auf die einseinen Bezirke folgendermafsen^:

Prima Sekanda Prima Sekunda
Travena Travena Wakenisaa Wakenissarf Total

20 18 108 846 492

Die BeTölkamne der Quartiere stdlt sieh denmadi unter
2astthlung der einzelnen Personen (S. 222) auf:

B V .Molle, GrüDdl. Nachrieht 8. 815.
• M. Ht'ft 8 S. 152.
T V. Melle S. 321.

Ib. S, 316.
f M. Heft 3 S. 27.

»0 M. Ilf'ft 7 S. m'A, Z. Bd. 4 8. 88.
" V. Melle S. 320.
" Ib. S. 319.
" M. Heft 4 S. 28.

M. ib. S 92.

Die heutige Belagsziffer. Auch die vorigen Zahlen entötauuuen
nicht gerade alle dem Beginn des 16. Jahrhimderts. Absr da es sich

um dieselben Häuser banaelt, kann die Zahl der aufgenommenen Per-
eonen nicht erbeblicli difiorieren. Die heutige Belagssiffer ist vieUack
noch die vom Gründer bestimmte.

» Helle 8. 303.
> Beisner S. 32.
» Melle S. 905.
• Ib. S. 804.
• M. Heft 1 H. 68/9.
• M. Heft 4 S. 18.
^ V. Melle ^.

• Das St. Jürgen-Siechenhaus blieb hier audser Ansatz, weil es

or dem Tofe lag; femer die nnsldiere Belagsrifler des HeUigea
Qeivtes.
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14<iU/l: 5u3«i 4721 i\2ö(y 4998 21011
\U>1'2: 5088 4700 «500 4958 2Ui(>()

ilö7;8: 52«^^< 5557 <>792 5480 22303
1502'3: (UTii ii<is2 f.7ir>» 5558 24834

Hierzu kommen noch etwa 500 Klosterleute und liospitaliten«

Endlich sind noch die Gäste hinznznzUhlen und zwar ihre
Orundzifler; deDU sie hatten in der Kegel keine eigene Haus*
haltung K

Ihre Zahl war sehr schwankend. Die Register ftlhren auf:

1457 8 : 48 1480/2 : 257
1459;(iO: b5 1482/3 : 205
1400 1 : 57 1489 90: 142

«

1463/4 : 109

auf vier undatierten ZcUuln: 53, 07, 55 und 219*

1405 0 : 149

14007 : 174
1479/80: 103

Vorstehende Zahlen dürften z. T. unvollständig sein. Der
Dnrchflcbnitt liegt etwas Uber 110.

Das Schlufsresttltat ist folgendes. Die Stadt zahlte

14<i0/l : 21011 + 500+ 57= 21568
1462/8 : 21306+ 500 + HO 21916
1487/8 : 22547 -h «üO ^ 23157
1502/3 : 24834+ 610 « 25444

Einwohner.

Die Bevölkerung war demnach in der 2. Hälfte des

15. Jahrhunderts in stottin Steigen begriffen. Das Ausbleibf^n

von Kriei,'- und Pest macht sich deutlich bemerkbar. Die Zu-

nahme erstreckte sich besonders auf die Travenquartiere ; in

den Waknitzbezirken, besonders im ersten, dem grölsteu Quar-
tier^', war der Zuwachs ein geringerer.

Die Einwohnerzahl Lübecks wurde früher stark über-

Bchätzt. Becker eraählt ttber die Pest von 1350: „man will

behaupten, dafs 80000 bis 90000 Menschen dadurch in das Grab
gelegt sind. Ob diese Ansahl fHi* Lübeck nicht übertrieben

Bey. lasse ich dahin gestellet seyn^" Pauli schätzte die Be-

Olkerang fllr den Anfang des 14. Jahrhanderts auf 70000

• K eisner (8. 16) berechuet für 1532 5715 bzw. 7460 (wenn die

Unterzehnjährigen in der QrundsiffiDr sidit enthalten 8ind)i
• Oben S. m Anni. 3.

' Die Register von 1485 an pehcn nur noch die schofszahlendea
Oiste. Es sind deren in der Regel gegen 50.

• Letzteres ist wohl iwei Jahre lang^ gebraacht. 81 Namen aind
durchstrichen und von anderer Hand hinzngesettt.

• Aach noch 1607. Vgl. Reisner S. 2.

• Umstftndl. Geschichte I 8. 269.
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bis 80000 Seelen ^ Nach einem chronikalischen Bericht sotten

158t> gar 200000 Personen innerhalb der Kingmauem gewohnt
haben.

Bedenkt man den Umfang; der Stadt, das voratJldtische An-
siedliinirsverbot, die derzeitige extensive Bauart, das ziffern-

mälöige VerliUltnis der Wolinungstypeu (Anlage IV) und zieht

man die Erniilirungsfrage in Betracht, öo zeigt bich auf den
erüten Blick, dalö die vorstelieuden Zahlen nicht richtig sein

können. Neaerdings ist denn auch die BeyOlkerung bereits

erheblich niedriger angesetzt worden. Mantels zählte für

1350 nur noch 37000 Einwohner*, Brehm er scliatzt für

den Ausgang des 15. Jahrhunderts kaum 80()()0 Seelen^ und
Reisner berechnete vor kurzem aus dem Steuerregister von
1532 22452 Einwoliner, atis der Zahl der Wohnungen für

das 14. Jahrliundert eine Bevölkerung von 17 200, für das
]r>. .Tahrhund it eine solche von 19749*, endlich aus den
Burgcrmatrikelu für lo5n eine solche von ISSOO Seelen*.

Seine Zitfern mögen z. T. der unzulänglichen Grundüiifer und
des unsicheren Reduktionsfaktors wegen zu niedrig erscheinen,

sie erweisen jedenfalls , dafs Lübeck auch zu seinen besten

Zeiten kaum mehr als SO 000 Einwohner hatte.

Lübcek war kleiner als frtther angenommen, aber dennoch
grob, vielleicht neben Köln die gröfste deutsche Stadt ® ; denn
alle mittelalterlichen Städte sind bestenfalls nur „bescheidene

Mittelstfldte" gev^re8en^. Über 20000 Einwohner hatten aufscr

Köln und Lübeck® nur Strafsburg (117ö etwa 20 000) Nürn-
berg (1449: 20155)^0, gegen 20000 noch Augsburg s li?:.

:

18:300)", Ulm und vielleicht Danzig»«. Basel und Frank-
furt a. M. zählten nur rund 10000 Seelen, Rostock 10—14 000
Die meisten Städte hatten zu Ende des Mittelalters keine 5000
Einwohner^^.

» Zuptnnde I S. 04.

• Beiträge 2. Liüb.-Hansiscb. Geschichte S. 63.
• Das bStuliche Leben in L. bq Ende des 15. Jahrh. H.G.BI. 1886 S. 5.

• Immer unter der Annatime, dafs das Register von l''>:?2 die

UnterzelinjÄhrifTf'Ti boreits rnthält. Wenn dio? nicht der F;ill ist, er-

höhen sich die Zahlen auf 2dS2d, 22;il>0 und 25Ö3y (S. 20, 32 und 35).

» s. 4S.
• Inania- Stern egg III, 1 S. 24. Darauf deutet aurh die Tat-

sache, dafa L. zum Gemeinen Pfennig 1495 den höchsten Beitrag
gab (ib. S. 432).

' Jastrow S. 106.
• Vgl. die Tabfllo b. i I n a ma - S t p rnegg III, 1 S. 425.

• Eheberg in J. f. Nat. u. Sut. Bd. 41 u. 42; Jaatrow S. 14.

Bfieber» Bevölkening Frankfurts S. 85 und Sander, Bdcfas-
stidt. flfin !i iltimg Nürnbergs I S. 7 ff

>» liartun«,- in J. f. G.V. Bd. 19 8. 103.
' " J a !* t r ü w S. 106 ff., vgl. auch S. 156 ff.

Bücher, Kiitr^tohung der Vnlk8\%'irtBchaftö.215ff.; Seh ünb crg,

FinAnsverhaltniflse Basels S. 510—521; Koppmann il.a.BL 1901 &59ff.
Inama- Sternegg S. 26.

Forschuagen XXI (i. — Hartwig. 15
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.226 XXI 6

So bleibt die Macbtatellung Lübecks in früherer Zeit
trotz seiner nacli unseren Begriffen besclipi'ficnen Volkszalil
durchaus verständlich. Es war nach inutelaiterliclieii Verhält-
nissen eine Grofsstadt und deshalb auch auf mittelaiterlichem
Boden herrscherfilhig.

Anlage 1.

Die Schofsherren.
Von 1428 -im
(Zu S. 120.)

1428: Hiiuich Schenking. Tidemann Zerrentin. V V

1432: TidemaoQ Soling. ? ? ?

1433: Tidemann Zerrentin. Johann Gerwer. Johann Sege-
berg. Tjrmmo Hadewerk.

1434: Jakob Bramatede. Thomas Kerkring, Johann HoTe-
mann. Tymmo Hadewerk.

1435: Jakob Bramstede. Thomas Kerkring. Johann Hove-
mann. Wilhelm van Calven'.

1430: Jakob Bramstede. Johann KoUm&na. Thomas Kerkring.
Tynimo Hnrlewerk.

1437 : Johann iSeg(-bt^rg. Thomas Kerkring, Tjromp Hade-
werk. Wilhelm van Calven.

1438: Jakob Bramstede. Thomas Kerkring. Tynmo Hade-
werk. Wilhelm van Calven«

1439: Jakob Bramstede. Thomas Kerkring. Wilhelm van
Calven. Gerd van Minden.

1440: Johann Segeberg. Thomas Kerkring. Wilhelm van
rn1v(«:i Jordan Pleskow

1441: Joiiaiin Gerwer. Jakob Bramstede. Jordan Fieskow.
Hin rieh Lipperade.

1442: Jakob Bramstede. Gerd van Minden, iiinrich Lippe-
rade. Johann Brul'skow.

1443: Jakob Bramstede. Johann Segeberg. Johann Lttne*

borg. Hinrich Lipperade.
1444: Johann Gerwer. Johann Hovemann. Johann Lflne-

borg. Johann Brufskow.
1445: Johann Russenberg. Thomas Kerkring. Johann Hove-

mann. Johann Brufskow.

' Er iöt also nicht erst 1487 in den Kat gewählt, wie v. Meile
(Gründl. Nachricht S. 60) angibt. Vgl. auch Brehm er in d. Z. Bd. 5
8. 412 Nr. 149.

' Ein Jordan Ph skow n&C» su dieser Zt»t nicht im RmL £s wird
Godeke Plc^kow gemeint sein.
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XIX 6. 227

1446: Jobann Segeberg. Thomas Kerkring. Johann Brufo-
kow. Bertold Witik.

1447: Johann Gerwer. Thomas Kerkring. Johann BruÜbkow,
Bertold Witik.

1448: Thomas Kerkring. Godeke Pleskow. Johann Brufs-
kow. Bertold Witik.

1449: Johann Sogeberg. Qodeke Fleskow. Bertold Witik.
Jobauii Broling.

14ÖU: Jakob Bramstede. Godeke Fleskow. Bertold Witik.

Johann Broling.

1451: Godeke Pleskow. Gerd van Minden. Hinrich Lippe-
rade. Johann Broling.

1452: Johann S^gebeig. Hinrich Lipperade. Johann Westfal.
Hermann Dartaiow.

1453: Jakob Bramstede. Hinrich Lipperade. Andreas 6e-
Verdes. Wennemar Overdyck.

1454: Bertold \N'itik. Johann Westfal. Hermann Dartseow.
^^ enneniar < ^verdyck.

1455: Johann Segeberg. Johann Broling. Johann Westfal.-

Jühann Siua.

145(i: Hinrich Lipperade. Johann Westfal. Wennemar
Overdyck. Cord Brekewold.

1457: Johann Westfal. Johann Sina. Werner Grambeke.
Johann Bere.

1458: Johann Sogeberg. Johann Broling. Johann Westfal.

Johann van Wickede.
1459: Hinrich Lipperade Andreas Geverdes. Wennemar

Overdyck. Joliann van Wiekecb;.

14ÜU: Johann Sina. Wennemar Overdyck. Johann van
Wickede. Cord Moller.

14(51: Johann Segeberg. Cord Molier. Hermann Uitfeld,

Ludeke Bere.
1462: Hinrich Lipperade. Andreas Geverdes. Hinrich van

Hacheden. Ludeke Bere.
1403: Johann Sina. Hinrich van Stiten. Alf Qreyerade.

Ludeke Bere.

14Ü4: Johann Segeberg. Hinrich van Stiten. Johann van
Wickede. Alf Greverad»'.

1405: Hinrieh Li)>perade. Andreas Geverdes. Cord Moller.

Hermann Sundesheke.
1400: Johann Sina. Hinrich van Stiten. Andreas Geverdes.

Alf Greverade.
14<57: Johann Sina. Andreas Geverdes. Johann van

Wickede*. Alf Greverade.

< In der Quelln steht Johann Wjtten* Ein Trager dieses Namens
safü aber der Zeit niciit im liat.

15»

Digitized by Google



228 XXI 6.

1468: Hinrich Lipperade. Johann van Wickede. Oonl
Moller. Hermann Sundesbeke.

1469: Andreas Gfivertles. Alf Greverade« Bernd Darraow.
Hiurich Konstin.

1470: Hinrich Ebeling. Johann van Wickede. Uiurich
Konstin. Johann Wikinghutf.

1471: Cord Moller. Alf Qreverade. Hermann ^undesbeke.
Johann Hcrtze.

1472: Andreaa Geverdes. Alf Grererade. Hermanii Sundes»
beke. Johann Hertze.

1473: Hinrich Ebeling. Cord Brekewold. Hinrich van
Calven. Hinrich Klockmann.

1474: Cord Moller. Hermann Sundesbeke. Ludeke Tan
Tiinon. Hinrich KlockmnTin.

1475: Cord Brekewold. Alf Greverade. Bernd D&tbbow,
Hinrich Konstin.

1476: Ludeke Berc. Hermann ^uude^beke. Tidemann
Ewinghusen. Brun Bruskow.

1477: Hinrich Konstin. Johann Wikinghoff. Bran Bruskow.
Tonnies Dimant.

1478 : Hinrich Konsttn. Brun Bruskow. Yolmar Warendorp.
Hinrich Brömse.

1479: Hinrich Konstin. Tidemann Ewinghusen, Volmar
Wnrendorp. Hinrich Brömse.

14ÖÜ: J<.]i;tiiii \\'ikinghotl'. Volmar Warendorp. Hinrich
Brömse. Diderich Basedow.

1481: Ludeke Bere. Hinrich Konstin. Volmar Warendorp.
Hinrich Brömse.

1482 : Tidemann Ewinghusen. Bertram van Rentelen. Hin-
rich BrOmse. Brand Hohefeld.

1483: Johann Wikinghoff. Tonnies Dimant. Hinrich BrOmse.
Brand HogefeM.

1484: Ludeke Bere. Hinrich van Calden, Volmar Waren*
dorp. Diderich Basedow.

1485: Volmar Warendorp. Hinrich Li|)perade. Bertram
vaTi Kentelen. Hermann van Wickede,

14Ötj: Tüjuiies Dimant. Volmar Warendorp. Hinrich Brömse.
Brand Hogefeld.

1487: Ludeke Bere. Hinrich yan Calven. Volmar Waren-
dorp. Diderich Basedow.

1488: Hinrich Klockmann. Volmar Warendorp. Hinrich
Lipperade. Hermann van Wickede.

1489: Hinrich Klockmann. Tonnies Dimant Volmar Waren*
dorp. Brand Hogefeld.

1490: Hinrich Klockmann. ^^olmar Warendorp. Diderich
Basedow. Hinrich van Calven.

1491: Hinrich Klookinaiin. Hinrich Lipperade. Diderich
Hupe. Jühaun Kerkring.

Digitized by Google
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1492: Uinrich Klockmann. Toniücä Diniant. Brand Hoge-
feld. Hfiinuum ClahoU.

1498: Hinrich Klockmann. Volmar Warendorp. Diderich
Basedow. Hinrich van Calven.

1494: Hinrich Klockmann. Hinrich Lipperade. Hennann
Ciaholt. Johann Hertze.

1495: Hinrich Klockmann. Brand Hogeteid. Hermann
Ciaholt. Johann Hertze.

149U: Hinrich Klockmann. Hermann Ciabolt. Johann Uertze.

Hinrich van Calven.

1497: Hinrich Klockmann. Tunniea Diiuaat. Diderich

Basedow. Hermann Claholt.

1498: Hinrich Klockmann. Volmar Warendorp. Johann
Kerkring. Hinrich Witte.

1499: Hinrich van Calven. Hinrich Klockmann. Diderich
Basedow. Hinrich Witte.

1500: Hinrich Klockmann. Johann Kerkring. Hartwich
van Stiten. Johann Bere.

1501: Hinrich Klockmann. Diderich Basedow. Volmar
Warendorp. Johann Kerkring.

1502: Johann Kerkring. Hinrich Westfal. Hinrich Caatorp.

Johann Niestadt.

1503: Jasner Lange. Hermann Darssow. Hinrich Castorp.

Johann Niestadt.

1504: Volmar Warendorp. Johann Bere. Hinrich Witte.

Bertold Kerkring.
1505: Johann Kerkring. Hinrich Westfal. Hinrich Witte.

Bertold Kerkring.

1500: JaBpar Lan;;c. Hinrich Witte. Hermann Darssow.
Johann Nieatadt.

15U7: Johann Bere. Hinrich Witte. Hinrich Caatorp.

Hermann Meyer.
1508: Johann Kerkring. Bertold Kerkring. Hermann

Meyer. Johann Niestadt.

1509: Ja9i)ar Lange. Hermann Darssow« Hermann Heyer.

1510: Hinrich Witte. Hermann Darssow. Hinrich Oastorp.

Joliann Niestadt.

1511: Joiianii Kerkring. Bertold Kerkring. Everd van
Kentclen Johann Meyer,

lölli: Hermann Darb.<o\v. Kverd van Kenteien. Berend

Bomhowcr. Bertold Kerkring.

1513: Bertold Kerkring. Johann Niestadt. Johann Meyer.

Berend Bomhower.
1514: Bertold Kerkring. £verd von Rentelen. Berend

Bomhower. Hinrich Warmbocke.

* Auch Geuert.
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230 XXI Ö.

1515: Hermann Darssow. Johann Niestadt. Uerend Born-
bower. Hinrich Warmbocke.

1516 • Johann Kerkring. Johann Meyer. Berend Bombower«
Hinrich Nenstede.

1517: Bertold Kerkring. Everd van Renteien. Johann
Niestadt. Berend Bomhower.

1518: Everd van Rontplen. Hinrich Warmbocke. Fritse
Grawert. llmnch Nenstede.

1519: Hinrich Warmbocke. Everd van Kenteien. Mattritias

Loff. Nicolaus Brömae.

1520: Bertold Kerkring. Fritze Grawert. Hinrich Nenatede.
Hinrich Gruter.

1521: Berend Bomhoyer. Lambert Wikinghoff. Hinrich
Gruter. Hinrich Nenstede.

1522: Hinrich Wambocke. Hinrich Nenstede. Mauritioa
Loff. Johann Saliger.

1523: Bertold K rkrinj^. Fritze Grawert. Lambert Wiking-
Itoff. ('üi<l Schepenatede.

1524: Berend lioiiihover. Doctor Pakebuöch. Lambert
^^ ikmghofT. Hinrich Gruter.

1525: Hinrich Waruibocke. Lambert Wikinghoff. Gott^^chalk

van Wickede. Cord Schepenstede.

1526: Hinrich Warmbocke. Lambert Wikinghoff. Gottschalk
an Wickede. Cord Schepenstede.

1527: Hinrich Warmbocke. Iiamoert Wikinghoff. Cord
Schepenstede. Johann van Kempen. Fritze (Gra-
wert). Joliann Saliger.

1528: Hinrich Wnrniljocke. Lambert Wikingboff. Johann
van K iiijtn. Cord Wibbeking.

1529: Fritze Gi awert. Johann Saliger. Cord Wibbeking.
Gotthard vau Uöveleu.

1530: Fritse Grawert. Nicolaus Bardewik. Johann Stolterfoth.

Gotthard van HOvelen.
15B1: Cord Wibbeking. Johann Stolterfoth. David Dii

Nicolaus Bardewik.
1532: Doctor Wibbeking, David Divessen.

' und by eu seten van van den borgern wegen Johann booe und
doctor fran«. V^'l. hierzu oben S. 122.

* Die Namen sind den Abrechnuogsbüchem der Schofäherren ent-

nommen; nar die des Jahres 1428 stehen in einem
"— '"^ ~
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Anlage II.

Verzeiclulis der Schofseinnehmer und -kiieehte

1 i'd— »U : Wiskendorp (huasluter).

14t>l— »iü: Gotfried.

14t>2— 7<>: Merten Rughe (liubsluter).

1470— 81 : Marquart.

1481 — V : Amt (liustiener).

? —1498: Luteke (husdener).

1498—1504: Peter (dener).

15(M— 20: Hiorik Euerdes.
1505— x: Markus ?.

1452— Gotfried.

14«»<l— <i8: Jakob Mellendorp-.

1473— 80: Tonnies Blakel (hussluter)».

1474: zeitweilig vertreten durch Hermann Vruchtenicht
US(}^ Hnns Kock.
1482— .^4: iians Eddeier.

1484— 93: Michel - (Inisdener), 1492 in der Fastenzeit durch

1493—1503: Hinrich Bramstede.
1503—1505: Markus ?.

1505—1510: Bernt Stal.

1510—1520: Clawes Schröder.

Gerken Sager (1452-03?), Clawes (1452— V), Hinrich Struse

(1401—08), Pawel (1401/2), Jacob Tzellen (14('>2:?), Michel

(1463), Hanse [Libbrade]"^ (14H:{ff), Laurena (149ti/9), Peter

1498/9).

Den ghaatbreff manede: '

1481-83: Hans Eddeier.

1484—9(): Luteke (husdener).

1501 : Peter (dener) \

' Vgl. oben S. 125 u. 130 Anin. Die Namen ergeben »ich aus den
Quittungen über rlic Ablieferung des SchoesuB. Die Amtsdiuer ist zum
Teil durch Schriftvergleich festgestellt

« Vgl. Aber sie Z. Bd. 4 S. 805.
' -Über ihn ist genaucrci^ überliefert. Er war zuerst „des Kopmans

Loper utli Flunh rn'^ fPau 1 i , ZustfiiK^' TT S. S4l 1485 erhielt er die

Erlaubnis, beätiiumte Fische zu weichen, obwohl er nicht zur Zunft der
Htockfischweicher gehörte (Wefarmann» Zimftiollet» S. 453X ^^^^^

Waknitsseite.

Amt vertreten.



Anlage III.

Das Sehofämahl
(nach der AbrechnuDg von 1460)i

Item vor braden grapenbraden ^ viide voi*

stucket ulesk 2^8^ ^
It, vor rugglie swvns harst - vndo vote . . — - 2ti - — -

It vor schap uleak 2- — -

It vor tunghen vnde motteworste . . . , — - lo - — -

It vor brod 2 - - -

It. vor heringh vnde aolt — . -

It. vor 4 hasen -20- -

lt. vor I lionre , 4. .

It. vor bamlxngher beer — • 24 • -

It. vor m.'uulelen . 10 . .

It. Vor kiilea — . ^ . .

It. vor botteren vppe de viske — - 10 - -

It. Yor hekede' neghen oghen brat uiske
vnde dorsk — - 20 - -

It. vor enbeker be«r — .24- — -

It. vor kesc koken vnde verske botteren • - 11 - — .

It. deme koke — -12- -

It. deme koken junghen — - 2 - -

It. vor licht — _ 2 - -

It. vor sipollei v rtelen senuep vnde ghorte* — - 4 - ,

It. dp dat holt brachten — . 1- .

lt. de de viske brachten ....... — - l .

It. egger* — . 2 - -

It. vor ctik* honnych — - 2- C-
It, vor Btokuyak — -26- -

It. vor water to dreghende — - 2- — -

It. vor Bcbinken 2 - 4 - -

It. vor 2 tunnen bera 2 - 5 - -

Tt. vor \ re. — - 26 - — -

lt. vor a)»j)eleii boren sote seteken note . 1 - — - -

lt. noch vor viigeit , . . — - 4 - — -

wifikendorp geven dit ez in ge screuen'.

« Tonfbraten. » Lendenstück. • Hechte. Grütze. » Eier
• Essig. ' Vpl. lii^v.u ol.rn S. 128; ferner Z. Bd. 4, 2 S. 115 fl". (Fln
Gastmahl de^^ iJat^M i,n .I.ihr. 15021 : M. Heft 2 S. 163 ff.; Z. Bd. a S. 562 ff.
(eine Beköstigung aub tieui Jahre iö42).
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Anlage VI.

Münze und Geldwert in Lübeck
(vom 14.— 16. Jabrhandert).

Lübeck hatte im Mittelalter Markwährung: eine Mark
(^ ) =^ 1() Schillinge (ß) =^ 192 Pfennige Oenaueres oben
b. 107 ft*. Eine exakte Umrecliniuig in die heuiig(' Valuta stellt

noch aus: für eine ungefähre sei folgendes angeführt. Schäfer
berechnet (Die Hauüebtädte und König Waldemar S. 207),

dafs die Mark Lübäch um 1350 einen Silberwert von etwa
10—^20 Reichsmark hatte, und dals ihre Eaafkralt nach der
ältesten lUbeckischen Brottexe durchschnittlich 6—8mal so

frofs war wie die der heutigen Mark. Er folgert, dafs man
ie Geldsummen des 14. Jahrhunderts mit 7<)—75 multipli-

zieren mufs, um den entsprechenden Wert der Jetztzeit

festzustellen. Als 1475 die ganze Bevölkerung am Aufbau
der \\'älle vor dem Holstentor teilnehmen mufj>te, bestimmte
der liat, wer sich vertreten lassen wolle, habe seinem Vertreter

einen Tagelohn von 5 Witten (—20 4) = l"a Jj) zu zahlen

(M. ilett '1 S. Ol). 2^innnt man au, dafa der ortsübliche Tage-
lohn zu Grunde gelegt ward, so ergibt sich ein durchschnitt-

licher Wocbenlohn von 10 jt? und ein Jahreslohn von rimd 32
Heute bellluft sich das Jahreseinkommen des ungelernten

Lübecker Arbeiters auf 936 Mk., die Mark Labsch des

15. Jahrhunderts würde also heute etwa 30 Mk. bedeuten.

Dasselbe Resultat ergeben die Abrechnungen über die Schofs-

mahlzeiten der Jahre um ! Nach ihnen kostete u. a. das

ft Butter ^it—^i-i. ß, das Huhn 1 ß\ heute stellen sich die

Preise dafür auf 1,1<'— 1,.'><) Mk. bzw. 2 Mk. Auch hiernach

wäre die Kaul kraft deö Geldes etwa 3Umal üo grofs wie

heute. Im Anfang des lü. Jahrhunderts scheint der Tagelohn
sich auf 2—3 ^ oelaufen su haben; ein ttlchtiger Tischler-

Seselle erhielt nach einer Bestimmung von 1499 tttglich 3
ie Zimmerleute I

Maurer und Decker nach einer Zunftrolle

von 1510 vom 2. Februar bis 4. April und vom 17. September
bis m. November täglich 8 Witten (= 32 2^(n ß), vom
4. April bis 17. September 9 Witten (as 3 ß)^ endlich die am
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Bau des Alster- Trave-Kanals (1526--1530) beschäftigten Ar-

beiter einen Tagelohn von 8 Witten (Wehrmann, Zunft-

roUen S. 120; Hasse, Der frühere Alster - Trave - Kanal in

M. Heft 0 S. 114). Das sind wöclientlich 10— 18 M und jährlich

52—5H #. Beim Bau des neuen Elb-Trave-Kanals bezogen
die Ar))eiter ein Jahreseinkommen von 900 Mk. , der Durch-
schnittslohn der heutigen Tischler und Maurer beträgt

1200—1300 Mk. bzw. 1000— 14<Mi Mk. Darnach würde die

Mark Ltibsch aus dem Anfang des IG. Jahrhunderts einer

Snmme von etwa 20—28 Mk. oder durchschBittlich 24 Mk.
entsprechen.
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